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In dem Vorworte, welches Kloſtermann furz vor jeinem frühen 
Hinjcheiden der vierten Auflage jeines trefflichen Kommentars zum preu— 
Bilchen Berggejete (1885) vorausjchicte, hat derjelbe mit warmen und 
überzeugenden Worten den Wunfch ausgeiprochen, daß auf der Grundlage 
dieſes Gejeßes ein gemeines deutjches Bergrecht geichaffen werden möge. 
Auch ift jüngft von anderer Seite (Mede: „Das Verhältniß des bürger- 
lichen Gejegbuches zu den Landesgejegen“. Gutachten aus dem Anwalt: 
ſtande ıc. 1888. Heftl S. 10) geltend gemacht worden, daß das Berg- 
recht demnächſt ein Theil des deutjchen bürgerlichen Rechts werden müſſe. 
Gewiß darf dieſes Ziel nicht auß dem Auge gelafjen werden, wenn an— 
ders die durch die neuere Bergrechtäreform glüclich erreichte Rechtsge— 
meinjchaft auf die Dauer erhalten bleiben fol. Nur müßte die Form 
gefunden werden, welche es geitattet, auch dieſes wichtige Rechtsgebiet 
troß feines gemiſchten öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen Charak— 
ter3 der Reichsgeſetzgebung zu unterwerfen. Jedenfalls wird aber ber 
Zeitpunkt für die Abfaffung eines allgemeinen deutjchen Berggeſetzes 
nicht cher gefommen jein, als bis das bürgerliche Gejeßbuch vollendet 
und in Sraft getreten ift. 

Unter diejem Gefichtspunfte dürfte es nicht verjpätet fein, den be» 
reit3 vorhandenen Kommentaren zu dem preußischen Berggeſetze noch 
einen neuen hinzuzufügen. Der bergrechtliche Stoff wächſt in der ge- 
jchäftigen Hand der Verwaltungs: und Gerichtöpraris jo raſch an, und 
die jtetigen Fortichritte der allgemeinen Landes: und Neichsgejehgebung 
wirfen auch auf die Nechtslage des Bergbaues jo unausgefegt ein, daß 
die Hülfsbücher, um ihren Zweck volljtändig zu erreichen, fich in für- 
zeren Beiträumen folgen müffen, als dies früher nothiwendig war. 

Nachdem das Berggeje vom 24. Juni 1865 nunmehr in das 
vierundzwanzigite Jahr jeiner Wirkſamkeit eingetreten ift, rückt die Zeit 
näher, im welcher die auf eigener praftijcher Erfahrung beruhende Be- 
fanntichaft mit dem älteren Bergrechte nur noch Wenigen beiwohnen und 
die Thätigfeit des jüngeren Gejchlechts Iediglich auf dem Boden des 
jegigen Berggejeges jtehen wird. Für die richtige Auffaffung und er: 
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jpriegliche Handhabung des letzteren bleibt aber die Kenntniß des älteren 
Bergrechts und jeines inneren Zujammenhanges mit dem gegenwärtig 
geltenden Rechte unentbehrlid). 

Mehr als manches andere Geſetz hängt das Berggejeh von 1865 
mit einer voran gegangenen längeren Entwidelungsperiode zujammen; 
e3 bildete den vorläufigen Abjchluß einer jchrittweilen Neugejtaltung 
des Bergrechts. Im Folge des die Schranken des Hergebrachten durch: 
brechenden Aufichwunges, welchen die Großinduſtrie und das Eijenbahn: 
weien zu Anfang der fünfziger Jahre nahmen, ging die Novellengejeh- 
gebung jeit dem Jahre 1851 dazu über, auch den heimischen Bergbau 
von hemmenden Feſſeln der Gejeggebung und Verwaltung vor und nad) 
frei zu machen. Anfnüpfend an das bis dahin Erreichte erfaßte das 
Berggeſetz die jchliegliche Aufgabe, auch die noch zurücdgebliebenen man 
cherlei Ueberrefte des früheren Syſtems zu bejeitigen, den Grundjat der 
Selbjtverwaltung bei dem Privatbergbau zur vollen Geltung zu bringen 
und den Bergbau unter das allgemeine Recht zu jtellen, jomweit nicht 
die Eigenart dejjelben und dag Interefle der Gejammtheit bejondere 
bergrechtliche Vorſchriften erheiſchen. Es lag dem Berggejeße ob, die 
leitenden Gedanken jener Novellengejeßgebung nach allen Seiten hin mit 
Unbefangenheit durchzuführen und insbejondere auch eine feſte geſetzliche 
Grenzlinie zwijchen Selbitverwaltung und Aufficht der Bergbehörden des 
Staates zu ziehen. Daß hierbei auf einen wirfjamen Schuß der gerade 
bei dem Bergbau ſtark hervortretenden öffentlichen Intereffen nicht ver- 
zichtet werden konnte, entiprach dem alljeitigen Einverjtändniffe, und 
das Berggejeb iſt deshalb auch weit davon entfernt, der Mancheſterſchule 
zu huldigen. Im Uebrigen ftellt fic) daS Berggejeß vermöge feiner Res 
formen und Hauptzwede an erſter Stelle nicht als Bergpolizeigeſetz, 
fondern als wirthichaftliches Nechtsgejet dar, dazu beftimmt, die Ent- 
widelung und Blüthe des Bergbaues jo Fräftig zu fürdern, als mit 
Hülfe einer zeitgemäßen Nechtsordnung überhaupt zu erreichen ift. 

Bei der Kürze, welche das Berggeſetz mit Vermeidung der land— 
rechtlichen Kaſuiſtik angeftrebt Hat, reicht der Buchſtabe allein zum rich— 
tigen Verſtändniſſe des Gejehes häufig nicht aus. Dafjelbe will in dem 
Geiste, der in feinen Vorjchriften zum Ausdruck gelangt iſt, ausgelegt 
und angewandt fein, und auch Hier gilt daS bei anderer Gelegenheit ge- 
iprochene Wort des großen Reichskanzlers: „nicht ftraucheln über einen 
juriftifchen Zwirnsfaden“. Zur Vermeidung diejer Gefahr dient wejent- 
lich) auch die Benugung der Materialien des Berggejeges in den wiſſen— 
ſchaftlich zuläffigen Grenzen. In dem vorliegenden Kommentar find 
deshalb die Motive zu der Negierungsvorlage und die Landtagsver- 
handlungen vielfach berüdjichtigt und benußt worden, was um jo eher 
geichehen durfte, ald dem Verfafjer jeiner Zeit die Bearbeitung der amt- 
lichen Motive vergönnt war. 
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Sollen auf dieſe Weiſe namentlich die leitenden Grundſätze und 
die allgemeinen Ziele des Berggeſetzes aufgefriſcht und in Erinnerung 
gebracht werden, ſo hat ſich andererſeits die Aufmerkſamkeit der Praxis 
zuzuwenden, welche im Laufe der Jahre hervorragend dazu beigetragen 
hat, das in ſeinen Umriſſen und Grundzügen in dem Berggeſetze ent— 
haltene neuere Bergrecht im Einzelnen weiter auszubilden und zu ver— 
vollſtändigen. Dies iſt, wie die in großer Zahl vorhandenen Entſchei— 
dungen der Verwaltungsbehörden und Gerichtshöfe zeigen, im Allge— 
meinen in zutreffender Anwendung der gejeßlichen Borjchriften und in 
einer erfreulichen grundſätzlichen Uebereinjtimmung zwijchen Bergverwal- 
tung und Gerichten gejchehen. Auch diefer reichlich angefammelte Rechts- 
jtoff hat in dem Kommentar gebührende Berücdjichtigung gefunden, und 
zwar unter gleichzeitigem Hinweis auf die denjelben größtentheils ent— 
haltende Zeitjchrift für Bergrecht und die verjchiedenen Sammlungen 
gerichtlicher Entjcheidungen. 

Bei einzelnen bergrechtlichen Fragen waren furze Bemerkungen 
über Die neuere Gejeßgebung anderer Staaten angezeigt, und was Die 
dem preußischen Berggejege nachgebildeten deutſchen Berggejete betrifft, 
jo ift bei allen wichtigeren Vorjchriften auf die Uebereinjtimmung und 
andererjeit3 auf die Abweichungen von erjterem Hingewiefen. 

Endlih war auch auf die Durch das Berggejeß hervorgerufene 
ergiebige Literatur und die Meinungsverjchiedenheiten Rückſicht zu neh— 
men, welche unter den Bergrechtsichriftitellern über mehr oder minder 
erhebliche Rechtsfragen beitehen. Hierbei hat die eigene Anficht des Ver- 
faſſers ebenfall3 Ausdrud gefunden. 

Dagegen ift von einer einleitenden Einführung in das Bergrecht 
im Allgemeinen abgejehen, weil das für das Verjtändnig des Bergge— 
ſetzes Erforderliche im Kommentar felbft enthalten ift und im Uebrigen 
für ein gründlicheres Studium des Bergrechts jelbitjtändige und ausführ- 
lichere Bearbeitungen dejjelben benußt werden müjfen, während ein kurzer 
Abriß Hierzu nicht ausreicht. Im diefer Beziehung find befonders die immer 
noch mujtergültigen Lehrbücher von Hafe, Kommentar über das Berg— 
recht (1823) und Karjten, Grundriß der deutſchen Bergrechtslehre 
(1828), desgleichen Achenbach, Das gemeine deutiche Bergrecht ꝛc. 
(1871) und Klojtermann, Lehrbuch des preußischen Bergrechts (1871) 
zu empfehlen, und auch die reiche Literatur des öfterreichiichen, franzö- 
ſiſchen und englischen Bergrechts jollte nicht unbenußt bleiben. 

Da der Bergbau mit feinen Einrichtungen und Perjonen nur zum 
Theil von bergrechtlichen Vorjchriften und in vielfachen Beziehungen 
von dem allgemeinen Rechte beherricht wird, jo hat die eingreifende 
Umgejtaltung diejes Rechts, welche jeit dem Erlaß des Berggejeßes 
durch die Landes: und Reichdgejeßgebung herbeigeführt worden ift, fich 
nothwendiger Weije auch auf das Recht des Bergbaues erjtredt. Das 
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Berggeſetz als jolches ift allerdings von diejen Veränderungen weniger 
berührt worden, weil es grundjäglich viele Gegenstände theils ausdrück— 
(ich, theils jtillichweigend an die allgemeine Gejeßgebung verwiejen und 
jomit der unmittelbaren Anwendbarkeit der letteren freien Raum ge- 
lafien hat. Gleichwohl bedurfte es, um den gegenwärtigen Rechtszu— 
ſtand vollitändig zur Anſchauung zu bringen, der Berüdfichtigung der: 
jenigen Landes: und Reichsgeſetze, welche theils einzelne Vorſchriften 
des Berggeſetzes befeitigt haben, theils neben dem Berggeſetze auf das 
Bergwejen Anwendung finden. Die einichlägigen Beitimmungen diefer 
allgemeinen Gejege find gehörigen Orts eingejchaltet und durch Fleinere 
Schrift ausgezeichnet. Es handelte ſich Hierbei hauptſächlich um die 
neuere preußiiche Gejeßgebung über das Grumdbuchweien, die Zwang3- 
vollitredung in das unbemwegliche Vermögen und die Neugeftaltung der 
allgemeinen Landesverwaltung, desgleichen um die Neichsjuftizgejeße, die 
Gewerbeordnung, die Kranken» und die Unfallverjicherung. 

In der äußeren Einrichtung des Buches it von der herkömmlichen 
Kommentarform injofern abgegangen, als die Zufäße und Erläuterungen 
nicht unter dem Terte des Berggeſetzes anmerkungsweiſe beigefügt find, 
jondern dem in ununterbrochenem Zujammenhange an die Spite geitellten 
Geſetze als jelbftitändiger Abjchnitt folgen. Auf diefe Weiſe ijt der ſtö— 
rende Uebelſtand vermieden, daß bei dem Nachlejen eines einzelnen Ge— 
jeßesparagraphen oder gar eines ganzen Abjchnittes häufig eine Anzahl 
von Blättern umgejchlagen werden muß. 

In den Gejegestert find die 88 235 a bis g der Novelle vom 
9, April 1873 eingerücdt, während die aufgehobenen Vorjchriften des 
Geſetzes fich Durch kleinere Schrift kenntlich machen. Das an die Stelle 
der 88 212 und 213 getretene Geſetz vom 22. Februar 1869 hat als 
Theil der provinzialrechtlichen Beftimmungen bei den Zufäßen und Er- 
läuterungen zum zehnten Titel feinen Pla gefunden. 

Sn einem bejonderen Anhange zu dem von den Bergleuten han- 
delnden dritten Abjchnitt des dritten Titel3 find die Vorjchriften zu— 
jammengejtellt, welche fich auf die Beichäftigung der jugendlichen und 
weiblichen Arbeiter, die Sonntagsarbeiten und das Koalitionsrecht be- 
ziehen. Ein Anhang zum neunten, die Bergpolizei betreffenden Titel 
enthält die übrigen jtrafrechtlichen Vorſchriften. 


Die bereit3 im Jahre 1826 in Ausficht genommene Kodififation 
des preußischen Bergrecht3 langte nach wiederholten gejeßgebertichen Ver— 
juchen (vergl. Beitjchrift für Bergredt Bd. 3 ©. 234 ff.) und nach einer 
mit dem Jahre 1851 beginnenden Zwijchenperiode der Novellengejeh- 
gebung im Jahre 1862 bei dem vorläufigen Entwurfe eines Allgemeinen 
Berggeſetzes für die preußischen Staaten an. Dieſer Entwurf bildete 
jodann nach vorgängiger Veröffentlichung und vieljeitiger Begutachtung 
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die Grundlage für den umgearbeiteten Berggeſetzentwurf, welcher mit 
Allerhöchſter Ermächtigung vom 4. Januar 1865 dem Landtage zur 
verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegt und in der von letzterem 
beſchloſſenen Faſſung am 24. Juni 1865 zum Geſetze erhoben wurde. 

Die neunte Kommiſſion des Herrenhaujes, an welches der Gejeb- 
entwurf nebjt Motiven zuerjt gelangt war (Nr. 6 der Drudjachen), er- 
ftattete am 16. März 1865 einen eingehenden Bericht über die Vorlage 
(Nr. 36 der Drudjachen), worauf leßtere in der von der Kommiſſion 
vorgelegten Fafjung in der Sitzung des Herrenhaujes vom 30. dejjelben 
Dionat3 im Ganzen angenommen wurde (jtenogr. Brotofolle ©. 1597f.). 
Hierauf berichtete die neunzehnte Kommiſſion des Hauſes der Abgeord- 
neten am 8. Mai 1865 ebenfalls jehr gründlich über den Entwurf 
(Nr. 183 der Drudjachen) und beantragte, demjelben in der von dem 
anderen Haufe genehmigten Faſſung die Zuftimmung zu ertheilen. Die- 
jem Antrage trat das Abgeordnetenhaus in der Sitzung vom 31. des— 
jelben Monats bei, indem der Entwurf im Ganzen mit allen gegen eine 
Stimme angenommen wurde (jtenogr. Protokolle ©. 1803 ff.). Grund» 
jägliche Abänderungen Hatte die Regierungsvorlage durch die Beſchlüſſe 
des Landtages nicht erlitten; die Abänderungen und Ergänzungen be= 
ſchränkten fich wejentlich auf einzelne VBorjchriften des Entwurfes. 

Die Verkündigung des Geſetzes erfolgte in der Gejeßjammlung von 
1865 Seite 705 ff. Am 1. Dftober 1865 trat dajjelbe in dem dama— 
ligen ganzen Staatsgebiete in Kraft und wurde demnächit durch die auf 
Seite 617 ff. abgedrudten Verordnungen und Gejeße in Die neu erivor= 
benen Landestheile jowie in die Fürftenthümer Walde und Pyrmont 
eingeführt. 

Außerdem ift das Berggejeß vom 24. Juni 1865 der Hauptſache 
nad) übergegangen in die zehn Berggeſetze für 
Braunſchweig dv. 15. April 1867, Zeitjchrift für Bergrecht Bd. 8 ©. 275 
Sadjen- Meiningen v. 17. April 1868, „ £ 9 „318 


Gotha v. 16. Auguſt 1868, B ö . „ 9 „ 43% 
Bayern v. 20. März 1869, . = 2 30.4108 
Neuß j. 2. v. 9. Oftober 1870, un „12 281 
Sadjjen-Altenburg v. 18. April 1872, „ P 2 „13 „160 
Eljaß-Lothringen v. 16. De5.1873, „ R P — — 
Württemberg v. 7. Oktober 1874, F „15 „ 431 
Anhalt v. 30, April 1875, N = . „16 „281 
Heſſen v. 28. Januar 1876, ; „17 „ 158 


Der Bergbau, welcher demzufolge ſchon jetzt burch dieſe bergrecht 
liche Gemeinſchaft verbunden iſt, nimmt an den Geſammterzeugniſſen des 
Bergbaues im deutſchen Reiche nach der Menge mit mehr als 93 Pro- 
zent und nach dem Werthe mit mehr als 90 Prozent Theil. 
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Als Bearbeitungen des preußiſchen Berggeſetzes ſind, abgeſehen 
von einigen, zum Theil mit kurzen Bemerkungen verſehenen Sonderab- 
drücken des Gejeges, namhaft zu machen: Die Ausgabe dejjelben nebjt 
volljtändigen Materialien von C. Hahn, Berlin 1865, und die Kom— 
mentare mit Gejeßestert von v. Beughem, Neuwied 1865; BP. Wach— 
ler, Breslau 1865; U. Huyfien, zweite Ausgabe, Ejjen 1867; €. F. 
Koch, Berlin 1870; TH. F. Oppenhoff, Berlin 1870; M. Buffe, 
Breslau 1880; R. Klojtermann, vierte Auflage, Berlin u. Leipzig 
1885; 2. von Rönne, Berlin 1887; A. Arndt, zweite Auflage, Halle 
a. d. Saale 1888. 

Außerdem Liegen zwei mit Erläuterungen verjehene Ausgaben des 
bayerijchen Berggeſetzes vor, die eine mit Allerhöchiter Genehmigung 
erichtenen, München 1869, die andere von M. Stupp, München 1879. 

Franzöſiſche Ueberjegungen des preußischen Berggeſetzes find ver- 
öffentlicht worden in den Annales des travaux publics de Belgique 
Bd. 23 (1865) ©. 484 ff. und in den Annales des mines etc. Partie 
administrative, Serie 6 Bd.7 (1868) ©. 91 ff., leßtere von J. Ichon. 


November 1888, 
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Zu $ 42 Bem. 2. Dem im $ 42 unter 1 aufgeftellten Er- 
fordernifje der Konfolidation: „ein notariell oder gerichtlich 
beglaubigter Konſolidationsakt“ wird durch eine Privaturkunde 
mit notarieller oder gerichtlicher Beglaubigung der Unter: 
Ichriften nicht genügt. Rekursbefcheid v. 11. Oftober 1888. 
Zu Abſatz 3. Aus DVeranlaffung des Geſetzes v. 12. April 
1888 ift jo eben im amtlichen Auftrage herausgegeben: „Die 
Geſetzgebung über das Grundbuchweien und die Zwangsvoll— 
ftredung in das unbewegliche Vermögen im Geltungäbereiche 
des Rheinifchen Rechts.“ Berlin. F. Dümmler’iche Verlags- 
buchhandlung 1888. 

3. 17 v. u. Grubenbildes ſtatt Betriebsplans. 

3u 8 146 Bem. 4. Daß im falle der zwangsweiſen Er- 
werbung des Eigenthums eines Grundftüds ſeitens des Berg- 
werfsbefiter8 (88 138 u. 139 des Bergg.) die Auflafjung für 
den Eigenthumsübergang nicht erforderlich ift, und daß im 
Halle einer folchen Zwangserwerbung das Grundftüd ohne 
Zuftimmung der Realgläubiger bezw. ohne eine betreffende 
Beitimmung des Enteignung&befchluffes nicht pfand- und laſten— 
frei umgefchrieben werden kann, jprechen der Beichluß bes 
Kammergericht3 zu Berlin v. 14. Februar 1887, Johow, 
Jahrbuch Bd. 7 ©. 139, 3. Bd. 29 ©. 527, und daß Ur- 
theil des Oberlandesgerichtd zu Breslau v. 26. September 
1887, 3. Bd. 29 ©. 531, auß. 

Zu $ 190 Bem. 5. Unter bem 15. September 1888 ift von 
dem Minifter der öffentlichen Arbeiten eine „Geſchäftsord— 
nung für die Königlichen Oberbergämter“ erlaffen, nach wel- 
cher die Gefchäfte ber lekteren in Gemäßheit des achten Titels 
des Allgemeinen Berggejehes vom 24. Juni 1865 und ber 
anderweiten, die Thätigfeit der Bergbehörben betreffenden 
Geſetze und ſonſtigen allgemeinen Bejtimmungen zu führen 
und die diefer Gejchäftgordnung entgegenftehenden, im Ver— 
waltungöwege ergangenen Borjchriften aufgehoben find. In 
der Zuftändigkeit der Oberbergämter haben keinerlei Verän— 
derungen jtattgefunden. 

Zu Bem. 19. Das UÜrtheil v. 10. April 1888 ift auch ab- 
gedrudt 3. Bd. 29 ©. 540. 


Allgemeines Berggefeb. 


Allgemeines Berggefek für die preußifchen Staaten. 
Vom 24. Juni 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
verordnnen mit Zujtimmung beider Häufer des Landtages für den ganzen 
Umfang der Monarchie, was folgt: 


Erfter Titel. 
Allgemeine Befimmungen. 

$ 1. Die nachjtehend bezeichneten Mineralien find von dem Ber: 

fügungärechte des Grundeigenthümers ausgejchlofjen. 

Die Aufjuhung und Gewinnung derjelben unterliegt den Vor: 

jchriften des gegenwärtigen Geſetzes. 

Diefe Mineralien find: 

Gold, Silber, Duedjilber, Eijen mit Ausnahme der Rafeneijenerze, 
Dlei, Kupfer, Zinn, Zint, Kobalt, Nidel, Arſenik, Mangan, 
Antimon und Schwefel, gediegen und als Erze, 

Alaun⸗ und BVitriolerze, 

Steinkohle, Braunkohle und Graphit, 

Steinſalz nebjt den mit demjelben auf der nämlichen Lagerjtätte 
vorfommenden Salzen und die Soolquellen. 

$ 2. Der Erwerb und Betrieb von Bergwerfen für Rechnung des 

Staates iſt den Beitimmungen des gegenwärtigen Gejeßes ebenfalls 
unterworfen. 

Un den Rechten des Staates bezüglicd) des Salzhandel3 wird 

durch dieſes Geſetz nicht? geändert. 


Zweiter Titel, 
Von der Grwerbung des Bergwerkseigenthuns. 
Erſter Abfchnitt. 
Vom Shürfen. 
8 3. Die Auffuchung der im 8 1 bezeichneten Mineralien auf 
ihren natürlichen Ablagerungen — das Schürfen — ift unter Berofgung \ 
der nachjtehenden VBorjchriften einem Jedem geitattet. 
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8 4. Auf öffentlichen Plätzen, Straßen und Eifenbahnen, ſowie 
auf Friedhöfen iſt das Schürfen unbedingt unteriagt. 

Auf anderen Grundjtüden iſt das Schürfen unjtatthaft, wenn nach 
der Entjcheidung der Bergbehörde überwiegende Gründe des öffentlichen 
Interefjes entgegenftehen. 

Unter Gebäuden und in einem Umkreiſe um diejelben bis zu zwei— 
hundert Fuß, in Gärten und eingefriedigten Hofräumen darf nicht ge- 
jchürft werden, es ſei denn, daß der Grundbeſitzer jeine ausdrüdliche 
Einwilligung hierzu ertheilt hat. 

$5. Wer zur Ausführung von Schürfarbeiten fremden Grund 
und Boden benugen will, Hat hierzu die Erlaubnig des Grundbefigers 
nachzujuchen. 

Mit Ausnahme der im $ 4 bezeichneten Fälle muß der Grund— 
befißer, er jei Eigenthümer oder Nußungsberechtigter, das Schürfen auf 
feinen Grund und Boden gejtatten. 

86. Der Schürfer iſt verpflichtet, dem Grumdbefiger für die ent- 
zogene Nußung jährlich im Voraus vollftändige Entjchädigung zu leisten 
und das Grundſtück nach beendigter Benutzung zurücdzugeben, auch für 
den Fall, daß durch die Benugung eine Werthsverminderung des Grund- 
ſtücks eintritt, bei der Rückgabe den Minderwerth zu erjepen. 

Für die Erfüllung diejer legteren Berpflichtung kann der Grund— 
befiger jchon bei der Abtretung des Grundſtücks die Bejtellung einer 
angemefjenen Kaution von dem Schürfer verlangen. 

8 7. Die dem Grumdeigenthümer im leßten Saße des 8 137 und 
in den 88 138, 139 und 141 eingeräumten Rechte jtehen demjelben auch 
gegen den Schürfer zu. 

$ 8 Kann der Schürfer fich mit dem Grundbeſitzer über die Ge- 
Stattung der Schürfarbeiten nicht gütlich einigen, jo entjcheidet das Ober- 
bergamt durch einen Beichluß darüber, ob und unter welchen Bedingungen 
die Schürfarbeiten unternommen werden dürfen. 

Das DOberbergamt darf die Ermächtigung nur in den Füllen des 
8 4 verjagen. 

Daffelbe jeßt beim Mangel einer Einigung unter den Betheiligten 
die Entfchädigung und die Kaution ($ 6) in Gelde feſt. Gegen Diele 
Feſtſetzung findet der Rekurs nicht ftatt. 

Wegen der Koſten fommt der $ 147 zur Anwendung. 

8 9. Durch Beichreitung des Nechtsweges wird, wenn Diejelbe 
nur wegen der Feitiegung der Entjchädigung oder der Kaution erfolgt, 
der Beginn der Schürfarbeiten nicht aufgehalten, vorausgejegt, daß die 
Entihädigung an den Berechtigten gezahlt oder bei verweigerter An— 
nahme gerichtlich deponirt, desgleichen die gerichtliche Depofition der 
Kaution gejchehen ift. 

$ 10. In dem Feldern fremder Bergwerfe darf nach demjenigen 
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Mineralien geichürft werden, auf welche der Bergwerfseigenthümer Rechte 
noch nicht erworben hat. 

Bedrohen jedoch jolche Schürfarbeiten die Sicherheit der Baue oder 
den ungejtörten Betrieb des Bergwerks, jo hat die Bergbehörde diejelben 
zu unterjagen. 

Der Bergwerfsbejiger kann verlangen, daß der Schürfer ihm vor 
Beginn der Schürfarbeiten eine angemejjene Kaution für die etwa zu 
leiftende Entjchädigung beftellt. 

Auf dieje Kaution finden die SH 8 und 9 Anwendung. 

z 11. Der Schürfer ijt befugt, über die bei jeinen Schürfarbeiten 
geförderten Mineralien ($ 1) zu verfügen, injofern nicht bereit3 Dritte 
Rechte auf diejelben erworben haben. 

Hmfichtlich der Entrichtung der Bergwerksabgaben kommen die für 
die Bergwerfe maßgebenden VBorjchriften zur Anwendung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Dom Muthen. 

$ 12. Das Geſuch um Berleihung des Bergwerfseigenthums in 
einem gewiljen Felde — die Muthung — muß bei dem Dberbergamte 
angebracht werden. 

Das DOberbergamt hat die Befugniß, für beitimmte Reviere Die 
Annahme der Muthungen den Revierbeamten zu überweifen. 

Diejer Auftrag muß durch das Negierungsamtsblatt und den 
Staatsanzeiger befannt gemacht werben. 

$ 13. Die Muthung it jchriftlich in zwei gleichlautenden Erem- 
plaren einzulegen. 

Iedes Eremplar wird mit Tag und Stunde der Präjentation ver: 
jehen und jodann ein Eremplar dem Muther zurückgegeben. 

Es iſt jtatthaft, die Muthung bei der zur Annahme derjelben be- 
fugten Behörde zu Protokoll zu erklären. 

$ 14. Jede Muthung muß enthalten: 

1) den Namen und Wohnort des Muthers, 

2) die Bezeichnung des Minerals, auf welches die Verleihung 
des Bergwerfseigenthums verlangt wird, 

3) die Bezeichnung des Fundpunftes, 

4) den dem Bergwerfe beizulegenden: Namen. 

Wird eine Muthung auf das Mineralvorfommen eines verlaſſenen 
Bergwerfs eingelegt, jo muß diejelbe jtatt des Erfordernijjes unter 3 
eine Angabe über die Lage dieſes Bergwerks enthalten. 

Fehlt der Muthung die eine oder andere diefer Angaben, jo hat 
der Muther dem Mangel auf die Aufforderung der Bergbehörde inner: 
halb Einer Woche abzuhelfen. Gejchieht dies nicht, jo ijt die Muthung 
von Anfang an ungültig. 

$ 15. Die Gültigfeit einer Muthung iſt dadurch bedingt, daß das 
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in derjelben bezeichnete Mineral an dem angegebenen Fundpunfte ($ 14) 
auf feiner natürlichen Ablagerung vor Einlegung der Muthung ent 
det worden ift und bei der amtlichen Unterfuchung nachgewiejen wird, 
und dat außerdem nicht bejjere Rechte Dritter auf den Fund entgegen- 
jtehen. 

8 16. Wird eine Muthung auf das Mineralvorfommen eines 
verlafjenen Bergwerks eingelegt (8 14), jo bedarf es zur Gültigkeit der- 
jelben feiner vorherigen neuen Aufjchlüffe. 

War jedoch das Mineral erwiejenermaßen bereit bei dem Ber- 
laſſen des Bergwerks gänzlich abgebaut, jo it eine ſolche Muthung von 
Anfang an ungültig. 

8 17. Der Muther hat die Lage und Größe des begehrten Feldes 
($ 27), letztere nach Duadratlachtern, anzugeben und einen von einem 
fonzeffionirten Markſcheider oder Feldmeſſer angefertigten Situationsriß 
in zwei Eremplaren einzureichen, auf welchem der Fundpunft, die Feldes— 
grenzen, die zur Drientirung erforderlichen Tagesgegenftände und der 
Meridian angegeben fein müſſen. 

Der bei Anfertigung diejes Situationsriffes anzumwendende Maaß— 
jtab wird durch das Oberbergamt fejtgejeßt und durch die Regierungs- 
amtsblätter befannt gemacht. 

$ 18. Die Angabe der Lage und Größe des Feldes, jowie Die 
Einreihung des Situationsriffes (8 17) müfjen binnen ſechs Wochen 
nach Präjentation der Muthung bei der zur Annahme der Leßteren be- 
fugten Bergbehörde erfolgen. 

Geſchieht dies nicht, jo ift die Muthung von Anfang an ungültig. 

Unterläßt der Muther die Einreichung eines zweiten Eremplars 
des Situationsriſſes, jo kann die Bergbehörde dafjelbe auf Koſten des 
Mutherd anfertigen lafjen. 

$ 19. Die Lage und Größe des begehrten Feldes fünnen nur 
innerhalb der auf dem Situationsriffe ($ 17) angegebenen Grenzen ab» 
geändert werden. 

Gegen Muthungen Dritter iſt das gejeßlich begehrte, auf dem 
Situationgriffe angegebene Feld einer Muthung für die Dauer ihrer 
Gültigkeit gejchlofjen. 

Dieje Wirkung tritt mit dem Zeitpunkte der Präfentation der 
Muthung ein und wird auf diefen Zeitpunkt auch dann zurücbezogen, 
wenn der Situationsrig erjt jpäter innerhalb der im $ 18 vorgejchrie- 
benen Frift eingereicht worden: it. 

$ 20. Das Feld einer jeden Muthung wird gleich nach Ein- 
reichung des Situationsriſſes (8 17) von der Bergbehörde auf die 
Muthungs-lleberfichtsfarte aufgetragen. 

Die Einficht diefer Karte iſt einem Jeden gejtattet. 

$ 21. Berjuchsarbeiten, welche der Muther etwa noch vor der 
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Berleihung ausführt, unterliegen denjelben Vorjchriften, wie die Arbeiten 
des Schürfers ($$ 3 bis 11). 
Dritter Abſchnitt. 
Dom Berleihen. 

$ 22. Die den gejeglichen Erfordernifjen entjprechende Muthung 
begründet einen Anſpruch auf Verleihung des Bergwerkseigenthums in 
dem im $ 27 bejtimmten ‘Felde. 

$ 23. Diejer Anjpruch kann jedoch auf dem Rechtswege nicht ge- 
gen die verleihende Bergbehörde, jondern nur gegen diejenigen Perſonen 
verfolgt werden, welche dem Muther die Behauptung eines befferen 
Rechts entgegenjeßen. 

5 24. Wer auf eigenem Grund und Boden oder in jeinem eigenen 
Grubengebäude oder durch Schürfarbeiten, welche nach Vorjchrift der 
88 3 bis 10 unternommen worden find, ein Mineral ($ 1) auf feiner 
natürlichen Ablagerung entdedt, hat als Finder das Vorrecht vor anderen, 
nach dem Zeitpunfte jenes Fundes eingelegten Muthungen. 

Der Finder muß jedoch innerhalb Einer Woche nach Ablauf des 
Tages der Entdedung Muthung einlegen, widrigenfalls fein Vorrecht 
erliſcht. 

$ 25. In allen übrigen Fällen geht die ältere Muthung ber 
jüngeren vor. Das Alter wird durch das Präjentatum der zur An- 
nahme befugten Bergbehörde ($ 12) bejtimmt. 

8 26. Das Bergwerkseigenthum wird für Felder verlichen, welche, 
joweit die Dertlichfeit es geitattet, von geraden Linien an der Oberfläche 
und von jenfrechten Ebenen in die ewige Teufe begrenzt werden. 

Der Flächeninhalt der Felder iſt nach der horizontalen Projektion 
in Quadratlachtern feſtzuſtellen. 

8 27. Der Muther hat das Recht, 

1) in den Kreiien Siegen und Olpe des Negierungsbezirf3 Arns— 
berg und in den Streifen Altenkirchen und Neuwied des Res 
gierungsbezirks Koblenz ein Feld bis zu ae Quadrat⸗ 
lachtern, 

2) in allen übrigen Landestheilen ein Feld bis zu 500 000 Qua⸗ 
dratlacdhtern 

zu verlangen. 

In diefer Ausdehnung kann dem Felde jede beliebige, den Bedin- 
gungen des $ 26 entiprechende Form gegeben werden. Jedoch muß der 
Fundpunkt ($ 15), beziehungsweije der frühere Aufichluß des Mineral: 
vorfommens eines verlafjenen Bergwerks ($ 16) ſtets im dieſes Feld 
eingejchlojjen werden. Auch dürfen je zwei Punkte der Begrenzung bei 
25000 Duadratlachtern (Nr. 1) nicht über 500 Lachter, und bei 500 000 
Duadratlachtern (Nr. 2) nicht über 2000 Lachter von einander entfernt 
liegen. 
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8 28. Ehe die Verleihung des Bergwerkseigenthums erfolgt, hat 
der Muther in einem vor der Bergbehörde anzufegenden, ihm mindeitens 
vierzehn Tage vorher befannt zu machenden Termine jeine Schlußer: 
klärung über die Größe und Begrenzung des Feldes, ſowie über etwaige 
Einjprüche und Eollidirende Anjprüche Dritter abzugeben. 

Auf den Antrag des Muthers kann der Termin verlegt, auch kann 
zur Fortjegung des Verfahrens ein fernerer Termin angejett werden. 

Erjcheint der Muther im Termine nicht, jo wird angenommen, 
derjelbe beharre bei jenem Anjpruche auf Verleihnng des Bergwerfs- 
eigenthums in dem auf dem Situationsrijje ($ 17) angegebenen Felde 
und erwarte die Enticheidung der Bergbehörde über jeinen Anſpruch, 
jowie über die etwaigen Einjprüche und Anfprüche Dritter. 

$ 29. Zu dem Termine ($ 28) werden 

1) diejenigen Muther, deren Rechte vermöge der Lage ihrer 
Fundpunkte oder Felder mit dem begehrten Felde bereits 
follidiren oder doch in Kollifion gerathen können, 

2) die Vertreter der durch das begehrte Feld ganz oder theil- 
weite überdecten und der benachbarten Bergwerfe 

zur Wahrnehmung ihrer Nechte mit dem Eröffnen vorgeladen, daß im 
alle ihres Ausbleibens die Bergbehörde Lediglich nach Lage der Ver: 
handlungen entjcheiden werde. 

8 30. Liegen Einjprüche und Ktollifionen mit den Rechten Dritter 
nicht vor und findet jich auch jonjt gegen die Anträge des Muthers 
gejeßlich nicht® zu erinnern, jo fertigt das Oberbergamt ohne Weiteres 
die Verleihungsurkunde aus. 

$ 31. Liegen Einjprüche oder Kollifionen mit den Rechten Dritter 
bor oder kann aus amderen gejeglichen Gründen den Anträgen des 
Muthers gar nicht oder nicht in ihrem ganzen Umfange entjprochen 
werden, jo enticheidet das Oberbergamt über die Ertheilung oder Ber: 
ſagung der Berleihung durch einen Beichluß, welcher dem Muther und 
den betheiligten Dritten in Ausfertigung zugejtellt wird. 

Einfprüche und Ansprüche, welche durch den Beichluß des Ober: 
bergamt3 abgewiejen werden, müjjen, injofern wegen derjelben der Rechts: 
weg zuläffig ift, binnen drei Monaten, vom Ablaufe des Tages, an 
welchem der Beichluß, beziehungsweife der Rekursbeſcheid ($ 191) zuge: 
jtellt ijt, durch gerichtliche Klage verfolgt werden. 

Wer von diefer Friſt feinen Gebrauch macht, ijt jeines etwaigen 
Rechts verluitig. 

Die in dem Berleihungsverfahren durch unbegründete Einiprüche 
entjtehenden Koſten hat der Widerjprechende zu tragen. 

8 32. Sind die der Verleihung entgegenitehenden Hindernifje 
($ 31) durch die Entjcheidung der Bergbehörde oder durch Richterjpruch 
bejeitigt, jo fertigt das Oberbergamt die Verleihungsurfunde aus. 


Berggeſetz 88 33—37. 9 


g 33. Bei Ausfertigung der Verleihungsurkunde werden die beiden 
Eremplare des Situationgriffes ($ 17) von dem DOberbergamte beglau: 
bigt, erforderlichen Falles aber vorher berichtigt und vervollftändigt. 

Das eine Eremplar des Riſſes erhält der Bergwerkseigenthümer, 
das andere wird bei der Bergbehörde aufbewahrt. 

8 34. Die Verleihungsurfunde muß enthalten: 

1) den Namen, Stand und Wohnort des Berechtigten, 

2) den Namen des Bergwerks, 

3) den Flächeninhalt und die Begrenzung des Feldes unter 
Verweifung auf den Sitnationsriß ($ 33), 

4) den Namen der Gemeinde, des Kreifes, des Regierungs- und 
DOberbergamt3-Bezirk3, in welchen das Feld liegt, 

5) die Benennung des Mineral oder der Mineralien, auf 
welche das Bergwerkseigenthum verliehen wird, 

6) Datum der Urkunde, 

7) Siegel und Unterfchrift des verleihenden Oberbergamts. 

$ 35. Die Verleihungsurfunde iſt binnen ſechs Wochen nach, der 
Ausfertigung durch das Amtsblatt der Regierung, in deren Bezirf das 
Bergwerk Liegt, unter Verweiſung auf diefen und den folgenden Para: 
graphen zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Muther, welche auf das in der Befammtmacung bezeichnete Feld 
oder auf Theile defjelben ein Vorzugsrecht zu haben glauben, können 
dieſes Necht, infofern über dafjelbe nicht bereit3 in dem Verleihungs— 
verfahren verhandelt und in dem Beſchluſſe des Oberbergamts ($ 31) 
entſchieden worden ift, noch binnen drei Monaten vom Ablaufe des 
Tages, an welchem das die Belanntmachung enthaltende Amtsblatt 
ausgegeben worden it, durch gerichtliche Klage gegen den Bergwerks— 
eigenthümer verfolgen. 

Wer von diefer Friſt feinen Gebrauch macht, it jeines etwaigen 
Vorzugsrecht3 verluitig. 

Wird das Vorzugsrecht des Widerfprechenden durch Richteripruch 
anerkannt, jo hat das Oberbergamt die Verleihungsurkunde je nach Lage 
des Falles gänzlich aufzuheben oder abzuändern. 

S 36. Der $ 35 findet auch auf jolche Bergwerkseigenthümer 
Anwendung, welche nad) $ 55 ein Vorzugsrecht auf die in der publi- 
zirten Berleihungsurfunde bezeichneten Mineralien zu haben glauben, 
injofern dieſes Hecht nach 8 55 nicht jchon erlojchen, auch über dafjelbe 
nicht bereit3 in dem Berleihungsverfahren verhandelt und in dem Be— 
ichluffe des Oberbergamts ($ 31) entjchieden worden it. 

Im Uebrigen werden die Nechte des verlichenen Bergwerkseigen— 
thums durch die Aufforderung und Präflufion des $ 35 nicht betroffen. 

8 37. Während der dreimonatlichen Friſt des $ 35 iſt die Einficht 
des Situationsriſſes ($ 33) bei der Bergbehörde einem Jedem gejtattet. 
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$ 38. Die Koften des Berleihungsverfahrens hat mit Ausschluß 
der durch unbegründete Einjprüche entjtandenen ($ 31) der Muther zu 
tragen. 

Vierter Abfchnitt. 
Dom Bermellen. 

$ 39. Der Bergwerkgeigenthümer it befugt, die amtliche Ber: 
mejjung und Berlochjteinung des durch die Verleihungsurkunde beftimm: 
ten Feldes zu verlangen. 

Diejelbe Befugniß jteht den Eigenthümern angvenzender Berg: 
werfe zu. 

Diejes Geſchäft wird unter Leitung der Bergbehörde durch einen 
fonzeffionirten Marficheider oder Feldmeſſer ausgeführt. 

Die Koften hat der Antragiteller zu tragen. 

$ 40. Bu der Vermeſſung und Verlochſteinung werden außer dem 
Bergwerkseigenthümer die Bertreter der angrenzenden Bergwerfe und 
die Befiter derjenigen Grundftüde, auf welchen Lochſteine zu ſetzen find, 
zugezogen. 

Die Grundbefiger find verpflichtet, das Betreten ihrer Grundftüde 
und das Setzen der Lochjteine gegen volljtändigen Erjag des Schadens 
zu geitatten. 

Fünfter Abſchnitt. 
Yon der Konfolidation. 

8 41. Die Bereinigung zweier oder mehrerer Bergwerfe zu einem 
einheitlichen Ganzen — Konjolidation — unterliegt der Beftätigung 
de3 DOberbergamts ($ 49). 

$ 42. Zur Konfolidation ift erforderlich: 

1) ein notariell oder gerichtlich beglaubigter Konfjolidationsakt 
— je nad) Beichaffenheit des Falles ein Vertrag oder Be- 
ichluß der Mitbetheiligten oder eine Erklärung des Allein- 
eigenthümerg, 

2) ein von einem fonzeffionirten Markicheider oder Feldmeſſer 
in zwei Exemplaren angefertigter Situationgrig des ganzen 
Feldes, 

3) die Angabe des dem konſolidirten Bergwerke beigelegten 
Namens. 

$ 43. Kann das durch die Konſolidation entſtehende (konſolidirte) 
Werk nur ald Ganzes mit Hypotheken und dinglichen Laften bejchwert 
werden (vergl. $ 98), jo muß für den Fall, daß auf den einzelnen Berg: 
werfen Hypotheken oder andere Nealrechte oder daß auf denjelben Pri- 
vilegien des rheinifchen Nechts haften, außer dem Sonjolidationgafte 
eine mit den Berechtigten vereinbarte Beſtimmung darüber beigebracht 
werden, daß und in welcher Rangordnung die Rechte derjelben auf das 
fonjolidirte Werk als Ganzes übergehen jollen. 
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8 44. In allen übrigen Fällen muß in dem Konjolidationsafte 
eine Beitimmung des Antheilsverhältnijjes, nach welchem jedes einzelne 
Bergwerk in das konſolidirte Werk eintreten joll, enthalten fein. Auf 
diefe Fälle finden alsdann die bejonderen VBorjchriften der 88 45 big 
48 Anwendung. 

8 45. Der weientliche Inhalt des Konſolidationsaktes, insbe— 
jondere die Beitimmung des Antheilsverhältnifjes ($ 44) wird durch 
das Dberbergamt den aus dem Hypothekenbuche erjichtlichen Hypo— 
thefengläubigern und anderen Realberechtigten, injofern deren ausdrüd- 
liches Einverftändnig mit dem Antheilsverhältniffe nicht beigebracht ift, 
unter Verweifung auf diejen und die beiden folgenden Paragraphen be— 
fannt gemacht. 

Außerdem erfolgt diefe Bekanntmachung durch das Amtsblatt der 
Regierung, in deren Bezirk das Bergwerk liegt. 

8 46. SHüpothefengläubiger und andere Nealberechtigte, ſowie 
privilegirte Gläubiger des rheinijchen Nechts, welche durch die Beſtim— 
mung des Antheilsverhältniffes (4 44) an ihren Rechten verkürzt zu 
jein glauben, find befugt, gegen dieje Beſtimmung Einjpruch zu erheben. 

Diejes Einjpruchsrecht muß binnen drei Monaten nach Ablauf des 
Tages, an welchem die Bekanntmachung zugejtellt, beziehungsweije das 
die Bekanntmachung enthaltende Amtsblatt ausgegeben worden ijt ($ 45), 
durch gerichtliche Klage geltend gemacht werden. 

Wer von diejer Frift feinen Gebrauch macht, iſt feines Einjpruchs- 
recht3 verluitig. 

8 47. Statt diefe Klage zu erheben, können die vorbezeichneten 
Gläubiger und anderen Realberechtigten ihre Befriedigung vor der Ver: 
fallzeit verlangen, joweit dies die Natur des verficherten Anjpruchs 
geitattet. 

Diefes Recht muß jedoch ebenfalls bei Vermeidung des Verluſtes 
dejjelben innerhalb der im $ 46 bejtimmten Friſt geltend gemacht werden. 

8 48. Mit der Bejtätigung der Konjolidation ($ 49) geht das 
Realrecht ohne Weiteres auf den entiprechenden, nach Maßgabe der vor: 
ſtehenden Beſtimmungen ($$ 44 bis 46) feitgeftellten Antheil an dem 
fonjolidirten Werfe über. 

$ 49. Sind Hhpothefengläubiger und andere Realberechtigte jo: 
wie privilegirte Gläubiger des rheinischen Nechts nicht vorhanden, oder 
it in den Fällen des $ 43 die dort bezeichnete Vereinbarung beigebracht, 
oder jind in den Fällen des $ 44 Einfprüche nicht erhoben oder die er- 
hobenen Einjprüche ($$ 46, 47) erledigt, jo entjcheidet das Oberbergamt 
über die Bejtätigung der Konfolidation. 

Die Beitätigung darf nur verjagt werden, wenn die Felder der ein: 
zelnen Bergwerfe nicht aneinander grenzen oder wenn Gründe des öffent: 
lichen Intereſſes entgegenjtehen. 
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Der Beſtätigungsurkunde werden die Verleihungsurkunden der ein— 
zelnen Bergwerke beigefügt. 

Hinſichtlich der Beglaubigung, Aushändigung und Aufbewahrung 
der Riſſe finden die Beſtimmungen des $ 33 Anwendung. 


Dritter Titel. 
Don dem Bergwerkseigenthume. 
Grfter Abſchnitt. 
Don dem Bergwerkseigentyume im Allgemeinen. 

$ 50. Das durch die Verleihungsurfunde begründete Bergwerks— 
eigenthum gehört zu den unbeweglichen Sachen. 

$ 51. Die reale Theilung des Feldes eines Bergwerks in jelbit- 
Ständige Felder, jowie der Austaufch von SFeldestheilen zwifchen angren= 
zenden Bergwerfen unterliegt der Beitätigung des Oberbergamts. 

Diefelbe darf nur verjagt werden, wenn überwiegende Gründe des 
öffentlichen Intereſſes entgegenjtehen. 

Hypothefengläubiger und andere Realberechtigte, jowie privilegirte 
Släubiger des rheintichen Nechts, welche durch die Feldestheilung oder 
durch den Feldaustauſch an ihren Nechten verkürzt zu jein glauben, 
fönnen ihre Befriedigung vor der Verfallzeit verlangen, joweit dies Die 
Natur des verficherten Anſpruchs geitattet. Dieſes Recht muß bei Ver: 
meidung des Verluftes deſſelben innerhalb der im $ 46 bejtimmten Friſt 
geltend gemacht werden. Die Bejtätigung wird unter Beobachtung des 
Verfahrens ertheilt, welches jich aus der Amvendung der 88 42, 45 und 
49 auf die vorjtehenden Fälle ergiebt. 

Bei dem Austaufche von FFeldestheilen geht das Recht der erwähn- 
ten Gläubiger und anderen Realberechtigten mit der Bejtätigung der 
Bergbehörde ohne Weiteres auf den zu dem belajteten Bergwerfe hin— 
zutretenden Feldestheil über, wogegen der abgetretene FFeldestheil von der 
dinglichen Belaftung befreit wird. 

Ss 52. Auf das Bergwerfseigenthum finden Hinfichtlich der Ver: 
äußerung, der Verpfändung und des Arrejtes, jowie der Privilegien des 
rheinischen Rechts die allgemeinen gejeßlichen Vorjchriften Anwendung, 
welche in diefer Beziehung für das Grundeigenthum gelten. 

Wegen übermäßiger Verlegung, insbejondere wegen Verlegung über 
die Hälfte können Verträge über Veräußerung von Bergwerfen oder 
Kuren nicht angefochten werden. 

8 53. Die allgemeinen gejeglichen VBorjchriften über die Führung 
der Hypothefenbücher und rheinischen Hypothefenregifter, die Subhafta- 
tion, den Konkurs und die Nangordnung der Gläubiger find auch für 
das Bergwerkseigenthum maßgebend, joweit nicht im gegenwärtigen Ge: 
jege etwas Anderes beitimmt iſt ($$ 246 bis 249). 

$ 54. Der Bergwerkseigenthimer hat die ausjchließliche Befugniß, 
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nach den Beitimmungen des gegenwärtigen Geſetzes das in der Verlei— 
hungsurfunde benannte Mineral in jenem Felde aufzujuchen und zu ge- 
winnen, jowie alle hierzu erforderlichen Vorrichtungen unter und über 
Tage zu treffen. 

Dieſe Befugniß erjtredt jich auch auf die innerhalb des Feldes be- 
findlichen Halden eines früheren Bergbaue2. 

8 55. Auf Mineralien, welche mit dem in der Berleihungsurkunde 
benannten Mineral innerhalb der Grenzen des Feldes in einem jolchen 
Zujammenhange vorfommen, daß Ddiejelben nach der Entjcheidung des 
Oberbergamt3 aus bergtechniichen oder bergpolizeilichen Gründen gemein: 
ihaftlich gewonnen werden müſſen, hat der Bergwerfseigenthiümer in jei- 
nem Felde vor jedem Dritten ein Vorrecht zum Mluthen. 

Legt ein Dritter auf jolche Mineralien Muthung ein, jo wird die: 
jelbe dem Bergwerkseigenthümer mitgetheilt. Leterer muß alsdann bin- 
nen vier Wochen nad) Ablauf des Tages diejer Mittheilung Muthung 
einlegen, widrigenfalls jein Vorrecht erlischt. 

Auf andere Mineralien, welche nicht in dem vorbezeichneten Zu- 
jammenhange vorkommen, hat der Bergwerkseigenthümer fein VBorrecht. 

$ 56. Steht das Recht zur Gewinnung verjchiedener Mineralien 
innerhalb derjelben Feldesgrenzen verjchiedenen Bergwerkseigenthümern 
zu, jo hat jeder Theil das Necht, bei einer planmäßigen Gewinnung 
jeines Minerals auch dasjenige des anderen Theils injoweit mit zu ge- 
winnen, als dieje Mineralien nach der Enticheidung des Oberbergamts 
aus den im $ 55 angegebenen Gründen nicht getrennt gewonnen werden 
fünnen. 

Die mitgewonnenen, dem anderen Theile zuftehenden Mineralien 
müjjen jedoch dem Lebteren auf jein Verlangen gegen Erjtattung der 
Gewinnungs- und Förderungskoſten herausgegeben werden. 

8 57. Der Bergwerfseigenthümer ift befugt, die durch den Betrieb 
des Bergwerks gewonnenen, nicht unter den $ 1 gehörigen Mineralien 
zu Sweden jeines Betriebes ohne Entjchädigung des Grundeigenthümers 
zu verwenden. 

Soweit dieje Verwendung nicht erfolgt, iſt der Bergwerkseigen— 
thümer verpflichtet, die bezeichneten Mlineralien dem Grundeigenthümer 
auf fein Verlangen gegen Erjtattung der Gewinnungs- und Förderungs- 
fojten herauszugeben. 

$ 58. Dem Bergwerkseigenthümer jteht die Befugniß zu, die zur 
Aufbereitung jeiner Bergwerkserzeugnijje erforderlichen Anstalten zu er: 
richten und zu betreiben. 

$ 59. Die zum Betriebe auf Bergwerten und Aufbereitungsan- 
jtalten (8 58) dienenden Dampffejjel und Triebwerke unterliegen den 
Vorſchriften der Gerverbegejeße. 

Sofern zur Errichtung oder Veränderung jolcher Anlagen nad) 
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den PVorjchriften der Gewerbegejeße eine bejondere polizeiliche Genehmi- 
gung erforderlich ift, tritt jedoch an die Stelle der Ortspolizeibehörde 
der Nevierbeamte und an die Stelle der Regierung das Oberbergamt. 

Ueber die Zuläffigkeit der Wafjertriebwerfe entjcheiden das Ober: 
bergamt und die Regierung durch einen gemeinjchaftlichen Beſchluß. 

$ 60. Der Bergwerfgeigenthümer ijt befugt, im freien Felde Hülfs- 
baue anzulegen. 

Diejelbe Befugniß ſteht ihm im Felde anderer Bergwerfseigen- 
thümer zu, jofern die Hülfsbaue die Waſſer- und Wetterlöjung oder den 
vortheilhafteren Betrieb des Bergwerfs, für welches die Anlage gemacht 
werden joll, beziveden und der eigene Bergbau des Anderen ass 
weder geitört noch gefährdet wird. 

Der Hülfsbau ift Zubehör des berechtigten Bergwerk ——— 
weiſe der berechtigten Bergwerke, wenn die Eigenthümer zweier oder 
mehrerer Bergwerke ſich zur gemeinſchaftlichen Anlage eines Hülfsbaues 
vereinigt und keine anderweitige Vereinbarung getroffen haben. 

8 61. Beſtreitet der Bergwerkseigenthümer, in deſſen Felde ein Hülfs— 
bau angelegt werden ſoll, ſeine Verpflichtung zur Geſtattung deſſelben, ſo 
entſcheidet hierüber das Oberbergamt mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

z 62. Wird ein Hülfsbau in dem Felde eines anderen Bergwerks— 
eigenthümers angelegt, jo muß der Hülfsbauberechtigte für allen Scha- 
den, welcher dem belajteten Bergwerfe durch jeine Anlage zugefügt wird, 
volljtändige Entſchädigung leiſten. 

8 63. Die beit Ausführung eines Hülfsbaues im freien Felde ge— 
wonnenen Mineralien ($ 1) werden als Theil der Förderung des durch 
den Hülfsbau zu löſenden Bergwerks behandelt. 

Werden bei Ausführung eines Hülfsbaues im Felde eines anderen 
Bergwerfseigenthümers Mineralien gewonnen, auf welche der Letztere be: 
rechtigt iſt, ſo müſſen diefe Mineralien demjelben auf fein Verlangen un- 
entgeltlich herausgegeben werden. 

8 64. Der Bergwerkgeigenthümer hat die Befugnik, die Abtretung 
de3 zu feinen bergbaulichen Zwecken ($$ 54 bis 60) erforderlichen Grund 
und Bodens nach näherer Vorjchrift des fünften Titel3 zu verlangen. 


Zweiter Abfchnitt. 
Don dem Betriebe und der Verwaltung, 


8 65. Der Bergwerfsbefiger ift verpflichtet, da8 Bergwerk zu be- 
treiben, wenn der Unterlafjung oder Einjtellung des Betriebes nach der 
Entjcheidung des Dberbergamts überwiegende Gründe des öffentlichen 
Intereſſes entgegenstehen. 

Das Oberbergamt hat in diefem Falle die Befugniß, den Eigen- 
thümer, nach Vernehmung defjelben, zur Inbetriebjegung des Bergwerk 
oder zur Fortjegung des unterbrochenen Betriebes binnen einer Frift 
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von ſechs Monaten aufzufordern und für den Fall der Nichtbefolgung 
diefer Aufforderung die Entziehung des Bergwerkseigenthums nad) Maß— 
gabe des jechiten Titeld anzudrohen. 

8 66. Der Bergwerföbefiter ijt verpflichtet, der Bergbehörde von 
der beabfichtigten Inbetriebjegung des Bergwerks mindeſtens vier Wochen 
vorher Anzeige zu machen. 

8 67. Der Betrieb darf nur auf Grund eines Betriebsplans ge- 
führt werben. 

Derjelbe unterliegt der Prüfung durch die Bergbehörde und muß 
der Lebteren zu dieſem Zwede vor der Ausführung vorgelegt werden. 

Die Prüfung hat jich auf die im 8 196 feitgejtellten polizeilichen 
Geſichtspunkte zu bejchränten. 

8 68. Erhebt die Bergbehörde nicht binnen vierzehn Tagen nad) 
Borlegung des Betriebsplang Einjpruch gegen denjelben, jo ijt der Berg- 
werföbefiger zur Ausführung befugt. 

Wird dagegen innerhalb diefer Friit Einfpruch von der Bergbe- 
hörde erhoben, jo iſt der Bergwerfsbefiger gleichzeitig zur Erörterung 
der beanjtandeten Betricböbeitimmungen zu einem Termine vorzuladen. 

Injoweit auf dieſem Wege feine Berjtändigung erzielt wird, Hat 
da3 Dberbergamt diejenigen Abänderungen des Betriebsplans, ohne welche 
derjelbe nicht zur Ausführung gebracht werden darf, durch einen Beſchluß 
feſtzuſetzen. 

869. Die 88 67 und 68 finden auch auf die ſpäteren Abände— 
rungen der Betriebspläne Anwendung. 

Werden jedoch in Folge umwvorgeſehener Ereigniſſe ſofortige Abän— 
derungen eines Betriebsplans erforderlich, ſo genügt es, wenn dieſelben 
binnen den nächſten vierzehn Tagen der Bergbehörde durch den Betriebs— 
führer angezeigt werden. 

8 70. Wird ein Betrieb den Vorſchriften der 88 67 bis 69 zu— 
wider geführt, jo ijt die Bergbehörde befugt, nöthigenfalls einen jolchen 
Betrieb einzujtellen. 

8 71. Will der Bergwerksbeſitzer den Betrichb des Bergwerks ein- 
jtellen, jo hat derjelbe der Bergbehörde Hiervon mindejtens vier Wochen 
vorher Anzeige zu machen. 

Muß der Betrieb in Folge unvorhergejehener Ereignijje ſchon in 
fürzerer Friſt oder jofort eingejtellt werden, jo ijt die Anzeige binnen 
längſtens vierzehn Tagen nach erfolgter Betriebgeinftellung nachzuholen. 

$ 72. Der Bergwerfsbejiger hat auf jeine Koſten ein Grubenbild 
in zwei Exemplaren durch einen konzeſſionirten Markicheider anfertigen 
und regelmäßig nachtragen zu laffen. 

In welchen Beitabjchnitten die Nachtragung ftattfinden muß, wird 
durch das Dberbergamt vorgeſchrieben. 

Das eine Exemplar des Grubenbildes iſt an die Bergbehörde zum 
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Gebrauche derjelben abzuliefern, das andere auf dem Bergwerfe oder, 
falls es dajelbjt an einem geeigneten Orte fehlt, bei dem Betriebsführer 
aufzubewahren. 

8 73. Der Betrieb darf nur unter Leitung, Aufficht und Verant— 
wortlichfeit von PBerjonen geführt werden, deren Befähigung hierzu an- 
erkannt ift. 

$ 74. Der Bergwerlöbefiger hat die zur Leitung und Beauffich- 
tigung des Betriebes angenommenen Perjonen, wie Betriebsführer, Stei- 
ger, technijche Aufjeher 2c. der Bergbehörde namhaft zu machen. 

Dieje Perjonen find verpflichtet, ihre Befähigung zu dem ihnen zu 
übertragenden Gejchäften nachzuweiſen und fich zu dieſem Zwecke auf 
Erfordern einer Prüfung durch die Bergbehörde zu unterwerfen. . 

Erſt nachdem legtere die Befähigung anerfannt hat, dürfen die ge- 
nannten PBerjonen die ihnen übertragenen Gejchäfte übernehmen. 

$ 75. Wird der Betrieb von einer Perjon geleitet oder beauffich- 
tigt, welche das erforderliche Anerkenntniß ihrer Befähigung ($ 74) nicht 
befigt, oder welche dieſe Befähigung wieder verloren hat, jo ift die Berg- 
behörde befugt, die jofortige Entfernung derjelben zu verlangen und 
nöthigenfalls den in Betracht kommenden Betrieb jo lange einzuftellen, 
bis eine als befähigt anerfannte Perſon angenommen iſt. 

$ 76. Die Perſonen, welche die Leitung oder Beauffichtigung des 
Betriebes übernommen haben, find für die Innehaltung der Betriebs: 
pläne, ſowie für die Befolgung aller im Gejete enthaltenen oder auf 
Grund dejjelben ergangenen Borjchriften und Anordnungen verantivortlich. 

8 77. Diejelben find verpflichtet, die Bergbeamten, welche im 
Dienste das Bergwerk befahren, zu begleiten und denfjelben auf Erfor- 
dern Auskunft über den Betrieb zu geben. 

8 78. Der Bergwerfsbejiger muß den mit Fahrjcheinen des Ober- 
bergamt3 verjcehenen Perjonen, welche jich dem Bergfache gewidmet haben, 
zum Zwede ihrer Ausbildung die Befahrung und Befichtigung des Wer- 
fe3 gejtatten. 

8 79. Der Bergwerfäbefiger ift verpflichtet, in den dafür feitge- 
jeßten Zeiträumen und Formen der Bergbehörde die vom Handelsminifter 
vorgeschriebenen ftatijtiichen Nachrichten einzureichen. 

Dritter Abſchnitt. 
Bon den Bergleuten. 

$ 80. Das Vertragsverhältnig zwiichen den Bergwerfsbefigern 
und den Bergleuten wird nach den allgemeinen gejeglichen Vorjchriften 
beurtheilt, ſoweit nicht nachitehend etwas Anderes bejtimmt ift. 

Erlaffen die Bergwerksbefiger Arbeitsordnungen für ihre Werke, 
jo müfjen diefelben gleichzeitig mit der Bekanntmachung auf dem Werfe 
zur Kenntniß der Bergbehörde gebracht werden. 

$ 81. Das Vertragsverhältnig kann, wenn nicht ein Anderes ver: 
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abredet ift, durch eine jedem Theile freiitehende, vierzehn Tage vorder 
zu erflärende Kündigung aufgelöft werden. 

$ 82. Vor Ablauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und ohne vor- 
hergegangene Auffündigung können Bergleute entlajjen werden: 

1) wenn fie eines Diebjtahls, einer Beruntreuung, eines lieder: 
lichen Lebenswandel®, groben Ungehorjams oder beharrlicher 
Wideripenftigkeit ich jchuldig machen; 

2) wenn fie eine ficherheitspolizeiliche Strafvorjchrift bei der Berg- 
arbeit übertreten ; 

3) wenn fie ſich Thätlichkeiten oder Schmähungen gegen den Berg- 
werföbefiger, dejjen Stellvertreter oder die ihnen vorgejegten 
Beamten erlauben ; 

4) wenn fie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig geworden oder mit 
einer efelhaften Krankheit behaftet find. 

$ 83. Vor Ablauf der vertraggmäßigen Arbeitszeit und ohne vor- 
hergegangene Auffündigung können Bergleute die Arbeit verlafien: 

1) wenn fie zur Fortjegung der Arbeit unfähig werden; 

2) wenn der Bergwerfsbefiger oder dejjen Stellvertreter ſich thät- 

(ih an ihnen vergreift; 

3) wenn er ihnen den verjprochenen Lohn oder die jonjtigen Gegen- 
leiftungen ohne genügende Beranlajjung vorenthält. 

8 84. Der Bergwerfsbefiger oder dejjen Stellvertreter ift ver- 
pflichtet, dem abfehrenden Bergmanne ein Zeugniß über die Art und 
Dauer jeiner Beichäftigung und auf Verlangen auch über jeine Führung 
auszujtellen, deſſen Unterjchrift die Ortspolizeibehörde koſten— und ſtem⸗ 
pelfrei zu beglaubigen hat. 

Wird die Ausſtellung des Zeugniſſes verweigert, ſo fertigt die 
Ort3polizeibehörde dafjelbe auf Koſten des Verpflichteten aus. 

Werden dem abfehrenden Bergmanne in dem Zeugniffe Bejchuldi- 
gungen zur Laſt gelegt, welche jeine fernere Bejchäftigung hindern wür— 
den, jo kann er auf Unterjuchung bei der Ortspolizeibehörde antragen, 
welche, wenn die Beichuldigung unbegründet befunden wird, unter dem 
Beugnifje den Befund ihrer Unterjuchung zu vermerken hat. 

$ 85. Bergwerfsbejiger oder deren Stellvertreter dürfen Arbeiter, 
von denen ihnen befannt ift, daß fie jchon Früher beim Bergbau bejchäf: 
tigt waren, nicht eher zur Bergarbeit annehmen, bis ihnen von denjelben 
das Zeugnii des Bergwerksbejigers oder Stellvertreters, bei dem fie zu- 
legt in Arbeit geitanden, beziehungsweile das Zeugniß der Ortöpolizei- 
behörde ($ 84) vorgelegt ift. 

S 86. Bergwerläbejiger find verpflichtet, die für fie befchäftigten Bergleute 
in baarem Gelde auszulohnen. Sie dürfen denjelben feine Waaren kreditiren. 

Dagegen können den Bergleuten Wohnung, Beuerungsbedarf, Landnußung, 
regelmäßige Belöftigung, fowie die zur Bergwerksarbeit erforderlichen Werkzeuge und 
Betriebösmaterialien unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verabfolgt werben. 

2 
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Im Falle eines Nothſtandes ift die Regierung befugt, durch einen Beſchluß 
zu bejtimmen, dab und melde Lebensmittel und Saatfrüchte den Bergleuten von 
ben Bergwerköbejigern unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verabfolgt werben 
bürfen. 

8 87. Die Beitimmungen des $ 86 finden auch Anwendung auf Familien- 
glieder, Gehülfen, Beauftragte, Geihäftsführer, Faktoren und Aufſeher der Berg- 
werlöbejiger, jowie auf Gewerbetreibende, bei deren Geſchäft eine der erwähnten Ber- 
fonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt if. 

8 88. Bergleute, deren Forderungen den Borfchriften der 83 86 und 87 
zuwider anderd als durch Baarzahlung beridhtigt find, fünnen zu jeder Zeit die 
Bezahlung ihrer Forderungen in baarem Gelde verlangen. 

S 89. Berträge, welche den $$ 86 bis 88 zumwiderlaufen, find nichtig. Das- 
jelbe gilt von Berabredungen zwiſchen Bergwertsbefigern oder ihnen gleichgeftellten 
Berfonen einerjeit3 und Bergleuten andererjeits über die Entnehmung der Bedürinifje 
diefer Lebteren aus gewiſſen Berkaufsitellen, jowie überhaupt über die Verwendung 
des Verdienſtes derjelben zu einem anderen Zwede, als zur Betheiligung an Ein- 
richtungen zur Berbefferung der Lage der Bergleute oder ihrer Familien ($ 86). 

$ 90. Forderungen für Waaren, welde ungeachtet des Verbots den Ar- 
beitern freditirt worden find, fünnen von den Bergwerföbefigern und von ben 
ihnen gleichgeitellten Berjonen weder eingeflagt noch durch Anrechnung oder jonjt 
geltend gemadjt werden, ohne Unterſchied, ob fie zwiſchen den Betheiligten unmittel- 
bar entftanden oder mittelbar erworben find; vielmehr fallen dergleichen Forderungen 
der Knappſchaftskaſſe zu, welcher das betreffende Werk angehört. 

8 91. Zumiderhandlungen gegen die $$ 86 und 87 werden mit einer Geld» 
buße biß zu fünfgundert Thalern und im Unvermögensfalle mit verhältnigmäßiger 
Gefängnißftrafe beftraft. Im Wicderholungsfalle wird die Strafe verdoppelt. 

Jede rechtöfräftige Berurtheilung wird auf Kojten des Berurtheilten durch das 
Amtsblatt und andere öffentlihe Blätter derjenigen reife, in welchen derjelbe und 
der betheiligte Bergmann ihren Wohnjig haben, befannt gemacht. 

8 92. Die auf Grund des $ 91, deögleichen die wegen Uebertretungen 
des 8 85 feſtgeſetzten Geldjtrafen fließen zu der im $ 90 bezeichneten 
Knappſchaftskaſſe. 

$ 93. Auf jedem Bergwerke iſt über die daſelbſt beſchäftigten Ar— 
beiter eine Lifte zu führen, welche die Bor- und Zunamen, das Geburt3- 
jahr, den Wohnort, den Tag des Dienſtantritts und der Entlaſſung, 
jowie das Datum des letzten Arbeitszeugniſſes enthält. 

Die Lifte muß der Bergbehörde auf Verlangen vorgelegt werden. 


Vierter Titel. 
Bon den Bedjtsverhältniffen der Mitbeiheiligten eines Bergwerks. 
$ 94. Zwei oder mehrere Mitbetheiligte eines Bergwerks bilden 
eine Gewerfichaft. 

Die Gewerkichaft kann ihre bejondere Berfaffung durch ein nota- 
riell oder gerichtlich zu errichtendes Statut regeln, welches der Zujtim- 
mung von wenigjtens drei Biertheilen aller Antheile und der Bejtäti- 
gung des Oberbergamts bedarf. 
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Die Beitimmungen der 88 95 bis 110, 114 Abſatz 2 und 123 bis 
128 dürfen durch das Statut nicht abgeändert werden. 

8 95. Die Gewerfichaft führt den Namen des Bergwerks, jofern 
fie nicht in dem Statut einen anderen Namen gewählt hat. 

8 96. Die Gewerfichaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben 
und Berbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte 
an Bergwerfen und Grundſtücken erwerben, vor Gericht klagen und ver- 
flagt werden. 

Ahr ordentlicher Gerichtsſtand ift bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk das Berg: 
werf liegt. 

8 97. Das Bergwerk wird, foweit die Einrichtung des Hypothe— 
fenwejens dies gejtattet, auf den Namen der Gewerfichaft in das Hypo— 
thefenbuch eingetragen. 

8 98. Das Bergwerk kann nur von der Gewerfichaft und mur 
als Ganzes mit Hypotheken und dinglichen Laſten bejchwert werden. 

$ 99. Für die Berbindlichkeiten der Gewerfichaft haftet nur das 
Vermögen derjelben. 

8 100. Durch das Ausjcheiden einzelner Mitglieder — Gewerfen — 
wird die Gewerfichaft nicht aufgelöft. Auch können einzelne Gewerfen nicht 
auf Theilung Hagen. 

8 101. Die Zahl der gewerfichaftlichen Antheile — Kuxe — be— 
trägt hundert. 

Durch das Statut fann die Zahl auf taufend bejtimmt werden. 

Die Kuxe find untheilbar. Sie haben die Eigenjchaft der beweg— 
lichen Sachen. 

$ 102. Die Gewerfen nehmen nach dem Berhältniß ihrer Kuxe 
an dem Gewinne und Berlufte Theil. 

Sie find verpflichtet, Die Beiträge, welche zur Erfüllung der Schuld: 
verbindlichkeiten der Gewerfichaft und zum Betriebe erforderlich find, 
nach Verhältniß ihrer Kuxe zu zahlen ($3 129, 130). 

$ 103. Ueber jämmtliche Mitglieder der Gewerkichaft und deren 
Kuxre wird von der Gewerfichaft ein Verzeichnig — das Gewerfenbuch — 
geführt. Auf Grund defjelben wird einem jeden Gewerfen, welcher es 
verlangt, ein Antheilichein — Kuxſchein — ausgefertigt. 

Die Kurjcheine find nad) der Wahl des Gewerfen über die ein- 
zelnen Sure oder über eine Mehrheit derjelben auszujtellen. 

Die Kurjcheine dürfen nur auf einen bejtimmten Namen, niemals 
auf den Inhaber Lauten. 

Die Erneuerung eines Kuxſcheins ift nur gegen Nüdgabe oder 
nach erfolgter Amortijation dejjelben zuläffig. 

$ 104. Die Hure können ohne Einwilligung der Mitgewerken auf 
andere Perſonen übertragen werden. 

Ein gejegliches Vorkaufsrecht fteht den Mitgewerken nicht zu. 
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$ 105. Zur Uebertragung der Kure ift die jchriftliche Form er- 
forderlich. 

Der Uebertragende it zur Aushändigung des Kurjcheins und, 
wenn diejer verloren ijt, zur Beichaffung der Amortijationserflärung auf 
jeine Koſten verpflichtet. 

Die Umschreibung im Gewerfenbuche darf mur auf Grund der 
Uebertragungsurfunde und gegen Vorlegung des Kurjcheins oder der 
Amortijationserflärung erfolgen. 

$ 106. Wer im Gewerfenbuche al3 Eigenthümer der Kuxe ver- 
zeichnet tft, wird der Gewerfichaft gegemüber bei Ausübung feiner Rechte 
als jolcher angejehen. 

$ 107. Bei freiwilligen Veräußerungen von Kuren bleibt der 
jeitherige Eigenthümer derjelben der Gewerfichaft für die Beiträge ($ 102) 
verpflichtet, deren Erhebung die Gewerkichaft beſchloſſen hat, bevor die 
Umjchreibung der Kuxe im Gewerfenbuche gejeglich (8 105) beantragt ift. 

$ 108. Die Berpfändung der Kuxe gejchieht durch Uebergabe des 
Kuxſcheins auf Grund eines fchriftlichen Vertrages. 

$ 109. Die Exekution in den Antheil eines Gewerken wird durch Wbpfän- 
dung jeines Kuricheins und Verkauf defielben im Wege der Mobiliarverfleigerung 
volljtredt. 

$ 110. Die Amortifation eines verloren gegangenen Kuxrſcheins ift bei dem 
ordentlihen Gerichte, in defien Bezirf das Bergwerk liegt, zu beantragen. 

Der Antragjteller muß den Beſitz und Verluſt des Kuxſcheins glaubhaft 
machen. 

Das Gericht erläßt eine öffentliche Aufforderung an den unbekannten Inhaber 
des Kuxſcheins, binnen drei Monaten den Kuxſchein dem Gerichte vorzulegen, mit 
der Verwarnung, da jonft der Kuxſchein werde für fraftlos erklärt werben. 

Die Aufforderung wird dreimal in das Anıtsblatt, den Staatsanzeiger und 
eine inländifche Provinzialzeitung eingerüdt. Es kann daneben auch die Belannt- 
machung durd; eine ausländiſche Zeitung angeordnet werden. 

Wird von einem Inhaber der Hurfchein vorgelegt, jo ift dem Antragfteller 
hiervon Kenntni zu geben und ihm zu überlaffen, fein Recht gegen den Inhaber 
geltend zu machen. 

Meldet ſich Niemand, jo ertlärt da8 Gericht den Kurichein für kraftlos. 

8 111. Die Gewerfen faſſen ihre Beichlüffe in Gewerfenverjamm- 
lungen. 

Das Stimmrecht wird nad) Kuren, nicht nach Perjonen ausgeübt. 

$ 112. Zur Gültigkeit eines Bejchluffes iſt erforderlich, daß alle 
Gewerfen anmwejend oder unter Angabe des zu verhandelnden Gegen- 
itandes zu einer Verſammlung eingeladen waren. 

Einladungen durch die Poſt erfolgen gegen Bojt-Infinnationgichein. 

Gewerfen, welche weder im Inlande noch in einem deutjchen Bundes« 
jtaate wohnen, haben zur Empfangnahme der Einladungen einen Bevoll- 
mächtigten im Inlande zu beftellen. Iſt dies nicht gejchehen, jo reicht 
ein vierzehntägiger Aushang am Amtslofale des Revierbeamten aus. 


Berggefeh $8 113-117. 21 


Daffelbe gilt bei Gewerfen, deren Wohnort unbekannt ift. 

$ 113. Die Beichlüffe werden in der beichlußfähigen Gewerfen- 
verjammlung mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. 

Beſchlußfähig iſt die erite Verfammlung, wenn die Mehrheit aller 
Kure vertreten iſt. 

Iſt die Mehrheit aller Kuxe nicht vertreten, jo find ſämmtliche 
Gewerfen zu einer zweiten Verſammlung einzuladen. 

Die zweite Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl der ver- 
tretenen Kuxe beſchlußfähig. Diefe Folge muß indeß, wenn fie eintreten 
joll, in der Einladung angegeben werden. 

Ueber jede Gewerfenverjammlung ijt ein Protokoll aufzunehmen. 

Ss 114. Eine Mehrheit von wenigjtens drei Viertheilen aller Kuxe 
it erforderlich zu Beſchlüſſen, durch welche über den Gegenjtand der 
Verleihung — Subjtanz des Bergwerks — ganz oder theilweije verfügt 
werden joll. Dies gilt insbefondere von den Fällen des Verfaufes, des 
Tauſches, der Verpfändung oder der ſonſtigen dinglichen Belaftung des 
Bergwerks, ſowie der Ueberlaffung der Ausbeutung gegen Entgelt (Ber: 
pachtung). = 

Zu Berfügungen über das verliehene Bergwerfseigenthum durch 
Verzicht oder Schenkung ift Einftimmigfeit erforderlich. 

$ 115. Binnen einer Bräflufivfriit von vier Wochen vom Ablaufe 
de3 Tages, an welchem ein Gewerkſchaftsbeſchluß gefaßt it, kann jeder 
Gewerke die Enticheidung des ordentlichen Richters, in deſſen Bezirk das 
Bergwerk liegt, darüber, ob der Beichluß zum Beſten der Gewerfichaft 
gereiche, anrufen und gegen die Gewerfichaft auf Aufhebung des Be— 
ichlufjes Hagen. 

Durch das Statut kann bejtimmt werden, daß die Entjcheidung 
dieſer Frage in Streitfällen durch ein Schiedsgericht erfolgen, wie das 
Echiedsgericht gebildet und unter welchen Formen von demfelben ver: 
fahren werden joll. 

Diefe Beitimmungen finden auf einen in Gemähheit des $ 94 ge: 
faßten Beſchluß feine Anwendung. 

8 116. Durch die Anjtellung der Klage auf Aufhebung des Ge— 
werfichaftsbeichluffes wird die Ausführung dejjelben nicht aufgehalten. 

Wird der Beichluß aufgehoben, jo verliert derjelbe erjt von der 
Rechtskraft der richterlichen Enticheidung an feine rechtliche Wirkſamkeit. 

Dieje Beitimmungen finden feine Anwendung, wenn der Beichluß 
die im 8 120 bezeichneten Gegenſtände betrifft. 

$ 117. Jede Gewerkichaft ijt verpflichtet, einen im Inlande wohnen: 
den Repräfentanten zu bejtellen und der Bergbehörde namhaft zu machen. 

Statt eines einzelnen Nepräjentanten fann die Gewerfichaft jedoch 
einen aus zwei oder mehreren Perjonen bejtehenden Grubenvorftand 
beitellen. 
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Als Repräjentanten oder Mitglieder des Grubenvorjtandes fünnen 
auch Perſonen bejtellt werden, welche nicht Gewerfen find. 

$ 118. Die Wahl erfolgt in einer nad) $ 113 beichlußfähigen 
Verjammlung durch abjolute Stimmenmehrheit. Dit eine jolche bei der 
eriten Abjtimmung nicht vorhanden, jo werden diejenigen beiden Perſonen, 
welche die meijten Stimmen erhalten haben, in die engere Wahl gebracht. 
Bei Stimmengleichheit enticheidet das Loos, 

Bei Ausmittelung der in die engere Wahl zu bringenden zwei 
Berjonen entjcheidet im Falle der Stimmengleichheit ebenfalld das Loos. 

Das Protokoll über die Wahlverhandlung iſt notariell oder gericht- 
lich aufzunehmen. Eine Ausfertigung dejjelben wird dem Kepräjentanten 
oder dem Grubenvoritande zu jeiner Legitimation ertheilt. 

8 119. Der Repräfentant oder Grubenvorjtand vertritt Die Gewerk— 
ſchaft in allen ihren Angelegenheiten gerichtlich und außergerichtlich. 

Eine Spezialvollmacht ift nur in den im $ 120 bezeichneten Fällen 
erforderlich. 

Eide Namens der Gewerkichaft werden durch ihn geleitet. 

Beichränft oder erweitert die Gewerfenverfammlung die Befugniffe 
des Nepräjentanten oder Grubenvorjtandes, jo müſſen die betreffenden 
Feſtſetzungen in die Legitimation ($ 118) aufgenommen werden. 


$ 120. Der Repräjentant oder Grubenvoritand bedarf eines be— 
jonderen Auftrages der Gewerfenverfammlung, 

1) wenn es fich um Gegenstände handelt, welche nur von einer 
Mehrheit von wenigitens drei PViertheilen aller Kuxe oder 
nur mit Einjtimmigfeit bejchloffen werden können; 

2) wenn Beiträge von den Gewerken erhoben werden jollen. 

$ 121. Der Nepräjentant oder Grubenvorjtand führt das Ge— 
werfenbuch und fertigt die Kuxſcheine aus ($ 103). 

Er iſt verpflichtet, für die Führung der übrigen erforderlichen 
Bücher der Gewerlichaft Sorge zu tragen und jedem Gewerfen auf Ber: 
langen die Bücher zur Einficht offen zu legen. 

$ 122. Der Repräjentant oder Grubenvorjtand beruft die Ge— 
werfenverjammlungen. 

Er muß, wenn das Bergwerk im Betriebe iſt, alljährlich eine Ge: 
werfenverfamunlung berufen und derjelben eine vollitändig belegte Ber: 
waltungsrechnung vorlegen. 

Der Repräfentant ift zur Berufung einer Gewerfenverfammlung 
verpflichtet, wenn dies die Eigenthümer von wenigitens einem Viertheil 
aller Sure verlangen. Unterläßt er die Berufung, jo erfolgt Diejelbe 
durch die Bergbehörde auf den an fie gerichteten Antrag. 

Zur Bornahme der Wahl eines Repräjentanten oder Grubenvor: 
Itandes oder zur Beichlußfaffung über den Widerruf der erfolgten Be- 
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stellung fan die Bergbehörde auf den an fie gerichteten Antrag eine 
Gewerfenverjammlung berufen. 

$ 123. Der Repräjentant ijt berechtigt und verpflichtet, alle Vor— 
ladungen und andere Zujtellungen an die Gewerfichaft mit voller recht: 
licher Wirkung in Empfang zu nehmen. 

Beitellt Die Gewerkſchaft einen Grubenvorjtand, jo muß ein Mitglied 
dejjelben mit dieſer Empfangnahme beauftragt und in der Legitimation 
des Grubenvorftandes bezeichnet werden. Wenn Dies nicht geichehen ift, 
jo fann die Zuftellung an jedes Mitglied des Grubenvorjtandes erfolgen. 

$ 124. Die Beitimmungen der 88 120, 121 und 122 dürfen nur 
durch ein fürmliches Statut ($ 94), diejenigen des $ 123 aber gar nicht 
abgeändert werden. 

In feinem Falle darf dem Repräfentanten oder Grubenvorftande 
die Vertretung der Gewerfichaft bei den Verhandlungen mit der Berg: 
behörde, mit dem Knappſchaftsvereine und mit anderen auf den Berg: 
bau bezüglichen Inftituten, ſowie in den gegen fie angeftellten Prozefjen 
und die Eidesleiftung in leßteren entzogen werden. 

$ 125. Die Gewerfichaft wird durch die von dem Repräjentanten 
oder Grubenvorstande in ihrem Namen gejchlofjenen Rechtsgeichäfte be- 
rechtigt und verpflichtet. 

Es iſt gleichgültig, ob das Gejchäft ausdrüdlih im Namen der 
Gewerkſchaft gejchloffen worden iſt, vder ob die Umjtände ergeben, daß 
es nach dem Willen der Stontrahenten für die Gewerfichaft geſchloſſen 
werden jollte. 

$ 126. Der Repräjentant oder die Mitglieder des Grubenvor- 
itandes find aus den von ihnen im Namen der Gewerfichaft vorgenom- 
menen Nechtshandlungen Dritten gegenüber für die Berbindlichfeiten 
der Gewerkſchaft perjönlich nicht verpflichtet. 

Handeln diefelben außer den Grenzen ihres Auftrages oder den 
Borjchriften diejes Titel3 entgegen, jo haften fie perjönlich, beziehungs: 
weiſe folidarisch für den dadurch entitandenen Schaden. 

$ 127. Die Bergbehörde tjt befugt, eine Gewerkichaft aufzufor- 
dern, innerhalb drei Monaten einen Repräjentanten oder einen Gruben: 
voritand zu bejtellen. 

Wird Ddiefer Aufforderung nicht entiprochen, jo kann die Bergbe- 
hörde bis dahın, daß dies geichicht, einen Repräfentanten bejtellen und 
demjelben eine angemejjene, von der Gewerfichaft aufzubringende und 
nöthigenfall3 im Verwaltungswege exekutiviſch einzuziehende Belohnung 
zufichern. 

Dieſer interimijtiiche Repräſentant hat die in den $$ 119 bis 123 
beitimmten Nechte und Pflichten, infofern die Bergbehörde feine Be— 
ſchränkungen eintreten läßt. 

$ 128. Soweit der gegenwärtige Titel nichts Anderes bejtimmt, 
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find die durch die Beltellung eines Repräfentanten oder Grubenvorjtan- 
des entjtehenden Nechtsverhältniffe nach den allgemeinen Vorfchriften 
über den Vollmachtsvertrag zu beurtheilen. 

$ 129. Die Klage gegen einen Gewerfen auf Zahlung feines durch 
Gewerkichaftsbeichluß bejtimmten Beitrages kann nicht vor Ablauf der 
in dem $ 115 bejtimmten Präflufivfrift von vier Wochen erhoben wer: 
den. Iſt innerhalb diefer riit von dem Gewerfen auf Aufhebung des 
Beichluffes Klage erhoben worden ($ 115), jo findet vor rechtsfräftiger 
Entjcheidung über diefelbe die Klage gegen den Gewerken nicht itatt. 

Die Klage gegen den Gewerken fann nur bei dem ordentlichen Richter anges 
ftellt werden, in deffen Bezirk das Bergwerk liegt. 

Das Berfahren über beide Klagen richtet fich nad den für fchleunige Sachen 
bejtehenden Borjchriften. 

$ 130. Der Gewerfe fann feine Verurtheilung und die Erefution 
dadurch abwenden, daß er unter Ueberreichung des Kurjcheins den Ber: 
fauf jeines Antheils behufs Befriedigung der Gewerkichaft anheimitellt. 

$ 131. Der Verkauf des Antheils erfolgt im Wege der Mobiliar: 
verjteigerung nach Vorſchrift des $ 109. 

Aus dem gelöften Kaufpreife werden zunächſt die Verkaufskoſten 
und jodann die jchuldigen Beiträge gezahlt. 

Iſt der Antheil unverkäuflich, jo wird derjelbe den anderen Gewer: 
fen nach Verhältniß ihrer Antheile in ganzen Kuxen, joweit dies aber 
nicht möglich ift, der Gewerkichaft als jolcher im Gewerfenbuche lajten- 
frei zugejchrieben. 

$ 132. Jeder Gewerfe ijt befugt, auf jeinen Antheil freiwillig 
zu verzichten, wenn auf dem Antheile weder jchuldige Beiträge noch 
ſonſtige Schuldverbindlichkeiten haften oder die ausdrüdliche Einwilli— 
gung der Gläubiger beigebracht wird, und außerdem die Rüdgabe des 
Kuricheind an die Gewerkichaft erfolgt. 

Der Antheil ſoll alddann, jofern die Gewerkichaft nicht anderweitig 
über denjelben verfügt, durch den Repräfentanten zu Gunjten der Ges 
werfichaft verfauft werden. 

Sit der Antheil unverfäuflich, jo findet die für dieſen Fall im 
$ 131 getroffene Beitimmung Anwendung. 

$ 133. Die Beitimmungen der $$ 94 bis 132 kommen nicht zur 
Anwendung, wenn die Rechtsverhältniffe der Mitbetheiligten eines Berg— 
werf3 durch Vertrag oder jonjtige Willenserklärung anderweitig geregelt 
find. Ein jolches Rechtsgeſchäft bedarf zu feiner Gültigfeit der nota— 
riellen oder gerichtlichen Form. Die Urkunde über dafjelbe ijt der Berg- 
behörde einzureichen. 

Mitbetheiligte eines Bergwerks im Sinne des $ 94 find nicht die 
Theilhaber an einer ungetheilten Erbichaft oder an einer jonjtigen ge 
meinjchaftlichen Maſſe, zu welcher ein Bergwerk gehört. 

8 134. In den Fällen des $ 133 muß, wenn die Mitbetheiligten 
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eine Bergwerks nicht eine Gejellichaft bilden, deren Vertretung durch 
die allgemeinen Geſetze geordnet ijt, ein im Inlande wohnender Reprä- 
jentant beftellt und der Bergbehörde namhaft gemacht werden, widrigen- 
fall Iegtere nach $ 127 zu verfahren befugt ift. 

Dafjelbe gilt, wenn der Alleineigenthümer eines Bergwerks im 
Auslande wohnt. 

Diefer Nepräfentant hat diejenigen Geichäfte zu beforgen, welche 
im $ 124 als folche bezeichnet find, die dem Nepräjentanten oder Gru— 
benvorstande einer Gewerkichaft niemals entzogen werden dürfen. Eine 
Abänderung ift auch hier unzuläflig. 


Fünfter Titel. 
Don den Rechtsverhältniſſen zwiſchen den Bergbantreibenden 
und den Grumdbelihern. 
Erfter Abſchnitt. 
Don der Osrundabtretung. 

$ 135. Sit für den Betrieb des Bergbaues und zwar zu den 
Grubenbauen jelbit, zu Halden-, Ablade- und Niederlageplägen, Wegen, 
Eifenbahnen, Kanälen, Mafchinenanlagen, Wafjerläufen, Teichen, Hülfs- 
bauen, Zechenhäufern und anderen für Betriebszwede bejtimmten Tage: 
gebäuden, Anlagen und Vorrichtungen, zu den im 8 58 bezeichneten 
Aufbereitungsanftalten, ſowie zu Soolleitungen und Soolbehältern die 
Benugung eines fremden Grundjtüds nothiwendig, jo muß der Grund- 
bejiger, er jei Eigenthümer oder Nußungsberechtigter, dajjelbe an den 
Bergwerföbefiger abtreten. 

8 136. Die Abtretung darf nur aus überwiegenden Gründen des 
öffentlichen Interejjes verjagt werden. 

Zur Abtretung des mit Wohn-, Wirthichafts: oder Fabrikgebäuden 
bebauten Grund und Bodens und der damit in Verbindung jtehenden 
eingefriedigten Hofräume kann der Grundbefiger gegen jeinen Willen 
niemals angehalten werden. 

$ 137. Der Bergwerföbefiger it verpflichtet, dem Grundbefiter 
für die entzogene Nußung jährlich im Voraus vollftändige Entjchädigung 
zu leilten und das Grundjtüd nach beendigter Benutzung zurückzugeben. 

Tritt durch die Benutzung eine Werthsverminderung des Grund- 
jtüd3 ein, jo muß der Bergwerfsbefiger bei der Rückgabe den Minder- 
werth erjegen. Für die Erfüllung diejer Verpflichtung kann der Grund- 
befiger jchon bei der Abtretung des Grundjtüds die Beitellung einer 
angemefjenen Kaution von dem Bergwerksbeſitzer verlangen. Auch it 
der Eigenthümer des Grundſtücks in diefem Falle zu fordern berechtigt, 
daß der Bergiwerfsbefiter, jtatt den Minderwerth zu erjegen, das Eigen: 
thum des Grundſtücks erwirbt. 

8 138. Wenn fejtiteht, daß die Benubung des Grundjtüds län- 
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ger als drei Jahre dauern wird, oder wenn die Benutzung nach Ablauf 
von drei Jahren noch fortdauert, jo kann der Grundeigenthümer ver: 
langen, daß der Bergwverköbefiger das Eigenthum des Grundſtücks erwirbt. 

$ 139. Wenn ein Grundſtück durch die Abtretung einzelner Theile 
jo zerjtücdelt werden würde, daß die übrig bleibenden Theile nicht mehr 
zweckmäßig benutzt werden können, jo muß auch für legtere die jährliche 
Entihädigung ($ 137) auf Verlangen de3 Grundbefigers von dem Berg- 
werksbeſitzer geleijtet werden. 

Unter derjelben Vorausfegung kann der Eigenthiimer eines folchen 
Grundſtücks verlangen, da der Bergwerfsbefiger das Eigenthum des 
ganzen Grundſtücks enwirbt. 

$ 140. Bet der zwangsweiſen Abtretung oder Erwerbung eines 
Grundſtücks zu einer bergbaulichen Anlage fommen diejenigen Werths- 
erhöhungen, welche das Grundftücd erft in Folge dieſer Anlage erhält, 
bei der Entjchädigung nicht in Anjchlag. 

$ 141. Wegen aller zu Zwecken des Bergbaubetriebes veräußerten 
Theile von Grundjtüden findet ein Vorkaufs- und Wiederfaufsrecht ftatt, 
wenn in der Folge das Grundſtück zu den Sweden des Bergbaues ent- 
behrlich wird, 

Das Vorkaufs- und Wiederfaufsrecht jteht dem zeitigen Eigen: 
thümer des durch die urjprüngliche Veräußerung verfleinerten Grund- 
ſtücks nach denfelben gejeglichen Grundjägen zu, welche in dieſer Bezie- 
hung den Eifenbahngejellichaften gegenüber gelten. 

$ 142. Können die Betheiligten fich in den Fällen der 88 135 
bis 139 über die Grimdabtretung nicht gütlich einigen, jo erfolgt die 
Entjcheidung darüber, ob, in welchem Umfange und unter welchen Be— 
dingungen der Grundbefiger zur Abtretung des Grundſtücks oder der 
Bergwertsbefiger zum Erwerbe des Eigenthums verpflichtet iſt, durch 
einen gemeinjchaftlichen Bejchluß des Oberbergamts und der Regierung. 

8 143. Bor der Entjcheidung müfjen beide Theile gehört und die 
Verhältniſſe durch Kommifjarien der beiden entjcheidenden Behörden an 
Ort und Stelle unterfucht werden. 

Die Ermittelung der für die vorübergehende Benutzung des Grund- 
ftück3 oder für die Abtretung des Eigenthums zu leiftenden vollftändigen 
Entjchädigung, ſowie der im $ 137 erwähnten Kaution liegt beim Mangel 
einer qütlichen Einigung der Betheiligten ebenfall3 den Kommifjarien ob. 

Zu diefer Ermittelung find Sachverjtändige zuzuzichen. 

Jeder Theil iſt befugt, Einen Sachverjtändigen zu bezeichnen. Ge— 
ichieht dies binnen einer von den Kommiſſarien zu bejtimmenden Frift 
nicht, jo ernennen leßtere die Sachverjtändigen. 

In jedem Falle können die Kommifjarien einen dritten Sachver— 
jtändigen zuziehen. 

$ 144. Der Beichluß, durch welchen die zwangsweiſe Abtretung 
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oder Erwerbung eines Grundftüds ausgejprochen wird, muß das Grund- 
jtüc genau bezeichnen, die dem Grundbeſitzer zu leiſtende Entjchädigung 
beziehungsweije Kaution feitjegen und die jonftigen Bedingungen der 
Abtretung oder Erwerbung enthalten. 

8 145. Gegen den Beichlug des Oberbergamts und der Regie- 
rung fteht beiden Theilen der Rekurs an die betreffenden Refjortminifter 
zu. Derjelbe muß nach näherer Vorſchrift der SS 192 und 193 bei dem 
Dberbergamte eingelegt werden. Gegen die Feſtſetzung der Entjchädi- 
gung und der Kaution findet der Rekurs nicht jtatt. 

Ueber die Verpflichtung zur Abtretung eines Grundſtücks iſt der 
Rechtsweg nur in dem Falle zuläffig, wenn die Befreiung von Diejer 
Berpflichtung auf Grund des zweiten Abjabes des $ 136 oder eines 
jpeziellen Rechtstitels behauptet wird. 

$ 146. Durch Bejchreitung des Nechtsweges wird, wenn Diejelbe 
nur wegen der Feſtſetzung der Entichädigung oder Kaution erfolgt, die 
Beſitznahme des Grundſtücks nicht aufgehalten, vorausgejeßt, daß die 
feſtgeſetzte Entſchädigung an den Berechtigten gezahlt oder bei verwei- 
gerter Annahme gerichtlich deponirt, desgleichen die gerichtliche Depo— 
jition der fejtgejeßten Kaution gejchehen ift. 

$ 147. Die Koften des Erpropriationsverfahrens hat für die erſte 
Inſtanz der Bergwerfsbefißer, für die Rekursinſtanz der unterliegende 
Theil zu tragen. 

Zweiter Abſchnitt. 

Don dem Schadenserfahe für Befchädigungen des Grundeigenthums. 

$ 148. Der Bergwerfsbefiger ift verpflichtet, für allen Schaden, 
welcher dem Grundeigenthume oder deſſen Zubehörungen durch den 
unterivdiich oder mitteljt Tagebaues geführten Betrieb des Bergwerks 
zugefügt wird, vollftändige Entjchädigung zu leijten, ohne Unterjchied, 
ob der Betrieb unter dem bejchädigten Grundjtücde jtattgefunden hat 
oder nicht, ob die Beichädigung von dem Bergwerfsbefiger verjchuldet 
ift, und ob fie vorausgejehen werden konnte oder nicht. 

8 149. It der Schaden durch den Betrieb zweier oder mehrerer 
Bergwerfe verurjacht, jo find Die Beſitzer dieſer Bergwerfe gemeinjchaft- 
lich und zwar zu gleichen Theilen zur Entſchädigung verpflichtet. 

Sm Berhältnig der Bergwerfsbefiger unter fich ift der Nachweis 
eines anderen Theilnahmeverhältnifjes umd der Anjpruch auf Erjtattung 
des Zuvielgezahlten nicht ausgeſchloſſen. 

$ 150. Der Bergwerfsbefiger iſt nicht zum Erjate des Schadens 
verpflichtet, welcher an Gebäuden oder anderen Anlagen durch den Betrieb 


des Bergwerks entjteht, wenn jolche Anlagen zu einer Zeit errichtet twor= _ 
den find, wo die denjelben durch den Bergbau drohende Gefahr dem. 
Grundbefiger bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkjamteit wicht unbe * n 


fannt bleiben konnte. 
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Muß wegen einer derartigen Gefahr die Errichtung folcher An- 
lagen unterbleiben, jo bat der Grundbefiter auf die Vergütung der 
Werthsverminderung, welche jein Grundſtück dadurch etwa erleidet, feinen 
Anjpruch, wenn fic aus den Umständen ergiebt, daß die Abjicht, ſolche 
Anlagen zu errichten, nur fund gegeben wird, um jene Vergütung zu 
erzielen. 

$ 151. Anjprüche auf Erjaß eines durch den Bergbau verurjachten 
Schadens (88 148, 149), welche fich nicht auf Vertrag gründen, müſſen 
von dem Beichädigten innerhalb drei Jahren, nachdem das Dafein und 
der Urheber des Schadens zu jeiner Wiffenjchaft gelangt find, durch 
gerichtliche Klage geltend gemacht werden, widrigenfalls fie verjährt find. 

8 152. Auf Beichädigungen des Grundeigenthums oder der Zu- 
behörungen defjelben durch die von Schürfern und Muthern ausge- 
führten Arbeiten finden die 88 148 bis 151 ebenfalls Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Berhältniffe des Bergbaues zu öffentlichen Berkehrsanfalten. 

$ 153. Gegen die Ausführung von Chauffeen, Eifenbahnen, Ka— 
nälen und anderen öffentlichen Verkehrsmitteln, zu deren Anlegung dem 
Unternehmer durch Geſetz oder befondere landesherrliche Berordnung das 
Erpropriationsrecht beigelegt ift, jteht dem Bergbautreibenden ein Wider: 
Ipruchsrecht nicht zu. 

Bor Feſtſtellung der jolchen Anlagen zu gebenden Richtung find 
Diejenigen, über deren Bergwerke diejelben geführt werden jollen, ſeitens 
der zuftändigen Behörde darüber zu hören, in welcher Weile unter mög- 
lichſt geringer Benachtheiligung des Bergwerkseigenthums die Anlage 
auszuführen jet. 

$ 154. War der Bergbautreibende zu dem Bergwerksbetriebe 
früher berechtigt, ald die Genehmigung der Anlage ($ 153) ertheilt iſt, 
jo hat derjelbe gegen den Unternehmer der Anlage einen Anſpruch auf 
Schadenserſatz. Ein Schadenserjag findet nur injoweit jtatt, als ent- 
weder die Herftellung jonft nicht erforderlicher Anlagen in dem Berg: 
werfe oder die ſonſt nicht erforderliche Bejeitigung oder Veränderung 
bereit3 in dem Bergwerfe vorhandener Anlagen nothwendig wird. 

Können die Betheiligten fich über die zu leitende Entichädigung 
nicht gütlich einigen, jo erfolgt die Feſtſetzung derjelben nad) Anhörung 
beider Theile und mit Vorbehalt des Nechtsweges, durch einen Beſchluß 
des Dberbergamts, welcher vorläufig volljtredbar ift. 

S 155. Wenn Bergbautreibende, welche vor Eintritt der Geſetzes— 
fraft des gegenwärtigen Gejeges zu dem Bergwerksbetriebe berechtigt 
waren, Entjchädigungsanjprüche erheben, welche über den ihnen nach 
$ 154 zu gewährenden Schadenserjak hinausgehen, jo iſt über dieje 
Anſprüche nach den bisherigen Geſetzen zu entjcheiden. 
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Schster Titel. 
Don der Aufhebung des Bergwerkseigenthums. 

$ 156. Wird amtlich feitgeitellt, daß ein Bergwerkseigenthümer 
die nach Vorjchrift des $ 65 an ih erlajjene Aufforderung zur Inbe— 
triebjegung des Bergwerks oder zur Fortjehung des unterbrochenen Be- 
triebes nicht befolgt Hat, jo kann das Oberbergamt die Einleitung des 
Berfahrens wegen Entziehung des Bergwerkseigenthums durch einen 
Beſchluß ausjprechen. 

8 157. Der Bergwerkzeigenthümer ijt befugt, binnen vier Wochen 
vom Ablaufe des Tages, an welchem ihm der Beichluß, beziehungs- 
weije der Nefursbejcheid ($ 191) zugeftellt iſt, bei dem Gerichte, in dejjen 
Bezirk das Bergwerk liegt, gegen das Oberbergamt auf Aufhebung des 
Beichlufjes zu flagen. Gejchieht dies nicht, jo ijt das Einſpruchsrecht 
erlojchen. 

8 158. Erhebt der Bergwerfseigenthümer feinen Einfpruch, oder 
iſt derjelbe rechtskräftig verworfen, jo wird der Beichluß von dem Ober: 
bergamte den aus dem Hypothekenbuche oder den rheinischen Hypothefen- 
regijtern erfichtlichen Gläubigern und anderen NRealberechtigten zugejtellt 
und außerdem durch das Amtsblatt der Regierung, in deren Bezirk das 
Bergwerk liegt, unter Verweiſung auf diefen und den folgenden Para— 
graphen, zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 

$ 159. Jeder Hypothefengläubiger oder jonjtige Nealberechtigte, 
jowie jeder privilegirte Gläubiger des rheinischen Rechts iſt befugt, bin- 
nen drei Monaten vom Ablaufe des Tages, an welchem der Beſchluß 
zugejtellt, beziehungsiweije an welchem das die Bekanntmachung enthal- 
tende Amtsblatt ausgegeben worden tt, behufs feiner Befriedigung die 
nothwendige Subhajtation des Bergwerks bei dem zujtändigen Richter 
auf jeine Kojten zu beantragen, vorbehaltlich der Erjtattung derjelben 
aus den SKaufgeldern. 

Wer von diefem Rechte binnen der angegebenen Friſt feinen Ge- 
brauch macht, hat bei der demnächjtigen Aufhebung des Bergwerkseigen- 
thums das Erlöjchen jeines Realanſpruchs zu erleiden ($ 160). 

Auch der jeitherige Eigenthümer des Bergwerks kann innerhalb 
jener Präflufivfrift von drei Monaten die Subhaftation auf jeine Koften 
beantragen. 

$ 160. Wird die Subhajtation nicht beantragt, oder führt die- 
jelbe nicht zu dem Verkaufe des Bergwerks, jo jpricht das Oberbergamt 
durch einen Beichluß die Aufhebung des Bergwerfseigenthums aus. 

Mit diefer Aufhebung erlöjchen alle Anjprüche auf das Bergwerf, 
von welcher Art fie auch jein mögen. 

8 161. Erflärt der Eigenthümer eines Bergwerfs vor der Berg: 
behörde jeinen freiwilligen Berzicht auf dafjelbe, jo wird mit diejer Er- 
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klärung nach $ 158 ebenſo verfahren, wie mit dem dort bezeichneten Be— 
ſchluſſe. 

Die den Hypothekengläubigern und anderen Realberechtigten, ſowie 
den privilegirten Gläubigern des rheiniſchen Rechts im $ 159 einge— 
räumte Befugniß ſteht denſelben auch in dieſem Falle zu, und hinſichtlich 
der Aufhebung des Bergwerkseigenthums finden die Beſtimmungen des 
$ 160 ebenfalls Anwendung. 

$ 162. Nach $ 161 iſt auch dann zu verfahren, wenn der frei 
willige Berzicht auf das Bergwerkseigenthum nur einzelne Theile eines 
Feldes betrifft. 

$ 163. Bei jeder Aufhebung eines Bergwerfseigenthums darf der 
bisherige Eigenthümer die Zimmerung und Mauerung des Grubenge- 
bäudes nur injoweit wegnehmen, als nad) der Entjcheidung der Berg: 
behörde nicht polizeiliche Gründe entgegenftehen. 

$ 164. Die Koſten, welche durch das im gegenwärtigen Titel an- 
geordnete Verfahren bei der Bergbehörde erwachien, hat der Bergwerfs- 
eigenthümer zu tragen. 


Siebenter Titel. 
Don den Knappſchaftsvereinen. 

$ 165. Für die Arbeiter aller dem gegenwärtigen Gejeße unter- 
worjenen Bergwerfe und Aufbereitungsanftalten, desgleichen für die Ar- 
beiter der Salinen jollen Knappjchaftsvereine bejtehen, welche den Zweck 
haben, ihren Theilnehmern und deren Angehörigen nach näherer Be: 
ftimmung des Geſetzes Unterjtügungen zu gewähren. 

Sind mit den vorbezeichneten Werfen zugleich Gewerbsanlagen ver- 
bunden, welche nicht unter der Aufjicht der Bergbehörde jtehen, jo kön— 
nen die bei dieſen Gewerbsanlagen bejchäftigten Arbeiter auf den gemein- 
Ichaftlichen Antrag der Lehteren und der Werksbeſitzer durch den Knapp— 
ichaftövorstand in den Knappſchaftsverein aufgenommen werben. 

Die Knappfichaftsvereine erlangen durch die Beitätigung ihrer Sta- 
tuten die Eigenjchaft juriftiicher Perjonen. 

$ 166. Die bereit bejtehenden Snappichaftsvereine bleiben in 
Wirkjamkeit. Der gegenwärtige Titel findet jedoch auch auf fie Anwen— 
dung. Ihre Statuten find mit den Vorjchriften der 88 170, 176 und 
181 bis 186 in Uebereinjtimmung zu bringen. 

Die Befiger und Arbeiter der Hüttenwerfe und der dem gegenwär— 
tigen Gejege nicht untertivorfenen Aufbereitungsanftalten, welche bereits 
einem Knappfchaftsvereine angehören, jcheiden auf ihren gemeinjchaftli- 
chen Antrag aus dem Vereine aus. 

S 167. Die Beitimmung der Bezirke, für welche neue Knappſchafts— 
vereine gegründet werden jollen, hängt zunächjt von dem Beſchluſſe der 
Betheiligten ab. Kann hierüber eine Einigung nicht erzielt werden, jo 
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entjcheidet das Dberbergamt nach Anhörung der Werksbefiger und eines 
von den Arbeitern zu wählenden Ausjchuffes. 

$ 168. Alle in dem Bezirke eines bereit3 bejtehenden oder neu 
gegründeten Knappſchaftsvereins belegenen Bergwerke, Aufbereitungsan- 
jtalten und Salinen (8 165) und die auf denſelben bejchäftigten Arbeiter 
find dem Vereine nach näherer Beitimmung des Statuts beizutreten 
berechtigt und verpflichtet. 

Berechtigt zum Beitritt find auch die Werksbeamten, jowie die Ver— 
waltungsbeamten des Knappſchaftsvereins. 

$ 169. Für jeden neu gegründeten Knappjchaftsverein haben die 
Werfsbeliger unter Mitwirkung eines von den Arbeitern zu wählenden 
Ausichuffes ein mit dem Gejehe in Uebereinſtimmung ftehendes Statut 
aufzuftellen. Dajjelbe unterliegt der Bejtätigung des Oberbergamts, 
welche nur verjagt werden darf, wenn das Statut den gejeglichen Be- 
itimmungen zumiderläuft. 

Wird das Statut nach vorgängiger Aufforderung nicht innerhalb 
Sahresfriit vorgelegt, jo hat das Dberbergamt dafjelbe aufzuitellen. 

Ss 170. Zu allen Abänderungen von Knappichaftsftatuten iſt er- 
forderlich, daß diejelben von den Betheiligten nach dem hierüber in das 
Statut aufzunchmenden näheren Beitimmungen bejchloffen werden und 
ſodann die Beitätigung des Oberbergamts nach) Maßgabe des $ 169 
erlangen. 

$ 171. Die Leiftungen, welche jeder Knappichaftsverein nach nähe- 
rer Beitimmung des Statut3 feinen vollberechtigten Mitgliedern minde- 
ſtens zu gewähren hat, find: 

1) in Kranfheitsfällen eines Knappſchaftsgenoſſen freie Kur und 
Arznei für jeine Berjon, 

2) ein entiprechender Krankenlohn bei einer ohne eigenes grobes 
Berichulden entitandenen Krankheit, 

3) ein Beitrag zu den Begräbnißkoſten der Mitglieder und In— 
validen, 

4) eine lebenslängliche Invalidenunterjtügung bei einer ohne gro- 
bes Verjchulden eingetretenen Arbeitsunfähigfeit, 

5) eine Unterjtügung der Wittwen auf Lebenszeit, bezichungs- 
weile bi zur etwaigen Wiederverheirathung, 

6) eine Unterftügung zur Erziehung der Kinder verjtorbener Mit- 
glieder und Invaliden bis nach zurüdgelegtem vierzehnten 
Lebensjahre. 

Für die Mitglieder der am wenigjten begünjtigten Klaſſe find min: 
deitens die unter 1 und 2 genannten Leitungen und, wenn fie bei der... 
Arbeit verunglüden, auch die unter 3 und 4 genannten zu gewähren. 

$ 172. Für die Leijtungen unter 1, 2 und 3 des $ 171 ober für «* 
einzelne derjelben fünnen nach dem gemeinjchaftlichen Bejchlufje der Werfs- a 
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befiger, der Snappichaftsältejten und des Knappſchaftsvorſtandes bejon- 
dere Krankenkaſſen auf jämmtlichen zu einem Knappſchaftsvereine gehöri- 
gen Werfen, und zwar auf jedem einzelnen Werke oder gruppenweije auf 
mehreren eingerichtet werden. 

Die für die Krankenkaſſen nach VBorjchrift des $ 169 aufzuftellen- 
den Statuten unterliegen der dajelbjt erwähnten Bejtätigung. 

Die Beauffichtigung der Krankenkaſſen gehört zu den Obliegenheiten 
des Sinappichaftsvoritandes. In den Statuten des Knappſchaftsvereins 
jind die näheren Bejtimmungen hierüber, jowie über die bei der Ab- 
zweigung der Krankenkaſſen eintretende Herabjegung der Beiträge zur 
Hauptfafje zu treffen. 

$ 173. Die Anjprüche der Berechtigten auf die Leiftungen der 
Knappſchafts- und der Krankenkaſſen können weder an Dritte übertra- 
gen, noch auch mit Arreſt belegt werden. 

$ 174. Sowohl die Arbeiter als auch die Werksbeſitzer haben zu 
den Knappſchafts- und den Krankenkaſſen Beiträge zu leijten. 

s 175. Die Beiträge der Arbeiter jollen in einem gewiſſen Brozent- 
late ihres Arbeitslohns oder in einem entiprechenden Fixum  bejtehen. 

Die Beiträge der Werfsbefiger ſollen mindejtens die Hälfte des 
Beitrags der Arbeiter ausmachen. 

$ 176. Die Werfsbefiger jind bei Vermeidung des gegen fie jelbjt 
zu richtenden Zwangsverfahreng verpflichtet, für die Einziehung und Ab- 
führung der Beiträge ihrer Arbeiter aufzufommen. 

Auch Haben die Werksbejiger ihre Arbeiter regelmäßig an den 
durch das Statut fejtzujegenden Zeitpunkten bei dem Knappſchaftsvor— 
jtande anzumelden. 

Unterbleibt die Anmeldung, jo iſt der Vorſtand befugt, die Zahl 
der Arbeiter, für welche die Beiträge zur Knappſchaftskaſſe eingezogen 
werden jollen, nach) feinem Ermefjen zu bejtimmen oder bei dem Ober- 
bergamte den Erlaß eines Strafbefehls gegen den jäumigen Werfäbe- 
liter in Antrag zu bringen. 

$ 177. Alle Beiträge zur Knappichaftsfaffe wie zu den Kranken— 
fajjen können, auf vorgängige Feitfegung durch das DOberbergamt, im 
Wege der Berwaltungserefution eingezogen werden. 

Durch Beichreitung des Nechtsweges wird die Erefution nicht auf- 
gehalten. 

8 178. Die Verwaltung eines jeden Knappſchaftsvereins erfolgt 
unter Betheiligung von Knappſchaftsälteſten durch einen Knappſchafts— 
voritand. 

$ 179. Die Knappjchaftsälteiten twerden von den zum Vereine 
gehörigen Arbeitern und Beamten in einer durch das Statut bejtimmten 
Zahl aus ihrer Mitte gewählt. 
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Auch den invaliden Arbeitern und Beamten fann die Wählbarfeit 
durch das Statut beigelegt werden. 

Die Knappichaftsälteiten vertreten die Knappſchaftsmitglieder bei 
der Wahl des Borjtandes und haben im Allgemeinen das Recht und 
die Pflicht, einerjeit3 die Befolgung des Statut3 durch die Knappſchafts— 
mitglieder zu überwachen und andererjeits die Rechte der Letzteren gegen- 
über dem Borjtande wahrzunehmen. 

Das Statut oder eine bejondere Inftruftion ($ 181) regelt ihre 
Dienftobliegenheiten. 

8 180. Die Mitglieder des Kuappichaftsvoritandes werden nach 
näherer Beitimmung des Statuts zur einen Hälfte von den Werfäbe- 
figern, beziehungsweije von den Kepräjentanten, und zur anderen Hälfte 
von den Sinappjchaftsälteiten je aus ihrer Mitte oder aus der Zahl der 
Königlichen oder Privatbergbeamten gewählt. 

$ 181. Der Knappſchaftsvorſtand vertritt den Verein nach außen, 
leitet die Wahlen der Knappichaftsälteiten, erwählt die Beamten und 
Herzte des Vereins, jchließt die Verträge mit denjelben, jowie mit den 
Apothekern ab, erläßt die erforderlichen Injtruktionen, verwaltet das 
Vermögen des Vereins und bejorgt alle übrigen, ihm durch das Statut 
übertragenen Gejchäfte. 

$ 182. Die jährlich zu legenden Rechnungen müffen nach vor- 
gängiger Prüfung durch den Vorjtand den Sinappichaftsälteiten und den 
Werksbefigern zur Einjicht und etwaigen Erklärung offen gelegt werden, 
bevor der Vorſtand dem Kaſſenbeamten die Entlajtung ertheilt. 

8 183. Die Oberbergämter haben die Beobachtung der Statuten 
und insbejondere die jtatutenmäßige Berwaltung des Bermögens zu 
überwachen. 

$ 184. Zur Ausübung diejes Aufſichtsrechts ernennt das Ober- 
bergamt für jeden Knappjchaftsverein einen Kommiſſar. 

Derjelbe ift befugt, allen Situngen des Knappſchaftsvorſtandes, 
welche ihm zu diefem Zwecke mindeſtens drei Tage vorher anzuzeigen 
jind, beizuwohnen und jeden jtatutenwidrigen Beichluß zu juspendiren. 
Bon einer ſolchen Suspenfion muß er dem Oberbergamte fofort Anzeige 
machen. 

$ 185. Der Knappſchaftsvorſtand ift jederzeit verpflichtet, dem 
DOberbergamte und defjen Kommiſſar auf Verlangen die Einficht der 
über jeine Verhandlungen zu führenden Protokolle, der Kafjenbücher und 
der gelegten Rechnungen, jowie die Revifion der Kaſſe zu gejtatten. 

Auch Hat derjelbe dem Dberbergamte die zur Statijtif des Knapp— 
ſchaftsweſens erforderlichen Nachrichten zu geben. 

8 186. Beſchwerden über die Verwaltung des Borjtandes find 
bei dem DOberbergamte und in der weiteren Inftanz bei dem Handels— 


minijter anzubringen. 
3 
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Achter Titel. 
Von den Bergbehörden. 
$ 187. Die Bergbehörden find: 
die Nevierbeamten, 
die Oberbergänter, 
der Handelsminiſter. 

$ 188. Die Bezirke der Oberbergämter werden durch Königliche 
Verordnung, diejenigen der Nevierbeamten durch den Handelsminifter 
fejtgejtellt. 

$ 189. Die Revierbeamten bilden für die ihnen überwiejenen 
Bergreviere die erjte Injtanz im allen Gejchäften, welche nad) dem gegen- 
wärtigen Gejege der Bergbehörde obliegen und nicht ausdrücdlich den 
DOberbergämtern übertragen find. 

Sie handhaben insbeſondere die Bergpolizei nach Vorjchrift des 
Geſetzes. 

Auch gehört zu ihrem Geſchäftskreiſe die Wahrnehmung der Rechte 
des Staates hinſichtlich der Bergwerksabgaben. 

$ 190. Die Oberbergämter bilden die Aufſichts- und Rekursin— 
ſtanz für die Revierbeamten. 

Unter ihrer Aufficht jtehen die Marficheider. 

Durch fie erfolgt die Prüfung und Konzeſſionirung der Lebteren, 
jowie die Wiederentziehung ertheilter Stonzeifionen. 

Sie überwachen die Ausbildung derjenigen Perſonen, welche fich 
für den Staatsdienit im Bergfache vorbereiten. 

Außerdem liegen den Oberbergämtern die denjelben im gegemvär- 
tigen Geſetze ausdrüdlich übertragenen Gejchäfte ob. 

Innerhalb ihres Gejchäftsfreijes haben die Oberbergämter die ge: 
jeglichen Befugniſſe und Verpflichtungen der Regierungen. 

$ 191. Gegen Verfügungen und Bejchlüjje des Nevierbeamten ist 
der Rekurs an das Oberbergamt, gegen Verfügungen und Beſchlüſſe des 
Leßteren der Rekurs an den Handelsminijter zuläjfig, injofern das Ge- 
jeß denjelben nicht ausdrücklich ausſchließt. 

8 192. Der Rekurs muß binnen vier Wochen vom Ablaufe des 
Tages, an welchem die Verfügung oder der Beichluß zugejtellt oder 
jonft bekannt gemacht worden ijt, eingelegt werden, widrigenfalls das 
Rekursrecht erlijcht. 

$ 193. Im den Fällen, wo nach dem gegenwärtigen Gejege ein 
Beichluß des Oberbergamts erforderlich ist, desgleichen gegen Verfügungen, 
welche eine Entjcheidung zwijchen jtreitenden Parteien enthalten, muß der 
Refurs innerhalb der im $ 192 bejtimmten Friſt bei derjenigen Behörde 
eingelegt werden, von welcher die bejchwerende Entjcheidung getroffen 
worden ift. Durch Einlegung bei einer anderen Behörde wird das Re— 
kursrecht nicht gewahrt. 
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In den Fällen, wo eine Gegenpartei vorhanden ift, wird derjelben 
die Rekursjchrift zur Beantwortung binnen einer vierwöchentlichen, vom 
Ablaufe des Tages der Behändigung beginnenden Friſt mitgetheilt. 
Geht innerhalb diejer Friſt die Beantwortung nicht ein, jo werden die 
Verhandlungen ohne Weiteres zur Rekursentſcheidung eingejendet. 

$ 194. Die bei den Bergbehörden in Bergbauangelegenheiten er- 
wachjenden Kojten können von denjenigen Perſonen, welchen diejelben 
nach dem gegenwärtigen Geſetze zur Laſt fallen, im Wege der Verwal: 
tungserefution eingezogen werden. 

$ 195. Die Bergbeamten des Staates, deren Frauen und unter 
väterlicher Gewalt jtehenden Kinder fünnen im Berwaltungsbezirfe der 
Eriteren durch Muthung feine Bergwerfe oder Kuxe erwerben. 

Zu ſolchen Erwerbungen durch andere Rechtögejchäfte unter Le— 
benden iſt die Genehmigung des Handelsminiſters erforderlich. 


Neunter Titel, 
Bon der Bergpolizei, 
Erfter Abſchnitt. 
Don dem Griaffe bergpolizeilidher Vorſchriften. 

$ 196. Der Bergbau jteht unter der polizeilichen Aufficht der 
Bergbehörden. 

Diejelbe eritredt ſich auf 

die Sicherheit der Baue, 

die Sicherheit ded Lebens und der Gejundheit der Arbeiter, 

den Schuß der Oberfläche im Interejje der perjönlichen Sicher: 
heit und des öffentlichen Verkehrs, 

den Schuß gegen gemeinjchädliche Einwirkungen des Bergbaues. 

Diefer Aufficht unterliegen auch die in den 88 58 und 59 er- 
wähnten Aufbereitungsanftalten, Dampffejjel und Triebwerfe, jowie die 
Salinen. 

8 197. Die Oberbergämter find befugt, für den ganzen Umfang 
ihres Verwaltungsbezirks oder für einzelne Theile dejjelben Polizeiver- 
ordnungen über die im $ 196 bezeichneten Gegenjtände zu erlafjen. 

Die Berfündigung diefer Verordnungen erfolgt durch das Amts— 
blatt der Regierungen, in deren Bezirk diejelben Gültigkeit erlangen 
jollen. 

8 198. Tritt auf einem Bergwerfe in Beziehung auf die im $ 196 
bezeichneten Gegenjtände eine Gefahr ein, jo hat das Oberbergamt die 
geeigneten polizeilichen Anordnungen nad) VBernehmung des Bergiwverf3- 
befigers oder des Reprälentanten durch einen Beichluß zu treffen. 

8 199. Iſt die Gefahr eine dringende, jo hat der Revierbeamte 
jofort und felbjt ohne vorgängige Vernehmung des Bergwerföbefigers 
oder de3 Repräjentanten die zur Beleitigung der Gefahr erforderlichen 
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polizeilichen Anordnungen zu treffen, gleichzeitig aber dem Oberbergamte 
hiervon Anzeige zu machen. 

Das Oberbergamt hat die getroffenen Anordnungen durch einen 
Beichluß zu bejtätigen oder wieder aufzuheben. Vorher ift die Verneh— 
mung der genannten Perjonen nachzuholen. 

8 200. Die Belanntmahung der auf Grund der 88 198 umd 
199 getroffenen polizeilichen Anordnungen an den Bergwerföbefiger oder 
den Wepräjentanten erfolgt durch Zuftellung des Bejchlujjes des Ober- 
bergamts, beziehungsweije der Verfügung des Nevierbeamten. 

Die Bekanntmachung an den Betriebsführer und die Grubenbe- 
amten wird von dem Nevierbeamten oder auf deſſen Amweifung durch 
Eintragung in das Zechenbuch bewirkt, welches zu dieſem Zwede auf 
jedem Bergwerfe gehalten werden muB. 

Soweit eine Bekanntmachung an die Arbeiter erforderlich iſt, ge- 
ſchieht diejelbe auf Anweiſung des Revierbeamten durch Berlefen und 
durch) Aushang auf dem Werke. 

8 201. In den Fällen des $ 199 muß mit der Ausführung der 
polizeilichen Anordnungen des Revierbeamten ohne Rüdficht auf die 
vorbehaltene oberbergamtliche Bejtätigung oder Wiederaufgebung fofort 
begonnen werben. 

Die Ausführung diefer Anordnungen wird durch Einlegung des 
Rekurſes nicht aufgehalten. 

8 202. Werden die auf Grund der 88 198 und 199 getroffenen 
polizeilichen Anordnungen nicht in der beftimmten Friſt Durch den Berg- 
wertsbefiger ausgeführt, jo wird die Ausführung durch den Nevierbe- 
amten auf Kojten des Bergwerksbeſitzers bewirkt. 

$ 203. Sobald auf einem Bergwerfe eine Gefahr in Beziehung 
auf die im $ 196 bezeichneten Gegenjtände eintritt, hat der Betriebs— 
führer und im Verhinderungsfalle der denjelben vertretende Grubenbe- 
amte dem Nevierbeamten Anzeige hiervon zu machen. 

Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem Berfahren bei Unglücsfällen. 

8 204. Ereignet ſich auf einem Bergwerfe unter oder über Tage 
ein Unglüdsfall, welcher den Tod oder die jchwere Verlegung einer oder 
mehrerer Perjonen herbeigeführt Hat, jo find die im $ 203 genannten 
Perjonen zur jofortigen Anzeige an den Nevierbeamten und an die 
nächſte Bolizeibehörde verpflichtet. 

$ 205. Der Revierbeamte ordnet die zur Rettung der verunglüd- 
ten Perjonen oder zur Abwendung weiterer Gefahr erforderlichen Maß— 
regeln an. 

Die zur Ausführung diefer Maßregeln nothwendigen Arbeiter und 
Hülfsmittel hat der Befiger des Bergwerks zur Verfügung zu ftellen. 

Die Beſitzer benachbarter Bergwerfe find zur Hülfeleiftung verpflichtet. 
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$ 206. Sämmtliche Koften für die Ausführung der im 8 205 
bezeichneten Maßregeln trägt der Beſitzer des betreffenden Bergwerks, 
vorbehaltlich des Regreßanſpruchs gegen Dritte, welche den Unglüdsfall 
verjchuldet haben. 

Dritter Abſchnitt. 
Von den Ucbertretungen bergpolizeilicher Vorſchriften. 

8 207. Uebertretungen der Vorſchriften in den 884, 10, 66, 67, 
69, 71, 72, 73, 74, 80, 85, 93, 163, 200, 201, 203, 204 und 205 
werden mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern beitraft. 

In den Fällen der $$ 67 und 69, jowie 73 und 74 tritt dieſe 
Strafe auch dann ein, wenn auf Grund der SS 70 und 75 der Betrieb 
von der Bergbehörde eingejtellt wird. 

8 208. Uebertretungen der von den Bergbehörden bereits erlaffe- 
nen, ſowie der von den Oberbergämtern auf Grund des & 197 noch zu 
erlafjenden Polizeiverordnungen unterliegen der Strafe des $ 207. . 

Diejelbe Strafe findet bei Uebertretungen der auf Grund der 
88 198 und 199 getroffenen polizeilichen Anordnungen Anwendung. 

$ 209. Ueber die Uebertretungen der bergpolizeilichen Vorjchriften 
($$ 207 und 208) find von dem Revierbeamten Protokolle aufzunchmen. 

Diefe Protokolle werden der Staatsanwaltichaft zur Verfolgung 
übergeben. 

Die Enticheidung ſteht dem ordentlichen Gerichten zu. Dieſelben 
haben hierbei nicht die Nothiwendigfeit oder Zwedmäßigfeit, jondern nur 
die geſetzliche Gültigkeit der von den Bergbehörden erlafjenen polizei: 
lichen Vorjchriften zu prüfen. 

Zehnter Titel, 
Provinzialrechtliche Befimmungen. 

$ 210. Im denjenigen Landestheilen, in welchen das unter dem 
19. April 1844 publizirte Provinzialrecht für Weſtpreußen Anwendung 
findet, find nur Steinjalz und Soolquellen den Beitimmungen des gegen: 
wärtigen Gejehes unterworfen. 

Auf den Braunfohlenbergbau in dieſen Landestheilen jollen jedoch 
der dritte Abjchnitt des dritten Titels (von den Bergleuten), der fiebente 
Titel (von den Knappjchaftsvereinen) und der neunte Titel (von der 
Bergpolizei) Anwendung finden. 

z 211. Von den Beltimmungen des gegenwärtigen Gejeßes find 
ausgenommen die Eijenerze 

1) in dem Herzogthum Schlefien und der Grafichaft Glas, 
2) in Neuvorpommern und auf der Injel Rügen und 
3) in den Hohenzollernjchen Landen. 

8 2121). Die Beſitz- und Rechtsverhältniffe bei Stein» und Braunkohlen: 

1) Die 85 212 und 213 find durch das Geſetz vom 22. Februar 1869 auf: 
gehoben. ©. bafjelbe unten zu dieſem Paragraphen. 
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1) in den vormals zum Königreide Sachſen gehörigen Landestheilen der 
Provinz Sadjen, mit Ausschluß der Grafihaften Mansfeld und Barby, 
des Amtes Gommern und der ftandesherrlihen Gebiete der Grafen von 
Stolberg:Stolberg und von Stolberg-Roßla, 

2) in den vormals zum Königreihe Sachſen gehörigen Landestheilen der 
Provinz Brandenburg, insbefondere in der Standesberrichaft Baruth 
und den Aemtern Jüterbogk, Dahme, Belzig und NRabenftein nebft en= 
Havirten ritterfchaftlichen Orten, jowie in den vormals zum Kreiſe Wit: 
tenberg gehörigen Ortſchaften Blanlenfce und Stangenhagen, 

3) in dem Markgrafenthum Oberlaufig, 

4) in dem Markgrafentgum Niederlauſitz, mit Einſchluß der Herrichaft 
Sonnenwalde, jorwie der Aemter Dobrilugt, Finfterwalde und Senf: 
tenberg, 

jollen wie bisher aufrecht erhalten werden. 

8 213. Für die im $ 212 genannten Landestheile kommen der dritte Abſchnitt 
des dritten Titels, der ficbente und der neunte Titel des gegenwärtigen Geſetzes in 
Anwendung. 

Das Mandat vom 19. Auguſt 1743, das Regulativ vom 19. Ollober und 
13. November 1843 und das Geſetz vom 1. Juni 1861 — Geſetzſammlung für 1861 
Seite 353 fi. — bleiben in Kraft. 

$ 214. In den linfsrheiniichen Landestheilen bleiben die Dach— 
jchieferbrüche, die Traßbrüche und die unterirdijch betriebenen Mühlſtein— 
brüche aud) fernerhin der polizeilichen Beauffichtigung durch die Berg— 
behörde unterworfen. 

Auf dieſelben finden der fiebente und der neunte Titel Des gegen- 
wärtigen Gejees Anwendung. 


Elfter Titel. 
Uebergangsbefimmungen. 

$ 215. Die Felder der bei dem Eintritt der Geſetzeskraft des 
gegenwärtigen Geſetzes cingelegten Muthungen und bejtchenden Berg- 
werke find nach Maßgabe deijelben (53 26 ff.) auf den Antrag des Be— 
rechtigten, wenn jie gejtredte find, in gevierte Felder umzınvandeln, und 
wenn fie gevierte Felder find, bis zu der zuläjligen Ausdehnung ($ 27) 
zu erweitern. 

Ein ſolcher Antrag gilt in Beziehung auf das begehrte freie Feld 
als Muthung. 

Bei konfolidirten Bergwerfen kann der Antrag für jedes einzelne 
Feld geitellt werden. 

Ein Erweiterungsantrag it nicht mehr zuläffig, wenn er nicht 
binnen ſechs Monaten nach Eintritt der Gejeßesfraft dieſes Geſetzes bei 
der zur Annahme von Muthungen befugten Bergbehörde ($ 12) gejtellt 
worden ijt. 

$ 216. Von dem durch einen Umwandlungs- oder Erweiterungs- 
antrag ($ 215) begehrten Felde dürfen die gejtredten Felder anderer 
Bergwerke nur dann ganz oder theilweiſe umjchloffen werden, wenn die 
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Eigenthümer diefer Bergwerke auf eine desfallfige Aufforderung der 
Bergbehörde ſich mit der Umjchliegung ihrer Felder ausdrücklich ein- 
veritanden erklären. 

Tritt dieſe Vorausjegung nicht ein, jo muß der Antragiteller ſich 
eine entiprechende, nöthigenfalls durch einen Beſchluß des Oberbergamts 
feitzuftellende Beichränfung des begehrten gevierten Feldes gefallen laſſen. 

$ 217. Mehrere Umwandlungsanträge, welche auf das nämliche 
Feld gerichtet find, begründen für jeden der Antragjteller ein gleiches 
Recht. Dafjelbe gilt von mehreren Erweiterungsanträgen, welche auf 
das nämliche Feld gerichtet find. 

Ber einer ſolchen Kollifion bildet, injoweit eine vertragsmäßige 
Einigung nicht zu erzielen ift, die Theilung in gleiche Theile die Regel. 

Das Oberbergamt ift jedoch befugt, bei der Verleihung von dieſem 
Theilungsverhältniffe abzumweichen, infoweit fich dies für einen zweckmäßi— 
gen Betrieb als erforderlich darjtellt. 

$ 218. Diejenigen Umwandlungsanträge, welche innerhalb jechs 
Monaten nach Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Gejeßes bei der zur An— 
nahme von Muthungen befugten Bergbehörde ($ 12) eingehen, gewähren 
den auf Grund dieſes Gejeßes eingelegten Muthungen und Erweiterungs— 
anträgen gegenüber ein Vorzugsrecht auf das im $ 27 bejtimmte Feld. 

Bon den gevierten Feldern der Muthungen, welche innerhalb diejer 
Friſt eingelegt werden, dürfen die gejtredten Felder bereits bejtehender 
Bergwerfe ohne ausdrüdliche Eimwilligung der Eigenthümer auch dann 
nicht umſchloſſen werden, wenn ſeitens der Lebteren feine Ummwandlungs- 
anträge geitellt jind. 

$ 219. Wird das Eigentum eines Bergwerks, dejjen gejtredtes 
Feld von dem gevierten Felde eines anderen Bergwerfs umſchloſſen ift, 
nach dem jechiten Titel des gegemwärtigen Gejees aufgehoben, jo hat 
der Eigenthümer des anderen Bergwerfs, welchen die Bergbehörde von 
der Aufhebung in Kenntniß zu jeßen hat, ein binnen vier Wochen nad) 
diefer Befanntmachung auszuübendes VBorzugsrecht auf die Vereinigung 
des gejtredten Feldes mit jeinem gevierten Felde. 

Die Bereinigung wird durch einen Nachtrag zur Verleihungsur— 
funde ohne weitere Förmlichkeiten ausgeiprochen. 

$ 220. Den im Kreife Wehlar auf Grund der $$ 156 und 157 
Theil II Titel 16 des Allgemeinen Landrechts mit gevierten Feldern 
verlichenen Bergwerken jtcht die ewige Teufe nach ſenkrechten Ebenen zu. 

$ 221. Wer auf Grund einer vor dem Eintritt der Geſetzeskraft 
des gegemwärtigen Gejeges eingelegten Muthung auf das Feld eines zu 
derjelben Zeit bereits beitehenden Bergwerks oder auf Theile defjelben 
ein Vorzugsrecht zu haben glaubt, muß le&teres innerhalb Eines Jahres, 
von jenem Zeitpunkte an, durch gerichtliche Klage gegen den Bergwerks— 
eigenthümer verfolgen. 
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Wer von diefer Friſt feinen Gebrauch macht, iſt feines etwaigen 
Vorzugsrechts auf das Feld verluftig. 

$ 222. Soweit das gegenwärtige Gejeß auf die bereits beſtehen— 
den Bergwerfe überhaupt Amvendung findet, unterliegen den Beſtimmun— 
gen dejjelben auch diejenigen Bergwerfe, welche den jeitherigen gejeßlichen 
Vorſchriften gemäß auf Mineralien berechtigt find, die der 5 1 Diejes 
Geſetzes — mehr aufführt. 

8 223. Nach dem Eintritt der Geſetzeskraft des gegemvärtigen 
Geſetzes findet eine Verleiyung von Erbjtollenrechten nicht mehr jtatt. 

In Anjehung der bereits bejtehenden Erbitollengerechtigkeiten, ins- 
bejondere auch der Aufhebungsarten, verbleibt es bei den Beitimmungen 
der jeitherigen Gejeße. 

Im Gejepesbereiche des Allgemeinen Landrechts bedarf es jedoch 
zur Befreiung eines Bergwerks von den Erbjtollengebühren durch eine 
Wafjerhaltungsmaschine einer bejonderen Verleihung der Erbitollenge: 
rechtigfeit für diefe Machine nicht mehr; es gemügt, wenn die jonftigen 
Bedingungen der Enterbung nad) den 88 468 ff. Theil II Titel 16 
des Allgemeinen Landrechts vorhanden find. Erbjtollenrechte erwirbt 
eine ſolche Waſſerhaltungsmaſchine für jich nicht. 

$ 224. Bei Bergwerfscigenthum, welches nach) dem Eintritt der 
Geſetzeskraft des gegenwärtigen Geſetzes verliehen wird, findet ein An— 
jpruch auf Freikuxe irgend einer Art nicht mehr jtatt. 

Den bereits vor diefem Zeitpunfte von Kirchen und Schulen, von 
dem Schleſiſchen Freiturgelderfonds und von Grundbefigern erworbenen 
Freifuren ſteht nur eine Nealberechtigung auf den durch die bisherigen 
Geſetze beitimmten Ausbeuteantheil an dem Bergwerfe zu. 

Durch die nad) $ 9 des Knappſchaftsgeſetzes vom 10. April 1854 
erfolgte Aufhebung der beiden Freikuxe für die Knappſchafts- und Armen 
faffe it weder die Duote des Ausbeutcantheils der übrigen Freifur- 
berechtigten, noch die Zahl der gewerfichaftlichen Kuxe verändert worden. 

Die Ablöjung der Freikuxe bleibt der freien Bereinigung der Be— 
theiligten vorbehalten. 

$ 225. Nach dem Eintritt der Gejeheskraft des gegenwärtigen 
Geſetzes kann ein Recht auf Mitbau zur Hälfte, wo jolches bisher gejetz- 
lich beitanden hat, nur noch alsdann in Anjpruch genommen werden, 
wenn die Erklärung, mitbauen zu wollen, bereits vor jenem Beitpunfte 
rechtzeitig abgegeben oder die dreimonatliche Friſt zur Abgabe dieſer 
Erklärung noch nicht abgelaufen iſt. 

Alle Anfprüche auf das Necht des Mitbaues zur Hälfte, bezüglic) 
deren die vorgejchriebene Aufforderung zur Geltendmachung unterblieben 
ift, müffen bei Vermeidung der Präflufion innerhalb Eines Jahres, 
von dem vorbezeichneten Zeitpunkte an, durch gerichtliche Klage geltend 
gemacht werden. 
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$ 226. Die Rechtsverhältnifje der bei dem Eintritt der Geſetzes— 
fraft des gegenwärtigen Geſetzes in den rechtsrheiniſchen Landestheilen 
beitehenden Gewerfichaften find, joweit e8 an vertragsmäßigen Verab— 
redungen fehlt und nicht in dem nachfolgenden 88 227 bis 239 etwas 
Anderes bejtimmt it, nach den VBorjchriften des vierten Titels zu beur— 
theilen. 

$ 227. Die $$ 94 bis 98, 101, 103, 105, 106, 108, 109 und 
110 finden auf die bejtehenden Bergwerke feine Anwendung. 

$ 228. Die jeitherige Kureintheilung bleibt bejtehen. Jedoch kann 
von jest an ein Kux nur noch in BZehntheile geteilt werden. 

Die Hure behalten die Eigenjchaft der unbeweglichen Sachen. 

$ 229. Die einzelnen Gewerfen werden, joweit die Einrichtung 
des Hypothekenweſens dies geitattet, als Eigenthümer ihrer Kuxe in das 
Hypothekenbuch eingetragen. 

8230. Die einzelnen Gewerfen fünnen ihre Kuxe zur Hypothek ftellen. 

Eine Berpfändung des ganzen Bergwerks durch Mehrheitsbeſchluß 
($ 114) ijt nur dann zuläffig, wenn die einzelnen Kuxe nicht mit Hypo: 
thefen belajtet find. Anderen Falls ijt Einjtimmigfeit erforderlich. 

8 231. Bei der Veräußerung und Berpfändung von Kuren kom— 
men die für Grundjtüde gegebenen Beitimmungen zur Anwendung. 

$ 232. Der $ 107 findet mit der Maßgabe Anwendung, daß die 
Erhebung der Beiträge bejchlojjen jein muß, bevor der jeitherige Eigen- 
thümer der Kuxe diejelben veräußert hat. 

8 233. Soweit die bereits bejtellten Repräjentanten und Gruben- 
vorjtände mit bejonderen Vollmachten verjehen find, behält es bei den- 
jelben fein Bewenden. 

Im Uebrigen ift von der Anwendung der $$ 119 bis 126 und 128 
auf dieſe Repräfentanten und Grubenvorjtände nur die Beftimmung des 
$ 121 über die Führung des Gewerfenbuchs und die Ausfertigung der 
Kuzjcheine ausgeſchloſſen. 

8 234. In den Fällen der 88 130 bis 132 erfolgt der Berfauf 
des Antheil3 im Wege der nothwendigen Subhaftation und die Zuſchrei— 
bung des unverfäuflichen Antheils im Hypothefenbuche, letzteres, joweit 
die Entrichtung des Hypothekenweſens dies geitattet. 

$ 235al). Durch einen von einer Mehrheit von wenigjtens drei 





1) $ 235 lautete in der urſprünglichen Faſſung: 

Durd einen von einer Mehrheit von wenigstens drei Viertheilen aller Kuxe 
gefaßten Beſchluß kann, foweit nicht vertragsmäßige Berabredungen entgegenftchen, 
jede bereits beftehende Gewerkſchaft fich denjenigen Befimmungen des vierten Titels, 
welche nad) $ 227 auf die beftcehenden Bergwerte feine Anwendung finden, unter= 
werfen und insbejondere die Kure auf die nach $ 101 zuläffige Eintheilung mit der 
Wirkung zurüdführen, daß die neuen Kuge die Eigenſchaft der beweglichen Sachen 
haben. 
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Viertheilen aller Kuxe gefaßten Beichluß kann, ſoweit nicht vertragss 
mäßige Berabredungen entgegenstehen, jede bereits bejtehende Gewerk— 
Ichaft fich demjenigen Beitimmungen des vierten Titels, welcher nach 
s 227 auf die bejtehenden Bergwerfe feine Anwendung finden, unter: 
werfen und insbejondere die Zahl der Kure auf Einhundert oder Ein- 
taujend mit dev Wirkung beſtimmen, daß die neuen Kuxe die Eigenjchaft 
der beweglichen Sachen haben. 

Stehen der vorbezeichneten Eintheilung außergewöhnliche Schwierig» 
feiten entgegen, jo fann mit Genehmigung des Minijters für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten ausnahmsweije eine andere Zahl der 
Kuxe bejtimmt werden. 

$ 235b. Der Beichluß der Gewerkichaft unterliegt der Bejtätigung 
des Oberbergamts. 

Das Protofoll über die Gewerfenverjammlung, in welcher der Be: 
ſchluß gefaßt wird, iſt notariell oder gerichtlich aufzunchmen und in 
Ausfertigung dem Oberbergamte einzureichen. Wo die Einrichtung des 
Hypothekenweſens es gejtattet, hat die Hypothefenbehörde den Beichluf 
auf Grund einer Ausfertigung des Protokolls im Hypothefenbuche zu 
vermerken und dem Oberbergamte eine beglaubigte Abjchrift des Vermerks 


Iſt bei dem Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes der Befip der Kuxe einer 
Gewertichaft dergeftalt getheilt, daß der Zurüdjührung derfelben auf die vorbezeich- 
nete Eintheilung außergewöhnliche Schwierigkeiten entgegenftehen, jo kann mit Ge— 
nchmigung des DOberbergamts die Zahl der Kuxe auf zchntaufend beftimmt werden. 

Das Protofoll über die Gewerfenverfammlung, in welder der Beſchluß ge— 
faßt wird, ift notariell oder gerigtlih aufzunchmen. 

Wenn auf gewertihaftlihen Antheilen Hypotheken haften oder Privilegien des 
rheiniſchen Rechts, jo darf ein jolher Beihluß nur dann ausgeführt werden, wenn 
dieje Gläubiger entweder vorher abgefunden find oder in die Ausführung ausdrüd= 
lid) eingewilligt haben. 

Der $ 235 ift abgeändert durch die 83 2352 bis g. 

Geſetz, betreffend die Abänderung des 8 235 des Allgemeinen 
Berggefetes vom 24. Yuni 1865. Bom 9. April 1873. 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, unter Zuftimmung beider Häufer des Landtages, für den ganzen Umfang 
Unferer Monarchie, was folgt: 

Artilel I. 

In dem Allgemeinen Berggejepe vom 24. Juni 1865 wird der $ 235, wie 
nachfichend angegeben, abgeändert: 

(folgen die 88 235a bis g in der obigen Yafjung.) 
Wrtitel II. 

Die in den bisherigen Geſetzen gejchehene Hinweiſung auf den $ 235 bes 
Allgemeinen Berggeſetzes bezicht fi fortan auf den Paragraphen in feiner vors 
ſtehend abgeänderten Geſtalt. 

Urkundlich ꝛc. 

(Geſetz-Sammlung von 1873 ©. 181.) 
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mitzutHeilen. Die Löjchung des Vermerks erfolgt auf Antrag des Ober: 
bergamts. 

z 2350. Wenn auf gewerkichaftlichen Antheilen Privilegien des 
rheinischen Rechts oder Hypotheken haften, jo wird der wejentliche In— 
halt de3 Bejchlufjes, insbejondere die Zahl der neuen Kuxe durch das 
Dberbergamt den aus dem Hypothefenbuche oder aus den rheinischen 
Hypothekenregiſtern erfichtlichen Berechtigten, injofern deren ausdrückliches 
Einverjtändnig mit dem Beichluffe nicht beigebracht ijt, unter Verwei— 
jung auf diejen und die beiden nachitehenden Paragraphen bekannt gemacht. 

In jedem Falle erfolgt dieje Bekanntmachung durch das Amtsblatt 
der Regierung, in deren Bezirk das Bergwerk liegt. 

$ 235d. Die privilegirten Gläubiger des rheinischen Nechts, ſo— 
wie die Hypothefengläubiger können ihre Befriedigung vor der Verfall» 
zeit verlangen, joweit died die Natur ihres Anſpruchs geitattet. 

Diejes Necht muß binnen drei Monaten nad) Ablauf des Tages, 
an welchem die Bekanntmachung zugejtellt, bezichungsweife das die Be— 
fanntmachung enthaltende Amtsblatt ausgegeben worden tft, durch gericht» 
liche Klage geltend gemacht, und binnen derjelben drei Monate muß dem 
Dberbergamte die erfolgte Klageanjtellung nachgewiejen werden. Der 
eingeflagte Anjpruch muß unausgejegt gerichtlich weiter verfolgt werden. 
Die Nichtbeobachtung dieſer Vorjchriften zicht den Verluſt des Rechts 
nach ſich. 

5 235e. Sind privilegirte Gläubiger des rheinischen Rechts oder 
Hypothefengläubiger nicht vorhanden, oder haben diejelben von dem ihnen 
beigelegten Recht, ihre Befriedigung vor der Verfallzeit zu verlangen, 
feinen Gebrauch gemacht, oder find deren Rechte nach den vorjtehenden 
Beitimmungen oder im Wege der gütlichen Einigung erledigt, fo hat 
das Oberbergamt den Beſchluß zu bejtätigen und die erfolgte Betätigung 
durch das Amtsblatt der Negierung, in deren Bezirk das Bergwerk liegt, 
befannt zu machen. 

8 235f. Privilegirte Gläubiger des rheinischen Rechts, ſowie 
Hnpothefengläubiger, deren Privilegium oder Realrecht erjt nach dem 
Tage der Ausgabe des die Bekanntmachung des Beichluffes enthaltenden 
Amtsblattes, beziehungsweile nach der Eintragung des Vermerks über 
den Beichluß im Hypothefenbuche entjtanden it, find den rechtlichen 
Folgen des Beſchluſſes ohne Weiteres unterworfen. 

$ 235g. Bleiben bei der neuen Eintheilung überjchießende Kur: 
theile zurüd, jo erfolgt nach gejchehener Zufammenflegung zu ganzen 
Kuren auf Grund des bejtätigten Bejchlujjes die nothwendige Subhajta- 
tion derjelben auf Antrag des Nepräjentanten oder Grubenvorjtandes 
durch den zuftändigen Richter, infofern nicht die an den überjchießenden 
Kurtheilen betheiligten Gewerfen über die anderweitige Zufammenlegung 
diejer Kuxtheile ein Nebereinfommen getroffen und der Gewerfichaft vor— 
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gelegt haben. Mit der Subhaſtation erlöſchen alle Privilegien des 
rheiniſchen Rechts, Realrechte und Hypothefen, welche auf den über: 
ſchießenden Kuxtheilen haften. 

Die Koſten der Subhajtation fallen der Gewerkichaft zur Laſt. 

8 236. Soweit nicht etwas Anderes vereinbart ift, haften den 
jeitherigen Hhpothefengläubigern die neuen Kure, welche an die Stelle 
der verpfändeten Antheile treten, in der unter denjelben durch ihre Hypo— 
thefenrechte begründeten Rangordnung als Pfand. 

Wo nad) der Einrichtung des Hypothekenweſens die auf den ge: 
werfichaftlichen Antheilen haftenden Hypotheken und anderen Realanjprüche 
in der zweiten und dritten Rubrif des HYypothefenfoliums eingetragen 
find, werden Ddiejelben von dieſem Folium wörtlich in die Kuxſcheine 
übertragen. 

Die Löſchung diefer Vermerfe erfolgt nach den für die Löfchung 
im Hypothekenbuche maßgebenden Vorjchriften. 

$ 237. Iſt ein Antheil nach $ 236 mit Pfandrechten, welche an 
die Stelle jeitheriger Hypotheken getreten find, belaftet, jo wird der darüber 
ansgefertigte Kuxſchein, ſofern nur Ein feitheriger Hypothefengläubiger 
vorhanden ijt, diefem ausgehändigt, jofern aber zwei oder mehrere jolcher 
Gläubiger vorhanden find, für dieſe von der Hypothefenbehörde ($ 239) 
in Gewahrjam genommen und aufbewahrt. 

$ 238. Der Verkauf von Kurfcheinen behufs Befriedigung feit- 
heriger Hypothefengläubiger erfolgt im Wege der Mobiliarverfteigerung 
($ 109). 

Der BVerfteigerungstermin ijt jämmtlichen aus dem Kuxſcheine er: 
jichtlichen Realberechtigten befannt zu machen. 

Durch den Verkauf erlöfchen alle Realanjprüche auf den verkauften 
Antheil. 

Der gelöfte Kaufpreis wird unter die Gläubiger nach der Rang: 
ordnung ihrer Forderungen vertheilt. 

$ 239. Wenn und jo lange in folge der Ausführung eines unter 
den $ 235 fallenden Beichluffes Antheile einzelner Gewerfen mit Pfand- 
rechten, welche an die Stelle jeitheriger Hypotheken getreten, belaftet find, 
erfolgt die Führung des Gewerkenbuchs und die Ausfertigung der Kur: 
jcheine (S$ 103 und 121) durch die Hypothefenbehörde, welche das Hypo— 
thefenbuch über das Bergwerk jelbjt zu führen hat. 

$ 240. In den Rechtöverhältnijfen der Mitbetheiligten der bei 
dem Eintritt der Gejeeskraft des gegenwärtigen Geſetzes in den links— 
rheinischen Zandestheilen im Beſitze mehrerer Berjonen befindlichen Berg- 
werfe wird durch dieſes Geſetz nichts geändert. Jedoch finden die Be— 
ſtimmungen des $ 134 auch auf dieje Bergwerfe Anwendung. 

Durch einen von einer Mehrheit von wenigitens drei Viertheilen 
aller Antheile gefaßten Beſchluß können die Mitbetheiligten eines jolchen 
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Bergwerks die im vierten Titel des gegenwärtigen Gejeßes (SS 94 bis 132) 
enthaltene gewerfichaftliche Verfaſſung annehmen, joweit nicht vertrags— 
mäßige VBerabredungen entgegenjtehen. 

Der Beſchluß ift notariell aufzunehmen. 

8 241. Auf Fälle, in welchen vor Eintritt der Gejeßesfraft des 
gegenwärtigen Gejeßes für den Betrieb des Bergbaues Grund und Boden 
eigenthümlich oder zur Benußung abgetreten ijt, fommen nicht die 
$$ 137 bis 141, jondern die bisherigen Gejege zur Anwendung. 


Zwölfter Titel. 
Schlußbefimmungen. 

z 242. Wo in dieſem Gejege eine Frijt nach Monaten bejtimmt 
iſt, fällt der Ablauf der Friſt auf denjenigen Tag des legten Monats, 
welcher durch jeine Zahl dem Tage des Anfangs der Friſt entipricht. 
Fehlt diefer Tag in dem legten Monate, jo läuft die Friſt mit dem 
legten Tage dieſes Monats ab. 

8 243. Das gegenwärtige Berggejeß tritt im ganzen Umfange der 
Monarchie mit dem 1. Dftober 1865 in Kraft. 

$ 244. Mit diefem BZeitpunfte treten außer Kraft: die Provinzial- 
Bergordnungen, die $S 6 und 69 bis 480 des jechszehnten Titeld im 
zweiten Theile des Allgemeinen Preußischen Landrechts, das Gemeine 
Deutiche Bergrecht, die Deklaration vom 27. Dftober 1804, das Geſetz 
über die Verleihung des Bergeigentgums auf Flötzen vom 1. Juli 1821, 
das Geje über die Verhältnifje der Miteigenthümer eines Bergwerks 
vom 12. Mai 1851, das Snappichaftsgefe vom 10. April 1854, das 
Geſetz über die Beauflichtigung des Bergbaues und das Verhältniß der 
Berg- und Hüttenarbeiter vom 21. Mai 1860, mit Ausschluß der SS 16, 
17 und 18 und des $ 19, joweit derjelbe ſich auf $ 18 bezieht, das 
Geſetz über die Kompetenz der Oberbergämter vom 10. Juni 1861, das 
linksrheiniſche Bergwerksgeſetz vom 21. April 1810, das Dekret über die 
DOrganifation des Bergwerksforps vom 18. November 1810, das Berg- 
werf3-Polizeidefret vom 3. Januar 1813 und alle übrigen allgemeinen 
und bejonderen Gefege, Verordnungen und Gewohnheiten über Gegen- 
ftände, auf welche das gegenwärtige Geſetz fich bezieht. 

$ 245. Für die Verwaltung der Bergbauhülfstafjen bleibt das 
Geſetz vom 5. Juni 1862 (Gejegfammlung Seite 365) maßgebend. 

Desgleichen wird an den Borjchriften über die Entrichtung, Er- 
mittelung und Einziehung der Bergwerfsabgaben durch das gegenwär— 
tige Geſetz nicht? geändert. 

Die bisher von den Bergbehörden erlafjenen Bergpolizei-Berord- 
nungen bleiben, joweit fie nicht mit dem gegenwärtigen Geſetze in Wider- 
ſpruch ftehen, in Kraft. 

$ 246. Die bisher von bejonderen Berghypotheken-Kommiſſionen 
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geführten Berghypothekenbücher ſollen an die ordentlichen Gerichte ab— 
gegeben werden. 

Der Zeitpunkt diefer Abgabe und die Auflöjung der Berghypo— 
theken-Kommiſſionen wird durch Königliche Verordnung beitimmt. 

Die bejonderen Beltimmungen über die Emrichtung und Führung 
der Berahypothefenbücher bleiben in Kraft, joweit nicht eine Abände- 
rung durch den $ 97 herbeigeführt wird. 

$ 247. An die Stelle des $ 410 des Anhangs zur Allgemeinen Preußiſchen 
Gerichtsordnung uud der Nabinetsorder vom 14. September 1834 (Geſetzſammlung 
Seite 169) treten bei der Subhaftation von Bergwerten und Bergwertsantbeilen fol- 
gende Beſtimmungen: 

1) Statt der Tare wird von dem Nevierbeanten eine genaue Beichreibung 
des Bergwerls angefertigt. 

2) Bei Anberaumung des Bietungstermins und Bekanntmachung des Sub— 
haftationspatents finden die bei der Subhaftation von Gegenſtänden von 
mehr als fünfgundert Thalern bis zu fiinftaufend Thalern an Werth 
vorgefchriebenen Börmlichkeiten Anwendung. 


$ 248. Die rheinijche Subhaftationsordnung vom 1. August 1822 
(Geſetzſammlung Seite 195) erleidet bei der Subhajtation von Bergwerfen 
und Bergwerfsantheilen folgende Abänderungen: 

1) Nr. 2 und 3 des $ 4 und die entiprechenden Beitimmungen 
unter Nr. 2 und 3 des $ 12 bleiben außer Anwendung. 

E83 genügt eine von dem Nevierbeamten angefertigte 
genaue Bejchreibung des Bergwerks. 

2) In allen Fällen iſt der Bietungsdtermin ($ 13) auf Drei 
Monate hHinauszurüden und das Subhaftationspatent unter 
den im $ 14 Nr. II vorgeichriebenen Förmlichkeiten befannt 
zu machen. 

Ber den auf Grund des jechsten Titels des gegenwärtigen Geſetzes 
einzuleitenden Subhajtationen finden die $$ 2 und 3 jener Subhalta- 
tionsordnung feine Anwendung. 

8 249. Die bejonderen Vorjchriften über die Theilnahmerechte der 
Berggläubiger bei der Vertheilung der Kaufgelder und Revenüen von 
Bergwerfen im Konkurſe und in der nothwendigen Subhajtation find 
aufgehoben. 

Dagegen wird den Bergarbeitern in Beziehung auf die Rückſtände 
aus dem legten Jahre an Lohn und anderen Emolumenten das Vor— 
recht des $ 50 der Konkursordnung vom 8. Mai 1855, und im Gebiete 
des rheinischen Rechts das Privilegium des Artikels 2101 Nr. 4 des 
bürgerlichen Geſetzbuchs beigelegt. 

Ss 250. An den Rechten der früher reichsunmittelbaren Standes- 
herren, ſowie derjenigen, welchen auf Grund bejonderer Nechtstitel das 
Bergregal in gewiſſen Bezirken allgemein oder für einzelne Mineralien 
zufteht, wird durch das gegemvärtige Geſetz nichts geändert. 
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Unbeſchadet diejer Rechte unterliegt jedoch auch der Bergbau im 
jenen Bezirken den Beltimmungen des gegemvärtigen Gejeßes. 

Die von den Berechtigten bejtellten Bergbehörden bleiben in Wirk: 
ſamkeit. Die Dienftinftruftionen derjelben jollen mit diefem Geſetze, jo- 
weit es nach dem Vorjtehenden Amvendung findet, in Uebereinjtimmung 
gebracht werden. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterjchrift und bei- 
gedrucdtem Königlichen Infiegel. 
Gegeben Earlsbad, den 24. Juni 1365. 


(L. S) Wilhelm. 


v. Bismard-Schönhaufen. v. Bodelihwingd. von Noon. Gr. v. Jhenplig. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
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Eriter Titel. 
Allgemeine Befimmungen. 

Aus überwiegenden volf3wirthichaftlichen Gründen und in Ueber- 
einftimmung mit der vorgefundenen rechts- wie linksrheiniſchen Bergge- 
jeßgebung hält das Berggejeß den Grundjaß der Trennung des Bera— 
baues von dem Grundeigenthum, jowie den ferneren Grundjaß feit, daß 
die von dem Verfügungsrechte des Grumdeigenthümers ausgejchloffenen 
Mineralien für den freien Verkehr bejtimmt find, um auf diefe Weife 
einer fräftigen Fortentiwidelung des vaterländijchen Bergbaues als Grund- 
lage zu dienen. 

Die Ausübung der allgemeinen Bergbaufreiheit unterliegt der Ober- 
aufjicht de3 Staates, was jeine Rechtfertigung nicht nur in dem früheren 
Rechtszujtande, jondern auch darin findet, daß der Staat die Aufgabe 
hat, die mit dem Bergbau zufammenhängenden öffentlichen Intereffen zu 
wahren und dem natürlichen Gegenjag zwijchen Bergbau und Grunde 
eigenthum zu vermitteln. Um diejes Verhältniß des Staates zum Berg: 
bau zu regeln, bedurfte es jedoch der Beibehaltung des mit dem Geifte 
der Neuzeit unverträglichen Bergregals nicht; die Hoheitsrechte des 
Staates reichen hierzu vollitändig aus. 

Die Bergbaufreiheit ift demnach durch das Berggejeß, unbejchadet 
der wohlerworbenen Rechte der Privatregalinhaber (8 250), von dem 
Bergregal und dejjen Ausflüffen ebenjo befreit, wie andererjeit3 von der 
Abſchwächung, welche fie linksrheiniſch nach dem franzöſiſchen Berggeſetze 
v. 21. April 1810 durch die dem Grundeigenthümer zuſtehende Grund— 
rente erlitten hatte. Mit ausdrücklichen Worten ſpricht zwar das Berg— 
geſetz die Aufhebung des Bergregals nicht aus, wie dies demnächſt, „um 
in jeder Richtung einen unzweifelhaften Rechtszuſtand zu ſchaffen“, im 
Art. 240 des bayeriſchen Berggeſetzes geſchehen iſt; nichts deſto weniger 
muß aber in Uebereinſtimmung mit den Motiven und Landtagsverhand— 
lungen die Aufhebung als erfolgt angenommen werden, weil das Berg- 
gejeß (8 244) alle älteren bergrechtlichen Vorjchriften, auf welche das 
Bergregal ſich ſtützte, außer Kraft gejeht und letzterem hiermit den gejeß- 
lichen Boden gänzlich entzogen, jowie andererjeit3 dem Staate nur die— 
jenigen Befugniſſe in Beziehung auf die unterirdiichen Mineralien und 
den Bergbau vorbehalten hat, welche im Gejege ausdrücklich angegeben 
find. Es erjcheine — heißt e8 in den Landtagsverhandlungen — nicht 
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denkbar, daß man dem gegenüber verjuchen fünnte, im Wege der Inter- 
pretation da3 Bergregal wieder herzuftellen. Auch die jpäter ergangenen 
Berggejege nehmen denjelben Standpunkt ein; vergl. z. B. die württemb. 
Kommijjionsberichte 3. Bd. 15, ©. 473. 

Wenn Arndt (Zur Geichichte und Theorie des Bergregals und 
der Bergbaufreiheit. Halle, 1879; Kommentar S. 13—16) den Verjuch 
gemacht Hat, wiſſenſchaftlich nachzuweiſen, daß dennoch das Bergregal 
in der heutigen deutjchen wie franzöfiichen Berggejeggebung und auch in 
dem preußijchen Berggefege noch fortbeitehe, jo handelt es fich hierbei 
in der That weniger um die Sache jelbjt, ald um die Bezeichnung für 
einen Nechtsbegriff, welcher fich) mit dem früheren Bergregal keineswegs 
dedt. Was der Verfajfer als das Weſen ſeines Bergregals anfieht, 
daß nämlich „die Gewinnung der Bergwerksmineralien nur betrieben 
werden darf auf Grund jtaatlicher Verleihung, und dieſe Verleihung 
erit die Bergbauberechtigung jchafft“, ift unftreitig richtig und im Berg— 
geieße ausgejprochen. Gleichwohl kann es jich nicht empfehlen, auf die- 
jes NRechtsverhältnig jenen Ausdruck zu übertragen, welcher nad) dem 
älteren, aufgehobenen Rechte einen wejentlich anderen rechtlichen Inhalt 
hatte und daher gegenwärtig zu Mikverjtändnig und Irrthum Anlaß 
geben würde. Es ijt Daher auch nicht als eine glüdliche Fafjung zu 
bezeichnen, wenn die Verordnung, betr. das Bergweſen ꝛc. im ſüdweſt— 
afrikanischen Schußgebiet, v. 25. März 1883 (R-G.Bl. ©. 115) im 
$ 1 beitimmt, daß innerhalb diefes Schußgebietes der deutjchen Kolonial— 
gejellichaft für Südweltafrifa „das Bergregal” unter Aufficht des Reichs 
zufteht, zumal das zum Grunde liegende Gejeß, betr. die Rechtsverhält- 
nifje der deutjchen Schußgebiete (R.-G.-Bl. 1888 ©. 75) zutreffend von 
„Hoheitsrechten” redet, deren Ausübung deutjchen Kolonialgefellichaften 
übertragen iſt ($ 8). Vergl. auch 3. Bd. 21 ©. 542; v. Gerber, Deut- 
jches Privatrecht. 15. Aufl. ©. 178 Anm. 4. 

Als wejentliche Ausflüjfe des Bergregals find mit demjelben be- 
jeitigt: das Recht des Staates, willfürlich begrenzte Bezirke von der 
Bergbaufreiheit auszujchliegen und für den eigenen Bergbau vorzubehal- 
ten (?Feldesrejervation); das Recht des Staates, ohne vorgängige Er- 
füllung der gejeßlichen Bedingungen für die Erwerbung des Bergwerfs- 
eigenthums Spezialverleihungen zu erteilen, ſowie über die geſetzliche 
Feldesgröße hinaus jog. Diftriftsfelder zu verleihen ; das Recht des Staa— 
tes, das Bergregal jelbjt „gleich anderen niederen Negalien“ an Privat- 
perjonen zu übertragen. 

In Folge der Loslöjung der Bergbaufreiheit von den Beſchrän— 
fungen des Bergregals gejtaltete jich die Aufgabe der Berggejeßgebung 
wejentlich anders als vorher. Die Motive ©. 22, 23 jprechen fich hier: 
über folgendermaßen aus: 

„Wenn das Berggejeß einerjeit3 die demjelben untertvorfenen Mi- 


Allgemeine Beftimmungen. 53 


neralien von dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers ausjchlieht 
und andererfeits, ohne ein Eigenthumsrecht des Staates an diefen Mi- 
neralien oder auch nur ein privilegirtes Dffupationsrecht des Staates 
anzuerfennen, die Benugung der fraglichen Mineralien von einer auf der 
hoheitsrechtlichen Gewalt des Staates beruhenden Berechtigung abhängig 
macht, jo erhalten hierdurch die Handlungen und Vorgänge, durch welche 
das Recht zum Bergwerfsbetriebe erworben wird, einen jpezifiich berg- 
rechtlichen Charakter. Es ergiebt fi) die Nothiwendigfeit bejonderer 
Rechtsvorichriften über die Erwerbung des Bergwerfseigenthums, und 
ebenjo nothiwendig erlangt das Bergwerfseigenthum jelbjt einen eigen: 
thümlichen, von dem civilrechtlichen Eigenthume verjchiedenen Inhalt. 
Das Berggejeb hat demnach die Aufgabe, die Grundfäge über die un: 
mittelbare Erwerbung des Bergwerkseigenthums — das Schürfen, Mu- 
then und Verleihen — aufzujtellen und den rechtlichen Inhalt des ver: 
liehenen Bergwerfseigenthums zu bejtimmen.“ 

„Hiermit ift aber auch die Aufgabe des Berggejeßes für diejen 
Theil feines Gegenjtandes erjchöpft. Denn lediglic) der wifjenjchaftlichen 
Tätigkeit muß überlaffen bleiben, die den Vorſchriften des Berggeſetzes 
zum Grunde liegenden Theorien zu entwideln, die Begriffe und das 
Syitem aus dieſen VBorjchriften zu Eonjtruiren. Das Berggeſetz jelbft 
hat um jo weniger Veranlaſſung, ich auf diejes Gebiet theoretischer Er- 
Örterungen zu begeben, als gerade hier die Meinungen fich noch nicht 
geeinigt haben und namentlich darüber auseinander gehen, wie der Aft 
der Erwerbung des Bergwerfseigentyums und leßteres ſelbſt rechtlich auf: 
zufaffen und ob davon auszugehen jei, daß die dem Berggejeße unter« 
worfenen Mineralien als herrenloje Sachen oder, jo lange fie ſich noch 
ungewonnen auf ihren natürlichen Zagerjtätten befinden, als Bejtand- 
theile des Grund und Bodens" angejehen werden müſſen. Das Berg: 
gejet als jolches hat feine von den fich widerjtreitenden wifjenjchaftli- 
chen Anfichten zu vertreten; vom Standpunkte dejjelben genügt es viel- 
mehr, daß die zu ertheilenden pofitiven Vorjchriften einestheils ihre auf 
den rechtlichen und wirthichaftlichen Bedürfnifjen des Bergbaues beru- 
hende Berechtigung in fich tragen und anderentheils jo abgefaßt find, 
daß den theoretifchen Erörterungen zwar freier Spielraum gelafjen, je 
doch hierdurch feine Rechtsunſicherheit und jonjtige Nachtheile für das 
praftiiche Leben hervorgerufen werden. Für die Handhabung des Berg- 
geſetzes iſt es das Wichtigjte, daß darüber fein Zweifel bejtehen bleibt, 
welche Befugniffe und Berpflichtungen fich für den Bergbautreibenden 
aus der vom Staate verliehenen Bergbauberechtigung ergeben, und in 
welchen Umfange ferner die allgemeinen Grundjäge über das civilrecht- 
lihe und jpeziell das Grundeigenthum auf diefe Bergbauberechtigung 
Anwendung erleiden jollen.“ 

„Um jich nicht ohne dringende Veranlafjung von dem jeitherigen 
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geläufigen Sprachgebrauche zu entfernen, behält das Geſetz zur Bezeich- 
nung der Bergbauberechtigung den Ausdrud „Bergwerfseigenthum” bei, 
läßt aber im Uebrigen feinen Zweifel darüber zu, daß es fich bei dieſer 
zu den unbeweglichen Sachen zählenden Bergbaubercchtigung, wie auch 
gegenwärtig allgemein anerfannt wird, um einen Inbegriff jehr verſchie— 
denartiger, zum Theil fingulärer Rechte handelt, durch welche diejelbe 
ſich von dem civilrechtlichen Eigenthume charakterijtiich unterjcheidet.” 


Obgleich der wijjenjchaftliche Streit über die rechtliche Natur der 
dem Berggeſetze untenvorfenen Mineralien und des Bergwerfseigenthums 
noch nicht geichlichtet ijt, jo fann doch hier von einer abermaligen Unter: 
juchung der bereits nach allen Seiten erörterten Frage um jo mehr ab» 
gejehen werden, als die jeitherige Handhabung des Berggejetes zur Ge: 
nüge gezeigt hat, daß die Meinungsverjchiedenheit eine praftiiche Trag- 
weite von Belang nicht befigt. Es wird Daher genügen, an die in der 
neueren Literatur Hauptjächlich vertheidigten Auffafjungen kurz zu er: 
innern. 

Kloſtermann, welcher ſich mit der Streitfrage jchon in feinen 
„Bemerkungen“ über den vorläufigen Berggejegentwurf von 1862 und 
jodann im Kommentar und Lehrbuche eingehend beichäftigt hat, betrachtet 
die nach dem Berggejege verleihbaren Mineralien als herrenloſe Sachen 
und das Bergwerkseigenthum als eine Art des fürperlichen Eigenthums, 
und zwar als ein eigenthimliches, jedoch dem Sacheigenthum unmittel- 
bar verwandtes Necht, deſſen Inhalt in der ummittelbaren vechtlichen 
Herrichaft über die unterirdiichen Mineralien, aus welcher alle Befugniſſe 
des Bergwerfseigenthümers zu den Anlagen über umd unter Tage ic) 
ableiten, zu juchen iſt GKommentar Anm. 3 und 106). Ebenjo trat 
Strohn für die Herrenlofigfeit der Bergbaumineralien und den Charak— 
ter des Bergwerfseigenthums als Sacheigenthum ein (Bemerkungen zu 
dem vorläufigen Berggejegentwurfe von 1862 ©. 7 und Striethorit 
Bd. 33 ©. 358). Baron, 3. Bd. 19 ©. 48, ſtimmt nur injowett bei, 
als auch er die verleihbaren Mineralien für herrenlos hält, dagegen das 
Bergwerfseigenthum als eine Gerechtigkeit bezeichnet, während umgefehrt 
von Arndt, Bergregal ©. 270, Kommentar ©. 54, 92, der Herrenlo: 
figfeit jener Mineralien widerfprochen und der Staat als Eigenthiümer 
der noch unverlichenen Mineralien angejehen, aber dem Bergwerfseigen- 
thum die Natur des Sacheigenthums beigelegt wird. 

Diejen verichiedenen Auffajfungen jteht die bereits in den Motiven 
zu dem vorläufigen Berggejegentwurfe von 1862 niedergelegte und auch 
hier vertretene Anficht gegenüber, zu deren Rechtfertigung die nachjtehen- 
den Süße dienen: 

Wie das thatjächliche Vorkommen der nugbaren Mineralien im 
Schooße der Erde dem beobachtenden Auge zeigt, find diejelben, jo lange 
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fie ich auf ihren natürlichen Ablagerungen befinden, mit ihrer Umge— 
bung mehr oder weniger eng verbundene oder verwachjene Beitandtheile 
der Erdrinde, des Grund und Bodens, und können daher bis zu ihrer 
Loslöſung und Gewinnung nicht als Sachen im rechtlichen Sinne, mit: 
hin auch nicht als herrenloje oder als jog. öffentliche Sachen behandelt 
werden. Andererjeits find in ‚Folge der auf Geſetz beruhenden allge- 
meinen Bergbaufreiheit die diejer vorbehaltenen Mineralien aus dem 
Kechtsbereiche des Grundeigenthümers vollitändig ausgejchteden. Hier: 
aus ergeben fich aber Nothwendigkeit und Wejen der Bergbauberechti: 
gung von jelbit. Der Grundeigenthümer iſt als folcher nicht befugt, 
über dieje Mineralien, wo er fie in jeinem Grundeigenthum antreffen 
mag, zu verfügen und Dritte, welchen die berggeiegliche Erlaubniß zur 
Gewinnung und Benußung derjelben ertheilt ijt, hieran zu hindern. Bei 
diejer Erlaubniß handelt es id) indeh nicht um Verleihung eines Sad)- 
eigenthums an den Mineralien, der Lagerjtätte, dem Grubenfelde oder 
dem Bergwerfe; vielmehr ertheilt der Staat kraft feiner im Berggejeße 
zum Ausdrud gelangten Hoheitsrechtlichen Gewalt dem Bewerber die Be- 
rechtigung, das entdedte Mineral innerhalb der Grenzen eines bejtimm: 
ten Bergwerfsfeldes für ſich nugbar zu machen umd die hierzu erforder: 
lichen Aufjuchungs:, Gewinnungs- und jonjtigen Arbeiten auszuführen. 
Durch die Verleihung des Staates wird jomit fein Recht von dem Grund: 
eigenthum abgezweigt, jondern eine mit dem Befige des Bergwerfs ver: 
bundene ausjchließliche, veräußerliche und vererbliche Berechtigung zum 
Bergwerfäbetriebe in dem Felde neu geichaffen. 

Mit diejer Auffaffung jtimmt die unveränderte Rechtſprechung des 
vormaligen Obertribunals überein; vergl. unten $ 50 Bem. 1. Auch wird 
diejelbe in der Hauptjache getheilt von Achenbach, Deutiches Bergrecht 
©. 255, 338 Anm. 1; Wachler ©. 67; Oppenhoff © 5 u}. 
BD. 12 ©. 187; Hlomm.-Beriht d. A. ©. 29, 30. 

Achenbach jpricht fich in folgender Weije aus: „Die neueren Berg: 
gejeße unterjcheiden ſich darin wejentlich von dem gemeinen Bergrechte, 
dat das Gewinnungsrecht nicht auf eine bejtimmte Lagerjtätte, jondern 
entweder auf ein beitimmtes Mineral oder auf alle vom Verfügungs- 
rechte des Grundeigenthümers ausgejchiedenen Mineralien innerhalb des 
Bergwertsfeldes durch die Verleihung gewährt wird. Vom Standpunfte 
des gemeinen Givilvechtes findet daher nach diefen neueren Berggejeßen 
ein Eigenthum an einer körperlichen Sache nicht jtatt. Die von dem 
Verfügungsrechte des Grumdeigenthümers ausgeſchloſſenen Mineralien 
ind Subjtanztheile anderer Sachen, der Lagerftätten und des Grumd 
und Bodens; ſie haben keinerlei Selbitjtändigfeit und fünnen daher nicht 
Gegenitand des Eigenthumes jein. Hiervon abgejehen, hat die Verlei- 
bung des Gewinnungsrechtes auf ein Mineral zur Folge, daß der Be: 
liehene innerhalb des ihm zugewiejenen Feldes auf alle Lagerftätten und 
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jedes Vorkommen des Minerals berechtigt iſt. Bei der Verleihung handelt 
es fich daher nicht mehr um das Gewinnungsrecht auf einer und zivar 
aufgeichloffenen Lagerjtätte, jondern um die Gewährung eines Nechtes 
jelbft auf die zur Zeit der Verleihung noch unbekannten Zagerjtätten und 
Mineralvorfommen. Der Beliehene joll das Mineral und deſſen Lager: 
ftätten im Felde juchen, nachdem dafjelbe an irgend einer Stelle im Felde 
nachgewieſen iſt. Es erjcheint far, daß bei diejem Inhalte der Berechti— 
gung von einem Eigenthume an Gegenjtänden, deren Eriftenz nicht einmal 
feftfteht, füglich nicht die Nede jein fanıı..... Das Grubenfeld ift nur 
ein Bezirk, innerhalb dejjen der Belichene die Mineralien aufjuchen und 
gewinnen darf, an dem ein Eigenthum undenkbar erjcheint..... Inter 
dem Bergwerfseigenthume des preußiichen Berggejeßes muß demgemäß 
die dingliche Gerechtigkeit veritanden werden, das verlichene Mineral in 
dem durch die Verleihungsurfunde bejtimmten ‘Felde aufzujuchen und zu 
gewinnen. Kraft des Geſetzes hat der aljo Berechtigte die Befugniß zur 
Anlage aller Vorrichtungen unter und über Tage, welche zur Ausübung 
jenes Rechtes erforderlich find. Hiermit hängt das Necht zur Anlage 
von Hülfsbauen, zur Errichtung von Aufbereitungsanftalten und zur 
Beanjpruchung fremden Grund und Bodens für Bergbauzivede zujam- 
men. Dieje Befugnifje bilden, wie nach gemeinem Bergrechte, rechtliche 
Eigenjchaften des Bergbaurechtes, welche von leßterem völlig untrenn- 
bar find.“ 

Auch die Lehrer des dentſchen und preußiichen Privatrechts ſtim— 
men in der vorliegenden Streitfrage feineswegs überein. Es erjcheint 
angemefjen, hier wenigjtens die Auffafjung der beiden angejehenften Be- 
arbeiter des preuß. Privatrechts, Förjter und Dernburg, hervorzuheben. 

Nad) Förſter (Eccius), Theorie und Praxis Bd. TIL, 5. Aufl. S. 144 
find die im Berggejege aufgeführten Mineralien als herrenlos zu bezeich- 
nen, unterjcheiden fich aber von anderen herrenlojen Sachen dadurd), daß 
fie der Offupation nicht ohne Weiteres, jondern nur von Seiten Des- 
jenigen unterliegen, der in gehöriger Weile das Gewinnungsrecht des 
Minerals erlangt hat. Diejes von der Geſetzgebung als Bergwerks— 
eigenthum bezeichnete Gewinnungsrecht ijt ein ausjchließliches, auch gegen- 
über dem Grundeigenthümer. Auch nach Erlangung des Bergwerfseigen- 
thums Hören die in ihrer natürlichen Ablagerung befindlichen Mineralien 
nicht auf herrenlos zu fein; fie werden erjt durch Gewinnung Eigenthum 
des Gerwinnungsberechtigten. Die Auffafjung des Bergwerkseigenthums 
als eines neben dem Grundeigenthum bejtehenden Sacheigenthums an 
den mit dem Boden im BZujammenhang befindlichen Mineralien oder 
ihrer Lagerjtätten innerhalb des verlichenen Feldes findet im Geſetze 
feine genügende Begründung. Als Hauptinhalt des Bergwerfseigenthums 
bezeichnet das Geſetz vielmehr die ausſchließliche Befugniß zur Aufjuchung 
und Gewinnung des Minerals, und in diefer Befugniß, an welche ſich 
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eine Reihe anderer, das Grundeigenthum bejchränfender Befugniffe an: 
ſchließt, iſt das Weſen des Bergwerkseigenthums zu finden. 

In ähnlicher Weiſe äußert ſich Dernburg, Preußiſches Privatrecht 
4. Aufl. Bd. J ©. 662: Was der gewöhnliche Sprachgebrauch und das Ge: 
je ald Bergwerfdeigenthum bezeichnet, ift ein Komplex verichiedenartiger 
Berechtigungen, welche dem gemeinjamen Zwede der bergmänntichen Pro— 
duftion dienen. Den Kern diejes Rechts bildet ein privilegirtes Dffu- 
pationsrecht, vermöge dejjen der Bergwerfseigenthiimer die ausjchliegliche 
Berechtigung zur Aneignung der in einem gewifjen Territorium befind- 
fichen bergmännijchen Produkte hat. Hiermit fteht in nothwendiger Ber: 
bindung in Fällen, in welchen der Bergwerfseigenthümer nicht zufällig 
auch der Grundeigenthümer it, das dingliche Recht an dem fremden 
Grundſtück, die verlichenen Mineralien innerhalb dejjelben aufzujuchen 
und zu gewinnen. Mit diejen Befugnifjen vereinigen ſich ausgedehnte 
Rechte auch gegenüber Grundbefigern auferhalb des Bergwerksfeldes be- 
hufs des bergmännijchen Betriebs. Unrichtig ift die Anficht, daß die 
Lagerjtätten des Minerals den fürperlichen Gegenstand des Bergwerks— 
eigenthums ausmachen, und daß die dem Bergwerkseigenthiimer verlie- 
benen Mineralien durch die Verleihung jofort in das Eigenthum des 
Beliehenen treten; fie werden ihm vielmehr erſt durch die Aneignung 
erworben. it hiernach das Bergwerkseigenthum nicht Eigentum an 
einer körperlichen Sache, jo wird es Doch durch gejegliche Fiktion dem 
Eigenthum an Grundſtücken gleichgeftellt und ijt zum unbeweglichen 
Vermögen zu zählen. 


In den Privatregalbezirken erleiden die Hoheitsrcchte des Staates 
in Bezug auf den Bergbau gewiſſe Einjchränfungen in Folge des Fort— 
bejtcheng des Privatbergregals, $ 250. 

Ebenjo unterliegt die Bergbaufreiheit gewiſſen territorialen Aug: 
nahmen und Beichränkungen, wie dies der Fall ift: in den Landestheilen, 
in welchen das Verfügungsrecht über die betreffenden Mineralien pro- 
vinzialrechtlic) dem Grundeigenthümer zufteht, Tit. X; ferner in den auf 
Grund des früheren Rechts für den eigenen Bergbaubetrieb des Staates 
vorbehaltenen Bezirken, $ 2 Bem. 2; endlich in den Bezirken, in welchen 
den Berechtigten auf Grund bejonderer Nechtstitel ein Worzugsrecht zum 
Selbjtbetriebe oder das weiter gehende Ausjchliegungsrecht dritten Be— 
werbern gegenüber zufteht, $ 250. 


Zu 8 1. 

1. Die namentliche Aufzählung der Mineralien, welche nach der 
grundlegenden Beitimmung des $ 1 von dem Verfügungsrechte des Grund: 
eigenthümers ausgeſchloſſen und unter das Berggeſetz geitellt find, iſt 
eine erihöpfende; alle hier nicht genannten Mineralien gehören, abge: 
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jehen von einzelnen partikularrechtlichen Ausnahmen, zum Inbegriff des 
Grundeigenthums und unterliegen dem $ 1 nicht. 

Bor jeder allgemeineren Bezeichnung, wie 3.9. „Mineralien, welche 
wegen ihres Metallgehaltes nugbar find,“ hat die namentliche Aufzäh: 
lung der Bergbaumineralien jchon den wejentlichen Borzug, dab eine 
jejte und leicht erkennbare Grenze zwiichen dem Hoheitsrechte des Staates 
und dem Kechte des Grundeigenthümers gezogen iſt. Sie tritt aber 
auch dem allgemeinen Bergbauinterejfe nicht zu nahe; denn unter den 
einzeln aufgeführten jind alle diejenigen Mineralien berüdjichtigt, welche 
den stern und Schwerpunkt des Bergbaues in Preußen bilden und noc) 
für lange Zeit bilden werden. Außerdem find, um Störungen des Berg: 
werfsbetriebes und Nechtsunficherheit zu vermeiden, auch jolche minder 
wichtige Mineralien im $ 1 den bergrecdhtlichen Regeln unterworfen, 
welche mit den Hauptmineralien zuſammen vorzulommen pflegen. Da- 
gegen lag fein praftisches Bedürfniß vor, den reis der Mineralien im 
$ 1 noch weiter auszudehuen, vielmehr jprachen triftige Gründe dafür, 
denjelben jowohl bei Abfajjung des Berggejeges, als auch bei dejjen 
Einführung in den neu erworbenen Landestheilen enger zu ziehen, als 
dies im älteren Bergrechte theils allgemein, theils partifularrechtlich ge— 
jchehen war. 

In Folge dejjen find außer einigen jelteneren Metallen, wie Platin, 
Wolfram, Kadmium, Wismuth, Selen und Molybdän ausgejchieden: 
Edeljteine und die jonjtigen, im $ 70 Th. II Tit. 16 A. 2. R. bezeich- 
neten Steinarten, ferner Marmor, Alabafter, Kalkſtein, Dachichiefer, 
Mühlſteine, Flußſpath, Schwerjpath, Erdpech, Steindl und bitumindfe 
Schiefer, deigleichen im vormaligen Herzogtum Naſſau Walfererde, 
Gyps und die zur Steimvaaren-, Pfeifen- und Krugfabrikation geeig- 
neten Thonerden, jowie in Theilen des vormaligen Kurfürjtenthums 
Heſſen Steinbrüche verjchiedener Art, mineraliiche Düngjtoffe ꝛc. Deß— 
gleichen find die NRajeneifenerze, welche auf der linken Rheinſeite wie 
überhaupt die alluvialen Eifenerze (les minerais de fer dits d’alluvion) 
ichon früher nicht zu den Gegenjtänden der Bergwerfe gehörten, allge: 
mein dem Grundeigenthümer überlajien, weil deren Gewinnung feine 
bergmänmnifchen Stenntniffe und Beranjtaltungen, wohl aber einen unmit- 
telbaren Eingriff in die Benußung der Erdoberfläche erforderlich macht, 
und andererjeits der Grundeigenthümer durch jein eigenes landwirth- 
ichaftliches Intereſſe darauf Hingewiejen it, für Die Befeitigung der 
Nafeneijenerze aus dem Boden und deren Verwerthung zu jorgen. Alle 
jonjtigen alluvialen Vorfommen der im $ 1 genannten Mineralien fol: 
gen der Regel dejjelben. 

Die auf jene ausgejchiedenen Mineralien vor dem Inkrafttreten 
des Berggejeges ertheilten Berleihungen, Konzeſſionen oder jonjtigen 
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Titel haben ihre Rechtsgültigfeit behalten; nach $ 222 finden die Vor: 
Ichriften des Berggejeges auch auf dieſe Bergwerle Anwendung. 

Steinjalz und Soolquellen gehörten nach $ 71 Th. II Tit. 16 
A. L. R. zum Bergregal, waren aber im Geltungsbereiche der drei re: 
vidirten Bergordnungen dem Staate vorbehalten. Es lag fein genügen- 
der Grund vor, Ddiejen Vorbehalt, mit Ausschliegung der Bergbaufrei- 
heit, troß der wejentlich veränderten Verhältniſſe bejtehen zu laſſen oder 
gar auf das ganze Staatsgebiet auszudehnen. Am Wenigften wirde 
es ausführbar gewejen jein, einem jolchen Staatsmonopol auch die jog. 
Abraumjalze zu unteriverfen, während andererjeits das Bedürfniß und 
die rechtliche Ausführbarfeit vorlag, die allgemeinen Beitimmungen des 
Berggeſetzes aud) auf die Abraumjalze für amvendbar zu erklären. Bergl. 
S 2 Bem. 3. 

Torf und Bernjtein gehörten niemals zum Bergregal und find 
schon aus diefem Grunde im $ 1 unberüdfichtigt geblieben. Bergl. u. a. 
Pfeiffer, NRegalität des Torfes, Zeitichr. F. Deutsches Recht von Bejeler. 
Bd. 13 ©. 223. Auf einen wirthichaftlichen Betrieb der Torfgräberei 
iſt indeh vielfach durch anderweitige Gejeße und Berwaltungsmaßregeln 
aus älterer und neuerer Zeit Bedacht genommen. 

Der Bernjtein ift in den Gebieten des oftpreußiichen und des weit- 
preußischen Brovinzialrechts „ein vorbehaltenes Eigenthum des Staates“, 
und zwar in dem erjteren Gebiete ohne Rüdjicht darauf, „ob er in der 
Oſtſee und am Strande derjelben, jowie im Friſchen und im Kuriſchen 
Haff gefunden wird oder im Binnenlande vorkommt“, dagegen in dem 
anderen Gebiete nur, „joweit er in der Oſtſee gefticht oder am Strande 
derjelben gefunden wird“; innerhalb des Landes ift jeder Grundeigen- 
thümer berechtigt, auf feinem Grund und Boden Bernitein zu juchen 
und zu graben. Geſetz dv. 22. Febr. 1867 Art. IV, G. ©. ©. 272, 3. 
Bd. 9 ©. 39; Provinzialrecht für Weftpreußen v. 19. April 1844 
ss 73, 74, ©. ©. ©. 110; Geſetz v. 4. Aug. 1865 Art. III, ©. ©. 
©. 873. Für gewifje Küftenftreden ift das Gewinnungsrecht von ein- 
zelnen Gemeinden und Gutsherrichaften erworben worden. Gejeh v. 
16. Febr. 1857 Art. X, ©. ©. ©. 91. Außerhalb jener beiden Pro: 
vinzialrechte unterliegt das Recht des Grundeigenthümers zur Berntein: 
gewinnung überhaupt feiner Bejchränfung. 

Unter den Mineralien, welche bergmännijch gewonnen werden, aber 
von dem VBerfügungsrechte des Grundeigenthümers nicht ausgeſchloſſen 
jind, haben erjt in neuerer Zeit der Phosphorit und der Stron- 
tianit eine größere wirthichaftliche Bedeutung gewonnen, und es ift deß— 
halb wohl angeregt worden, diejelben ebenfalls dem Berggeſetze zu unter- 
itellen umd der Bergbaufreiheit zu übergeben. Das Bedürfniß zu einer 
jolchen Maßregel erjcheint indeß nicht dringend genug, um an Diejelbe 
troß der ſich entgegenjtellenden rechtlichen Bedenken heranzutreten. 
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2. Hinfichtlich der verleihbaren Mineralien ift der $ 1 durch pro- 
vinzialrechtliche Beitimmungen theils ausgedehnt, theils eingejchränft. 

Die Ausdehnung betrifft den Dachichiefer im Gebiete des vorm. 
Herzogthums Nafjau, Einf.-Verordn. für Naſſau Art. II, und den Schwer: 
jpath in der Herrichaft Schmalkalden, Einf.-Verordn. für Hannover 
Art. XV, Auch in den Fürſtenthümern Walde und Pyrmont ijt den 
Mineralien des $ 1 der Dachichiefer Hinzugefügt; Geſetz v. 1. Jan. 1869 
Art. II. Es galt in diefen Fällen, bejtchende Rechtszujtände im Inter 
eſſe eines bereits entwidelten Bergbaues zu fchonen und zu erhalten. 

Die Einjhränfungen find folgende: 

In denjenigen Theilen der Provinzen Preußen und Pommern, 
welche gegenwärtig den Geltungsbereich des $ 210 des Bergg. bilden, 
find nur Steinjalz und Spolquellen dem Berggejege unterivorfen, wäh- 
rend alle übrigen Mineralien dem Grundeigenthümer zuftehen. 

Im Gebiete des vorm. Königreichs Hannover find dagegen Stein: 
jalz nebjt den mit demjelben auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommen— 
den Salzen und die Soolquellen vom $ 1 ausgenommen; Einf.-Verordn. 
Art. II. Dafjelbe gilt für das Jadegebiet und in den bet der Theilung 
des Kommuniongebietes am Unterharze einverleibten Gebietstheilen; |. 
unten Bem. zu Art. I ebendaf. Im Fürſtenthum Pyrmont gehören Die 
Soolquellen ebenfalls nicht unter den $ 1; Gejeß v. 1. Jan. 1869 Art. II. 

In dem Herzogthum Schlefien und der Grafichaft Glag, in Neu— 
vorpommern, auf der Inſel Rügen und in den Hohenzollernjchen Lan: 
den find die Eijenerze von den Beitimmungen des Berggeſetzes ausge: 
nommen; $ 211. . 

Im Geltungsbereiche des Gejehes v. 22. Febr. 1869, den vormals 
ſächſiſchen Landestheilen, erjtredt fich das VBerfügungsrecht des Grund: 
eigenthümers auch auf Stein und Braunfohlen. 

Daſſelbe findet Hinfichtlich der Stein: und Braunfohlen im Für: 
ſtenthum Galenberg, einfchlieglich der Grafſchaft Spiegelberg, jtatt; Einf. 
Verordn, für Hannover Art. XII, XIU. 

Die vorstehenden Ausnahmen beruhen hauptfächlich auf der Er: 
wägung, daß es außerhalb des Zweckes des Berggeſetzes liege, Minera- 
lien, welche in einzelnen Gebieten bis dahin nicht zum Bergregal gehör: 
ten, ausnahmslos den bergrechtlichen Vorfchriften zu untenverfen und 
hierdurch die bejtehenden Befig: und Rechtsverhältniffe wgentlich umzu— 
gejtalten, jowie die Hechte des Grundeigenthümers einzujchränten. 

3. Das rechts: wie linfsrheinische Bergrecht verlangte, abgejehen 
von den Mineralien, für verjchiedene andere, mit dem Bergbau zujam- 
menhängende Gegenjtände und Anlagen ebenfalls eine Verleihung, Kon: 
zeſſion oder Permiſſion der VBergbehörde. Dies ift nach dem Bergge— 
jege nicht mehr der Fall, indem auch hier der jeitherige Rechtszuſtand 
den veränderten Berhältniffen angepaßt werden mußte. 
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Demzufolge können verlaſſene (aufläſſige) Bergwerke und alte Hal— 
den als ſolche nicht mehr gemuthet und verliehen werden. Bei erſteren 
kommt nur noch das Mineral, auf welches der frühere Bergbau betrie— 
ben wurde, in Betracht ($ 16), und zur Gewinnung der in letzteren zu— 
rücgebliebenen Mineralien iſt der auf die mämlichen Mineralien berech- 
tigte Bergwerkseigenthümer, in deſſen Felde die Halden alten Bergbaues 
liegen, kraft des Gejeßes ($ 54) befugt. Dagegen jtehen die Mineralien 
der im freien Felde liegenden Halden als herrenlos zur Verfügung des 
Staates und fünnen mit dejjen — nicht an bejtimmte gejegliche Formen 
gebundenen — Genehmigung ausgebeutet werden, find aber für fich nicht 
verleihungsfähig. 

Erbjtollen- und Erbjchachtgerechtigfeiten haben aus bergmwirthjchaft- 
(chen Gründen aufgehört, Gegenitand der Verleihung zu jein ($ 223). 

Bei den Grubenwafjern (Bergwafjern) und den für Bergbauzivede 
dienenden Wafjergefällen laſſen ſich die rechtlichen Verhältniffe in jach- 
gemäßer Weije nicht mehr durch eine bergrechtliche Verleihung, jondern 
nur nach allgemeinen Grundjägen und Gejeßesvorjchriften ‚regeln. Bergl. 
über das Wafjernugungsrecht des Bergwerföbetreiber® Achenbach, 
3. Bd. 9 ©. 76, ferner $ 54 Bem. 9. 

Anstalten zur Aufbereitung der eigenen Bergwerkserzeugniffe anzu— 
legen, gehört zu den berggejeßlichen Befugnifjen des Bergwerfseigenthü- 
mers ($ 58) und bedarf einer bejonderen Genehmigung nicht. Dagegen 
find die fein Zubehör eines Bergwerks bildenden Aufbereitungsanjtalten, 
jowie alle Hüttenwerke jchon durch das jog. Kompetenzgeſetz v. 10. Juni 
1861 (G. S. ©. 425, 8. Bd. 2 ©. 188) aus der Berggejeßgebung und 
leider auch aus der Zuftändigfeit der Bergbehörden ausgejchieden, obwohl 
auch dieje Anlagen theilweije mit dem Bergbau eng verbunden find. Das 
Berggeſetz hatte diefe Wandelung, weil eben erjt neu eingetreten, einfac) 
anzuerfennen. 

Manche ältere Bergordnungen jahen auch eine Verleihung von Berg- 
chmieden vor. Dieje Einrichtung fallen zu lajjen, war unbedenklich und 
mit Rücjicht auf das heutige Gewerberecht geboten. ©. auch Art. XVII 
der Einf.-Berordn. für Hannover. 

4. Die im $ 1 bezeichneten Mineralien unterliegen den Borjchrif- 
ten des Berggejeßes nur unter zwei nothwendigen Borausfeßungen: Die 
Mineralien müfjen „gediegen“ oder „als Erze“ vorkommen, d. h. zur 
Darjtellung desjenigen Stoffes, welchen man nach dem Stande der Tech- 
nie aus denjelben zu gewinnen pflegt, an fich technijch verwendbar jein. 
Sie müjjen ferner auf ihrer „natürlichen Ablagerung” ($ 15) vorfom- 
men; denn nur dieſe Mineralien find Gegenftand des Bergbaues, wie 
e3 andererjeitö nur der Bergbau ift, auf welchen die gejeßliche Aus— 
ſchließung gewijjer Mineralien von dem Berfügungsrechte des Grund- 
eigenthümers abzielt. 
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5. Hinfichtlich einzelner Mineralien find in der Praxis nadjfol- 
gende Grundſätze feitgeitellt: 

a. Gold ift auch dann verleihungsfähig, wenn es in Seifen oder 
als Wajchgold in Flüffen ꝛc. vorfommt, indem es fich in beiden Fällen 
um eine natürliche Ablagerımg im Sinne des Berggejeßes handelt. Im 
Art. 1 des bayer. Bergg. iſt „Wajchgold“ ausdrüdlich von der Verleih— 
barkeit ausgenommen. 

b. Eijenoder gehört, wenn er nur als Farbitoff und nicht zur 
Darftellung von Eifen verwendbar ift, nicht zu den dem $ 1 unteriwor- 
jenen Eijenerzen. 3. Bd. 7 ©. 391. 

Andererjeit3 jcheidet Eifenmulm, welcher im Felde eines Eifenerz- 
bergwerks vorfommt und die Eigenfchaft eines Eifenerzes befigt, aus dem 
VBerfügungsrechte des Bergwerfsbefigers auch dann nicht aus, wenn der— 
jelbe als Farbſtoff und nicht zur Darjtellung von metalliichem Eiſen 
verwandt wird. Min.Beſcheid v. 27. März 1873, 3. Bd. 15 ©. 132. 

Ein unter dem Namen „Umbra“ als Farberde, aber auch zur Er- 
zeugung von Eijen zur Verwendung kommender manganhaltiger Braun- 
eifenftein unterliegt dem $ 1. Berf. des Oberb. Bonn v. 8. Sept. 1885, 
3. Bd. 27 ©. 245. 

e. Soweit die alluvialen Eijenerze nicht als Raſeneiſenerze anzu- 
jprechen find, fallen diejelben unter die verleihbaren Eifenerze. Als Rajen- 
eifenerze gelten namentlich nicht die im Gebiete des vorm. Herzogthums 
Naſſau und im Kreiie Wetzlar vorfommenden jog. Rolllager, insbejon- 
dere das Vorkommen von Brauneifenfteingeichieben in der Dammerbde. 
3. Bd. 8 ©. 12. 

d. Nur diejenigen Erze find im Sinne des Berggejeßes Mangan- 
erze, welche als jolche techniich verwendbar find. Im Uebrigen fommt 
ed nicht darauf an, ob diejelben wegen ihres Sauerftoffgehaltes zur 
Ehlorbereitung ꝛc. oder wegen ihres Metallgehaltes zur Darjtellung von 
Ferromangan oder zu anderen, erjt in neuerer Zeit befannt gewordenen 
Zwecken techniiche Verwendung finden. 

Dagegen gehören manganhaltige Eijenerze, welche bei dem Hoch- 
ofenbetriebe benußt werden, deren Mangangehalt aber für eine jelbit- 
jtändige techniiche Verwendung zu gering it, nicht zu den Mangan 
erzen. Sie find daher in Schlefien und in den übrigen Landestheilen, 
wo die Eijenerze überhaupt dem Grundeigenthümer zuftehen ($$ 210, 
211), nicht verleihbar. Bergl. Amelung, 3.8.7 ©. 309 und Lindig, 
Bd. 8 ©. 495 und die dort mitgetheilten Entjcheidungen, namentlich 
Rekursbeſch. v. 17. April u. 13. Sept. 1867, Bd. 8 ©. 498, 501; fer- 
ner Beichlüffe des Oberb. Clausthal v. 12. Sept. 1881 u. 31. März 
1886, 8. Bd. 23 ©. 129, Bd. 27 ©. 538; Beſcheid des Oberb. Bonn 
v. 23. Sept. 1878, 8. Bd. 20 ©. 116, verb. mit Bd. 27 ©. 539 
Anm. 1; Rekursbeich. v. 29. Febr. 1884, 3. Bd. 25 ©. 281. 
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Erze mit einem Gehalte von 23,94 bis 28,39 %, Mangan (36,58 
bis 44,9%, Manganfuperoryd) bei einem Eijengehalte von 9,95 big 
17,33 %/, find nicht ala Eijenerze, jondern nur al3 Manganerze im Sinne 
de3 8 1 anzuerfennen. Rekursbeſch. v. 25. Suni 1887, 3. Bd. 28 ©. 406. 

Früher wurden übrigens nur gewille Manganverbindungen und 
zwar mur jolche, welche zur Darjtellung von Chlor tauglich find, als 
Manganerze angejehen umd mit dem Namen „Braunjtein“ bezeichnet, 
3. B. in der nafjauischen Bergordnung v. 18. Febr. 1857. Zum „Braums 
jtein“ rechnete man Pyrolufit (Weichmangan), Biilomelan (Hartmangan- 
erz), Wad (Manganjchaum), Manganit (Glanzmangan), Hausmannit 
(Schwarzmanganerz), Braunit. Aus den vier erjtgenannten Erzen be- 
jtehen die nafjauischen Braunſteine. 

e. Schwefelties gehört bergrechtlich nicht zu den Eijenerzen. 

Der Schwefelfies, die einzige mineralogiiche Form, in welcher im 
Geltungsbereiche des Berggeſetzes Schwefel im vererzten Zuſtande, d. h. 
Schwefelerz im Gegenjate zu gejchwefelten Erzen (Kupfer-, Blei, Zink— 
erzen 2c.) vorfonmt, kann allerdings mineralogiich den Eijenerzen zuge 
rechnet werden; daraus folgt aber nicht, daß er auch bergrechtlich als 
ein Erz dieſer Art, d. h. als ein zur Darjtellung metallischen Eiſens 
geeignetes Mineral anzujehen jei. Rekursbeich. v. 11. April 1879 und 
16. Juni 1880, 3. Bd. 20 ©. 263, Bd. 21 ©. 395. 

Dem auf den gangartigen, zum Verfügungsrechte des Grumndeigen- 
thümers gehörenden Strontianitlagerjtätten (in Wejtfalen) eingeiprengt 
mit vorfommenden Schwefelfies kann nicht der Charakter eines Schwefel: 
erzes im Sinne des $ 1 beigelegt werden. 

Der Strontianit bildet jowohl numeriſch als auch dem Werthe nach 
den hauptjächlichiten Beitandtheil des Mineralvorfommens, während der 
Schwefelkies nur Nebenbeitandtheil von untergeordneter Bedeutung ift 
und nicht in einer jolchen Menge auftritt, daß derjelbe vernünftiger Weije 
für ich allein zum Gegenjtande eines Bergbaues gemacht werden fünnte. 
Min.Erlaß v. 27. Mai 1882, Rekursbeich. v. 19. Juni 1883, 3. Bd. 24 
©. 16 u. 533, 

f. Als „Alaunerz” kann im Sinne des $ 1 cin Mineralvorfom: 
men nur dann angejehen werden, wenn dajjelbe die Elemente zur Bil: 
dung von ſchwefelſaurer Thonerde enthält, wozu neben einem ausreichen- 
den Beitandtheile von Thonerde vor Allem ein genügender Gehalt an 
‚ verfügbarer Schwefelfäure bezw. an zu deren Bildung geeignetem Schwe— 
felfies erforderlich ift. Rekursbeſch. v. 11. Febr. 1881, 3. Bd. 22 ©. 408. 

g. Unter der „Steinfohle* iſt der Anthrazit mit begriffen und 
daher als eine Art derjelben im $ 1 nicht bejonders aufgeführt. Mo— 
tive ©. 25. 

Der in älteren Berggejeten gebrauchte Ausdrud „Steinkohle“ be- 
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zieht fich auch mit auf die Braunkohle. Rekursbeſch. v. 15. Febr. 1869, 
3. 3. 10 ©. 259. 

b. Die Bezeichnung „Braunkohle“ im $ 1 bejchränft fich nicht 
auf die Lagerſtätten in der Tertiärformation, jondern umfaßt alle Braun- 
fohlenablagerungen ohne Unterſchied Hinfichtlich der geologischen Forma— 
tion. Dagegen find die der gegenwärtigen Erdbildungsperiode ange- 
hörenden Torflagen nicht unter der „Braunkohle“ begriffen. Rekursbeſch. 
v, 14. Nov. 1867, 3. Bd. 8 ©. 545. 

i. Steinjalz und Soolquellen bilden jpezifiich verjchiedene Mine- 
ralvorfommen, von denen jedes für fi) und abgejondert von dem an- 
deren Gegenjtand der Muthung und Verleihung jein fann. Rekursbeſch. 
v. 18. Febr. 1874 u. 4. Nov. 1882, 3. Bd. 15 ©. 404, Bd. 24 ©. 122. 
Vergl. auch Beichluß des Minifterrums für Eljaß-Lothr. v. 3, Juni 
1881 und Urth. des Reichsg. v. 2. Febr. 1883, 3. Bd. 24 ©. 383, 517, 
jowie $ 55 Bem. 10. 

Die Berechtigung zur Gewinnung von Steinjalz jchliegt die ge- 
jegliche Befugniß zur Gewinnung der „mit demjelben auf der nämlichen 
Lagerftätte vorfommenden Salze“ in ſich. Rekursbeſch. v. 26. April 
1872, 3. Bd. 13 S. 284. Vergl. 88 22 u. 54. 

k. Soolquellen und Salzquellen find gleichgeltende Begriffe. Urth. 
des Obertr. v. 22. Juni 1874, 3. Bd. 16 ©. 91. 

Als Soolquellen im Sinne des $ 1 find die Quellen anzujprechen, 
welche ihrer Natur nad), d. 5. mit Rüdjicht auf ihren Gehalt an Chlor: 
natrium zur Darjtellung von Kochſalz verwendbar find. Nur auf diejes 
objektive Merkmal kommt e3 an, nicht aber auf den zufälligen Umstand, 
ob eine ſolche Soolquelle thatjächlicy zur Darjtellung von Salz oder 
nur zu Bade- und Heilzweden benußt wird. Salzhaltige Wafjer, welche 
nicht zur Darjtellung von Kochſalz verwendbar find, unterliegen dem 
Verfügungsrechte des Grundeigenthümers. 

Eine allgemein maßgebende Borjchrift über den für die Berleihbar- 
feit von Soolquellen erforderlichen Mindeitgehalt an EChlornatrium be- 
fteht nicht; auch erjcheint es nicht angängig, einen jolchen gejeglich feſt— 
zustellen, weil in Beziehung auf die Verwendbarkeit einer Soolquelle 
zur Salzgewinnung mancherlei Verhältniffe zu berüdjichtigen find, welche 
fich örtlich verjchieden gejtalten und auch im Laufe der Zeit Berände- 
rungen unterliegen. Die im einzelnen Falle vorliegenden Berhältmifje 
find deßhalb ſtets mit in Betracht zu ziehen; es ijt jedoch im Allge- 
meinen angenommen, daß Quellen, welche einen geringeren Kochjalzgehalt 
als 1,5%/, haben, jedenfall® nicht zur Darjtellung von Kochſalz ver- 
wendbar und daher nicht als Soolquellen im Sinne des $ 1 zu be- 
handeln find, Min. Beicheid v. 27. Jan. 1882, 3. Bd. 24 ©. 25; 
Rekursbeſch. v. 15. Sept. 1881, 3. Bd. 23 ©. 402 und Anm. 1 da). 
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Bergl. auch $ 15 und Beichlüffe des Minijteriums für Elſaß-Lothr. v. 
21. Ian. u. 12. Aug. 1881, 9. Bd. 24 ©. 382, 385. 

Nach diefem Grundſatze tt u. a. entichteden, dal die Nachener 
Ihermalquellen, welche ausschließlich für Heilziwede benußt werden und 
nur einen Kochſalzgehalt von 0,24 bis 0,27 %/, haben, nicht als Sool- 
quellen anzuerfennen find. Rekursbeſch. v. 31. Oft. 1875, 3. Bd. 16 
©. 522. 

Ueberhaupt find feine anderen, als die unter den Begriff der Sool— 
quellen fallenden Mineralquellen berggejeglich von dem Berfügungsrechte 
des Grundeigenthümers ausgejchlojjen; fie genießen aber unter Umftän- 
den und namentlich, wenn fie als Heilquellen benugt werden, bergpolit- 
zeilichen Schuß. Vergl. SS 4, 196. 

Bemerfenswerth iſt die durch eine Petition der jtädtiichen Behör— 
den von Colberg angeregte und in einem Berichte der Juſtizkommiſſion 
des Abgeordnetenhaujes vom 21. März 1882, 3. Bd. 24 ©. 22, erörterte 
‚stage, ob das Berggeſetz dahin abzuändern fein werde, daß die Sool- 
quellen nur in Bezug auf die bergmännische Ausbeutung demfelben unter- 
worfen bleiben, hinjichtlich der Benutzung zu Bädern und Heilzweden 
aber dem Grundeigenthümer überlafjen werden jollen. Abgejehen indeß 
davon, daß die Frage damals durch einen Ausgleich ihre Erledigung 
gefunden hat, würden einer jolchen Aenderung des jeit Alters beftehen- 
den und durch das Berggejeß nur aufrecht erhaltenen Rechtszujtandes 
große Bedenken und Schwierigkeiten entgegenjtehen. 

6. Was die Aufzählung der verleihbaren Mineralien in den dem 
preußtichen Bergg. nachgebildeten Gejegen betrifft, jo enthalten diejenigen 
für Braunſchweig, Gotha und Württemberg feinerlei Abweichung von 
dem $ 1. Durch einen Zuſatz im $ 1 des erſtgenannten Gejehes ift 
zwar von den verleihbaren Vitriolerzen ausdrüdlich das „Vorkommen 
im Torf“ ausgenommen, indeß hierdurch nach den Motiven feine Ab- 
weichung beabjichtigt und auch nicht herbeigeführt, da in Preußen der 
vitriolifche Torf ebenfalld al3 Zubehör des GrundeigenthHums behandelt 
wird. In den Berggelegen für S-Meiningen und Neuß j. 2. find in 
den $ 1 auch „Dach- und Tafelſchiefer und die Karbenerden“ aufgenom: 
men, und nac) dem Berggeiege für Hefjen jind die Rajeneijenerze unter 
den verleihbaren Eijenerzen mit begriffen. Dagegen führt das Berggeſetz 
für S.-Ultenburg im $ 1 „Steinfohle, Braunkohle und Graphit” nicht 
auf, weil diejelben nebjt dem Torf dem Verfügungsrechte des Grund- 
eigenthümers nach) Maßgabe des bejonderen Gejeßes dv. 18. April 1872 
unterliegen. Theils eingejchränft, theils erweitert tft der $ 1 in den 
Berggeſetzen für Bayern, wo das „Wajchgold“, nicht aber die Raſen— 
eijenerze von der Bergbaufreiheit ausgenommen find, und für Elſaß— 
Lothringen, indem dort das Grumdeigenthiimerrecht fich nicht bloß auf 
die NRafeneijenerze, jondern überhaupt auf die mitteljt Tagebaues zu ge 
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winnenden Eijenerze eritrecdt und amdererjeit3 den verleibbaren Mine- 
ralien auch das „Bitumen“ (Petroleum, Asphalt, bitumindjer Schiefer) 
hinzugefügt it. Das Derggefeh für Anhalt führt unter den Mineralien 
des $ 1 auch den „Flußſpath“ auf; nachträglich find dort aber durch 
Geſetz dv. 4. April 1883 (3. Bd. 24 ©. 297) „Steinfalz und die mit 
demjelben vorfommenden Salze, namentlich die Kali-, Magnefia- und 
Borjalze, und die Soolquellen“ von der allgemeinen Bergbaufreiheit 
wieder ausgejchloffen und deren Aufjuchung und Gewinnung dem Staate 
allein vorbehalten worden. 
Zu $ 2. 


1. Das Necht des Staates zum eigenen Bergwerlsbetriebe war 
früher, joweit das Bergregal beitand, ein unmittelbarer Ausflug des 
Letzteren. Der Staatsbergbau unterlag in Folge deſſen nicht ohne Weite- 
re3 den für den Privatbergbau maßgebenden Gejegesvorjchriften. Aus den 
an die Stelle des Bergregals getretenen Hoheitsrcchten fließen dagegen 
feine bejonderen Befugnifie des Staates Hinfichtlich des für eigene Rech— 
nung betriebenen Bergbaues ; vielmehr tritt der Staat hierbei ganz in 
dajjelbe Verhältnig wie jeder andere Bergbautreibende, und muß jich 
daher gemäß 8 2 Abf. 1 auch den allgemeinen beragejeglichen Vorſchriften 
über den Erwerb und Betrieb von Bergwerfen unterordnen. 

2. Das frühere, unmittelbar aus dem Bergregal fliegende (nicht 
als „Privilegium“ aufzufajjende) Recht des Staates, ſich für den eige- 
nen Bergbau gewijje Felder oder Bezirke durch einen Berwaltungsaft 
vorzubehalten, war in wiederholten Enticheidungen des Obertribunals 
anerfannt; vergl. Plenarbeichluß v. 3. Oft. 1849, Entjch. Bd. 19 ©. 44; 
Urth. v. 15. Mat, 19. Juni 1865 u. 13. Sept. 1867, 3. Bd. 7 ©. 193, 
201, Bd. 9 ©. 179, v. 22. Juni u. 7. Sept. 1874, 3. Bd. 16 ©. 91, 
9%, Striethorit Bd. 92 ©. 209; ferner Wachler, Der Bergbau des 
Regalinhabers, 3. Bd.6 ©.520; Achenbach, Die Nechtsgültigfeit der 
Diftriftsverleihungen. Köln 1859 und 3. Bd. 8 ©. 387. 

Demnach) bejtehen Die auf jolchen „‚Feldesrejervationen“ beruhenden 
Nechte des Bergfiskus unverändert fort, und namentlich bleiben die re- 
jervirten Felder gegen Muthungen Dritter gejchloffen. ©. auch Einf. 
VBerordn. für Hannover Art. XVI. 

3. Während das Staatsmonopol zur Salzgewinnung durch das 
Berggeſetz befeitigt ift ($ 1 Bem. 1), find die Nechte, welche der Fiskus 
an einzelnen Spolquellen durch einfache Befignahme erworben hatte, in 
ihrem Fortbeſtande durch die Einführung des Berggejeges nicht berührt 
worden. Beichluß des Oberb. Breslau dv. 20. Dez. 1871, Rekursbeſch. 
v. 31. Ian. und 21. Nov. 1872, 3. Bd. 13 ©. 129, 132, 566. 

4. Ueber die Nechte des Staates bezüglich des Salzhandels Be- 
jtimmungen zu treffen, lag außerhalb des Gebietes des Berggeſetzes 
($ 2 Abi. 2). Seit dem 1. Jan. 1868 hat aber das Necht des Staates, 
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den Großhandel mit Salz allein zu treiben (Staat3-Salzmonopol) auf- 
gehört, indem dajjelbe durch das Geſetz dv. 9. Aug. 1867 und die beiden 
K. Verordnungen vom nämlichen Tage (G. ©. ©. 1317, 1320, 1327, 
3. Bd. 8 ©. 380) aufgehoben und jtatt dejfen das zum inländijchen 
Verbrauche bejtimmte Salz mit der Salzabgabe von zwei Thalern für 
den Zentner belegt wurde. Mit demſelben Zeitpunfte trat für den nord- 
deutſchen Bund das Geſetz v. 12. Oft. 1867 (B. ©. Bl. ©. 41) in 
Kraft, demzufolge der Ertrag der Salzabgabe gemeinjchaftlid) wurde. 
Gegenwärtig hat nach Art. 35 der Reichsverfaſſung das Neich aus: 
Ichlieglich die Gejeßgebung über das gejammte Zollwejen und über die 
Beiteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen Salzes. Vergl. Arndt, 
Die Salzjteuer, 3. Bd. 24 ©. 34. 

Wegen der Betriebsbeichränfungen und Kontrollen, welchen die 
Beliger der Salzwerke (Salinen, Salzbergwerfe, Salzraffinerien) behufs 
Erhebung der Steuer vom mländischen Salze unterworfen find, vergl. 
S 54 Bem. 7. 


Zweiter Titel. 
Don der Erwerbung des Bergwerkseigenthums. 

Im zweiten Titel it die urjprüngliche (unmittelbare) Erwerbung 
des Bergwerkscigenthums auf der bewährten Grundlage des deutjchen 
Bergrechts neu geregelt. Das linksrheiniſche franzöfiiche Bergrecht bot 
hier nur wenige Anknüpfungspunfte dar, weil dafjelbe bekanntlich die 
. beiden weſentlichſten Ausflüffe der deutjchrechtlichen VBergbaufreiheit, das 
Vorrecht des Finders (Finderrecht, Erjtfinderrecht) und den Nechtsan- 
ſpruch des Muthers auf die Verleihung, nicht fennt, vielmehr dem Er- 
mejien der Behörde bei der Auswahl unter mehreren Bewerbern und 
bei Feſtſtellung des zu verleihenden Feldes den weitejten Spielraum 
läßt. Gegenüber der älteren rechtsrheinischen Berggeießgebung lag das 
Bedürfniß vor, einerjeits die Mitwirkung der Bergbehörde und die Fürm- 
lichfeiten des Berfahrens behufs Erwerbung des Bergwerfseigenthums 
auf das richtige Maß zurücdzuführen, andererjeits durch zweckmäßige 
Vorſchriften zu neuen bergbaulichen Unternehmungen zu ermuntern und 
das Bergwerfseigenthum jofort bei der Verleihung gegen nachträgliche 
Anjprüche Dritter zu ſichern. 

Das Geſetz stellt deßhalb zunächſt einfache, dem Intereſſe des 
Schürfers wie des Grundbefigers entiprechende Grundjäße über das 
Schürfen auf und bejchränft zugleich das Finderrecht auf diejenigen Fälle, 
in welchen demjelben wirklich jachliche Gründe zur Seite jtehen. Sodann 
it, unter theihweiier Abänderung der früheren Nechtsgrundjäge über das 
Alter im Felde, dem Berleihungsgeichäfte ein Publikations- und Prä— 


Eufionsverfahren hinzugefügt, deſſen rechtlicher Erfolg darin beftcht, daß ‘ 


ettvaige VBorzugsrechte dritter Bewerber, falls fie nicht binnen einer fur: 
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zen (dreimonatlichen) Friſt auf dem Nechtswege verfolgt werden, erlö- 
jchen. Im Uebrigen ijt das Verleihungsverfahren zur Vermeidung von 
Ktoften, Beitverluft und Streitigkeiten zwijchen benachbarten Mutbern 
wejentlich abgekürzt, und insbejondere jicht das Geſetz von dem früher 
geforderten Nachweife der Bamvürdigfeit bezw. der Berbreitung des Mi: 
neralvorfommens ab. Lage, Größe und Begrenzung des begehrten Gru- 
benfeldes unterliegen nur injofern, als dies im allgemeinen Bergbauin- 
terefie und namentlich zur Verhütung einer jchädlichen Feldesſperre noth- 
wendig erjcheint, gewiſſen, im Geſetze vorgeichriebenen Beichränfungen. 
Innerhalb der Lebteren hängt die Feldeslegung von der freien Wahl 
des Muthers ab; ein Ermeſſen der verleihenden Behörde, wie nach dem 
Geſetze dv. 1. Juli 1821 (G. ©. ©. 106), findet hierbei nicht mehr statt. 
Als mit den veränderten Verhältniſſen und Bedürfniſſen des Bergbaues 
unvereinbar, find die früheren partifularrechtlichen Verſchiedenheiten in 
der Größe und Form der Grubenfelder bejeitigt, und die Verleihung 
von geitredtem Feld (Längenfeld) fommt wegen der überwiegenden Nach- 
theile diefer Vermejjungsart überhaupt nicht mehr zur Anwendung. 

Dem äußeren Hergange bei der Erwerbung von Bergwerkseigen— 
thum entiprechend, find dem Schürfen, Muthen und Verleihen drei ge: 
trennte Abjchnitte gewidmet. Hieran reihen fich im vierten Abjchnitt die 
Beltimmungen über das Vermeſſen als denjenigen Berwaltungsaft, durch 
welchen das Berleihungsgeichäft gewiſſermaßen abgejchlofien wird, und 
im fünften Abjchnitt die Beitimmungen über die Konjolidation, die in 
Anjehung des konfolidirten Bergwerks rechtlich ebenfalls ein neues Berg- : 
werfseigenthum hberbeiführt. Während befonders auf dieje rechtliche Wir: 
fung der Komfolidation als eines Eonftitutiven Aktes Nachdrud gelegt 
wurde, als letztere ihren Platz im zweiten Titel angewieſen erhielt, haben 
die neueren Berggejeße für Bayern, Elfaß-Lothringen, Württemberg und 
Hefien die Vorjchriften über die Konjolidation in den dritten, von dem 
Inhalte des Bergwerfseigenthums handelnden Titel verwieſen und mit 
den Borjchriften über die Feldestheilung und den Feldesaustaufch zu 
einem bejonderen Abjchnitte vereinigt. Grundjäßlich iſt gegen dieſe Aen— 
derung, bei welcher mehr die betriebstechnifche und wirtbichaftliche Be: 
deutung der Konfolidation in den Vordergrund gejtellt iſt, nichts einzu— 
wenden; diejelbe kann vielmehr mit Nüdjicht auf die Gefammtanordnung 
des Geſetzes als eine Verbeſſerung bezeichnet werden. 

Auf die abgeleitete (mittelbare) Erwerbung des Bergwerkseigen— 
thums findet der zweite Titel überhaupt feine Amvendung; vergl. $ 52. 


Erfter Abfchnitt. 
Dom Schürfen. 
Unter dem Schürfen verjteht das Berggeſetz in Uebereinſtimmung 
mit dem älteren Bergrechte das Aufjuchen der verleihbaren Mineralien 
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auf ihren natürlichen Ablagerungen, wobei es nicht darauf ankommt, ob 
die Arbeiten an der Oberfläche (Schürfen im engeren Sinne) oder uns 
terirdisch, mit Bohrlöchern, Schächten, Stollen x. ausgeführt werden. 
Den Schürfarbeiten rechtlich gleichgejtellt find die weiteren Berjuchsar- 
beiten, welche ein Muther etwa noch vor der Verleihung vornimmt 
(88 21, 152). Eine wejentliche Verjchiedenheit von dem öjterreichijchen 
Berggefete, nach welchem der Begriff des Schürfens außer der Aufſu— 
hung auch die weitere Aufjchliegung der Mineralien umfaßt, bejteht 
demmach nicht, wenn man davon abfieht, daß dieſes Gejeh jolche Auf: 
ichliegungsarbeiten zu dem für die Verleihung erforderlichen Nachweiſe 
der „Abbaumwürdigfeit“ vorjchreibt. 

Die Grundſätze des älteren rechts- und linksrheiniſchen Bergrechts 
über das Schürfen wichen unter jich wejentlich ab und entjprachen zu— 
dem dem praftiichen Bedürfniſſe micht mehr; das Berggejet hatte daher 
bier zu verbefjern und zugleich zu vermitteln. Dies iſt in der Weiſe 
geichehen, daß zwar die Schürfunternehfmungen von der Willlür des 
Grundeigenthümers unabhängig zu erhalten, jedoch die Intereffen und 
natürlichen Rechte des Lebteren mehr als vordem berüdfichtigt und daß 
ferner dem Schürfer gewiſſe VBortheile zugeitanden find, um zu Schürf- 
arbeiten aufzumumtern und die Aufwendung von Arbeit und Kapital 
zu belohnen. Andererjeits fam es darauf an, das Schürfen von jeder 
läftigen Ueberwachung durch die Bergbehörde zu befreien und deßhalb 
nicht von einer bejonderen Genehmigung der Lebteren abhängig zu ma— 
chen. Im diefem Punkte ift das Berggejet dem Vorgange des ſächſi— 
jchen und des öjterreichtiichen Berggejetes, welche zum Schürfen einen 
„Schürfichein*, eine „Bewilligung“ der Bergbehörde verlangen und hier: 
mit gewiſſe Vorzugsrechte auf die Berleihung verknüpfen, nicht gefolgt. 
Nach den Motiven S. 28 „konnte nicht unberücdjichtigt gelaffen werden, 
daß die volfswirthichaftlichen Gefichtspunfte, welche einer derartigen Bes 
vorzugung rationeller Schürfunternehmungen an und für fich zur Seite 
jtehen, doc erfahrungsmäßig durch die Uebelitände überwogen werden, 
welche regelmäßig mit einer fortgejegten amtlichen Kontrole der Schürf- 
unternehmungen verbunden ſind.“ Bergl. auch Komm.-Bericht d. A. 
©. 16. Vollends entbehrlich war der Schürfichein der drei revidirten 
Yergordnungen und des Allg. Landrechts. 

Vermöge der allgemeinen Bergbaufreiheit ift ein Jeder, er jei 
Grundeigenthümer oder nicht, zur Bornahme von Schürfarbeiten bercd)- 
tigt und der Grundbeliger dem entiprechend mit Ausnahme gewijjer Fülle 
verpflichtet, das Schürfen auf jeinem Grund und Boden zu geftatten. 
Eigenmächtig darf aber cin fremdes Grundſtück hierzu nicht in Bes 
nutzung genommen werden, vielmehr it zuvor die Erlaubniß des Grund: 
bejigers einzuholen, und erjt wenn diefe verweigert wird, kann die Berg: 
behörde angerufen werden, um unter Umjtänden die verweigerte Erlaub— 
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niß durch eine amtliche Ermächtigung mittelit eines förmlichen Beichluffes 
zu erjegen. Dieſe Grundjüge und deren nähere Ausführung bilden den 
Gegenſtand der 88 3 bis 11. 


Zu 8 3. 

1. Die im 8 3 gejeglich gewährleiſtete Schürffreiheit iſt feine 
regelloje; ihre Ausübung hängt von der Befolgung der im Bergacjeße 
und der auf Grund deſſelben getroffenen polizeilichen Borichriften ab 
und unterliegt namentlich auch den auf $ 4 beruhenden Bejchränfungen. 
Außerdem jind die zum Schuge von Feldern, Waldungen ꝛc. oder im 
allgemeinen Sicherheitsinterejfe getroffenen landes- und ortspolizeilichen, 
jowie die einjchlägigen Ttrafrechtlichen Vorschriften, z.B. $°367 Wr. 12 
des Strafgejegb., $ 29 des Feld- und Forſtpolizeigeſ. v. 1. April 1880 
zu beachten. 

2. Obwohl der $ 3 das Schürfen „einem Jeden“ geitattet, jo 
bejteht doch eine Beichränkung in Anjchung der Bergbeamten und deren 
Angehörigen; vergl. $ 195 Ben. 1. Dagegen find Ausländer als jolche 
in der Schürffreiheit nicht bejchräntft. 

3. Unter benachbarten Schürfern beitcht freie Konkurrenz; ihr gegen= 
jeitiges Verhältniß, jobald fie Muther find, regelt jich mach den SS 24 
und 25. Geſchloſſene „Schürffelder”, wie das ſächſiſche Bergg. S 18, 
oder „Freiſchürfe“, wie das öjterr. $ 22, Eennt das Berggeſetz nicht. 
Ausſchließliche Schürfberechtigungen aus der Zeit vor Einführung des 
Letzteren bejtehen nicht mehr; vergl. Einf.-VBerordn, für Sturheffen Art. III 
und für Hannover Art. IV. 

4. Hat eine Bohrgejellichaft nach ihrem Statut das Weſen der 
Aftiengejellichaft, jo beſteht Diejelbe vor erfolgter Eintragung in das 
Handelsregiiter nicht zu Necht; die vor der Eintragung ausgegebenen 
Aktien find nichtig, und ein über jolche Aktien (Antheilicheine) gethätigtes 
Kaufgeſchäft hat feine rechtliche Wirkung. Urth. d. Appell.-Ger. Köln v. 
4. April 1877, 3. Bd. 24 ©. 216; Nhein. Ardiv Bd. 68 ©. 163. 

5. Antheile an einer Bohrgejellichaft, welche nach dem Statut 
übertragbar find, fünnen zum Gegenjtande dev Mobiltarerefution gemacht 
werden. Verf. des Appell.-Ger. Hamm v. 22. Nov. 1876, 3. Bd. 19 
S. 265; Johow, Jahrb. Bd. 7 ©. 334. 

6. Das Schürfen ift nach den Beltimmungen des Berggejeges zu 
beurtheilen und gehört zum „Bergwejen‘ im Sinne des $ 6 der Ge- 
werbeordnung. Unglüdsfälle bei Schürfarbeiten find deßhalb nicht nad) 
den Vorjchriften der Letzkeren, insbejondere des 8 107 derjelben zu be: 
urteilen. Urth. d. Reichsg. v. 10. Jan. 1851, 3. Bd. 24 ©. 247, 

Im Sinne des Haftpflichtgel. v. 7. Zum 1871 $ 2 find Schürf- 
und Bohrarbeiten nicht als „Bergwerfsbetrieb“ anzujehen. Urth. des 
Neichsoberhandelsger. v. 22. April 1879, 3. Bd. 21 ©. 340. 


. 
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Zu 8 4. 

1. Was der $ 4 bdzweckt, ergiebt ſich unzweideutig aus folgenden 
Süßen der Motive S. 29: 

„Im allgemeinen Intereſſe find Schürfarbeiten an gewifjen Dert: 
lichkeiten unbedingt zu unterjagen, an anderen nur bedingungsweije zu 
geitatten. 84 bezeichnet dieſe Dertlichfeiten und unterjcheidet dabei drei 
Fälle. Dererite Satz betrifft diejenigen öffentlichen Verfehrsanftalten und 
Anlagen, bezüglich deren ein abjolutcs gejegliches Berbot der Schürfar- 
beiten durch die Nücjichten auf die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
jowie auf die Fernhaltung von Störungen der Ruhe gerechtfertigt iſt. 

Auf anderen Grundſtücken kann ebenfalls das Schürfen aus über- 
wiegenden Gründen des öffentlichen Intereſſes unftatthaft jein. Es 
fommt hierbei aber auf die Verhältniſſe des fonfreten Falles an, z. B. 
wenn es ſich um den Schuß gemeinnüßiger Anlagen, Mineralquellen, 
Deiche x. handelt. Im diefen Fällen wird deshalb im zweiten Saße 
der Bergbehörde die Befugniß eingeräumt, die Vornahme von Schürf: 
arbeiten auf gewiſſen Grundftücden für unftatthaft zu erklären. Wie in 
dem erjten Falle it auch bier das Verbot ein abjolutes, injofern dass 
jelbe nämlich auch den Befiger des Grundſtücks trifft. 

Die Vorjchrift im dritten Sabe bezwedt dagegen den Schuß des 
Grundbefigers gegen jolche Schürfarbeiten, welche wegen der bejonderen 
Beichaffenheit, Lage und Benutzung gewiſſer Dertlichkeiten vorzugsweiſe 
dazu angethan find, den Grumdbefiger in dem ruhigen Genuſſe feines 
Beſitzthums zu ftören und zu beläjtigen. In dieſen Fällen joll deshalb 
der Grundbefiger zur Geftattung von Schürfarbeiten niemals gejeglic) 
verpflichtet jein. Ertheilt derjelbe dagegen jeine ausdrüdliche Einwilli— 
gung, jo Stehen gejehliche Gründe der Zulaffung der Schürfarbeiten nicht 
weiter entgegen.“ 

2. In Scleswig-Holftein it das unbedingte Verbot des $ 4 
Abi. 1 auf die Sce und Flußdeiche und eine Entfernung von denjelben 
bis zu 200 Lachter (418,48 m) ausgedehnt und außerdem die Bergbe— 
hörde ermächtigt, dieſes Verbot gemäß Abj. 2 auch noch für eine grö- 
here Entfernung und für die Binnendeiche zu erlajjen. Einf.-Berordn. 
Art. I. | 

3. Auch innerhalb der Feitungsrayons ſind Schürfarbeiten gänz- 
lich oder ohne Genehmigung dev Milttärbehörde unzuläſſig, inſoweit 
hierbei jolche Terraimveränderungen oder Anlagen (z.B. Schurfichächte, 
Bohrthürme) in Frage fommen, welche nad) dem Reichsgeſetze, betr. die 
Beichränfung des Grundeigenthums in der Umgebung von Feitungen, 
v. 21. Dez. 1871 (R. ©. Bl. ©. 459) überhaupt nicht oder mur mit 
Genehmigung der Kommandantur ausgeführt werden Dürfen. 

4. Wie aus den Motiven, aus Zwed und Faſſung des Ab}. 2 
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hervorgeht, iſt Hier der Beragbehörde die Ermächtigung ertheilt, aus über: 
twiegenden Gründen des öffentlichen Intereſſes ein allgemeines Verbot 
des Schürfens zu erlaffen, welches ebenjo wie in den Fällen des Abi. 1 
auch den Grundbejiter verhindert, auf eigenem Grund und Boden zu 
Ichürfen und Dritten die Erlaubnig zum Schürfen zu ertheilen. Ledig— 
lic) auf die Fälle, in welchen es ſich um Schürfarbeiten auf fremden 
Grundſtücken handelt, it die Befugniß der Bergbehörde nicht beichräntt, 
denn es kommt darauf an, wichtigen öffentlichen Interefien einen alljeitig 
wirkſamen Schuß zu verschaffen. Achenbach, Deutjches Bergrecht 
©. 335; Dppenhoff Wr. 40. Anders Kloſtermann Anm. 16. 

Demgemäß heit es auch in dem Nekursbeich. dv. 8. Sept. 1875, 
3. Bd. 16 ©. 523, „dal die Bergbehörde Schürfarbeiten, welche aus 
überwiegenden Gründen des öffentlichen Interejjes unſtatthaft erjcheinen, 
von Amtswegen zu unterjagen bat, und zwar auch in dem Falle, wenn 
jolche von dem Grundeigenthümer jelbjt unternommen werden, und daß 
es hiernach bei der Enticheidung darüver, ob die von einem Dritten auf 
fremdem Grund und Boden beabfichtigten Schürfarbeiten vom Stand: 
punkte des öffentlichen Intereſſes aus zuläflig find, nicht ausjchlichlich 
auf die Erklärungen des betheiligten Srundeigenthimers ankommen kann.“ 

4. Die Entjcheidung darüber, ob Schürfarbeiten aus überwiegen- 
den Gründen des öffentlichen Intereſſes zu unterjagen find, ſteht der 
Hegel nad) dem Oberbergamte zu, da die meisten hierher gehörigen Fälle 
ein Verbot in der Form einer auf Grund des $ 197 zu erlajjenden 
Bergpolizeiverordnung erforderlich machen. Nur ausnahmsweife, wenn 
die Unterjagung einer einzelnen, bejtimmten Schürfarbeit in Frage fommt, 
wird der Nevierbeamte die erſte, dem Nefursrechte unterliegende Entſchei— 
dung zu treffen haben; $$ 189, 191. 

5. Am häufigiten hat die VBorjchrift des Abj. 2 ſeither zum Schuße 
gemeinnütziger Mineralquellen Anwendung gefunden. Im Laufe der 
Zeit find für eine Reihe folcher Mineralquellen, namentlich auch welt- 
berühmter Heilquellen Bergpolizeiverordnungen erlaffen worden, twelche 
den Zwed haben, unter Berücdjichtigung der örtlichen Verhältniſſe jedes 
einzelnen Falles das Berfiegen diefer Quellen oder die Verminderung 
ihrer Wafferzuflüffe oder auch die Verlegung ihrer Ausflußſtellen in 
Folge bergmänniſcher Schürfarbeiten zu verhüten. 

Es gehören hierher: 

a. die Bergpolizeiverordnungen des Oberb. Bonn, betr. 

die Mineralbrunnen zu Homburg vor der Höhe v. 10. Juni 1868, 
5 Bd. 13 ©. 93; die Wiesbadener Mineralquellen v. 10. Juni 1868, 
3. Bd. 13 S. 94; die Schlangenbader Mineralquellen v. 30. Inli 
1868, 3. Bd. 13 ©. 94; die Schwalbacher Mineralquellen v. 30. Juli 
1868, 3. Bd. 13 ©. 95; den fisfalischen Mineralbrunnen zu Nieder- 
jelters dv. 7. März 1872, 3. Bd. 13 ©. 96; die Emjer Mineralquellen 
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v. 26. Mai 1880, 3. Bd. 21 ©. 275; die Mineralquellen in Nachen 
und Burtſcheid v. 27. Juli 1881, 3. Bd. 22 ©. 421; die Wildunger 
Mineralguellen (Walde) v. 20. Ian. 1885, 3. Bd. 26 ©. 147; die 
Mineralquellen des Bades Soden am Taunus dv. 25. Juni 1888. 

b. die Bergpolizeiverordnnungen des Oberb. Clausthal, betr. 

die Schwefelquellen des Bades Nenndorf v. 1. Oft. 1869, 3. 
%. 13 ©. 98; die Mineralquelle zu Bad Nehburg v. 1. Oft. 1869, 
3. 8b. 13 ©. 099; die Schwefelquellen zu Limmer-Brunnen v. 13. Oft. 
1869, 3. Bd. 13 ©. :100. 

e. die Bergpolizeiverordnungen des Oberb. Breslau, betr. 

die Mineralquellen zu Salzbrunn v. 20 Mat 1873, 3. Bd. 14 
©. 328; die Mineralguelle des Bades Goczalfowig v. 15. Juli 1873, 
3. Bd. 14 ©. 329; die Mineralquelle des Bades Königsdorff-Jaſtrzemb 
v. 15. Sult 1873, 3. Bd. 14 ©. 329; die Mineralquellen der Bäder 
Neinerz, Eudowa, Landef und Langenau v. 24. Juli 1883, 3. Bd. 42 
©. 427; die Mineralquellen des Bades Alt:Heide, Kreis Glatz v. 7. Juli 
1886, Amtliche Ausg. der Verordn. ıc. v. 1888 ©. 102. 

In den Bezirken der Oberb. Dortmund und Halle bejtehen zur 
Zeit derartige Bergpolizeiverordnungen nicht. Das eritgenannte Ober: 
bergamt hatte zwar unter dem 18. Sept. 1869 einen Schubbezirk für 
den Schwelmer Gejundbrummen feitgestellt, innerhalb deſſen die Auffuchung 
und Gewinnung der im $ 1 des Bergg. bezeichneten Mineralien ohne 
vorgängige bejondere Genchmigung unterfagt war. 3. Bd. 13 ©. 97. 
Als aber diejes Verbot der Entwidelung des Bergbaues auf Eijenerze, 
Schwefelties und Galmei in dem geiperrten Bezirfe hindernd entgegen: 
trat, wurde dafjjelbe im Jahre 1872 wieder aufgehoben, weil nach Lage 
der Berhältnifje fein überwiegendes öffentliches Intereſſe vorlag, zur 
Erhaltung des Geſundbrunnens die Fortjegung des Bergbaues zu unter: 
jagen. Vergl. v. Rönne, Der Schtwelmer Gejundbrunnen und die rothen 
Berge, 3. Bd. 16 ©. 74. 

6. Ber dem Schuße der Mineralquellen und der Brunnenanlagen 
gegen gemeinjchädliche Eimvirkungen des Bergbaues, welcher durch die 
vorbezeichneten, auf Grund der SS 4 Abi. 2, 196 und 197 des Bergg. 
erlajjenen Polizeiverordnungen gewährt tt, handelt es fich lediglich um 
„Schürfarbeiten“ im Sinne des $ 3. Demgemäß find innerhalb der 
feſtgeſtellten Schugbezirfe alle Schürfarbeiten unbedingt unterjagt, jofern 
nicht etwa vorher die befondere Genehmigung der Bergbehörde dazu 
nachgejucht und ertheilt it. Dagegen erſtreckt jich dieſe Schugmaßregel 
nicht auf Aufſuchungs- und Gewinnungsarbeiten innerhalb der Felder 
verlichener Bergwerfe. Da der Bergwerfseigenthümer derartige Arbeiten, 
einschließlich derjenigen zur weiteren Unterjuchung jeines ‘Feldes, aus— 
nahmslos nur auf Grumd eines Betriebsplans ($ 67) ausführen darf, 
jo muß auch im den Fällen, in welchen Mafregeln zum Schuge von 
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Mineralquellen zc. in Betracht fommen, die Erörterung und Entjcheidung 
hierüber bei Prüfung des Betriebsplans in dem geſetzlich geordneten 
Verfahren ($ 68) erfolgen. 

Hiermit ſtimmen überein Rekursbeich. dv. 7. Juli 1881, 3. Bd. 23 
©. 123, und Urth. d. Obertr. v. 21. Mat 1869, 3. Bd. 11 ©. 303, 
Entih. Bd. 61 ©. 316. 

7. Indem das Berggejet den gemeinnügigen Mineralquellen Schuß 
gegen gemeinjchädliche Eimvirkungen des Bergbanes gewährt, werden 
zwar die erheblichiten, aber doc) nicht alle Gefahren abgewandt; auch 
durch andere, mit dem Bergbau nicht zuſammenhängende Arbeiten unter 
der Tagesoberfläche, wie Anlage von Brunnen, Kellern, Steinbrüchen ıc., 
fünnen benachbarte Miineralquellen gefährdet werden. Das Givilrecht 
bejchränft den Grumdeigenthümer in der Ausführung derartiger Arbei- 
ten zu Gunsten der Mineralquellen nicht; nur im Gebiete des vorm. 
Herzogthums Nafjau wurde auch in Diefer Beziehung durch die Verord— 
nung der Landesregierung vom 7. Jult 1860, Verordn.Bl. ©. 137, 
3. Bd. 4 ©. 20, ein gewiſſer Schuß geichaffen, indem „in der Nähe 
der bejtchenden Mineralquellen“ Eingrabungen unter die Oberfläche des 
Bodens oder horizontale Einſchrotungen nur mit amtlicher Erlaubnig 
vorgenommen werden dürfen und diefe Erlaubniß zu verjagen tt, wenn 
die Ungefährlichkeit der beabfichtigten Anlage nicht unzwerfelhaft nach: 
gewieſen werden fann. Die Verordnung beſteht noch zu Recht; Urth. 
des Dbertr. v. 30. April 1878, 3. Bd. 20 ©. 104. 

Schon wiederholt it daher die Frage erörtert worden, ob ein Be: 
dürfniß vorliege, einen jtärferen Schuß für die gemeinnützigen Mineral: 
quellen im Wege der Gejehgebung allgemein herbeizuführen, von welchen 
Grundſähen hierbei auszugehen, und ob etwa das franzöftiche Geſetz 
über die Erhaltung und Benutung der Mineralquellen v. 14. Juli 1856, 
3. Bd. 4 ©. 11, als Mujter zu benugen fein würde. Es wurde auch 
ein vorläufiger Negierungsentwurf zu einem ſolchen Geſetze im Jahre 
1874 aufgejtellt, 3. Bd. 17 ©. 452, und von den betheiligten Behör: 
den begutachtet, jodann aber, nachdem die veranlafjenden Fälle inzwiſchen 
in anderer Weiſe erledigt waren, mit Rückſicht auf die in der Sache 
jelbjt liegenden erheblichen Schwierigkeiten und Bedenken zurücdgelegt. 
Als jpäter der jchlefiiche Bädertag in einer an das Abgeordnetenhaus 
gerichteten Petition den Erla eines Geſetzes zum Schutze gemeinnützi— 
ger Heilquellen beantragt hatte, kam der Gegenitand abermals zur Ber: 
handlung. Der Bericht der Juſtizlommiſſion des Hauſes v. 10. Jan. 1833, 
3. Bd. 24 ©. 449, verneinte jedoch die Frage, ob die Unzulänglichkeit 
der vorhandenen gejeglichen Schugmittel und die Nothwendigkeit eines 
Spezialgejeßes nachgewieſen ſei, und dementiprechend erledigte das Haus 
(Sisung v, 15. März 1833) die Petition durch Ucbergang zur Tages: 
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ordnung. Hiernach dürfte zur Ergreifung geſetzgeberiſcher Maßregeln 
zunächt feine VBeranlafjung mehr vorliegen. 
Vergl. über den Schuß der Mineralquellen Brajjert, 3. Bd. 4 
©. 1; Brodhoff, 3. Bd. 13 ©. 78; v. Rönne, 3. Bd. 16 ©. 74; 
ferner 3. Bd. 10 ©. 149, Bd. 17 ©. 446, Bd. 24 ©. 447. 

8. Im Gebiete des vorm. Herzogtums Naſſau bejteht neben den 
erwähnten Schutbezirfen für Mineralquellen noch eine größere Anzahl 
jog. „Brunnenfelder“, welche unter der vorigen Regierung zum Schuße 
Öffentlicher (ausnahmsweife auch privater) Brummen fejtgeitellt bezw. 
förmlich verliehen wurden und zwar mit der rechtlichen Wirkung, daß 
innerhalb derjelben Schürf- und Bergbauarbeiten verboten oder doch mur 
unter bejtimmten Beichränfungen zugelaffen waren, und daß Felder neu 
zu verleihender Bergwerfe nicht in Ddiejelben hinein geſtreckt werden 
durften. Seit Einführung des Bergg. werden diefe Brunnenfelder aber 
nur als das behandelt, was fie eigentlich find, nämlich als bergpo— 
lizeilich feſtgeſtellte Schußbezirke zur Verhütung einer gemeinjchädlichen 
Wafjerentzichung und Abtrodnung der betreffenden Wajjerbehälter. In 
Folge dejjen iſt die Ucberdedung von Brunnenfeldern bei der Verlei— 
hung von Berawerfgeigenthum als rechtlich zuläſſig anerkannt, dagegen 
unabhängig hiervon der Enticheidung im einzelnen Falle bei Brüfung 
des Betriebsplans vorbehalten, ob beabjichtigte bergmännische Arbeiten 
innerhalb eines Brunnenfeldes gänzlich unterbleiben müſſen oder nur 
bedingungsweife gejtattet werden fünnen. Auf Entjchädigungsanjprüche 
wegen ettvaiger Wafjerentziehung durch den Bergbau findet auch hier 
der 8 148 Anwendung. Rekursbeſch. v. 1. Juni 1871 u. 3. Jan. 1873, 
3. Bd. 13 ©. 88, 564. Brodhoff, 3. Bd. 13 ©. 80. 

Diejelbe rechtliche Bedeutung wie die vorerwähnten Schutbezirke 
für Meineralquellen und Brunnenanlagen haben die beiden zum Schute 
der großen Wajlerverjorgungsanlagen des oberſchleſiſchen Induſtriebe— 
zirfes und der Stadt Machen fejtgeitellten Schußbezirke; Bergpolizei— 
verordn. des Oberb. Breslau v. 23. Juli 1880, 3. Bd. 24 ©. 146, 
des Oberb. Bonn v. 12. Dez. 1885, 3. Bd. 27 ©. 1593. 

9. Die Entfernung von 200 Fuß (Mb). 3) entipricht nach der 
amtlichen Umrechnung 62,7720 m, rund 62,3m. Bergl. $ 27 Ben. 6. 
Die Bergg. für Bayern, Elſaß-Lothr. Württemberg und Heſſen beſtim— 
men die Entfermug auf 60 m. 

10. Die ausdrüdliche Eimmvilligung zur Vornahme von Schürf: 
arbeiten jeder Art in einem Umkreiſe von 200 Fuß um Gebäude iſt im 
Ab. 3 mur demjenigen Beliter der innerhalb dieſes Kreiſes gelegenen 
Grundſtücke vorbehalten, welcher zugleich Beſitzer des betreffenden Ge— 
bäudes ift. Zu Schürfarbeiten auf Grunditüden, welche innerhalb des 
Kreiſes von Dritten bejeffen werden, bedarf es der Eimwilligung des 
Sebäudebefigers nicht; hier fommen vielmehr die allgemeinen Grundjäte 
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über das Schürfen zur Amvendung. Der nicht mit genügender Schärfe 
ausgedrüdte Sinn der Beltimmung it eben nur der, daß dem Beſitzer 
eines Gebäudes und der dazu gehörigen umliegenden Grundſtücke ein erhöh— 
ter Schutz gegen Beſchädigungen und Beläftiqungen durch Schürfarbei: 
ten zu Theil werden joll. Dies ergiebt fich nicht mur aus den Motiven 
©. 29 und dem Zujammenbange mit $ 5, jondern wird auch von den 
Bergrechtsichriftitellern (AUchenbad), 3. Bd. 7 ©. 516; Franz. Bergrecht 
©. 216; Deutjches Bergredt ©. 336. Kloſtermann Amm. 17. 
Dppenhoff Nr. 45. Arndt ©. 62 Anm. 3) übereinſtimmend aner- 
fannt und durch die jchärfere Faſſung der Vorjchrift in den Bergg. für 
Eljag-Lothr. $5 und Hejjen Art. 4 bejtätigt („Unter Gebäuden und 
auf dazu gehörigen Grundſtücken dejjelben Eigenthümers ꝛc.“). Auch it 
in demjelben Sinne der bei der vorliegenden Beltimmung mit berüdfich- 
tigte Art. 11 des franz. Bergg. durch die Novelle v. 27. Juli 1880 
deflarivt worden und zwar im Intereſſe der Freiftätte des häuslichen Wohl- 
behagens, „l'asile des jouissanees domestiques“. 3. Bd. 22 ©. 23, 31. 

Unter den „Gebäuden“ des Ab}. 3 find übrigens nicht bloß wie 
in dem franz. Geſetze („habitations“) Wohngebäude verjtanden, und 
als „Grundbeſitzer“ fommt nicht ausjchliehlich der Eigenthümer, jondern 
unter Umftänden auch der Nubtungsberechtigte in Betracht; $ 5 Abi. 2. 

Das heſſiſche Bergg. Art. 4 gewährt augerdem dem Beſitzer 
eines Gebäudes, wenn im Umkreiſe von 12 m um dajjelbe gejchürft 
werden joll, einen Anſpruch auf Sicherheitsleiftung für etwaige Be: 
jchädigungen des Gebäudes. 8. Bd. 17 ©. 159, 216. 

11. Unter „Gärten“ (Nbj. 3) jind „Parkanlagen“ nicht begriffen ; 
vergl. jtenogr. Ber. des Herrenhaujes v. 1865 ©. 165, 166. 

Sn $ 4 des Bergg. für Gotha find die Parkanlagen ausdrüd: 
lic) mit genannt und hierunter derartige „Öffentliche* Anlagen, nicht 
aber Wildgärten und Wildparfs verstanden. 3.38. 9 ©. 437, 473. 

12. Uebertretungen des $ 4 unterliegen ohne Anjchen der Fälle 
der Beltrafung nach $ 207, was dem Grumdbefiger einen erhöhten Schuß 
gevährt. , 

13. Nach den durch das Bergg. nicht abgeänderten allgemeinen 
Grundſätzen über die Zuläffigfeit des Nechtsiweges it nur die Frage, 
ob dem Schürfen überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes ent: 
gegenftchen (Abſ. 2) von der Bergbehörde endgültig zu entjcheiden, wäh: 
vend im den übrigen Fällen (Abi. I u. 3) der Rechtsweg unter Um— 
ſtänden ftatthaft ift. Komm.-Bericht d.9.©.14; Oppenhoff Nr. 83; 
Wachler, Der Rechtsweg in Bergwerksjachen, 3. Bd. 8 ©. 400. 


Zu 8 5. 
1. Um' außer Zweifel zu ſtellen, daß das Bergg. unter dem 
„Grundbeſitzer“ ſowohl den Eigenthümer als auch den Nutzungsberech— 
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tigten verſteht, it hierauf im $ 5 ebenſo wie im $ 135 ausdrücklich 
hingewieſen. 

2. Ob der Eigenthümer oder der Nutzungsberechtigte allein oder 
ob beide zuſammen die Erlaubniß zum Schürfen zu ertheilen haben, iſt 
nach den Grundſätzen des Civilrechts zu entſcheiden. Komm.Bericht d. 
H. ©. 11,8. A. ©. 17. Sehr treffend ſpricht ſich hierüber und über 
das Wejen der Schürferlaubnig das Urth. des Obertr. v. 13. Nov. 1876, 
3. Bd. 18 ©. 407, aus: „Die Schürfarbeiten find nach ihrer Beichaf- 
fenheit jehr verjchieden. Diejelben können in einem bloßen Wegräumen 
der Dammerde und oberen Gefteinjchichten, im Zichen von Schürfgrä- 
ben, Nöjchen zc., aber auch in unterirdiichen Grubenbauen, wie Schächte, 
Stollen, Bohrlöcher, beitehen. Je nachdem diefe Schürfarbeiten ihrer 
Beichaffenheit nach in die Nechte des Eigenthümers oder des Nutzungs— 
berechtigten oder in die Rechte beider eingreifen, iſt nach Eivilrecht zu 
bejtimmen, ob der Schürfer fich mit dem Eigenthümer oder mit dem 
Nubungsberechtigten oder mit beiden wegen Vornahme der Schürfar: 
beiten zu benehmen hat. Der Umfang der Rechte, welche nach Civil: 
recht der Eigenthümer oder der Nubungsberechtigte an dem Grundjtüce 
hat, bejtimmt zugleich den Umfang, die Wirkung und die Dauer der 
Schürferlaubnig. Den Rechten des Eigenthümers fann durch den Nu— 
bungsberechtigten und ebenſo umgekehrt nichts vergeben werden. Die 
ertheilte Erlaubniß reicht nur für jolche Dispofitionen beim Schürfen 
aus, die der Ertheilende ſelbſt über das Grundſtück treffen durfte. Mehr 
echte, als er jelbit hat, kann er dem Schürfer nicht übertragen, und 
wenn ihm mur ein widerrufliches Necht zuftcht, jo hört mit der Been— 
digung ſeines Rechtes auch die Wirkung der Schürferlaubnig auf .... 
Der bloße Verwalter iſt als jolcher und joweit ihn eine Vollmacht nicht 
bejonders ermächtigt, nicht befugt, an der ihm zur Verwaltung überge: 
benen Sache Gebrauchsrechte einzuräumen.” 

„sit zwilchen dem Eigenthiimer des Grundftüds und dem Schürf- 
(uftigen durch gütliche Uebereinfunft oder durch Beichluß des Oberberg: 
amts (38 5, 8) eine Schürfberechtigung feitgeitellt worden, jo hat diejes 
Recht die Eigenfchaft eines dinglichen, auch ohne Eintragung. (Gef. 
über den Eigenthumserwerb v. 5. Mat 1872 $ 12.) Hat derjenige Be- 
fiter des Grundſtücks, mit welchem ſich der Schürfende frenvillig ges 
einigt oder gegen den er die Verfügung des Oberbergamts in Anjpruch 
genommen hat, nicht Eigenthumsrechte am Grunditüde, jo Dauert das 
Schürfrecht nicht länger, als das Recht dieſes Beligers .... Die Ans 
jiht, daß das von dem Grundbefiger ertheilte Schürfrecht ſtets ein 
dingliches ei, und daß mur derjenige Grundbefiger die Schürferlaubniß 
ertheilen dürfe, welcher zur Beitellung dinglicher Nechte an dem Grund— 
ſtücke befugt ist, erjcheint im diefer Allgemeinheit nicht gerechtfertigt.“ 

3. Auch zu Arbeiten unter Tage muß, wenn fie unter den Begriff 
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des Schürfens fallen, die Erlaubniß des Grundbefigers nachgefucht wer- 
den. Wegen Vornahme marficheiderischer Arbeiten vergl. $ 21 Bem. 2. 

4. Bon dem Inhalte des mit dem Grundbefiger getroffenen Ab- 
fommens hängt e3 zunächſt und wejentlich ab, ob die Schürferlaubnif 
nur eine perjönliche oder übertragbar iſt, ob fie fich auf beftimmt be- 
zeichnete oder auf alle im & 1 des Bergg. genannte Mineralien bezicht, 
was bezüglich des Finderrechts ($ 24) nicht unwichtig ift, und ob der 
Grundbeſitzer darauf verzichtet hat, auf dem betreffenden Grundftüde 
gleichzeitig Schürfarbeiten jelbjt auszuführen oder Dritten zu geitatten. 

5. Sowohl wegen eigenmächtiger Benugung eines fremden Grund» 
jtüds zu Schürfarbeiten, als auch wegen Störung rechtmäßiger Schürf- 
arbeiten iſt der Nechtsweg zuläflig. 


3u 8 6. 


1. Seinem Zwecke entiprechend regelt der $ 6 die Entichädigung 
und Sicheritellung des Grundbeſitzers bei Schürfarbeiten in folcher Weiſe, 
da die Interefjen des Letzteren bejjer gewahrt find, als dies nach dem 
jrüheren rechtsrheiniichen Bergrechte der Fall war. Da der Schürfer 
dem Bergwerksbeſitzer darin gleichiteht, daß auch er für feine bergmän- 
nijchen Arbeiten die Benugung fremden Grund und Bodens in Anjpruch 
nehmen fann, jo erjcheint es gerecht und billig, daß der Schürfer durch 
S 6 zur Entichädigung und Sicherjtellung des Grundbeſitzers ebenſo 
verpflichtet ijt, wie nach $ 137 der Bergwerksbeſitzer. 

2. Die Zurüdgabe des Grundjtüds nach beendigter Benutzung, 
welche $ 6 vorjchreibt, ſetzt feine förmliche Beiigübertragung des Grund» 
ſtücks an den Schürfer voraus, jondern it nur jo zu verjtehen, daß die 
zum Schürfen benugte und während der Schürfarbeiten dem Grundbe— 
figer thatjächlich entzogene Fläche wiederum zur freien Verfügung des— 
jelben gelangen jol. Komm.Bericht d. 9. ©. 12. 

3. Den Hypothefengläubigern iſt gegen die in der Regel nur vor: 
übergehenden Beichädigungen des Grund und Bodens durch Schürfarbeiten 
eine weitere als die auf allgemeinen Rechtsvorjchriften beruhende Sicher: 
heit nicht gewährt, weil ein praktisches Bedürfniß Hierzu nicht beſteht. 
Komm.:Beriht d. A. ©. 17. 

4. Abgejehen von der durch $ 6 begründeten Entjchädigungsver- 
bindlichkeit, muß der Schürfer nach $ 152 für Bergjchäden ebenfo ein: 
treten wie der Bergwerksbeſitzer. 


Zu $ 7. 

Auch der $ 7 dient dazu, die Rechte des Grundeigenthümers ge: 
genüber dem Schürfer zu verftärfen. Dem Grundeigenthümer ijt des- 
halb die Befugni beigelegt, in den drei in den $$ 137, 138 und 139 
bezeichneten Fällen die Erwerbung des Eigenthums feines Grundſtücks 
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von dem Schürfer zu verlangen und gemäß $ 141 das Vorkaufsrecht 
auszuüben. Bergl. 8 137 Bem. 13, $ 141 Bem. 2 u. 3. 


Zu 88. 

1. Eine Ertheilung von Schürficheinen im Sinne des älteren Rechts 
findet nicht mehr jtatt. Das Verfahren des 8 8 ſetzt ſtets einen be= 
jtimmten Fall voraus, in welchem der Schürfunternehmer die Entjchei- 
dung der Bergbehörde anruft, weil er fich mit dem Grundbeſitzer über 
die Sejtattung der Schürfarbeiten nicht gütlic) hat einigen können. 

Der Wichtigkeit des Gegenjtandes entiprechend Hat die Enticheidung 
durch einen fürmlichen Beſchluß des Oberbergamts zu erfolgen; dagegen 
liegt die Einleitung und Durchführung des Vorverfahrens den Bergre- 
vierbeamten nach den VBorjchriften der Dienftinftruftionen ob. Unter 
Vorladung beider Theile Hat der Revierbeamte an Ort und Stelle man- 
gels einer gütlichen Einigung zunächſt feitzuftellen, ob etwa einer der 
Fälle des $ 4 des Bergg. vorliegt, und wenn dies nicht der Fall, weiter 
zu unterjuchen, unter welchen Bedingungen die Schürfarbeiten zu geltat- 
ten jein werden, endlich auch, nöthigenfall® unter Zuziehung eines Sach— 
verjtändigen, den Betrag der Entichädigung und Sicherheit ($ 6) zu 
ermitteln. 

E3 hängt von dem Ermejjen der Bergbehörde ab, zu dieſen Ber- 
bandlungen außer den Parteien auch Dritte zuzuzichen, namentlich wenn 
es ſich um den Schuß gemeinnütziger Anlagen handelt. Rekursbeſch. vd. 
8. Sept. 1875, 3. Bd. 16 ©. 523. 

Zu den durch den oberbergamtlichen Beſchluß feitzujeßenden „Be: 
dingungen“ gehören namentlich Beitinmungen über Ort und Zeit der 
Schürfarbeiten, über etwaige Beichränfungen derjelben auf gewiſſe Mi— 
neralien, über polizeiliche Schugmaßregeln und über die Gegenleiftungen 
des Schürfers, unter Umständen auch über Nüdgabe oder Zwangserwerb 
des Grund und Bodens und über die Dauer der Schürfermächtigung. 

Es hängt nicht von dem freien Ermejjen der Bergbehörde ab, ob 
die Schürfermächtigung ertheilt werden ſoll oder nicht; dieſelbe darf 
vielmehr, „damit die durch das Geſetz gewährte Schürffreiheit aufrecht 
erhalten wird“, nur verjagt werden, wenn einer der im $ 4 bezeichneten 
Fälle vorliegt. Motive ©. 31. 

2. Gegen den die Schürfermächtigung ertheilenden oder verſagen— 
den Beichluß Steht beiden Theilen der Nekurs an den Mintiter der öf— 
fentlichen Arbeiten zu; ausgenommen hiervon it jedoch der Theil der 
Entjcheidung, welcher die Feſtſetzung der Entichädigung und Sicherheit 
für den Grundbefiger betrifft, indem diejer lediglich auf dem Rechtswege 
angegriffen werden fann. Bergl. auch 8 145 Abi. 1. 

Auch der jonftige Inhalt des Beichluffes kann unter Umftänden 
zum Gegenftande einer gerichtlichen Slage gemacht werden, jofern es fich 
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nicht um polizeiliche Schutzmaßregeln handelt oder die Schürfermächti- 
gung aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Intereſſes verjagt it; 
$ 4 Bem. 13. In allen Fällen bat ſich aber die Stlage gegen den an- 
deren Theil, niemals gegen die Bergbehörde zu richten. 

In Uebereinjtimmung hiermit, wenngleich in theilweiſe veränder- 
ter Faſſung, Sprechen fich auch die Berggejege für Bayern, Württem— 
berg und Hefjen (Art. 8) über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges aus, 

3. Das Gefuch um Ertheilung der oberbergamtlichen Schürfer: 
mächtigung it ftempelfrei; der hierauf zu erlafjende Beichluß und etwaige 
Rekursbeſcheid unterliegen dem Stempel von 1,5 MH. Min.-Erlaß v. 
3. Juni 1873, 3. Bd. 14 ©. 326. Vergl. auch $ 194 Ben. 1. 

4. Die Verweifung auf $ 147 bezüglich der Koſten des Verfah— 
rens ijt jo zu verjtchen, daß wie dort der Bergwerfsbefiger jo hier der 
Schürfunternehmer jtets die Koſten der erjten Inſtanz, dagegen der un: 
terliegende Theil diejenigen der zweiten Inſtanz zu tragen bat. Die 
Einziehung kann gemäß $ 194 im VBerwaltungszwangsverfahren erfolgen. 

5. Es gehört zu den Befugnijfen des Oberbergamts, feinen die 
Scürfermächtigung ertheilenden Beichluß auf Anrufen des Berechtigten, 
nöthigenfall8 unter polizeilichem Beiltande, zur Vollſtreckung zu bringen. 
Vergl. auch $ 146 Bem. 2. 

Zu 89. 

1. Davon ausgehend, daß die Zuläffigfeit des Nechtsweges in 
Schürfangelegenheiten von den bejtchenden allgemeinen Grundjägen ab: 
hängt ($ 4 Bem. 13), trifft $ 9 mur Beſtimmung Über den Beginn der 
Schürfarbeiten für den Fall, daß wegen Feſtſetzung der Entjchädigung 
oder Sicherheit gerichtliche Stlage erhoben wird. 

Die Befugniß des Schürfers, den Betrag der Entjchädigung und 
Sicherheit zu hinterlegen, um mit jenen Arbeiten begummen zu können, 
entipricht dem Zwecke der vorläufigen Feſtſetzung und tritt den Rechten 
des Grundbefigers nicht zu nahe. Vergl. auch $ 146. 

2. An die Stelle der gerichtlichen Depofition der Geldbeträge von 
Entichädigungen und Sicherheitsbeftellungen ($$ 9 u. 146) iſt die Hin- 
terlegung bei den Bezirksregierungen auf Grund der Hinterlegungsord- 
nung vd. 14. März; 1879 (G. ©. ©. 249) getreten. 

Von der Befugniß zur Hinterlegung der feſtgeſetzten Geldbeträge 
Gebrauch zu machen, it lediglich Sache des Yahlungspflichtigen ; jenes 
neue Geſetz hat hierin cbenjo wenig etwas geändert, wie in der Zuftän- 
digkeit der Bergbehörde. 

Zu $ 10. 


1. Die nach dem früheren rechts- wie linfsrheinischen Bergrechte 
jtreitige Frage, ob in Feldern bereits bejtchender Bergwerfe nach Mi— 
neralien, auf welche der Bergwerfseigenthümer Rechte noch nicht erwor— 
ben hat, von Dritten geſchürft werden dürfe, it hier zu Gunften der 
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Bergbaufreiheit entjchteden und dabei u. a. auch erwogen worden, daß 
der Bergwerkseigenthümer jeinerjeitS nicht nur in der Ausführung eigener 
Schürfarbeiten unbejchränft bleibt ($ 54), jondern auch durch das Vor— 
recht zum Muthen ($ 55) geichüßt wird; Motive ©. 32, Komm.:Bericht 
d. 9. ©. 14. Der Grundjaß des $ 10 it hauptjächlich aus bergwirth- 
ichaftlichen Gründen dem Syſteme des djterr. Bergg. vorgezogen, nad) 
welchem der Bergwerfseigenthümer durch die Verleihung das ausfchlie- 
ende Recht zur Gewinnung nicht nur der in der Verleihungsurfunde 
benannten, jondern auch aller übrigen vorbehaltenen Mineralien erlangt, 
und in Folge dejjen das Feld gegen Schürfarbeiten Dritter unbedingt 
geſchloſſen iſt. 

2. Einer vorgängigen Erlaubniß des Bergwerksbeſitzers zur Vor— 
nahme von Schürfarbeiten bedarf der Schürfer nicht. Es iſt zunächſt 
Sache des Bergwerksbeſitzers, Störungen in ſeinem Betriebe durch Schürf— 
arbeiten eines Dritten entgegenzutreten und unter Umſtänden den berg— 
polizeilichen Schuß anzurufen oder Sicherheitzleiltung zu fordern. Der 
8 10 bietet die rechtliche Möglichkeit dar, eine jolche Hülfe zu erlangen. 

3. Findet auf Grund des $ 10 ein Verfahren der Bergbehörde 
ftatt, jo hat der Schürfer die Koſten erjter Inftanz ebenjo zu tragen 
wie in den Fällen des $ 8. Vergl. $ 8 Bem. 4. 

4. Buwiderhandlungen gegen den $ 10 unterliegen der Beftrafung 
nach $ 207, und zwar auch dann, wenn Schürfarbeiten ohne vorgängige 
Beitellung der von dem Bergwerfsbefiger verlangten Sicherheit ausge: 
führt werden. 

5. Die Vorſchrift des $ 10 eignet fich nicht zur finngemäßen An— 
wendung auf bergbauliche Anlagen eines Bergwerfseigenthümers in 
fremdem Felde. Urth. des Obertr. v. 20. (21.) Febr. 1874, 3. Bd. 15 
©. 393, Entih. Bd. 71 ©. 295, 296. 


Zu $ 11. 

Die Vorſchrift im 8 11 Abſ. 1 rechtfertigt fich dadurch, daß nach 
den Grundjäten des Bergg. weder dem Grundeigenthümer ein Anjpruch 
auf die vor der Verleihung gewonnenen Mineralien zugejtanden, noch 
ein Eigenthum des Staates am denjelben angenommen werden fan, 
Vergl. auch $ 28 des k. ſächſ. Bergg. 

Auf diejenigen bei Schürfarbeiten geförderten Mineralien, welche 
nicht unter den $ 1 gehören, oder welche bereitS Gegenjtand eines Berg: 
werfscigenthums find, hat der Schürfer feinen Anſpruch, jondern muß 
diefelben dem Grund» bezw. Bergwerksbefiger überlafjen, unbejchadet der 
nach Eivilrecht zu beurtheilenden Frage, ob und in welchem Umfange 
ihm etwa ein Anfpruch auf Erjat der Förderungskoſten zufteht; die 
88 56, 57 und 63 find in dieſer Beziehung nicht maßgebend. Vergl. 
Dppenhoff Nr. 97; Arndt ©. 65 Anm. 4. 

6 
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Zweiter Abſchnitt. 
Dom WMuthen. 

1. Die Muthung, als die Form, in welcher nach deutjchem Berg: 
rechte die Verleihung des Bergwerkseigenthums begehrt werden muß, 
bietet bergrechtlich zwei Seiten dar: fie iſt das „Geſuch“ um Verleihung 
des Bergwerkseigenthums in einem gewiſſen Felde und begründet einen 
„Anſpruch“ auf dieſe Verleihung. Die erſtere Seite wird im zweiten, 
die andere im dritten Abſchnitte dieſes Titels behandelt. 

Um die charakteriftiiche ‚Eigenthümlichkeit diejes an gewiſſe mate- 
rielle und formelle Erfordernifie gefnüpften Verleihungsgeſuches zu 
fennzeichnen, iſt die dem älteren Bergrechte entſtammende Bezeihnung 
„Muthung' beibehalten. (Die noch häufig gebrauchten Ausdrüde „Mu: 
thungsgeſuch“ oder „Muthungsantrag“ Find unzutveffend und verleiten 
zu umvichtigen Auffajjungen.) 

2. Das Berggeſetz beſchränkt ſich darauf, nur die materiellen 
Rechtsgrundſätze über die Muthung und Verleihung, Borjchriften über 
das Verfahren aber nur inſoweit aufzuftellen, als zur Sicherung der 
Rechte der Betheiligten und eines geordneten Nechtszuftandes nothwendig 
erichien. Innerhalb diefes Rahmens das Verleihungsverfahren zweck— 
mäßig zu regeln, iſt zunächſt den Oberbergämtern überlaſſen, und letztere 
haben hierbei nach einheitlichen Grundſätzen verfahren. Eine weſent— 
liche Abkürzung und Vereinfachung des Verfahrens bahnte übrigens das 
Geſetz ſelbſt ſchon dadurch an, daß von dem früher geforderten Nach— 
weiſe der Bauwürdigkeit und der Verbreitung des gemutheten Mineral— 
vorkommens abgeſehen und in Folge deſſen die Bewilligung ausgedehnter, 
mit mancherlei Üebelſtänden behafteter Aufſchließungsfriſten vor der Ver⸗ 
leihung entbehrlich wurde. Gegenüber der wohl geäußerten Meinung, 
daß durch die Beſeitigung dieſer früheren Erforderniſſe der Verleihung 
die Beurtheilung der Verleihungsfähigkeit eines Mineralvorkommens 
eher erſchwert, als erleichtert worden ſei, werden noch immer die Ge— 
ſichtspunkte als richtig und maßgebend gelten müſſen, welche in den Mo— 
tiven für jenes Abgehen von dem älteren Rechte hervorgehoben find. Es 
heißt dort: „Dieſe Aenderung erſcheint ſachgemäß und unbedenklich. Denn 
die Beurtheilung der ſog. relativen oder ökonomiſchen Bauwürdigkeit, 
auf welche das franzöſiſche Bergwerksgeſetz bei der Konzeſſionsertheilung 
Rückſicht nimmt, iſt nicht Sache der Bergbehörde, ſondern des Unter— 
nehmers, ſowie Derjenigen, welche ſich mit demſelben wegen Ausbeutung 
oder Erwerbung des Bergwerks einlaſſen, zumal die dieſe Bauwürdigkeit 
bedingenden Umſtände den mannigfachſten Veränderungen unterworfen 
ſind und ſich daher einer maßgebenden Beurtheilung durch die Behörde 
entziehen. Was dagegen die ſog. abſolute Bauwürdigkeit betrifft, 
welche gegenwärtig in den rechtsrheiniſchen Landestheilen in Betracht 
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gezogen wird, jo bejteht diejelbe in Wirklichkeit nur in dem Nachweije 
eines Minerals auf jeiner natürlichen Ablagerung, ohne daß hierbei auf 
die Mengen dejjelben, die leichtere oder jchiverere Gewinnung und Nutz— 
barmachung, den Werth des Produktes x. gejehen wird. Etwas von 
dem Nachweile der Exiſtenz eines Mineralvorkommens Verſchiedenes tt 
daher unter der abjoluten Bamvürdigfeit nicht zu verjtehen, wohl aber 
giebt die Unbeitimmtheit des Ausdrudes in der Praxis zur Zweifeln 
Anlaß“. 

„uf den Nachweis der Verbreitung des Mineralvorlommens 
war nur jo lange Gewicht zu legen, als die Bergbehörde ſowohl nach 
dem Geſetze vom 1. Juli 1821 als auch nach dem franzöfischen Berg- 
werfögejege, unabhängig von den Anträgen des Muthers, über die Lage 
und Größe des zu getvährenden Grubenfeldes zu entjcheiden hatte. Da 
aber das Berggeſetz dieſes Ermejjen der Behörde gänzlich aufhebt und 
dem Muther die Brojektion feines Feldes bis zu einem gejeglichen Maxi— 
mum jelbjtändig überläßt, jo kann es fünftig Sache des Muthers blei- 
ben, ob er fich im eigenen Intereſſe noch vor der Verleihung von der 
Berbreitung des Vorkommens in dem begehrten Felde überzeugen will.” 

„Den Bublitum gegenüber wird aber dadurch, daß die Behörde 
in Zufunft feine Deitverantivortlichkeit mehr für die Baumwürdigfeit und 
Verbreitung des Mineralvorfommend trägt, betrüglichen Gejchäften mit 
Bergwerfen eher vorgebeugt werden, als durch das jeitherige amtliche 
Anerfenntniß diefer Beichaffenheiten des Mineralvorfommens. Ueberhaupt 
hat die Verleihung nur den Zwed, den Rechtstitel für die Gewinnung 
des am Fundpunfte nachgewiejenen Minerals innerhalb des bejtimmten 
Feldes zu jchaffen, nicht aber Garantie dafür zu gewähren, daß das 
Mineral in dem von der freien Wahl des Muthers abhängigen Felde 
wirklich) in bauwürdiger Beichaffenheit verbreitet iſt.“ 

Wenn hiernach das Berggefeß zur Begründung des Verleihungs— 
anjpruches nur noch verlangt, daß das Mineral „auf jener natürlichen 
Ablagerung“ ($ 15) nachgewiejen wird, jo bleibt dabei ganz allgemein 
die jelbitverftändliche Forderung bejtehen, daß das betreffende Mi— 
neralvorfommen vernünftiger Weife zum Gegenjtande eines Bergbaues, 
einer bergmännifchen Gewinnung, gemacht werden kann. Denn das Ge- 
jeß verfolgt mit den Beſtimmungen über die Verleihung von Bergwerfs- 
eigenthum nur den einen Zwed, die Gewinnung und Verwerthung der 
von dem Verfügungsbereiche des Grundeigenthümers ausgenonmenen 
unterirdiichen Mineralichäge zu ermöglichen und auf dieſe Weije eine 
der wichtigjten Quellen des Nationahvohlitandes zu erichlichen. 

Mit Rüdficht auf die große Mannigfaltigfeit der Mineralvorkom— 
men muß der Praxis vorbehalten bleiben, im gegebenen Falle zu ent- 
ſcheiden, ob ein jolches Vorkommen dem vorjtehend angegebenen Sinne 
und Zwede des Berggeſetzes entiprechend als verleihungsfähig anerkannt 
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werden fann, und aus der Entjcheidung einer erheblichen Anzahl von 
Einzelfällen haben fich denn auch beitimmte allgemeine Grundſätze ent- 
wicelt, welche gegenwärtig faum noch Zweifel darüber bejtehen laſſen, 
wie ein neu entdecktes Mineralvorfommen bejchaffen fein muß, um den 
Gegenſtand einer berggejeglichen Verleihung bilden zu können. 

3. Die Muthung ftellt ſich dar als ein auf dem Bergrechte be- 
ruhender eigenartiger Nechtsaft, welcher an bejtimmte gejegliche Erfor— 
dernifje geknüpft it und für den Muther nach verfchiedenen Seiten be- 
rechtigende und verpflichtende Wirkungen äußert. Der Muther tritt in 
rechtliche Beziehungen zu der verleihenden Bergbehörde, zu fonfurrivenden 
Muthern und Bergwerfseigenthümern und unter Umftänden zum Grund- 
befiser. Bei jedem dieſer Verhältnifje bedarf es, um Rechte für den 
Muther zu begründen, einer rechtsgültigen, d. d. den formellen und ma- 
teriellen Erfordernifjen entiprechenden Muthung; ohne diefe Voraus: 
jegung entjtehen aus der Muthung nach feiner Seite hin Rechte. 

Was zunächit das Verhältnig des Muthers zu der verleihenden 
Bergbehörde betrifft, jo jtcht hier der durch die Muthung begründete 
Nechtsanfpruch auf Verleihung des Bergwerfseigenthums in dem gejch- 
fich begehrten Felde ($ 22) im Vordergrunde. Dies ift ein perjönliches, 
veräußerliches und vererbliches Recht, welches aber infofern feinen privat: 
rechtlichen Charakter hat, als es von der verleihenden Behörde die Aus- 
übung des Staatlichen Hoheitsrechts beanjprucht und gegen diefelbe daher 
auch auf dem Nechtswege nicht verfolgt werden fann, während aus der 
vermögensrechtlichen Seite allerdings cin Klagerecht gegen Dritte ent- 
ipringt (8 23). Weiter fließt aus der Muthung für den Muther der 
Bergbehörde gegenüber die Befugniß, über die bei jenen Verſuchsarbeiten 
geförderten Mineralien, vorbehaltlich der Entrichtung der geſetzlichen 
Bergwerfsabgaben, ebenjo frei zu verfügen, wie der Schürfer (38 21, 11). 

Unter den Begriff eines dinglichen Rechts find diefe Beziehungen 
des Muthers zu der Bergbehörde nicht zu bringen. 

In dem Verhältniffe des Muthers zu Dritten hat die Muthung 
zumächft die Bedeutung, daß fie die Form tft, in welcher das Vorrecht 
des gejegmäßigen Finders ausgeübt und gejichert wird, und daß ſie, 
abgejchen von diefem Falle, das Alter im Felde enticheidet (58 24, 25). 
Die Muthung begründet ferner ein Klagerecht gegen jeden Dritten, er 
jei Muther oder Bergwerkzeigenthümer, welcher ein bejjeres Necht auf 
den Fund oder das begehrte Feld oder Theile des Leteren behauptet 
($$ 23, 31). Endlich bewirkt die Muthung für die Dauer ihrer Gül— 
tigfeit die Schließung des gejelich begehrten Feldes gegen Muthungen 
Dritter ($ 19). 

In den Beziehungen des Muthers zu Konkurrenten nimmt dem- 
nach das Necht des Muthers einen dinglichen Charakter an, was für 
die Beftimmung des Gerichtsitandes von Wichtigkeit ift. 
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Was jchlichlih das BVerhältni zum Grundbejiger anbelangt, 
jo jteht der Muther diefem ganz jo gegenüber, wie der Schürfer; er 
hat nicht mehr oder weniger Befugniffe und Verpflichtungen als Tegterer. 
Tl der Muther, um jich vor der Verleihung von der Beichaffenheit 
des gemutheten Mineralvorfommens näher zu überzeugen, noch Ber: 
juchSarbeiten ausführen, jo bedarf er hierzu ebenfalls der Eimvilligung 
des Grundbefigers und nöthigenfalls® der Diejelbe erjeßenden oberberg- 
amtlichen Ermächtigung ($ 21). Dabei iſt er nicht nothiwendig auf die 
Grenzen des von ihm begehrten Feldes beichränft, jondern kann wie 
jeder Schürfer jeine Arbeiten da ausführen, wo er es für feinen Zweck 
entiprechend hält. Bon einem dinglichen Nechte aus der Muthung fann 
daher hier nicht die Nede jein. Handelt es fich um Beichädigungen des 
Grundeigenthums oder der Jubehörungen dejjelben durch die von dem 
Muther ausgeführten Arbeiten, jo it leßterer wiederum ebenſo wie der 
Schürfer jchadenserjaßpflichtig, und zwar nach denjelben Grundjäßen, 
welche auf den Bergwerfsbefiger Anwendung finden ($ 152). 

Erjcheint fomit die Muthung nach Form, Gegenstand und Rechts— 
wirfungen als ein jpezifiich bergrechtlicher Akt, jo kann der Verſuch, das 
Net aus der Muthung irgend einem bejtimmten civilrechtlichen Be— 
griffe anzupafjen, niemals gelingen. Dafjelbe ift weder als ein ding: 
liches Recht an dem gemutheten Bergwerke und nach feinem Gegenjtande 
als wirfliches, jedoch rejolutiv bedingtes Bergwerkseigenthum (Kloſter— 
mann), noch im Berhältniß zu dritten Muthern als eine deutjchrecht- 
liche Gerechtigkeit (Achenbach), noch al3 ein rein perjönliches (gegen 
den Verpflichteten nicht klagbares) privatrechtliches Forderungsrecht, als 
Titel zur Verleihung (Koch) aufzufafien. 

Wenn Baron, 3. Bd. 19 ©. 43, welcher unter „juriftiichen Bro: 
zeſſen“ eine Reihe von Handlungen verfteht, von denen jede gewiſſe 
Nechtswirkungen nach jich zieht, die aber erjt in ihrer Gefammtheit den 
von Anfang an von dem handelnden Perſonen beabfichtigten Erfolg be— 
wirken, de3 Näheren ausführt, daß die Muthung zujammen mit der 
Verleihung einen ſolchen juriitiichen Prozeß bilde, jo wird hiergegen an 
jich nichts einzuwenden jein; indeß it hiermit doch nur in anderer Weije 
juriftiich ausgedrücdt, was ſich aus den Beitimmungen des Gejees ſelbſt 
ergiebt, daß nämlich die Muthung die nothwendige Vorausjegung für 
die Entjtehung des Bergwerkseigenthums durch die Verleihung it. 

Zu 8 12. | EN 

1. Bon der gejeßlichen Befugniß, Die Smahine Muthungen 
den Bergrevierbeamten zu überweijen, haben im Laufe der Zeit ſämmt— 
liche Oberbergämter für den ganzen Umfang ihrer Bezirke Gebrauch ge— 


macht; nur für die Hohenzollernfchen Lande faq jeither feine Beranlaffung 
zu einer jolchen Anordnung vor, weil dort Muthungen- bis jett Aber⸗ 
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haupt nicht eingelegt und auch faum zu erwarten find. Vergl. Bekannt: 
machungen der Oberbergämter Bonn 3. Bd. 6 ©. 503, Bd. 9 ©. 42, 
44, Bd. 16 ©. 333; Dortmund Bd. 9 ©. 47, Bd. 11 ©. 38; Claus: 
thal Bd. 9 ©. 293, Bd. 10 ©. 142, Bd. 16 ©. 1 (Bd. 8 ©. 196, 
Bd. 9 ©. 45); Halle Bd. 14 ©. 329; Breslau Bd. 15 ©. 157, Bd. 21 
©. 151. Um dieſen die Zuſtändigkeit der Bergbehörde betreffenden Anz 
ordnungen die wünſchenswerthe größere Offenkunde zu geben, find die— 
jelben außer durch die Amtsblätter auch durd) den Staatsanzeiger be- 
kannt gemacht worden (Nbj. 3). 

Die Annahme der Muthungen durch die Nevierbeamten hat fic) 
als zweckmäßig erwieſen. Auch in Bayern, Eljaß:Lothringen und Hejjen 
bejteht diejelbe Einrichtung. 

In den Privatregalbezirten (3 250) liegt diejes Gejchäft den hier: 
für bejonders bezeichneten Behörden (Rentkammern 2c.) ob. 

2. Die Zuftändigfeit der Nevierbeamten iſt eine derartig aus: 
Ichließliche, daß nicht nebenher auch von den Oberbergämtern ſelbſt 
Muthungen angenommen werden fünnen. Zujtändig it mur derjenige 
Revierbeamte, in deffen Nevier der Fundpunft liegt. Bei einer nicht 
zuftändigen Behörde eingelegte Muthungen begründen feine Rechte und 
fönnen namentlich das Alter nur durch eine jpätere PBräjentation bei der 
richtigen Stelle erlangen. 

Zu 8 13. 


Das Verfahren bei der Annahme und protofollarischen Aufnahme 
von Muthungen it auf dem Berwaltungsiwege und zwar durch den 
Min.-Erlaß v. 20. Juli 1866, 3. Bd. 7 ©. 536, und die in den Amts» 
blättern veröffentlichten ausführenden Beltimmungen der Oberbergänter 
geregelt. Bergl. die Bekanntmachungen: Bonn 3. Bd. 9 ©. 44, Bd. 16 
©. 333; Dortmund Bd. 9 ©. 47, Bd. 11 ©. 38; Clausthal Bd. 16 
S. 1; Halle Bd. 14 ©. 329; Breslau Bd. 21 ©. 151. Es ergeben 
jich hieraus folgende, allgemein geltende Grundjäge und Vorſchriften: 

a. Da die unterlajjene Einreichung eines zweiten Eremplars der 
Muthung gejeglich nicht die Ungültigkeit der Lebteren zur Folge hat, 
jo mul die Muthung, auch wenn fie nur in einem Gremplar eingelegt 
wird, angenommen und präfentirt werden; der Meuther it aber zur 
Nachbringung des fehlenden Exemplars aufzufordern. Auch kann auf 
Koſten des ſäumigen Muthers eine beglaubigte Abjchrift der Muthung 
als zweites Exemplar angefertigt werden, verpflichtet hierzu iſt aber die 
Bergbehörde nicht. Iſt die Muthung zu Protokoll erklärt, jo erhält 
der Muther eine beglaubigte Abjchrift dejjelben. 

b. Die Annahme und protofollariiche Aufnahme von Muthungen 
findet nur in dem Dienjtlofal des Nevierbeamten und an Wochentagen 
während der Dienjtjtunden, an Sonn und Feiertagen überhaupt nicht 
ſtatt. Unabhängig hiervon ijt jelbjtverjtändlich die allgemeine Obliegen— 


$ 13] Zweiter Abjchnitt. Vom Muthen. 87 


heit des Nevierbeamten, auch zu anderer Zeit eingehende Schriftjtüce 
zu öffnen und fich von dem Inhalte derjelben Kenntniß zu verichaffen 
da lediglich die Präfentation der Muthungen auf die feitgejegten Dienft: 
ſtunden bejchränft it. 

c. Durch das Präjentatum des Nevierbeamten joll der Zeitpunkt 
des Anbringens der Muthung bei demjelben fejtgeftellt werden. Mur: 
tungen, welche mit einer erjten, zweiten und weiteren Post eingebe, 
müjjen daher ein verjchiedenes, dem früheren oder ſpäteren Zeitpunfte 
des Eingangs entiprechendes Präjentatum erhalten; als gleichzeitig ein— 
gegangen dürfen jolche Muthungen in feinem Falle behandelt werden. 
Andererjeit3 find Muthungen, welche mit derjelben Bolt bei dem Revier: 
beamten eingehen, ſtets als gleichzeitig angebracht zu behandeln. Es iſt 
nicht zuläffig, ſolche Muthungen mit einem verschiedenen Präſentatum 
zu verjehen, je nachdem die eine oder andere Muthung früher oder ſpäter 
von dem präjentivenden Beamten erbrochen oder gelefen wird. Im cige- 
nen Intereſſe der Muther empfichlt es Jich übrigens, verichloffen einge: 
fandte Muthungen auf dem Briefumschlag als ſolche fenntlich zu machen. 
Wird eine Muthung bei dem Revierbeamten zu Protokoll erklärt, ſo fällt 
Tag und Stunde der Präjentation mit dem Zeitpunfte der Aufnahme 
zuſammen. 

d. Die in der nämlichen Stunde, aber innerhalb derſelben zu ver— 
ſchiedener Zeit eingehenden Muthungen ſind nicht als gleichzeitig ange— 
bracht zu behandeln, ſondern nach Minuten zu präſentiren, wodurch ſie 
ein verſchiedenes Alter erhalten. Geſetzlich ſteht dieſem Verfahren kein 
Bedenken entgegen, da das Präſentatum ſich nach dem wirklichen Zeit— 
punkte des Anbringens der Muthung richten ſoll und dem im $ 13 ge: 
brauchten Ausdrude „Tag und Stunde“ nur die Bedeutung beizulegen 
it, daß das Gejeh im Anſchluß an die Ausdrucksweiſe des gewöhnlichen 
Lebens eine genaue Bezeichnung des Zeitpunktes, warn die Muthung 
eingelegt worden, vorjchreiben, nicht aber eine geringere Zeiteintheilung 
als die Stunde ausjchliegen will. Vergl. auch $ 4 der bayer. Jnſtruk— 
tion v. 31. Juli 1869, 3. Bd. 11 ©. 3, nach welchem jede Muthung 
mit „Tag, Stunde und Minute“ der Präfentation zu verjehen iſt. 

e. Die Aushändigung des mit dem Präjentationsvermerk ver: 
jchenen zweiten Eremplars der Muthung hat den Zwed, den Muther 
mit einer amtlichen, die Beweiskraft einer öffentlichen Urkunde ($ 380 
E. P. D.) befigenden Beſcheinigung über den Zeitpunkt der Einlegung 
der Muthung zu verjehen; vergl. Motive S. 34. Beide Exemplare der 
Muthung müfjen deshalb den nämlichen Präſentationsvermerk und zwar 
auch dann erhalten, wenn diefelben nicht gleichzeitig eingehen, jondern 
das zweite Exemplar nachgebracht oder nachträglic) ausgefertigt wird. 

Das Haupteremplar der Muthung it ftempelfrei, das zweite 
Eremplar unterliegt dem Stempel von 1,50 K.; erjteres wird im Sinne 
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der Stempelgejehgebung als „Geſuch“, letzteres als „Muthſchein“ be— 
handelt; Geſ. v. 7. März 1822 u. 26. März 1873; Min-Erlaß v. 
3. Juni 1373, 3. Bd. 14 ©. 326; vergl. auch $ 194 Bem. 1. Im 
Fürſtenthum Walde findet eine Stempelvenwendung überhaupt nicht 
Itatt; als Erjat dienen gewiſſe Sporteln (3 4£. für das zweite Ereme 
plar der Muthung und 9 bis 60 „IL. für die Verleihungsurkunde). 

g. Gleichzeitig mit der Prüjentation werden die Mutbhungen von 
dem Revierbeamten, und zwar nach der durch das Prüäjentatum beſtimm— 
ten Neihenfolge in ein bejonderes Verzeichniß (Muthungsregijter) ein: 
getragen. Dieſe Eintragung dient nur zur Regelung und Ueberwachung 
des Gejchäftsbetriebes in Verleihungsjachen und hat feine bejonderen 
Nechtswirkungen, fann aber unter Umſtänden als Beweismittel dienen. 
Vergl. 3. Bd. 5 ©. 134. 

h. Auf telegraphiichem Wege eingelegte Muthungen find den 
jchriftlich eingelegten beizuzählen und dementjprechend bei der Annahme 
und Präſentation zu behandeln. Min.-Erlag v. 20. Juli 1866, 3. Bd. 7 
©. 540. Die gejegliche Zuläffigkeit telegraphiicher Muthungen unterliegt 
feinem Zweifel; Nefursbeih. v. 20. April 1866, 3. Bd. 7 ©. 256. 


Zu 8 14. 

1. Während die 88 15 und 16 von der materiellen Begründung 
der Muthung handeln, ftellt der 8 14 die formellen Erfordernifje einer 
gültigen Muthung feit, bejchränft jich hierbei aber auf das unbedingt 
Kothwendige, um die Einlegung der Muthung zum Nachtheil der Alters: 
rechte des Muthers nicht dadurch aufzuhalten, daß die Erfüllung une 
wejentlicher Formen verlangt wird. Auch tritt, um den Muther bei 
feinen Nechten möglichjt zu jchüßen, die Ungültigkeit der Muthung wegen 
eines Mangels in den formellen Erforderniffen nicht ohne Weiteres, 
jondern erſt dann ein, wenn der Muther der vorgängigen Aufforderung 
zur Abjtellung des Mangels in der einwöchigen Friſt nicht nachgekom— 
men it. 

Zur Gültigfeit der Muthung gehören jämmtliche unter 1 bis 4 des 
$ 14 verlangte Angaben, und wenn daher die eine oder andere derjelben 
jchlt und dem Mangel nicht innerhalb der gejeglichen Friſt abgeholfen 
wird, jo muß die Muthung als von Anfang an ungültig gelöjcht wer: 
den. Eines fürmlichen Zurückweiſungsbeſchluſſes bedarf es hierzu nicht, 
3. Bd. 6 ©. 578; es empfiehlt jich jedoch, den Muther auf die mit der 
Friltverfäummi verbundene rechtliche Wirkung aufmerkſam zu machen. 

Zwiſchen wejentlichen und unwejentlichen Erfordernijien der Mu— 
thung unterjcheidet der $ 14 nicht und läßt deßhalb auch fein verſchie— 
denes Verfahren zu, je nachdem bezüglich des einen oder anderen Punktes 
Mängel bejtehen. Das bayer. Berggejeb hat es zwar vorgezogen, im 
Art. 14 cine Unterjcheidung zwiichen heilbaren und unheilbaren Mängeln 
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zu machen und dementſprechend das Verfahren zu regeln ; indeß liegen hin: 
reichende innere Gründe hierfür nicht vor. Im Uebrigen ijt es jelbjtver: 
ftändlich, daß, wenn ein Muther die Angabe jenes Namens und Wohn: 
ortes (Nr. 1) ganz unterlaſſen haben jollte und in Folge dejjen unbe: 
fannt und unzugänglich tit, das bezügliche Schriftjtüd überhaupt nicht 
als Muthung gelten kann, indem die Abjicht einer beſtimmten Perſon, 
mutbhen zu wollen, gar nicht erkennbar gemacht ift. 

2. In Anſehung der einzelnen formellen Erforderniſſe der Mus 
thung ijt Folgendes zu bemerken: 

Zu Nr. 1. a. Nur „Namen und Wohnort“, nicht auch die Unter: 
ſchrift des Muthers ijt hier verlangt. Da die Muthung zwar als 
Rechtsgeſchäft, nicht aber als Vertrag aufzufaffen tft, jo fommt es ledig: 
[ich darauf au, welche bejonderen Erfordernijfe das Berggeſetz bei der 
Muthung aufitellt. Rekursbeſch. v. 30. April 1866, 3. Bd. 7 ©. 250. 

b. Wird cine Muthung nicht von dem im Dderjelben benannten 
Muther perjönlich, jondern von einem angeblichen Bevollmächtigten des: 
jelben eingelegt, jo it die Beibringung der Vollmacht bezw. der nach- 
träglichen Genehmigung innerhalb derjelben Frift und unter Vermeidung 
deſſelben Rechtsnachtheils zu fordern, wie die mangelnde Angabe des 
Namens oder Wohnortes des Muthers jelbit. Nekursbeich. v. R Mai 
1866, 3. Bd. 7 ©. 258. Arndt ©. 68 Arm. 1. Die Anficht (Klo: 
jtermann Anm. 34), daß die Bergbehörde für die nachträgliche Bei— 
bringung der Vollmacht oder Genehmigung eine anderweitige ange: 
mejjene Friſt bewilligen fünne, findet im Geſetze feine Begründung und 
hat das Bedenken gegen ich, daß cin wirfjamer Nechtsnachtheil nicht 
angedroht werden könnte. 

Zu Nr. 2. a. Wie die Verleihung auf mehrere Mineralien er: 
folgen kann, jo it auch die Bezeichnung mehrerer Mineralien in der 
Muthung zuläffig, die Ausdrudsiweije des $ 14: Bezeichnung „des Mine: 
rals“ jteht nicht entgegen. 

b. Ein Mangel in der Bezeichnung des Minerals zieht nicht ohne 
Weiteres die Ungültigfeit dev Muthung nach ſich. Rekursbeſch. v. 
11. April 1879, 3. Bd. 20 ©. 262. 

ec. Die Bezeichnung des Minerals als „Schwefelftes“ in der Mus 
thung it nicht als eine ungenügende anzujchen. Vorſteh. ——— 

Zu Nr. 3. a. Das Geſetz überläßt dem Muther, wie er die „Be 
zeichnung des Fundpunktes“ dem Zwecke entſprechend vornehmen will, 
Hierbei iſt zu berücjichtigen, daß unter „Fundpunkt“ fein mathematischer 
Punkt, jondern nur die Stelle, wo der Mineralfund gemacht worden, 
zu verjtehen it, und daß die Bezeichnung des Fundpunftes, der Funds 
jtelle, in der Muthung nur den Zwed hat, Zweifeln über die Lage und 
Identität vorzubeugen. „Es iſt — heißt es in dem Urth. des Obertr. 
v. 7. Sept. 1869, 3. Bd. 11 ©. 289, Entſch. Bd. 62 ©. 203, Striet- 
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horit Bd. 76 ©. 13 — fein bergrechtliches Erfordernig der Muthung, 
bei derjelben einen Punkt im mathematischen Sinne anzugeben, von dem 
aus das Feld vermejjen werden fünnte, jondern es bedarf nur einer jo 
genauen örtlichen Bezeichnung des Fundes, daß man feine Identität 
danach jederzeit feitzuftellen vermag.“ Für diefe Bezeichnung genügt in 
der Negel die kataſtermäßige oder jonitige genaue Bezeichnung des Grund: 
ſtücks, auf welchem die Fundjtelle jich befindet, oder die Angabe der 
Entfernung der Lebteren von einem unveränderlichen Feſtpunkte oder die 
Angabe des Ortes, wo in einem Grubengebäude eine Minerallageritätte 
angefahren worden it. Die markicheiderische Aufnahme und Feitlegung 
des Fundpunktes ift demnächjt Sache des den Muthungs-Situationsriß 
anfertigenden Markicheiders oder Feldmeſſers, $ 17. 

Iſt der Fund mitteljt eines VBohrloches oder eines Schachtbetriches 
gemacht, jo gehört zu der „Bezeichnung des Fundpunktes“ die Angabe 
der Teufe, in welcher der Fund gemacht worden. „Beim Fehlen diejer 
Angabe würde e8, wenn der Bohrbetrieb (Schachtbetrieb) bis zu dem 
Tage der amtlichen Fundesbefichtigung ($ 15) fortgejeßt würde, an einer 
ſicheren Grundlage für die Feltitellung mangeln, ob die Entdedung des 
gemutheten Minerals vor der Muthungseinlegung erfolgte.” Min.Erlaß 
v. 9. Dez. 1881, 3. Bd. 23 ©. 266. 

Im Allgemeinen legt das Bergg. dem Fundpunkte nicht mehr die 
rechtliche Bedeutung bei wie die ältere Gejehgebung; vergl. über Die 
Beziehungen des Fundpunktes zu der Fiindigfeit jowie zu der Feldes— 
legung $$ 15 u. 27. 

b. Indem das Geſetz die Bezeichnung „des Fundpunktes“ als 
derjenigen Stelle verlangt, am welche fich die bergrechtlichen Wirkungen 
der Fündigkeit fnüpfen, jchlicht es hiermit die Bezeichnung mehrerer 
Fundpunkte in der Muthung als Unterlage derjelben aus. Der Muther 
kann an mehreren Stellen Aufichlüffe gemacht haben, muß aber einen 
derjelben als Fundpunkt bezeichnen und feityalten. Die entgegengejeßte 
Anficht von Wachler, 3. Bd. 15 ©. 111, iſt mit der rechtlichen Bes 
deutung des Fundpunftes unvereinbar und hat in der Praxis feine An— 
erkennung gefunden. Bergl. Nekursbeich. v. 4. März 1372, 3. Bd. 13 
5. 280. 

ec. Ber der Muthung auf das Mineralvorfommen eines verlafjenen 
Bergwerks (8 16 Ben. 3) kommt ein Fundpunkt überhaupt wicht in 
Betracht. 

d. Während nach dem älteren Recht (Circularverfügung v. 31. März 
1852) in der Muthung außer dem Fundpunfte auch Art, Größe umd 
Lage des begehrten Feldes angegeben werden mußten, entbindet das 
Berggejeh den Muther von der jofortigen Erklärung hierüber ($ 18), 
weil im Augenblicke der Einlegung der Muthung häufig noch die Mög: 
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lichkeit fehlt, eine den bergbaulichen Rückſichten entſprechende Feldes: 
legung vorzunehmen. 

Zu Nr. 4 Zur Wahl eines anderen als des in der Muthung 
angegebenen Namens des Bergwerfs kann der Muther bei Vermeidung 
der Ungültigfeit der Muthung nicht angehalten werden. Erweiſt jich 
eine Namensänderung behufs Unterjcheidung von einem anderen Berg: 
werfe zweckmäßig, jo kann diejelbe bei der Verleihung herbeigeführt werden. 

3. Die eimwöchige (ficbentägige) Friſt beginnt mit der Behändi: 
gung der Aufforderung des Nevierbeamten zur Bejeitigung des Mangels 
und fan nicht verlängert werden. Die nämliche Friit it mit dem Aus— 
drud „innerhalb acht Tagen“ (Art. 14 des bayer. Bergg.) gemeint. 

4. In Beziehung auf die Perſon des Muthers und dejjen Legi— 
timation hat die Praxis folgende Grundjäte angenommen: 

a. Gifenbahugejellichaften find als jolche zur Erwerbung von 
Bergwerkgeigenthum nicht befugt, da der Nechtsbereich derjelben durch 
die Tandesherrlich beitätigten Statuten begrenzt it. Min.-Erlafje v. 
19. Sept. 1860 u. 18. Juni 1869, 3. Bd. 1 ©. 640, Bd. 11 ©. 349. 

b. Zum Zwecke des Erwerbes von Bergwerkseigenthum  jeitens 
ausländischer Korporationen und anderer juriſtiſcher Perjonen des Aus: 
landes bedarf e3 in Preußen der Königlichen Genehmigung nicht, indem 
das Geſetz v. 4. Mai 1846 (G. ©. ©. 235, vergl. auch $ 4 des Gejehes 
v. 23. Febr. 1870, &. ©. ©. 233) diefe Genehmigung nur für den Er— 
werb von Grumdeigenthum verlangt und als Ausnahmevorichrift auf 
das Bergwerkseigenthum nicht amvendbar ift. Min.:Bejcheid v. 8. Juni 
1877, 3. Bd. 20 ©. 396. Es find demnach auch Muthungen jolcher 
Ktorporationen ꝛc. der Genehmigung nicht unterworfen. 

ec. Während die Gewerkichaft neuen Nechts zur Enwerbung von 
Bergwerfseigenthum durch Muthung und der Nepräjentant oder Gruben: 
vorjtand derjelben zur Einlegung der Muthung gejeglich befugt ift 
(SS 96, 119), können Muthungsrechte nicht von der Gewerfichaft alten 
Rechts als folcher, jondern nur von den einzelnen Gewerfen für ihre 
PBerjon erworben werden, und die gejetliche Vollmacht des Repräſen— 
tanten oder Grubenvorjtandes einer jolchen Gewerkichaft berechtigt daher 
auch nicht zur Einlegung einer Muthung für diefelben. Urth. des Appell. 
Ser. Hamm v. 31. Oft. 1861 u. des Obertr. v. 4. Juni 1862, 3. Bd. 4 
©. 507; Urth. des Obertr. v. 14. Dez. 1874, 3. Bd. 16 ©. 126, 
Gruchot Bd. 19 ©. 529 vergl. mit ©. 522. Min.-Erlaß v. 10. Juli 
1854, 3.1.8.9. u. S.Weſen Bd. 2 ©. 267. 

Eine Ausnahme hiervon muß jedoch zugelaffen werden, wenn es 
lich um Erwerbungen neuen Bergwerfseigenthums handelt, welche weſent⸗ 
lich nur die Erhaltung und beſſere Ausnugung des vorhandene 8 got 
thums bezwecken. Hierher gehört namentlich die Muthung eines quf der 
bebauten Lagerſtätte mit vorfommenden Minerals behufs Ausdehnung +“. 

{ \° 
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der Berleihungsurkunde auf dafjelbe, ferner die Ausübung des dem Berg: 
werfseigenthümer nach $ 55 zuftchenden VBorrechts zum Mutben, deß— 
gleichen die Ausübung des Rechts zur Feldesumwandlung durch einen 
der Muthung gleichitehenden Umwandlungsantrag ($ 215). In dieſen 
Fällen iſt auch die Gewerfichaft alten Nechts befugt, Muthungsrechte 
zu erwerben. 

d. Der gleichzeitigen Einlegung mehrerer Muthungen durch eine 
und diejelbe Perſon ſteht ein gejegliches Verbot nicht entgegen. Urt. 
des Appell.»Ger. Köln v. 15. April 1868, des Obertr. v. 16. Febr. 
1869, 3. Bd. 10 ©. 276, 

e. Ein in Beziehung auf eine Muthung bejtchendes Gemeinſchafts— 
verhältnig (Sozietät) erfaßt nicht ohne Weiteres auch die neue Mur 
thung, welche nach Löjchung der gemeinschaftlichen Muthung auf deren 
Fund eingelegt worden iſt. Will cin Mitbetheiligter der erlojchenen 
Muthung Nechte an der neuen, von einem früheren Mitbetheiligten für 
jich eingelegten Muthung geltend machen, jo muß er einen bejonderen 
Nechtsgrund hierfür nachweijen. Urth. des Neichsger. v. 31. März 1880, 
3. Bd. 22 S. 100. 

f. Innerhalb des Amtes Elbingerode find zur Einlegung von Mu: 
thungen auf Eiſenſtein nur „hausbefigende Bürger von Elbingerode berech— 
tigt, welche jelbjt Grubenarbeit betreiben“ ; Einf.-Berordn. Art. XV 84. 


3u $ 15. 

1. Außer den formellen Erfordernifjen ($ 14) gehört zur Gültigkeit 
der Muthung die materielle Begründung derjelben Durch den Nach: 
ters, daß das in der Muthung bezeichnete, unter das Bergg. gehörende 
Mineral auf jeiner natürlichen Ablagerung an dem in der Muthung ange: 
gebenen Fundpunkte und zwar vor Einlegung der Muthung entdedt wor: 
den iſt, und daß außerdem nicht bejfere Nechte Dritter (Finder, Muther, 
Bergwerkgeigenthiümer ıc.) auf den Fund entgegenjtchen. Es handelt fich 
hier alfo um zwei Erforderniffe, die Fündigkeit und die Feldesfrei— 
heit, welche vollftändig vorhanden jein müjjen, widrigenfalls die Mus: 
thung von Anfang an ungültig üt. Dabei gehört jelbjtverftändlich zur 
‚seldesfreiheit, daß auch eigene Nechte des Muthers nicht entgegen: 
jtchen, aljo 3. B. der Fund nicht in dem Felde des auf dafjelbe Mineral 
bereits verlichenen eigenen Bergwerks liegt. 

In Bezug auf diefe Erforderniffe hat ich eine Neihe von Nechts- 
grundſätzen ausgebildet, welche für die richtige Anwendung des $ 15 
wichtig find. Bergl. auch Wachler: Ueber den bergrechtlichen Fund. 
3. 8. 15 ©. 101. 

2. Fündigfert Für die Muthung kommt das Dajein eines 
Fundes nur als bedingende Thatjache in Betracht; die Handlung des 
Findens als folche ijt einflußlos. Die Rechtsgültigkeit einer Muthung 
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iſt deßhalb nicht dadurch bedingt, daß der Muther zugleich Finder des 
Minerals ſei; auch ein Dritter kann auf ein entdecktes Mineral Mu— 
thung einlegen. Es kommt ferner nicht darauf an, ob der Fund in 
Folge von Aufſuchungsarbeiten oder zufällig gemacht worden iſt. Des— 
gleichen ijt es für die Muthung gleichgültig und nur für die Geltend- 
machung des Finderrechts (S 24) von Bedeutung, ob die Handlung des 
Findens eine völlig gejegliche it oder nicht; eine Muthung, welche ſich 
auf einen durch unerlaubte, verbotswidrige Schürfarbeiten gemachten 
Fund gründet, it nicht wegen dieſes Umftandes als vechtsungültig ans 
zuſehen. Rekursbeſch. v. 21. April u. 18. Jan. 1871, 3. Bd. 12 ©. 401, 
135; Beichluß des Oberb. Breslau v. 15. Jan. und Nefursbeich. v. 
20. April 1872, 3. Bd. 13 ©. 555, 556; Urth. d. Obertr. v. 28. Nov. 
1873, 3. Bd. 15 ©. 127, v. 12. Febr. 1875, Bd. 16 ©. 308, Entich. 
Bd. 74 ©. 199, Striethorit Bd. 93 ©. 218. Wegen der übereinftim- 
menden älteren Rechtiprechung: Urth. des Obertr. v. 23. Aug. 1849, 
Entich. Bd. 18 ©. 330. 

Es iſt demnach für die Nechtsgültigfeit einer Muthung auch un- 
erheblich, dak der Fund bei rechtswidrigem Eindringen in den Stollen 
eines Bergwerks gemacht wurde. Rekursbeſch. dv. 9. Dez. 1881, 3. Bd. 23 
©. 267. Bergl. unten Nr. 108g. 

3. Der Grund für das Erforderniß der Fündigkeit ift ein berg- 
rechtlicher und zwar einfach der, daß nur ein wirklich vorhandenes Mi— 
neralvorfommen Gegenjtand der Verleihung fein kann, und daß daher 
Derjenige, welcher das Necht zur Ausbeutung eines Minerals durch 
Verleihung erwerben will, der verleihenden Bergbehörde vorher die er- 
folgte Entdedung dieſes Mineral® an der Fundjtelle nachweifen muß. 
Auf die civilrechtlichen Grundſätze über die Befigergreifung läßt ſich das 
Erforderniß der Fündigkeit nicht jtügen, wie denn überhaupt hier nicht 
anwendbar erjcheint, was das Civilrecht über die Offupation herrenlojer 
Sachen Ichrt. Das Obertribunal hat wiederholt ausgejprochen, daß der 
Befit des in der Muthung angegebenen Fundortes jo wenig nach dem 
Bergg. wie nach dem älteren (gemeinen und preußischen) Bergrechte Vor— 
bedingung der Muthung ift, und daß die Nothiwendigfeit einer vorausge— 
gangenen Befigergreifung an dem Funde nicht bejteht; Urth. v. 7. Sept. 
1869, 3. Bd. 11 ©. 287, Entſch. Bd. 62 ©. 282, und v. 22. Jan. 
1872, 3. Bd. 13 ©. 125, Striethorit Bd. 86 ©. 30. Auch vom Reichs: 
gericht it angenommen, daß die Offupationstheorie dem Bergg. nicht zu 
Srunde liegt; Urth. v. 23. Mat 1882, 3. Bd. 24 ©. 499. Hiermit 
Itimmen überein: Achenbach, Deutjches Bergrecht S. 396, Oppenhoff 
Nr. 1209, Wachler 3. Bd. 15 ©. 103, während Klojtermann Anm. 
35 auf die Grundjäge von der Offupation zurücgeht. 

4. Natürliche Ablagerung. Zur Fündigfeit gehört, dat das 
Mineral „auf jeiner natürlichen Ablagerung“ vorfommt. Dies jet die 
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Abweſenheit jeder vorausgegangenen künſtlichen Gewinnung voraus, und 
es fünnen daher 3.8. Bleierze, welche von dem Betriebe eines früheren 
Bergbaues herrühren und erjt, nachdem fie durch Menjchenhand gewonnen 
worden, in ein Thal abgeſchwemmt find, nicht Gegenstand der Muthung 
jein; Rekursbeſch. v. 30. April 1869, 3. Bd. 10 ©. 256, 

Andererjeitö fommt bei dem Erfordernijje der natürlichen Ablage- 
rung das geologische Alter nicht in Betracht; es iſt gleichgültig, ob das 
Mineral auf primärer oder jefundärer Lagerjtätte auftritt. Daher wer- 
den 3. B. die jefundären Rotheiſenſtein-Rolllager im Lahngebiete, ſowie 
die Eijenerz- und Braunfteinvorfommen in der Soonwaldformation als 
natürliche Ablagerungen behandelt. (Daſſelbe iſt mit dem im der lothrin- 
giichen Furaformation an den Thalrändern vorfommenden, durch Ab- 
rutjchung von Eijenerzlagern getrennten Theilen der Letzteren der Fall. 
3. Bd. 24 ©. 397.) 

5. Zum Begriffe der „natürlichen Ablagerung“ gehört weder eine 
beftimmte Lagerjtätte, ein Gang, Flötz ꝛc. noch die Verbreitung und Die 
jog. relative oder ökonomiſche Bauwürdigkeit (Nutzbarkeit, Ertragsfühig- 
feit) des entdedten Mineralvorfommens. Dagegen jet die natürliche 
Ablagerung am Fundpunkte den Nachweis voraus, daß „eine jolche An- 
häufung des techniſch verwendbaren Minerals vorhanden ijt, welche ver— 
nünftiger Weife die Möglichkeit einer bergmänmischen Gewinnung an- 
nehmen läßt und jich demnach auch vernünftiger Weiſe zum Gegenjtande 
einer bergmännijchen Gewinnung eignet;“ Berf. des Oberb. Clausthal 
v. 15. Juli 1884, 3. Bd. 25 ©. 402. Es muß, wie es in dem Urth. 
des Reichsg. v. 23. Mat 1882, 3. Bd. 24 ©. 499, Entich. Bd. 8 ©. 197, 
heißt, die jog. abjolute Bauwürdigkeit, d. h. eine ſolche Beichaffenheit 
des Fundes feitgejtellt jein, „daß fich vernünftiger Weiſe die Möglich- 
feit einer bergmännischen Gewinnung, welche die Borausjegung der Ver- 
leihung bildet, annehmen läßt.“ Bergl. auch Rekursbeſch. v. 12. Mär; 
1866, 3. Bd. 7 ©. 392. 

Nach diefen Grundjägen ift im Laufe der Zeit eine Neihe von 
Fällen entjchieden worden, und es hat jich eine feite und gleichförmige 
Praxis in Bezug auf das Erforderniß der „natürlichen Ablagerung” 
gebildet, wie jolche aus der nachfolgenden, als Richtſchnur dienenden 
Ueberjicht über die in der Zeitjchrift für Bergrecht veröffentlichten Ent- 
jcheidungen der Oberbergämter und des Refjortminijters zu entnehmen ift. 

6. Der Nachweis des Minerals „auf feiner natürlichen Ablage: 
rung“ it micht als erbracht anzujehen, wenn am Fundpunfte nur 
nachgewieſen iſt: 

eine Dolomitlagerſtätte mit Spuren eines unter den $ 1 gehören— 
den Minerals, 3. Bd. 6 ©. 581; 

umvägbare, mit unbewaffnetem Auge kaum noch wahrnehmbare 
Spuren von Gold, Bd. 15 ©. 531; 
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ein Mineral von nur 3,60 bezw. 6,79, 8,21 und 9,95 bis 17,33 9/, 
Eijengehalt, Bd. 20 ©. 260, Bd. 28 ©. 406; 

eine Quarzſchnur mit Eifenrahm, Bd. 6 ©. 581; 

ein zerjeßtes, in ganz unbedeutendem Grade eijenjchüffiges Gang- 
geitein, Bd. 22 ©. 402; 

eine 2 bis 3em mächtige, mit lettigem Eifenerz ausgefüllte Kluft, 
Bd. 22 ©. 402; 

eiſenſchüſſiger Grauwadenjchiefer, Bd. 10 ©. 255; 

eijenschüfftge Letten und Schiefer im Grauwadengebirge, Bd. 23 
©. 266; 

eine in jchiefriger Grauwacke anjtehende, /, bis 1 Fuß mächtige 
Lettenpartie, welche nur jchwärzlich gefärbte, etwas eifenhaltige Gefteins- 
broden und nur ſporadiſch kleinere Eifenerzitüde enthält, Bd. 22 ©. 402; 

auf dem Schichtenfopfe einer thonig jandigen Graumwadenbanf eine 
Ablagerung, welche nur aus einzelnen jchwärzlichen, in Lettenmafje ein= 
gebetteten Eijenerzausscheidungen beſteht, Bd. 22 ©. 402; 

in lettigem Graumwadenschiefer eine ungefähr 30cm mächtige, ſtark 
eiſenſchüſſige Bank, Bd. 22 ©. 402; 

in einem jehr zerflüfteten quarzigen Schiefer nur nefterweife, ſtark 
eiſenſchüſſige Schiefer, Bd. 22 ©. 402; 

zerſetzte, zwiſchen Schaalftein Liegende eiſenſchüſſige Maſſen, Bd. 14 
©. 410; 

Thoneijenfteinjchnürchen, welche nur eine dünne Kruſte eines tho— 
nigen Sterns bilden, Bd. 11 ©. 130; 

eiſenſchüſſiger Thonſchiefer, Bd. I1 ©. 350; 

ein nur 0,739%/, Eifen enthaltender thoniger Schiefer, Bd. 28 ©. 264 ; 

einige Rollſtücke von Kiefeljchiefer und Brauneijenftein in der Damm- 
erde, Bd. 11 ©. 351; 

ein Borfommen von thonigem gelben Eijenoder mit einem Eijen- 
gehalte von noch nicht 15%/,, Bd. 16 ©. 247; 

ein Vorkommen einzelner Barticen, Spuren, von Braunmeiſenſtein, 
Bd. 23 ©. 264; 

ein tertiärer Sand, welcher verjchiedene gering mächtige Lagen 
eines in Schwarten- und Knollenform auftretenden, theils ſtark eiſen— 
ſchüſſigen, theils manganhaltigen Quarzſandſteins führt, Bd. 22 ©. 248; 

ein eifenjchüffiger, roth gefärbter, etwas faltiger Sandjtein, Bd. 26 
©. 535; 

ein nur wenige em mächtiges Trümmchen von Quarz und Spath— 
eifenjtein mit fein eingejprengten, al8 Spuren zu bezeichnenden Blei—, 
Zink- und Kupfererzen, 3b. 22 ©. 248; 

eine zufammenhängende, nur 1 bis Sem mächtige Schnur von 
Brauneijenftein; ein im Haufwerf aufgefundenes Stüd Brauneijenjtein 
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mit derbem Bleiglanz; zwei ziemlich große, foje im Letten figende Stücke 
Bleierz, Bd. 28 ©. 408; 

auf einer Unerfluft des Grauwackengebirges Glafurerze bald in 
feinen Schnürchen von 1 bis 2 Zoll Stärfe, bald in einzelnen Neſtern 
von der Größe eines Kubikzolles, Bd. 7 ©. 259; 

eine 10 bis 12 Zoll mächtige Eonglomeratjchicht, deren thoniges 
Bindemittel ſtellenweiſe mit Weißbleierz imprägnirt ift und fleine Weiß— 
bleierzkcyjtalle wahrnehmen läßt, Bd. 11 ©. 350; 

Bleiglanz, in einer Kluft in einzelnen Funken eingefprengt, Bd. 11 
©. 350; 

Spuren von Bleiglajur in verwittertem Graumadenfchiefer und im 
Letten, Bd. 21 ©. 395; 

ein nur 4 bis 5em mächtige® Gangbeſteg, deſſen Ausfüllungs- 
mafje aus Letten und Quarz mit eingeiprengten Bleterzen und einzelnen 
Funken von Zinfblende beiteht, Bd. 21 ©. 395; 

ein Schmißchen von lettiger und quarziger Maſſe mit Eleinen knol— 
ligen Ausſcheidungen von Bleiglanz, Bd. 23 ©. 124; vergl. auch Bd. 28 
S 264; 

ein 25em mächtiger Gang, welcher aus Schieferthon bejtcht, ein- 
zelne Quarzſchnüre führt, und im dejjen Gangmaſſe fich nur Spuren von 
Bleiglanz zeigen, Bd. 24 ©. 535; 

eine Malachitausicheidung und das Auftreten mehrerer haſelnuß— 
großer DBleiglanzjtüde auf einem in micht unerheblicher Ausdehnung 
überfahrenen Quarzgange, aljo nur Spuren von Kupfer: und Bleierzen, 
Bd. 9 ©. 193; 

ein jporadiiches Vorkommen von Kupferkies in einem höchſtens 
3cm mächtigen Schieferftreifen, Bd. 19 ©. 398; 

feine, in Quarz eingejprengte, ala Spuren zu bezeichnende Kupfer⸗ 
und Schwefelkieſe, Bd. 21 ©. 534; 

ein nur 0,077 bezw. 0,092°/, Kobalt enthaltendes Mineral, Bd. 20 
S. 116, Bd. 26 S. 131; 

das Vorkommen eines Geſteins mit einem Nickelgehalte von weniger 
als 1%, Bd. 18 ©. 259; 

in einem zerflüfteten Quarzgange auf den Kluftflächen und in 
Drufenräumen etwas Braunfteinichaum, jog. Wad, Bd. 16 ©. 128; 

Spuren (Funfen) von Schwefelfies in einem dichten Grünftein, 
BD. 6 ©. 581; 

das Vorlommen einiger Punkte von Schwefelfies zur Größe eines 
Nadelfnopfes, Bd. 9 ©. 194; 

vereinzelte Schwefelfiesfnollen im Dachichiefer, Bd. 16 ©. 128; 

eine Sandjteinschicht, welche nur 4,7% Schwefelkies, entiprechend 
einem Schwefelgehalte von nur 2,5%,, in feinen Funken eingejprengt 
enthält, Bd. 22 ©. 248; desgleichen die aus ciner Kluft herrührende 
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lofale Imprägnation von Mergelichichten mit Schwefelfies Bd. 25 
S. 283; 

Schwefelfies, welcher nur als Nebenbejtandtheil des Strontianit 
ericheint und bei der Art des Zujammenvorfommens für fich allen 
vernünftiger Weife nicht zum Gegenftande eines Bergbaues gemacht 
werden fanıı, Bd. 24 ©. 16, 533; 

eine 60 cm mächtige, dem flößleeren Sandjtein angehörige, angeb* 
lich aus Alaunjchiefer beitehende Gebirgsichicht mit einem Gehalte von 
nur 0,16%/, jchwefeljaurer Thonerde (Al, O, SO,), Bd. 22 ©. 249; 

ein Steinfohlenvorfommen von 15 mm Mächtigfeit (Kohlenjchmiß- 
chen), Bd. 16 ©. 247; 

ein Steintohlenflögchen von 3,50 em Mächtigkeit, Bd. 16 ©. 247; 

Schieferthon, der deutlich erfennbare Kohlenjtreifen enthält, Bd. 18 
S. 258; vergl. auch Bd. 16 ©. 527; 

ein Vorkommen von drei Stohlenjchmitchen von 4 bezw. 3 und 
2cm Mäctigfeit, Bd. 18 ©. 259; 

ein Foſſil, welches bei der Einäfcherung einen Ajchenrüdjtand von 
61,6 bezw. 76,3%, liefert oder bei der Ermittelung des Reduktionsver— 
mögens mit Bleiogyd (nach der Berthier’jchen Methode) nur eine Blei 
menge vom 4,4fachen bezw. 6,5jachen ergiebt und demnach nicht als 
Braunkohle anzufehen iſt, Bd. 16 ©. 247; 

ein Vorkommen von Braunfohlen von nur ungefähr 5 cm Mäch— 
tigfeit, Bd. 18 ©. 413; 

ein Mineral, welches nur 49 bezw. 50%, oder gar nur etwa 6, 
11, 34 bis 37%, Kohlenſtoff enthält und demnach nicht als Graphit 
anzujehen it, Bd. 17 ©. 532, Bd. 25 ©. 402; 

ein als Braunkohle gemuthetes Geſtein mit einem Nichengehalt 
von 48,2 %/, bezw. 35,1%, und 43,20/,, Bd. 26 ©. 535; 

Thon und Mergel mit eingejchlofjenen Salzkryſtallen oder einer 
Salzdruje, Bd. 15 ©. 133; 

ein nur 1,32%, Kochjalz enthaltendes Quellwajjer, Bd. 23 ©. 402. 

Im Geltungsbereiche des Bergg. für Elſaß-Lothr. ift außerdem 
entichieden, daß, wie der Begriff der natürlichen Ablagerung eines 
Minerals das nachweisliche VBorhandenjein einer gewiſſen Menge des— 
jelben vorausjeßt und z.B. das Vorkommen eines vereinzelten Nejtes 
von Steinfalz nicht Gegenjtand einer Bergwerfsverleihung fein kann, 
in analoger Anwendung diejes Grundjages auf Soolquellen nicht jedes 
vorübergehende Ausquellen jalzhaltigen Wajjers als verleihbares Vor: 
fommen zu betrachten iſt, ohne daß jedoch andererjeitö der Nachweis 
einer die industrielle Ausbeutung ermöglichenden oder für eine gewiſſe 
Zeit ficher jtellenden Menge gefordert werden kann, Bd. 24 ©. 387. 

7. Zum Nachweije der Entdedung eines Minerals „auf feiner 
natürlichen Ablagerung“ ijt nicht erforderlich, dah eine neue, noch an 
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feiner anderen Stelle gefundene Lagerjtätte entdeckt worden ift; vielmehr 
können jich mehrere Fundpunkte auf der nämlichen Lagerftätte befinden, 
ohne deßhalb nur als cin Fund gelten zu müſſen. Urth. des Appell.- 
Ser. Köln v. 15. April 1868, des Obertr. v. 16. Febr. 1869, 3. Bd. 10 
S. 276; Nekursbeich. v. 5. Mai 1885, Bd. 26 ©. 398. 

8. Fundpunft Das Mineral mul an dem in der Muthung 
($ 14) angegebenen „Fundpunkte“ (Fundorte) entdeckt jein und nachge- 
wiejen werden. Hiervon ausgehend hat die Praris folgende Rechts— 
grundjäse angenommen: 

a. Die räumliche Ausdehnung des Fundortes ift im einzelnen 
alle nach der verjchiedenen Beichaffenheit des Aufjchluffes fetzuftellen, 
umfaßt aber in jedem Falle zum Mindeiten den querjchnittlichen Umfang 
der Aufichlußganlage, mit welcher das Mineralvorfommen getroffen wor: 
den ift. An den Stößen eines Schachtes, Stollens oder Stredenbe- 
triebes können feine verjchiedenen Fundpunkte angenommen werden, 
Rekursbeſch. v. 2. März 1868, 3. Bd. 9 ©. 191; A. Achenbach, 3. 
Bd. 7 ©. 114. 

b. Die Ausdehnung des Fundpunktes umfaßt, wenn der Fund durch 
Bohrarbeit gemacht ijt, nicht bloß den durch die Peripherie des Fund— 
bohrloches bedeckten Raum, jondern auch die nächite Umgebung des 
Bohrloches, je nach Beichaffenheit des Aufjchluffes im einzelnen Falle. 
Nekursbeich. v. 24. Dez. 1870 u. 14. Oft. 1871, 3. Bd. 12 ©. 134, 
Br. 13 ©. 597. 

e. Zwei oder mehrere in dem nämlichen Bohrloche aufgeichlojiene 
Rageritätten eines und dejjelben Minerals können nicht zum Gegenstande 
bejonderer, neben einander bejtchender Muthungen gemacht werden. Min.: 
Erlaß v. 5. San. 1875, 3. Bd. 17 ©. 296. Es iſt deßhalb auch die 
Muthung auf ein in dem FZundbohrloche eines verlicehenen Bergwerfs 
erbohrtes zweites Steinkohlenflöß ungültig. Rekursbeſch. v. 24. Jan. 
1877, 3. Bd. 18 ©. 261. Ueberhaupt kann auf einen Fund mır eine 
Muthung eingelegt werden. Beichlu des Oberb. Clausthal v. 6. Juli 
1881, 3. Bd. 23 ©. 125. 

d. Zur Gültigkeit dev Muthung genügt es nicht, wenn das Mi- 
neral an einer anderen Dertlichkeit, ald an dem in der Muthung ange: 
gebenen Fundpunfte entdeckt worden tjt. Rekursbeſch. v. 4. März 1872, 
3. Bd. 13 ©. 286. Namentlich kann der Mangel dieſes Nachweiſes am 
Fundpunkte nicht durch Aufjchlüffe erjettt werden, welche bezüglich des— 
jelben Mineralvorlommens in dem Felde eines benachbarten Bergwerk 
gemacht find. Nekursbeich. v. 2. März 1881, 3. Bd. 22 ©. 249. 

9. Entdedung des Minerals „vor Einlegung der Muthung“. 
Die Gültigkeit einer Muthung it dadurch bedingt, daß vor deren Ein- 
legung an dem Fundpunkte wirklich ein Fund gemacht ijt. Anderenfalls 
it die Muthung eine blinde und kann niemals zu rechtlicher Geltung 


$ 15] Zweiter Abichnitt. Vom Muthen. 99 


gelangen. Ein erſt nachträglich durch Schürfarbeiten gemachter Fund 
darf einer bereit? eingelegten Muthung micht untergelegt werden. Urth. 
des Obertr. dv. 12. ehr. 1875, 3. Bd. 16 ©. 399, Entſch. Bd. 74 
©. 199; Refursbeich. v. 13. Oft. 1881, 3. Bd. 23 ©. 124. Nach dem 
älteren MNechte galten diejelben Grundjäße, vergl. Urth. des Obertr. v. 
11. März 1855, Entich. Bd. 25 ©. 180, und v. 18. Oft. 1855, Striet- 
horit Bd. 31 ©. 62. Die Bergbehörde ift deshalb auch nicht befugt, 
Friſten zum nachträglichen Fundesnachweiſe zu gewähren. Beſchluß des 
Dberb. Clausthal v. 20. Juli 1885, 3. Bd. 26 ©. 536. 

In Zweifels- oder Streitfällen muß der Muther nachweilen, daß 
er vor Einlegung der Muthung fündig geworden ijt. Hiermit hängt 
die Angabe der Teufe, in welcher bei Bohrlochsfunden der Fund gemacht 
ift, zufammen; vergl. $ 14 Bem. zu Nr. 3a. 

10. Die Entdedung des Minerals muß „bei der amtlichen Un- 
terjuchung nachgewiejen“ werden. 

a. Das Geſetz verlangt hier den thatjächlichen Beweis, daß das 
gemuthete Mineral auf feiner natürlichen Ablagerung wirklich vorhan- 
den iſt. Geognoſtiſche Schlußfolgerungen und die bloße Wahrjcheinlich- 
feit, daß die Miineralablagerung ſich in der Nähe befindet, genügen nicht 
zum Nachweiſe der Fündigkeit. Es reicht daher die Borzeigung des 
Ausgehenden (des Ueberjchlages, der Blume, des Schweifes) eines Stein- 
fohlenflößes zum Nachweije der Fündigkeit auf Steinfohlen nicht aus. 
Urth. des Obertr. v. 12. Febr. 1875, 3. Bd. 16 ©. 399, Entjch. Bd. 74 
©. 199. Ebenſo wenig fünnen bei Beurtheilung der Fündigkeit Ver: 
muthungen über das Verhalten des Mineralvorkommens in größerer 
Teufe berücjichtigt werden. Nefursbeich. v. 28. Febr. 1881, 3. Bd. 22 
S. 249. Bergl. auch den zumächit Eljah-Lothr. betreffenden Rekurs— 
beich. v. 18. Jan. 1882, 3. Bd. 24 ©. 388. 

Auch das ältere Recht begnügte ich micht mit der bloßen Wahr: 
ſcheinlichkeit des Vorkommens; Urth. des Juſtizſ. Ehrenbreititein v. 
6. Dez. 1859 u. 26. Jan. 1860, des Obertr. v. 11. Sept. 1860, 3. 
Bd. 1 S. 241, Bd. 2 S. 385, 386. 

b. Der Augenjchein bildet das regelmäßige, nicht das einzige Be: 
weismittel für die Fündigkeit. Es iſt aber jachgemäß und der Abficht 
des Geſetzes entiprechend, in allen Fällen, in welchen diefes Beweismittel 
nach der Beurtheilung der Bergbehörde anwendbar und geeignet erjcheint, 
den Gebrauch dejjelben von dem Muther zu verlangen. 

Bei Bohrfunden it das gemuthete Mineral der Negel nach in 
Gegemvart des Nevierbeamten aus dem Bohrloche zu gewinnen und zu 
Tage zu fördern. Berf. des Oberb. Clausthal v. 11. Mai u. 14. Aug. 
1880, 3. 3b. 22 S. 299. 

c. Die zündigfeit kann auch durch Zeugen, Gutachter, Bohrta- 
bellen und jonjtige Urkunden nachgewiejen werden. Namentlich it der 
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Beugenbeweis grundfäßlich nicht unzuläflig, wern die Muthung fich auf 
einen zur Zeit ihrer Einlegung entblößten, alſo zur Befichtigung auf 
den Augenjchein fähigen Fund gründet. Rekursbeſch. v. 12. März 1866 
u. 24. Dft. 1872, 3.80. 7 ©. 392, Bd. 13 ©. 559. Vergl. auch Urt. d. 
Obertr. v. 22. Febr. 1864, 3. Bd. 5 ©. 348, Striethorjt Bd. 55 ©. 38. 

d. Unter Umftänden fann zur Feſtſtellung der Fündigfeit die 
chemifche Analyje eines gemutheten Minerals notwendig und daher 
von der Bergbehörde auf Kloten des Muthers angeordnet werden. Er: 
giebt indeß ſchon der Augenjchein, day die Probejtufen nicht als Erze 
der im der Muthung bezeichneten Art anzujehen jind, jo bedarf es einer 
chemischen Analyje nicht. Rekursbeſch. v. 25. Ian. 1881, 3. Bd. 22 
©. 530. 

e. Es hängt lediglich von dem Ermejjen der verleihenden Bergbehörde 
ab, Gutachter über die Bejchaffenheit des gemutheten Minerals zu ver: 
nehmen, Nefursbeich. v. 13. Sept. u. 14. Nov. 1867, 3. Bd. 8 ©. 501, 
545, ſowie die gerichtliche VBereidigung von Zeugen, welche über die 
Fündigkeit oder den Zeitpunkt derjelben vernommen find, zu veranlafien. 
Bon diefer Befugniß wird jedoch nur unter befonderen Umständen Ge- 
brauch zu machen und namentlich in Stveitfällen die eidliche VBernehmung 
von Zeugen dem Prozekrichter vorzubehalten jein. Bergl. Min.-Erlaf 
v. 15. Juni 1864, 3. f. B. 9. u. S⸗Weſen Bd. 12 ©. 200. 

f. Die Bergbehörde hat nach ihrem Ermejjen darüber zu ent- 
icheiden, ob einem Muther zu gejtatten tt, bet ihr beruhende Akten über 
Muthungen, welche von dritten Perjonen eingelegt find, zum Nachweije 
der Fündigkeit zu benutzen. Rekursbeſch. v. 21. April 1871, 3. Bd. 12 
©. 401. Bergl. au Achenbach, 3. Bd. 10 ©. 110. 

g. Hat ein Dritter auf den in den Bauen eines Bergwerks ge- 
machten Fund Muthung eingelegt, jo it die Bergbehörde nicht befugt, 
zum Zwede des Nachweijes der Fündigfeit das Bergwerk, troß des 
Widerjpruches des Eigenthümers, in Begleitung des Muthers zu be- 
fahren oder dem Muther die Befahrung zu geitatten. Letterem liegt 
jener Nachweis ob; vermag er denjelben nicht zu führen, jo iſt die Mu— 
thung als ungültig zu behandeln. In dieſem Sinne find wiederholte 
Entjcheidungen ergangen. Vergl. Achenbach, 3.80.10 ©. 517; Wad- 
ler, 3. Bd. 15 ©. 114; aud) $ 15 Bem. 2. 

h. In der Regel genügt die erite amtliche Unterfuchung des Fun— 
des. Das Oberbergamt iſt aber befugt, eine Wiederholung derjelben 
anzuordnen, jet es von Amtswegen, jei es, weil ein Dritter thatjächliche 
Momente von jolcher Bedeutung beigebracht hat, daß an der Richtig: 
feit des Ergebnifjes der eriten amtlichen Unterſuchung erhebliche Zweifel 
auffommen. Rekursbeſch. v. 4. März 1867, 3. Bd. 8 ©. 115. 

i. Das thatjächliche Ergebniß der von dem Nevierbeamten vorge: 
nommenen FSundesbejichtigung unterliegt der freien Würdigung der ver: 
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leihenden Behörde, des Oberbergamts, behufs Entjcheidung der Frage, 
ob der die Gültigkeit der Muthung bedingende Nachweis der Fündig— 
feit von dem Muther geführt worden ift ($ 31); die ſeitens des Nevier- 
beamten erfolgte Beurtheilung des Augenjcheinsbefundes fommt hierbei 
fediglich als qutachtliche Neußerung in Betracht, Rekursbeſch. v. 9. Juni 
1870, 13. Dft. 1881 u. 14. Jan. 1887, 3. Bd. 11 ©. 351, Bd. 23 
©. 124, Bd. 28 ©. 264. 

Läßt das Ergebniß der Fundesbefichtigung es noch zweifelhaft, 
ob das nachgewiejene Mineralvorfommen den Erforderniffen des $ 15 
entipricht, jo kann das DOberbergamt dem Muther die VBervolljtändigung 
der Aufichlußarbeiten aufgeben, vorausgejegt, daß die Muthung fich nicht 
bereits bei der Fundesbefichtigung als eine blinde herausgejtellt hat. 

11. Es iſt die Streitfrage entitanden, ob der Nachweis der Fün— 
Digfeit „bei der amtlichen Unterjuchung” ein ſelbſtſtändiges, für ſich be— 
jtehendes Erfordernig der Gültigkeit der Muthung ſei oder nicht. Für 
die Praxis kann die Frage als entſchieden betrachtet werden. Unbe— 
jtritten ift unter der „amtlichen Unterfuchung“ diejenige Unterfuchung 
des Fundes verjtanden, welche von der verleihenden Bergbehörde bezw. 
in deren Auftrage vorgenommen wird, um die nach $ 15 erforderliche 
Grundlage für die Entjcheidung über die Gültigkeit der Muthung und 
über die Ertheilung oder VBerjagung der Verleihung zu gewinnen. Ohne 
die vorgängige Unterfuchung des Fundes kann dieſe Entjcheidung der 
Bergbehörde nicht getroffen werden, und injofern Handelt es fich Hier 
um ein jelbjtjtändiges Erfordernig, von welchen zwar nicht die Gültig- 
feit der Muthung an jich, wohl aber die Enticheidung über diejelbe ab- 
hängig iſt. Es würde nicht zuläffig fein, an die Stelle diefer gejeglich 
angeordneten Erhebung und Feititellung durch die Vergbehörde irgend 
ein anderes Beweisverfahren durch eine andere Behörde, z. B. durch 
den Prozehrichter zu jeßen. Andererjeit3 ijt aber jene amtliche Unter: 
juchung fein in der Weiſe jelbitjtändiges Erforderniß, daß lediglich die 
Bergbehörde über das Ergebniß derjelben zu befinden und zu enticheiden 
hätte. In privatrechtlichen Streitfällen kann vielmehr die freie Beur— 
theilung diefes Ergebnifjes jeitens des Richters eintreten, jedoch immer 
nur mit der Maßgabe, daß die von der verleihenden Bergbehörde aus— 
gegangene amtliche Unterjuchung die Grundlage bildet. 

In diefem Sinne hat das vormalige Obertribunal zu wiederholten 
Malen den Grundjag ausgejprochen, dab die Entjcheidung darüber, ob 
das ım $ 15 zur Gültigkeit der Muthung aufgejtellte Erfordernif der 
Fündigkeit vorhanden it, nicht lediglich der Bergbehörde zuftcht, jondern 
daß bei dem Streite zwischen konkurrirenden Muthungen auch die Ge: 
richte zur Enticheidung diejer Frage zuftändig find. Urth. v. 16. Febr. 
1869, 4. Juni 1875, 13. Mai 1878, 3. B.10 ©. 282, Bd. 16 ©. 509, 
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Bd. 20 ©. 108. Die entgegengejeßte Anficht hatte das Appell.-Ger. 
Köln ausgejprochen, Bd. 10 ©. 278. 

Treffend bemerkt Achenbach, 3. Bd. 10 ©. 525, mit Bezug auf 
die rechtliche Begründung diefer Urtheile des Obertr., dal; hiernach die 
richterliche Prüfung der Fündigfeit ich auf die Feititellung darüber be: 
grenze, ob bei der amtlichen Unterfuchung die Fündigkeit nachgewiejen 
jei, und daß aus dem bei diefer Gelegenheit geführten Beweiſe der Richter 
ſelbſtſtändig Schlüffe zu ziehen und erforderlichen Sales zu diefem Be— 
hufe Sachverjtändige zu vernehmen habe; was aber bei der amtlichen 
Unterfuchung vor der Bergbehörde nicht gezeigt, vorgewieſen, ermittelt jei, 
könne nachträglich micht dem Richter durch neuen Augenjchein, Zeugen ꝛc. 
nachgewiejen werden. 

Der vorjtehenden Auffafjung hat auch dag Neichsgericht fich an- 
gejchlofjen. In dem Urth. v. 23. Mat 1852, 3. Bd. 24 ©. 497, Entſch. 
Bd. 8 ©. 195, it mit dem Obertr. davon ausgegangen, daß in einem 
Streite über das beſſere Necht auf Verleihung des BergwerfseigenthHums 
der Nichter alle Vorausſetzungen diejes Anſpruches jelbititändig zu prüfen 
habe, und jodann weiter envogen, „daß bei Beurtheilung der Fündig— 
feitsfrage auch die erjt nach eingelegter Muthung ſtattgehabten Aufſchluß— 
arbeiten von den vorigen Nichtern in Betracht gezogen werden durften, 
da, wenn auch den Gerichten nur das der Bergbehörde unterbreitete 
Mineralvorfommen als Fund gelten darf, Doch die Bedeutung des Letz— 
teren von jenen jelbitjtändig zu beurtheilen it und hierbei auch Mo— 
mente, die jpäteren Datums als die Muthung jind und den Bergbehörden 
nicht vorgelegen haben, herangezogen werden fünnen.“ 

12. Zur Gültigkeit der Muthung gehört endlich, daß „nicht bejjere 
Nechte Dritter auf den Fund entgegenftehen.“ Unter diefen Dritten 
jind alle Diejenigen begriffen, welchen auf Grund eines bergrechtlichen 
Titels ein den Muther ausjchliegender Anjpruch auf das am Fund— 
punkte entdeckte Mineralvorfommen zuſteht, namentlich ein älterer Mu— 
ther, welcher denjelben Fund bereits früher gemuthet hat oder im deſſen 
gegen jüngere Muthungen gejchlofjenem Felde ($ 19) der Fund liegt; 
ferner ein zwar jüngerer, aber als Finder bevorrechteter Muther ($ 24), 
desgleichen Derjenige, dem ein ſpezialrechtliches jog. jus exeludendi alios 
oder jonjtiges Vorrecht auf die Verleihung zuſteht; endlich jeder Berg- 
werfseigenthümer, in dejjen auf das nämliche Mineral verlichenem Felde 
der Fundpunft belegen it, oder welchem das Vorrecht zum Muthen 
auf Grund des $ 55 zur Seite jtcht, oder der ein den Fund einichlie- 
ßendes, aber gegen jüngere Muthungen geichlofienes Feld durch einen 
älterer Antrag auf Feldesumwandlung begehrt hat (SS 215, 19). 

Der Fall, in welchem ein Dritter auf Grund emes cwilrechtlichen 
Titels, z. B. eines Kaufvertrages, einen Anjpruc auf die Muthung ers 
hebt, gehört nicht hierher, indem diejer Anſpruch die Gültigkeit der Mus 
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thung an jich nicht berührt und beim Widerjpruche des Muthers nur 
im Wege der gerichtlichen Klage verfolgt werden kann. 

13. Die Rechtsgültigfeit der Muthung it dadurch bedingt, daß 
der Fund zur Zeit der Einlegung der Muthung nicht in einem durch 
befjere Nechte Dritter bejtrickten Felde lag. War die Bergfreiheit des 
Fundpunktes zu diefer Zeit nicht vorhanden, jo it die Muthung gegen- 
Itandslos und nichtig und kann jelbjt dann, wenn das Feld in der Folge 
frei würde, feine rechtliche Wirkung haben. Urth. des Obertr. v. 
25. Febr. u. 29. Juni 1870, 3. Bd. 11 ©. 290, 334, Striethorit Bd. 76 
S. 364; Nefursbeich. v. 31. Dft. 1868, 3. Bd. 10 ©. 256. 

Es ändert nichts an der Nechtsungültigkeit einer Muthung, deren 
Fundpunkt im Felde eines älteren Bergwerks liegt, wenn fich heraus: 
jtellt, daß das Feld des Letzteren zur Zeit der Einlegung jener Muthung 
auf der Muthungsslleberfichtsfarte ($ 20) nicht richtig aufgetragen war. 
Rekursbeſch. v. 17. Febr. 1870, 3. Bd. 11 ©. 353. 

14. Wird die Verleihung eines Bergwerkseigenthums durch Richter: 
jpruch für ungültig erklärt, weil der Fundpunkt nicht im Bergfreien, 
jondern in fremden Felde lag, jo wird durch dieje Ungültigkeitserflärung 
Die Feldesfreiheit zu Gunjten eines dritten Muthers nicht erſt von der 
Rechtskraft des Urtheils an, jondern auch für die Vergangenheit feit- 
gejtellt. Urth. des Obertr. v. 24. Oft. 1871, 3. Bd. 13 ©. 119, Striet: 
horſt Bd. 84 ©. 105. 

15. Ein Staufvertrag über den Antheil an einer Muthung it 
ungültig, wenn die Muthungsberechtigung zur Zeit des Vertragsab- 
ſchluſſes nicht beitanden hat, weil der Fundpunkt im Felde eines älteren 
Bergwerks lag und daher die Muthung ungültig war. Urth. des 
Neichsg. v. 16. März 1881, 3. Bd. 23 ©. 107. 

16. In Bezug auf die Feldesunfreiheit des Fundes it für einen 
bejonderen Fall folgender Rechtsgrundjag feitgejtellt: Im dem der nie— 
dDerländiichen Regierung durch die Art. 18 und 19 des Örenzvertrages 
zwilchen Preußen und den Niederlanden vom 26. Juni 1816 (©. ©. 
1818 Anhang ©. 77) auf preußischem Gebiete vorbehaltenen Stein- 
fohlenfelde (der jog. Gouvernementsgrube) find auch auf andere Mi: 
neralien Muthungen Dritter wegen der entgegenjtehenden bejjeren Rechte 
diejes rejervirten Feldes nicht zuläſſig. Beihluß des Oberb. Bonn v. 
2. Okt. Rekursbeſch. v. 22. Nov. 1872, 3. Bd. 14 ©. 267. 

17. Entipricht eine Muthung den formellen Erfordernifjen des 
$ 14 oder ijt einem desfallfigen Mangel abgeholfen, jo erfolgt die Un— 
terfuchung der Fiindigfeit und Feldesfreiheit nach $ 15 Durch den Re— 
vierbeamten. Das hierbei einzufchlagende Berfahren it in den Dienit- 
amveilungen für die Nevierbeamten ($ 189 Bem. 1) übereinftimmend 
geregelt. 

Bei zweifelgafter Zahlungsfähigfeit eines Muthers iſt der Revier: 
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beamte gehalten, denjelben vorab zur Einzahlung eines angemeffenen (die 
Koſten eines Lofaltermins dedenden) Vorjchuffes an die Oberbergamts- 
faffe aufzufordern, und zwar, wie die Dienftamveifungen vorjchreiben, 
mit dem Eröffnen, daß die weitere Inſtruktion der Muthung bis nad 
Einzahlung des Vorſchuſſes und Vorlegung der Kaſſenquittung ausge: 
jett bleibe. Es iſt jedoch in Fällen, in welchen die Enticheidung über 
die Muthung in Folge Nichteinzahlung des Koſtenvorſchuſſes ungebühr: 
lich) Hingehalten wurde, für zuläſſig und zielführend erachtet worden, 
den ſäumigen Muther jeitens des Oberbergamts an die Einzahlung des 
Vorſchuſſes mit dem Eröffnen zu erinnern, daß, wenn leßtere nicht er: 
folge und deßhalb die Fundesbefichtigung unterbleiben müſſe, der dem 
Muther obliegende Nachweis der Fündigfeit in Folge der eigenen 
Schuld des Muthers als nicht erbracht angenommen und daher die Mu: 
thung als von Anfang an ungültig zurücgewiejen werde. Auch in einem 
Nekursbeich. v. 29. Jan. 1885 (I 227) iſt nach diefem Grundjaße ent: 
Ichieden worden. Uebrigens fünnen, wenn es angemefjen erjcheint, eine 
Muthung troß der unterbliebenen Einzahlung des Koſtenvorſchuſſes 
weiter zu inftruiren, die entjtchenden Klojten im Berwaltungsjwangsver: 
fahren eingezogen werden ($ 194). 

Den Termin zur Prüfung der Fündigkeit und der Feldesfreiheit des 
Fundes hat der Revierbeamte baldigſt anzujegen, falls nicht die Um: 
itände eine Verſchiebung defjelben bis nad) Einreichung des Situations- 
riffes ($ 18) zwedmäßig erjcheinen laſſen. Bei einem neuen Funde it 
der Termin regelmäßig an Ort und Stelle abzuhalten. 

Ergiebt jich jedoch jchon bei der erjten Prüfung einer Muthung, 
daß der Fundpunkt im ‚Felde eines auf das nämliche Mineral berechtig: 
ten Bergwerfs liegt, jo it dem Antrage des Muthers, desungeachtet 
die Fundesbefichtigung vorzunehmen, feine Folge zu geben, jondern ohne 
Weiteres die Zurückweiſung der Muthung herbeizuführen. Rekursbeſch. 
v. 15. Febr. 1866, 3. Bd. 7 ©. 391. Iſt die Muthung auf einem in 
‚Folge einer erlojchenen Muthung bereits nachgewiejenen und jeitdem nicht 
abgebauten Fund eingelegt, jo bedarf es in der Regel einer abermali- 
gen örtlichen Unterfuchung des Fundes nicht; es genügt, daß der Revier— 
beamte die Jdentität des Fundes, nöthigenfalls unter Zuziehung des 
Muthers, aktenmäßig feititellt. 

Der Muther wird zu dem Termine mit dem Eröffnen vorgeladen, 
daß, wenn in Folge feines Ausbleibens der Fund nicht nachgewieſen 
werden fünne, die Muthung als von Anfang an ungültig behandelt 
werde. In dem Termine iſt die Lage des Fundpunftes ſoweit feſtzu— 
ftellen, daß diefelbe jederzeit wieder ermittelt werden fan. Das über 
das Ergebni des Termins aufzunchmende und von dem amvejenden 
Muther mit zu unterzeichnende Protofoll muß enthalten: eine genaue 
Beichreibung des Fundes (Beichaffenheit des Minerals, Art des Bor: 
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fommens), die Art des Nachweifes (Augenschein, Bohrarbeiten, Zeugen 
ausjagen, Urkunden), die Lage des Fundpunktes und deren Feſtſtellung, 
das Ergebniß der Ermittelungen über die Feldesfreiheit am Fundpunkte. 
In einfachen Fällen fann mit jenem Termine zugleich die Schlußver- 
handlung (SS 28, 29) verbunden werden. Die Protokolle find jtempel- 
frei; Min.Erlaß v. 3. Juni 1873, 3. Bd. 14 ©. 327. 

18. Während die wegen formeller Mängel ungültigen Muthun— 
gen ($ 14) von dem Nevierbeamten ohne Weiteres zu löſchen find und 
es nur der Benachrichtigung des Muthers hiervon bedarf, hat in allen 
Fällen, in welchen ſich die Ungültigfeit einer Muthung wegen mate— 
rieller Mängel ergeben hat, die Entjcheidung durch Beſchluß des Ober: 
bergamts zu erfolgen. 

19. Wiederholt jind Revierbeamten bei der amtlichen Fundesun— 
terfuchung durch Herjtellung fünjtlicher Funde getäufcht worden. Das 
Reichsgericht hat in einem jolchen Falle entjchieden: Wer durch Her: 
jtellung eines künftlichen, in Wirklichkeit nicht vorhandenen Mineralfun— 
des die unrichtige Angabe des Bergrevierbeamten in dem amtlichen Fun— 
desbejichtigungsprotofolle, daß ein nach dem Berggeſetze ($ 15) muthungs— 
fähiger Fund vorhanden jei, vorjäglich bewirkt hat, macht jich wegen 
intelleftueller Urkundenfälfchung der Beitrafung nach $ 271 des Straf: 
gejehb. (Gefängniß bis zu 6 Monaten oder Gelditrafe bis zu 300 AL.) 
ihuldig. Urth. v. 7. Mat 1883, 3. Bd. 25 ©. 129. 


Zu 8 16. 

1. Der 8 16 beruht auf der Erwägung, daß ein neuer Aufichluf 
des bereits früher nachgewiejenen Mineralvorfommens eines aufläfligen 
Bergwerks zur Begründung der Muthung nicht erforderlich, auch aus 
wirthichaftlichen Rückſichten nicht zu verlangen iſt, e8 fer denn der frü— 
here gänzliche Abbau erwiejen. Motive ©. 35. 

2. Gegenitand der Muthung it das „Mineralvorfommen“ eines 
verlafjenen Bergwerks, nicht das Bergwerk jelbit. Vergl. den für Elſaß— 
Lothr. ergangenen Rekursbeich. v. 20. Juni 1882, 3. Bd. 24 ©. 395. 
Hieraus folgt, daß Beitandtheile alter Halden, weil fie fein Mineral- 
vorfommen im Simme des Bergg. jind, nicht Gegenjtand der Muthung 
fein können, Rekursbeſch. v. 25. Jan. 1881, 3. Bd. 22 ©. 535; daß 
ferner die frühere Feldesbegrenzung für die neue Feldeslegung nicht 
maßgebend it, Rekursbeſch. v. 4. Sept. 1869, 3. Bd. 11 ©. 131, $ 26 
Bem. 7; daß endlich fein gänzlicher Abbau des Minerals jtattgefunden 
haben darf, was übrigens nicht die Regel bildet und daher nicht von 
vornherein unterjtellt werden fann. Hat aber nach älterem Rechte die 
jog. Todtfahrung einer Grube ftattgefunden, bei welcher der gänzliche 
Abbau derjelben amtlich feitgejtellt wurde, jo iſt das hierüber aufge— 
nommene Brotofoll maßgebend. 


106 Zweiter Titel. Bon der Erwerbung des Bergwerkseigenthums, [$ 17 


3. Nur das Mineralvorfommen eines verlaffenen „Bergwerfs“ 
kann Gegenjtand einer neuen Muthung fein. Das Gejeg verlangt hier— 
mit ein aufläffiges Werk (Grube, Zeche), welches auf Grund eines förm— 
lichen Berechtigungstitels beitanden hat. Daß dies der Fall geweſen, 
hat der Muther nöthigenfalls nachzuweiſen. Auf verlajjene bloße Schürf: 
oder andere Berfuchsarbeiten findet der $ 16 feine Amvendung. Rekurs— 
beich. v. 9. April 1868, 3. Bd. 9 ©. 195; Urth. des Obertr. dv. 7. Sept. 
1869, 3. Bd. 11 ©. 236; Bejchlüffe (Bayern) v. 23. Aug. u. 21. Dez. 
1874, 3. Bd. 16 ©. 528, Bd. 20 ©. 119. Im Uebrigen iſt nicht cr: 
forderlich, daß für das verlaffene Bergwerk eine fürmliche Verleihungs— 
urkunde im Sinne des neueren Rechts ausgefertigt geweſen iſt. Es ge: 
nügt auch der Nachweis, dab ein Bergwerk nach Maßgabe des älteren 
Rechts bloß auf eine von der Bergbehörde bejtätigte Muthung Hin oder 
auf Grund eines Privilegiums oder jonjtigen bergrechtlichen Titels be: 
trieben worden ift. Vergl. auch Motive zu der najjauischen Einf.-Ber: 
ordn. 3. Bd. 8 ©. 14. 

4. Für die Muthung des Mineralvorfommens eines verlaffenen 
Bergwerts hat der „frühere Aufſchluß“ d. h. ein bejtimmter Ort, an wel: 
chem das Mineral früher aufgeichloffen wurde, dieſelbe rechtliche Bedeu— 
tung wie dev Fundpunkt; auch ein und derjelbe zufammenhängende frühere 
Aufſchluß kann nicht in Theile zerlegt und muß nach $ 27 ganz in das 
von dem Muther begehrte Feld eingejchloffen werden. Rekursbeſch. v. 
4. Sept. 1869 u. 4. Juni 1872, 3. Bd. 11 ©. 131, Bd. 13 ©. 288. 


3u $& 17. 

1. Es iſt Sache des Muthers, die Lage und Größe des begehr- 
ten Feldes anzugeben und zu diefem Behufe einen den VBorjchriften des 
8 17 entjprechenden Situationsriß einzureichen ; eine Aufforderung hier— 
zu jeitens der Bergbehörde erfolgt nicht. Diefer Riß dient als Grund: 
[age für die Beurtheilung der Muthung in ihrem Verhältniſſe zu be— 
nachbarten Intereffenten und für die Entjcheidung der Bergbehörde über 
die Verleihung. Er vereinigt in ähnlicher Werje wie der im rt. 30 
des franz. Bergg. vorgejehene Konzeſſionsriß die Zwede der beiden, 
nach dem früheren rechtsrheiniſchen Verfahren getrennten Riſſe, nämlich 
Des Muthungs- und des Verleihungsriſſes. 

Daß der Muther dem Situattonsriffe noch eine bejondere Be— 
Ichreibung des begehrten Feldes beifüge, iſt geleglich nicht verlangt und 
nicht erforderlich. Beicheid des Oberb. Bonn v. 16. April 1866, 3. 
B. 7 ©. 261. 

2. Damit die Vorlegung unbrauchbarer Muthungs-Situations— 
riffe möglichit vermieden wird, muß deren Anfertigung durch einen „Eon: 
zeffionirten Markjcheider oder Feldmeſſer“ erfolgen. Demgemäß dürfen 
nur Markicheider, welche auf Grund der im $ 34 der Reichs-Gewerbe— 
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ordnung vorbehaltenen landesgejeplichen Vorjchriften „konzeſſionirt“ find, 
ſolche Riſſe anfertigen; vergl. $ 190 Bem. 3. Unter fonzejjionirten 
Feldmeſſern find die „öffentlich angeltellten“ Feldmeſſer zu verjtehen. 
Für leßtere it gegenwärtig das gemäß $ 36 der Gewerbeordnung von 
den preußüchen Reſſortminiſtern erlafjene „Reglement für die öffentlich 
anzuftellenden Feldmeſſer“ v. 2. März 1871 (G. ©. ©. 101) nebit ab- 
änderndem Nachtrage v. 26. Aug. 1885 (G. ©. ©. 319) mahgebend. 
Dafjelbe macht die Beeidigung und öffentliche Anftellung der Feldmeſſer 
von einer Prüfung abhängig, welche nach den durch die Regierungs— 
amtsblätter veröffentlichten miniftertellen Brüfungsvorjchriften v. 4. Sept. 
1882 abzulegen ift. Die auf Grund diefer VBorjchriften ($ 23) erlangte 
Beitallung zum „Landmeſſer“ und die erfolgte Beeidigung begründet 
(3 27) die im $ 36 der Gewerbeordnung bezeichneten Rechte der öffent: 
lich angejtellten Feldmejjer. Einen Gegenſatz drückt übrigens die meuere 
Bezeichnung „Landmeſſer“ nicht aus; Min. -Erlaß v. 12. April 1885, 
3.1.8.9. u. S⸗Weſen Bd. 33 ©. 91. 

3. Es ift zuläſſig, daß ein Markicheider oder Feldmeſſer den Si— 
tuationsriß für eine von ihm ſelbſt eingelegte Muthung anfertigt; auch 
in diefem Falle ift dem Wortlaute und Zwecke des Geſetzes genügt, und 
allgemeine Nechtsgrundjäge oder jonjtige geſetzliche Vorſchriften jtehen 
nicht entgegen. Min.-Erlaß v. 15. Nov. 1872, 3. Bd. 13 ©. 560. 

4. Da das Geſetz ausdrüdlich die „Anfertigung“ des Situations— 
riſſes durch den fonzejlionirten Marficheider oder Feldmeſſer verlangt, 
jo gemügt es nicht, dal derjelbe bloß die „Richtigkeit“ eines ſolchen von 
einer dritten Perſon angetertigten Riſſes beicheinigt. Bert. des Oberb. 
Bonn dv. 9. Dez. 1865, 3. Bd. 6 S. 583. Andererjeits it aber dem 
Erfordernijje der „Anfertigung“ durch den Marficheider oder Feldmeſſer 
genügt, wenn derjelbe zwar nicht eigenhändig die Zeichnung hergeitellt 
hat, letere aber auf jeinen Ermittelungen und Aufnahmen Be Min.: 
Erlaß v. 22. Aug. 1866, V 3789, 

5. Das Gejeß laßt für zwei oder mehrere Muthungen einen ge— 
meinjchaftlichen Situationsrig zu. Urth. des Appell.-Ger. Köln v. 15. 
April 1868, 3. Bd. 10 ©. 3765 Bejcheid des Oberb. Bonn v. 16. Jan. 
1566, 3. Bd. 7 ©. 260; Rekursbeſch. v. 22. Nov. 1871, 3. Bd. 13 
S. 132. Auch der Situationsrig eines bereit3 verlichenen Bergwerks 
fann für die auf ein anderes Mineral innerhalb derjelben Feldesgrenzen 
gerichtete Muthung benußt werden. Rekursbeſch. v. 22. Nov. 1871, 3. 
Bd. 13 ©. 132; Urth. des Oberl.-Ger. Kaſſel v. 29. Jan. 1883, des 
Neichsg. v. 29. Sept. 1883, 3. Bd. 25 ©. 392. 

6. Bon den vier Haupterfordernijien, welche der Situationsriß 
nach $ 17 enthalten mug — Angabe des Fundpunktes, der Feldesgrenzen 
der zur Orientirung erforderlichen Geaenjtände und des Meridians — hängt 
die Gültigkeit der Muthung ab. Fehlt die eine oder andere diejer An— 
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gaben gänzlich, oder leidet diejelbe an wejentlichen Unrichtigfeiten, jo it 
die Muthung von Anfang an ungültig, es jet denn, dal; dem Mangel 
noch vor Ablauf der jechstwöchentlichen Friſt des $ 18 abgeholfen wird. 
Dafjelbe tritt ein, wenn der Situationsriß nicht in dem gemäß $ 17 
vorgejchriebenen Maßſtab angefertigt iſt. Dieſe Rechtswirkung ift aber 
nicht, wie im Falle des $ 14, von einer vorgängigen Aufforderung der 
Bergbehörde zur Befeitigung der Mängel abhängig. Auch bezieht ſich 
die etwaige Bervollitändigung und Berichtigung der Situationsriffe, 
welche das Oberbergamt bei Ausfertigung der Berleihungsurfunde nach 
8 33 zu bewirken hat, nicht auf jolche wejentliche Angaben, welche nach 
$ 17 von Anfang an auf dem Riſſe vorhanden jein müfjen. Rekurs— 
beich. v. 11. Febr. 1867 u. 24. Febr. 1868, 3. Bd. 8 ©. 117, Bd. 9 
©. 206; $ 33 Bem. 2. 

7. In Bezug auf den Fundpunkt ijt den vorjtehenden Grund: 
ſätzen entjprechend entjchieden, daß ein Situationsriß den Anforderungen 
des $ 17 nicht entipricht und demzufolge die Muthung als von Anfang 
an ungültig behandelt werden muß, wenn der Situationsriß den Fund— 
punkt gar nicht oder unrichtig angiebt, Rekursbeſch. v. 11. Febr. 1867 
(j. Nr. 6); desgleichen, wenn derjelbe die Lage des Fundpunktes wegen 
zu geringen Abjtandes des Letzteren von den Feldesgrenzen nicht in einer 
zur Beurtheilung der ;Feldesfreiheit genügenden Weiſe erfennbar macht, 
Urth. des Obertr. v. 4. Juni 1875, 3. Bd. 16 ©. 509, Entich. Bd. 75 
©. 210; vergl. auch die hiermit übereinjtimmenden Berwaltungsentichet- 
dungen $ 27 Bem. Se. In den Urtheilsgründen heit es: „Der Fund— 
punkt muß auf dem Situationsriffe graphiich in richtiger Entfernung 
und unterjcheidbar von anderen wejentlichen Bunften des Riſſes, alfo 
auch von den Feldesgrenzen, unter Innehaltung des vorgejchriebenen 
Maßſtabes dargeſtellt fein, jo daß es möglich ift, durch bloße Einficht 
des Situationsriffes und der danach vervollitändigten Ueberſichtskarte 
($ 20) über die Lage des Fundpunktes, deffen Feldesfreiheit und feine 
Beziehungen zu den Feldesgrenzen zu urtbeilen und die Rechte des 
Muthers, gegenüber anderen Muthern oder Bergwerkseigenthümern, feſt— 
zustellen.” 

8. Ob ein Situationsrig an jo wejentlichen Mängeln ($ 17) leidet, 
daß derjelbe fich nicht zur Aufrechthaltung der Muthung eignet, ent: 
jcheidet im ZJweifelsfalle die Bergbehörde nach ihrem Ermeſſen. So iſt 
3.9. angenommen, daß, wenn auf einem Situationsriffe nur die magne- 
tijche Nordlinie, nicht der wahre Meridian aufgetragen tt, dieſe Unvoll- 
jtändigfeit nicht ohne Weiteres die Ungültigfeit der Muthung zur Folge 
hat, jondern ergänzt werden fann. Rekursbeſch. v. 22. Nov. 1872, 3. 
Bd. 13 ©. 561. 

9, Die Anforderungen, welchen die Muthungs-Situationsriffe im 
Einzelnen entjprechen müffen, ergeben ſich aus den Gejchäftsamvei- 
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jungen für die fongeifionirten Markjcheider ($ 190 Ben. 3). Außerdem 
iſt dieſer Gegenſtand näher geregelt durch eine bejondere Belanntmachung 
des Oberberg. Breslau v. 2. April 1870 (amtliche Ausg. der Berordn. 
v. 1888 ©. 72) und allg. Verfügung des Oberb. Clausthal v. 25. Febr. 
1885, 3. Bd. 26 S. 315. Auch die Feldmeſſer (Landmeijer) Haben fich 
nach diefen Vorjchriften der Bergbehörde zu richten. 

Hervorzuheben iſt aus den erwähnten VBorjchriften, daß der Fund— 
punft nur auf Grund einer von dem Markicheider an Ort und Stelle 
beionder8 ausgeführten Aufnahme aufzutragen und durch eine mit 
der Kompaßſtunde und der Meterzahl zu beichreibende gerade Linie 
gegen einen umverrüdbaren, möglichit nahe gelegenen Tagesgegenjtand 
zu orientiven it; daß ferner in demjenigen Landestheilen, in welchen 
verifizirtes Katajtermaterial zu erlangen ift, jolches den Situationsrifjen 
zu Grunde gelegt werden muß. Bergl. aud Art. 17 des bayer. Bergg. 

10. Die Größe des von dem Meuther begehrten Feldes it nicht 
mehr in Duadratlachtern, jondern in Quadratmetern anzugeben. Bergl. 
$ 27 Bem. 6. 

11. Die nad $ 17 Abi. 2 von den Oberbergämtern fejtgejehten 
und befannt gemachten Maßjtäbe für die Muthungs- Situationsriffe, 
welche den verjchiedenen Maßſtäben der größtentheils ſchon vorhandenen 
allgemeinen Weberjichtsfarten angepaßt werden mußten, find folgende: 

Bonn: 1. für die Kreiſe Siegen, Olpe, Altenfirchen und Neuwied 
($ 27 Nr. 1) 1:2000 der natürlichen Größe, 3. Bd. 6 ©. 503 (auch 
für Walde und Pyrmont, Bd. 10 ©. 151); 

2. für alle übrigen Theile des Oberbergamtsbezivts 1:10000, 3. 
Bd. 6 ©. 504, Bd. 9 ©. 42, 44, Bd. 16 ©. 334. 

Dortmund: 1. für die Negierungsbezirfe Minden und Münſter 
jowie die Landdroſteibezirke (jegigen Regierungsbezirke) Osnabrüd und 
Aurich 1:6400, 3. Bd. 9 ©. 47, Bd. 10 ©. 296, 297; 

2. für alle übrigen Theile des Oberbergamtsbezirts 1:3200, 3. 
Bd. 7 ©. 131, Bd. 10 ©. 2098. 

Clausthal: 1. für die Aemter Zellerfeld und Elbingerode, den 
Diteroder Stadtforjt und das Weichbild der Stadt Yauterberg, ſoweit 
es jih um Eijenerze handelt, 1: 3125; 

2. im Uebrigen für den ganzen Oberbergamtsbezirf 1:6250, 8. 
Bd. 9 ©. 45, 293, 298, Bd. 10 ©. 298, Bd. 16 ©. 3. 

Halle: für den ganzen Oberbergamtsbezirf 1:6400, 3. Bd. 7 
©. 130. 

Breslau: für den ganzen Oberbergamtsbezirf 1:4000, 3. Bd. 7 
©. 131. 

Muthungs-Situationsrifje, welche in einem anderen al3 dem vor- 
gejchriebenen Maßſtabe angefertigt find, werden zurückgegeben; die hier- 
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durch etwa entitchenden Nachtheile (Ungültigfeit der Muthung nach Ab— 
laut der jechstwöchentlichen Friſt) Hat der Muther fich jelbit zuzuschreiben. 

Diejelben Maßſtäbe jind auch bei Situationsrifjen für Anträge 
auf ‚seldesummwandlung ($ 215) anzuwenden. Leber den Maßſtab für 
Ktonjolidationsrifje iſt im Gejebe ($ 42) nichts beitimmt; die Oberberg: 
änter haben aber vorgeichrieben bezw. empfohlen, auch bei diefen Situa- 
tionsrijjen den vorangegebenen betreffenden Maßſtab oder einen zu dieſem 
in einem einfachen Verhältniſſe (I/,, 4/, ꝛc.) Itehenden Maßſtab zu wählen. 


Zu 8 18. 

1. Obwohl dem Muther unbenommen tt, jchon bei Einlegung 
der Muthung den Situationsrig mit einzureichen und auf demjelben 
jeine Angaben über Lage und Größe des begehrten Feldes zu machen, 
jo muß demjelben doch aus überwiegenden Zwecmäßigkeitsgründen eine 
angemefjene Friſt hierfür freigelafjen werden. Die Friſt von jechs Wochen 
it jo bemefjen, daß einerjeits der Zwed einer hinlänglichen Drientirung 
des Muthers über die zu wählende Feldeslegung erreicht werden fann, 
andererjeit8 aber die nach der früheren Gefeßgebung unvdermeidlichen 
häufigen Stollifionen zwilchen benachbarten Muthungen verhütet werden. 
Motive ©. 36. 

2. Nachdem die Annahme der Muthungen allgemein den Berg: 
revierbeamten übertragen worden it, fann auch die Einreichung des un- 
mittelbar zu der Muthung gehörenden Situationsriſſes mit Rechtswir— 
fung nur bei diefem Beamten erfolgen; durch Einreichung bei dem Ober: 
bergamte wird Die Friſt und das Hecht aus der Muthung nicht gewahrt. 
Erjtredt jich das begehrte Feld in zwei Bergrevtere, jo hängt, die Zu— 
jtändigfeit des Nevierbeamten von der Lage des Fundpunktes ab. 

3. Hinfichtlich der ſechswöchentlichen Friſt des $ 18 find folgende 
Grundſätze maßgebend: 

a. Die Friſt beginnt ($ 45 Th. I Tit. 3 A. 2. R) jtets mit dem 
auf den Tag der Präjentation der Muthung folgenden Tage, mithin 
auch dann, wenn eine Bervolljtändigung der Muthung (8 14) verlangt 
worden ift, nicht erjt mit Eingang der Vervollitändigung. 3. Bd. 6 
©. 582. 

b. Dem Muther kommt dev ganze legte Tag ($ 47 a. a. D.) zu 
ftatten, nicht bloß der Tagesabjchnitt bis zu der entiprechenden Stunde 
der PBräjentation der Muthung. Urt). des Obertr. v. 4. Juni 1875, 
3. Bd. 16 ©. 509, Entſch. Bd. 75 ©. 210. 

e. Eine Verlängerung der Friſt iſt unftatthaft; Rekursbeſch. v. 
4. April 1870, 3. Bd. 11 ©. 354. Sie kann auch dadurch nicht ver- 
längert werden, dal der Muther gegen einen die Muthung zurückwei— 
ienden Beſchluß Rekurs ergreift. Rekursbeſch. v. 22. Febr. 1873, 3. 
Bd. 14 ©. 260. 
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d. Die Frift iſt nur dann gewahrt, wenn die Präjentation des 
Situationsrijies vor Ablauf der Friſt thatjächlich jtattgefunden Hat; 
die bloße Abgabe und VBollzichung eines über den Situationsriß ſpre— 
chenden Poſtempfangsſcheines genügt nicht. Rekursbeſch. v. 28. Juni 
1866, 3. Bd. 7 ©. 394. 

4. Der gejeplichen Anforderung zur Einreichung des Situations- 
riſſes kann auch durch rechtzeitige ausdrüdliche Verweiſung auf einen 
bereit3 bei der zuftändigen Bergbehörde beruhenden Situationsrig genügt 
werden. Rekursbeſch. v. 22. Nov. 1871, 3. Bd. 13 ©. 132; Urth. des 
DOberl.-Ger. Kaſſel v. 29. Jan. 1883, des Reichsg. 29. Sept. 1883, 3. 
Bd. 25 ©. 392. 

5. Da ohne den Situationseig die Grundlage fir die Entjchei- 
dung über die Verleihung und über etwaige Kollifionen mit Dritten fehlt, 
jo kann die Muthung nicht aufrecht erhalten werden, ſondern ift als von 
Anfang an ungültig zu behandeln, wenn der Situationsrig binnen der 
ſechs Wochen überhaupt nicht eingereicht wird oder nicht den Erforder- 
niffen des S 17 entipricht und dem desfallfigen Mangel nicht noch vor 
Ablauf der Friit abgeholfen tt. $ 17 Bem. 6 u. 7; Beichluß des 
Oberb. Halle v. 11. Nov. 1885, 3. Bd. 27. S 243. Der Nevterbe- 
amte hat alsdann die ungültige Muthung zu löſchen, in Zweifelsfällen 
aber die Entjcheidung des Oberbergamts herbeizuführen. 

6. Es war ftreitig, ob die Feldesſtreckung, welche innerhalb der 
jecchswöchentlichen Friſt erfolgt, auf den Zeitpunkt der PBräjentation der 
Muthung mit der Wirkung zurücdzubezichen jet, daß der Muther nur 
das zu dieſer Zeit bergfrei geweſene, nicht aber das erjt jpäter in der 
Zeit zwiſchen Präfentation der Muthung und dem Tage der Feldes: 
jtredung bergfrei gewordene Feld in Anjpruch nehmen könne. Die Frage 
ijt richtig dahin entjchieden worden, „daß cs bei einer an fich gültigen 
Muthung darauf, ob das begehrte Feld vor defjen Stredung bergfrei 
oder überdeckt war, nicht ankommt; daß vielmehr der Nechtszujtand zur 
Zeit der Feldesjtredung allein und dergejtalt entjcheidend iſt, daß 
legtere auf das Muthungsterrain inſoweit, als dieſes zur Zeit ihrer 
Vornahme im Bergfreien liegt, ausgedehnt werden kann.“ Nekursbeich. 
v. 14. Jan. 1868, 3. Bd. 9 ©. 196; Urth. des Appell.-Ger. Frankfurt 
a. D. v. 27. Mai 1869, des Obertr. v. 25. Febr. 1870, 3. Bd. 11 
S. 290, Striethorjt Bd. 76 ©. 364. 

7. Die Verpflichtung des Muthers, den Situationsrig im zwei 
Eremplaren einzureichen, hat den Zweck, dem Muther mit der Berlei: 
hungsurkunde ein Beweiseremplar zurüdzugeben ($ 33). Die Nichter- 
füllung diefer Verpflichtung fann zwar nicht den Berlujt der Muthung 
zur ‚Folge haben, berechtigt aber die Bergbehörde, das zweite Eremplar 
auf Koſten des Muthers durch einen konzeſſionirten Marficheider an: 
fertigen zu laffen und die erwachienden Koſten nöthigenfalls® im Ver— 
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waltungszwangsverfahren (8 194) einzuzichen. Vergl. auch Art. 18 des 
bayer. Bergg. 
3n $ 19. 


1. Für die Enticheidung von Stollifionen zwijchen benachbarten 
Muthungen fehlten hinreichende gejegliche VBorjchriften, was vielfache 
Streitfragen und verwidelte Prozejje zur Folge hatte. Zur Befeitigung 
dieſes erheblichen Mangels beitimmt der $ 19, dat eritens der Muther 
die Lage und Größe des begehrten Feldes jpäter nur noch innerhalb der 
fartirten Grenzen abändern darf, und daß zweitens Ddiejes Feld für die 
Dauer der Gültigkeit der Muthung und zwar vom Zeitpunfte der Prä— 
jentation derjelben ab gegen Muthungen Dritter gejchloffen iſt. Beide 
Beitimmungen ftchen zu einander in Wechjelwirfung, indem der Muther 
zwar auf ein Feld mit feiten, nach außen hin unveränderlichen Grenzen 
beichränft, in dieſem Felde aber auch gegen nachtheilige Störungen durch) 
benachbarte Muther geihügt it. 

2. Auch nad) den Grundjägen des älteren Bergrechts durfte der 
Muther die Grenzen des begehrten Feldes nicht nachträglich zum Nach— 
theil Dritter, jelbjt eines jüngern Muthers abändern. Urth. des Obertr. 
v. 11. Juni 1852, Striethorit Bd. 5 ©. 312, v. 26. Febr. 1869, 3. 
Bd. 10 ©. 399, v. 1. Mai 1874, Entſch. Bd. 72 ©. 115. Um den 
Zweck vollitändig zu erreichen, it im $19 Abi. 1 jede über die fartir- 
ten Grenzen des begehrten Feldes hinausgehende Abänderung unbedingt 
und ohne Rückſicht auf die Nechte Dritter ausgejchlofien. Diejem Ber: 
bote ſteht Übrigens nicht entgegen, daß der Muther nachträglich auf 
einen Theil des begehrten ‚Feldes verzichtet, um auf einen inzwiſchen hier 
gemachten Fund eine zweite Muthung einzulegen. Klojtermann, 3. 
Bd. 24 ©. 331. Vergl. auch $ 162 Bem. 2. 

3. Wie durch die Worte des Abi. 2 „das gejeglich begehrte” Feld 
außer Zweifel gejtellt it, tritt die Wirkung der Feldesichliegung nur 
dann ein, wenn die Muthung vechtsgültig it und das begehrte und far: 
tirte Feld den gejeßlichen Beitimmungen entjpricht. Demgemäß it das 
Feld einer wegen mangelnden Fundes ungültigen (blinden) Muthung 
gegen Muthungen Dritter nicht geichlofjen; letztere find vielmehr auf 
das Feld zuläjfig, auch bevor der die blinde Muthung zurüchveijende 
Beichluß endgültig geworden iſt. Rekursbeſch. v. 13. Febr. u. 14. Nov. 
1867, 3. Bd. 8 ©. 114, 546. Desgleichen hat das Begehren eines 
Feldes, defjen Ausdehnung die gejegliche Marimalgröße ($ 27) überjteigt, 
nicht die Wirkung der Feldesjchliegung gegen Muthungen Dritter, und 
zwar mangelt diefe Wirkung dem ganzen, in zu großer Ausdehnung be: 
gehrten Felde. Rekursbeſch. v. 4. Febr. 1876, 3. Bd. 17 ©. 111; 
Urth. des Obertr. v. 13. Mai 1878, 3. Bd. 20 ©. 108. 

Uebrigens iſt das gejeßlich begehrte Feld einer Muthung nur ges 
gen ſolche Meuthungen Dritter gejchlofjen, welche dajjelbe Mineral 
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betreffen, nicht auch gegen Muthungen auf andere Mineralien ; Dies 
ergiebt fich mit Nothiwendigfeit aus dem gejeglichen Begriffe der Mu— 
thung. Rekursbeſch. v. 4. Sept. 1869, 3. Bd. 11 ©. 354. Demgemäß 
it das Feld einer Muthung auf Spolquellen gegen die Muthung eines 
Dritten auf Steinjalz und umgekehrt nicht geſchloſſen. Urth. des Neichsg. 
v. 2. Febr. 1883 (Eljaß-Lothr.), 3. Bd. 24. ©. 517. 

4. Die Zurüdbeziehung der Feldesſchließung auf den Zeitpunkt der 
PBräjentation der Muthung (Abi. 3) entipricht ebenfalls der rechtlichen 
Vedentung der Muthung und nicht minder dem praftiichen Bedürfniſſe. 
Durch Bewilligung der jechswöchentlichen Frift zur Erklärung über die 
Lage und Größe des begehrten Feldes hat das auf der Muthung be- 
ruhende Recht zur Feldeslegung nicht eingejchräntt, jondern dejjen zwed- 
mäßige Ausübung erleichtert werden jollen. Der Muther darf daher 
nicht der Gefahr ausgejeßt jein, in der Zwilchenzeit durch jüngere Mu— 
ther in der freien Wahl jeines Feldes bejchränft zu werden. Erft die 
Zurüdbeziehung der Feldesſchließung wird dem Rechte und Interefje des 
Muthers vollkommen gerecht. 

5. Die ausſchließende Wirkung der Feldesſchließung den Muthun— 
gen Dritter gegenüber beſteht zunächſt darin, daß, wenn der Fund— 
punkt einer jüngeren (micht nach $ 24 bevorrechteten) Muthung inner: 
halb des gejchlojjenen Feldes Liegt, dieje Muthung von Anfang an uns 
gültig it und nicht auflebt, wen etwa das Feld der älteren Muthung 
wieder bergfrei wird. Hierbei fommt e3 nicht darauf an, ob der Fund 
der jüngeren Muthung erjt, nachdem der ältere Muther jeine Feldes— 
jtrefung vorgenommen bat, oder jchon vorher, in der Zeit zwißchen der 
Präjentation der älteren Mutdung und der Feldesſtreckung für diejelbe, 
gemacht iſt. Im einen wie anderen Falle iſt die jüngere Muthung als: 
bald zurücdzumeiien. Bergl. $ 15 Bem. 13 u. 18. 

Weiter Hat die zeldesichliegung die Wirkung, daß, wenn das Feld 
einer jüngeren (nicht nad) $ 24 bevorrechteten) Muthung, deren Fund» 
punft außerhalb des gejchlojjenen Feldes liegt, in letteres hinein ge— 
ſtreckt wird, dieje Feldesſtreckung, joweit die Ueberdeckung jtattfindet, un- 
zuläjfig und unwirkſam ijt, und zwar auch dann, wenn der jüngere 
Muther jein Feld in der ‚Zeit zwiichen der Präjentation der älteren 
Muthung und der Seldeslegung für diejelbe geftredt hat. Derartige 
Kollifionen werden in der Regel erft bei der Schlußverhandlung (88 28, 
29) zur Erörterung fommen. 

6. Aus der Zuricbeziehung der Feldesſchließung auf den 
Zeitpunkt der Präſentation der Muthung folgt nicht, daß auc) die Fel— 
deslegung und deren Zuläffigkeit auf diefen Zeitpunkt zurüdbezogen 
werden müßte. Vergl. $ 18 Bem. 6. 


Zu $ 20. 
1. Bereit3 durch die Min.-Verfügung v. 31. März 1852 8 29, 
8 
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378.9. u S⸗Weſen Bd. 1 ©. 41, wurde die Anlegung befonderer 
„Muthungsslleberfichtsfarten” angeordnet und bejtimmt, daß auf den- 
jelben das Feld einer jeden Muthung jogleich nach deren Einlegung zu 
verzeichnen ſei. Diefe amtlichen Ueberjichtsfarten, auf welche auch ſämmt— 
liche Bergwerfsfelder aufgetragen werden, gewähren den Vortheil, daß 
mit Leichtigkeit und Sicherheit ermittelt werden fann, ob und inwieweit 
ein Gebiet mit Muthungs- und Bergwerfsfeldern bededt iſt und wie 
die Felder zu einander liegen. Dieje zwedmäßige Einrichtung it deßhalb 
zu einer gejeßlichen erhoben und zugleich für das Publikum dadurch nut; 
bar gemacht, daß die Karten öffentlich find. 

2. Die Muthungs-Weberjichtsfarte beſitzt nicht die Beweiskraft 
der Driginal:Situationsrifje, von welchen die Muthungs- und Bergwerfs- 
felder übernommen find; dieſe rechtliche Bedeutung hat das Gejeß der 
Karte nicht beigelegt und nicht beilegen wollen. Bergl. $ 15 Bem. 13. 

3. Die Deffentlichfeit der Muthungs-Ueberfichtsfarte hat die Be- 
deutung, daß die „Einficht“ derjelben und zwar während der Dienjt- 
itunden ($ 13 Bem.b) im Dienftlofal einem Jeden auf Verlangen ge- 
ftattet werden muß. Dagegen bejteht feine Verpflichtung für die Berg- 
behörde, Kopieen oder Auszüge aus der Meberfichtsfarte zu ertheilen oder 
entnehmen zu lajfen; ob und unter iwelchen bejonderen Umständen dies 
zu geftatten ijt, hängt im Einzelfalle von der Beltimmung des Ober: 
bergamts3 ab. Vergl. auch Achenbach, Ueber die Deffentlichfeit von 
Akten ꝛc. 3. Bd. 10 ©. 103. 

4. Die Auftragung der Muthungsfelder auf die Ueberfichtsfarte 
liegt inftruftionsmäßig dem Wevierbeamten ob. Sie muß „gleich nach 
Eingang” des betreffenden Situationsriffes in Blei erfolgen, während 
die endgültige Auftragung des Feldes nach erfolgter Verleihung dem 
DOberbergamtsmarficheider vorbehalten bleibt. 


Zu & 21. 

1. Die weiteren Berjuchsarbeiten, zu welchen der Muther noch 
vor der Verleihung befugt ift, bilden in der Negel die Fortjegung vor: 
angegangener Schürfarbeiten und werden deßhalb auch gejeglich als jolche 
behandelt; auf fie finden die SS 3 bis 11 umd Hinfichtlich der Berg— 
ichäden der $ 152 ebenfalls Anwendung; vergl. $ 6 Dem. 4. 

2. Die Ermächtigung zur Vornahme der für die marfjcheiderische 
Beitimmung eines Fundpunktes nothwendigen Arbeiten kann dem Mu— 
ther von dem Grundbefiger nicht verfagt werden. Rekursbeſch. v. 24. Juli 
1886, 3. Bd. 27 ©. 399. 

Dritter Abfchnitt. 
Dom Berleihen. 


Der dritte Abjchnitt, welcher das die Verleihung des Bergwerks— 
eigenthums betreffende materielle Necht und in jeinen Grumdzügen das 
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Berleihungsverfahren, ſowie die hiermit verfnüpften Nechtswirkungen 
feitjtellt, beruht auf folgenden Grundſätzen (Motive ©. 37, 38): 

„Die rechtsgültige Muthung begründet einen Nechtsanjpruch auf 
Verleihung des Bergwerkseigenthums in einem den Vorjchriften des Ge— 
jees entiprechenden ‚Selde. Klagbar iſt diefer Anjpruc nur gegen Den- 
jenigen, welcher dem Muther einen privatrechtlichen Anſpruch entgegen= 
jet, nicht aber gegen die dag Hoheitsrecht ausübende Staat3behörde. 
Ktollidirende Muther vangiren in der Weife, daß der jüngere Muther, 
wenn er im Sinne des Geſetzes Finder it, auf Grund des Erjtfinder- 
rechts dem älteren Muther vorgeht, in allen übrigen Fällen aber die 
ältere Muthung das VBorrecht vor der jüngeren bat. Form und Größe 
des Feldes find gewiſſen gejeglichen Regeln unterworfen, im Uebrigen 
aber lediglich von der Beitimmung des Muthers abhängig.“ 

„Die Enticheidung über die Verleihung und die Verleihung jelbit 
erfolgen durch die Bergbehörde nach einem gejeglich geregelten Verfahren. 
Ueber Kollifionen mit den Rechten dritter Muther oder Beliehener fin- 
det vor der Verleihung ein fontradiftoriiches Verfahren vor der Berg— 
behörde jtatt. Dieje enticheidet darüber durch einen Beichluß, gegen 
welchen dem abgewiejenen Theile der Rechtsweg binnen einer Präflufiv- 
friit von drei Monaten offen jteht. Erjt nach Bejeitigung der Kolli- 
fionen wird die Verleihungsurkunde ausgefertigt und publizirt. Die 
Publikation hat für Muther (und in einem bejtimmten alle auch für 
bereits Beliehene), welche noch Vorzugsrechte auf das publizirte Feld 
zu haben glauben, ohne in dem Verleihungsverfahren hierüber gehört 
zu jein, die Wirkung, daß die vermeintlichen VBorzugsrechte bei Vermei— 
dung des Verluftes derjelben binnen drei Monaten gegen den Beliehenen 
gerichtlich verfolgt werden müſſen. Durch erfolglojen Ablauf der Friſt 
wird das verlichene Bergwerfseigenthum von allen etwaigen Anz und 
Einjprüchen der vorbezeichneten Art frei.“ 

Dieje Grundjäge enthalten eine Reihe ebenſo nothwendiger wie ein- 
greifender Berbefjerungen des älteren Bergrechts. 


Zn 8 22. 

1. Der Rechtsanſpruch des Muthers auf die Verleihung ($ 22) 
bezeichnet die am Tiefjten gehende VBerjchiedenheit des neueren und, ab— 
gejehen von partifularrechtlichen Ausnahmen, auch des älteren deutjchen 
Bergrechts von dem franzöjiichen. „Zur Nechtfertigung diejes Rechts— 
anſpruches — heit e3 in den Motiven ©. 38 — braucht nicht auf das 
für den deutjchen Bergbau jeit Jahrhunderten beitchende Bedürfniß eines 
jolchen Grundſatzes, jondern nur auf die nahe liegenden Erjcheinungen 
in der neuejten Entwidelung des rechtsrheinischen Bergbaues hingewieſen 
zu werden. Denn betrachtet man die zahlreichen Entdedungen nutz— 
barer Minerallagerjtätten, die ausgedehnte Aufnahme neuer Bergwerfe 
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und die durch alle Schichten der Bevölkerung gehende Betheiligung an 
Bergbauunternehmungen, jo läßt ſich nicht leugnen, daß diejes industrielle 
Leben, welches, abgejehen von vorübergehenden ungefunden Auswüchjen 
und Webertreibungen, als cin jehr erfolgreiches anerkannt werden muß, 
wejentlich durch den gejicherten Rechtsanipruch auf Verleihung gefördert 
worden ijt.” Vergl. auch oben ©. 84 Bem. 3. 

2. Gegenüber dem Rechtsanipruche auf Verleihung geftattet das 
Geſetz nicht, diefelbe aus polizeilichen Rüdfichten zu verjagen, 3. B. 
innerhalb der „Brunnenfelder“ im vorm. Herzogthum Naſſau. Vergl. 
$4 Bem. 8 umd wegen ähnlicher Berhältnifje Rekursbeſch. v. 17. Juli 
1871 ($ 27 Bem. 7n) und v. 20. Schr. 1873 (8 244 Ben. 1). 


Zu & 23. 

1. Bekanntlich wurde jchon nad) dem älteren Rechte dem Muther 
ungeachtet der theilweije privatrechtlichen Auffafjung des Bergregals ein 
Klagerecht gegen den Staat zur Geltendmachung feines Rechtsanfpruches 
auf Verleihung nicht zugeftanden. Diejer Grundjag mußte um jo mehr 
aufrecht erhalten werden, als das Berggeſetz die lediglich in das Gebiet 
des öffentlichen Rechts gehörigen Hoheitsrechte an die Stelle des Berg- 
regals gejett hat. Dagegen it die Stlagbarkeit des Nechts aus der 
Muthung gegen dritte Konkurrenten unbedenklich, indem der Streit zwi— 
ichen dieſen Perſonen fich lediglich auf privatrechlichem Gebiete bewegt. 
Motive ©. 38. Die Tragweite des hierauf beruhenden $ 23 gab in 
der Kommilfion des Herrenhaufes (Bericht ©. 18) zu Erörterungen 
Anlaß, wurde aber dahin Flargejtellt, daß, wie nach den Fundamental: 
jägen unſeres Staatsrecht3 der Anſpruch auf Verleihung im Nechtswege 
nicht gegen die verleihende Behörde geltend gemacht werden könne, ebenjo 
unzweifelhaft die Verleihung nicht willfürlic) von der Bergbehörde ver: 
weigert werden dürfe, jondern dieſer das Geſetz ebenjo zur Norm dienen 
müſſe wie dem Richter, und daß gegen eine etwaige ungerechtfertigte 
Verweigerung der Berleihung jeitens des Dberbergamts der Rekurs an 
den Reſſortminiſter Abhülfe gewähre. 

In diefem Sinne hat auch die Praris den $ 23 jtets aufgefaßt. 
Während einerjeits die Gerichtshöfe daran fejthalten, daß die verleihende 
Bergbehörde nicht als Prozehpartei in Anjpruch genommen werden fann, 
indem die Bergbehörden „bei der im $ 12 ihnen übertragenen Leitung 
der Erwerbung eines Bergwerfs jeitens einer Privatperſon in ihrer 
Eigenjchaft als Verwalter jtaatlicher Hoheitsrechte thätig“ ſind (Arth. 
d. Obertr. v. 4. Juni 1875, 3. Bd. 16 ©. 513, Entſch. Bd. 75 ©. 217), 
ift andererjeits von den Bergbehörden niemals angeziweifelt worden, daß 
die Verleidung nicht anders als aus gejeglichen Gründen verfagt werden 
darf. Bergl. auch Wachler, 3. Bd. 10 ©. 15. 

2. Die Ausübung des Klagerechts des Muthers hängt davon ab, 
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dat die Muthung von der Bergbehörde gänzlich zurückgewieſen oder 
doch nicht fo, wie der Muther es begehrt, zugelaffen ift, und daß außer: 
dem „die Behauptung eines bejjeren Rechts“ entgegengejegt wird; denn 
nur dann it ein Prozeßgegner vorhanden, gegen welchen auf Anerfen- 
nung des Anjpruches aus der Muthung geklagt werden kann, während 
im anderen Falle diejer Anſpruch nur im Verwaltungswege zu verfol- 
gen bfeibt. Im Uebrigen fommt es zur Begründung des Klagerechts 
nicht darauf an, aus welchem Grumde die Bergbehörde eine Muthung 
zurüdgewiejen hat. Der Rechtsweg ift auch dann zuläffig, wenn die 
Zurücdweilung nicht wegen entgegenjtehender Nechte Dritter, jondern 
wegen des Mangels jonjtiger gejeglicher Erforderniffe der Muthung er: 
folgt iſt. Ferner kann der von der VBergbehörde zurückgewieſene Muther 
zur Klage jchreiten, jobald ein Dritter gleichzeitig oder jpäter denjelben 
Muthungsgegenitand in Anjpruch nimmt; er braucht nicht abzuwarten, 
bis die Verleihung an den dritten Muther erfolgt ift. Vergl. Urth. d. 
Dbertr. v. 4. Juni 1875 (vorft. unter 1). 

Nach Art. 23 des württemb. Bergg. ſteht dem Muther, welcher 
nicht gerichtlich Klagen kann, weil ihm „die Behauptung eines befferen 
Rechts“ nicht entgegengejegt tft, das Necht der Beſchwerde von dem 
Reſſortminiſter an den k. Geheimenrath zu; vergl. auch Art. 189. 

3. In den Prozeffen über Muthungsansprüche haben die Ge: 
richte alle Vorfragen, von welchen die Feititellung des beanjpruchten 
beſſeren Rechts abhängt, jelbititändig zu beurtheilen und zu enticheiden, 
joweit die ‚Fragen nicht der ausjchließlichen Zuftändigfeit der Oberberg: 
ämter vorbehalten jind. $ 15 Bem. 11. 

4. Das Klagerecht des Muthers ift an furze Friſten gebunden. 
Hat die Bergbehörde über den Anspruch aus der Muthung entjchieden, 
jo muß der Nechtsweg von dem mit der Entjcheidung nicht zufriedenen 
Muther binnen der dreimonatlichen Friſt des $ 31 beichritten werden. 
Iſt dagegen eine Enticheidung der Bergbehörde über die Muthung aus 
irgend einem Grunde nicht ergangen, jo hat der Muther fein vermeint- 
lich bejjeres Recht gegen den betreffenden Bergwerfseigenthümer binnen 
der dreimonatlichen Friit des 8 35 gerichtlich geltend zu machen. 

Diefelbe kurze Friſt ımd nicht, wie Klojtermann Anm. 54 Nr. 5 
annimmt, die gewöhnliche Verjährungsfrijt, würde auch im dem wohl 
nur äußerſt jelten eintretenden Falle in Betracht fommen, daß ein Mu- 
ther, welcher zur Zeit der Zurückweiſung feiner Muthung durch die 
Bergbehörde fein Klagerecht hatte, weil ihm Rechte Dritter nicht ent: 
gegenitanden, jpäter im die rechtliche Lage verjett wird, gegen einen neuen 
‚ Muther Hagbar zu werden umd nun ein vermeintlich befferes Necht aus 
der zurüdgewiejenen Muthung geltend zu machen. 

5. Die Klage des Muthers gegen den Muther oder Bergiverfs- = 
eigenthümer, welcher ihm die Behauptung eines bejjeren Rechts entgegen: 
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jetzt, gehört ausschließlich in den dDinglichen Gerichtsitand; 825 C. P. O. 
Urth. d. Reichsg. v. 14. April 1888, 3. Bd. 29 ©. 401; vergl. oben 
S. 84 Bem. 3 u. $ 31 Bem. 11. 

Auch jchon nach dem älteren (preußtichen, gemeinen und rheinischen) 
Prozekrechte war dies der Fall. Urth. des Obertr. v. 19. Mär; 1858 
u. 7. März; 1859, Entich. Bd. 38 ©. 341, Bd. 40 ©. 279; Urth. des 
Juſtizſen. v. 26. Jan. 1860, 3. Bd. 1 ©. 234; Urth. des Landg. Aachen 
v. 23. Dez. 1868, 3. Bd. 10 ©. 411. Bergl. auch Klojtermann Anm. 
53b u. Ueberjicht der bergr. Entich. S. 105; Achenbach, Deutjches 
Bergredt ©. 429; Baron, 3. Bd. 19 ©. 54. 


3u & 24. 

1. Mit dem Finderrechte bejchäftigt jich das Bergg. nur im $ 24. 
Zum richtigen Verſtändniſſe diefer furzen, aber für die Erwerbung des 
Bergwerfseigenthums wichtigen Bejtimmung dienen die hier unverfürzt 
wiedergegebenen Ausführungen der Motive ©. 39, 40: 

„Die Priorität unter fonfurrivenden Muthern muß gejeglich 
geordnet werden. Im dieſer Beziehung fommt zunächſt das Finder— 
recht, Necht des erjten Finders, in Betracht, welches ebenjo wie der 
Kechtsanjpruch des Muthers auf den ältejten Grundanjchanungen des 
deutichen Bergrechts beruht und darin bejtcht, daß der Finder als jol- 
cher mit jeiner Muthung denjenigen Muthungen vorgeht, welche in der 
Zeit zwijchen feinem Funde und der Einlegung feiner Muthung zur 
Präſentation gelangen. Daß diejes Vorrecht aufrecht erhalten bleibt, 
iit vollkommen gerechtfertigt, weil die erite Bedingung der Verleihung 
in einem bergrechtlichen Funde beiteht und der Finder daher die natür- 
liche nächite Anwartjchaft auf die Verleihung hat, und weil auferdem 
in dieſem VBorrechte ein wirkſames Mittel enthalten it, um zu Schürf: 
unternehmungen aufzumuntern. Das deutjche Finderrecht gewährt außer: 
dem einen fejten, dem hergebrachten Rechtszuſtande entiprechenden An: 
haltspımft für die Enticheidung über follidirende Bewerbungen. 

Das Bergg. hat deshalb dem Finderrechte in feiner urjprünglichen 
Geſtalt den Vorzug gegeben jowohl vor dem Syfteme des franz. Bergg,, 
welches dem Finder ein Borzugsrecht und überhaupt einen Rechtsanſpruch 
auf die Konzejfion nicht zugejteht, als auch vor der neueren Theorie 
des ſächſ. und des öſterr. Bergg., nad) welcher jchon dem Schürfichein- 
inhaber bezw. dem Freiſchürfer ein Vorzugsrecht auf die Verleihung 
zuſteht.“ 

„Zur Begründung des Finderrechts erfordert der $ 24 zunächſt 
einen bergrechtlichen Fund, aljo die Entdeckung eines unter das Berge. . 
fallenden Minerals auf feiner natürlichen Ablagerung. Das zweite Er: 
forderniß beiteht im der rechtzeitigen Anmeldung des Fundes in der 
Form der Muthung. Denn wenngleich das Finderrecht auf dem Funde 
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als folchem beruht und feiner Wirkung nach auf den Zeitpunkt des Fun— 
des zurückbezogen werden muß, jo ijt doch andererjeits die Muthung als 
diejenige Form erforderlich, in welcher der Finder die Abficht, feinen 
Fund zu verfolgen und die Verleihung zu erlangen, bergrechtlich Fund: 
geben muß. Auch muß dieje Kundgebung binnen einer gejeglichen Friſt 
erfolgen, weil e8 fich um Geltendmachung eines Vorzugsrechts handelt, 
welches zum Nachtheile anderer Muther nicht auf ungewifje Zeit in der 
Schwebe erhalten werden darf"... .. 

„Das Bergg. hat inde nicht jeden Finder, welcher den vorer- 
wähnten Erfordernifjen nachkommt, als bergrechtlich bevorzugten Fin- 
der anzuerkennen, jondern diejes Vorrecht nur gewiſſen Findern zuzu— 
Iprechen und namentlich den zufälligen Fund nur in bejtimmten Fällen 
dem beabjichtigten Funde gleichzuftellen. Da nämlic) das Finderrecht 
zur Belebung und Förderung von Aufjuchungsarbeiten dienen joll, jo 
fann ein Anfpruch auf dafjelbe zunächjt nur Demjenigen zugefichert 
werden, welcher in der Abjicht, ein Mineralvorfommen zu entdeden, ra: 
tionelle, den Vorjchriften des Geſetzes nicht zuwiderlaufende Schürfars 
beiten unternimmt. Dagegen trifft diejer Gelichtspunft bei dem zufäls 
ligen Finder nicht zu, vielmehr muß das Finderrecht bei diefem durch 
anderweitige bejondere Gründe motivirt werden.“ 

„Hiernach find im $ 24 als bevorrechtete Finder behandelt: 

1. Wer durch Schürfarbeiten, welche nad) Vorſchrift des Geſetzes 
unternommen jind, ein Mineral auf jeiner natürlichen Ablagerung ent- 
det. Ausgejchlofjen it hierdurch derjenige, welcher gegen die Vorſchrift 
des Geſetzes, aljo namentlich an Orten, wo nicht gejchürft werden darf, 
oder auf fremdem Grund und Boden wider Wiſſen und Willen des 
Grundbefigers und ohne Ermächtigung der Behörde Schürfarbeiten aus: 
geführt und auf dieſe Weile einen Fund gemacht hat. Denn es erjcheint 
unangemefjen, die Erfolge jolcher geſetzwidriger Handlungen mit einem 
Vorzugsrechte zu belohnen. Ein jolcher Finder würde nur, wie jeder 
andere Muther, als jolcher aus einer gültigen Muthung Rechte eriver: 
ben können. 

2. Wer auf eigenem Grund und Boden findet, ohne Rückjicht 
darauf, ob fein Fund jid) auf vorgängige Schürfarbeiten gründet oder 
ein zufälliger it. Denn der Grumdeigenthümer bewegt ſich in jedem 
alle in den Grenzen jeines Nechts, und überdies würde hier die Schei- 
dung zwiſchen beabjichtigtem und zufälligem Funde jchon deihalb un— 
thunlich fein, weil die Abjicht, in welcher der Grundeigenthümer Arbeiten 
auf oder unter jeinem Grundſtücke unternommen hat, häufig gar nicht 
nachzuweiſen iſt. 

3. Wer in ſeinem eigenen Grubengebäude findet, alſo namentlich 
eine Minerallagerſtätte mit ſeinem Grubenbau anfährt, auf welche noch 
fein Bergwerkseigenthum erworben it. Das Finderrecht des Berg: 


120 Zweiter Titel. Bon der Erwerbung des Bergwertseigenthums, [5 24 


werfseigenthümers beruht auf denjelben Erwägungen, welche für das- 
jenige des Grundeigenthümers jprechen, ſowie darauf, daß durch diejes 
Finderrecht der Schuß des Bergwerkseigenthümers bei dem Betriebe 
jeines Bergwerks erhöht wird. Das Finderrecht iſt hier an die Stelle 
des nach der älteren rechtsrh. Gejeggebung mit dem „Ueberfahren“ ver: 
bundenen VBorzugsrechts getreten, welches zwar auch auf dem Finder- 
rechte beruhte, zu deſſen Ausübung aber der Ueberfahrende erit auf ein 
destalljige „Angebot“ verpflichtet war. Diejes Angebot beizubehalten, 
erichien nicht nothiwendig, da das Finderrecht auch für diejen Fall aus— 
reichenden Schuß gewährt.“ 

„Anderen zufälligen Findern als denjenigen, welche unter den 
Fällen 2 und 3 mit begriffen find, räumt das Bergg. das Finderrecht 
nicht ein, weil ein innerer Grund Hierzu nicht vorliegt, zumal der zu— 
fällige Finder, jobald er muthet, jedenfalls den Rechtsanſpruch ala Mu— 
ther ungejchmälert behält. Außerdem fallen die Fälle, in welchen der 
Beweis des Fundes mit Schwierigfeiten verfnüpft zu jein pflegt und zu 
Streitigfeiten Anlaß giebt, im Wejentlichen weg, jobald das Finderrecht 
auf die vorbezeichneten zufälligen Funde bejchränft wird. Auch fehrt 
das Geſetz hiermit zu der älteren, fachlich mehr begründeten Auffaſſung 
des Finderrechts zurücd, indem erjt die neuere Theorie dazu übergegan- 
gen iſt, jedem zufälligen Funde das Vorrecht des Finders beizulegen.“ 

2. Nach vorstehenden Motiven it, abgejehen von den bejonderen 
Erwägungen, auf welchen die Berüdfichtigung gewiſſer zufälliger 
Finder beruht, das FFinderrecht im Bergg. aus zwei Gründen aufrecht 
erhalten, nämlich aus dem rechtlichen, daß der Entdeder die nächite An- 
wartjchaft auf die Verleihung hat, und aus dem wirthichaftlichen, daß 
dieſes Vorrecht zu bergbaulichen Unternehmungen anzuregen geeignet ift. 
Beide Berveggründe theilt das Bergg. mit der älteren Geſetzgebung, und 
es fann nicht zugegeben werden, daß die Zurüdführung des Finderrechts 
auf jenes wirthichaftliche Motiv hiſtoriſch unrichtig jei und praktisch zu 
falichen Schlußfolgerungen führe (Klojtermann Anm. 55). Belannt- 
lich legten die Bergordnungen und Bergfreiheiten bejonderen Werth dar- 
auf, die Schürfluft zu beleben, und hierzu diente vorzugsweile die Be— 
günftigung des Finders durch das Finderrecht und nicht jelten noch 
durch andere Vortheile, 3. B. den Finderlohn. Es ift nicht abzujchen, 
wie aus dieſem Gefichtspunfte umrichtige Folgerungen für die Anwen— 
dung des Finderrechts hergeleitet werden fönnten, und im Uebrigen 
Ipricht das Bergg. fich jo bejtimmt darüber aus, was zur rechtlichen 
Begründung des Finderrechts gehört, daß es der Zuhülfenahme irgend 
einer civilrechtlichen Theorie nicht bedarf. Vergl. $ 15 Bem. 3. 

3. Nicht jedem an fich gültigen und zur Begründung einer Mu— 
thung geeigneten Funde ($ 15), jondern nur den Funden des gejeßlichen 
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Schürfers, des Grund- und des Bergwerfseigenthiimers legt das Bergg. 
das Finderrecht bei. Alle jonjtigen Funde begründen fein Finderrecht. 
Das Finderrecht charakterijirt jich als „Vorrecht“ des jlingeren 
Muthers, welcher Finder im Sinne des $ 24 ift, gegenüber dem älteren 
Muther, welcher nicht Finder in dieſem Sinne it. Es beiteht darin, 
daß, wer al3 gejeglicher Schürfer, Grund oder Bergwerfseigenthiimer 
einen gültigen Fund macht und auf denjelben innerhalb einer Woche 
Muthung einlegt, Demjenigen vorgeht, welcher in der Zeit zwischen 
diejem Funde und diefer Muthung jeinerjeits Muthung einlegt, aber 
nicht zu den nach $ 24 bevorrechteten Findern gehört. Die rechtliche 
Wirkung it alsdann die, daß die Muthung des bevorrechteten Finders 
auf den Zeitpunft des Fündigwerdens zurückbezogen wird, jo daß fie 
nach dem alten Sate: „Der erite Finder, der erjte Muther“ troß ihres 
jüngeren Präjentatums der älteren Muthung vorgeht. Darauf, ob die 
ältere Muthung fi) auf den nämlichen oder einen anderen, vermöge 
feiner Lage zu SKollifionen führenden Fund gründet, fommt es hierbei 
nicht an. Lediglich in diefem an beitimmte Borausjegungen gefnüpften 
Vorrechte eines jüngeren Muthers beitcht das Finderrecht des Bergge- 
jeßes; ein noch nach anderen Richtungen rechtlich wirfjames Finderrecht 
fennt dag Gele nicht; der Fund hat im Uebrigen eine bergrechtliche 
Bedeutung nur als nothwendige Grundlage für die Muthung. 

Die Reihenfolge der diejes Finderrecht bedingenden Thatſachen ijt 
demnach: zuerjt ein gültiger Fund eines nach 8 24 bevorrechteten Fin— 
ders, jodann die Muthung eines nicht zu den Findern des $ 24 gehö- 
renden Dritten, endlich und zwar innerhalb der eimvöchigen Friſt die 
Muthung jenes bevorrechteten Finders. Wo die thatjächlichen Verhält— 
nifje nicht genau jo liegen, ijt zwijchen Eonfurrirenden Muthern von einem 
Borrechte aus dem Funde gemäß $ 24 nicht die Nede, aljo namentlich 
dann nicht, wenn die Muthung des Dritten bereits eingelegt war, bevor 
der jüngere Muther jeinen Fund gemacht hatte. 

Da ferner das Vorrecht aus dem Funde nur gegen jolche Muther 
bejteht, welche nicht zu dem Findern im Sinne des $ 24 gehören, jo 
jind Die Fälle, in welchen bevorrechtete Finder unter einander fon: 
furriren, nicht nach $ 24, jondern nach der Vorjchrift des $ 25 zu ent- 
icheiden, daß „in allen übrigen Fällen“ die ältere Muthung der jüngeren 
vorgeht. Hier hängt daher das bejjere Necht lediglich von dem durch) 
das Bräjentatum beitimmten Alter der Muthung ab, und es macht 
feinen Unterſchied, ob die Konkurrenten gleichzeitig oder nach einander 
fündig geworden find. Demnach muß die Anficht der Kommiſſion des 
Abgeordnetenhanjes (Bericht S. 20), daß bei gleichzeitigen Funden 
das Alter der Muthung maßgebend jei, aufrecht erhalten werden gegen 
den Widerjpruch von Wachler, 3. Bd. 15 ©. 315, Kloftermann 
Anm. 57, Arndt ©. 77 Anm. 5, Achenbach, Deutiches Bergrecht 


122 Zweiter Titel. Bon der Erwerbung des Bergwerkseigenthums. [5 24 


S. 390, welche aus der Gfleichzeitigkeit der Funde gleiche Rechte un— 
gleichzeitiger Muthungen herleiten und deßhalb jolche Muther für ver- 
pflichtet erachten, bei dem Mangel einer anderweitigen Einigung gemein- 
Ichaftliche Sache zu machen. Dagegen tt es allerdings mit dem obigen 
Grundſatze nicht vereinbar, wenn diejelbe Kommiſſion a. a. O. angenom— 
men bat, daß Diejenigen, welche nach einander gefunden und inner- 
halb der Friſt des $ 24 gemuthet haben, nach der Zeit des Fundes ran- 
given; auch hier fann nur das Präjentatum der Muthung über das 
Alter enticheiden, da die gejeßliche Vorausjeßung, unter welcher die recht- 
liche Wirkung der Muthung auf die Zeit des Fundes zurüdbezogen 
wird, nämlich die Konkurrenz eines bevorrechteten Finders mit einem 
nicht bevorrechteten, nicht vorliegt. 

4. Das Finderrecht kann erwerben, „wer auf eigenem Grund und 
Boden“ ein Mineral ꝛc. entdedt hat. Auf die Art der Entdedung fommt 
es hier nicht an; der zufällige Fund iſt dem beabjichtigten Funde gleich- 
geitellt. Entdeder muß aber in jedem Falle der Grundeigenthümer 
jein, mag er den Fund perjönlich oder durch einen Vertreter (Arbeiter ꝛc.) 
gemacht Haben. Niemals kann der Grundeigenthümer als jolcher auf 
Grund des Finderrechts dem zufälligen oder beabjichtigten Fund eines 
Dritten, welcher in feinem Vertretungsverhältniffe zu ihm jteht, in An: 
jpruch nehmen. Ob ein jolches Verhältnig vorliegt oder nicht, ift nach 
den Grundſätzen des Civilrechts zu beurtheilen. 

Sein Finderrecht wahrt der Grundeigenthümer auch dann, wenn 
der Fund nicht von ihm jelbjt, jondern von einer ihn vertretenden Perſon 
gemacht ift, nur dadurch, daß er die Muthung innerhalb der einwöchigen 
Friſt mach der wirklichen Entdedung einlegt; ob er erſt jpäter von dem 
Funde Kenntniß erhalten hat, it unerheblich. Anders Wachler, 23. 
Bd. 15 ©. 313. 

Befindet fi der Grund und Boden im Miteigentgum, jo ſteht 
das Finderrecht des Grumdeigenthümers den Meiteigenthümern gemein- 
Ichaftlic, zu. Der Meiteigenthümer, welcher einen Fund macht, kann 
daher das Finderrecht nicht in jeinem alleinigen Intereffe ausüben, jon- 
dern muß daſſelbe nach allgemeinen eivilrechtlichen Grundjägen für die 
übrigen Miteigenthümer mit geltend machen und dementiprechend die 
Muthung einrichten. Anders Wachler a. a. O. ©. 317. 

Emmen Nutungsberechtigten, dem Nießbraucher, Pächter ꝛc., ſteht 
das Finderrecht des Grundeigenthümers nicht zu; eine folche jubjeftive 
Ausdehnung dejjelben it nach Abjicht und Wortlaut des Geſetzes nicht 
Ttatthaft. Achenbach, Deutjches Bergrecht S. 389, Wachler a. a. O. 
©. 319. 

5. Das Finderrecht kann ferner eriwerben, „wer in feinem eigenen 
Srubengebäude” ein Mineral ꝛc. entdeckt hat, alfo auch hier nur der 
Eigenthümer, nicht der Nubungsberechtigte des Bergwerts. Achen— 
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bad) a. a. D. ©. 389, Wachler a. a. D. ©. 329. Anders Oppen- 
hoff Nr. 196», 

Beichränft ift das Finderrecht des Bergwerfseigenthümers auf 
Fumde, welche derjelbe im eigenen „Grubengebäude“ macht. Diejer Aus: 
‚druck bezeichnet den Inbegriff der durch den Betrieb des Bergwerks ent- 
Itandenen Baue, Schächte, Stollen, Streden aller Art, Hilfsbaue ꝛc., 
und wird in dieſem Sinne auch im $ 163 gebraucht; mit Grubenfeld 
it derjelbe nicht gleichbedeutend. Der Bergwerfseigenthümer kann da— 
her diejes Finderrecht nicht für einen zufälligen Fund in Anjpruch neh: 
men, welchen er in jeinem Grubenfelde außerhalb des Grubengebäudes 
gemacht hat. Vergl. Achenbach a. a. O. ©. 389, Wachtel a. a. O. 
©. 325. Anders Huyſſen ©. 24 Arm. 

Der Erbjtöllner gehört nicht zu den bevorrechteten Findern des 
$ 24, da er hier weder genannt, noch unter den Bergwerkseigenthümern 
mit begriffen ift. Soweit ihm nad) $ 234 Th. I Ti. 6 VEN. 
und den Bergordnungen ein Finderrecht bezw. ein Vorrecht auf über: 
fahrene Gänge ꝛc. nach vorgängigem Angebot zujtand, iſt dieſes Recht 
durch $ 223 aufrecht erhalten und zwar jo, dab es auch Hinfichtlich der 
Art der Ausübung dejjelben „bei den Beitimmungen der jeitherigen Ge: 
jege* jein Bewenden behalten hat. Der vorläufige Berggejeßenhvurf 
von 1862 ($ 219) wollte das bejondere Vorrecht auf überfahrene Lager: 
jtätten bejeitigen; das Bergg. hat aber von diefem Eingriffe in das Erb- 
jtollenrecht abgejehen. Berge. Wachler a. a. D. ©. 338, 

6. Das Finderrecht kann endlich erwerben — und dies iſt der 
wichtigite Fall — „wer durch Schürfarbeiten, welche nach Borjchrift der 
88 3 bis 10 unternommen worden jind“, ein Mineral ꝛc. entdedt hat. 
Sind die Schürfarbeiten, welche zu der Entdedung des Minerals geführt 
haben, in irgend einer Weije gegen die Vorjchriften der SS 3 bis 10, 
aljo nicht gejegimäßig unternommen worden, jo it das Finderrecht une 
bedingt ausgeſchloſſen; die hierher gehörigen Fälle können mannigfacher 
Art jein. Urth. des Obertr. v. 28. Nov. 1873 u. 12, Febr. 1875, 3. 
DB. 15 ©. 127, Bd. 16 ©. 398; $ 15 Bem. 2. 

Das Finderrecht des Schürfers fett ſtets einen beabjichtigten 
Fund, eine „Durch Schürfarbeiten“ entdeckte Mineralablagerung voraus, 
erſtreckt ſich aber nicht auf einen nur zufällig bei Gelegenheit von Schürf- 
arbeiten gemachten Fund. 

Db einem Schürfer das Finderrecht auf die Behauptung hin, daß der 
Fund dejjelben ein zufälliger jet, jtreitig gemacht werden fann, hängt von 
der Würdigung der thatjächlichen VBerhältniffe ab. Wird 5.9. ein ande- 
res Mineral als dasjenige erichürft, auf welches die Schürfermächtigung 
fautet, jo it der Fund mur als ein zufälliger und jedenfalls nicht als 
ein gejegmäßig beabjichtigter zu behandeln, mithin zur Begründung des 
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Finderrechts nicht geeignet. Vergl. Achenbach a. a.D. ©. 388, 389; 
Dppenhoff Nr. 192. Anders Wachler a. a. D. ©. 338. 

7. Die eimwöchige (fiebentägige) Friit zur Wahrung des Finder: 
rechts durch Einlegung der Muthung beginnt in allen Fällen mit dem 
auf Die Entdedung folgenden Tage; vergl. oben Bem. 4 u. $ 14 Bem. 3., 
Die Friſt ift eine präflufiviiche und kann nicht verlängert werden; fie 
gehört zu denjenigen, „von welchen das Bergg. an verjchiedenen Stellen 
(vergl. 88 18, 31, 35, 55, 157, 215, 221, 225) die Erwerbung oder 
Erhaltung von Rechten abhängig gemacht hat, damit die Geltendmachung 
jolcher Rechte und Anjprüche nicht zum Nachtheile anderer Konkurren— 
ten auf eine ungewijje Zeit hinaus in der Schwebe erhalten, fondern 
das Bergwerkseigenthum möglichjt bald endgültig fejtgejtellt werde.“ 
Urth. des Obertr. v. 10. Jan. 1876, 3. Bd. 17 ©. 99, Striethorft 
Bd. 94 ©. 345. 

Zu & 25. 

1. Der $ 25 erhält den deutjchbergrechtlichen Grundſatz aufrecht, 
daß in allen Fällen, in welchen nicht das VBorrecht des Finders ($ 24) 
eintritt, das Alter der Muthung über das Vorrecht zwischen kollidiren— 
den Muthungen enticheidet. 

Kollidiren Muthungen von gleichem Alter, jo müffen die Muther 
mangels eines anderweitigen Abkommens nach allgemeinen Rechtsgrund: 
jäsen (vergl. $ 97 Einl. zum A. 2. R.) in Bezug auf die begehrten 
Felder, ſoweit dieſe ich gegenjeitig überdeden, Gemeinſchaft machen. 
Motive S. 40, 41; Komm. Bericht d. U. S. 20. Betreffen die aleich- 
alterigen Muthungen den nämlichen Fund, jo bedarf es einer Verſtän— 
diqung über die Feldeslegung. Nekursbeich. v. 14. Oft. 1871, 3. Bd. 13 
©. 557. 

2. Das in den Füllen des $ 25 für das Mlter der Muthung 
allein enticheidende „Präſentatum“ it die Beicheinigung, welche die zur 
Annahme der Muthung befugte Bergbehörde, der Nevierbeamte ($ 12 
Bem. 1 u. 2), über den Zeitpunkt des Eingangs der Muthung bei ihm 
auf leßtere zu jegen bat. Weber das Verfahren bei der Präjentation 
vergl. $ 13 Bem. e u. d. 

Zu 8 26. 

1. Die $$ 26 und 27 enthalten die für die Verleihung des Berg: 
werfseigenthums unbedingt maßgebenden, von dem früheren Recht in wich: 
tigen Punkten abweichenden VBorichriften über die Begrenzung, Form 
und Größe der Bergwerfsfelder. Wie die Motive S. 41 in Erinnerung 
bringen, beſtand jchon bei den VBerhandlungen über den die Verleihung 
des Bergwerkseigenthums betreffenden Geſetzentwurf v. 1856 und ebenjo 
bei der Begutachtung des vorl. Berggejegentwurfs v. 1862 alljeitiges 
Einverjtändnii darüber, daß die vielgeftaltigen, größtentheils partifular: 
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rechtlichen Vorschriften über Form und Größe der Felder den Bedürf— 
niffen des Bergbaues nicht mehr entjprächen, daß namentlich das Län- 
genfeld für die Zufunft ganz zu bejeitigen, dagegen das Geviertfeld mit 
jenfrechten Ebenen in die ewige Teufe beizubehalten und zur allgemeinen 
Regel zu erheben jei, daß zugleich aber die zuläſſige Feldesgröße weſent— 
lich zu erweitern und nicht mehr nach Einheiten von Fundgrube und 
Maßen, jondern nur nach DQuadratladhtern zu beftimmen, auch die Um— 
wandlung der bejtehenden Längenfelder in Geviertfelder anzubahnen ſei. 

Diefe Grundfäte find im Bergg. zur gejeblichen Anerkennung gelangt. 

2. Der $ 26 jchreibt die einfachjte und ficherjte Art der Schaffung 
von Bergiwverköfeldern vor, indem ein gewiſſer Theil der Erdoberfläche 
durch feſte Grenzen bezeichnet und der körperliche Raum, welcher in die: 
jen Grenzen von jenfrechten, in die unbejchränkte Tiefe (ewige Teufe) 
gehenden Ebenen eingejchlojfen it, als das Feld des Bergwerks behandelt 
wird. Da die Technik des Bergbaues im Allgemeinen geradlinige Gren- 
zen erfordert, jo muß die Begrenzung der Felder durch gerade Linien 
an der Oberfläche die Regel bilden, und es darf hiervon nur da abge: 
wichen werden, wo die Dertlichkeit (Landesgrenzen, Flüſſe, jchon befte- 
hende Felder 2c.) Berüdjichtigung erheiicht, damit 3. B. die Ausſchließung 
von seldestheilen, welche für jich nicht zu benußen fein würden, vermieden 
oder der Anjchluß an benachbarte ‘Felder erreicht wird. Motive ©. 42. 

Dies iſt der Sinn des Zwiichenjaßes: „joweit die Dertlichkeit es 
geitattet“. Derjelbe bezieht ſich aber nicht bloß auf die zunächjt folgenden 
Worte: „von geraden Linien an der Oberfläche“, jondern nach der Haren 
Faſſung auf den ganzen Hauptjat, jo daß aljo auch von der weiteren 
Regel, Begrenzung durch jenfrechte Ebenen, ausnahmsiweije abgegangen 
werden kann, wenn die örtlichen Berhältnifje dies bedingen. Dieje Aus- 
legung wird, wie Achenbac, Franz. Bergredt ©. 248, 3. Bd. 8 
S. 252, überzeugend dargethan hat, durch zwei weitere Gründe unter: 
jtüßt. Der bei $ 26 mit berüdjichtigte Art. 29 des franz. Bergg. hält 
als Regel ebenfalls die Begrenzung durch jenfrechte Ebenen in die ewige 
Teufe feſt, jedocd) mit dem Zuſatze: „a moins que les eirconstances et 
les localitös ne n&cessitgnt un autre mode de limitation“, läßt aljo 
auch Ausnahmen zu. Da ferner der Bergwerfseigenthümer nach $ 55 
des Dergg. ein Vorrecht zum Muthen nur „in jeinem Felde“ hat, jo 
muß unter Umständen auch die aus der Ausübung des Borrechts hervor: 
gehende neue Verleihung auf das bereits bejtehende Feld bejchräntt bleiben, 
jo daß, wenn legteres ein Längenfeld tit, die Begrenzung deſſelben nach 
der Teufe auch für die Ausdehnung der Berechtſame auf ein anderes 
Mineral maßgebend iſt. Vergl. auch 3. Bd. 6 ©. 590 u. 8 55 Bem. 8. 
Mit Recht geht indeß die Praris von den jenfrechten Begrenzungsebenen 
ohne dringende Beranlaffung nicht ab. Insbejondere wird cs, wenn 
neu zu verleihende Felder mit bejtehenden Längenfeldern in Berührung 


126 Amweiter Titel. Bon der Erwerbung des Bergwerkseigenthums. [$ 27 


fommen, nicht für rathjam erachtet, erjtere an die umficheren und ver- 
änderlichen Bierungsgrenzen der Längenfelder anzujchliegen. Vergl. auch 
8 27 Bem. 78. 

3. Die Feititellung des Flächeninhalts der Felder fann nur nach 
der horizontalen Projektion geichehen. Der Querjchnitt des Feldes befitst 
daher in jeder Tiefe denjelben Flächeninhalt, jofern nicht ausnahmsweije 
von der Begrenzung durch jenfrechte Ebenen abgegangen tft. 

Als Mapeinheit dient gegenwärtig das Quadratmeter. $ 27 Bem. 6. 


Zu & 27. 

1. Es gehörte zu den jchwierigeren Aufgaben der deutjchen Berg- 
rechtsreform, zweckmäßige Beitimmungen über die Größe und Form der 
Bergwerksfelder zu treffen. Bei Durchführung des Grundjages, dab die 
Muthung einen Rechtsanſpruch auf Berleihung des Bergwerkseigenthums 
in einem gewifjen Felde begründet, mußte davon ausgegangen werden, 
dab Größe und Form des Lebteren nicht von dem Ermeſſen der ver- 
leihenden Bergbehörde, jondern wejentlich von der freien Wahl des Mu— 
thers abhängig zu machen ift. Andererjeits bedurfte es aber jolcher 
gejeßlicher Einjchränfungen diejer Wahlfreiheit, durch welche einer mit 
den allgemeinen Bergbauinterejfen unverträglichen Feldesſperre vorgebeugt 
wird. Dieje Nücdjicht nöthigte dazu, entweder, wie dies in dem k. ſächſ. 
Bergg. geichehen it, dem Muther einen mittelbaren Zwang zur Wahl 
eines angemefjenen Feldes durch die nach Mapeinheiten zu berechnende 
Srubenfeldfteuer und den Betriebszwang aufzuerlegen, oder die Größe 
und Form des Feldes im Geſetze jelbit gewiſſen Schranken zu unterwerfen. 
Den leßteren Weg hat das preuß. Bergg. mit den ihm folgenden Ges 
jeen eingejchlagen ; denn die auch dieſem Syftem unverkennbar anhaften- 
den Schwächen erichienen nicht jo erheblich wie diejenigen des anderen 
Syftems. Indem aber das Geſetz ſelbſt bejtimmte, durch Zahlen aus: 
gedrüdte Schranfen zog, hatte cs in erjter Linie den bergtechniſchen und 
bergwirthichaftlichen Rückſichten Rechnung zu tragen und demnach dem 
Muther die Möglichkeit zu laſſen, jein Feld jo zu geitalten, daß in dem- 
jelben demnächjt ein zwedmäßiger und vorteilhafter Bergbau eröffnet 
und betrieben werden kann. Nach diefem Gefichtspunfte und unter gleich: 
zeitiger Nüdjichtnahme auf die bejtehenden Verhältniſſe mußte die gejeg- 
liche Feſtſetzung der bei der Projektion der Bergwerfsfelder zuläffigen 
größten Maße erfolgen. 

Die desfallfigen Beitimmungen des $ 27 find das Ergebniß jehr 
eingehender Erhebungen und Erwägungen. Sie haben jeither im Ganzen 
dem Bedürfnifje entiprochen, obwohl in der Praxis der Eimwurf gemacht 
worden ift, daß die nur zuläffige Feldesgröße von 500000 Duadrat- 
lachtern für den Steinfohlenbergbau, jobald derjelbe in größerer Tiefe, 
unter jchtwimmendem Gebirge oder unter jonjtigen erjchwerenden Um: 
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Itänden betrieben werden muß, nicht ausreichend jei und deßhalb das 
bayer. Bergg. bereits ein größeres Feld für den Stein- und Braunfoh- 
lenbergbau zugelaſſen habe. 

2. Den Borjchlag der jchon erwähnten Gejeßentwürfe v. 1856 und 
1862, zwilchen dem jog. Minimal- und Marimalfelde zu unterjcheiden 
und eriteres dem Muther vermöge ſeines Nechtsanfpruches zuzuweiſen, 
dagegen die Gewährung des letteren dem „von bergwirthichaftlichen 
Grundſätzen geleiteten Ermefjen der Bergbehörde“ vorzubehalten, hat das 
Bergg. wegen der hiergegen erhobenen triftigen Bedenken fallen Lafjen 
und ebenjo von der damals vorgejchlagenen Berjchiedenheit der Feldes— 
größen je nach dem Mineralvorfommen gänzlich abgejehen. Der Beibe- 
haltung einer zweifachen Feldesgröße bedurfte e8 nur noch injofern, als 
für den im $ 27 unter 1 bezeichneten Bezirk wegen des dortigen Gang 
bergbaues ein bejonderes, kleineres Feldesmaß erforderlich war. Bergl. 
Motive ©. 42. 

3. Die vier landräthlichen Kreiſe Siegen, Olpe, Altenfirchen und 
Neuwied ($ 27 Nr. 1) umfafjen die zum DOberbergamtsbezirke Bonn ge= 
hörenden Bergreviere Olpe, Müſen, Siegen I, Siegen I, Burbach, 
Daaden-Kirchen, Hamm, einschl. der Standesherrichaft Wildenburg, und 
Wied, ſowie den ſüdlichen ſchmalen Streifen des Bergreviers Brühl- 
Unfel entlang dem rechten Rheinufer zwiſchen Honnef und Leutesdorf. 

In dieſen Landestheilen find es unter den verjchiedenen Lagerſtätten 
nugbarer Mineralien fait ausichlieglich die Gänge und namentlich die 
Eijenerzgänge, auf welchen die jeitherige Blüthe und die weitere Zukunft 
des dort umgebenden ausgebreiteten Bergbaues beruht. Die Gänge ge 
hören der älteren Grauwacke an und verbreiten fich in einer breiten Zone 
in ſüdweſtlicher Richtung bis an den Rhein ziemlich gleichmäßig über 
jenes ganze Gebiet in der Art, daß innerhalb dieſer Zone die einzelnen 
Gänge in bejonderen Gruppen und Zügen vereinigt erjcheinen, welche in 
der Negel eine verhältnißmäßig nur geringe oberflächliche Ausdehnung 
erreichen. Jede Ganggruppe umfaßt wieder zahlreiche, häufig jehr be- 
deutende Gänge, die in ebenjo zahlreichen Zängenfeldern von verjchiedenen 
Beſitzern bebaut werden. Die dort in der älteren Grauwacke nicht auf Gän— 
gen vorfommenden Eijenerze haben nur untergeordnete Bedeutung, ebenſo 
das zerjtreute Eijenerzvorfommen in der auf einen fleinen Theil des 
Gebietes beichränkten jüngeren Graumwade und das Borfommen von 
Braunkohle und Eifenftein in dem Braunkohlengebirge, joweit leteres in 
einem Theile des Gebietes auftritt. 

Bei dieſen geognoſtiſchen und bergbaulichen Verhältniſſen und dem 
hierauf beruhenden Rechtszujtande war ein ausgedehntes Geviertfeld in 
jenen Zandestheilen nicht angebracht. Weit entfernt, einem Bedürfnifie 
zu entipringen, würde daffelbe dem bejtehenden Bergwerkseigenthum nur 
Nachtheile zugefügt und Nechtsftreitigkeiten hervorgerufen haben, während 
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andererjeits das fleinere Geviertfeld von 25000 Uuadratlachtern jich als 
ausreichend und bejonders geeignet erwiejen hat, die Feldesumwandlung 
($ 215) zu erleichtern. Bergl. Motive ©. 43 bis 45. 

4. Später iſt diejes kleinere Geviertfeld auch auf den Eijenftein- 
bergbau am Harz ausgedehnt worden; Einf-Verordn. Art. XV S 1, 
vergl. mit Art. XIV. In allen übrigen älteren wie neu erworbenen Lan- 
destheilen findet lediglich die unter 2 des $ 27 bejtimmte Feldesgröße 
von 500000 Uuadratlachtern Anwendung, dagegen in Walded allgemein 
nur jenes Eleinere Geviertfeld; Einf-Geſ. Art. II. 

5. Bon den beiden weiteren Bejchränfungen, welchen die Feldes— 
legung nach $ 27 Ab. 2 unterrvorfen ift, ergiebt fich die erjtere — Ein- 
ichliegung des Fundpunktes ꝛc. in das Feld — aus der Natur der Sache, 
die andere — Entfernung je zweier Begrenzungspunfte von einander — 
aus der Rüdjicht, daß einer willfürlichen, chifanöfen Ueberdeckung ent— 
fernt liegender Funde Dritter möglichjt vorgebeugt werden muß, 

6. Im Folge der Maß- und Gewichtsordnung v. 17. Aug. 1868 
(B. ©. Bl. ©. 473) iſt das Lachtermaß durch das Metermaß erſetzt. 
Gemäß Art. 21 derjelben Hat für Preußen die Umrechnung nach den 
in der Gej.-Samml. v. 1869 ©. 747 ff. veröffentlichten Tabellen jtatt- 
gefunden. Hiernach find: 

25000 Quadratlacdhter = 109450 qm, 500000 Quadratlachter — 
2189000 qm, 500 Lachter = 1046,2 m und 2000 Zachter = 4184,8 m. 
S. auch $ 4 Ben. 9. Vergl. Bekanntm. des Oberb. Dortmund v. 20. Mai, 
Breslau v. 23. Mai, Halle v. 24. Mai, Clausthal v. 10. Juni, Bonn 
v. 12. Juni 1871, 3. Bd. 12 ©. 159, 160. 

7. Die Praxis hat eine Reihe von Grundjäßen über Größe und 
Form der Felder feitgeitellt: 

a. Hat eine und dieſelbe Perſon gleichzeitig mehrere Muthungen 
eingelegt, jo fann für jede diefer Muthungen ein Feld bis zu der gejeß- 
lich zuläjfigen Größe verlangt werden. Urth. des Appell.-Ger. Köln vd. 
15. April 1868, des Obertr. v. 16. Febr. 1869, 3. Bd. 10 ©. 276; 
j. auch $ 14 Bem. Ad. 

b. Auch wenn der Muther Eigenthümer eines nad) älterem Rechte 
verlichenen, die jet zuläjfige Größe überjchreitenden Feldes ift und jene 
Muthung lediglich die Ausdehnung der Berechtigung auf ein in diejem 
Felde neu entdedtes Mineral bezwedt, fann nur noch ein Feld von der 
nach $ 27 zuläjjigen Größe verlichen werden. Rekursbeſch. v. 12. Dez. 
1867, 3. Bd. 9 ©. 201. Bergl. auch $ 55 Bem. 7. Diejer Grumdiaß 
gilt gleichmäßig für alle Arten älterer Bergwerfsfelder. 

ec. Wird ein die zuläffige Feldesgröße bereits cerreichendes Mu— 
thungsfeld jo gelegt, daß von den Grenzen deſſelben ein im Freien blei- 
bendes Feld umjchlojjen wird, um leßteres für den Muther zu rejerviren 
und Dritte von der Erwerbung defjelben auszujchlieken, jo läuft eine 
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jolche Feldesſtreckung dem 8 27 zuwider und iſt deghalb unzuläffig. Re— 
fursbeih. v. 22. Sept. 1876, v. 14. Jan. 1877, 3. Bd. 17 ©. 533, 
Bd. 18 ©. 136. 

d. Ueberfteigt das Muthungsfeld die nach $ 27 zuläſſige Feldes— 
größe, jo folgt hieraus nicht die Nichtigkeit der Muthung. Min.-Erlaf 
v. 11. Juli 1868, Urth. des Obertr. v. 29. Juni 1870, 3. Bd. 11 
©. 337 Anm. 1, ©. 342, Dagegen hat das Begehren eines jolchen 
Feldes nicht die Wirkung der Feldesſchließung, $ 19 Bem. 3. 

e. Das Bergg. geltattet nicht, die Verleihung wegen zu geringer 
Ausdehnung des begehrten Feldes zu verfagen. Rekursbeſch. v. 21. April 
1871, 3. Bd. 12 ©. 401. 

f. Für die auf das Mineralvorfommen eines verlaffenen Berg: 
werks eingelegte Muthung kann ein von den früheren FFeldesgrenzen 
dieſes Bergwerks abweichendes Feld begehrt werden, da der $ 27 die 
Wahl der Größe und Form des Feldes frei giebt. Rekursbeſch. v. 4. Sept. 
1869, 3. Bd. 11 ©. 131; $ 16 Bem. 2. 

g. Wie nad) dem älteren Bergrecht, jo ift auch nach dem Bergg. 
Itatthaft, daß ein Muther unter Berücjichtigung älterer Längenfelder 
jein Feldesbegehren einſchränkt und die Bergbehörde diefe Beichränfung 
auch in der Verleihungsurkfunde ausjpricht. Urth. d. Obertr. v. 11. Juli 
1873, 3. Bd. 15 ©. 523; vergl. $ 26 Bem. 2. 

bh. Wird ein Muthungsield in jeiner horizontalen Projektion an 
der Oberfläche durch Längenfelder von Bergwerfen, welche auf dafjelbe 
Mineral berechtigt find, derartig durchjchnitten, daß es in mehrere, in 
feinem Zujammenhange jtehende Stüde zerfällt, jo ift nur derjenige 
Feldestheil als verleihbar anzujehen, in welchen der Fundpunkt einge- 
ſchloſſen iſt. Rekursbeich. v. 2. Aug. 1873, 3. Bd. 14 ©. 411. Bon 
der jtrengen Durchführung dieſes Grundſatzes iſt jedoch mitunter in Fäl- 
len abgejehen worden, in welchen das Muthungsfeld zwar von Längen- 
feldern, namentlich jolchen mit jchmaler Bierung, nach deren urjprünglichen 
Projektion an der Oberfläche, nicht aber nach der dem wirklichen Gang- 
verhalten entiprechenden Lage diefer Längenfelder durchichnitten wurde. 

i. Die Feldeslegung aus dem Bereiche der Feldesgröße von 25000 
Duadratl. (Nr. 1) im denjenigen der Feldesgröße von 500000 Quadratl. 
(Nr. 2) und umgekehrt tjt bedingungswetje zuläſſig; vergl. 3. Bd. 6 ©. 584. 

k. Die Eintheilung des Staatsgebietes in Oberbergamtsbezirfe 
($ 188) iſt ohne Einfluß auf das Necht des Muthers, fein Feld nach 
jeinem Ermejjen aus einem Bezirke in den anderen zu ftreden. Min.- 
Erlaß v. 26. Juni 1868, 8. Bd. 10 ©. 261. Vergl. $ 28 Bem. 3 
und (für Bayern) 3. Bd. 17 ©. 537. 

1. Die Feldeslegung kann aus neu ertvorbenen Landestheilen in 
angrenzende altpreußiiche Landestheile und umgekehrt rechtsgültig er- 
folgen. Berf. des Oberb. Bonn v. 17. Mat 1871, 3. Bd. 12 ©. 408. 
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m. Der Muther it hinjichtlich des Berhältniffes zwijchen der Brei- 
ten- und Längenausdehnung des ‚Feldes oder einzelner Theile dejjelben 
feiner anderen als der ſich aus $ 27 ergebenden Einichränfung unter- 
worfen. Namentlich können der Feldeslegung nicht bergpolizeiliche Ein- 
ichränfungen, welche bei dem Grubenbetriebe zu beachten find (Stehen: 
laſſen von Sicherheitspfeilern) entgegengeſetzt werden. Rekursbeſch. v. 
17. Juli 1871, 3. Bd. 12 ©. 403; vergl. $ 22 Bem. 2. 

n. Die im $ 27 Abi. 2 auf 500 bezw. 2000 Lir. beichränfte, gerad- 
linige Entfernung je zweier Begrenzungspunfte muß dem Zwecke dieſer 
Vorſchrift entiprechend durch das Feld ſelbſt hindurch gemeffen 
werden. Beſchluß des Oberb. Bonn v. 3. Juli 1881, Refursbeich. v. 
13. Aug. 1881, 1. Mär; 1882, 9. Juni 1886, 3. Bd. 23 ©. 126, 127, 
Bd. 25 ©. 403, Bd. 27 ©. 398. 

0. Da umter einem „Felde“ im bergrechtlichen Sinne ein jolcher 
Raum zu verjtehen it, in welchem Berabau getrieben werden fann, jo 
findet die Befugniß des Muthers, dem Felde „jede beliebige Form“ zu 
geben, der Natur der Sache nad ihre Grenzen in der Anforderung, 
daß der Raum, welchen die gewählten Grenzlinien umfchliegen, den Cha— 
rafter eines Feldes in dem angegebenen Sinne behält. Wenn nun aud) 
die Breitenausdehnung eines Feldes im VBerhältnig zur Längenausdeh- 
nung eine geringe jein darf (Bem. m), jo iſt doch eine Feldeslegung als 
gejeglich unftatthaft anzujehen, bei welcher im Anjchlug an den Fund— 
punkt Flächenräume von einer jo überaus geringfügigen Ausdehnung 
gebildet find, daß die Möglichkeit der Eröffnung eines Bergbaues in 
denjelben für unbedingt ausgejchlojfen zu erachten ist. Rekursbeſch. 
v. 30. Juni 1884, 9. Juni 1886, 3. Bd. 25 ©. 404, Bd. 27 ©. 398; 
Beichluß des Oberb. Clausthal v. 1. März 1883, Bd. 24 ©. 381. 

8. Die Tragweite der Vorjchrift, daß „der Fundpunkt bezw. der 
frühere Aufjchluß des Mineralvorfommens eines verlafjenen Bergwerks“ 
ſtets in das begehrte Feld eingejchlojjen werden muß, ergiebt jich aus 
nachfolgenden Grundjäßen: 

a. Befindet fich der Fundpunft ($ 15 Ben. 8) außerhalb des be- 
gehrten Feldes, jo it weder nad) älterem noch nad neuerem Rechte eine 
Verleihung möglich. Rekursbeſch. v. 15. Febr. 1869, 3. Bd. 10 ©. 257. 

b. Desgleichen it die Muthung von Anfang an ungültig, wenn 
nicht der Fundort im feiner ganzen räumlichen Ausdehnung, ſondern 
nur ein Theil deijelben in das ‚Feld eingejchlojjen it, während der an— 
dere Theil als bejonderer Fund zur Einlegung einer zweiten Muthung 
benutzt it. Rekursbeſch. v. 24. Dez. 1870, 14. Okt. 1871, 3. Bd. 12 
©. 134, Bd. 13 ©. 557; Beichluß des Oberb. Clausthal v. 18. Juli 
1883, Bd. 24 ©. 536; auch $15 Ben. Sb. 

e. Die Entferming des Fundortes von der Grenze des Feldes mu 
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geſetzmäßig eine derartige fein, daß mit Nechtsficherheit und zwar auch 
auf dem Situationsrijfe feitgejtellt werden kann, daß der Fund wirklich 
und mit jeinem ganzen Umfange in das zeld eingejchlofien it. Nefurs- 
beich. v. 14. Oft. 1871, 24. Dft. 1874, 30. Juni 1884, 31. Jan. 1885, 
3. Bd. 13 ©. 557, Bd. 16 ©. 248, Bd. 25 ©. 404, Bd. 26 ©. 397; 
Beſchluß des Oberb. Clausthal v. 6. Juli 1881, Bd. 23 ©. 125; Urth. 
des DObertr. v. 4. Juni 1875, daſ. Bd. 16 ©. 509; 8 17 Bem. 7. 

Im Uebrigen läßt jich die erforderliche Entfernung des Fundortes 
von der FFeldesgrenze nicht in allgemein gültigen Zahlen feftjegen, 
vielmehr muß unter Berücdjichtigung der bejonderen Verhältniſſe des 
einzelnen Falles und des für den Situationsriß vorgejchriebenen Maß— 
ſtabes entjchieden werden, ob auf Grund dieſes Riſſes mit Nechtsficher- 
heit fejtgeitellt werden fan, daß der Fund wirklich und mit jeinem 
ganzen Umfange in das Feld eingejchlofjen tt. Beſcheid des Oberb. 
Bonn v. 14. Dft. 1881, 3. Bd. 23 ©. 267. 

d. Was von der Lage des Fundpunftes zu den Feldesgrenzen 
gilt, trifft im gleicher Were auch den „früheren Aufſchluß“ des Mineral- 
vorfommens eines verlaffenen Bergwerks; $ 16 Bem. 4. 

9. Theils durch den Uebergang zum Metermaß, theils durch die 
Rückſichtnahme auf örtliche Verhältniffe und durch anderweitige Erwä— 
gungen veranlaßt, haben die dem preuß. Bergg. nachgebildeten Geſetze 
mehrfach abweichende Vorjchriften über die Feldesgrößen und die Lage 
der FFeldesgrenzen getroffen, jo daß in diefem Punkte die wünſchens— 
werthe Uebereinſtimmung bisher nicht erreicht, jondern der weiteren Ent: 
wickelung der deutjchen Bergaejeßgebung vorbehalten ift. 

Die Bergg. für Braunfchweig, S.Altendburg, Elſaß-Lothr., Anhalt 
uud Hejjen fennen nur eine Marimalfeldesgröße; diejenigen für Gotha, 
Bayern und Württemberg haben mit dem preuß. Bergg. zwei Marimal- 
größen der Felder gemein; die Anwendung der einen oder anderen hängt 
aber von dem Mineralvorfommen ab — in Gotha wird zwijchen gang: 
und flößartigen Lagerftätten, in Bayern zwilchen Steine und Braun— 
fohlen einerjeit3 (800 ha) und allen übrigen Mineralien andererjeits 
(200ha), in Württemberg zwilchen Bohnerzen (10 ha) und den übrigen 
Mineralien (200 ha) unterjchieden. Im den Bergg. für ©.-Meiningen 
und Neuß j. 2. find drei Marimalfeldesgrößen feitgefegt, nämlich für 
Sarbenerden, fir Dach- und Tafeljchiefer und für alle übrigen Mineralien. 

Statt der Marimalentfernung je zweier Grenzpunkte von einander 
jchreiben die Bergg. für Elſaß-Lothr. und Heſſen vor, daß fein Punkt 
der Begrenzung mehr als 2000 m von dem Fundpunfte entfernt jein 
darf (vergl. 3. Bd. 15 ©. 53, Bd. 17 ©. 223), wogegen nach dem 
bayer. Bergg. das Feld nirgends eine geringere Breite ala den 32jten 
Theil der Länge haben joll (vergl. 3. Bd. 16 ©. 131). 
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3u 8 28. 

1. Die $$ 28 bis 38 enthalten die gefeglichen Regeln und Formen 
für das wejentlich abgefürzte und vereinfachte Verleihungsverfahren 
im engeren Sinne, welches jo geregelt ijt, daß das aus dem Verleihungs- 
afte hervorgehende Bergwerkseigenthum gegen Anjprüche dritter Muther 
völlig gefichert und aud) durch die Nechte älterer Bergwerfe faum noch 
gefährdet ift. Die bewährte Einrichtung, daß in Ktollifionsfällen die erjte 
Entjcheidung, vorbehaltlich des Rechtsweges, der verleihenden Bergbe- 
hörde zusteht, it beibehalten. Auch entipricht e8 dem früheren Berfahren 
und dem natürlichen Verlaufe der Sache, dab in einem vor der Berg- 
behörde anzujegenden Verhandlungstermine dem Muther Gelegenheit 
gegeben wird, feine jchlielichen Erflärungen über die Feldeslegung und 
über etwaige Kollifionen mit dritten Muthern und Bergwerfseigenthümern 
abzugeben, daß dieje ebenfalls gehört werden, und daß auf dieſe Weije 
die Grundlage für die Entjcheidung über die Ertheilung oder Verſagung 
der Verleihung gewonnen wird. Diejes Verfahren tritt demgemäß ein, 
nachdem zuvor die Gültigkeit der Muthung bei der erften, nach 88 14 
bis 16 vorzunchmenden Prüfung anerkannt und der Situationsriß nach 
SS 17 und 18 eingereicht worden it. Als Regel muß das Verfahren 
in dieſer Weiſe getrennt gehalten werden, und nur ausnahmsweiſe it 
e3 in einfachen Fällen für jtatthaft zu erachten, auf Antrag des Mus 
thers den jog. Schlußtermin ($ 28) ſchon mit dem Fundesbeſichtigungs— 
termine ($ 15) zu verbinden. Bergl. 3. Bd. 6 ©. 578, 580. 

2. Die gejegliche Vorladungsfriit von „mindejtens vierzehn Ta— 
gen“ und die Zulaffung eines „erneren“ Termins haben den Zweck, 
den Muther volljtändig in den Stand zu jeßen, die zur Begründung 
feines Anjpruches erforderlichen Erklärungen und Gegenerflärungen ab- 
zugeben. Die VBorladung des Muthers kann nur mit dem im Abi. 3 
vorgejchriebenen, nicht aber mit dem Eröffnen erfolgen, daß im Falle des 
Nichterjcheinens die Verzichtleiftung auf die Muthung angenommen werde. 
Motive ©. 46. 

3. Die Berleihungsverhandlungen über Muthungen, deren Felder 
ſich in verjchtedene Oberbergamtsbezirfe oder Vergreviere eritreden, wer: 
den von den betheiligten Behörden nach näherer Vorſchrift des Min.- 
Erlaffes v. 29. Juni 1868, 3. Bd. 10 ©. 261, gemeinschaftlich geführt. 
Die Leitung des Verfahrens liegt demjenigen Nevierbeamten ob, von wel: 
chem mit Rückſicht auf die Lage des Fundpunftes die Muthung präfen- 
tirt worden iſt. Vergl. auch $ 30 Bem. 3. 

3u 8 29. 

1. Da mit Hülfe des Verleihungsverfahrens das Vergwerkseigen- 
thum gegen Anjprüche Dritter gefichert und nachträglich noch zuläffigen 
Einjprüchen ($ 35) möglichjt vorgebeugt werden jol, jo verlangt der 
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$ 29, daß alle Muther und Bergwerfseigenthümer, welche bei der in der 
Verhandlung begriffenen Muthung intereffirt jein können, im weitelten 
Umfange zu dem Schlußtermine zugezogen werden, um bereits bejtehende 
oder zu befürchtende Kollifionen noch vor der Verleihung erörtern und 
bejeitigen zu fünnen. Die Zuziehung zu diefem Termine it daher nicht 
von einem dorgängigen fürmlichen Einjpruche gegen die Muthung ab- 
hängig gemacht, jondern auf alle diejenigen Muther und Bertreter von 
Bergwerfen ausgedehnt, deren Rechte ausweije der Akten und der Si— 
tuationsriffe bezw. der Muthungs-Weberjichtsfarte mit der betreffenden 
Muthung bereits follidiren oder doc) in Kollifion gerathen können. 

2. In finngemäßer Anwendung des $ 29 fünnen in bejonderen 
Fällen auch noch andere Interejjenten zu dem Schlußtermine zugezogen 
und mit ihren etwaigen Einjprüchen gehört werden, 3. B. jolche, welche 
ein jus exeludendi alios für fic in Anjpruch nehmen (3. Bd. 8 ©. 547), 
oder welchen die Sorge für gemeinnügige Mineralquellen obliegt, oder 
die als Grumdbejiger und Strontianitberechtigte bei gewiſſen Muthungen 
auf Schwefelfies intereffirt find; Mein.-Erlaß v. 27. Mai 1882 u. Re: 
fursbeich. v. 19. Junt 1883, 3. Bd. 24 ©. 16, 533. 

3. Da den dritten Interefjenten unbenommen bleiben muß, ob jie 
ji) auf eine Erörterung ihrer An- und Einiprüche vor der Bergbehörde 
einlaffen oder nur deren Enticheidung abwarten wollen, um eventuell 
den Rechtsweg zu betreten, jo fünnen diejelben nur unter dem im $ 29 
vorgejchriebenen Eröffnen vorgeladen werden. 

4. Die vierzehntägige Vorladungsfriit des S 28 bezieht ſich zwar 
nur auf den Muther, indeß müſſen, wie die Dienjtinftruftionen für die 
Revierbeamten vorjchreiben, auch die dritten Interefjenten jo zeitig vor— 
geladen werden, daß fie jich vor dem Termine über den Gegenjtand der 
Verhandlung unterrichten fünnen. 

5. Die Portos und Zuftellungstoften für die Vorladung dritter 
Interejfenten zu dem Schlußtermine fallen den Adreſſaten zur Laſt; er- 
achten diejelben den Muther gemäß $ 38 zur Erftattung diefer Ausla— 
gen für verpflichtet, jo bleibt ihnen überlaffen, den Rechtsweg gegen den 
Muther zu betreten; jedenfalls tt die Bergbehörde nicht verpflichtet, jene 
Koiten vorſchußweiſe zu zahlen. Rekursbeſch. dv. 22. Nov. 1867, 2. 
Bd. 9 ©. 202. 

6. Aus der Berechtigung dritter Intereffenten, im Schlußtermine 
von dem FFeldesbegehren des Muthers Kenntniß zu nehmen, können die: 
jelben nicht den Anſpruch herleiten, daß ihnen die auf die Muthung be- 
züglichen Schriftitüce und Zeichnungen abjchriftlich mitgetheilt werden, 
und die Bergbehörde iſt ihrerjeits zu einer jolchen Mittheilung ohne 
Einwilligung des Muthers nicht befugt; es erfordert dies der Schuß der 
privaten Nechte des Muthers. Min.-Erlafie v. 19. Juni 1866 u. 1. Oft. 
1868, 3. Bd. 10 ©. 110, 111; auch Achenbach daſ. S. 103, 
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Zu $ 30. 

1. Nachdem die Berhandlungen über eine Muthung geichlofien 
find, wird unter den Vorausjehungen des $ 30 die VBerleihungsurfunde 
„ohne Weiteres“ ausgefertigt; die vorgängige Abfaſſung eines förmlichen 
Beichlufjes über die Muthung (vergl. $4 des jog. Nompetenzgei. d. 10. Junt 
1861) ijt für diefen Fall als entbehrliche Formalität beſeitigt. 

2. Die Vorausjegungen des $ 30 jind, dak der Muthung weder 
Einiprüche und Kolliſionen mit den Nechten Dritter noch jonjtige geſetz— 
liche Hindernifje entgegenstehen. „Einfprüche und Kollifionen“ find hier 
wie im $ 31 neben einander gejtellt, um damit alle der Muthung ent: 
gegenstehenden Eimwendungen und Anfprüche Dritter, ſoweit jolche der 
Prüfung der Bergbehörde unterliegen, zu umfajjen, mögen diejelben als 
fürmlicher Einjpruch geltend gemacht oder auch jonjt aus den Aften und 
Kiffen befannt jein; vergl. $ 29 Bem. 1 u. 2. Durch den Zuſatz „ge 
ſetzlich“ it jeder Zweifel darüber bejeitigt, daß die Aırträge des Muthers 
nicht etwa noch aus anderen als gejeglichen Gründen beanjtandet werden 
dürfen. Komm.-Bericht d. 9. ©. 20. 

3. Erſtreckt fich das Feld einer Muthung in verichiedene Ober: 
bergamtsbezirfe ($ 28 Bem. 3), jo wird die Berleihungsurfunde von den 
betheiligten Oberbergämtern gemeinschaftlich vollzogen. Ueber die Ber: 
öffentlichung der Berleihungsurfunden und die Auflegung der Situationg- 
riſſe (55 35, 37) in dieſem Falle vergl. Min.-Erlaß v. 26. Juni 1868, 
8. Bd. 10 5. 261, 262, 


3u $ 31. 

1. Im Gegenjage zu $ 30 behandelt der $ 31 die Fälle, in wel- 
chen den Anträgen des Muthers bergrechtliche Anjprüche Dritter oder 
ſonſtige geſetzliche Gründe entgegenftehen. Für dieje Fälle iſt das durch 
$ 4 des Gef. v. 10. Juni 1861 ($ 30 Bem 1) eingeführte Verfahren, 
nach welchem das DOberbergamt über die Ertheilung oder Verjagung der 
Verleihung durch einen Förmlichen Beſchluß zu enticheiden hat, als jehr 
zwedmäßig beibehalten. Da dieje Entjchetdung auf aftenmäßiger Grund— 
(age und nach vollftändiger Erörterung des Sach- und Nechtsverhält- 
nifjes getroffen wird, jo behält es bei derjelben erfahrungsmäßig in der 
überwiegenden Mehrzahl der Fälle jein Bewenden; die Bejchreitung des 
Nechtsweges gegen die Enticheidumg gehört zu den NMusnahmen Daß 
hierfür nur eine furze, dreimonatliche Präkluſivfriſt bewilligt it, liegt im 
dringenden Intereffe des Bergbaues, indem auf diefe Were die Mu— 
thungsjachen bald zur Erledigung gebracht und nicht, wie früher häufig 
geichah, Jahre lang in der Schwebe erhalten werden. 

Im Uebrigen bleibt, wenn Muthungen mit einander follidiren, dem 
Ermeſſen der Bergbehörde vorbehalten, ihre Entjcheidung über die eine 
Muthung auszujegen, bis über die gegen Die andere erhobenen Einfprüche 
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endgültig entjchieden ijt. Rekursbeſch. v. 18. u. 28. Jan. 1871, 3. Bd. 12 
©. 136, 137. " 

2. Unter den „Rechten Dritter“, über die das Oberbergamt bei 
feiner Enticheidung mit zu befinden hat, find im $ 31, im Zujammen- 
hange mit $ 29, zumächjt nur die Rechte der Muther und Bergwerfs- 
eigenthümer zu verjtchen, welche zur Wahrnehmung ihrer Rechte zu dem 
Schlußtermine vorgeladen worden find. Auch handelt e3 fich hierbei 
lediglich um Einſprüche und Anſprüche bergrechtlicher Natur, nicht aber 
um civilvechtliche Einwendungen, welche etwa den Anträgen des Mu: 
thers entgegengejetst werden, indem dieſe lediglich auf den Rechtsweg 
gehören. Vergl. Refursbeich. v. 29. Mai 1863, 3. Bd. 5 ©. 125. 
Einiprüche unbetheiligter, rechtlich an der Entjcheidung nicht interejjirter 
Privaten unterliegen der Erörterung jeitens des Oberbergamts ebenfalls 
nicht ; Refursbeich. v. 18. Jan. 1871, 3. Bd. 12 ©. 135. 

3. Erachtet das Oberbergamt die Einjprüche und Anjprüche dritter 
Muther oder Bergwerfseigenthümer nicht für begründet, jo müſſen die 
jelben durch den zu erlafjenden Beſchluß ausdrüdlich abgewieſen werden; 
nur unter diefer Vorausſetzung findet die dreimonatliche Präflujivfrift 
des $ 31 zur Beichreitung des Nechtsweges Amvendung. Bergl. Urth. 
des Dbertr. v. 4. Juni 1875, 3. Bd.16 ©.517, Entſch. Bd.75 ©. 223. 

Hierbei tft zu beachten, daß der Bergwerfseigenthümer dur) 
den Beichluß nur zurücgewiejen werden fann, wenn und joweit er einen 
förmlichen Einfpruch gegen die Muthung oder gegen gewifje Anträge 
des Muthers erhoben hat. Denn über die Nechtsbejtändigfeit eines 
verlichenen Bergwerkseigenthums an jich kann die Bergbehörde in einem 
nachfolgenden Muthungsverfahren nicht nochmals befinden; es handelt 
fi vielmehr nur darum, da über den Einspruch entichteden wird, 
welchen ein Bergwerfseigenthümer der Muthung entgegengejegt hat. it 
dieſer Einjpruch durch den Beſchluß abgewiejen, jo tritt für den Berg- 
werfseigenthümer der Fall ein, jein vermeintliches Recht bei Vermeidung 
des Verluftes dejjelben binnen der dreimonatlichen Friſt des 8 31 gegen 
den Muther gerichtlich verfolgen zu müſſen. Hat der Bergwerfgeigen: 
thümer dagegen feinen fürmlichen Einjpruch gegen die Muthung oder 
gegen gewijje Anträge des Muthers erhoben, jondern, ohne dem Schluß— 
termine beizuwohnen, die Wahrnehmung feiner Rechte lediglich der Be: 
ſchlußfaſſung des Oberbergamts überlajjen, jo bleibt derjelbe in der 
Lage, jpäter etwa dennoch eintretende Verlegungen feines Bergwerks— 
eigentdums während der gewöhnlichen ciwilrechtlichen Berjährungsfrijt 
auf gerichtlichen Wege zurücweiien zu fünnen. Anders liegt die Sache 
für den dritten Muther, über defjen Einjprüche oder Anjprüche aus 
irgend einem Grunde in dem Beſchluſſe des Oberbergamts nicht ent- 
jchteden it; dieſer kann jein vermeintliches Vorzugsrecht nur noch binnen 
der dreimonatlichen Präkluſivfriſt des $ 35 gerichtlich geltend machen. 
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4. In der vorjtehenden Weile find der Präflufivfriit des 8 31 
auch die Eigenthümer der bereits vor Erlaß des Berggeſetzes verfichenen 
Bergwerfe unterworfen, wenn Ddiejelben gegen die von einem Muther 
begehrte Verleihung Einſpruch erhoben haben, jedoch durch den Beichluß 
de3 Oberbergamts abgewiejen find. Ein in der Kommiſſion des Abge- 
ordnetenhauſes gejtellter Abänderungsvorichlag bezweckte, die Anwend— 
barkeit jener kurzen Friſt auf die älteren Bergwerke auszuſchließen und 
auf die nach dem Bergg. verlichenen Berawerfe zu beichränfen. Es war 
hierbei hauptjächlich auf den Schuß der Yängenfelder abgejehen, indem 
geltend gemacht wurde, daß fich bei der von dem wechjelnden Verhalten 
der Lagerjtätten abhängigen, veränderlichen Begrenzung diejer Felder 
häufig weder in dem Schlußtermine, noch innerhalb der dreimonatlichen 
Klagefriſt überjehen lafje, ob und in welchem Umfange eine Kollifion 
mit der betreffenden Muthung vorliege. Das Bedenfen wurde indeh 
nicht für durchichlagend erachtet und der Vorſchlag abgelehnt (Komm.: 
Beriht S. 21 bis 25). Dem früheren Uebelſtande, daß der Bergwerks— 
eigenthümer, nachdem er eine Verleihung erhalten hatte, noch während 
der gewöhnlichen dreigigjährigen Verjährungsfrist von Prozeſſen der im 
Berleihungsverfahren abgewiejenen Muther und Bergwerfseigenthümer 
bedroht blieb, mußte gründlich abgeholfen werden. Die Beſeitigung 
diejes unhaltbaren Rechtszuſtandes hat denn auch feine Gefahr für die 
bejtehenden Lüängenfelder mit fich gebracht, wie die Erfahrung jeitdem 
hinlänglich gezeigt hat. Wie die wohlerworbenen Rechte der verlichenen 
Bergwerfe durch eine jpätere Verleihung überhaupt nicht berührt wer- 
den, jo auch nicht die Rechte der YLängenfelder. Der Eigenthümer eines 
Längenfeldes iſt nur dann an die kurze Klagefriſt des $ 31 gebunden, 
wenn er mit einem fürmlichen Einjpruche durch den oberbergamtlichen 
Beichluß abgewiejen tft, und in diefem Falle reicht die Friſt aus. Zus 
dem wird die Borficht gebraucht, die Rechte der Längenfelder, welche 
mit neu zu verleihenden Geviertfeldern Follidiren, in den Verleihungs— 
urkunden der letzteren ausdrücklich vorzubehalten; vergl. $ 27 Ben. 78. 

5. Da in bejonderen Fällen auch noch andere als die im $ 29 
bezeichneten Interefjenten zum Schlußtermine zugezogen werden können 
(S 29 Bem. 2), jo muß über Ginjprüche, welche von jolchen Inter: 
effenten gegen die Muthung erhoben find, in dem Beſchluſſe des Ober: 
bergamt3 ebenfall3 befunden und je nad) Lage des Falles eine jachliche 
Entjcheidung getroffen oder die Verweiſung auf den Rechtsweg ausge: 
jprochen werden. Daraus folgt aber nicht, daß, wenn auf einen jolchen 
Einjpruch feine willfährige Enticheidung ergangen it, nun auch die wei— 
tere gerichtliche Verfolgung dejjelben an die kurze PBräflufivfriit des 
$ 31 gebunden wäre; hier findet vielmehr die gavöhnliche Verjährungs- 
frift Amvendung. Anders Lindig, 3. Bd. 8 ©. 548. 

6. Auch der Muther jelbit it an die Präflufivfriit des $ 31 
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gebunden, wenn jeine auf die Muthung gejtügten Anjprüche durch den 
Beichluß des Oberbergamts ganz oder theilwerje abgewiejen und in Folge 
von Kollifionen mit den Rechten Dritter Prozehgegner vorhanden find, 

7. Schon vor Erlaß des Bergg. war in einem Min.-Erlajfe v. 
15. Juni 1864, 3.1.8.9. u. S-Welen Bd. 12 ©. 200, die Befug— 
niß der Oberbergämter anerkannt, in jtreitigen Muthungsjachen nach 
ihrem Ermeſſen die eidliche Vernehmung von Zeugen durch Vermitte— 
lung der Gerichte zu veranlajjen, wenn dies für die zu treffende Ent: 
Icheidung nothwendig ericheint. Eine jolche Vernehmung joll indeß auf 
die Fälle beichränft werden, im welchen die außergerichtliche und unbe- 
eidigte Ausjage des Zeugen nicht ausreichend erjcheint, um die zur Ent— 
jchetdung nothwendige Ueberzeugung zu begründen. Diefe Grundjäße, 
an welchen das Bergg. nichts gändert hat, find noch jeßt für maßgebend 
zu erachten. 

8. Der Muther, deſſen Muthung von der Bergbehörde als nichtig 
zurückgewieſen iſt, muß zur Begründung der Klage auf Anerkennung 
jeines vermeintlichen Vorzugsrechts die Gültigkeit feiner Muthung dar: 
thun und die dafür angeführten, von dem Gegner beitrittenen Thatja- 
chen unter Berveis ftellen. Urth. des Obertr. v. 29. Juni 1870, 3. 
Bd. 11 ©. 343; auch Oppenhoff, 3. Bd. 9 ©. 136. 

9. Wie die Worte im Ab}. 2: „infofern wegen derjelben der Rechts: 
weg zuläfftg it“, ergeben, wird Hier nicht darüber, ob und wenn der 
Nechtsweg zuläffig tt, Beſtimmung getroffen, jondern nur unter der 
Vorausfegung der Zuläfligfeit des Rechtsweges eine Friſt für die An— 
jtellung der Klage feitgejeßt. Komm.-Bericht d. 9. ©. 20. 

10. Iſt gegen den Beichlug des Oberbergamts Rekurs ergriffen 
($ 191), jo läuft die dreimonatliche Klagefriſt erjt von der Zuftellung 
des Nefursbejcheides an. Bergl. auch Urth. des Obertr. v. 5. April 
1869, Striethorit Bd. 74 ©. 174. 

11. Um den im $ 31 (und ebenjo in den 88 35 und 221) ange- 
drohten Rechtöverluft abzınvenden, bedarf es der Einlegung der „Klage“ 
innerhalb der beitimmten Friſt. Es Handelt ſich Hier nicht um eine 
eigentliche Verjährungsfriſt, jondern um eine davon verſchiedene Präklu— 
Jivfriit (vergl. die Gründe des Plenarbejchluffes des Obertr. v. 6. Dez. 
1858, Entich. Bd. 40 ©. 6, 10, 13, für welche die bloße Klageanmel— 
dung niemals Bedeutung hatte, wie jolches bei der eigentlichen Verjäh— 
rung bis zur Einführung der E. P. DO. ($ 239) nach $ 551 Th. I 
Ti. IM. L. R. der Fall war. Urth. des Appell.:Ger. Hamm v. 28. 
Mai 1868, 3. Bd. 10 ©. 404, Gruchot Bd. 12 S. 904; Urth. des 
Obertr. dv. 28. Juni 1872, 3. Bd. 14 ©. 240, des Reichsg. v. 22. Febr. 
1882, 3. Bd. 24 ©. 107; aud) $ 151 Bem. 5. 

12. Die auf Grund des $ 31 Abi. 2 von dritten Muthern und 
Bergwerkgeigenthümern gegen den Muther umd umgefchrt anzujtellenden 
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gerichtlichen Klagen gehören in den dinglichen Gerichtsjtand. Vergl. 
8 23 Bem. 5. 

13. Der Beichluß des Oberbergamts, durch welchen bei ftattfin- 
dender Kollifion von Muthungen über die Ertheilung oder Verſagung 
der Verleihung und über die Zurückweiſung erhobener Einſprüche ent- 
ſchieden iſt, kann nicht von den Gerichten direft aufgehoben werden; 
vielmehr it, unbejchadet des formellen Kortbeitandes eines jolchen Be: 
ichlufjes, durch den Richteripruch über das ftreitige Vorzugsrecht auf 
die Verleihung zu entjcheiden. Urth. des Appell.-Ger. Naumburg v. 15. 
Nov. 1869, 3. Bd. 11 ©. 334, 342; vergl. auch $ 35 Ben. 3. 

14. Die rechtskräftige Enticheidung, durch welche ein Muther mit 
dem für feine Muthung beanipruchten Vorzugsrechte von einem Dritten 
abgewiejen tft, fteht demjelben auch in Beziehung auf eine Neumuthung 
entgegen, die er unter anderem Namen auf denjelben Fund eingelegt hat, 
wenngleich das Feldesbegehren beider Muthungen nicht fongruent it. 
Urth. des Obertr. v. 20. Juni 1873, 3. Bd. 14 ©. 391. 

Ob in einem Prozeſſe über das zwiſchen einem Bergwerfseigen- 
thimer und einem jüngeren Muther jtreitige Feld der Einwand der 
rechtskräftig entjchiedenen Sache begründet ijt, wenn der im Vorprozeſſe 
abgewicjene Muther, unter Menderung des Namens, des Fundpunftes 
und der TFeldesitrefung, neue Muthung auf das jtreitige Feld eingelegt 
hat, hängt, was den Gegenſtand beider Prozeſſe betrifft, namentlich auch 
davon ab, ob der Fundpunkt der neuen Muthung in dem Kolliſions— 
felde des Vorprozeſſes liegt. Iſt dies der Fall, jo ijt der Eimvand der 
rechtskräftig entichiedenen Sache (bei dem Borhandenjein der übrigen 
Borausjegungen) als begründet anzuerkennen. Urth. des Obertr. v. 2. 
Mai 1879, 3. Bd. 21 ©. 381. 

15. Die „in dem Verleihungsverfahren“ durch unbegründete Ein: 
iprüche entitandenen Koſten können von dem unterliegenden Theile im 
Wege des VBerrvaltungszwangsverfahrens ($ 194) eingezogen werden. 


Zu & 32. 

1. Im den Fällen, in welchen die Berabehörde gemäß $ 31 über 
Einjprüche oder jtreitige Anjprüche entjchteden hat, iſt die Ausfertigung 
der Berleihungsurfunde bis nach Ablauf der den Betheiligten zur Be- 
Ichreitung des Rechtsweges zuftchenden dreimonatlichen Friſt und, wenn 
letzterer bejchritten wird, bis zum Eingange der richterlichen endgültigen 
Entjcheidung auszuſetzen. Min.Erlaß v. 12. Febr. 1868, Rekursbeſch. 
v. 3. Aug. 1871, 3. Bd. 9 ©. 206, Bd. 12 ©. 404. 

2, Wer mit jeinen Einjprüchen oder Anjprüchen von der Berg: 
behörde abgewicjen ift, muß zwar, um jein etwaiges Recht zu wahren, 
nad) $ 31 die gerichtliche Klage binnen drei Monaten erheben, verliert 
aber fein Necht nicht deshalb, weil er unterlaffen hat, innergalb derjelben 
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Friſt dem Dberbergamte die erfolgte Erhebung der Klage anzuzeigen 
oder nachzuweiſen. 

Ob der Rechtsweg von dem unterliegenden Theile binnen der drei 
Monate bejchritten worden ift, hat das Oberbergamt nicht von Amts— 
wegen zu ermitteln; es it Sache der Interejjenten, Dies zur Kenntniß 
des Dberbergamts zu bringen, und legteres hat mit der Ausfertigung 
der Verleidungsurkunde vorzugehen, wenn die Intereſſenten die Anzeige 
der erfolgten Klageanjtellung unterlaffen. Min.Erlaß dv. 12. Febr. 1868 
(. Bem. 1). Vergl. auch Brajjert, 3. Bd. 8 ©. 551; Kloſtermann 
Anm. 75; Dppenhoff Nr. 243; Achenbach, Deutiches Bergrecht 
©. 439 Anm. 2. Anders Lindig, 3. Bd. 8 ©. 549, Bd. 9 ©. 202, 
und Wachler, 3. Bd. 9 ©. 377. Jenes Verfahren hat fich in der 
Praxis als unbedenklich erwieſen. 

3. Wegen der gemeinjchaftlichen Ausfertigung einer Verleihungs— 
urfunde durch zwei Oberbergämter vergl. $ 30 Bem. 3. 


Zu & 33. 


1. Durch die amtliche Beglaubigung (Abj. 1) erlangen die Situa- 
tionsrifje die erforderliche Beweisfähigfeit. 

2. Eine vorgängige Berichtigung und Bervolljtändigung der Si- 
tuationsriffe fann durch die Entjcheidung über die Verleihung (SS 31, 
32) nothwendig werden, darf aber nicht auf Angaben ausgedehnt werden, 
welche nad) $ 17 jchon von Anfang an auf dem Situationsrijje ent- 
halten jein müſſen. Rekursbeſch. v. 11. Febr. 1867 u. 24. Febr. 1868, 
8. 3. 8 ©. 117, Bd. 9 ©. 206; $ 17 Ben. 6, 

3. Das Oberbergamt ijt gejeßlich nicht verpflichtet, die Berichti— 
gung und VBervollitändigung der Situationsrijfe von Amtswegen auf 
Koſten des Muthers zu bewirken, vielmehr befugt, dem Muther zu dies 
jem Zwecke das Haupteremplar des Situationsriffes zurüdzugeben. Re— 
fursbeich. v. 24. Febr. 1868 (ſ. Bern. 2). 

4. Unter der „Bergbehörde“, bei welcher ein Exemplar des Si— 
tuationsriſſes aufbavahrt werden joll (Abi. 2), it das Oberbergamt zu 
verjtehen, indem diefer Riß einen nothiwendigen Beltandtheil der dorti- 
gen Berechtigungsaften bildet. Die Beſtimmung um $ 189 Abſ. I ſteht 
diefer Einrichtung nicht entgegen. 3. Bd. 6 ©. 585. 


Zu 8 34. 

1. Der jachlichen Bedeutung des Verleihungsakltes entiprechend 
werden die Verleihungsurkunden zufolge der Min. -Erlajfe v. 14. Juni 
1352 u. 8. März 1866, 3. Bd.7 ©. 261, in der jolennen Form: „Im 
Namen des Königs“ ausgefertigt. 

Die von den Oberbergämtern gewählte Faſſung der Berleihungs: 
urfunden jtimmt im Wejentlichen überein. Im Allgemeinen empfiehlt es 
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fich, die Terminologie des Berggeſetzes in denjelben genau beizubehalten. 
Dagegen ericheint es nicht zweckmäßig, in die Verleidungsurfunden noch 
andere al3 die im 8 34 bezeichneten Gegenjtände aufzunehmen. Eine 
Ausnahme tritt jedoch ein, wenn in der Urkunde die Nechte follidiren- 
der Längenfelder ausdrüdlich vorzubehalten bezw. die durch folche Felder 
entjtchenden ?seldesausfälle anzugeben find; vergl. $ 27 Bem. 7g und 
8 31 Bem. 4. 

2. Die Ausfertigungen der Verleihungsurkunden find wie früher 
dem Stempel von 1,50 A. unterworfen; Min.Erlaß v. 3. Juni 1873, 
3. Bd. 14 ©. 326. 

3. In der Praris tit die Frage entjtanden, wie bei der Berichti— 
gung des in einer Verleihungsurtunde enthaltenen Irrthums zu ver- 
fahren jet. Für den all, daß unter allen Betheiligten, einschließlich der 
verleihenden Behörde, Einverjtändnig darüber bejtcht, dal die unrichtige 
Angabe in der Urkunde auf einem Irrthum beruht, it cs nach dem Min. 
Erlaß v. 5. Dt. 1867, 3. Bd. 10 ©. 101, „ebenfo jehr das Necht 
wie die Plicht der verleihenden Behörde, den vorgefallenen Irrthum zu 
berichtigen“. Anders dagegen, wenn der von der einen Seite behauptete 
Irrthum von der anderen Seite bejtritten, 3. B. von dem Belichenen 
nicht anerfannt wird, daß ein Dritter als Mitbetheiligter habe aufge: 
führt werden müſſen. Im diefen Fällen kann die Bejeitigung des be- 
jtrittenen Irrthums nur auf Grund richterlichen Urtheils herbeigeführt 
werden; die Präflufivfriit des 8 35 findet hier aber Feine Anwendung. 
Achenbach, 3. Bd. 10 ©. 94; Deutjches Bergredt ©. 444; Oppen— 
hoff Nr. 250; $ 50 Bem. 3. 

Die erfolgte Berichtigung des Irrthums in einer nach) $ 35 ver: 
Öffentlichten Verleihungsurkunde it Eojtenfrei durch das Amtsblatt be- 
fannt zu machen; vorjt. Erlaß v. 5. Oft. 1867. 


3un 8 35. 

1. Zweck und Tragweite des durch die 88 35 und 36 neu ein 
geführten Publifationsverfahrens find in den Motiven (S. 47 bis 49) 
erläutert, wie folgt: „Nach der mit den deutjchrechtlichen Grundjäßen 
übereinjtimmenden Borjchrift im $ 352 Thl. TI Tit. 16 A. L. R. ge 
Ichehen alle Bergwertsbelehnungen „älteren Nechten unbeichadet“ und 
„Die jüngeren müfjen den älteren weichen“. Hiermit jtehen die zu vielen 
Verwickelungen führenden Grundſätze über das „Alter im Felde“ im 
Zujammenhange, in Folge deren das Bergwerkseigenthum niemals aus— 
reichend ſicher geitellt it, jondern der Belichene troß einer nach Erfül- 
lung aller gejeglichen Bedingungen ausgefertigten Verleihungsurkunde 
jtets der Gefahr ausgejeßt bleibt, jeine Nechte nachträglich an irgend 
einen dritten Muther oder Bergwerfseigenthümer zu verlieren, welcher 
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innerhalb der gewöhnlichen Berjährungsfrijten ein älteres Recht auf das 
Feld oder auf Theile dejjelben nachweiſt.“ 

„Die Nachtheile dieſes Syitems, das mit der jeitherigen Längen: 
vermefjung und mit der Beichränfung der Verleihung auf eine beitimmte 
Lagerſtätte zufammenhängt, jpringen im die Augen; mit einem unanfecht- 
baren Nechtstitel Fehlt die wejentlichjte Bedingung für ein gefichertes, 
freditfähiges Bergwerfseigenthum. Das Berggejeß hat daher die Auf: 
gabe, die Lehre vom „Alter im Felde“ im einer den Bedürfniſſen des 
heutigen Bergbaues entiprechenden Werje umzugejtalten.“ 

„Ein wichtiger Schritt zu diefem Ziele geſchieht ſchon durch die 
Beitimmung des $ 31, wonad) alle im Injtruftionsverfahren zur Sprache 
gebrachten An- und Einjprüche Dritter binnen einer bejtimmten Friſt 
zur Erledigung gelangen. Allen diefe Vorjchrift Führt nur theilweije 
zum Ziele, weil von derjelben die unbekannten und überhaupt alle Mu— 
ther unberührt bleiben, welche aus irgend einem Grunde nicht zum Ins 
jtruftionsverfahren zugezogen worden jind. Damit aber der Bergwerks— 
eigenthümer den etwaigen Anjprüchen jolcher Interejfenten nicht während 
der Dauer der gewöhnlichen Berjährungsfriiten ausgeſetzt bleibt, it die 
Anordnung eines PBublifationsverfahrens und einer damit verfmüpften 
fürzeren (dreimonatlichen) Verjährungsfriit erforderlich.” . . .. 

„Die mit der Publikation verfnüpfte Aufforderung dritter Muther 
zur Geltendmachung ihrer etwaigen Borzugsrechte ift im $ 36 auch auf 
die Eigenthümer bejtehender Bergwerke, jedoch nur injofern ausge 
dehnt, als diejelben auf Grund des $ 55 ein Vorzugsrecht auf die in 
der publizirten Werleihungsurfunde bezeichneten Mineralien zu haben 
glauben und über diejes Necht im VBerleihungsverfahren noch nicht ver: 
handelt und entjchieden it. In diefer Beziehung muß nämlich der Berg: 
werfseigenthümer hier ebenjo wie der Muther behandelt werden, weil er 
in Anjehung der ihm nad) $ 55 vorzugsweie zujtchenden Meincralien 
nur als Muther ericheint. Abgejehen von diefem Ausnahmefalle joll 
dagegen das verliehene Bergwerkseigenthum, wie am Schluſſe des 
$ 36 zur Bermeidung jeder Nechtsumficherheit ausdrüdlich hervorgehoben 
it, niemals durch das Verfahren des $ 35 betroffen werden, weil die 
Rechte der bejtchenden Bergwerfe durch eine jüngere Verleihung nicht 
wieder in Frage geitellt werden dürfen, und weil überhaupt die Vor: 
theile des hier vorgeichlagenen Verfahrens in anderer Weije wieder ver: 
[oren gehen würden, wenn der Bergiverfseigenthümer genöthigt wäre, 
jeine Rechte gegen jedes neu entjtehende Bergwerk bei Vermeidung des 
Berlujtes binnen der obigen Friſt zu verfolgen.“ — 

Für das neue Verfahren haben weder die Vorjchriften des franz. 
Bergg. über die Veröffentlichung der Ktonzeifionsgefuche zum Anhalte 
dienen fünnen, noch iſt es zwedmäßig erichienen, diejes Berfahren der 
Ausfertigung der Verleihungsurkunde vorausgehen zu lajjen. Im der 
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langjährigen Praxis hat jich die jetige Einrichtung bewährt; die Öffent- 
liche Belanntmachung der Verleihungsurkunden vollzieht ſich in einfach: 
ſter Weiſe und ohne nennenswerthe Koſten; Fälle, in welchen in Folge 
der Bekanntmachung noch nachträglich ein vermeintliches VBorzugsrecht 
durch gerichtliche Klage gegen den Belichenen geltend gemacht wird, 
kommen äußerjt jelten vor; andererjeit3 hat aber das verlichene Berg: 
werfseigenthum den jchwer wiegenden Nechtsichug der Unanfechtbarteit 
nach vollzogener Beröffentlichung erlangt. 

2. Das Aufgebot des $ 35 bezieht ſich nur auf jolche Muther 
(und im Falle des $ 36 Bergwerksergenthümer), über deren Einjprüche 
oder Anjprüche, weil ſie unbekannt waren, oder aus einem ſonſtigen 
Grunde nicht bereits in dem Verleihungsperfahren entichteden worden 
ift, und auf welche daher die Friſt des $ 31 feine Anwendung finden 
fonnte. 

Die nad) Ablauf der zweiten Präkluſivfriſt ($ 35) eintretende Un- 
anfechtbarfeit der ertheilten Berleihung iſt dahin zu verftehen, daß nun- 
mehr das Bergwerkseigenthum niemals mehr von irgend einem älte— 
ren oder jüngeren Muther aus irgend einem bergrechtlichen Grunde 
angefochten werden kann, und daß dies ebenjo wenig in dem Falle des 
$ 36 jeitens eines Bergwerkgeigenthümers zuläjfig it, während im Ueb— 
rigen das ältere Bergwerkseigenthum unberührt bleibt ($ 36 Abi. 2). 
Dieje wichtigen Grundjäge hat jowohl das Obertr., Urth. v. 23. März 
1877, 3. Bd. 18 ©. 248, Entjch. Bd. 79 ©. 299, als auch das Neichsg. 
Urth. v. 16. März 1881, 3. Bd. 23 ©. 107, anerkannt. Theilweije 
abweichend Achenbach, 3. Bd. 10 ©. 98, 99; Deutjches Bergrecht 
©. 441, welcher die Rechtswirkung der Präkluſion (SS 31, 35) jo auf: 
faßt, dah die Muthung und Verleihung zwar von Nichtigkeiten, welche 
„wegen der follidirenden Rechte Dritter urjprünglich) vorhanden find“, 
nicht aber von jolchen Vichtigfeiten gereinigt werde, „welche der Mu: 
thung oder Verleihung, ohne Rückſicht auf Nechte Dritter, an fich an: 
kleben“. Bergl. jedoch Klojtermann, 3. Bd. 25 ©. 151; Dppen- 
hoff Nr. 254; $ 50 Bem. 3. 

3. Wird im Falle des $ 35 das Vorzugsrecht des der erfolgten 
Berleidung widerjprechenden Muthers durch richterliches Urtheil aner— 
fannt, jo bat das Oberbergamt die Verleihungsurkunde nah Maßgabe 
dieſer Entjcheidung anderweitig einzurichten. Urth. d. Obertr. v. 4. Juni 
1875, 3. Bd. 16 ©. 517, Entſch. Bd. 75 ©. 222; vergl. auch Urth. 
d. Appell.»Ger. Naumburg dv. 15. Nov. 1869, 3. Bd. 11 ©. 342; 8 31 
Bem. 13. 

Eine Verleihung verliert die Wirkung der Feldesſchließung nicht 
unmittelbar durch den Nichteripruch, welcher das in Anjpruch genommene 
Vorzugsrecht eines Dritten als begründet anerkennt, jondern erjt durch 
die nach) Maßgabe des Kichterjpruches jeitens des Oberbergamts bewirkte 
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Aufhebung bezw. Abänderung der Berleihungsurtunde Nekursbeich. v. 
15. Nov. 1877, 3. Bd. 19 ©. 130. 

4. Wie $ 35 vorjchreibt, iſt „Die Verleihungsurkunde“, aljo der 
Wortlaut, nicht bloß der mejentliche Inhalt derjelben, zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen und zwar durd) das „Amtsblatt“ jelbit, nicht durch 
den mit leßterem verbundenen öffentlichen Anzeiger. Die Koſten hat 
nach $ 38 der Belichene zu tragen. Vergl. 3. Bd. 6 ©. 587, 588, 
Erſtreckt ſich das Feld in verjchiedene Negierungsbezirke, jo hat die Ver: 
öffentlichung in jedem der betreffenden Amtsblätter zu erfolgen. Sind 
in diefem Falle zwei Oberbergämter bei der Verleihung betheiligt, jo ge— 
ihieht auch die VBeröffentlihung von denjelben gemeinichaftlich; $ 30 
Bem. 3. 

5. Da die Verleihung des Bergwerfseigenthbums durd) die Ausferti= 
gung der Urkunde vollendet wird, jo braucht die Aushändigung der Ber: 
feihungsurfunde an den Belichenen nicht bis zum Ablaufe der dreimonat- 
lichen Bublikationsfriit ausgejegt zu werden, erfolgt vielmehr zweckmäßiger 
gleich nach der Ausfertigung. Dafjelbe gilt von der Ueberjendung einer 
beglaubigten Abjchrift der Verleihungsurfunde an das Grundbuchamt. 
3. Bd. 6 ©. 588; Gel. über den Eigenthumserwerb v. 5. Mat 1872 
$ 68 (unten bei $ 52). Vergl. auch (für Bayern) 3. Bd. 19 ©. 400, 

6. Wegen der Friſt zur Belchreitung des Nechtsweges und des 
Gerichtsitandes ($ 35 Abi. 2) vergl. $ 31 Bem. 10, 11 u. 12. 


3u 8 36. 

1. Die Grundjäße des 8 35 gelten gleihmäßtg auch für den 
Fall, daß nad) $ 36 das auf $ 55 beruhende Vorrecht des Bergwerks— 
eigenthümers zum Muthen in Frage ſteht. Die nachträgliche Ausübung 
diefes Vorrechts innerhalb der Friſt des 8 35 hängt jedoch davon ab, 
dab daſſelbe nicht bereits nad) $ 55 Abi. 2 erlojchen, und daß noch 
feine Entjcheidung der Bergbehörde Über dafjelbe ergangen it. Da das 
Borrecht in der Negel ſchon im der einen oder anderen Weije zur Ers 
Örterung gefommen ſein wird, jo iſt die Amwendbarfeit des $ 36 nur 
eine beichränfte ; eintretenden Falles gehört aber auch bier die Vorent- 
jcheidung über das behauptete Zujammenvorfonmen der Mineralien ges 
mäß $ 55 lediglich zur Zultändigfeit der Bergbehörbde. 

2. Wegen der Aufnahme des am jich jelbjtverjtändlichen Grund: 
jaßes im $ 35 Abi. 2 vergl. $ 31 Bem. 3 u. 4. 


Zu & 37. 


Der Situationsrig wird im Dienftlofale des zuftändigen Revier: 
beamten während der dreimonatlichen Friit des $ 35 zu Jedermanns 
Einficht in den Dienjtitunden aufgelegt. Die Kopirung des Riffes durch 
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oder für Dritte iſt ohne Eimwilligung des Bergwerkseigenthümers nicht 
ftatthaft; vergl. die Min.-Erlafje bei $ 29 Bem. 6. 


Zu 8 38. 

Im $ 38 handelt es fich um die Koſten, welche den Behörden aus 
dem Verleihungsverfahren erwachjen. Diejelben beſtehen gegemwärtig nur 
noch in baaren Auslagen und unterliegen der Einziehung im Verwal— 
tungszwangsverfahren; vergl. 8 194. 

Wegen der Ktoftenvorjchüffe |. $ 15 Ben. 17 und wegen der Koſten 
für die VBorladung dritter Interefjenten $ 29 Bem. 5. 


Vierter Abfchnitt. 
Dom Bermelfen. 


Nach den Bergordnungen und den SS 172 ff. Th. II Tit. 16 des 
A. L. NR. konnte der Bergwerkseigenthümer von Amtswegen angehalten 
werden, fein Feld auf der Oberfläche vermeſſen und verlochiteinen zu laſſen, 
und im Bereiche des franz. Berggeſetzes wurde demjelben durch die Kon— 
zeffionsurkunde die Verpflichtung auferlegt, die Feldesgrenzen durch 
Lochſteine bezeichnen zu lafjen. Diejen gejeßlichen Zwang hat das Berg— 
geſetz als entbehrlich bejeitigt. Dagegen ift die amtliche Vermefjfung und 
Berlochiteinung für den Fall beibehalten, daß diefelbe von dem Berg: 
werf3eigenthümer oder einem Feldesnachbarn in Antrag gebracht wird, 
indem unter Umjtänden dev Eine wie der Andere eim wejentliches In— 
tereffe an der amtlichen Feititellung der Feldesgrenzen auf der Oberfläche 
haben fann. Vergl. Motive ©. 49, 50. 

Neue, von der VBerleihungsurfunde abweichende Nechte können durch 
den Vermeſſungsakt als jolchen nicht begründet werden, und namentlich) 
äußert derjelbe nicht die rechtlichen Wirkungen einer gerichtlichen Grenz— 
regulirung. Wohl aber haben die nad) VBorjchrift der SS 39 und 40 
unter Zuziehung der Betheiligten fejtgeitellten Grenzen die Vermuthung 
der Nichtigkeit für fich, und Demjenigen, welcher lettere anfechten will, 
wird der Gegenbeweis obliegen. Motive S. 50. Komm.:Bericht d. 9. 
©. 22. 

Dementiprechend iſt rechtsgrundjäßlich feitgeitellt, daß die Entſchei— 
dung darüber, zu welchem Bergwerfe ein jtreitiger Feldestheil gehört, 
fediglich den Gerichten gebührt, und daß die Vermefjung und Berloch- 
fteinung eines Grubenfeldes nach SS 39 und 40 nicht die Wirkung einer 
gerichtlichen Grenzregulirung hat, mithin die im Streitfalle erforderliche 
Ausmittelung der Grenzen jeitens des Gericht nicht vertreten kann. 
Rekursbeich. v. 22. Dez. 1872 u. 30. Ian. 1873, 3. Bd. 14 ©. 260, 
261; Urth. des Obertr. v. 21. März 1879, 3. Bd. 22 ©. 520. Wegen 
des bergpolizeilichen Schußes bei jtreitigen Feldesgrenzen vergl. $ 196 
Bem. 5. 
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Zu 8 39. 

1. Die amtliche Vermeſſung und Verlochſteinung des Feldes eines 
Bergwerk erfolgt unter der Leitung des Nevierbeamten; die Wahl des 
ausführenden Markicheiders oder Feldmeſſers jteht aber nicht ihm, ſon— 
dern dem Antragiteller zu. 

2. Es iſt gejeßlich zuläffig, die nur theilweije Vermeffung und 
Berlochiteinung eines Feldes zu beantragen und vorzunehmen. Der Eigen: 
thümer eines angrenzenden Bergwerks wird jogar in der Regel nur in- 
joweit ein Intereffe an der Vermeſſung haben, als es ſich um die Mark— 
jcheide zwijchen beiden “Feldern handelt. Vergl. 3. Bd. 7 ©. 395. 

3. Die Vermeffung und Berlochjteinung hat zwar in der Regel 
über Tage zu erfolgen, kann aber auch) unter Tage ausgeführt werden, 
indem dies unter Umjtänden für den Eigenthümer des Bergwerks oder 
den Grenznahbarn von Intereſſe it und das Berggejeß einem jolchen 
Verfahren nicht entgegenjteht. Ob in einem jolchen Falle die Markjcheide 
durch Verlochjteinung im engeren Sinne oder durch Einjchlagen von 
Markicheideritufen feitzuitellen it, unterliegt der Beurtheilung des das 
Bermefjungsgejchäft leitenden Revierbeamten. Rekursbeſch. v. 1. Juli 
1877, 3. ®d. 19 ©. 132. 

4. Es liegt außerhalb der Zuftändigfeit der Bergbehörde, den 
Bergwerkseigenthümer zur Nufwältigung verbrochener Grubenbaue zu dem 
Zwecke anzuhalten, um die Ausführung der von dem Eigenthümer eines 
angrenzenden Bergwerfs beantragten Vermeſſung zu ermöglichen, und 
ebenjo wenig erjcheint es jtatthaft, im Verwaltungswege die Ausführung 
dahin zielender Arbeiten in dem fremden Felde auf Koſten des Antrag: 
Iteller8 anzuordnen. Rekursbeſch. v. 12. San. 1872, 3. Bd. 13 ©. 136. 

5. Für die Vermefjung von Längenfeldern alten Rechts (vergl. 
Ss 215 bis 218 Bem. 8) find nachjtehende Nechtsgrundfäge angenommen: 

a. Bei der Vermeſſung des Längenfeldes auf einem Steinfohlen- 
flöße bildet der Zundpunft den Ausgangspunkt, und es wird dabei Die 
Streihungslinie des Fundflöges in der Sohle des Fundpunftes bejtimmt. 
An den Kopfenden wird die Marficheide eines jolchen Längenfeldes durd) 
rechtivinfelige Linien bejtimmt, welche an den Anfangs: und Endpunften 
der Vermejjungslinte in der Fundſohle auf das dortige Streichen des 
Fundflötzes zu ziehen find, bezw. (hinfichtlich des Vierungskörpers) durch) 
jaigere Ebenen in diejer perpenditularen Richtungslinie bis zur ewigen 
Teufe hin. Dieſe Vermejfungsweije findet auch dann ftatt, wenn das 
Fundflötz im Streichen eine Mulden- und Sattelwendung macht. Rekurs— 
beich. v. 4. Febr. 1870, 3. Bd. 11 ©. 369; Urth. des Kreisg. Eſſen v. 
26. April 1872, des Appell.-Ger. Hamm v. 6. Dez. 1872, des Obertr. 
v. 27. Juni 1873, 3. Bd. 14 ©. 402; Gruchot Bd. 17 ©. 891, 

b. Die Vermejjung des Längenfeldes auf einem Gange nach der 
Bierung und nach der Teufe muß fich ſtets nach dem Streichen und 


10 er 
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dem Einfallen des Ganges richten. Urth. des Obertr. v. 21. März; 1879, 
3. 3b. 22 ©. 520. 

e. Nach rechtsgültiger Objervanz iſt bei der Vermeſſung der im 
vorm. Herzogthum Naſſau nach der nafjausfagenelnb. Bergordnung vd. 
1. Sept. 1559 verlichenen Zängenfelder das Gencralftreichen, ohne Rüd- 
ficht auf die Fundſohle, auf derjenigen Betriebsjohle zu ermitteln, welche 
bei ausgedehnteftem Aufichluffe das regelmäßigere Lagerverhalten auf- 
weist, und gleicherweije ift das Kopfende des Feldes durch eine zu der 
aljo ermittelten Vermeſſungslinie rechtwinfelige Linie zu bejtimmen. Res 


kursbeſch. v. 19. April 1875, 3. Bd. 16 ©. 249. 


Zu & 40. 


1. Zu dem von dem Revierbeamten anzujegenden Vermeſſungs— 
termine find vorzuladen: der Antragjteller unter dem Eröffnen, daß im 
Falle feines Ausbleibend das Vermefjungsgejchäft micht werde vorge: 
nommen werden, ferner die Vertreter der angrenzenden Bergwerfe und 
die Befiter der Grundſtücke, auf welchen Lochſteine geſetzt werden jollen, 
mit dem GEröffnen, daß das Vermeſſungsgeſchäft, auch wenn fie nicht 
erjcheinen, unbejchadet ihrer Nechte vor fich gehen werde. Die Dienjt- 
inftruftionen für die Revierbeamten regeln das Berfahren in dem Ter— 
mine. Ueber den Hergang des Vermefjungsgeichäftes hat der Revier: 
beamte eine Verhandlung aufzunehmen, welche namentlich auch die Er» 
flärung des Bergwerfseigenthümers und der Vertreter der angrenzenden 
Bergwerfe darüber enthalten muß, ob fie die Vermeſſung und Verloch— 
fteinung als richtig anerfennen. 

Da der Grundbejiger nur gegen vollitändigen Erſatz des durch 
das Betreten jeine® Grundjtüds und das Seten der Lochjteine entſte— 
henden Schadens verpflichtet iſt, das Vermeſſungsgeſchäft auf feinem 
Grundjtücde vornehmen zu lajjen, jo darf letzteres nicht eher betreten 
werden, bis der in der Regel nur geringe Entjchädigungsbetrag zwijchen 
den Parteien vereinbart oder nöthigenfall3 im Rechtswege feſtgeſtellt ift. 
Ein Verfahren nach 88 135 ff. findet Hier nicht ftatt. Vergl. Oppen- 
hoff Nr. 271; anders Klojtermann Anm. 88 und Arndt ©. 85 
Anm. 2. 

2. It ein Lochjtein zu erneuern, jo findet auf Antrag dasfelbe 
Verfahren ftatt, wie bei der erjten Verlochiteinung. 

3. Die bei der amtlichen Vermeſſung gejeßten Lochiteine oder 
eingefchlagenen Marficheiderjtufen ($ 39 Bem. 3) gehören zu den Grenz- 
merfmalen, deren Wegnahme, Bernichtung ꝛc. in der Abficht, „einem 
Anderen Nachtheile zuzufügen“, als Urkundenfälichung nach 8 274 Nr. 
2 des Strafgejeßbuchs bejtraft wird. (Gefängniß, Geldjtrafe bis zu 
3000 AL.) 
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Fünfter Abfhnitt. 
Don der Konfolidation. 


Die jchon früher gebräuchliche, aber gejeglich nicht geregelte Ver: 
einigung zweier oder mehrerer Bergwerfe zu einem einheitlichen Ganzen, 
Konjolidation, it im Bergg. als eine Mafregel beibehalten, welche aus 
technischen, wirthichaftlichen und bergpolizeilichen Gründen jehr zwed- 
mäßig und unter Umftänden unerläßlich jein fan. Vergl. Motive ©. 51. 

Der Zwed der nunmehr auf eine feite Nechtsgrundlage geftell- 
ten Konjolidation ijt dahin gerichtet, als Einzelwerfe beftehende Berg- 
werfe derart zu einem Ganzen zu vereinigen, daß fie in jeder Beziehung 
nur noch als ein einziges, einheitliches Werk, als neues Rechtsobjekt 
behandelt werden. Dieje Veränderung giebt ſich namentlich darin zu 
erfennen, daß die Konjolidation ein in der Regel über das gejeglich zus 
läffige Einheitsmaß hinausgehendes Feld jchafft; daß ein neues Be— 
theiligungsverhältniß eintritt, wenn die Betheiligung an den Einzelwerfen 
eine ungleiche war; daß das Fonjolidirte Werk ein neues Blatt im Grund: 
buche erhält und die Rechte der Hypothefengläubiger und ſonſtigen Real- 
berechtigten eine Beränderung Hinfichtlich des Gegenjtandes erleiden; 
dat das Eonjolidirte Werf auch in Bezug auf Betrieb, Verwaltung, 
Beitenerung ꝛc. nur als eines behandelt wird. Demnach gehört der Fall 
nicht hierher, in welchem benachbarte Bergwerfe nur gemeinschaftliche 
Betriebsanlagen machen oder einen Feldestheil gemeinschaftlich abbauen, 
im Uebrigen aber jedes für fich beftehen bleibt. 

Zu ihrer Rechtsgültigkeit bedarf die Konjolidation der Beftätigung 
der Bergbehörde, weil hier ebenjo wie bei der Feldestheilung und dem 
Feldesaustauſch ($ 51) öffentliche, namentlich allgemeine bergbauliche oder 
auch bergpolizeiliche Interefien zu wahren find, und eine Veränderung 
des vom Staate verliehenen Bergwerkgeigenthums in Frage fteht. 

Das Geſetz enthält vier Erforderniffe für die Konjolidation: Der: 
jelben dürfen Gründe des öffentlichen Interejjes (Feldesiperre zc.) nicht 
entgegenftehen; die zu Eonjolidirenden Felder müſſen an einander grenzen ; 
Beibringung eines dem Gejehe entiprechenden Konſolidationsakts nebjt 
Situationsriß; Sicherjtellung der Rechte der Hypothefengläubiger und 
anderen Realberechtigten. 

Zu & 41. 


1. Nur Bergwerfe, nicht auch Muthungen können Gegenftand der 
Konjolidation jein, was früher jtreitig war. Achenbach, 3. |. B. 9. 
u. ©.:Wejen Bd. 6 Abth. B ©. 133; Klojtermann, Anm. 92; Arndt 
©. 85 Anm. 1. 

2. Ein Bergwerf, dejjen verjchiedene Gänge nicht als ſelbſtſtän— 
dige Bergwerfe gemuthet und verlichen, jondern auf Grund eines Ver— 
leihungsantrages nur in einer Berleihungsurfunde zufammengefaßt find, 
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fann nicht al3 ein Eomfolidirtes Bergwerf im Sinne des Bergg. behan- 
delt werden. Beichluß des Oberb. Bonn dv. 22. Mat u. Rekursbeſch. v. 
22. Juni 1871, 3. Bd. 12 ©. 406. Vergl. auch $ 215 Ben. 5 e. 

3. Die Selbititändigfeit des durch die Verleihungsurkunde be- 
gründeten Bergwerfseigenthums kann nur durch die einzige Form der 
berggejeglichen Konjolidation, nicht auch durch die Beitimmung des Ei- 
genthümers, daß das Bergwerk Zubehör eines anderen Bergwerfs fein 
jolle, aufgehoben werden. Auf Grund einer jolchen Beitimmung fann 
daher auch ein Bergwerk nicht als Zubehör eines anderen Bergwerks im 
Grundbuche eingetragen werden. Schreiben des Oberb. Bonn v. 12. Nov. 
1877, Beichluß des Landg. Dortmund v. 8. April 1885, 3. Bd. 19 
©. 135, Bd. 27 ©. 85. Anders Arndt ©. 86 Anm. 3. 


Zu 42. 

1. Der Konjolidationsaft befteht je nad) Berichiedenheit der Fälle 
in einem VBertrage, wenn nämlich die zu Eonjolidirenden Bergwerfe ver- 
jchiedene Eigenthümer haben, in einem Bejchluffe, wenn diejelben fich im 
EigentHum der nämlichen Mitbetheiligten befinden, in einer einfachen 
Erklärung, wenn. diejelben einem Alleineigenthümer gehören. 

Zu dem Bejchluffe, durch welchen eine Gewerfichaft die Konſoli— 
dation ihr gehöriger Bergwerfe vornimmt, desgleichen zu den Beſchlüſſen, 
durch welche die vertragsweile Ktonjolidation der verjchtedenen Gewerf- 
ichaften gehörigen Bergwerke herbeigeführt werden joll, ijt eine Mehr— 
heit von wenigjtens drei Viertheilen aller Kuxe erforderlich. Vergl. $ 114 
Bem. 1. 

Der Ktonjolidationsaft bedarf der notariellen oder gerichtlichen Be— 
glaubigung, weil derjelbe in Verbindung mit der amtlichen Betätigung 
und den Berleihungsurkunden der Einzelwerfe den Berechtigungstitel für 
das fonjolidirte Bergwerk bildet. Die bloße Beglaubigung der Unter: 
Ichriften genügt nicht. 

2. Der dem Konjolidationsaft beizufügende Situationsriß (Stonjoli- 
dationsriß) hat die Beſtimmung, das durch die Konſolidation entjtchende 
Feld auf Grund der Situationsriffe der Einzelfelder darzuftellen. Wegen 
des Maßſtabs vergl. $ 17 Bem. 11. 


Zu 88 43 und 44, 


1. Nach den Motiven ©. 52ff. lag das Bedürfniß vor, die Rechte 
der bei der Ktonfolidation betheiligten Hypothefengläubiger und jonjtigen 
Nealberechtigten wirkſamer, ald dies nad) dem jog. Miteigenthümergejee 
v. 12. Mai 1851 der Fall war, zu jchügen, ohne andererjeit3 dem Fort— 
gange der Stonjolidationen wiederum Hemmnifje zu bereiten, wie jolche 
vordem beitanden Hatten. Durch jenes Gejeß wurde befanntlich Die 
früher für einen Konſolidationsbeſchluß erforderliche Einitimmigfeit und 
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das unbedingte Widerfpruchsrecht der Hypothefengläubiger befeitigt; Die 
Rechte der Realberechtigten jollten ohne Weiteres auf den entſprechen— 
den Antheil an dem fomjolidirten Werfe übergehen und im Uebrigen die 
Hypothefengläubiger nur die Befugniß behalten, Befriedigung vor der 
Berfallzeit zu erlangen. Diejer Rechtsſchutz blieb indeß hinter den 
Grundjägen der allgemeinen Gejegebung zurüd, was auf die Befrie- 
digung des Kreditbedürfnijjes des Bergbaues ungünstig einwirkte. Eine 
Verbeſſerung des bejtehenden Rechtszuftandes wurde daher auch alljeitig 
für erforderlich erachtet. Zugleich mußte auch auf das rheinische Necht 
und Diejenigen Gläubiger Rücdjicht genommen werden, welchen nad) 
Art. 2095 ff. des bürg. Geſetzbuchs Privilegien zuftehen. 

Bei diefer Reform iſt davon abgejehen worden, die Bergbehörde 
mit der Prüfung der den Nealberechtigten gewährten Sicherheit zu be- 
faſſen und die Bejtätigung der Konjolidation von dem Ausfall diejer 
Prüfung oder von einem fürmlichen Unjchädlichkeitsatteite der Bergbe- 
hörde abhängig zu machen. Ferner it davon ausgegangen, daß den 
Nealberechtigten eine Einwirkung auf die Klonjolidation nur injoweit 
eingeräumt werden darf, als es fich für fie darum Handelt, daß der 
Werth des Objektes ihrer Rechte nicht durch die Slonjolidation verrin- 
gert, aljo das Antheilsverhältnig des belajteten Einzehwerfes zu 
dem fonjolidirten Werke oder der belafteten Antheile des Einzelwerfes 
zu dem betreffenden Antheile des Eomjolidirten Werkes möglichit richtig 
beitimmt wird. 

Dieje Einwirkung der Realberechtigten Hat indeß verjchieden geregelt 
werden müſſen, je nachdem das durch die Konſolidation entjtehende Berg» 
wert nur als Ganzes oder auch antheilsweiſe mit Hypothefen und 
dinglichen Laſten beſchwert werden fan. 

In dem erjteren, hauptjächlid) die Gewerfichaft des neuen Rechts 
betreffenden Falle müfjen Hypotheken zc., welche auf den Einzelwerfen 
haften, auf das fonjolidirte Werk ald Ganzes übertragen werden, was 
nur möglich iſt unter gleichzeitiger Fejtitellung der Rangordnung, welche 
die Gläubiger der Einzelwerfe bei dem fomjolidirten Werfe einnehmen 
jollen. Da ſich aber dieje Feititellung bei der Verjchiedenartigfeit der 
Fälle durch gejegliche Vorjchrift nicht vegeln läßt, bleibt nur der im 
$ 43 angegebene Weg einer Vereinbarung mit den Realberechtigten 
darüber offen, „daß und im welcher Rangordnung die Rechte derjelben 
auf das fonjolidirte Werk als Ganzen übergehen jollen.“ 

Für den zweiten Fall ergeben ſich daraus, daß hier der Ueber— 
gang der Nealrechte von den Einzelwerfen und deren Antheilen auf den 
entiprechenden Antheil an dem fonjolidirten Werke rechtlich möglich ift, 
andere Grundjäße. Hier bedurfte es einer Abänderung des bejtchenden 
Rechts nur injofern, als den Realberechtigten Gelegenheit gegeben wer: 
den muß, ihre Rechte rechtzeitig und daher wirfjam wahrnehmen 
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zu können. Dem dies bezwecdenden Verfahren (SS 44, 45, 46) liegen 
nachitehende Gejichtspunfte zu Grunde: 

Da die Sicherung der Hypothefengläubiger x. wejentlic) von der 
richtigen Beitimmung „des Antheilsverhältnijjes, nach) welchem jedes Ein- 
zelwerf in das konſolidirte Werf eintreten ſoll“, abhängt, jo find die 
Bergwerkseigenthümer verpflichtet, eine Beitimmung hierüber in den Kon— 
jolidationsaft aufzunehmen ($ 44). Wird zugleich) das ausdrüdliche 
Einverjtändniß der Hppothefengläubiger ıc. mit diefem Antheilsverhält- 
niffe beigebracht, jo kann die Betätigung der Konſolidation ohne Wei: 
teres erfolgen. Im anderen Falle muß jedem Nealberechtigten durch 
Mittheilung bezw. Bekanntmachung des wejentlichen Inhalts des Kon— 
folidationsaftes, insbejondere der Beitimmung des Antheilsverhältnifjes 
($ 45) Gelegenheit gegeben werden, gegen dieje Beitimmung Einfprud) zu 
erheben. Da über lettere nur im Rechtswege entjchieden werden kann, jo 
bewilligt das Geſetz ($ 46) eine dreimonatliche Präkluſivfriſt zur gericht: 
lichen Geltendmachung des Einjpruchsrechts. Statt dieſen Weg einzu: 
ichlagen, kann der Berechtigte, joweit es die Natur jeines Anfpruches 
gejtattet, aljo namentlich der Hypothefengläubiger, Befriedigung vor der 
Berfallzeit verlangen; derjelbe muß aber von diefer Befugniß, welche 
durch das Geſetz v. 12. Mai 1851 $ 10 unbejchränft vorbehalten war, 
innerhalb jener Präflufivfriit Gebrauch machen ($ 47). 

Durch diefe gejeglichen Schugmaßregeln in Verbindung mit dem 
Grundjage, dab das Nealvecht mit der Beltätigung der Ktonjolidation 
ohne Weiteres auf dem entjprechenden Antheil an dem konjolidirten Berg- 
werfe übergeht ($ 48), ericheint das Intereſſe beider Theile in zweckent— 
iprechender Weiſe gewahrt, zumal als Regel anzujehen it, daß die 
Konfolidation den Nealberechtigten nicht minder zum Bortheil gereicht 
wie den Bergwerkseigenthümern jelbit. 

2. Nicht unftreitig ift die ‘Frage, in welchen Fällen nach $ 43, 
und in welchen nad) $$ 44 bis 48 verfahren werden muß. 

a. Der $ 43 mit der dort verlangten Vereinbarung fommt zur 
Anwendung, wenn das fonjolidirte Bergwerk von einer Gewerfichaft 
nenen Rechts ($$ 94 ff.) bejefjen wird und daher nach $ 98 nur ala 
Ganzes mit Hypotheken und dinglichen Laften beſchwert werden fan. 
Abgeſehen von einer etwaigen anderweitigen Vereinbarung ($ 133), tritt 
diefer Fall ein, wenn die veremigten Einzelwerke gehörten: 1. einer und 
derjelben Gewerfichaft oder verichiedenen Gewerfichaften neuen Rechts; 
2. theil3 Gewerfichaften alten, theils Gewerfichaften neuen Rechts ; 3. ver- 
ichtedenen Alleineigenthümern oder auch verjchiedenen eivilrechtlichen Mit— 
eigenthümern; 4. theils Alleineigenthümern bezw. civilrechtlichen Mit— 
eigenthümern, theils Gewerfichaften alten oder neuen Rechts. 

Der $ 43 findet ferner Anwendung, wenn das fonjolidirte Berg- 
werk einem Allein eigenthümer (einer phyſiſchen oder juriftiichen Perjon, 
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Handels- oder Aktiengejellichaft) gehört. Nach dem heutigen Grund» 
buchrecht haftet ein Grundjtüd ala Ganzes für Hypotheken und Grund: 
buchjchulden; die Belaftung ideeller Anteile eines Grundſtücks jegt vor- 
aus, daß Miteigenthümer vorhanden find; nur der Miteigenthümer fann 
auf feinen Antheil eine Hypothek oder Grundjchuld bewilligen. 88 30, 
21, 43 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb v. 5. Mat 1872. Diefe 
Grundjäge müſſen gemäß $ 52 des Bergg. auch auf das Bergwerks— 
eigenthum angewandt werden, und demnad) kann auch ein im Allein: 
eigenthum befindliches Eonjolidirtes Bergwerk nur als Ganzes Gegenitand 
der Belastung jein. Vergl. Bölling, 3. Bd. 6 ©. 597; Komm.-Bericht 
d. 9. ©. 3. Das rheinijche Necht ftimmt hiermit überein. Anders 
Klojtermann Anm. 97. 

Der $ 43 ift endlich anzuwenden, wenn das fonjolidirte Bergwerf 
(in den links rheiniſchen Landestheilen) von Mit betheiligten beſeſſen 
wird, welchen die Einzelwerfe noch unter der Herrichaft des franz. Bergg. 
verlichen worden jind. Da die Antheile nach Art. 8 dieſes Geſetzes die 
Eigenjchaft beweglicher Sachen haben, jo fann das Bergwerk nur als 
Ganzes belajtet werden. 

b. Dagegen iſt nad) den SS 44 bis 48 zu verfahren, wenn das 
fonjolidirte Bergwerk einer Gewerfichaft alten Nechts gehört. Diefer 
Fall tritt aber ein, wenn die vereinigten Einzehverfe entweder von einer 
und derjelben Gewerfichaft oder von verjchiedenen Gewerfichaften alten 
Rechts bejefjen wurden. Auch in diejem leteren Falle dauert das jeit- 
herige gewerfichaftliche Rechtsverhältnig fort. Die Komjolidation als 
jolche hat nämlich nur das Bergwerfseigenthum, nicht auch die Art und 
Form der Betheiligung an dem fonfolidirten Bergwerfe zum Gegen: 
Stande. Obgleich nun das Bergg. die Neubildung von Gewerfichaften 
mit alter Verfaſſung nicht gejtattet, jo läßt es doch die vorhandenen 
Gewerfichaften alten Rechts fortbejtchen und verlangt nicht, jondern er: 
möglicht nur deren Umwandlung in Gewerfichaften neuen Rechts ($ 235). 
Aus der Konjolidation von Einzelwerfen verjchiedener Gewerfichaften 
alten Rechts ergiebt fich daher nicht die gejegliche Nothwendigfeit, der 
Gewerkichaft, welche fich durch die Verſchmelzung diejer jeither getrennten 
Gewerkſchaften bildet, eine andere gejellichaftlihe Form zu geben; es 
fann vielmehr, wenn nicht durch Vertrag etwas Anderes feitgejet ift, 
das Betheiligungsverhältnig an dem fonjolidirten Werfe wiederum nur 
in unbeweglichen Kuren ausgedrüdt werden. Das neuere Grundbuch: 
recht (Geſ. v. 5. Mat 1872) hat hierin nichts geändert. Vergl. 3. 
Bd. 12 ©. 163, 167; Klojtermann Anm. 96; Oppenhoff Wr. 281; 
Achenbach, Deutiches Bergrecht S. 275, 276. Anders Arndt ©. 87 
Anm. 2. 

Auf die beiden vorbezeichneten Fälle beſchränkt fic aber auch die 
Zulaffung der Gewerfichaft alten Rechts bei fonjolidirten Bergwerfen. 


#F 
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Wefentlich anders it die Rechtslage in den Fällen, in welchen Gewerk— 
ichaften alten Rechts mit anderen Bergwerfseigenthümern eine Konſoli— 
dation vollziehen. 

Nach den SS 44 bis 48 iſt außerdem zu verfahren, wenn das fon- 
jolidirte Bergwerk Mitbetheiligten gehört, deren Nechtsverhäitniffe gemäß 
$ 133 durch Vertrag oder jonjtige Willenserflärung anderweitig und 
zwar jo geregelt find, dab Jdealantheile an dem fonjolidirten Werke 
beitehen, welche hypothefarijch oder ſonſt dinglich belajtet werden können. 

3. In den Füllen des $ 43 bedarf es der Vereinbarung aud) 
dann, wenn nur auf einem der zu dvereinigenden Einzelwerfe Hypothe- 
fen oder andere Realrechte oder rheiniſche Privilegien haften, da dieſe 
Nechte nicht wie nach $ 48 in den Fällen des $ 44 ohne Weiteres auf 
das Eonjolidirte Werk übergehen. Oppenhoff Nr. 283. Anders Klo: 
ftermann Anm. 95, 103. 

4. Welche Berechtigte gemäß 88 43 ff. außer den Hypothefen- 
gläubigern als „andere Realberechtigte* zu behandeln find, entjcheidet 
die Eivilgefeggebung. Nach dem neueren Grundbuchrechte (Geſ. v. 5. 
Mai 1872) find auch die Grundjchuldgläubiger Hierher zu rechnen, und 
al3 bejondere Realberechtigte bei dem Bergbau kommen die Freikuxbe— 
rechtigten ($ 224) in Betracht. 

5. Die Beitimmung des Antheilsverhältniffes iſt nad) $ 44 auch 
dann erforderlich, wenn von einer Belaftung der Einzelwerke nichts be— 
kannt it; denn auch unbefannten Berechtigten joll durch die öffentliche 
Bekanntmachung (8 45) Gelegenheit gegeben werden, ihre Rechte wahr: 
zunehmen. 

6. Das Bergg. für Elſaß-Lothr., welches Gewerfichaften mit un- 
beweglichen Kuxen nicht kennt, hat lediglich den $ 43 übernommen ($ 56) 
und macht mithin die Komjolidation in allen Fällen von der Zuftim- 
mung der etiwaigen Nealberechtigten abhängig. Vollſtändig und zumeift 
wörtlich find dagegen die Vorjchriften über die Komfolidation in die 
Berggejeße für Bayern (Art. 53 bis 61), Württemberg ($$ 25 bis 63) 
und Heſſen (Art. 54 bis 62) übergegangen. 


Zu 8 45. 

Unter dem „Hypothefenbuche*, auf Grund dejjen die hier vorge: 
jchriebene Bekanntmachung an die Hypothefengläubiger 2c. zu erfolgen 
hat, ift das jegige Grundbuch (im vorm. Herzogtum Naſſau das Berg: 
gegenbuch), nicht aber das rheiniſche Hypothekenregiſter begriffen. 

Die öffentliche Bekanntmachung muß ihrem Zwecke gemäß unter 
allen Umständen erfolgen. 

Zu 8 46. 

1. Die gerichtliche Klage zur Geltendmachung des Einſpruchsrechts 

gegen die in dem Konſolidationsakte getroffene Beſtimmung des Antheils— 
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verhältnifje® muß gegen die Gewerfichaft, welcher das belastete Einzel- 
bergwerf gehört, gerichtet werden, und zwar auch dann, wenn eine jolche 
Gewerkſchaft mit einer anderen einen fürmlichen Konfolidationsvertrag 
abgeichlofjen Hat; denn der Beichluß, dieſen Vertrag auf Grund eines 
beitimmten Antheilsverhältnifjes abzujchliegen, bildet eben die Rechts— 
handlung, durch welche der Stläger an feinem Nechte verkürzt zu fein 
glaubt. Aus demjelben Grunde hat ſich die Klage auch in dem Falle, 
dab nur einzelne Kuxe eines Einzelbergwerfs belaſtet find, gegen die Ge: 
werfichaft, nicht gegen dem betreffenden Gewerken zu richten. 

2. Bei Berechnung der dreimonatlichen Friſt fommt $ 242 in 
Betracht. 


Zu 8 47. 


1. Die Befugniß, jtatt die Klage aus $ 46 zu erheben, „Befrie- 
digung vor der Berfallzeit zu verlangen“, hängt nicht von dem Nach: 
weiſe ab, daß eine Nechtsverfürzung wirklich vorliegt; wer nur die Be- 
fürchtung hat, daß feine Nechte in Folge der Konſolidation nicht mehr 
hinreichend gejichert jeten, joll eben nicht genöthigt werden, auf dem 
Nechtswege gegen die Beitimmung des Antheilsverhältnifjes Schuß zu 
juchen. Anders Oppenhoff Nr. 296. Geſtattet „die Natur des ver: 
jicherten Anſpruches“ nicht, Befriedigung vor der Verfallgeit zu verlan- 
gen, jo bleibt der Berechtigte auf das Einjpruchsrecht des $ 46 be- 
Ichränft; eine anderweitige Hilfe im Sinne des $ 442 Tit. 20 Th. I 
A. L. NR. gewährt das Berggeſetz nicht, da fein praftiiches Bedürfniß 
hierzu vorliegt. 

2. Das Recht, Befriedigung vor der Verfallzeit zu verlangen, 
braucht nicht durch gerichtliche Klage geltend gemacht zu werden, es 
genügt, daß dafjelbe innerhalb der dreimonatlichen Präflufivfriit durch 
Kündigung oder Zahlungsaufforderung ausgeübt wird; vergl. SS 441, 
462 Tit. 20 TH. TU. L. R. Nach Ablauf der Friit kann die Befrie- 
digung vor der VBerfallzeit nicht mehr verlangt werden, jo daß der Be- 
jtätigung der Konſolidation alsdann in dieſer Beziehung fein Hinderniß 
mehr entgegenjteht. Dagegen muß, wenn von jenem Rechte rechtzeitig 
Gebrauch gemacht wird, die Beitätigung ausgejet bleiben, bis die Be- 
friedigung erfolgt oder, falls hierüber ein Prozeß entjtcht, die gericht: 
liche Entjcheidung ergangen iſt. Vergl. Oppenhoff Nr. 299. Anders 
Klojtermann Anm. 101, 104, welcher der Anficht it, daß dieſer An— 
ipruch bei Vermeidung des Verlujtes im Wege der hypothefartichen Klage 
verfolgt werden müſſe. Jedenfalls kann die Klage nur auf Befriedigung 
aus dem verhafteten Einzelwerfe oder Antheile gerichtet werden, jo daß 
der perjönlihe Schuldner, wenn er nicht zugleich Befiger des Pfand: 
objeftes it, nicht vor der Verfallzeit in Anjpruch genommen werden 
fann. 
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Zu 8 48. 

1. Der Grundſatz, daß das Nealreht ohne Weiteres auf den 
entiprechenden Antheil an dem Eomjolidirten Werke übergeht, bezieht fich 
nur auf die Fälle des $ 44; in den Füllen des $ 43 beruht der Ueber: 
gang der Nealrechte auf das fonjolidirte Werf als Ganzes auf der 
Vereinbarung der Betheiligten. Die Nangordnung, in welcher die Real: 
rechte auf den feitgeitellten Antheil an dem fonjolidirten Werte über: 
gehen, bleibt diejelbe, welche bei den Einzelwerfen beſtand. 

2. Zu den Realvechten des $ 48 gehört auch die Freikuxberechti— 
gung. Wird daher ein freifugpflichtiges Bergwerk mit einem anderen 
Bergwerfe fonjolidirt, jo geht die Freikuxberechtigung nach dem bei der 
Konſolidation feitgejtellten Antheilsverhältniffe ohne Weiteres auf das 
fonjolidirte Werf über. Urth. d. Obertr. v. 29. Ian. 1877, 3. Bd. 19 
©. 114, Entid. Bd. 79 ©. 30, Striethorit Bd. 97 ©. 129. Derfelbe 
Grundſatz findet Anwendung, wenn das fonjolidirte Werk aus Einzel: 
bergwerfen bejteht, welche auf verichiedene Mineralien berechtigt waren, 
und die Freifurberechtigung ſich urjprünglich nur auf eines diejer Mi- 
neralien eritredte. Dem ?Freifurberechtigten fteht in Folge deſſen der 
entiprechende Antheil an der gefammten Ausbeute des fonjolidirten Berg— 
werfs zu. Urth. d. Appell.-Ger. Hamm v. 22. Juni 1878, des Obertr. 
v. 21. Febr. 1879, 8. Bd. 24 ©. 348. Vergl. $ 49 Bem. 2, 8 224 
Bem. 7 Add. 


Zu 8 49. 

1. Der $ 49 ftellt die Grundſätze für die Bejtätigung der Kon— 
jolidatton durch die Bergbehörde feſt und macht im Abj. 1 die Beitä- 
tigung zunächjt davon abhängig, daß vorher die durch) die Konfolidation 
berührten Nechte der Hypothefengläubiger ꝛc. nach) Maßgabe der 88 43 
bis 47 geregelt find. Einfprüche müſſen deßhalb vorher auf dem Rechts— 
wege oder anderweitig bejeitigt jein. Unter diefen Einfprüchen ift auch 
das Berlangen nach Befriedigung vor der Verfallzeit ($ 47) begriffen; 
Komm.Bericht d. 9. ©. 24; 8 47 Bem. 2. Dem Oberbergamte ift 
überlafjen, im welcher Weife es ich die Ueberzeugung verichaffen will, 
dab Nealberechtigte nicht vorhanden oder die Verhältniffe mit denjelben 
geordnet find; dem erforderlichen Nachweis zu erlangen, liegt den kon— 
folidirenden Bergwerfsetgenthümern ob. 

2. Abſ. 2 bezeichnet die beiden Fälle, in welchen die Beltätigung 
der Konjolidation verfagt werden muß; aus anderen als diefen und den 
fi aus Abſ. 1 ergebenden Gründen darf die Beltätigung nicht verjagt 
werden. 

a. Die Felder der zu vereinigenden Einzelfelder müfjen „anein= 
ander grenzen“, und zwar muß das Aneinandergrenzen bei Geviertfeldern 
auf der Erdoberfläche jtattfinden, während es bei Längenfeldern genügt, 
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daß diejelben, wenn auch nicht in der Tagesprojeftion, jo doch in einer 
tieferen Sohle mit einander in Berührung fommen. Diejes Erfordernik 
ergiebt fich theil3 aus dem Zwede der Konjolidation, theils daraus, daß 
freies Feld ohne vorgängige Verleihung nicht mit in die Konjolidation 
eingeschloffen werden fanı. Motive S. 51. Im Uebrigen iſt es zu: 
läſſig, Längen- und Geviertfelder mit einander zu konſolidiren. Ob die 
Einzelwerfe auf das nämliche Mineral oder auf verjchiedene Mineralien 
verliehen find, ijt gleichgültig; auch im letzteren Falle jtcht der Konſo— 
lidation weder eine gejegliche VBorjchrift noch das öffentliche Intereffe 
entgegen; Rekursbeſch. v. 3. Juli 1866, 3. Bd. 9 ©. 227. Bei dem 
Gangbergbau namentlich kann eine jolche Konjolidation jogar jehr zwed- 
mäßig fein. 

b. Der Ktonjolidation dürfen nicht „Gründe des öffentlichen Inter: 
eſſes“ entgegenstehen (vergl. $ 51 Bem. 4). Ob dies der Fall it, unter: 
liegt ausjchließlich der Beurtheilung der Bergbehörde. Nach den Mo— 
tiven ©. 51 iſt hierbei hauptjächlich die Verhütung einer der freien 
Konkurrenz hinderlichen Feldesiperre in's Auge gefaßt. Das öffentliche 
Intereſſe kann aber auch nod) anderweitig zur Sprache fommen. So 
ist, „um eine dem öffentlichen Interejje zumwiderlaufende Nechtsverwir: 
rung zu verhüten,“ durch den Min.-Erlaß v. 28. April 1879, 3. Bd. 20 
S. 276, bejtimmt, daß die Konjolidation von Bergwerfen, welche im 
Geltungsbereiche verjchiedener Grundbuchrechtsiyiteme und Hypothefen- 
verfajjungen liegen, grundjäßlich nicht zugelaffen werden joll. 

3. Die Beitätigung der Konjolidation hat die rechtliche Wirkung, 
daß von dieſem Zeitpunkte ab, nicht früher, das fonjolidirte Bergwerf 
als jolches bejtcht, woraus jich dann die weiteren rechtlichen Folgen er: 
geben. Das Sondereigenthum an den bisherigen Einzelwerfen erliſcht 
mit dieſem Augenblide; es bedarf hierzu einer Bekanntmachung oder 
Zuſtellung des bejtätigten Konjolidationgaftes nicht; Verf. d. Appell.: 
Ger. Breslau v. 8. Jan. 1878, 3. Bd. 20 9. 112. Ferner findet nun— 
mehr ohne Weiteres der Uebergang der Nealrechte auf den betreffenden 
Antheil an dem Efonjolidirten Werfe ($ 48), jowie die Anlegung des 
neuen Grundbuchblattes für lchteres (Ge). v. 5. Mai 1872 $ 68) jtatt. 
Ebenjo beruht hierauf in Verbindung mit $ 39 TH. I Ti. 11 A. L. R. 
der Rechtsgrundſatz, daß ein über Kuxe an einem konſolidirten Berg: 
werfe vor der oberbergamtlichen Bejtätigung abgejchlojjener Kaufver— 
trag ungültig iſt; Urth. des Neichs:Oberhandelsg. v. 21. Dez. 1876, 3. 
Bd. 19 ©. 253, Entich. Bd. 21 ©. 219; vergl. auch $ 51 Bem. 7. 

Ueber die Anfechtbarfeit eines beitätigten Ktonjolidationsbeichluffes 
vergl. Oppenhoff Nr. 310; Wadler, 3. Bd. 10 ©. 20; Arndt, 
©. 91 Anm. 2; Achenbach, Deutſches Bergredt ©. 281. 

4. Bon der Eintragung in das Grundbuch it die Wirfjamfeit 
der bejtätigten Komjolidation nicht abhängig; vielmehr werden mit Der 


156 Dritter Titel. Bon dem Bergwerkseigenthume. [5 50 


Beltätigung die Grumdbuchblätter der bisherigen Einzelbergwerfe gegen- 
ſtandslos und verlieren ihren öffentlichen Glauben injoweit, daß auch 
das Unterlafjen der Eintragung des fonjolidirten Werfes nicht die fort- 
dauernde Erijtenz der Einzelbergwerfe bewirken kann. Der Grundbuch- 
richter hat die beftätigte Nonfolidation einzutragen, jelbjt wenn der Kon— 
jolidationsaft wegen eines formellen Mangels ungültig jein jollte, Be: 
ſchluß des Kammerg. v. 6. Dez. 1837, 3. Bd. 29 ©. 251. 

5. Die Beitätigungsurfunde unterliegt dem Stempel von 1,50 HL. 
3. Bd. 14 9. 326, 


Dritter Titel. 
Don dem Bergwerkseigenthume. 

Die Vorſchriften des dritten Titels über das Bergwerkseigenthum 
haben den doppelten Zweck, eimestheils die Amvendbarfeit der allgemei- 
nen Gejeßgebung, namentlich auc) des bürgerlichen Rechts auf das Berg- 
werfseigenthum zu vermitteln, und anderentheil® den bejonderen Inhalt 
des Bergwerkseigenthums feitzuitellen. In eriterer Beziehung trat jpäter 
die Nothwendigkeit ein, das Berggeſetz bei jener Einführung in die im 
Jahre 1866 neu erworbenen Landestheile auch an die dortige Geſetzge— 
bung anzuschließen und hierfür in den Einführungsverordnungen Vor— 
jorge zu treffen. Im Allgemeinen iſt im Berggejege der Grundſatz zum 
Ausdrud gelangt und auch bis jet mahgebend geblieben, dem Berg: 
werfseigenthume nicht weiter, als es durch die Eigenart und die Bedürf— 
niffe des Bergbaues geboten ericheint, eine rechtliche Sonderjtellung zu 
geben, jo dat daſſelbe an der Fortentwickelung des allgemeinen Rechts 
theilnehmen kann und namentlich auch dem Einfluſſe der Reichsgeſetzge— 
bung unbeengt unterworfen tit. 

Von den drei Abjchnitten des Titels behandelt der erite das Berg— 
werfseigenthum im Allgemeinen und die hauptjächlichen darunter be: 
griffenen Nechte, der zweite die bejonderen bergrechtlichen Anforderungen, 
welchen die Ausübung des Bergwerkseigenthums in Beziehung auf Be— 
trieb und Berwaltung unterliegt, der dritte die — gegemvärtig zum 
großen Theil durch die NReichsgewerbeordnung erjegten — bejonderen 
Vorſchriften über die rechtlichen Verhältniffe der Bergleute. (Im dem 
Bergg. für Eljaß-Lothr. hat der letzte Abſchnitt ausfallen können; vergl. 
3. Bd. 15 ©. 54.) 

Grfter Abſchnitt. 
Don dem Bergwerkseigenthume im Allgemeinen. 
Zu S 50. 

1. Wie bereit3 ©. 55 ausgeführt worden, verjtcht das Berggeſetz 
unter „Bergwerfseigenthum“ eine bejonders geartete Bergbauberechtigung, 
ein Bergbaurecht. In einer Reihe von Fällen hat das vorm. Obertris 
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bunal ausgeführt, daß das Bergwerfscigenthum, und zwar nicht erft 
nach dem jetigen Berggeſetze, jondern jchon nad) dem gemeinen und 
landrechtlichen Bergrechte ala eine Berechtigung aufzufafjen it, die in 
der Verleihungsurkunde bezeichneten Mineralien innerhalb eines bejtimm: 
ten Bergwerfsfeldes mit Ausſchluß Anderer zu gewinnen. Vergl. Gründe 
des Plenarbeichluffes v. 18. April 1843, Entſch. Bd. 9 ©. 110; Urth. 
v. 1. Dez. 1858, Entich. Bd. 41 ©. 363, 364; v. 16. Mai 1865, Striet- 
horſt Bd. 59 ©. 158; v. 21. Febr. 1870, 3. Bd. 12 ©. 511; v. 20. 
Febr. 1874, 3. Bd. 15 ©. 391, Entſch. Bd. 71 ©. 293; v. 3. Dez. 
1875, 3. Bd. 17 ©. 89, Entich. Bd. 76 ©. 197; v. 14. Sept. 1877, 
3. Bd. 19 ©. 104, Entſch. Bd. 80 ©. 293. 

2. Das Bergwerfseigenthum wird durch die VBerleihungsurfunde 
„begründet“. Der Akt der Verleihung it der entjcheidende, und von 
da ab iſt das Bergwerkseigenthum ımantaftbar. Urth. des Obertr. v. 
23. März 1877, 3. Bd. 18 ©. 255, Entſch. Bd. 79 ©. 304; Rekurs— 
beich. v. 14. Aug. 1872, 3. Bd. 14 ©. 412; $ 35 Bem. 2; Einf. 
Berordn. für Kurheſſen Art. VI; Ge). über den Eigenthumserwerb v. 
5. Mai 1872 8 68. Durch diefen $ 68 ift die Beitimmung des Bergg. 
lediglich beftätigt, nicht, wie Arndt ©. 92 Anm. 1 meint, abgeändert. 

3. Die Bergbehörde hat das durch die Verleihungsurkunde be- 
gründete Bergwerkseigenthum, jo lange es nicht im Rechtswege mit Er: 
folg angegriffen worden ift, als zu Necht bejtehend zu behandeln; fie 
it außer den im jechsten Titel angegebenen Fällen nicht befugt, dajjelbe 
ohne vechtskräftiges richterliches Urtheil wieder aufzuheben. Rekursbeſch. 
v. 6. Febr. u. 10. Nov. 1874, 3. Bd. 15 ©. 286, 533; $ 34 Bem. 3, 
8 35 Bem. 2. 

4. Die Unabhängigkeit des Bergwerfseigenthums von dem Eigen: 
thum am Grund und Boden ergiebt fich aus $ 1 des Bergg. von jelbjt 
und iſt deßhalb im $ 50 nicht noch bejonders ausgejprochen (Komm.- 
Bericht d. H. S. 24); dagegen war es erforderlich, dem Bergwerkseigen— 
thum, jeiner Natur und jeiner Berwandtichaft mit dem Grundeigenthum 
entiprechend, die Eigenjchajt der unbeweglichen Sachen ausdrüdlich zu 
erhalten. 

5. Ueber die Zubehörungen des Bergwerkseigenthums enthielt 
die Ältere Berggefeßgebung, abgejehen von den Art. 8 u. 9 des franz. 
Bergg. feine oder nur vereinzelte Vorjchriften; es war der Enticheidung 
nach dem allgemeinen Regeln des bürgerlichen Rechts vorbehalten, was 
als Zubehör eines Bergwerks anzujehen jei, und welche rechtliche Folgen 
dieſes Verhältmig mit ich bringe. Denjelben Standpunkt hat das Bergg. 
beibehalten, weil ein praktisches Bedürfniß zur Abänderung nicht vorlag. 
Motive zum vorl. Entwurf v. 1862 ©. 84. Nach wie vor find deß— 
halb für die Zubehörungen des Bergwerfseigenthums wejentlich die 
eivilrcchtlichen Grundjäte maßgebend. 
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Ausdrüdlicd als Zubehör bezeichnet ijt im Bergg. (8 60) nur der 
Hülfsbau im freien und im fremden Felde. Außerdem haben die von 
dent Bergwerfseigenthümer für feine eigenen Bergwerfserzeugnifje errich- 
teten Aufbereitungsanftalten und Briquettesfabrifen die Eigenjchaft von 
Zubehörungen; desgleichen die zum Betriebe eines Bergwerfs dienenden 
Grundſtücke und Gebäude, welche demgemäß nad) 88 5 u. 9 der Grund- 
buchordnung als „Zubehörungen“ auf dem Titel des Grundbuchblattes 
für das Bergwerk einzutragen find. 

Eine ober- oder unterirdiihe Grubeneijenbahn iſt ebenfalls Zu- 
behör des Bergwerks, wenn der Bergwerfseigenthümer diejelbe für Zwecke 
des eigenen Betriebes und Abjates angelegt hat. Diejer rechtliche Ge— 
ſichtspunkt ift jedoch in Bezug auf das Haftpflichtgejeg v. 7. Juni 1871 
nicht zur Geltung gelangt, vielmehr haben die Gerichte angenommen, daß 
auch die Privat-Grubenetijenbahnen zu den „Eifenbahnen“ im Sinne des 
$ 1 dieſes Gefehes gehören, und daß daher die Verbindlichkeit des Berg: 
werfsbetreibers zum Schadenserjate bei Unfällen auf einer jolchen Eiſen— 
bahır nicht nach $ 2, jondern nach 8 1 dal. zu beurtheilen ſei. Selbſt 
auf unterirdische Pferdeeijenbahnen iſt diefer Grundjaß angewandt, jo: 
fern bei denjelben die mit den Gijenbahnen verbundene eigenthümliche 
Gefahr vorhanden tt, was der Prüfung in jedem einzelnen Falle unter: 
liegt. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 19. Dez. 1884 u. des Neichsg. v. 
8. April 1885, 6. Sept. 1885 u. 16. Nov. 1886, 3. Bd. 26 ©. 520, 
Bd. 28 ©. 96; dagegen 3. Bd. 26 ©. 525. 

Auf die „Halden eines früheren Bergwerfs" ($ 54) kann der Be: 
griff der unbeweglichen Zubehörungen nicht ausgedehnt werden, da das 
Necht des Bergwerfseigenthümers fich darauf beſchränkt, die Mineralien, 
auf welche die VBerleihungsurfunde lautet, auch aus den innerhalb jeines 
Grubenfeldes befindlichen jog. alten Halden zu gewinnen, und anderer: 
ſeits diejes Gewinnungsrecht mit zu dem gejeglichen Inhalte des Berg: 
werföeigenthums gehört. 

Auch die „Zimmerung und Mauerung” eines Grubengebäudes 
(8 163) iſt nicht als Zubehör anzuſehen; fie bildet einen wejentlichen 
Beitandtheil des Grubengebäudes, ohne welchen dafjelbe nicht hergeitellt 
und aufrecht erhalten werden kann. 

Was ald bewegliched Zubehör eines Bergwerfs zu behandeln 
ift, richtet fichh ebenfalls nach den allgemeinen Rechtsregeln. Namentlich 
find hierher zu rechnen die zum Betriebe dienenden Maichinen, Thiere, 
Werkzeuge (Gezähe), Geräthichaften, Injtrumente, die Grubenrifje, Ber: 
leihungs⸗ und jonftigen Berechtigungsurfunden, die Vorräthe an Betrichs- 
materialien, an Roh- und Halbproduften des Bergwerks. 

Beſondere Nechtögrundjäge gelten für die Zubehörungen im Falle 
der unfreiwilligen Entziehung des Bergwerkseigenthums. Abgejchen 
nämlich von dem Zwangsverfaufe ($$ 159, 161), bei welchem die Zus 
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behörungen nach der allgemeinen Regel mit dem Bergwerfe ſelbſt auf 
den neuen Erwerber übergehen, verbleiben die Zubehörungen dem bis— 
herigen Berechtigten, indem die Aufhebung des Bergwerkseigenthums ſich 
nicht auf dieſe mit erftredtt. Hiervon müjjen jedoch die Hülfsbaue ($ 60) 
ausgenommen werden ; dieje find von dem Grubengebäude unzertrennlich. 

6. Hinfichtlich der Beibehaltung des Ausdruds „Bergwerkseigen— 
thum“ vergl. ©. 54. Das k. ſächſ. Bergg. bedient ſich des Ausdruds 
„Bergbaurecht“. Die in den Gejegen v. 1. Juli 1821 u. 26. März 
1856 gebrauchte Abkürzung „Bergeigenthum“ iſt zu verwerfen. 


3n $ 51. 

1. In Uebereinftimmung mit der früheren Gejeßgebung (Gej. v. 
12. Mai 1851 ©. 11, franz. Bergg. Art. 7) iſt die Feldestheilung und 
der Feldesaustauſch von der Beitätigung der Staatsbehörde abhängig 
gemacht, weil der Bergwerfseigenthümer grundjäglich nicht für befugt 
erachtet werden fann, den auf der jtaatlichen Verleihung beruhenden 
Nechtötitel feines Bergwerfs einjeitig abzuändern, und weil außerdem 
das öffentliche und bier namentlich das bergpolizeiliche Intereſſe in Be: 
tracht fommt. Bergl. ©. 147. 

2. Der $ 51 behandelt zwei Fälle der Theilung eines Bergwerf3- 
feldes, nämlich a. die reale Theilung eines Feldes in zwei oder mehrere 
jelbitftändige Felder und b. den Austauſch von Feldestheilen zwijchen 
angrenzenden Bergwerfen. 

Nur dieje beiden Fälle der Theilung eine Bergwerfsfeldes find 
gejeglich zuläffig; jeder weitere Fzall ijt durch $ 51 des Bergg. und $ 68 
des Gel. über den Eigenthumserwerb v. 5. Mai 1872 ausgeichloffen, 
und daher 3. B. die Veräußerung eines Feldestheiles ohne vorgängige 
reale Theilung des betreffenden Bergwerksfeldes rechtlich unbedingt un— 
zuläjfig. Rekursbeſch. v. 26. Juni 1884 u. 7. Sept. 1885, 3. Bd. 25 
©. 405, Bd. 26 ©. 538. 

a. Die reale Theilung eines Feldes kann den Zwed haben, die 
neu entitandenen Felder als jelbititändige Bergwerfe beſtehen zu laſſen 
oder das eine oder andere derjelben wieder mit einem angrenzenden drits 
ten Bergwerfe zu vereinigen. Diejer lettere Nechtsaft ift indeß an die 
für die Klonjolidation beitehenden Vorausjehungen und Formen (88 41 
ff.) gebunden. Vorſt. Refursbeich. v. 26. Juni 1884. 

Als reale TFeldestheilung muß auch der Tall behandelt werden, 
wenn ein mit anderen Feldern konjolidirtes Einzelfeld wieder aus dem 
fonjolidirten Felde ausscheiden joll. Beicheid des Oberb. Bonn v. 22. 
San. 1877, 3. Bd. 18 S. 137. Dagegen iſt die Zerlegung der Berech— 
tigung eines zur Gewinnung mehrerer Mineralien verlichenen Bergwerks 
in jelbjtitändige Bergwerfe für die einzelnen Mineralien unzuläffig und 
nicht als reale Feldestheilung zu behandeln. Rekursbeſch. v. 2. April 
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1867 u. 20. Sept. 1881, 3. Bd. 9 ©. 207, Bd. 23 ©. 128. Auch ge 
hört der Fall der BVerzichtleiftung auf einzelne Feldestheile nicht hier— 
ber, jondern unter den $ 162. 

b. Der Austauſch von Feldestheilen jet voraus, daß die Felder, 
zwiſchen welchen ausgetaufcht werden joll, aneinander grenzen; find die- 
jelben durch dazwiſchen Tiegendes freies Feld von einander getrennt, jo 
fann ein Feldesaustauſch ebenjowenig ftattfinden, wie eine Konjolidation; 
$ 49 Bem. 2a. | 

3. Der $ 51 jchlieht die Zuläffigkeit der Erfißung eines Feldes— 
theiles aus; denn es handelt ſich hier um ein ausdrücliches Verbots— 
gejeß im Sinne des $ 664 Th. I Tit. I A. L. R. gegen welches Rechte 
durch Verjährung nicht erworben werden können. Urth. des Obertr. v. 
21. März; 1879, 3. Bd. 22 ©. 525; vergl. auch Urth. des Reichs-Ober— 
handelsg. v. 21. Oft. 1875, 3. Bd. 17 ©. 509. 

4. Stehen der Feldestheilung oder dem Feldesaustauſch „über: 
wiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes“ entgegen, jo muß die Be- 
jtätigung verjagt werden; aus jonjtigen Gründen darf diefelbe nicht ver: 
jagt werden. Wenn bier wie an anderen Stellen des Bergg. (SS 4, 
65, 136) von „überwiegenden“ Gründen, dagegen im $ 49 in Anjehung 
der Stonjolidation nur von „Gründen“ des öffentlichen Intereſſes die 
Nede ift, jo beiteht doch in der Sache fein Unterjchied; hier wie dort 
iſt gemeint, daß das Privatinterefje vor dem öffentlichen Intereffe aus 
überzeugenden, jtarfen Gründen zurüdtreten muß; die Weglaffung des 
Wortes „überwiegende“ in dem mit $ 11 des Gel. v. 12. Mat 1851 
übereinjtimmenden 5 49 iſt nur auf eine redaktionelle Ungenauigkeit zurüd- 
zuführen. 

Ob einer jolchen TFeldesveränderung Gründe des öffentlichen Inter— 
ejjes entgegenstehen, hängt von der Beurtheilung der thatjächlichen Ber: 
hältnifje des einzelnen Falles ab. Vorwiegend wird es fich um berg- 
polizeiliche Gefichtspunfte Handeln; wirthichaftliche Rüdfichten kommen 
nicht in Betracht, da deren Würdigung auch bier lediglich Sache des 
Vergwerkseigenthümers ift. Eine Feldestheilung kann nicht bejtätigt 
werden, wenn der gewerfichaftliche Beichluß über die Theilung mit einer 
rechtsungültigen Verfügung über das Kuxeigenthum an dem zu theilen- 
den Bergwerfe verbunden ijt; Rekursbeſch. v. 12. Dft. 1882, 3. Bd. 24 
©. 267. 

5. Eine Beitimmung über das Antheilsverhältnig und em Ein— 
ipruchsrecht hiergegen wie bei der Konjolidation ($$ 44, 46), iſt in den 
Fällen des $ 51 durch deren abweichende Bejchaffenheit ausgeſchloſſen. 
Dagegen haben auc in diefen Fällen die Hypothefengläubiger zc. die 
Befugniß, Befriedigung vor der Verfallzeit innerhalb der Friſt des 8 46 
zu verlangen. Um denjelben Hierzu Gelegenheit zu geben, muß in ſinn— 
gemäßer Anwendung des $ 45 die direkte und zugleich die öffentliche 
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Bekanntmachung des weientlichen Inhalts des Altes über die Feldes— 
theilung bezw. den Feldesaustauſch erfolgen. Macht ein Berechtigter 
von jener Befugniß rechtzeitig Gebrauch, jo darf auch hier die Beſtäti— 
gung der Bergbehörde nicht eher erfolgen, bis das desfalljige Verlangen 
in der einen oder anderen Weije erledigt it. $ 47 Bem. 1u.2; Komm.» 
Bericht d. 9. ©. 25, 26; Komm.-Bericht d. A. ©. 32. 

Uebrigens werden die Rechte der NRealberechtigten durch die reale 
Theilung eines Feldes injofern überhaupt nicht berührt, als dieſelben 
auf den durch die Theilung entjtchenden Bergwerfen ganz ebenjo haften 
bleiben, wie jie auf dem urfprünglichen Werke hafteten. Bei dem Feldes— 
austauſch find ferner die Realberechtigten dadurch geichüßt, daß nach $ 51 
Abi. 4 das Necht derjelben kraft Gejeßes auf den zu dem belajteten 
Bergwerke binzutretenden Feldestheil übergeht, während der abgetretene 
Feldestheil befreit wird. 

6. Aus der finngemäßen Anwendung der $$ 42, 45 und 49 erge- 
ben jich für das Verfahren in den Fällen des $ 51 im Wejentlichen 
folgende Grundjäße: Der Akt über die Feldestheilung oder den Feldes— 
austausch muß notariell oder gerichtlich beglaubigt und von einem gemäß 
$ 42 Nr. 2 angefertigten, die neuen Grenzen erfichtlich machenden Si- 
tuationsriſſe begleitet jein. Bei Feldestheilungen bedarf es für jedes der 
neu entjtehenden Bergwerfe eines jolchen Situationsriffes in zwei Exem— 
plaren; auch it für dieje Bergwerfe ein Namen zu wählen. Die Be: 
fanntmachung des Aktes hat nach Vorjchrift des $ 45 zu erfolgen. Die 
Beitätigungsurkunden find mit jenem Akte und den urjprünglichen Ber: 
leihungsurkunden zu verbinden, damit ein zur Eintragung im Grundbuche 
geeigneter Berechtigungstitel hergeftellt wird; bei Feldestheilungen bedarf 
e3 eines jolchen bejonderen Berechtigungstitels für jedes neu entjtandene 
Bergwerf. Vergl. $ 68 des Gejehes dv. 5. Mai 1872 u. 8. Bd. 12 
©. 531, jowie hinfichtlich der Situationsriffe $ 33 Bem. 1, 3, 4. 

7. Die — als Ausübung eines Hoheitsrechts des Staates auf- 
zufafiende — oberbergamtliche Bejtätigung und erjt dieje jchafft ein neues 
Bergwerfseigenthum in dem durch reale Theilung entjtandenen ſelbſt— 
jtändigen Felde. Hierauf fußen die weiteren Rechtsgrundſätze, dag vor 
der Beltätigung der Feldestheilung eine Gewerfichaft und Kuxe bezüglich 
des abgetheilten Feldes nicht bejtehen fünnen, und daß ein Staufvertrag 
über vorher ausgegebene Kuxjcheine ungültig it. Urth. des Reichs» 
Dberhandeläg. dv. 21. Oft. 1875, 3. Bd. 17 ©. 506, Entſch. Bd. 18 
©. 2366, Gruchot Bd. 20 ©. 268; Urth. deſſ. v. 29. April 1878, 3. 
Bd. 19 S.523, Entſch. Bd. 23 ©. 317; Urth. des Obertr. v. 21. Jan. 
u. 6. Sept. 1878, 3. Bd. 19 ©. 395, Bd. 21 ©. 368; j. auch $ 49 
Bem. 3, $ 101 Bem. 4. 

8. Sp wenig wie die Konjolidation hat die Feldestheilung bezw. der 
Feldesaustaufc für die Gewerkichaften alten Rechts die gejegliche Folge, 
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daß aus denjelben Gewerfichaften neuen Nechts hervorgehen; vergl. 88 43, 
44 Bem. 2b. Anders Arndt ©. 94 Anm. 2. 


3u 8 52. 

1. In den S$ 52 und 53 iſt der Grundjat des Bergg., den Berg- 
bau in Bezug auf den bürgerlichen Rechtsverkehr aus jeiner früheren 
Sonderftellung zu befreien, zum Ausdruck gelangt und demgemäß das 
Bergwerfseigenthum hinſichtlich der hier aufgeführten Nechtsgejchäfte und 
Einrichtungen dem ihm verwandten Grundeigenthum gleichgeftellt. Eine 
Ausnahme macht jedoch der $ 52 Abi. 2 infofern, als die lage und 
der Einwand wegen Verlegung am Werthe (laesio enormis), ohne Rücd- 
ficht auf die unter einander abweichenden Grundjäße des preußijchen, 
gemeinen und rheinischen Rechts, allgemein ausgejchloffen find. Wegen 
des jchwanfenden Werthes des Bergwerfseigenthums find nach dem Vor- 
gange des $ 322 Th. I Tit. 16 A. L. R. Veräußerungsverträge über 
Bergwerke und Kuxe als gewagte Gejchäfte anzujehen und ebenjo wie 
die eigentlichen Handelsgejchäfte (Art. 286 des Handelsgejehb.) zu be— 
handeln. Motive ©. 56. Bergl. auch Art. 41 des bayer. Bergg. 

2. Seit Erlaß des Bergg. haben ſich auf fajt allen in den $$ 52 
und 53 bezeichneten Gebieten des allgemeinen Rechts auf Grund der 
Landes- und Neichsgejeggebung die umfafjendjten Reformen vollzogen. 
Von hervorragender Bedeutung für den Bergbau find namentlich die 
Veränderungen, welche in Anjehung der Beräußerung und dinglichen 
Belaftung des Bergwerfseigenthums jowie des Grundbuchwejens 
durch die preuß. Geſetzgebung v. 5. Mai 1872 herbeigeführt wurden. 

Für die Kenntniß und richtige Handhabung diejer tief eingreifenden 
Geſetzgebung ift durch eine reiche Literatur vorzüglich geforgt ; u. a. find 
zu nennen die Bearbeitungen des preuß. Grundbuchrechts von Förjter 
1872, Werner 1872, 1873, Bahlmann, 3. Aufl. 1880, Achilles, 
3. Aufl. 1881 und namentlich Turnau, Die Grundbuchordnung x. 3. 
Aufl. 1885; ferner die neuejten fommentirten Tertausgaben von Fiſcher 
1887, Bendir 1888 und Baſch 1888. Gleichwohl erjcheint es nicht 
entbehrlich, hier wenigſtens diejenigen Vorjchriften des Geſetzes über den 
Eigenthumserwerb zc. und der Grundbuchordnung v. 5. Mai 1872 (©. ©. 
©. 433, 446) wiederzugeben und furz zu erläutern, aus welchen der 
Einfluß beider Gejete auf das Bergwerfseigenthum im Allgemeinen 
hervorgeht. 

Zunächſt nur für den Geltungsbereich des A. L. R. und der Hyp.: 
Ordnung d. 20. Dez. 1783 (mit Ausſchluß der Gebietstheile der Provinz 
Hannover) erlafjen, gelten dieje Gejege gegenwärtig auf Grund jpäterer 
Einführungsgefege (Turnau Th. I ©. 13) in dem größten Theile des 
Staat3gebietes. Noch nicht eingeführt find diejelben im vorm. Herzog— 
thum Naſſau, in den vorm. großh. heſſiſchen Gebietstheilen einjchl. des 
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Amtsgerichtsbezirts Vöhl, in der vorm. Landgrafichaft Heſſen-Homburg, 
im Gebiete der vorm. freien Stadt Frankfurt a/M. (welche Landestheile 
mit Ausnahme des zum Regierungsbezirke Cafjel gehörenden Bezirks 
Vöhl den Negierungsbezirt Wiesbaden bilden), und im Kreiſe Herzog: 
thum Lauenburg. Dagegen find die Geſetze v. 5. Mai 1872 ꝛc. durch 
das Gejeß dv. 12. April 1888 (G. ©. ©. 52), nad) Maßgabe der Vor- 
ichriften des letzteren im Geltungsbereiche des rheinischen Rechts (Bezirk 
des Oberlandesgerichts Köln) dv. 1. Januar 1889 ab eingeführt, nachdem 
die vorbereitenden Gejege v. 20. Mat 1885 u. 24. Mai 1887, 3. Bd. 
26 ©. 354, Bd. 28 ©. 467, vorangegangen waren. In den Fürften- 
thimern Walde und Pyrmont jtehen die Gejeße dv. 5. Mai 1872 be- 
reits feit dem 1. Dftober 1881 in Kraft; 3. Bd. 22 ©. 173. 

In den vorgenannten vorm. großh. und landgr. heſſiſchen Gebicts- 
theilen hat übrigens die Neuordnung des Grundbuchwejens für das 
Bergiverfgeigenthum durch das Speztalgejeh v. 31. Mat 1887, ©. ©. 
©. 181, 3. Bd. 28 ©. 417, Bd. 29 ©. 1, Stattgefunden. 

Ber Einführung des Grundbuchweiens in der Provinz Hannover 
(Gel. v. 28. Mai 1873 $ 51, ©. ©. ©. 253) und im Juftizjenatsbezirf 
Ehrenbreitjtein (Geſ. v. 30. Mai 1873 SS 21 bis 31, ©. ©. ©. 287) 
jind bezüglich der Bergwerfe bezw. älteren Eijenhütten einige bejondere 
Borjchriften getroffen worden. Brodhoff, 3. Bd. 14 ©. 330. 


3. Gefe über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaftung 
der Grundftüde, Bergwerfe und felbitftändigen Gerechtigkeiten. 
Bom 5. Mai 1872. 


5 68. Berliehene Bergwerke, unbewegliche Bergwerksantheile und 
die jelbitjtändigen Kohlenabbau-Gerechtigkeiten in den vormals königlich 
ſächſiſchen Landestheilen unterliegen den Borjchriften dieſes Geſetzes mit 
folgenden zufäßlichen Beſtimmungen: 

1. Das Bergwerfzeigenthum wird durch die von dem Oberbergamt 
ertheilte Verleihung, betätigte Konfolidation, Theilung oder Vertaufchung 
von Grubenfeldern und FFeldestheilen erworben. 

Der Erwerber ift in diefen Fällen von Amtswegen zur Eintragung 
feines Bergwerkseigenthums anzuhalten. 

Zu diefem Zweck hat das Oberbergamt dem Grundbuchamt eine be: 
glaubigte Abjchrift der Verleihungsurkunde oder die Ausfertigung des be= 
ftätigten Konjolidations-, Theilungs- oder Tauſchaktes zuzuftellen. 

2. In Betreff der Befugniß des eingetragenen Bergwerkäeigenthümers, 
das verliehene Feld zu theilen, Feldestheile auszutauſchen oder auf die- 
jelben zu verzichten, fommen die Vorfchriften des Allg. Berggefehes vom 
24. Juni 1865 zur Anwendung. 

3. Hülfsbaue, welche unter die Borfchriften der 88 60 ff. des Allg. 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 fallen, erlangen auch ohne Eintragung 
in das Grundbuch durch Uebergang des Beſitzes die Eigenjchaft dinglicher 
Rechte. Diefelben erlöfchen nicht durch Ertheilung des Zufchlages in Folge 
gerichtlicher Zwangsverſteigerung. 
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Der hier an die Spite geftellte $ 68 ift maßgebend für die An- 
wendung der übrigen, zunächit das Grundeigenthum angehenden Bor- 
fchriften des Gejehes v. 5. Mai 1872 auf das Bergwerkseigenthum und 
die Kohlenabbau-Gerechtigkeiten. 

Zu 1. Das beftehende Recht ift aufrecht erhalten. Da nad) 
demjelben jowohl durch die Verleihungsurkunde als auch durch die Be- 
jtätigung einer Konjolidation, einer Feldestheilung und eines Feldes» 
austaufches ein neues Bergwerkseigenthum begründet wird (8 50 Bem. 2, 
8 49 Bem. 3, $ 51 Bem. 7), jo fonnten die rechtlichen Wirkungen diejer 
hoheitsrechtlichen Akte mit Eonjtitutivem Charakter nicht von der Ein- 
tragung in das Grundbuch abhängig gemacht werden, und zwar um jo 
weniger, als font die auf dem Gebiete des Bergrechts mühſam herge- 
ftellte Einheit wiederum bejeitigt worden wäre. Andererjeit3 war aber, 
ebenfalld dem bejtehenden Rechte gemäß, die Zivangspflicht zur Eintra- 
gung des Bergwerkseigenthums bei Begründung dejjelben beizubehalten. 
Vergl. Motive, 3. Bd. 14 ©. 335, 336. 

Wie das Bergwerkseigentyum durch die Verleihung bezw. Beſtä— 
tigung gejichaffen wird, jo erfolgt bei den ſächſiſchen Kohlenabbau-Gerech— 
tigfeiten die erſte Konſtituirung derjelben als jelbftjtändige Gerechtigfeiten 
mit einem neuen Nechtsobjefte durch die gerichtliche oder notarielle Er- 
färung oder Veräußerung des Grundeigenthümers, welche das Geſetz 
v. 22. Febr. 1869 im $ 2 vorjchreibt ; eine Auflaſſung iſt auch zu diejer 
Konftituirung nicht erforderlih. Ein Eintragungszwang bejtcht für 
dieſe Gerechtigfeiten nicht; joll aber die Abtrennung derjelben von dem 
Grundſtücke Dritten gegenüber Wirkſamkeit haben, jo bedarf es hierzu 
des Abtrennungsvermerfs bezw. der Neueintragung im Grundbuche. 
Vergl. unten Gef. v. 22. Febr. 1869 $ 2 Bem. 2 u. $$ 5 bis 8. 

Zu 2. Durd Nr. 2 iſt die Anwendung der VBorjchriften über die 
Abschreibung von Zubehörftüden oder Theilung eines Grundjtüds im 
8 33 des Gel. und $ 71 der Grumdbuchordn. bei Bergwerfen ausge 
ichloffen. Bei Ktohlenabbau-Gerechtigfeiten kommt der $ 33 gemäß $ 6 
des Gef. v. 22. Febr. 1869 zur Anwendung. 

Zu 3. Obwohl der Hülfsbau, wenn er im fremden Felde ange 
legt wird, die rechtliche Natur der nothwendigen Servitut hat, fo ift 
doc aus Zwedmäßigfeitsgründen von der Eintragung in das Grund- 
buch behufs Begründung des dinglichen Nechts abgejehen und zugleich 
beftimmt, daß letzteres auch im Falle der gerichtlichen Zwangsverfteige- 
rung nicht untergehen joll. 8 22 des Gef. über die Zwangsvollitredung 
v. 13. Sult 1883, ſ. ©.177. Dies gilt auch für Hülfsbaue, welche zu 
Gunften von Stohlenabbau-Gercchtigkeiten angelegt werden, $ 9 lit. a 
des Gef. v. 22. Febr. 1869. 

Außer den Hülfsbauen haben auch die auf dem älteren Bergrechte 
beruhenden Erbftollengerechtigkeiten ($ 223 des Bergg.), Freikuxberech— 
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tigungen ($ 224) und Zehntrechte bei dem PBrivatbergregal ($ 250) die 
Eigenschaft dinglicher Rechte. Die Erwähnung derjelben im $ 68 ift 
zwar nach den Motiven nicht für erforderlich erachtet worden, weil fie 
nach dem jetigen Berggejege nicht mehr neu entjtehen fünnen; hieraus 
folgt aber nicht, daß es der Eintragung diefer Rechte in das Grund- 
buch bedürfe, um Dritten gegenüber Wirkffamfeit zu erlangen letzteres 
geichieht vielmehr auch ohne Eintragung. E3 handelt fich Hier nämlich 
nicht um dingliche Rechte an Bergwerfen, „welche auf einem privatrecht- 
lichen Titel beruhen” und daher nach $ 12 des Gef. nur durch Eintra= 
gung jene Rechtswirkung erlangen. 

Die Erbjtollengerechtigfeit beruht auf dem hoheitsrechtlichen Akte 
der Verleihung, und unmittelbar aus diefem und dem Geſetze fließen 
auch die Nechte, welche dem Erbitollen gegen die durch ihn gelöften 
Bergwerke zujtehen; ein privatrechtlicher Titel tritt nicht dazwiſchen. 
Förfter ©. 111, Bahlmann ©. 370 Nr. 6; anders Turnau TH. II 
©. 126. — Daß die FFreifurberechtigungen al3 „gemeine Laſten“ der Ein: 
tragung nicht bedürfen, um gegen Dritte Wirffamfeit zu erlangen, it 
durch die Gerichtspraxis feitgeitellt. $ 224 Bem. 7 Bd. Die Frage, 
ob die Kohlentradde ($ 224 Bem. 7 C ec) der Eintragung bedürfe, wie 
Förfter ©. 112 und Bahlmann S. 370 Nr. 6 annehmen, hat feine 
praftijche Bedeutung mehr. — Die Privatzehntrechte, insbejondere die— 
jenigen der früher reichsunmittelbaren Standesherrn, beruhen auf ge- 
jeglichen Beitimmungen und bedürfen daher der Eintragung nicht, cs 
jei denn, daß im einzelnen alle ein privatrechtlicher Titel mit in Be- 
tracht fommt. 

Erjter Abſchnitt. 
Bon dem Erwerb des Eigenthums an Grundftüden. 

s1 Im Fall einer freiwilligen Veräußerung wird das Eigenthum 
an einem Grundjtüd nur durch die auf Grund einer Auflaffung erfolgte 
Gintragung des Eigenthumsüberganges im Grundbuch erworben. 


Das Merkmal der „freiwilligen Veräußerung“ iſt auch für die 
Anwendbarkeit des 8 1 auf das Bergwerkseigenthum und die jächjiichen 
Ktohlenabbau-Gerechtigfeiten entjcheidend. Nur die Uebertragungen des 
Eigenthums auf einen Anderen auf Grund gegenjeitiger Willenserflärun- 
gen gehören hierher; ausgeſchloſſen find alle übrigen Fälle des Ei- 
genthumserwerbs, namentlich diejenigen der nothiwendigen Veräußerung 
und die unmittelbaren Erwerbsarten; $ 5. Die Zwangspflicht zur Ein- 
tragung, welche nach den älteren Vorjchriften für das Bergwerkseigen— 
thum allgemein bejtand, ift gegenwärtig auf die Fälle des $ 68 beichräntft. 

$2. Die Auflaffung eines Grundſtücks erfolgt durch die mündlich 
und gleichzeitig dor dem zuftändigen Grundbuchamt abzugebenden Erflä- 
rungen des eingetragenen Eigentümers, daß er die Eintragung des neuen 
Erwerbers bewillige, und des Lebteren, daß er diefe Eintragung beantrage. 


Die Auflafjung erfolgt vor dem zuftändigen „Amtsgericht“, nad): 
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dem die Grundbuchämter als jolche aufgehoben und die Gefchäfte der 
Srundbuchrichter den Amtsrichtern, die Gejchäfte der Grundbuchführer 
den Gerichtsichreibern überwiejen find; SS 12, 31 u. 20 des Ausf.Gei. 
zum Gerichtsverf.“Geſ. v. 24. April 1878, G. ©. ©. 230. 

8 3. Ein Erkenntniß, durch welches der eingetragene Eigenthümer 
eines Grundſtücks zur Auflaffung rechtskräftig verurtheilt iſt, erſetzt die 
Auflaffungserflärung deffelben. 

Durch $ 779 C. BP. D. iſt der $ 3 nach mehrfacher Richtung er- 
gänzt und abgeändert. Bahlmann ©. 34 Anm. 5. 

S 4 Die Kenntniß des Grwerbers eines Grundftüds von einem 
älteren Rechtögefchäft, welches für einen Anderen ein Recht auf Auflafjung 
eines Grundſtücks begründet, fteht dem Gigenthumserwerb nicht entgegen. 

$5. Außerhalb der Fälle einer freiwilligen Veräußerung wird 
Grundeigentum nach dem bisher geltenden Recht erworben. Das Recht 
der Auflaffung und Belaftung des Grundftüds erlangt aber der Erwerber 
erft durch feine Eintragung im Grundbuch. 

Miterben können jedoch ein ererbtes Grundſtück auflaffen, auch wenn 
fie nicht als Eigenthümer dejjelben im Grundbuch eingetragen find. 

Außerhalb der „freiwilligen Beräußerung“ d. h. in Folge von Er- 
eianiffen, nicht in Folge eines Nechtsgeichäftes der Parteien, findet der 
Eigenthumserwerb ohne Auflaſſung hauptjächlich ftatt: durch Erbgang, 
durch Eintritt in die eheliche Gütergemeinjchaft, bei der Enteignung, der 
gerichtlichen Zwangsveriteigerung, bei Ablöjung von Reallaſten, qutsherr- 
lich-bäuerlichen Eigentdumsregulirungen und Gemeinheitstheilungen, durch 
Bebauung, Alluvion, Avulſion, Grenzregulirung, jowie in Fällen, in 
welchen der Eigenthumsübergang jich lediglich kraft eines Gejeges voll: 
zieht. Außerdem iſt im Gebiete des Bergrechts der Eigenthumsermwerb 
nicht von der Auflafjung abhängig: bei den Nechtsaften, durch welche 
die erjte Begründung des Bergwerfseigenthums und der Kohlenabbau— 
Gerechtigkeiten erfolgt ($ 68), desgleichen bei den Zwangsverjteigerungen 
in Fällen der Aufhebung des Bergwerkseigenthums (88 159 ff.) umd 
des Verfaufes unbeweglicher Bergwerfsantheile gemäß 88 130 bis 132 
u. 234 des Bergg. 

8 6. Gegen den eingetragenen Eigenthümer findet ein Erwerb des 
EigenthHums an dem Grundjtüd durch Erſitzung nicht ftatt. 

Die jpäteren Einf.Geſetze enthalten den Zujag: „Eingetragene ding- 
liche Nechte können weder durch Erfigung eines entgegenftehenden ding: 
lichen Nechts, noch durch Verjährung aufgehoben werden“. 

$ 7. Der eingetragene Eigenthümer ift kraft feiner Eintragung be— 
fugt, alle Klagerechte des Eigenthümers auszuüben, und verpflichtet, fich 
auf die gegen ihn ala Gigenthümer des Grundjtüds gerichteten Klagen 
einzulaffen. 

Gegen feine Eigenthumsklage jteht dem Beklagten die Einrede der 
Verjährung nicht zu. Hat der Beklagte von dem Kläger oder feinem 
Rechtsvorgänger auf Grund eines den Eigenthumserwerb beziwedenden 
Rechtögejchäfts den Beſitz des Grundftüds erhalten, jo find die aus dem 
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Rechtsgeſchäft Herzuleitenden Rechte nicht ala Einrede, jondern nur durch 
Klage oder Widerflage geltend zu machen. 

$ 8. Gine Vormerkung zur Erhaltung de3 Rechts auf Auflaffung 
oder auf Eintragung de3 Eigenthumsüberganges kann nur unter Bermitte- 
lung de3 Prozeßrichters oder mit Bewilligung des eingetragenen Eigenthü— 
mers eingetragen und nur auf Erfuchen des Prozehrichters oder auf An— 
trag desjenigen, für welchen die Vormerkung erfolgte, gelöjcht werden. 

Für die zur Eintragung einer Vormerkung erforderliche VBermitte- 
lung des Prozegrichters und die Löjchung der durch einſtweilige Ver- 
fügung angeordneten Eintragungen jind gegenwärtig die SS 18 u. 19 
des Ausf.Geſ. zur C. P. DO. v. 24. März; 1878, ©. ©. ©. 281, maß- 
gebend. 

8 9. Die Eintragung des Eigenthumsüberganges und deren Folgen 
fönnen nach den Vorjchriften des bürgerlichen Rechts angefochten werden. 

63 bleiben jedoch die in der Zwifchenzeit von dritten Perfonen gegen 
Entgelt und im redlihen Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs er- 
worbenen Rechte in Kraft. 

Gegen dieſen Nachtheil kann fich der Anfechtungsfläger durch die 
von dem Prozekrichter nachzufuchende Eintragung einer Bormerkung fichern. 

$ 10. Die Anfechtung ift auch auf Grund des Rechtsgeſchäfts, in 
beflen Beranlaffung die Auflaffung erfolgt ift, ftatthaft, jedoch wird die 
mangelnde Form dieſes Geſchäfts durch die Auflaffung geheilt. 

8 11. Beichränkungen des Eigenthumsrechts an dem Grundftücd 
erlangen Rechtswirkung gegen Dritte nur, wenn dieſelben die Bejchrän- 
tungen gekannt haben oder leßtere im Grundbuch eingetragen find. 

Was unter „Bejchränfungen des Eigenthumsrechts“ zu verjtehen, 
it beftritten; Einverjtändniß bejteht jedoch darüber, daß die dinglichen 
Rechte ($ 12) umd die Bejchränfungen des Berfügungsrechts des Eigen: 
thümers nicht hierher gehören, wohl aber die Lehns- und Fideikommiß— 
eigenjchaft, die fideikommiſſariſchen Subjtitutionen und ähnliche, dem 
Eigenthumsrecht als jolchem als bejondere Eigenjchaft anhaftende Ein: 
Ihränfungen. Bahlmann ©. 65, Turnau Th. I ©. 649. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den dinglichen Rechten an Grundftüden. 


$ 12. Dingliche Rechte an Grundjtüden, welche auf einem privat- 
rechtlichen Zitel beruhen, erlangen gegen Dritte nur durch Eintragung 
Wirkſamkeit und verlieren diejelbe durch Löſchung. 

Der Gintragung bedürfen jedoch nicht die gefeßlichen Borkaufsrechte, 
die Örundgerechtigfeiten, die Miethe und Pacht und diejenigen Gebrauchs» 
und Nußungsrechte, welche nach 88 8, 142 des Allgemeinen Berggeleßes 
vom 24. Juni 1865 im Wege des Zwangsverfahrens erworben werden 
fönnen. . . . . 

Wie die Motive ausführen, erſchien es weder erforderlich noch an: 
gemefjen, die Gebrauchs: und Nutungsrechte an Grundjtücden, welche 
auf Grund des Berga. zum Zwede des Schürfens ($$ 5 ff.) und zum 
Betriebe des Bergbaues (88 64, 135 ff.) erworben werden, im Wider: 


168 Dritter Titel. Bon dem Bergwerfäeigenthume. [$ 52 


ipruche mit dem bejtchenden Nechte und zur Erjchwerung des Bergbaues 
der Nothiwendigkeit der Eintragung zu unterwerfen. Dieje Nechte haben 
eine innere Venvandtichaft mit den aus dem Pachtvertrage hervorge- 
henden Gebrauchs: und Nubungsrechten; vielfach tt jogar im Falle einer 
gütlichen Einigung nichts weiter als ein Pachtverhältniß vorkanden ; 
dieſelben find nach geichehener Beſitzergreifung für jeden Dritten durch— 
weg erkennbar und in die Augen fallend; ein jeder Grundeigenthümer 
muß jene Nechte bei Vermeidung des Zwangsverfahrens gegen jährliche 
Entjchädigung den Bergbauunternehmern einräumen, und vielfach wer« 
den diejelben auch im Wege des Zwangsverfahrens wirflich erworben, 
jo daß für den Erwerb diejer Rechte die Eintragung nicht nothwendig 
it. ©. auch $ 47. 

In denjenigen Fällen, in welchen zu Gunſten von Kohlenabbau- 
Serechtigfeiten die Erwerbung von Gebrauchs: und Nußungsrechten nad) 
Maßgabe der $$ 135 ff. des Bergg. Stattfindet (vergl. $ 9 lit. e des Gef. 
v. 22. Febr. 1869), bedürfen diejelben der Eintragung ebenfalls nicht. 

$ 13. Zur Eintragung eines Rechts in der zweiten Abtheilung 
des Grundbuch genügt der Antrag des eingetragenen oder feine Eintra= 
gung gleichzeitig erlangenden Gigenthümers unter bejtimmter Bezeichnung 
des Rechts und des Berechtigten. 

Auf Antrag des Berechtigten findet die Eintragung ſtatt, wenn ber 
eingetragene Eigenthümer ihm gegenüber in einer beglaubigten Urkunde die 
Eintragung bewilligt hat. 

8 14. Fehlt die Einwilligung des Eigenthümers, jo kann die Ein- 
tragung, auch wenn das Recht auf einer lehtwilligen Verfügung des Erb- 
laffers des Eigenthümers beruht, nur auf Grund eines rechtäfräftigen Er- 
a auf Eintragung oder auf Erjuchen einer zuftändigen Behörde 
erfolgen. 

Die Bergbehörde wird kaum im den Fall fommen, als „zujtändige 
Behörde“ eine Eintragung in der zweiten Abtheilung herbeizuführen. 
Wegen Eintragung älterer Niegbrauchsrechte ꝛc. vergl. 3. Bd. 15 ©. 402. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Rechte der Hypothet und der Grundfchuld. 

$ 18. Das Recht der Hypothek und der Grundſchuld entjteht durch 
die Eintragung im Grundbuch. 

Das NRechtsinjtitut der Grumdjchuld tft in jeiner jetzigen Geſtaltung 
neu. Die Grundjchuld bezwect ebenjo wie die Hypothek die kündbare 
Belaftung der Grundjtüde; während aber die Hypothek ihre acceffortiche 
Natur beibehalten hat, indem fie eine perjönliche Forderung fichert und 
von deren Exiſtenz abhängt, jicht die Grundſchuld von einem perjönlichen 
Schuldverhältniffe ab und trägt ihren Beſtand im fich jelbjt. Förſter 
©. 139 darafterijirt die Grundjchuld als „das Formalrecht auf die 
Leiftung einer Summe, welche dem Eigenthümer desjenigen Grundftüds 
obliegt, dejfen Werth zur Sicherung der Leiftung eingejegt It”. Ueber 
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Weſen und Bedeutung der Grumdichuld, namentlich auch im Vergleiche mit 
der Hypothek ſ. Bahlmann ©. 79 ff, Turnau, Th. I ©. 678 ff. 

Obgleich $ 52 des Bergg. nur von der Aınwendbarfeit der die „Ber: 
pfändung” des Grundeigenthums betreffenden gejeglichen Worjchriften 
auf das Bergwerfseigenthum jpricht, jo unterliegt es doch nach der all: 
gemeinen Faſſung des $ 68 des Gef. dv. 5. Mat 1872 feinem Zweifel, 
dab auch die Beitimmungen deffelben über die Grundichuld auf das Berg- 
werfseigenthum und die Kohlenabbau-Gerechtigkeiten Anwendung finden. 

$ 19. Die Eintragung erfolgt: 

1. wenn der eingetragene oder feine Eintragung gleichzeitig erlan- 
gende Eigenthümer fie bewilligt. Die Bewilligung kann mit Angabe eines 
Schuldgrundes gejchehen (Hypothek), oder ohne Angabe eines Schuldgrundes 
(Grundjchuld). Yın erjteren Falle muß die Schuldurfunde vorgelegt werden; 

2. wenn der Gläubiger auf Grund eines rechtsfräftigen Erkenntniffes, 
durch welches der eingetragene Eigenthümer zur Beitellung einer Hypothek 
oder Grundichuld verurteilt worden ift, die Eintragung beantragt; 

3. wenn eine zuftändige Behörde gegen den eingetragenen Eigenthü- 
mer die Eintragung nachfucht. 

Wegen Eintragung vollſtreckbarer Geldforderungen im Grundbuche 
vergl. $ 6 ff. des Gei., betr. die Zwangsvollſtreckung ꝛc. v. 13. Juli 188%. 

$ 47. Der GErfteher (bei der Zmwangäverfteigerung) erwirbt das 
Gigenthum frei von allen Hypotheken und Grundjchulden. Diejenigen Ge: 
brauchs⸗ und Nußungsrechte, welche nach $SS, 142 des Allg. Berggefeßes vom 
24. Juni 1865 im Wege des Zwangsverfahrens gegen den Eigenthümer 
de3 Grundftüds erworben werden können, gehen ala Laften auf den Er— 
fteher über, fofern diejelben vor Einleitung der Zwangsverfteigerung durch 
Befikergreifung die Eigenschaft dinglicher Rechte erlangt haben... . 

Die Beltimmung bezüglich der bergrechtlichen Gebrauchs: und Nu— 
bungsrechte rechtfertigt jich nach den Motiven dadurch, daß diefe Nechte 
jederzeit durch das Zwangsverfahren wieder heraejtellt werden können, 
die Entichädigung des Grumdeigenthümers aber durch jährliche Rente 
Itattfindet. Es würde daher zwecklos jein, die Mechte durch die Zwangs— 
verjteigerung erlöjchen zu lajfen, abgejcehen davon, daß hierdurch der 
Betrieb des Bergwerks jehr bedenkliche Störungen und Unterbrechungen 
erleiden fünnte. Vergl. 8 22 des Gef, betr. die Zwangsvollitredung 
v. 13. Juli 1883, ſ. ©. 177. 


Grundbuchordunng. Bom 5. Mai 1872. 


$ 3. Die für Grundftüde gegebenen Vorschriften dieſes Geſetzes gelten 
aud für Bergwerfe und Gerechtigkeiten, fofern nicht ein Anderes ausdrüd: 
lich beſtimmt ift. 

Zur Rechtfertigung dieſer Beſtimmung dienen $ 52 des Bergg. 
und der obige $ 68 des Gef. v. 5. Mai 1872. Zu den Ausnahmebe- 
ſtimmungen, auf welche der $ 3 verweilt, gehört namentlich für die 
Bergwerfe gemäß $ 65 cit. der Eintragungszwang, demzufolge dem 
Grundbuchrichter die Verpflichtung obliegt, den Eigentümer nad) Vor: 
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ſchrift des 56 der Grumdbuchordn. zur Eintragung anzuhalten. Die 
weitere Nusnahmebeitimmung wegen des Fortbeitandes der Berg-Hypo— 
thefenfommiffionen ($ 28 daj.) hat inzwiichen ihre Erledigung gefunden ; 
ſ. $ 246 des Bergg. 

85 Das Grumdbuchblatt eines Grundftüds umfaßt deffen Be- 
ftandtheile, unbewegliche Zubehörftüde und Gerechtigkeiten. 

Zubehörjtüde erhalten nur dann ein befonderes Blatt im Grund» 
buch, wenn das Hauptgut im Nuslande oder in dem Bezirke eines anderen 
Grundbuchamtes liegt... . . 

Diefe VBorfchriften gelten auch für die Zubehörftüde der Bergwerke. 

Die von diefer Schlugbeitimmung abweichenden älteren Borjchrif: 
ten ($ 4 der Berordn. v. 28. Febr. 1845 2.) jind hierdurch als unzwed- 
mäßig bejeitigt. 

86. Die Grundbücher werden, infomweit diefelben neu anzulegen 
oder umzufchreiben find, nach den diefem Geſetze beigelegten Formularen 
I oder II eingerichtet. 

Das Grundbuchamt bat zu ermeffen, welches der beiden Formulare 
anzuwenden ift. 

Für die Bergwerfe mit unbeweglichen Antheilen der Gewerfen (Sure) 
wird das Formular III vorgefchrieben. 

Wie die Motive bemerken, muß für die Bergwerfe mit unbewegli: 
chen Kuren dem Grundbuch eine jolche Einrichtung gegeben werden, die 
es ermöglicht, bei Beräußerungen und VBerpfändungen von Kuren und 
Sturtheilen die nöthige Kontrole zu führen, damit nicht Antheile ver: 
pfändet und verfauft werden, die der Disponent nicht mehr bejitt. Das 
früher vorgeschriebene bejondere Formular gewährt durch die beiden 
stolonnen „laufende Nummer“ und „PBrimordialnummer” die Möglich— 
feit der Ausübung einer jolchen Kontrofe. Im Anſchluß an diefe Ein- 
richtung, welche ſich bewährt hat, ijt das jebige Formular III aufge: 
jtellt; ). 3. Bd. 14 ©. 346. Für die Hütten in der Grafichaft Sayn— 
Altenkirchen bejtcht eim anderes Formular; 3. Bd. 14 ©. 348. 

8 9. Bei Bergwerken und den Kohlenabbau-Gerechtigkeiten in den 
vormals königlich jächfifchen Yandestheilen ift eine Bejchreibung derjelben 
in den Titel aufzunehmen, welche den wejentlichen Inhalt der Verleihungs— 
urkunde oder des ſonſtigen Berechtigungstitels anzugeben hat. Für bie 
Zubehörungen der Bergwerke und Kohlenabbau-Gerechtigkeiten an Grund- 
jtüden und Gebäuden, welche fi) im Gigenthune des Bergwerkseigenthü— 
mer3 befinden, find die Beftimmungen des 8 8 Nr. 1 bis 4 dieſes Ge— 
jeßes maßgebend. 

Nach diefen Beſtimmungen hat der Titel des Grundbuchblattes in 
der eriten Spalte anzugeben: die Bezeichnung des Grundſtücks nach 
Kreis, Ortichaft, Nummer ꝛc, die Eigenjchaft des Grundftiids, die Num— 
mer, welche das Grundſtück im Steuerbuch führt, die Größe und den 
Grundjtenerreinertrag oder Nutzungswerth. Zur Mufnahme des wejent- 
lichen Inhalts „der Verleihungsurkunde oder des ſonſtigen Berechtigungs— 
titels“ dienen die oberbergamtlich beglaubigten Abjchriften und Ausfer— 
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tigungen; $ 68 des Gef. v. 5. Mai 1872. Dagegen bedarf e8 der Bei— 
bringung des Verleihungsriſſes behufs Eintragung des Bergwerfs in 
das Grundbuch nicht; Erlaß des Juſtizmin. v. 2. Okt. 1873; Schreiben 
des Dberb. Bonn dv. 12. Nov. 1877, 3. Bd. 19 ©. 134, 135. 

$ 17. In dem Grundbuchblatt nach Formular III ift die Anzahl 

ber — welche ſich im Eigenthum eines jeden Gewerken befindet, an— 
ugeben. 
* $ 25. Liegen Grundſtücke, welche einem einheitlichen Gutsverbande 
angehören, in den Bezirken verfchiedener Grundbuchämter, jo Hat das 
Appellationsgericht zu bejtimmen, welches Amt das Grundbuch zu führen 
bat; liegen fie in verjchiedenen Appellationsgerichtsbezirken, jo hat der 
Juſtizminiſter diefe Beſtimmung zu treffen. 

Der $ 25 findet auch auf Bergwerfe, deren Felder fich in ver: 
ichiedene Grundbuchbezirke erjtreden, in der Weiſe finngemäße Anwen: 
dung, daß das Grundbuch über das ganze Bergwerfsfeld nach jedes: 
maliger Bejtimmung des OberlandesgerichtS von dem Amtsgerichte ge: 
führt wird, in deſſen Bezirk der Fundpunkt liegt. Min.Erlaß dv. 28. April 
1879, 3. Bd. 20 ©. 276; Beichluß des Oberl.-Ger. Eelle v. 2. Juni 
1882, 3. Bd. 24 ©. 361. Vergl. $ 49 Bem. 2b. 


Für die in Grundbuchjachen zu entrichtenden Stempelabgaben 
iſt das Geſetz v. 5. Mat 1372 (G. S. ©. 509) in Verbindung mit dem 
Geſetze dv. 26. Mai 1373 (©. ©. 9.131) maßgebend. Vergl. auch $ 96 
Bem. 4. 

4. a. Das ©. 163 erwähnte „Geſetz über das Bergiwerfseigen- 
thum in den ehemals großherzoglich und landgräflich heſſiſchen 
Sebietstheilen der Provinz Hejien-Nafjau, v. 31. Mat 1887" (©. ©. 
©. 181; 3. Bd. 28 ©. 417) iſt dazu beitimmt, das Grundbuchwefen 
für das Bergwerkseigenthum in den genannten Landestheilen gejeblich 
zu regeln, indem Die Ueberzeugung gewonnen war, daß die bejtchende 
Geſetzgebung nicht ausreiche, jondern zur Ausführung der 88 52 und 
53 des Bergg. ein Speztalgejeß über diejen Gegenjtand erlaſſen werden 
müjje. Berge. Naht, 3. Bd. 27 ©. 504, die amtlichen Motive 3. 
Bd. 28 ©. 423 und die daſ. ©. 417 Anm. 1 bezeichneten Materialien. 

Die Vorjchriften dieſes Geſetzes Ichnen ſich im Wejentlichen an 
das Geje und die Grundbuchordnung vd. 5. Mai 1872 an. Nach den- 
jelben bildet das Bergwerfseigenthum einen jelbjtitändigen Gegenſtand 
der Eintragung in Berggrundbücher ($ 1), welche für jede Gemeinde, in 
deren Gemarkung ein Bergwerk liegt, von den Amtögerichten anzulegen 
und zu führen jind (SS 3, 4). Der Eintragungszwang ($ 5) bejteht in 
demjelben Umfange wie nad) S 68 des Gel. v. 5. Mai 1872. Das 
Berggrundbuch dient auch zur Eintragung der Hypothefen ($ 10). Ber: 
träge über Konſolidationen, reale Feldestheilung und Feldesaustauſch 
unterliegen nicht der gerichtlichen Bellätigung ($ 14). Verträge über 
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Veräußerung des Bergwerkseigenthums und des dazu gehörigen Ober: 
flächeneigenthums jind von einem preuß. Amtsgericht oder Notar zu 
beurfunden ($ 15). Die Klojten der Einrihtung und Fortführung der 
Perggrundbücher werden aus der Staatsfafje bejtritten ($ 29). 

Zur Ausführung des Geſetzes iſt die allgemeine Berfügung des 
Suftizministers v. 25. Oft. 1837 ergangen, Juſt.Min.Bl. 1887 ©. 287; 
3. Bd. 29 ©. 1. Die dort vorgefchriebenen drei Formulare für Die 
Berggrundbücher jtimmen wejentlicy mit denjenigen überein, welche durch 
die Grundbuchordnung feitgeitellt find. 

b. In den ehemals herzoglich naſſauiſchen Gebietstheilen der 
Provinz Heffen-Naffau erfolgt die Führung der Berggegenbücher durch 
die Amtsgerichte zur Zeit noch auf Grund des Art. XII der Einf.- 
Verordn. zum Bergg. dv. 22. Febr. 1867 und der dort aufgeführten lan— 
desgeieglichen Vorjchriften; vergl. unten den Art. XII. 

5. Im Geltungsbereich des rheiniſchen Rechts beitanden be= 
ſondere Vorjchriften über die Veräußerung und dingliche Belaftung des 
Vergwerfseigenthums jowie über die Führung von Berggegenbüchern 
oder Verggrundbüchern nicht; für dafjelbe waren lediglich die mämlichen 
Grundſätze und Borfchriften maßgebend, welche für das Grundeigenthum 
galten (vergl. bezüglich der linfsrh. Landestheile Art. 19, 20 u. 21 des 
franz. Bergg.). Das Syitem des rheinischen Nechts, nach welchem es 
an einer Grundbucheinrichtung und einer feiten rechtlichen Begründung 
des unbeweglichen Eigenthums fehlte, während andererjeit3 jtillichwei- 
gende und allgemeine Privilegien zugelaffen waren, bedurfte zur Hebung 
der Nechtsjicherheit und des Nealfredits dringend der Verbejjerung, und 
zwar durch Einführung des auf der Geſetzgebung v. 5. Mat 1872 be: 
ruhenden Grundbuchrechts. Der erjte Schritt in diefer Richtung geichah 
durch das „Geſetz über die Veräußerung und hypothefariiche Belaftung 
von Grundſtücken im Geltungsbereich des rheinischen Rechts, v. 20. Mat 
1885" (©. ©. ©. 139; 3. Bd. 26 ©. 354) und das „die Ergänzung“ 
dieſes Geſetzes betreffende Gele v. 25. Mai 1887 (G. ©. ©. 161; 3. 
Bd. 28 ©. 467). 

In dem eriteren Gelege behandeln die SS 1 bis 3 die Uebertra— 
gung des EigentHums an Grundſtücken, die 88 4 bis 12 die Privile- 
gien und Hypothefen, der $ 13 das Bergwerfseigenthum. Das andere 
Geſetz Hat zwei weitere SS 14 und 15 Hinzugefügt, welche eine Erleichtes 
rung des Immobiliarverkehrs bezweden bezw. gegen den Zwang zur 
Transjkription der Veräußerungsurkunden gerichtet find. Der Schwer- 
punft der Neforin liegt, was die Veräußerung betrifft, darin, daß die 
Ucbertragung oder Zutheilung des Eigenthums an einem Grundjtüde 
durch Nechtögeichäfte unter Lebenden nur durch einen vor Notar 
oder in Landestheilen, im welchen die Gerichte hierzu zuftändig find, 
auch gerichtlich geichloffenen Vertrag erfolgen kann, und daß das 
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Grundjtüd in dem Bertrage nad) dem Grundjteucerfatafter zu be 
zeichnen it ($S 1 bis 3). Daran jchlieht fich die weitere einfchneidende 
Vorſchrift, daß Privilegien und Hypotheken nur durch Einſchreibung 
in die Negilter des Hüpothefenbewahrers und nur bezüglich der in der 
Einjchreibung einzeln bezeichneten Grundſtücke wirkfam werden, und 
dab der Rang der Hppothefen lediglich durch den Tag der bewirkten 
Einjchreibung beitimmt wird ($ 4). Sodann bejtimmt der $ 13: 

„Auf das Bergwerkseigenthum (88 50 und 52 des Allg. Berggefches ıc.) 
finden die 88 1 und 3 des gegenwärtigen Geſetzes mit der Maßgabe An— 
wendung, daß die Nothwendigkeit der Bezeichnung nach dem Grundfteuer- 
fatafter ($ 1) wegfällt und die Mittheilung ($ 3) an die zuftändige Berg: 
behörde zu erfolgen hat. Die 88 2 und 5 finden feine Anwendung.“ 

Hierzu tft zu bemerfen, daß, abgejehen von den jich aus 8 13 ergeben 
den Einſchränkungen, das ganze Geſetz v. 20. Mai 1885 aud) auf das Berg- 
werfzeigenthum Anwendung findet. Obwohl dies nach den 88 50, 52 u. 
53 des Bergg. jelbjtveritändlich ift, jo hat doch etwaigen Zweifeln hierüber 
durch den $ 13 vorgebeugt und gleichzeitig ausgejprochen werden jollen, 
daß die Bezeichnung der Bergwerfe nach dem Grundfteuerfatajter als 
unthunlich ausgejchlofjen bleiben muß, und daß die im $ 3 vorgejchricbene 
Mittheilung von Eigenthumsveränderungen jtatt dem Kataſterbeamten 
der zuftändigen Bergbehörde (dem Revierbeamten, $ 189 des Bergg.) 
zu machen it. Vergl. auch die „Bemerkungen“ von Lautz, 3. Bd. 26 
©. 354, und Steinbrind, 3. Bd. 28 ©. 467. 

Jenen vorbereitenden Neuerungen wird nunmehr die ſchrittweiſe Ein— 
richtung des Grundbuchweſens jelbjt folgen. Das wichtige „Geſetz über 
das Grundbuchweien und die Zwangsvollitredung in das unbewegliche 
Vermögen im Geltungsbereich des rheinijchen Nechts, v. 12. April 1888” 
(G. S. ©.52) führt mit dem 1. Januar 1889 „das Gejeg über den Ei— 
genthumserwerb ıc. und die Grundbuchordnung v. 5. Mai 1872, das 
Geſetz, betr. die Zwangsvollitredung in das unbewegliche Vermögen, v. 
13. Juli 1883 und die zu dieſen Gejegen erlajjenen Koſten- und Stem— 
pelgejeße, jowie alle zur Abänderung und Ergänzung der vorbezeichneten 
Geſetze erlafjenen, in den landrechtlichen Theilen der Aheinprovinz gelten- 
den Bejtimmungen nach) Mahgabe der Vorſchriften dieſes Geſetzes“ in 
dem Geltungsbereich des rheinischen Nechts ein. Nach $ 3 joll die An- 
[egung der Grumdbücher bezirfsweije erfolgen und die erfolgte An— 
legung durch das Amtsblatt bekannt gemacht werden. In den 88 42 
bis 65 jind die „Vorjchriften über die erite Anlegung der Grundbücher“ 
enthalten, und im Anjchluß hieran bejtimmt der $ 66: 

„Bei Anlegung der Grundbuchblätter für die bereits bejtehenden vex— 
liehenen Bergwerke finden die 88 42 bis 65 entjprechende Anwendung. 


An die Stelle der Abjchrift des Flurbuchs treten dabei die von der 
zuftändigen Bergbehörde zu Liefernden Berzeichnifje der — und 


ihrer Beſitzer. | 
KH 
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Auf diejenigen Bergwerke, welche nad) dem Inkrafttreten dieſes Ge— 
fees verlichen werden, find die eingeführten Geſetze nach Maßgabe der 
Beitimmungen de3 gegenwärtigen Geſetzes fofort anzuwenden.“ 

Die erjte Anlegung der Grundbücher für das Bergwerkseigenthum 
macht an fich feine Schwierigkeit, da die erforderlichen Grundlagen bei 
der Bergbehörde vollitändig vorhanden find und verwidelte Berechti- 
gungs- und Bejitverhältnifje nicht vorliegen. Im Uebrigen ändert dieſe 
neue Geſetzgebung nichts an dem auch für den Bereich des rheinifchen 
Nechts geltenden Grundjate, dab die unmittelbare Erwerbung des Berg- 
werfseigenthums durch dem Hoheitsrechtlichen Berleihungs- bezw. Beſtä— 
tigungsakt erfolgt; vergl. S. 164. 

Zu dem Gejeße v. 12. April 1888 vergl.: Negierungsentiwurf nebit 
Begründung Nr. 54 der Aftenftücke des Haufes der Abg, Anlagen Bd. 2 
©. 1310; lomm.-Beriht Nr. 95 daſ. Bd. 3 ©. 1559; ftenogr. Berichte 
des Abg.-Haufes Bd. 2 ©. 543, 975, 1032; ftenogr. Berichte des Her— 
renhaujes ©. 52 u. Aktenſtücke Nr. 54. 

6. In Bezug auf den Arreſt it das Bergwerfseigenthum im 
$ 52 ebenfalls lediglich den allgemeinen Nechtsregeln unterworfen. Be: 
jondere Vorſchriften über den jog. Bergarreit, welcher in der Negel nur 
wegen Bergjchulden ausgebracht werden konnte, fanden fich in den mei— 
iten älteren Bergordnungen und im A. 2. R. TH. IL Tit. 16 88 335 
bis 340, brauchten aber um jo weniger beibehalten zu werden, als fie im 
Wejentlichen ſchon außer Gebrauch gefommen waren und weder das ge- 
meine Bergrecht noch das franz. Bergg. eine jolche bejondere Begünſti— 
gung des Bergbaues kannte. 

Gegenwärtig ſind für den Arreſt Hauptjächlich die Vorjchriften der 
E. B. O. Buch VIII Abſch. 5, 88 796 bis 813, und gemäß $ 811 für 
die Bollziehung des Arrejtes in unbewegliches Vermögen die Landes- 
gejeße maßgebend. Demgemäß wird im Geltungsbereich der Grundbuch- 
ordn. d. 5. Mai 1872 cin Arreitbefehl in ein Immobile in der Weile 
vollzogen, daß auf Antrag des Gläubigers eine Vormerkung zur Höhe 
des zu fichernden Geldbetrages eingetragen wird. (SS 2 u. 10 des Geſ. 
über die Zwangsvollitredung ꝛc. v. 13. Juli 1883, $ 22 des Gef. über 
den Eigenthumserwerb ıc. 5. Mai 1872). 

Bon dem Arreſte verichieden find die nicht zur Sicherung von 
Werthen, jondern zur Sicherung einer Individualleiftung dienenden 
„einjtweiligen Verfügungen“, von welchen die E. P. DO. in den $5 814 
bis 822 handelt. Auf die Anordnung derjelben und das weitere Ver— 
fahren finden im Wejentlichen die nämlichen Borjchriften wie bei dem 
Arreft Amvendung ; ihre Zuläffigfeit in Fällen, in welchen der Streit: 
gegenftand Bergwerkseigenthum betrifft, unterliegt feinem Zweifel. 

7. Bei Kaufverträgen über Bergwerkseigenthum iſt als Grund- 
ja angenommen, daß der Verkäufer der Verpflichtung, dem Käufer die 
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Verleihungsurkunde auszjuhändigen, durch Ueberlieferung einer beglau- 
bigten Abjchrift der in den Alten des Oberbergamts befindlichen Ur: 
jchrift der Urkunde genügt. Urth. des Appell.Ger. Köln v. 23. April 
1875, Rhein. Archiv Bd. 67 ©. 9, 3. Bd. 24 ©. 214. 

8. Unter den bei dem Bergwerkseigenthum vorfommenden, zwar 
im $ 52 nicht bejonders genannten, ‚aber cbenfall3 nach) den allgemeinen 
Srundjägen des Eivilrechts zu beurtheilenden Nechtsgejchäften ſind her: 
vorzuheben: 

a. Die Verpachtung eines Bergwerks oder, wie es der wirth— 
ichaftlichen Natur des Nechtsgejchäfts entiprechend im 8 114 heißt: „Die 
Ueberlafjung der Ausbeutung gegen Entgelt“. Als PBachtvertrag unter: 
liegt derjelbe dem Werthitempel von 1/, %/, der Pacht. Urth. des Appell.- 
Ser. Köln v. 26. April 1871, 3. Bd. 15 ©. 267, Nhein. Archiv Bd. 63 
©. 221. 

Ueber die Nechtsverhältnifje, welche aus einem unter der Herrichaft 
des rheinischen Rechts abgeichlofjenen Pachtvertrage oder pachtähnlichen 
Sunominatkontrafte über die Ausbeutung eines Bergwerks entjtchen, 
vergl. Urth. des Reichsg. v. 31. Oft. 1886, 3. Bd. 28 ©. 87. 

b. Der Nießbrauch an einem Bergwerfe oder Bergwerfsantheife, 
Das ältere Bergrecht beitimmte über denjelben nichts; bei Amvendung 
der civilrechtlichen Vorjchriften entjtand aber die Streitfrage, ob dem 
Niehbraucher eines Bergwerkseigenthums die Ausbeute oder nur die 
Zinſen der Ausbeute zuftehen. Für den Bereich des A. L. NR. kann 
gegenwärtig die letztere Annahme als die herrichende gelten. Sie jtüßt 
ſich auf $ 37 Tit. 21 TH. J A. L. R.: „Ber folchen unterirdischen Er- 
zeugnifjen, welche zu den Negalten gerechnet werden, gebührt dem Nich- 
braucher bloß die Nutung der auf das Eigenthumsantheil fallenden 
Ausbeute.” Nach den Urth. des Obertr. v. 22. Jan. 1846, 22. Jan. 
1858 u. 4. Ian. 1869, Entid. Bd. 12 ©. 463, Bd. 37 ©. 159, 3. 
Bd. 10 ©. 443, iſt e8 aus inneren Gründen gerechtfertigt, daß der 
$ 37 dem Nießbraucher nur die Zinjen der Ausbeute zujpricht. Vergl. 
auch Bergg. für das Großh. Sachſen $ 15 und für Schwarzb.-Son- 
dershaujen $ 14. Für das gemeinrechtliche Gebiet iſt die Frage noch 
jegt jtreitig, indeh vertritt die Mechrzahl der Lehrer des gemeinen Rechts 
die Anficht, daß der Niebraucher die Ausbeute jelbjt zu beanjpruchen 
habe. Letzteres gilt unbejtritten auch) für das rheinische Recht und er: 
giebt fich aus den Art. 598 u. 1403 des bürgerl. Geſetzbuchs. Bergl. 
im Uebrigen Gräff, 3. Bd. 1 ©. 579; Klojtermann, Lehrbuch) 
©. 210; Achenbach, Franz. Bergrecht ©. 256 u. 3. Bd. 8 ©. 259. 


3u $ 53. 
1. Die im $ 53 bezeichneten Rechtsgebiete waren ebenfalls aus 
dem Bergrecht in die allgemeine Geſetzgebung zu verweilen, j. $ 52 
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Bem. 1. Es bedurfte vorläufig nur noch einiger abändernden und er: 
gänzenden Vorjchriften (SS 246 bis 249), und auch dieje find inzwijchen 
größtentheils außer Kraft getreten. 

2. Zu „Führung der Hypothefenbücher und rheiniichen Hypotheken— 
regijter” find die Bem. 2 bis 5 zu $ 52 ©. 162 bis 174 zu ver- 
gleichen. 


3. Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Bermögen, vom 13. Juli 1883. 


Bekanntlich it diefer Gegenjtand nebjt dem Aufgebots- und Ber: 
theilungsverfahren durch 8 757 der C. P. DO. der Landesgejekgebung 
vorbehalten. In Folge deſſen it für Preußen das vorbezeichnete Geſetz 
nebft Stoftengejeß v. 18. Juli 1883, ©. ©. ©. 131, 189, erlafjen wor: 
den. Der Geltungsbereicd) diejes wichtigen Geſetzes fiel urjprünglich mit 
demjenigen der Grundbuchordnung v. 5. Mat 1872 (S. 162 Bem. 2), 
zuſammen, ijt aber demnächjt durch das Geſetz v. 12. April 1888 (S. 173 
Bem. 5) nach den näheren Beitimmungen des leßteren auf das Gebiet 
des rheinischen Rechts ausgedehnt worden und umfaßt demnach gegenwärtig 
den größten Theil des Staates. Das Geſetz hat namentlich die Subhafta- 
tiongordnung vd. 15. März 1869 und die jonjtigen, den Gegenjtand in 
den einzelnen Landestheilen regelnden Geſetze, jowie das proviſoriſche 
Sei. v. 4. März 1879 (vergl. 3. Bd. 22 ©. 282) außer Wirfjamfeit 
gejegt; j. auch $ 211 des Gel. Die Zwangsvollitredung in das unbe- 
wegliche Vermögen iſt hierdurch für ihre drei Irten: Eintragung der 
vollitrebaren Forderung in das Grundbuch, Zwangsverjteigerung und 
Bwangsverwaltung, mit dem geltenden Prozegrechte in Uebereinjtimmung 
gebracht. 

Auch das Bergwerfseigenthum it von diefer Reform weſent— 
(ich) berührt, denn nach $ 1 des Gef. gehören in Anjehung der Zwangs- 
vollftrefung zum unbeweglichen Vermögen außer den Grundjtüden 
„2. verlicehene Bergwerfe, unbewegliche Bergwerksantheile und die felbjt- 
ftändigen Kohlenabbau:Gercchtigfeiten in den vormals ſächſiſchen Landes: 
theilen (Bergwerkseigenthum)“, und im Abjchn. II Tit. 2 (& 157 bis 
161) enthält das Geſetz bejondere VBorjchriften über die Zwangsvoll- 
jtredfung in Bergwerfseigenthum, jowie in den 88 180, 181 und 186 des 
Abjchn. III VBorjchriften für die Fälle, in welchen auf Grund der SS 159, 
161, 162, 234 und 235g des Bergg. die Zwangsverfteigerung beantragt 
wird. 

Ueber das neue Zwangsvollſtreckungsrecht vergl. u. a. die Kom— 
mentare von Jädel, Rudorff, Dorendorf, Volkmar, von Krech 
und Fiſcher, 2. Ausg. 1886, ferner Rintelen, Zmwangsverjteigerung 2c. 
1888 u. Fürſt, 3. Bd. 25 ©. 94, welcher letztere fich befonders mit 
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den Beziehungen des Gel. v. 13. Juli 1883 zum Bergwerkseigenthum 
beichäftigt. Wegen des früheren Rechts ſ. Achenbach, 3. Bd. 10 ©. 232. 

Die wichtigite Neuerung beiteht in der Einführung des jog. ge— 
ringjten Gebots, d. h. eines von dem Nichter feitzuftellenden Geldbe- 
trages von der Höhe, daß durch denjelben „alle Realanjprüche, welche 
der Forderung des betreibenden Gläubigerd vorgehen, jowie die aus 
dem Kaufgelde zu entnehmenden Kojten des Verfahrens gedeckt werden“. 
Das Gejeg will, daß der Verkauf nur unter Wahrung der befjeren 
Rechte aller dem betreibenden Gläubiger vorgehenden Gläubiger erfolgt 
und legtere durch die Zwangsverjteigerung im Wejentlichen unberührt 
bleiben. Hiermit ftehen noch andere wejentliche Neuerungen im Zuſam— 
menhang; darunter namentlich die anderweitige Regelung der von den 
Bietern zu leiftenden Sicherheit und das Necht des Gläubigers, unter 
Umftänden die Löjchung voreingetragener Poſten zu betreiben. 

Aus den allgemeinen Beitimmungen des Gejeges iſt hervorzuheben 
8 22 Abi. 2 u. 3, lautend: 

Das Grundſtück wird durch den Verkauf von allen dinglichen Rech- 
ten, welche zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung in das Grund: 


buch bedürfen, frei, ſoweit diefelben nicht von dem Erjteher übernommen 
werden. 


Dingliche Laften, welche der Eintragung in das Grundbuch nicht bes 
dürfen, gehen auf den Erfteher über, foweit nicht durch die Kaufbedin- 
gungen etwas Anderes bejtimmt ijt oder die erfolgte Beichlagnahme des 
Grundftüds ($ 16) der Geltendmachung entgegenjteht. Rüdfichtlich der 
Pacht und Miethe verbleibt es bei den bejtehenden Vorſchriften. 

Bon dem Grundjage des Erlöjchens der dinglichen Nechte ift hier 
aljo nur zu Gunjten der der Eintragung nicht bedürfenden Rechte eine 
Ausnahme gemacht, welche fi) aus der Natur diefer Nechte erflärt. 
Da nach $ 156 des Gel. der $ 22 auch auf die Zwangsvollſtreckung 
von Bergwerkseigenthum Anwendung findet, jo gehen auf den Er- 
jteher über: nicht nur die auf den SS 8, 142 des Bergg. beruhenden 
Gebrauchs: und Nubungsrechte (vergl. $ 47 des Geſ. v. 5. Mat 1872, 
oben ©. 169), ſondern auch die übrigen, das DBergwerfseigenthum ding- 
fich belaftenden, jedoc der Eintragung in das Grundbuch nicht bedür- 
fenden Rechte, namentlich auch die Hülfsbaue im fremden Felde (vergl. 
8 68 dal. ©. 163). 

Als Vollſtreckungsgericht ift nad) $ 155 des Gef. das Amtsgericht 
zuftändig, „in deſſen Bezirke die Sache belegen tft, die Gerechtigfeit aus- 
geübt wird“ x. Für die verliehenen Bergwerfe und für unbewegliche 
Bergwerfsantheile ift hiernach das Amtsgericht zuftändig, in deſſen Bezirke 
das Feld liegt‘; dafjelbe gilt für die jäch). Kohlenabbau-Gerechtigfeiten 
mit der Maßgabe, daß es bei dieſen auf Die Lage des Grundſtücks an- 
fommt, von welchem die Gerechtigkeit abgetrennt iſt ($ 2 des Gel. v. 
22. Febr. 1869). Liegt das Feld bezw. Grundjtüd im Bezirke verjchie- 
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dener Amtsgerichte, jo it nach 88 156 u. 3 des Gef. und 8 756 der 
E. P. D. auf Antrag eines Betheiligten eines diefer Gerichte von dem 
zunächjt höheren Gericht (Landgericht bezw. Dberlandesgericht) zum 
Bollitredungsgerichte zu beitellen. Vergl. Dorendorf, Komm. ©. 207 
Anm. 2 zu $ 155. 

Nach $ 156 des Gef. erfolgt die Zwangsvollſtreckung in Berg- 
werkgeigenthum unter entjprechender Anwendung der Vorſchriften des 
$ 755 Abſ. 2, des $ 756 der C. P. D. und des erjten Abjchnitts des 
Geſ. nach Maßgabe der nachitehenden SS 157 bis 161. Die befonderen 
Vorjchriften im 8 247 des Bergg. waren bereits durch die Subhaft.- 
Orb. v. 15. März; 1869 $ 116 aufgehoben. 


Zweiter Abſchnitt. 
Zwangdvoliftredung in andere Gegenftände des unbeweglichen Bermögens. 
Bweiter Titel. 
Zwangsvollſtreckung in Bergwerkseigenthum. 


$ 157. Dem Antrage auf Zwangsverſteigerung oder Zwangsver- 
waltung von Bergwerkseigenthum iſt ftatt der im $ 14 Nr. 1 bezeichneten 
Urkunden eine oberbergamtlich, gerichtlich oder notariell beglaubigte Ab- 
fchrift der Verleihungsurfunde de3 Bergwerks oder, wenn ber Antrag eine 
Kohlenabbau-Gerechtigkeit betrifft, eine im gleicher Art beglaubigte Ab- 
fchrift des Aktes beizufügen, durch welchen die Gerechtigkeit vom Eigen 
thum an der Grundoberfläche getrennt worden ift, 

Die Beifügung eines Eremplars des Situationsriffes ift nicht vor- 
gejchrieben und nicht erforderlih. Fürſt, 3. Bd. 25 ©. 98; ſ. auch 
oben ©. 171. 

8 158. Zu den Intereſſenten des Verfahrens ($ 21) gehört der 
Repräfentant oder Grubenvorftand. 

Die Nothwendigkeit der Zuziehung der Vertreter einer Gewerfichaft 
bei der Zwangsvollſtreckung in das ganze Bergwerk ergiebt fich aus den 
88 119, 123, 128 des Bergg., und bei dem Intereffe, welches die Ge- 
werfichaft an der Zwangsvollitredung in einzelne Kuxe Hat, ift deren 
Buziehung auch in diefem Falle erforderlich. 

8 159. Den Bergarbeitern fteht wegen der laufenden Beträge und 
der Rüdftände aus dem letzten Jahre an Lohn und anderen Bezügen dag 
im $ 26 bejtimmte Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung zu. 

Die nah $ 174 und 8 175 Abſ. 2 des Berggefehes vom 24. Juni 
1865 (6. ©. ©. 705) von dem Werksbeſitzer zu leiftenden Beiträge zu 
Knappſchafts- und Krankenkaſſen gehören zu den im $ 28 bezeichneten 

ajten. 

' Das Recht der Gewerkichaften auf vorzugsweiſe Berichtigung der von 
er — Bergwerksantheile zu leiſtenden Beiträge bleibt un— 
berührt. 

Zu Abſ. 1. Das den Bergarbeitern im 8 249 Abſ. 2 des Bergg. 
gewährte Vorrecht iſt jeßt, joweit e& ſich um deren Befriedigung aus 
dem unbeweglichen Bergwerkgeigenthum im Geltungsbereiche des Geſ. v. 
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13. Juli 1883 handelt, nach der vorjtehenden Beitimmung zu beurthei- 
len; j. $ 249. 

Zu Abi. 2. Nach $ 28 des Gejehes bilden „die laufenden, auf 
dem Grundſtücke haftenden gemeinen Lajten und die Rüdjtände derjelben 
aus den beiden letzten Jahren” die fünfte Slaffe der bevorzugten For— 
derungen, und es gehören hierher u. a. die Beiträge, welche an „ge 
meinnüßige, von der Staatsbehörde genehmigte Inſtitute“ zu gewähren 
find. Daß diejen Lajten, joweit es fich um die Zwangsvolljtredung in 
Bergwerkseigenthum handelt, nunmehr auch die Beiträge der Werfsbejiger 
zu den Knappſchafts- und Krankenkaſſen zugezählt find, it als eine dem 
Knappichaftsinftitut zum Vortheil gereichende Verbeſſerung anzufehen. 
Bis dahin wurde den Knappjchaftsvereinen bei der Zwangsverſteigerung 
eines Bergwerf3 ein Vorrecht vor den Hypothefengläubigern wegen der 
rüdjtändigen Knappichaftsbeiträge nicht zugeitanden. Urth. des Oberl.: 
Ger. Hamm v. 14. Febr. 1880, des Reichsg. v. 7. März 1881, 3. Bd. 21 
©.357, Bd. 24 ©. 363. Vergl. auch $ 180 des Gef. (©. 180) u. $ 175 
des Bergg. Bem. 5. 

Zu Abi. 3. Nach den Motiven Hat „das bejtrittene Recht der 
Gewerfichaften auf vorzugsweile Berichtigung der von einem (unbeweg- 
lichen) Bergwerfsantheile zu Teijtenden Beiträge wenigitens nicht abge: 
Iprochen werden“ jollen; andererjeits it aber aud) nicht beabfichtigt 
worden, eine Entjcheidung zu Gunſten dieſes VBorzugsrecht zu treffen. 
E3 wäre deßhalb wohl richtiger gewejen, entweder diefe Streitfrage im 
Geſetze jelbit gänzlich unberührt zu lafjen und nur in den Motiven zu 
erwähnen, oder wenigjtens feine Faſſung zu wählen, welche, wie die vor— 
liegende, ohne die Motive jo gedeutet werden kann, daß das jtreitige 
Vorrecht der Gewerfichaft, entgegen den Entjcheidungen der oberſten Ge- 
richt3höfe, von dem Gejeßgeber anerkannt werde. Vergl. $ 131 Bem. 2, 
Fürſt 8.980. 256.103; Dorendorf Komm. S.210 Anm. 2 zu $ 159. 

8 160. In der Belanntmachung des Verjteigerungstermins ift der 
Name ded Bergwerks, die Feldesgröße, die Mineralien, auf welche das 
Bergwerkdeigenthum verliehen ift, der Kreis, in welchem das Feld liegt, 
und die dem Werke zunächjt belegene Stadt, bei der Berjteigerung von 
Bergwerkdantheilen auch die Zahl ber Hure, in welche da3 Bergwerk ge- 
theilt ijt, anzugeben. 

Kohlenabbau-Gerechtigkeiten find unter entiprechender Anwendung der 
Vorſchriften des erjten Abſatzes zu bezeichnen. 

Einer Beichreibung des Bergwerfs durch den Nevierbeamten bedarf 
e3 jeit Aufhebung der bezüglichen VBorjchrift im 8 247 des Bergg. nicht 
mehr. 

8 161. An Stelle des nach der Veranlagung zur Grund» und Ge- 
bäubefteuer zu berechnenden Betrages, innerhalb deffen Hypothefen und 
Grundjchulden auf dem zu verjteigernden Gegenftande eingetragen jein 
müffen, um nach der Vorſchrift des $ 64 Ab. 2 zur Sicherheitsleiftung 
benußt werben zu können, ift ein gewifjer Betrag von dem Gericht, erfor— 
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derlichen Falls nad) Anhörung des zuftändigen Revierbeamten, feftzufeßen. 

Der fejtgejegte Betrag ift in der Bekanntmachung des Berfteigerungäter- 

mins anzugeben. 

4 Der Verſteigerungstermin iſt längſtens auf drei Monate hinauszu— 
en. 

Das Gericht hat bei Feſtſetzung des Betrages der von dem Bieter 
zu leiſtenden Sicherheit völlig freie Hand. Verf. des Appell-Ger. Naum— 
burg v. 21. Jan. 1870, Johow, Jahrb. Bd. 1 ©. 72. Die Friſt für 
den Berjteigerungstermin darf nicht unter ſechs Wochen betragen ($ 42). 


Dritter Abſchnitt. 

Zwangdverfteigerung und Zwangsverwaltung in befonderen Fällen. 

8 180. Die Vorjchriften der 88 3, 4, 13 bis 179 finden entſpre— 
chende Anwendung, wenn die Zwangöverfteigerung oder Zwangsverwaltung 
von dem Konfursverwalter beantragt wird. 

Die Vorfchriften der SS 3, 4, 13 bis 138, 155 biß 179 finden ent— 
jprechende Anwendung, wenn die Bwangöverfteigerung beantragt wird: 
... 8. rüdfichtlich de8 Bergwerkäeigenthbums auf Grund der 88 159, 161, 
162, 234 des Berggejeßes vom 24. Juni 1865 oder de8 F 235g beflelben 
Gefeßes in der Faſſung des Gefehes vom 9. April 1873 (©. ©. ©. 181). 


Die im dritten Abjchnitt (SS 180 bis 187) aufgeführten verſchie— 
denen Fälle einer Zwangsverjteigerung oder Zwangsverwaltung gehören 
nicht zur Zwangsvollſtreckung. „Nichtsdejtoweniger — jo bemerfen die 
Motive — werden fie im Zuſammenhang mit den gleichen Maßregeln 
der Zwangsvollitredung behandelt, da jeder Grund fehlt, das Verfahren 
abweichend zu regeln.“ 

Nach Abf. 1 des 8 180 fommen die oben mitgetheilten bejonderen 
Borichriften über die Zwangsvollitredung in Bergwerfseigenthum ($$ 157 
bis 161 des Gel.) auch dann zur Anwendung, wenn im Konkurſe die 
Biwangsverfteigerung oder Zwangsverwaltung von Bergwerkseigenthum 
(außerhalb der Zwangsvollitredung) auf Antrag des Konkursverwalters 
erfolgt. 

Abſ. 2 Nr. 3 betrifft die Fälle, in welchen die Zwangsverſteige— 
rung eintritt: bei der Entziehung des Bergwerfseigenthums wegen unter: 
laffenen Betriebes ($ 159), bet dem freiwilligen Verzichte auf ein Berg- 
werk ($ 161) oder auf einzelne Theile eines Bergwerfsfeldes (8 162), 
bei der Hingabe unbeweglicher Hure behufs Befriedigung der Gewerk— 
ichaft wegen rüdjtändiger Zubuße und bei dem freiwilligen Verzichte 
auf ſolche Kuxe ($$ 234, 130, 132), endlich bei dem Verkaufe zuſam— 
mengelegter Kuxe in Folge eines Mobilifirungsbeichluffes ($ 235g). 

Das Necht der Bergarbeiter und dasjenige der Knappſchafts- und 
Krankenkaſſen auf vorzugsweije Befriedigung ($ 159 des Gef.) fommt 
auch hier zur Geltung; vergl. $ 159 oben ©. 178; Bergg. 88 249 u. 
175 Bem. 5. 
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8 181. Dem Antrage auf Einleitung des Verfahrens find die Ur— 
funden beizufügen, durch welche der Antrag begründet wird. 

Die hiernac) beizufügenden Urkunden find in den Fällen der 88 159, 
161 u. 162 die Urkunde über das Nealrecht des Antragjtellers und der 
Beichluß des Oberbergamts, welcher die Einleitung des Verfahrens wegen 
Entziehung des Bergwerkseigenthums ausjpricht ($ 156), bezw. die Ber- 
zichtleiftungserflärung des Bergwerfseigenthümers ; ferner im Falle des 
$ 234 die nad) 88 130 u. 132 erforderliche Erklärung des Gewerken 
nebjt dem nach $ 132 dazır gehörigen Nachweiſe der Nichtbelajtung des 
Antheil3 oder der Eimwilligung der Gläubiger; endlich im Falle des 
$ 235g der bejtätigte Gewerfichaftsbeichluß. 

$ 182. Wird das Verfahren auf Antrag des Konkursverwalters, 
des Benefizialerben oder des Nachlakpflegerd oder im alle des 8 180 
Abſ. 2 Nr. 3 auf Antrag der Gewerffchaft oder des Eigenthümers einge- 
leitet, jo ift für die Beitimmung der laufenden und der rüdftändigen Lei— 
ftungen ($ 36) an Stelle der Beichlagnahme die Zeit der Zuftellung des 
Einleitungsbejchluffes an den Antragiteller maßgebend. 

E3 handelt ſich hier um die Fälle, in welchen ein Schuldner nicht 
vorhanden tft. Dahin gehören, was das Bergwerkseigenthum betrifft, 
die Fälle, in welchen der Bergwerfseigenthümer jelbjt die Zwangsver— 
ſteigerung auf ſeine Koſten beantragt ($ 159 Abſ. 3 des Bergg.) und 
in welchen der Antrag von der Gewerfichaft ausgeht (SS 234, 235g 
daſ.). Da das Verfahren nicht gegen einen Schuldner eingeleitet wird, 
jo mußte der Zeitpunkt der Beichlagnahme anderweitig bejtimmt werden. 

8 186. Bei der BVerfteigerung von Bergwerkseigenthum im alle 
des $ 180 Abf. 2 Nr. 3 finden die Vorfchriften über die Nothwendigfeit 
und die Feſtſtellung eines geringjten Gebots ($ 22 Abj. 1, 88 53 bis 59), 
fowie die VBorfchriften des $ 49 nicht Anwendung. 

Erfolgt die Berfteigerung auf Antrag eines Gläubigers, jo find mit 
dem Einleitungsbeihluß der Antrag auf Einleitung des Verfahrens und, 
wenn der Antragiteller als Gläubiger im Grundbuche nicht eingetragen 
ift, die Urkunden, aus welchen das Recht deffelben fich ergiebt, dem Schuld: 
ner zuzuſtellen. 


Die Motive zu $ 186 lauten: „Die im $ 180 Abi. 2 Nr. 3 be: 
zeichneten Fälle der Versteigerung von Bergwerkseigenthum find der Art, 
daß weder die Vorjchriften über das geringjte Gebot, noch die des 8 49 
über die Nechtzeitigfeit des Beitritts eines Gläubigers paſſen. Soll das 
Bergwerkseigenthum aufgehoben werden (88 159, 161, 162 des Berg- 
gejeges), jo bietet der Verkauf, welcher überhaupt nur innerhalb be— 
ſtimmter Friſt zuläſſig tt, die legte Möglichkeit, überhaupt noch etwas 
heraugzuziehen. Verkauft die Gewerfichaft den ihr zur Verfügung ge 
jtellten Bergwerfsantheil ($ 234 des Bergg.), jo darf der Zwed des 
Berfaufg, einen neuen Gewerfen zu finden, nicht durch Pfandrechte ver: 
eitelt werden, wie denn auch $ 131 Abſ. 3 ebenda die koſtenfreie Zus 
ichreibung unverfäuflicher Kuxe verordnet. Iſt ein Gläubiger der An— 
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tragfteller, jo find hier wie im Falle des $ 185 (Zwangsverjteigerung 
auf Antrag eines Miteigenthümers zum Zwede der Nuseinanderjegung) 
der Antrag und nöthigenfalls die zur Legitimation des Antragjtellers 
erforderlichen Urkunden mit dem Einleitungsbeichluß zuzuftellen, da ein 
anderes Verfahren, Durch welches der Gläubiger befannt geworden, nicht 
vorausgegangen tjt.“ 


Für das mit der Zwangsvollitrefung in das unbewegliche Ver: 
mögen verbundene Vertheilungs: und Aufgebotsverfahren (i. 
$ 53 Dem. 3) jind die Vorjchriften im Abjchn. J Tit. 3 unter IV 
(SS 101 bis 138) des Gef. v. 13. Juli 18833 maßgebend ; etwas Beſon— 
deres ordnen Diefelben beziiglich des Bergwerkseigenthums nicht an. 

4. Im Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau it für die 
Zwangsvollitredung in das unbewvegliche Vermögen nicht das Gef. v. 
13. Juli 1883, jondern noch die ältere Landesgeſetzgebung maßgebend; 
vergl. Art. XIII der Einf.-VBerordn. zum Bergg. Daſſelbe gilt dort für 
die Verfteigerung in den Fällen der $$ 159, 161 u. 162 des Bergg.; 
vergl. Art. XIV daſ. 

5. In den vormals großherz. heſſiſchen Landestheilen, im Gebiete 
von Frankfurt und im Kreiſe Herzogthum Lauenburg kommen bei der 
Bwangsvollitrefung in Bergwerfseigentdum ebenfalls noch die älteren 
landesgejeglichen Vorschriften zur Anwendung; vergl. die Einf.-VBerordn. 
zum Bergg. Art. I bezw. V u. IV. Dafjelbe gilt für Walded- Pyrmont, 
vergl. Art. IX des Einf.Geſ. 

6. Für den Geltungsbereich des rheinischen Rechts hatte es feither 
in Anjehung der Zwangsvollitrefung in Bergwerkseigenthum bei der 
dortigen Subhaftationsordnung v. 1. Aug. 1822 (G. ©. ©. 195) mit 
den Abänderungen des $ 243 des Bergg. und in Verbindung mit dem 
allgemeinen Gejeße, betr. die Zwangsvollitredung in das unbewegliche 
Vermögen, v. 4. März; 1879 (G. ©. ©. 102) jein Bewenden behalten. 
Sodann wurde aber durch das Gejeß „über das Berfahren bei Vertheis 
lung von Immobiltarpreien im Geltungsbereich des rheinischen Rechts“ 
v. 18. April 1887 (©. ©. ©. 117) diejer einzelne Gegenstand neu und 
auch für das Bergwerkseigenthum maßgebend geregelt. Hiernächſt ijt 
durch das Geſetz v. 12. April 1888 (G. ©. ©. 52) zugleich mit den 
Geſetzen über das Grundbuchweſen v. 5. Mai 1872 auch das obige 
Geſetz, betr. die Zwangsvollitredung in das unbewegliche Vermögen, vd. 
13. Juli 1883 im Geltungsbereich des rheinischen Nechts eingeführt 
worden. Neben demjelben wird indeß jene ältere Gejeßgebung voraus- 
Jichtlich noch längere Zeit fortbeitehen, da das Geſetz v. 13. Juli 1883 
nur auf diejenigen Grundjtücde und Bergwerke Anwendung finden joll, 
für welche die Anlegung des Grundbuchs erfolgt ift, hiermit aber nur 
beziröwerje vorgegangen wird ($ 3 des Gef). Bergl. au) S. 173, 
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7. Konkurs und Rangordnung der Gläubiger. 

Auch in Bezug auf diefe Nechtsgebiete find für das Bergwerks— 
eigenthum die allgemeinen Gejege maßgebend. Demnach ift das Berg: 
werf3eigentgum dem auf der deutichen Konkursordnung, dem Einführung» 
gejeße v. 10. Febr. 1877 (R. ©. Bl. ©. 351, 390) und den landesge— 
jeglichen VBorjchriften beruhenden Stonkursrechte, einschl. der Rangordnung 
der Gläubiger, ebenjo unterworfen, wie das übrige Vermögen eines Ge- 
meinſchuldners. Außer den reich3gejeglichen Beitimmungen fommen na— 
mentlich in Betracht das preuß. Ausf.-Gejeh v. 6. März 1879 (G. ©. 
©. 109) und die älteren landesgejeglichen Vorjchriften, joweit fie nicht 
durch die NReichsgejeßgebung aufgehoben oder durch das Ausf.-Gejeh 
abgeändert find. Mit diejen wejentlichen Beſchränkungen fteht in ihrem 
Geltungsbereiche auch die preuß. Konfursordnung dv. 8. Mai 1855 (©. ©. 
©. 321) nod) in Kraft. Bergl. $ 55 des Ausf.-Gei.; v. Wilmowski, 
Reichs⸗Konkursordnung, 3. Aufl. S. 487 Anm. 2. 

Bejondere Vorſchriften bejtehen tm Konkurſe für das Bergwerks— 
eigenthum nur injofern, als den Löhnen der Bergarbeiter und den zu 
den Knappſchafts- und Krankenkaſſen zu leiſtenden Beiträgen ein Vorrecht 
auf Befriedigung beigelegt it. Vergl. Bergg. 88 249, 175 Bem. 6; Gel. 
v. 13. Juli 1883 $$ 159, 180, oben ©. 178 u. 180. 

8. Außer den in den 88 52 u. 53 des Bergg. bejonders hervor- 
gehobenen Materien de3 allgemeinen Rechts find noch manche andere 
Gegenſtände des letzteren von Wichtigfeit für das Bergwerkseigenthum 
und betreffenden Orts erwähnt. Vergl. auch über die Einwirkung der 
Neichsjuftizgejege auf das Bergredht Arndt, 3. Bd. 19 ©. 310 und 
ipeziell über das Rechtsmittel der Revifion in bergrechtlichen Prozeſſen 
Brajjert, 3. Bd. 22 ©. 187. 


Zu $$ 54 bis 57. 


Nachdem in den 88 52 u. 53 die Einordnung des Bergwerksei— 
genthums in das allgemeine Necht erfolgt ist, behandeln die $$ 54 bis 
64 den bergrechtlichen Inhalt des Bergwerkseigenthums und die hier: 
unter begriffenen Hauptjächlichjten Rechte des Bergwerkseigenthümers: das 
Aufjuchungs- und Gewinnungsrecht (SS 54 bis 57), die Befugniß zur 
Errichtung und zum Betriebe von Aufbereitungsanftalten ($ 58), zur 
Anlage von Hülfsbauen (88 60 bis 63) und zur Inanjpruchnahme des 
für die bergbaulichen Zwede erforderlichen Grund und Bodens ($ 64). 
Die Befugniß, nach VBorjchrift der Gewerbegejege Dampffejjel und Trieb: 
werfe anzulegen, hat feinen bejonderen bergrechtlichen Charakter. Der 
Inhalt und Umfang diejer einzelnen Rechte dient wejentlic) zur Klar— 
ftellung des Weſens des Bergwerfseigenthums, vergl. ©. 55. 

Zur Erläuterung des Gewinnungsrechts, des wichtigiten Rechts 
des Bergwerfseigenthümers, dienen folgende Süße aus den Motiven ©. 57: 
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„Den urjprünglichen, nächiten Gegenſtand diejes Nechts, zu deffen 
Ausübung der Bergwerkseigenthümer alle erforderlichen Borrichtungen 
unter und über Tage zu treffen befugt it, bildet das in der Verleihungs— 
urkunde benannte Mineral... Aus beragtechnijchen und bergpolizeilichen 
Gründen läßt fich indeh das Gewinnungsrecht des Bergwerfseigenthüs 
mers nicht unbedingt auf das in der Verleihungsurfunde benannte Mi: 
neral bejchränfen. Mit Nücdjicht auf das häufige Zufammenvor- 
fommen der Mineralien Itellt jich vielmehr die Nothivendigfeit Heraus, 
unter gewiſſen VBorausjetungen das Necht des Bergwerkseigenthimers 
auch auf andere, in der Berleihungsurfunde nicht benannte Mineralien 
auszudehnen. Indem nämlic der eigentliche Zwed eines jeden ratio: 
nellen Bergbauunternehmens auf die Ausbeutung eines oder auch einiger 
bejtimmter, in der Berleihungsurfunde benannter Mineralien gerichtet 
ilt, bedarf der Bergwerfseigenthümer zur volljtändigen Erreichung diejes 
Zwedes Schuß gegen Unternehmungen Dritter auf ſolche Mineralien, 
welche mit dem von ihm benußten Mineral in einem derartigen Zuſam— 
menbange vorkommen, daß aus bergtechnijchen oder bergpolizeilichen 
Gründen nothwendiger Weiſe eine gemeinschaftliche Gewinnung erfolgen 
muß. Wo diejfe Borausjeßungen vorhanden find, legt deßhalb der $ 55 
dem Bergwerfseigenthümer ein Vorrecht zum Muthen bei, welches indeß 
dritten Muthern gegenüber binnen einer vienvöchentlichen Präflufivfriit 
ausgeübt werden muß... Ob im konkreten Falle die Mineralien in einem 
ſolchen Zuſammenhange vorfommen, fann im Zweifelsfalle nur durch die 
Entjcheidung der Bergbehörde feitgeitellt werden, welche allein zur Beur— 
theilung der maßgebenden Verhältniſſe fompetent iſt. Im Geſetze jelbit läßt 
Jich hierüber eine für alle Fälle zutreffende Regel nicht aufitellen.“ ... 

„Diejelben Rückſichten auf einen ungejtörten, rationellen Bergbau 
betrieb, welche in dem Falle des S 55 das Vorrecht des Bergwerfseigenthü- 
mers zum Muthen rechtfertigen, ſind auch für die Behandlung des Falles 
maßgebend, wenn die Felder von Bergwerkseigenthümern, welche auf 
verjchiedene Mineralien berechtigt find, jich ganz oder theilweiſe über: 
deden, jo daß innerhalb der nämlichen Feldesgrenzen jeder Theil jein 
Mineral vermöge der Berleihungsurfunde zu gewinnen berechtigt jein 
würde. Sit in eimem jolchen Falle nach der Art des Vorkommens eine 
getrennte, jelbititändige Gewinnung jedes Minerals möglich, jo genügen 
die allgemeinen Borichriften über die Ausübung des Gewinnungsrechts. 
Nicht jelten Stellt jich aber bei den jpäteren Aufichlußarbeiten heraus, 
daß Mineralien, auf welche innerhalb der nämlichen Feldesgrenzen ver— 
Ichiedene Berleihungen beitehen, ganz oder theilweile in einem jolchen 
Zulammenhange mit einander vorfommen, daß fie nothwendiger Weile 
aus bergtechnijchen oder bergpolizeilichen Gründen gemeinjchaftlich 
gewonnen werden müjjen. Diejer Konflikt kann dadurch nicht bejeitigt 
werden, daß dem älter Belichenen ein jtärferes Necht zugeiprochen wird; 
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denn hiermit wäre den allein in Betracht kommenden Forderungen der 
Bergtechnif und Bergpolizei nicht Genüge geleistet. Die richtige Löſung 
ijt vielmehr darin zu finden, daß nach $ 56 jeder Bergwerkseigenthümer 
in diefem Kollifionsfalle ala dem Anderen gleich berechtigt behandelt und 
demnach für befugt erklärt wird, bei einer planmäßigen Gewinnung ſei— 
nes Minerals auch dasjenige des anderen Theil injoweit mit zu ge: 
winnen, al3 nach der maßgebenden Entjcheidung der Bergbehörde eine 
getrennte Gewinnung der Mineralien aus den oben angegebenen Gründen 
nicht möglich it. Da aber der Zwed dadurch, daß der eine Theil die 
Mineralien gemeinjchaftlic) gewinnt, erreicht wird, und daher das Necht 
des anderen Theils nicht noch weiter bejchränft werden darf, jo folgt 
hieraus der fernere Grundjaß, daß die von dem Eriteren mitgetvonnenen 
Mineralien dem urſprünglich Berechtigten auf jein Verlangen herausge- 
geben werden müſſen. Dagegen hat diejer die Gewinmungs: und För— 
derungsfoften zu eritatten, da er bei eigener Gewinnung mindejtens die 
gleichen Koften hätte aufivenden müſſen.“ 

„Um fein Ausbeutungsrecht ausüben zu können, muß der Berg- 
werfseigenthümer bei jeinem Betriebe auch jolche Mineralien mitgewwinnen 
und zu den Betriebszweden verwenden, welche nicht unter das Berggeſetz 
gehören. Es iſt dies ein nothiwendiges Mittel zum Zwede des Berg- 
bauumternehmens. Das Bergrecht hat deßhalb auch jtet3 die Befugniß 
des Bergwerkseigenthümers hierzu anerfannt, ohne derjelben einen Ent: 
Ihädigungsanipruc) des Srundeigenthümers gegenüber zu jtellen. Streitig 
war aber bei dem Mangel gejeglicher Vorjchriften die Grenze diejer Be: 
fugniß. Der $ 57 jtellt deßhalb diefe Grenze der Natur der Sache und 
dem Zwede gemäß dahin feit, daß der Bergwerfseigenthümer vermöge 
des Nechts aus der Berleihung fich ohne Entichädigung des Grund: 
eigenthümers diejenigen nicht unter den $ 1 gehörigen Mineralien an— 
eignen darf, welche durch den Betrieb des Vergwerfs gewonnen umd zu 
Zweden des Betriebes verwandt werden. Wo dagegen dieje gewöhnliche 
Borausjegung hinfichtlich der Art der Gewinnung und Verwendung nicht 
zutrifft, gelangt das urjprüngliche Necht des Grundeigenthümers dadurch 
zur Anerkennung, daß derjelbe die Herausgabe der gewonnenen Mine: 
ralien verlangen kann. Die Berpflichtung zur Erftattung der Gewin— 
nungs- und Förderungskoiten muß in diefem Falle dem Grundeigen— 
thümer deßhalb auferlegt werden, weil der Bergwerfscigenthümer Dieje 
Mineralien erit durch die Gewinnung und Förderung zu Werthobjeften 
macht, und der Grumdeigenthümer auf die eigene Gewinnung mindeſtens 
die gleichen Koften würde verwenden müſſen.“ 


Zu & 54. 
1. Nicht nur die Gewinnung, jondern auch die weitere Aufſu— 
hung des Minerals innerhalb des ‘Feldes, ſei es über oder unter Tage, 
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gehört zu dem Betriebe des Bergwerks, und diefe Arbeiten bilden Daher 
gemäß $ 67 ebenfalls einen Gegenitand des Betriebsplans. Als Schürf- 
arbeiten im bergrechtlichen Sinne ($ 3) können jolche Vorarbeiten nicht 
behandelt werden; in Bezug auf die Benugung fremden Grund und 
Bodens jind nicht die 88 5 ff., jondern die 88 135 ff. maßgebend; da- 
gegen fteht der Bergwerfseigenthiimer bei Schürfarbeiten auf Mineralien, 
welche jeiner Berechtigung nicht unterworfen find, rechtlich jedem anderen 
Schürfer gleich. 

2. Das Gewinnungdrecht des Bergwerkseigenthümers umfaßt 
das in der Berleihungsurfunde benannte Mineral bezw. die dort benann- 
ten Mineralien, und zwar ohne Rückſicht auf die Art des Vorkommens 
und für den ganzen Umfang des Feldes. In wie weit der Bergwerfs- 
eigenthümer außerdem noch andere Mineralien mit zu gewinnen befugt ift, 
richtet jich nach den 88 55, 56 u. 57. Die Praxis hat indeß ange: 
nommen, daß eine Verleihung auf „Steinjalz” Eraft des Geſetzes zugleich 
die Befugniß zur Gewinnung der beibrechenden Salze, jog. Abraumjalze, 
auch dann in fich jchließt, wenn Teßtere in der Verleihungsurkunde nicht 
bejonders erwähnt find. Das Bergg. zieht nämlich dieje Salze, wie aus 
der Faſſung des $ 1 („Steinfalz nebjt den mit demjelben auf der näm- 
lichen Lagerjtätte vorfommenden Salzen”) unzweideutig hervorgeht, nur 
als Beitandtheile einer Steinjalzablagerung in Betracht und fieht das 
Steinjalz in Verbindung mit denjelben als ein zujammengehöriges Mi- 
neralvorfommen an, auf welches in gebührender Berüdfichtigung des natür- 
lichen Zuſammenhanges jeiner verjchtedenen Bejtandtheile und der daraus 
ſich ergebenden Nothwendigfeit einer gemeinjchaftlichen Gewinnung nur 
ein Bergwerfseigenthum zu verleihen it, welches die Berechtigung zur 
Gewinnung aller auf der bezüglichen Lagerjtätte auftretenden Salzar: 
ten einichließt. Daß die Abraumjalze am Fundpunfte nachgewiejen find, 
it nicht erforderlich. Refursbeich. v. 26. April 1872, 3. Bd. 13 ©. 284. 

Bei Dijtriktsfeldern, deren Verleihung nach dem früheren Rechte 
ausdrüdlich auf ein „zeritreutes, nejterwerjes” Mineralvorfommen be: 
ſchränkt iſt, kann das Gewinnungsrecht nicht ohne Weiteres fraft des 
8 54 auf die in anderer Lagerungsart (in Flögen, Gängen x.) inner: 
halb des Feldes vorfommenden Ablagerungen dejjelben Minerals aus» 
gedehnt werden. Rekursbeſch. v. 29. Aug. 1870, 3. Bd. 11 ©. 355. 

3. Bon der Befugniß des Bergwerfseigenthümers, die ihm ver- 
liehenen Mineralien in feinem Felde zu gewinnen, find an fich auch die- 
jenigen Mineralien nicht ausgenommen, welche unter Gebäuden an- 
jtehen; er iſt berechtigt, dieſe Mineralien auf die Gefahr hin, den Beſitzer 
des Gebäudes für Beichädigungen dejjelben volljtändig entichädigen zu 
müſſen, abzubauen. Eine Bejchränfung hierin tritt nur gegenüber öffent- 
lichen, mit dem Enteignungsrechte ausgejtatteten Unternehmungen ein 
($ 153), fanı aber auch zum Bortheil von Gebäuden und anderen 
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Werfen im Privatbefige auf Grund des $ 196 durch bergpolizeiliche 
Mapregeln angeordnet werden. Urth. des Obertr. v. 21. Mai 1869, 
3. Bd. 11 ©. 303, Entich. Bd. 61 ©. 315. Wegen des älteren, im 
Wejentlichen hiermit übereinitimmenden Rechts vergl. Urth. des Obertr. 
v. 16. März 1839, Entjch. Bd. 4 ©. 560. 

4. Die Ausjchlieglichkeit des dem Bergwerfseigenthümer zuſtehen— 
den Gewinnungsrechts enthält ferner die Befugniß dejjelben, die Aus: 
führung bergbaulicher Anlagen in jeinem Felde jedem Dritten zu unter: 
jagen, joweit diefer nicht etwa ein bejonderes Recht hierzu, z. B. ein 
Hülfsbaurecht erlangt hat. Urth. des Obertr. v. 20, Febr. 1874, 3. 
Bd. 15 ©. 394, Entich. Bd. 71 ©. 298. 

5. Die zur Aufjuchung und Gewinnung des Minerald „erforder: 
lichen Vorrichtungen unter und über Tage“ fünnen auch außerhalb 
der TFeldesgrenzen ausgeführt werden, und nehmen dann unter Umſtän— 
den den Charakter von Hülfsbauen (88 60 ff.) an. 

6. Ueberall, wo nad) beitehenden orts- oder landespolizeilichen 
Borjchriften die Errichtung von Bauwerken nur nach vorgängiger Bauer- 
laubniß erfolgen darf, muß eine jolche auch zur Errichtung von Bauten 
über Tage auf Bergwerfen und Aufbereitungsanitalten nachgefucht wer- 
den; über die Ertheilung derjelben hat nicht die Bergbehörde, jondern 
ohne Mitwirkung der leßteren die zuftändige Polizeibehörde zu entſchei— 
den. Min-Erlaß v. 27. Sept. 1874, Rekursbeſch. v. 4. Sept. 1886, 
3. Bd. 16 ©. 12, Bd. 27 ©. 539; vergl. auch Urth. des Juſtizſenats 
v. 22. Nov. 1873, 3. Bd. 15 ©. 398; 8 67 Bem. 10; ferner $ 368 
Nr. 3 des Strafgejeßb. Auch bei Tagebauten auf Staat3bergwerfen 
it im Geltungsbereiche der Kreisordnung die Banerlaubnig nach den 
ortspolizeilichen VBorjchriften einzuholen. Min.Erlaß v. 14. Nov, 1878, 
3. Bd. 21 ©. 273. Wegen der Dampffejjelgebäude ſ. unten ©. 202. 

7. Wie die Befiger von Salzwerfen überhaupt, jo haben nament: 
[ich auch die Befiger von Salzbergwerfen bei der Benutung ihres 
Bergwerfseigenthums mehrfache bejondere Verpflichtungen zu erfüllen, 
welche mit der Erhebung der Steuer vom inländischen Salze und der 
bezüglichen Kontrole zujammenhängen. Bergl. Gef. v. 12. Oft. 1867; 
Arndt, 3. Bo. 24 ©. 60. 

8. Das Necht des Bergwerfseigentbümers zur Ausbeutung des 
in der Verleihungsurfunde benannten Minerals erjtredt fich ohne Wei— 
teres auch auf diejes Mineral, wenn dajjelbe innerhalb des Feldes in 
„Halden eines früheren Bergbaucs“, jog. alten Halden vorkommt. Urth. 
des Obertr. v. 16. Mai 1879, 3. Bd. 21 ©. 388. 

Hieraus it jedoch ein Necht des Bergwerfseigenthümers auf das 
Eigenthum an dem von der Haldenmaffe bededten Grundjtüce bezw. auf 
die Benugung der Oberfläche des lehteren zum Zwede der Ausbeutung 
der Halde nicht ohne Weiteres herzuleiten. Stveitigfeiten über das Eigen- 
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thum jolcher Haldengrundftücde gehören vor den ordentlichen Richter. 
Rekursbeſch. v. 22. Nov. 1876, 3. Bd. 18 ©. 137. 

Die Befugnig des Bergwerfseigenthümers zur Ausbeutung der 
Halden eines früheren Bergbaues ($ 54 Ab. 2) greift nicht Pla, wenn 
die Halden von dem Betriebe von Hütten und Wajchwerfen herrühren, 
oder wenn die Halden eines früheren Bergbaues durch Naturereigniffe, 
durch Quellen und Bäche weithin in die Thäler abgeſchwemmt worden 
find. Nekursbeich. v. 5. März 1869, 3. Bd. 10 ©. 263. Wegen der 
rechtlichen Behandlung der im freien Felde liegenden alten Halden 
vergl. $ 1 Bem. 3, $ 16 Bem. 2. 

9. Der Bergwerkseigenthümer hat als jolcher das Recht, die 
Grubenwajjer (Bergwaffer) im Innern des Bergwerfs zu benußen. 
Dagegen jteht demjelben die Benutzung der zu Tage ausfließenden Gru— 
benwafjer nur injofern zu, als er zugleich Eigenthümer oder Nubnieker 
des Grundſtücks it, auf welchem die Waſſer abfliegen. Ein Vorrecht 
des Bergwerfseigenthümers auf Benußung der Grubenwaſſer bis zu deren 
Einmündung in einen natürlichen Waſſerlauf beiteht nach dem Bergg. 
ebenjo wenig, wie ein Berfügungsrecht der Bergbehörde über die Gruben 
waſſer. Vergl. $1 Bem. 3; Achenbach, 3. Bd. 11 S. 89. Das bayer. 
Bergg. Art. 148, 149 behält dem Bergwerfsbefiger ein Benutzungsrecht 
an den zu Tage ausfliegenden Grubenwäſſern vor. 

Die durch den Bergbau erjchrotenen und in feinem Eigenthum 
ſtehenden Waffer (Bergwaffer) darf der Bergwerfseigenthümer auch dann 
ableiten und verbrauchen, wenn dadurch unterhalb belegenen Mühlen ꝛc. 
lange genojjene Bortheile entzogen werden, vorausgejeßt, daß nicht eine 
Erjitung ftattgefunden hat. Urth. des Oberger. Göttingen v. 22, Febr. 
1877, des Appell.-Ger. Celle v. 15. März 1878, 3. Bd. 19 ©. 502. 
Wegen der Oberharzer Wajferwerfe vergl. Urth. des Appell.» bezw. 
Oberl.Ger. Eelle v. 4. Jan. 1878 u. 31. Jan. 1883, 3. Bd. 26 ©. 510, 

10. Iſt ein BergwerkseigentHünf®t an feinem ausjchlieglichen Aus: 
beutungsrechte Dadurch geichädigt, daß ein Anderer, welcher durch Rich— 
terſpruch als unredlicher Befiger des jtreitig geweſenen Feldes erklärt 
worden, in dem Felde eigenmächtig Mineralien gewonnen hat, jo muß 
legterer den Werth diefer Mineralien nebjt Zinfen von dem Zeitpunfte 
der Gewinnung an dem objiegenden Theile erjegen. Dagegen beftcht in 
einem jolchen Falle eine gejegliche Verpflichtung zur Rechnungslegung 
nicht. Urth. des Reichsg. v. 9. Dft. 1882, 3. Bd. 24 ©. 504. 

11. Aus der Praris des früheren Reichs-Oberhandelsgerichts it 
hier noch der beiden nachitehenden Grundfäte zu gedenken: 

Der Ankauf einer Majchine durch einen Kaufmann zum Betriebe 
jeines eigenen Bergwerks iſt auf feiner Seite nicht nothwendig ein Han- 
delsgejchäft. Urth. v. 13.Nov. 1873, Entich. Bd. 11 S. 342. 

Die Uebernahme der Ber und Verarbeitung von Bergwerfsproduf: 
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ten ohne vertragsmäßige Anjchaffung anderer Stoffe durch Ankauf it 
fein Handelsgeichäft. Urth. v. 28. März 1874, Entſch. Bd. 13 ©. 143. 


3u $ 55. 

1. Das Vorrecht des Bergwerkseigenthümers zum Muthen ($ 55) 
liegt im allgemeinen Bergbauinterejje, iſt aber bejtimmt begrenzt und an 
verichiedene Vorausſetzungen gefnüpft; vergl. ©. 184. Der bei der Be- 
rathung in der Herrenhauskommiſſion gemachte weiter gehende Vorjchlag, 
dieſes Vorrecht ohne Nüdficht auf das „Zuſammenvorkommen“ auf 
jämmtliche in dem Felde eines Bergwerks vorkommende Mineralien 
des $ 1 auszudehnen, it aus triftigen Gründen abgelehnt worden, 
Komm.-Beriht d. 9. ©. 27, 28; 8. Bd. 6 ©. 312, und ebenjo hat der 
abweichende Grundja des öſterr. Bergg. $ 123 feine Befürwortung ge- 
funden. Die damals ausgejprochene Befürchtung, daß die Beurtheilung 
des Zulammenhanges zwiſchen neu gemutheten und jchon verliehenen 
Mineralien und die Nothiwendigfett ihrer gemeinjchaftlichen Gewinnung 
überaus jchwer auszuführen jet und dem beliebigen Ermefjen der Bergbe- 
hörde anheim fallen werde, hat ſich in der Praris nicht beitätigt; viel— 
mehr it durch den Erfolg wohl außer Zweifel gejtellt, daß die an ſich 
ichwierige Frage im $ 55 eine glückliche Löſung gefunden hat. Ueber die 
Tragweite dieſer Gejegesvorichrift entjtanden anfänglich in Folge der 
Neuheit der gejeglichen Regelung des Gegenjtandes und der nappen 
Faſſung des $ 55 mancherlet Fragen; an die Stelle derjelben find aber 
ichon bald feſte Grundſätze getreten, welche durch eine Reihe fich decken— 
der Enticheidungen der Bergbehörden und der Gerichte gewonnen wurden. 

2. Dem Zwede und der Faſſung des Gejeßes entjprechend jteht 
das Borrecht zum Muthen aus $ 55 lediglich dem Bergwerfseigenthü- 
mer, nicht auch dem Muther zu. Rekursbeſch. v. 31. Dez. 1868 u. 
14. Aug. 1872, 3. Bd. 10 ©. 266, Bd. 14 ©. 412; Beichluß des 
Dberb. Clausthal v. 28. März 1873, 3. Bd. 14 ©. 414; Urth. des Landg. 
Eoblenz v. 8. April 1869, 3. Bd. 12 ©. 506. Das Urth. des Obertr. 
v. 1. Juli 1873, 3. Bd. 15 ©. 126, Entich. Bd. 70 ©. 236, berührt 
die Frage nur, ohne zu ihrer Enticheidung veranlaßt zu jein. Die ent- 
gegengejegte, nicht haltbare Anficht ſprach das Urth. des Appell.-Ger. 
Köln v. 15. Dez. 1869 aus, 3. Bd. 12 ©. 503, Rhein. Archiv Bd. 62 
©. 212. Ienem Grundſatze entjpricht auch (für Elſaß-Lothr.) Min.- 
Beichluß dv. 3. Juni 1881, 3. Bd. 24 ©. 383. 

3. Dem Kobhlenabbauberechtigten in den vormals k. ſächſ. Landes— 
theilen jteht das Vorrecht zum Muthen aus $ 55 nicht zu; durch das 
Geſ. v. 22. Febr. 1869 iſt der $ 55 auf dieſen Bergbau nicht auöge- 
dehnt, und eine finngemäße Anwendung defjelben erjcheint unzuläflig. 
Urth. des Obertr. v. 23. Juni 1876, 3. Bd. 19 ©. 79. 

4. Das Vorrecht zum Muthen aus $ 55 findet älteren, vor dem 
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Bergg. eingelegten Muthungen gegenüber feine Anwendung. Rekursbeich. 
v. 4. Juni 1886 u. 28. Sehr. 1867, 3. Bd. 7 ©. 396, Bd. 8 ©. 119. 

5. Das Vorrecht zum Muthen aus $ 55 fteht dem Bergwerfs- 
eigenthümer mur jolchen Muthungen gegenüber zu, welche nach erfolgter 
Verleihung feines Bergwerfs im Felde defjelben eingelegt werden. Re— 
fursbeich. v. 12. Ian. 1869, 3. Bd. 11 ©. 357. 

6. Dem Vorrechte zum Muthen, welches der Bergwerfseigenthümer 
aus 8 55 „vor jedem Dritten” hat, mußte auch das auf $ 218 beruhende 
(inzwijchen erlojchene) VBorzugsrecht der Anträge auf Feldesumwandlung 
nachitehen. Beichluß des Oberb. Bonn v. 5. Febr. 1866, 3. Bd. 7 
S. 262. Daſſelbe galt den Anträgen auf Feldeserweiterung ($ 215) gegen= 
über. Rekursbeſch. v. 13. Juli 1867, 3. Bd. 9 ©. 209. 

7. Das Vorrecht zum Muthen aus 8 55 giebt dem Bergwerfs- 
eigenthümer nicht die Befugniß, Fir jeine Muthung ein Feld zu verlangen, 
welches zwar mit dem urjprünglich verliehenen Felde übereinjtimmt, aber 
größer ijt, als das Bergg. im $ 27 geitattet. Rekursbeſch. dv. 29. Sept. 
1866, 3. Bd. 8 ©. 118; vergl. auch Bd. 6 ©. 591 u. $27 Bem. 7b. 

8. Aus der Beichränkung, daß das Vorrecht zum Muthen aus 
8 55 dem Bergwerfseigenthümer nur für den Umfang jeines Gruben- 
feldes zujteht, ergiebt ji), daß, wenn es fich bei Ausübung des Vorrechts 
um ein nad) älterem Rechte verlichenes Längenfeld handelt, auf Grund 
diejes Borrechts die Berechtigung auf das neu gefundene Mineral nur 
innerhalb der Grenzen des Längenfeldes verliehen werden fann, und daß 
aljo in diefem Falle ausnahmsweile noch eine andere Begrenzung des 
Feldes, als durch gerade Linien an der Oberfläche und jenkrechte Ebenen 
in die ewige Teufe, jtattfindet. Ueber die gejegliche Zuläſſigkeit derjelben 
vergl. $ 26 Bem. 2. 

Auf der anderen Seite hat die in Ausübung des Vorrechts ein- 
gelegte Muthung im Allgemeinen die gleiche rechtliche Wirkung wie jede 
andere, nicht bevorzugte Muthung und unterliegt namentlich auch in 
Beziehung auf Lage und Größe des Feldes feinen anderen Einjchrän- 
kungen, als den in den 88 26 und 27 bezeichneten. Das Feld kann deß— 
halb auch über die Grenzen des Grubenfeldes hinaus geitredt werden, 
vorausgejegt, daß Nechte Dritter nicht follidiren. Rekursbeſch. v. 11. 
San. 1872 u. 18. Aug. 1877, 3. Bb. 13 ©. 134, Bd. 19 ©. 139. 

9. Das Vorreht zum Muthen aus 8 55 hängt nicht davon ab, 
ob das dem Bergwerkseigenthümer bereits verliehene Mineral an einem 
einzelnen Punkte des Feldes, namentlich an dem Fundpunfte des mit- 
brechenden Minerals zur Eröffnung eines lohnenden Betriebes oder zu 
einem beftimmten techniſchen Zwecke verwendbar tft oder nicht. Rekurs— 
beich. v. 20. Juni 1867, 3. Bd. 9 ©. 208. 

10. Dem auf „Steinjalz” berechtigten Bergwerfseigenthümer ſteht 
das Vorrecht zum Muthen aus $ 55 auf „Soolquellen” und umgekehrt 
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nach der allgemeinen Regel des $ 55 nur zu, wenn beide in dem dort 
bezeichneten Zuſammenhange mit einander innerhalb der Grenzen des 
verliehenen Feldes vorfommen und ein ſolches Zujammenvorfommen in 
diefem Felde thatjächlich aufgeichloffen ijt. Rekursbeſch. v. 4. Nov. 1882, 
3. Bd. 24 ©. 122. Vergl. $ 1 Bem. 5i. 

Zur Ausübung des Vorrecht3 zum Muthen aus $ 55 iſt 
ein bejonderer Fund des Bergwerkseigenthümers nicht erforderlich, jon- 
dern der Fund des fonfurrivenden Muthers genügend. Rekursbeſch. v. 
19. Oft. 1868 u. 13. Oft. 1885, 3. Bd. 10 ©. 265, Bd. 27 ©. 136. 

12. Zur Ausübung des VBorrechts zum Muthen aus $ 55 iſt der 
Nachweis des Zujammenvorfommens der fraglichen Mineralien innerhalb 
der Grenzen des verliehenen Feldes erforderlid. Hierzu bedarf es eines 
Fundes, welcher innerhalb der Grenzen des verliehenen Feldes gemacht 
it; auf einen außerhalb diejes Feldes gelegenen Fundpunkt kann das 
Borrecht nicht geitügt werden. Rekursbeſch. v. 21. Sept. 1868, 3. Bd. 10 
©. 264; Beichluß des Oberb. Breslau v. 26. Nov. 1873, 3. Bd. 17 
©. 111; Rekursbeſch. v. 26. Febr. 1874 u. 16. Juni 1880, 3. Bd. 17 
©. 113, Bd. 21 ©. 395. Urth. des Obertr. v. 1. Juli 1873, 3. Bd. 15 
©. 123, Entid. Bd. 70 ©. 236; v. 4. Juni 1875, 3. Bd. 17 ©. 78, 
Striethorit Bd. 94 ©. 46; v. 12. Mai 1879, 3. Bd. 21 S. 242, Entſch. 
Bd. 83 ©. 254. Anders, jedoch unrichtig Urt. des Appell.Ger. Köln 
v. 15 Dez. 1869, 3. Bd. 12 ©. 503, Rhein. Archiv Bd. 62 ©. 212. 

Auf der anderen Seite genügt e8, da das Zujammenvorfommen 
der Mineralien an irgend einem Punkte innerhalb der Grenzen des 
verliehenen Feldes nachgewiejen iſt. Beichluß des Oberb. Clausthal v. 
13. Mai 1873, 3. Bd. 14 ©. 414; das vorbez. Urt. des Obertr. v. 
12. Mai 1879. Dagegen iſt das Vorrecht nicht dadurch bedingt, daß die 
betreffenden Mineralien auf derjelben Lagerjtätte vorfommen. Rekurs— 
beich. v. 18. Oft. 1885, 3. Bd. 27 ©. 136. 

13. Liegen im Uebrigen die Vorausjeßungen des $ 55 vor, jo iſt 
dem Bergwerfseigenthümer das VBorrecht zum Muthen für jein ganzes 
Feld gefichert, wenn auch in einzelnen Theilen diejes Feldes die beiden 
Mineralien gejondert abgebaut werden fünnen. Urth. des Obertr. v. 
25. Juni 1877, 3. Bd. 19 ©. 9. 

14. Ob das neu begehrte Mineral mit dem in der Berleihungs- 
urfunde benannten Mineral innerhalb der Grenzen des Feldes in dem 
im $ 55. näher bezeichneten Zujammenhange vortommt, unterfiegt ober 
allein maßgebenden Entjcheidung der VBergbehörde und nicht der Beur— 
theilung der Gerichte; vergl. S. 184. Urth. des Obertr. v. 4. Juni 1875; 
8. 3b. 16 ©. 519, Entſch. Bd. 75 ©. 225; v. 25. Juni 1877 (f. Bem. 
13) und v. 12. Mai 1879 (j. Bem. 12). 

15. Die Ausübung des Vorrechts zum „Muthen“ aus 55 muß 
in Form einer formell und materiell gültigen Muthung ($$ 14, 15) 
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erfolgen. Rekursbeſch. v. 22. Nov. 1871, 3. Bd. 13 ©. 132; Urt. des 
DObertr. v. 12. Mai 1879 (j. Bem. 12). Dies gilt auch von der Ein- 
reichung des Situationsriſſes (38 17, 18) und der Berweifung auf einen 
anderen, der Bergbehörde bereits vorliegenden Situationsriß. Rekurs— 
beich. v. 4. Mai 1886, 8. Bd. 27 ©. 256. 

16. Die vierwöchentliche präflufiviiche Frift zur Ausübung des 
VBorrechts zum Muthen aus $ 55 beginnt erit von dem Ablaufe des 
Tages, an welchem dem Bergwerfseigenthümer durch die Bergbehörde 
die Muthung des Dritten unter der Anzeige mitgetheilt it, daß die that- 
jächliche Vorausjegung für das Vorrecht von dem Oberbergamte als 
vorhanden anerfannt worden ijt. Rekursbeſch. v. 8. April 1869, 3. Bd. 10 
©. 267. 

17. Da e3 nad) erfolgter Verleihung und nach Ablauf der Prä- 
Eufivfrift des $ 35 überhaupt unftatthaft ift, das Bergwerfseigenthum 
auf Grund einer Muthung noch wiederum im Frage zu jtellen (vergl. 
$ 35 Bem. 2), jo iſt auch der ältere Bergwerfseigenthümer, welcher aus 
$ 55 bevorrechtet zu fein behauptet, nicht mehr befugt, behufs Geltend— 
machung eines vermeintlichen Vorrecht3 aus $ 55 noch nachträglid) eine 
Muthung zum Schaden des jüngeren Bergwerfseigenthümers einzulegen ; 
das Verhältniß beider Bergwerfseigenthümer it alsdann vielmehr ledig- 
li) nad) $ 56 zu beurtheilen. Urth. des Obertr. v. 12. Mai 1879, 
3. Bd. 21 ©. 242; Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 19. Nov. 1881, 3. 
Bd. 23 ©. 503; Urth. des Reichsg. v. 3. Juni 1885, 3. Bd. 27 ©. 97. 

18. Hat ein Bergwerfseigenthümer in der ausgejprochenen Abficht, 
das ihm nach $ 55 zuftehende VBorrecht zum Muthen zu wahren, bereits 
vor Einleitung des im $ 55 bejtimmten Verfahrens Muthung eingelegt, 
jo findet diejes Berfahren nachträglich nicht mehr jtatt. Rekursbeſch. v. 
13. Juli 1874, 3. Bd. 15 ©. 405. 


Zu $ 56. 

1. Geftüßt auf diejelben Erwägungen, aus welchen der $ 55 her⸗ 
vorgegangen iſt (S. 184), jtellt der $ 56 die Nechtöregel für den Fall 
feſt, daß das Necht zur Gewinnung verjchiedener Mineralien innerhalb 
derjelben Feldesgrenzen, aljo innerhalb jelbititändiger, fich ganz oder theil- 
weile liberdedender Felder verjchiedenen Bergwerkseigenthümern zujteht, 
dieje Mineralien aber in einem jolchen Zufammenhange vorkommen, daß 
diefelben nach der Entjcheidung des Oberbergamts aus bergtechnijchen oder 
bergpolizeilichen Gründen nicht getremmt geivonnen werden fünnen. 7 

An fich find die Bergwerkseigenthümer in jolchen — mitunter erjt 
im Verlaufe des Betriebes eintretenden — Füllen gleichberechtigt, und 
jeder derjelben ift befugt, dag dem anderen Theile zuftehende Mineral, 
joweit jene Vorausſetzungen wirklich zutreffen, bei jeinem eigenen Betriebe 
mit zu gewinnen. Die thatjächliche Ausübung diefes Mitgewinnungsrechts 


$ 56] Erſter Mbichnitt. Bon dem Bergwerkseigenthume im Allgemeinen. 193 


jteht aber demjenigen von ihnen zu, welcher „bei einer planmäßigen Ge- 
winnung“ jeines Minerals, d. h. auf Grund eines den Anforderungen 
des Geſetzes (SS 67 ff.) entiprechenden Betriebsplang, zuerſt zum Ab- 
bau der betreffenden Minerallagerjtätte übergeht. 

Dem Bergwerfseigenthümer it im 8 56 nur die jein urfprüngliches 
Gewinnungsrecht ausdehnende Befugniß eingeräumt, nicht aber auch die 
Verpflichtung auferlegt, da8 Mineral des Anderen mit zu gewinnen; 
er hat in diefer Beziehung im Allgemeinen die gleiche Freiheit, den Ab- 
bau vorzunehmen oder zu unterlaffen, wie bei jeinem eigenen Mineral; 
die ihm nach Abi. 2 obliegende Verpflichtung bezieht ſich nur auf Die 
Herausgabe der thatjächlich mitgewonnenen Mineralien. Andererjeits 
können allerdings Gründe bergpolizeilicher Natur es nothiwendig machen, 
daß der Bergwerkseigenthümer zugleich mit feinem eigenen Mineral aud) 
dasjenige des anderen Theil® gewinnen muß und hierzu von der Berg: 
behörde anzuhalten ist; mit der Regelung jolcher Verhältnijje hat es 
jedoch der $ 56 nicht zu thun. 

2. Der vorjtchenden Auffaffung des $ 56 entiprechend find von 
den Bergbehörden folgende Grundjäße angenommen worden: 

a. Die gemäß $ 56 zu treffende Enticheidung über das Recht 
des Bergwerfseigenthümers zur Mitgewinnung des einem Dritten ver- 
liehenen Minerals ift nicht von bergpolizeilichen Maßregeln, welche etiva 
zur Sicherung der Baue auf einer benachbarten Lageritätte gefordert 
werden fünnen, abhängig zu machen ; über diefe Maßregel ift vielmehr 
auf Antrag durch die Bergbehörden bejonders zu bejchliegen. Beſchluß 
des Dberb. Dortmund v. 15. Jan. 1866, Nekursbeich. v. 19. April 1866, 
3. Bd. 7 ©. 121, 397; Verf. dejjelben Oberb. v. 23. Jan. 1866, 3. 
3.7 ©. 121. 

b. Es erjcheint nicht gerechtfertigt, dem Bergwerfseigenthiimer 
aus ficherheitspolizeilichen oder wirthichaftlichen NRücdjichten den Abbau 
eines jolchen innerhalb der Grenzen jeines Feldes einem Dritten ver: 
liehenen Minerals aufzuerlegen, welches auf einer jelbjtitändigen Lager: 
ſtätte und micht ın dem im den $$ 55 u. 56 bezeichneten Zuſammenhange 
vorfommt. Rekursbeſch. vd. 19. April 1866 (j. unter a). 

ec. Wenn das Recht zur Gewinnung verichiedener Mineralien inner: 
halb derjelben Feldesgrenzen verichiedenen Bergwerkseigenthümern zufteht, 
im UWebrigen aber die VBorausjehungen des $ 56 nicht vorliegen, jo muß 
dieſen Bergwerfseigenthümern Lediglich überlafjen bleiben, durch gütliche 
Uebereinkunft einen gleichzeitigen Abbau ihrer Lagerftätten in's Werk zu 
jeßen. Beſchluß des Oberb. Dortmund v. 25. Juli 1866, 3. Bd. 8 ©. 121. 

Bergl. auch zu a, b und e die zutreffenden, zum Theil von 
Kloftermann Anm. 141, 142 abweichenden Ausführungen von N. 
Achenbach, 3. Bd. 7 ©. 119, 398. 

3. Die Entjcheidung darüber, ob die verichiedenen Bergwerks— 

13 
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eigenthümern verliehenen Mineralien in einem jolchen Zujammenhange 
vorkommen, dab diejelben aus bergtechnijchen oder bergpolizeilichen Gründen 
nicht getrennt gewonnen werden können, jteht hier ebenjo wie in dem 
Tsalle des 8 55, mit Ausichluß des Nechtsweges, lediglich der Berg- 
behörde zu; vergl. 8 55 Bem. 14. 

4. Findet im Falle des 56 die Mitgewinnung des einem anderen 
Bergwerkseigenthümer verlichenen Minerals jtatt, jo it es nicht Sache 
der Bergbehörde, darüber zu wachen, daß dieje Mineralien demjelben 
herausgegeben werden. Beim Mangel einer gütlichen Einigung über die 
Herausgabe muß die Entjcheidung auf dem Nechtswege herbeigeführt 
werden. Beichluß des Oberb. Clausthal v. 12. Sept. 1881, 3. Bd. 23 
©. 129. 

5. Bu den nad) Abi. 2 des $ 56 zu erjtattenden „Gewinnungs- 
und Förderungskoſten“ gehören Aufbereitungsfoften nicht; vergl. tomm.- 
Beriht d. A. ©. 33, 3. Bd. 6 ©. 313. Wenn die Erjtattung der 
feßteren nicht ebenfalls vorgejchrieben ijt, jo liegt der Grund darin, daß 
der Bergwerfseigenthümer, welcher die Mineralien des Dritten mit ge 
winnt und fördert, überhaupt feine Veranlaſſung bat, auch die Auf- 
bereitung derjelben ohne Vereinbarung vorzunehmen. 

6. Der Bergiwerfseigenthümer, welcher auf Grund oberbergamt- 
licher Enticheidung befugt tft, ein im jeinem Felde auftretendes, einem 
Anderen verliehenes Mineral mit zu gewinnen, tjt weder nad) allgemeinen 
civilrechtlichen Grundjägen, noch nach $ 56 verpflichtet, über dieſe Ge— 
winnung Rechnung zu legen. Urth. des Reichsg. v. 7. Nov. 1883, 
3. Bd. 26 ©. 103, Entich. Bd. 10 ©. 210 (wo das Urtheil nicht vom 
Tage der Verkündigung, jondern der mündlichen Verhandlung, 6. Oft. 
1883, datirt ijt). Uebrigens erwirbt der Bergwerfseigenthümer, welcher 
die Mitgewinnung vornimmt, hierdurch nicht, wie das Neichsg. annimmt, 
das Eigenthum an den mitgewonnenen Mineralien; leßteres jteht Dem 
Belichenen zu. Arndt ©. 98 Anm. 5. 


3u 8 57. 

1. Die ſchon unter dem älteren Bergrechte unbejtrittene Befugniß 
des Bergwerfseigenthümers zur Mitgewinnung und Verwendung jolcher 
Mineralien, welche an jich dem VBerfügungsrechte des Grundeigenthümers 
unterliegen, ift durch den $ 57 aufrecht erhalten, zugleich aber, was bis 
dahin nicht der Fall war, gejeglich beſtimmt begrenzt; j. ©. 185. Hier: 
nach müffen, wenn der $ 57 Anwendung finden joll, dieſe Mineralten 
„Durch den Betrieb des Bergwerks“, alſo betriebsmäßig gewonnen jein 
und dürfen nur „zu Sweden des Betriebes”, mithin nicht zu hiervon 
unabhängigen Zweden Verwendung finden. 

Dienen jolche Mineralien als „Berjagmatertal”, jo werden fie zu 
Betriebsziweden verwendet, und es kann daher feinem Zweifel unterliegen, 
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dab der Bergwerfseigenthümer hierzu befugt it, ohne dem Grumdeigen- 
thümer gegenüber entichädiqungspflichtig zu werden. In diefem Sinne 
it auch in dem Stomm.-Berichte d. A. ©. 33, 3. Bd. 6 ©. 313, zum 
Ausdrud gelangt, dag durch den Wortlaut des $ 57 „an dem her— 
fömmlichen Nechte des Bergwerkscigenthümers, bet den bergbaulichen 
Arbeiten unter Tage Berjagmatertalien ohne Entjchädigung für den 
Grundeigenthümer zu gewinnen, nichts geändert werden jolle“. Will 
der Bergwerfseigenthümer, unabhängig von jeinem betriebsplanmäßigen 
Grubenbetriebe, durch Steinbruchbetrieb 2c. Verjagmaterial gewinnen, jo 
bedarf er hierzu allerdings, wie jchon früher, der Einwilligung des 
Grundeigenthümers; zur Anwendbarkeit des $ 57 gehört, daß die ange: 
gebene zweifache Vorausſetzung der Art der Gewinnung und Verwendung 
zutrifft. Bejcheid des Oberb. Bonn v. 28. Febr. 1867, 3. Bd. 8 ©. 121. 

2. Die Frage wegen Herausgabe der im $ 57 bezeichneten Mi: 
neralien an den Grundeigenthümer muß mangels gütlicher Einigung im 
Rechtswege zur Enticheidung gebracht werden. Bejcheid des Oberb. 
Dortmund, 3. Bd. 7 ©. 126; $ 56 Bem. 4. 


Zu $ 58. 

1. Nach 8 6 der Neich3-Gewerbeordnung (in der Faſſung vom 
1. Juli 1883, R. ©. Bl. S. 177) findet diejes Geje auf das „Berg- 
weſen“ nur injoweit Anwendung, „als dafjelbe Beitimmungen darüber 
enthält“. Zum Bergweſen gehören in diefem Sinne jämmtliche Auf: 
bereitungsanjtalten, mögen diejelben gemäß $ 58 des Bergg. von 
Bergwerfseigenthümern zur Aufbereitung ihrer eigenen Bergwerkserzeug— 
niffe errichtet und betrieben werden und als Zubehör der Bergwerfe 
unter der polizeilichen Aufjicht der Bergbehörde ſtehen ($ 196), oder 
aber mit dem Beſitze eines Bergwerks nicht verbunden jein, jondern an— 
deren Unternehmern gehören und der bergpolizeilichen Aufficht nad) der 
gegenwärtig beitehenden Einrichtung nicht unterliegen. Weder die einen 
noch die anderen YAufbereitungsanjtalten find als jolche im $ 16 der 
Gewerbeordn. unter den Anlagen aufgeführt, zu deren Errichtung eine 
befondere „Genehmigung der nach den Landesgejegen zuſtändigen Behörde” 
erforderlich ijt, und die Aufbereitungsanftalten befinden ſich in Folge 
deſſen in einer gewiſſen Ausnahmeſtellung, welche jedoch erfahrungsmä— 
Big nicht als ein Mangel bezeichnet werden kann. Vergl. Brafiert, 
3.8. 11 ©. 233, 240. 

Dagegen giebt der $ 58 den Bergwerfseigenthümern, welche für 
ihre eigenen Bergwerfe Aufbereitungsanitalten anlegen, noch emen be— 
ſonderen, aus dem Bergwerkseigenthume fliegenden gejeßlichen Titel für 
dieſe Anstalten, damit diejelben als Zubehörungen der Bergwerfe auch) 
das Enteignungsrecht gegenüber dem Grundbejiter ($ 135) behalten, 
welches für diefelben ebenſo unentbehrlich it, wie für die Dergwerfe 
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jelbjt. Motive ©. 59. Zu Gunſten der an fich nicht zahlreichen Auf- 
bereitungsanftalten, welchen die Eigenjchaft der Zubehörungen abgeht, 
beiteht dieje® Ausnahmerccht nicht. Zu welcher von beiden Arten eine 
Aufbereitungsanftalt gehört, muß nach allgemeinen Nechtsregeln be- 
urtheilt werden; vergl. $ 50 Bem. 5. Ein Hülfsbau im Sinne des 
8 60 (Huyfien ©. 42) iſt dieſelbe jedenfalls nicht. 

2. Der Begriff der Aufbereitungsanftalt ſteht injofern unbejtritten 
feft, als es fich bei der Aufbereitung, im Gegenſatze zu den chemischen 
Prozejien des Hüttenbetriebes, um eine mechanische Veränderung der 
Erzeugniffe des Bergbaues, alſo um Anlagen handelt, „Durch welche die 
Bergwerfsprodufte auf mechanischem Wege gereinigt, zerfleinert und im 
Gehalte an nubbaren Theilen concentrirt werden”; Min.-Erlaß v. 
21. Febr. 1876, 3. Bd. 17 ©. 117. 

Getheilte Anfichten bejtanden darüber, ob zu den Aufbereitungs- 
anitalten im Sinne des $ 58 auch Röſt- und Kofsanftalten jowie 
Theerſchwälereien zu rechnen jeien, wenn fie am Gewinnungsorte 
des Materials errichtet werden. Bergl. die Beicheide 3.86. 7 ©. 127, 
Bi. 8 ©. 122, Bd. 13 ©. 563; Komm. Bericht d. A. ©. 34 u. 3. 
Bd. 6 ©. 315; Huyſſen ©. 42; Kloftermann Anm. 145; Oppen: 
hoff Nr. 392; A. Achenbach, 3. Bd. 7 ©. 127; 9. Achenbach, 
Deutjches Bergredt S. 199; Arndt ©. 100. 

Die gegenwärtige Nechtslage tjt die, daß nach $ 16 der Gewerbe- 
ordn. die „Röftöfen“ ſtets der gewerbepolizeilichen Genehmigung bedür- 
fen, und zwar auch dann, wenn der Bergwerfseigenthümer die Anlage 
auf dem Berawerfe jelbit ausführen will; daß dagegen dieje Gench- 
migung für „Anlagen zur Bereitung von Braunfohlentheer, Steinfohlen: 
theer und Koks“ nur erforderlich iſt, „Jofern ſie außerhalb der Ge 
winnungsorte des Materials errichtet werden“, nicht aber, wenn fie 
fi) am Gewinnungsorte der Kohlen befinden. Vergl. Rekursbeſch. v. 
16. Mai 1882, 3. Bd. 23 ©. 521. 

Unter diefen Umständen hat die Streitfrage, ob die vorgenannten 
Anlagen zu den Aufbereitungsanjtalten zu zählen find oder nicht, in 
rechtlicher Beziehung feine Bedeutung mehr. Ein innerer Grund, weh- 
halb nicht auch die Röftöfen, wenn fie am Gewinnungsorte des Ma— 
terials, auf dem Bergwerke jelbjt, errichtet werden, von der gewerbepo— 
(izeilichen Genchmigung befreit und ebenjo wie die unter der gleichen 
Borausjegung errichteten Kofsöfen 2c. Lediglich der bergpofizeilichen Auf: 
ficht unterjtellt find, ijt nicht erfindlich. Da num aber die Zujtändigfeit 
in diefer Weiſe abgegrenzt iſt, jo können die berggejeglichen Vorjchriften 
nur in bejchränftem Umfange auf jolche Röſtöfen Anwendung finden und 
lettere 3. B. nicht das Enteignungsrecht in Anjpruch nehmen; vergl. 
8 135 Dem. 7. Andererjeits bejteht fein Hindernig, die am Gewinnungs- 
orte de3 Materials errichteten NRöftöfen immerhin als Betriebsanla= 
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gen des Bergwerf3 nad) $ 196 auch unter die polizeiliche Aufficht der 
Bergbehörde zu Stellen, zumal die dort bejchäftigten Arbeiter in der 
Hegel abwechjelnd bei dem Gruben- und dem NRöftofenbetriebe Verwen— 
dung finden. Der Natur der Sache nad) wird Diele bergpolizeiliche 
Aufficht ſich jedoch auf die Arbeiterpolizei, die Unterfuhung von Un— 
glüdsfällen und eine etwa für den Bergwerfsbetrieb entitehende Gefahr 
zu beichränfen garen Vergl. Beicheid des Oberb. Bonn v. 23. Nov. 
1885, 3. Bd. 27 ©. 140. 

Ber den am —— des Materials errichteten und daher 
von der Gewerbeordnung nicht berührten Kofsöfen und Theerjchwäle- 
reien tritt deren Eigenschaft als zu dem Bergwerfe gehörende Betriebs— 
anlagen wirffamer in den Bordergrund, indem hier lediglich die berg: 
gefeglichen VBorjchriften, 3. B. hinfichtlich der Grundabtretung ($ 135), 
der Stnappjchaftsvereine ($ 165), der Bergpolizet ($ 196), zur Anwen— 
dung fonmen. 

Die Briquettesfabrifen (Preßſtein- oder Darriteinfabrifen) ge: 
hören nicht zu den nach $ 16 der Gewerbeordn. konzeſſionspflichtigen 
Anlagen, und es ift auch von der neuerlich angeregten Aufnahme der: 
jelben in das Verzeichniß diefer Anlagen abgejehen worden; Min.-Erlaf 
v. 9. Mai 1885, 3. Bd. 27 ©.8. Werden dieje Yabrifen am Gewin— 
nungsorte, auf Braun: oder Steinfohlenbergwerfen, zur Bearbeitung des 
eigenen Kohlenproduftes errichtet, um letzterem eine für den Bertrich 
geeignete Form zu geben, jo find diejelben als zum Bergwerfe gehörige 
„Betricbsanftalten“ anzujehen und unterliegen ſchon aus diefem Grunde 
den Vorjchriften des Berggeſetzes, insbejondere aud) der polizeilichen 
Aufficht der Bergbehörde. Der Min.Erlaß v. 1. Oft. 1874, 3. Bd. 16 

8, Spricht dies ausdrüdlich aus mit dem Hinzufügen, dat; es deßhalb 
dahingeftellt bleiben künne, ob Anlagen diejer Art, wie das Oberbergamt 
zu Halle gegen die Anficht der Regierung zu Merjeburg angenommen 
hatte, unter den Begriff der Nufbereitungsanftalten im Sinne des Bergg. 
fallen. 

Als „integrivende Beltandtheile der betreffenden Bergwerfsunter: 
nehmungen (Hülfsanlagen)“ find die am Gewinnungsorte der Kohlen 
lediglich zur Bearbeitung der eigenen Kohlenförderung betriebenen Bri- 
quettesfabrifen und Sofsanftalten von der Gewerbefteuer befreit. 
Min.Erlaß v. 26. Nov. 1874 u. 1. Febr. 1882, 3. Bd. 17 ©. 9, 
Bd. 23 ©. 273. 

Ueber die Befreiung der zum eigenen Gebrauche an die Briquettes- 
fabrifen ꝛc. abgegebenen Braunfohlen von den Bergwerksabgaben vergl, 
$ 245 Bem. II 3; ferner über die Errichtung und den Betrieb jeher: 
Briquettes stabrifen vergl. Bergpolizeiverordnung des Oberb. Hahle v. 
28. Mai 1887, 3. Bd. 23 ©. 454, u. v. Rohr, Erläuterung FD. 29 
©. 98. pa # 
u kr ie 
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3. Aus Beranlafiung eines bejtimmten Falles wurde entjchieden, 
dag eine Anlage zur Darftellung von Ktalifalzen aus Garnallit (Dop- 
peljalz von Chlorfalium und Chlormagneltium) nicht als Aufbereitungs- 
anftalt im Sinne des $ 58 des Bergg. angejehen, auch nicht als Saline 
oder chemische Fabrik behandelt werden kann; Min.Erlaß v. 21. Febr. 
1376, 3. Bd. 17 ©. 117. Gegenwärtig bejteht fein Zweifel mehr dar: 
über, dab das Bergg. auf ſolche Anlagen feine Anwendung findet; 
denn im der meueiten Faſſung des $ 16 der Gewerbeordnung find als 
Anlagen, welche der gewerbepolizeilichen Genehmigung bedürfen, neben 
den „chemilchen Fabriken aller Art“ die „Kalifabriken“ ausdrücdlich auf: 
geführt. 

4. Ein zur magnetischen Aufbereitung jpatheifeniteinhaltiger Zink— 
blende dienender Glühofen it als Bejtandtheil der Aufbereitungsan: 
ſtalt und nicht als Röſtofen anzuſehen und unterliegt daher nicht der 
Konzeſſionspflicht nach $ 16 der Gewerbeordn., jondern iſt nad) den 
berggejeglichen Borjchriften zu behandeln, Min.-Erlaß v. 8. März 1882, 
3. Bd. 23 ©. 273. 

5. Ohne daß damit dem Geſetze Zwang angethan wird, find auch 
die Gradirvorridtungen auf den Salinen zu den Mufbereitungsans 
Italten im Sinne des $ 58 zu zählen, indem diejelben zur Aufbereitung 
der Rohprodufte der auf Steinjalz oder Soolquellen verliehenen Berg» 
werfe dienen; vergl. 3. Bd. 1 ©. 339; Huyſſen ©. 43, Achenbach, 
Deutjches Bergrecht S. 200. Für fie kann daher auch das Enteignungs: 
recht aus $ 135 in Anjpruch genommen werden. Im Uebrigen unter: 
liegen aber die Salinen dem Berggejege mur injoweit, als dies in dem— 
jelben ($$ 135, 165, 168, 196) ausdrüdlich ausgejprochen ift. Hierüber 
hinaus fünnen die Salinen den Bergwerfen in bergrechtlicher Beziehung 
nicht gleichgeftellt werden, und andererjeits findet auch eine gewerbepo- 
fizeiliche Genehmigung bei ihnen nicht jtatt. Bezüglich der hannoverſchen 
Salinen ſ. Art. II der Einf.-Verordn. 

6. Soweit nach den ortspolizeilichen Vorjchriften eine baupolizei— 
liche Erlaubniß zu Bauten über Tage erforderlich it, unterliegen der 
jelben auch die Aufbereitungsanftalten; j. $ 54 Bem. 6. 

7. Die Anlage und der Betrieb der nad) $ 58 unter das Berg- 
gejet gehörenden Aufbereitungsanstalten unterliegen bergpolizeilichen Bor: 
jchriften, welche entweder von Fall zu Fall getroffen werden oder auf 
allgemein geltenden Bergpolizeiverordnungen beruhen. Borjchriften der 
letzteren Art enthalten die allg. Bergpolizeiverordn. des Oberb. Bon vd. 
8. Nov. 1867 88 52 bis 54 und die Bergpolizeiverordn. des Oberb. 
Dortmund dv. 10. Febr. 1877, 3. Bd. 8 ©. 443, Bd. 18 ©. 158. Die: 
jelben jchreiben im Wejentlichen übereinjtimmend vor: Ber jeder Auf— 
bereitungsanftalt müjjen die zur Abwendung von Beichädigungen erfor- 
lichen Abklärvorrichtungen, Klärſümpfe, Sand: und Schlammfänge in 
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zureichender Zahl und Größe angelegt werden. Trübe Waffer dürfen 
in feinem Falle in die freie Fluth abgelaffen werden. Die Klärſümpfe 
und Klärteiche, Sand» und Schlammfänge müfjen, ehe fie gefüllt find, 
ausgejchlagen und die Sand» und Schlammhalden gegen ein Fortführen 
durch Wind und Waſſer mittelſt Lehm- oder Najenbededung oder durd) 
fejte Dämme, Flecht- oder Krippwerk gefichert werden. Die Lage der 
Aftern und Halden muß derartig von Bächen und anderen natürlichen 
Wafjerläufen entfernt fein, daß ein Abſpülen derjelben auch bei Fluth- 
zeiten nicht jtattfinden kann. Im Uebrigen bejtcht für jede Neuanlage 
einer Aufbereitungsanftalt die Anzeigepflicht. Lebtere iſt auch in der 
allg. Bergpolizeiverordn. des Oberb. Clausthal v. 5. Juni 1869 $ 48, 
3. Bd. 10 ©. 481, ausgejprochen. 


Zu $ 59. 

1. Auf Dampffeffel und Zriebwerfe erjtredt fich die aus dem 
Bergwerfseigenthum abzuleitende Befugniß zur Anlage der erforderlichen 
Betriebsvorrichtungen injofern micht, al3 hierbei, wie ſchon früher, die 
Borjchriften der Gewerbegejege aus polizeilihen Gründen und im Ins 
tereſſe des Publikums maßgebend bleiben mußten. Motive ©. 59. 

Die grundlegenden gewerberechtlichen Worjchriften bezüglich der 
Dampffefjel und Triebwerfe find in der Reich3-Gewerbeordnung (in der 
Faſſung vom 1. Juli 1883, R. ©. Bl. ©. 177) enthalten. Bergl. u. a. 
T. Bödifer, Die Gewerbe und Verficherungsgejehgebung des Deutjchen 
Reichs, 2. Aufl. 1887. 

2. Der $59 handelt nur von den zum Betriebe auf „Bergwerfen 
und Aufbereitungsanftalten” dienenden Dampfkeſſeln und Triebwerfen, 
und nur auf dieſe beziehen fich die bejonderen Beitimmungen über die 
gerverbepolizeiliche Thätigfeit der Bergbehörden im Abi. 2 u. 3. Zu 
den Aufbereitungsanftalten gehören auch die Gradivvorrichtungen auf 
den Salinen, j. $ 55 Bem. 5. Ferner fommt der $ 59 nach $ 9 ‚des 
Geſ. dv. 22. Febr. 1869 bei dem jäch). Stein und Braunfohlenbergbau 
zur Amvendung. Die jo begrenzte gewerbepolizeiliche Zuftändigfeit der 
Bergbehörde hat neuerdings durch das Zuſtändigkeitsgeſetz v. 1. Aug. 
1883 (G. ©. ©. 237) ihre Beltätigung erhalten, indem nach $ 109 die 
„zum Betriebe auf Bergwerfen und Aufbereitungsanftalten bejtimmten 
Dampfkeſſel“ von den Dampffeifelanlagen, über welche der Kreis-(Stadt-) 
Ausſchuß bezw. Magijtrat zu bejchliegen hat, ausgenommen find. 

3. Die Amwendbarfeit des $ 59 Abi. 2 u. 3 beruht ferner auf 
der VBorausjegung, daß überhaupt zur Errichtung oder Veränderung der 
betreffenden Dampffejjel- und Triebiwerfanlagen „nach den Vorſchriften 
der Gewerbegejege eine bejondere polizeiliche Genehmigung erforderlich 
it“. Durch Wind bewegte Triebwerke bedürfen einer jolchen Geneh— 
migung nicht mehr. Im $ 28 der Gewerbeordn. ijt jedoch den höheren 
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Berwaltungsbehörden die Befugniß vorbehalten, über die Entfernung, 
welche bei Errichtung durch Wind bewegter Triebwerke von benachbarten 
fremden Grundjtüden und von öffentlichen Wegen inne zu Halten ift, 
durch Polizeiverordnungen Beitimmung zu treffen. Hierzu würde im Be- 
reiche des Bergbaues und Salinenbetriebes nöthigenfalls das Oberberg: 
amt befugt fein; 88 196, 197 des Bergg. 

Auch die Wajjertriebwerfe find als jolche nicht mehr Gegen: 
itand einer gewerbegejeglichen Genehmigung, letere iſt viehnehr nad 
$ 16 der Geiwerbeordn. nur noch für die Stauanlagen von Waſſer— 
triebwerfen nothiwendig ; Endurth. des Oberverw.:Ger. v. 17. Dez. 1883, 
Entih. Bd. 10 ©. 278. In diefer Beziehung hat daher die Vorjchrift 
im Abi. 3 des $ 59 eine Beichränfung erlitten. 

4. Im Uebrigen hat weder die Gewerbe: noch die neue Verwal: 
tungsgejehgebung etwas an der auf dem $ 59 beruhenden Zultändig- 
feit der Bergbehörden geändert. Dagegen tit, was die Stauanlagen für 
Waffertriebwerfe betrifft, in den reorganifirten Provinzen an die Stelle 
der Regierung der Bezirksausſchuß getreten; $ 110 Abi. 2 des Zus 
Ttändigfeitsgefeßes v. 1. Aug. 1883. 

5. Fir das Verfahren der Bergbehörde bei der Genehmigung von 
Stauanlagen für Waffertriebwerfe find zunächſt die SS 17 bis 22 
der Gewerbeordn. und außerdem gemäß $ 23 Abi. 1 dajelbit „die dafür 
beſtehenden landesgeſetzlichen Vorjchriften” maßgebend. Zu lehteren ge: 
hören u. a. die 88 35 ff. des Fiſchereigeſetzes v. 30. Mai 1874, G. ©. 
©. 197. 

Nach Nr. 28 der Anweiſung zur Gewerbeordn. v. 19. Juli 1884 
(Min.Bl. f. d. innere Verw. ©. 164) it der Antrag auf Ertheilung 
der Genehmigung, wenn es jich um die Stauanlage für ein zum Betriebe 
auf Bergwerfen und Aufbereitungsanitalten beſtimmtes Wafjertriebwerf 
handelt, an den Bergrevierbeamten zu richten. Welche Zeichnungen, 
Nivellements und fonjtigen Angaben dem Antrage beigefügt werden 
müſſen, it in Nr. 30 daſ. vorgefchrieben. Die Bekanntmachung des 
Unternehmens und die Erörterung der erhobenen Eihiwendungen ertolgt 
nach Maßgabe von Nr. 34 bis 40 durch den Bergrevierbeamten, welcher 
die Verhandlungen fodann dem zuftändigen Baubeamten zum Gutachten 
vorzulegen hat. Hierauf werden die dem Dberbergamte eingereichten 
Berhandlungen von diefem mit jeiner Neuerung an den Bezirksausichuf 
(die Regierung) befördert. Der Beſcheid ift in Gemeinjchaft mit dem 
Dberbergamte zu erlafjen; Nr. 41daf.; $ 110 Abi. 2 des Zuſtändigkeitsgeſ. 
v. 1. Aug. 1883. Sind Einwendungen gegen die Anlage erhoben, jo 
muß die mündliche Verhandlung vor dem Bezirksausſchuß (der Regierung) 
nach Nr. 42 vorhergehen. Die Genchmigungsurfunde jelbjt wird eben- 
falls von den genannten Behörden gemeinschaftlich ausgefertigt ; Nr. 47. 
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6. Bei den gewerberechtlichen Vorjchriften über die Dampfkeſſel 
fommen zwei getrennte Gegenjtände in Betracht: 

I. die Anlegung der Dampfkeſſel, und zwar die hierzu erforderliche 
Genehmigung nebjt Borprüfung der Anträge und die der Jubetriebjegung 
vorhergehende Unterfuchung ; 

II. der Betrieb und die Beauffichtigung der Dampfkeſſel, wobei 
auch die Unterfuchung der Dampffejjel-Erplofionen zur Sprache fommt. 

Die Neichsgefeßgebung hat fich jeither auf den eriteren Gegenſtand 
beichränft, während der andere der landesgejeßlichen Regelung vorbehalten 
geblieben und jeitens de8 Bundesraths nur die Vorſchrift getroffen it, 
daß, wenn in Betrieb befindliche Dampffefjel eine Ausbejferung erfahren 
haben, diefelben einer neuen Prüfung mitteljt Wajferdruds unterworfen 
werden müjjen; Beſtimmungen v. 29. Mai 1871 8 12, 


I. Anlegung von Dampffejjeln. 


Die Gewerbeordnung (Faffung vom 1. Juli 1883) bejtimmt hier- 
über Folgendes: 

5 24. Zur Anlegung von Dampfkeffeln, diejelben mögen zum Ma- 
Ichinenbetriebe beſtimmt fein oder nicht, ift die Genehmigung der nach den 
Landesgejeßen zuftändigen Behörde erforderlich. Dem Gefuche find die zur 
Erläuterung erforderlichen Zeichnungen und Beichreibungen beizufügen. 

Die Behörde hat die Zuläffigfeit der Anlage nach den bejtehenden 
bau», fener- und gefundheitspolizeilichen VBorjchriften, ſowie nach denjenigen 
allgemeinen polizeilichen Beltimmungen zu prüfen, welche von dem Bun: 
desrath über die Anlegung von Dampfkeffeln erlaffen werden. Sie hat 
nach dem Befunde die Genehmigung entweder zu derfagen oder unbedingt 
zu ertheilen, oder endlich bei Ertheilung derjelben die erforderlichen Bor: 
fehrungen und Einrichtungen vorzufchreiben. 

Bevor der Keſſel in Betrieb genommen wird, ift zu unterfuchen, ob 
die Ausführung den Beltimmungen der ertheilten Genehmigung entjpricht. 
Wer vor dem Gmpfange der hierüber auszufertigenden Bejcheinigung den 
Betrieb beginnt, hat die im $ 147 angedrohte Strafe verwirkt. 

Die vorjtehenden Beftimmungen gelten auch für bewegliche Dampfkeſſel. 

Für den Nekurs und das Berfahren über denfelben gelten die Vor— 
ichriften der 88 20 und 21. 

Nach $ 25 bleibt die Genehmigung zu einer Dampffejfelanlage jo 
fange in Kraft, al3 feine Nenderung in der Lage oder Beichaffenheit der 
Betriebsjtätte vorgenommen wird. Zu einer Veränderung der Betriebs: 
jtätte it die Genehmigung der zuftändigen Behörde nothrwendig. 

Nah 8 49 kann bei Ertheilung der Genehmigung zu einer Dampf- 
fejielanlage von der genehmigenden Behörde den Umftänden nach eine 
Friſt fejtgejegt werden, binnen welcher die Anlage bei Vermeidung des 
Erlöjchens der Genehmigung begonnen und ausgeführt werden muß. 
Sit eine jolche Friſt micht bejtimmt, jo erlischt die ertheilte Genehmigung, 
wenn der Inhaber nach Empfang derjelben ein ganzes Jahr verstreichen 
läßt, ohne davon Gebrauch zu machen. Eine Verlängerung der Frijt 
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fann von der Behörde bewilligt werden, jobald erhebliche Gründe nicht 
entgegenstehen. 

Rad) 88 51 u. 52 kann wegen überwiegender Nachtheile und Ge- 
fahren für das Gemeimwohl die fernere Benugung einer Dampffefjelan: 
lage durch die höhere VBerwaltungsbehörde zu jeder Zeit unterjagt werden. 

Die im Abi. 2 des obigen $ 24 in Bezug genommenen, von dem 
YBundesrath erlaſſenen 


„Allgemeinen polizeilichen Bejtimmungen 
über die Anlegung von Dampffejjeln“ 


find unter dem 29. Mai 1871 befannt gemacht (R. ©. Bl. ©. 122) und 
demnächit durch Beitimmungen v. 18. Juli 1883 (R. ©. Bl. ©. 245) in 
einigen Punkten abgeändert worden. Für Preußen tjt die Ausführungs- 
verordnung v. 11. Juni 1871 (Min-Bl. f. d. innere Verw. ©. 181) ers 
gangen. Außerdem find für die Anlegung von Dampffejjeln und insbe: 
jondere für das Verfahren maßgebend: die Anweiſung zur Ausführung der 
Sewerbeordn. v. 4. Sept. 1869 (Min.Bl. S. 202), ferner die an die 
Stelle von Nr. 28 bis 54 dieſer Anweiſung getretenen Bejtunmungen 
v. 19. Juli 1884 (Min.Bl. ©. 164), endlich zahlreiche Min.-Erlafje über 
einzelne einjchlägige Gegenjtände, welche grüößtentheils ebenfalls durch 
das Min.Bl. und die Zeitichr. f. B. 9. u. S.Wejen, theilweije auch 
durch die Zeitjchr. f. Bergrecht veröffentlicht find. Vergl. ferner 9. Meif- 
ner, Die neueften Worjchriften über Anlage 2x. der Dampffejjel in 
Preußen. Leipzig 1879; v. Rüdiger, Die Eoncejfionirung gewerblicher 
Anlagen in Preußen. Berlin und Leipzig 1886. 

Nachitehend iſt das Weſentlichſte aus dieſen Vorjchriften mit be= 
jonderer Berüdjichtigung der Dampffejfelanlagen auf den dem Berggejeße 
untertvorfenen Werfen hervorgehoben. 


1. Zuſtändigkeit der Oberbergämter. 

a. Nach Nr. 3 der Anweiſung v. 4. Sept. 1869 jteht die Gench- 
migung der Dampffejjelanlagen „auf Bergwerfen und Aufbereitungs: 
anftalten" dem Oberbergamte zu. Dieje Genehmigung bezieht jich auf den 
ganzen Beltand der Dampffefjelanlage, mithin auch auf die „baulichen 
Zubehörungen“ derjelben, und es bedarf daher hinſichtlich der zugehörigen 
Keſſelgebäude nebjt Schornstein der Einholung eines ortöpolizeilichen 
Baukonſenſes nicht, vielmehr haben die in Betracht kommenden bauz, feuer: 
und gejundheitspolizetlichen Gejtchtspunfte jeitens des Oberbergamts ihre 
Berüdfichtigung zu finden, und zwar ohne Mitwirkung des in anderen 
Fällen zujtändigen Baubeamten. Min.-Erlaß v. 6. Nov. u. 7. Dez. 1874, 
v. 1. Juni 1877. Auch im Sinne des $ 47 des Feld- u. Forſtpolizeigeſ. v. 
1. April 1880 (©. ©. ©. 230) ijt das Oberbergamt, wenn es ſich um eine 
Dampffejjelanlage im Walde handelt, „diejenige Behörde, welche für die 


$ 59) Erſter Abjchnitt. Bon dem Bergwerkseigenthume im Allgemeinen. 203 


Ertheilung der Genehmigung zur Errichtung von Feuerſtellen zuftändig 
it”. Beichl. des Oberb. Clausthal v. 18. April u. 10. Juli 1883, 3. 
Bd. 25 ©. 141. Vergl. auch $ 54 Ben. 6. 

Dampftejjelanlagen auf „Hüttenwerken und Steinbrüchen“ unter: 
liegen der Zuitändigkeit der Oberbergämter nicht, jedoch find die im 
$ 214 des Bergg. bezeichneten linksrheiniſchen Steinbrüche den Berg: 
werfen gleichgeitellt. Min.-Erlaß v. 19. Oft. 1869. 

b. Den Oberbergämtern liegt ferner ob: die Prüfung und Ge- 
nehmigung zur Inbetriebnahme derjenigen Lokomotiven, welche auf den 
im eigenen Betricbe der Bergwerfsbefiger befindlichen Brivatgeleijen 
der Bergwerfe ausjchlieglich verwendet werden jollen, Ddesgleichen der 
Lokomotiven, welche bei dem Bau jolcher Brivatgeleife für den Transport 
von Erde und jonjtigen Baumaterialien auf provifortichen Schienemwegen 
dienen jollen; wohingegen die Prüfung und Genehmigung zur Inbetrieb- 
nahme derjenigen Lokomotiven, welche nicht ausschließlich auf jolchen 
Geleiſen, jondern zugleich auch auf den Geleijen einer anjchliegenden, dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Hauptbahn verwendet werden jollen, durch 
die zuftändige Eifenbahn-Auffichtsbehörde erfolgt. Min.-Erlaß v. 30. — 
1877, 3. Bd. 18 ©. 277. 

e. Auch im Bereiche der Kreisordnung befteht die vorbezeichnete 
Zuftändigfeit der Oberbergämter unverändert fort und ijt nicht auf Die 
Kreisaugsschüfje übergegangen. Min.-Erlaß v. 19. Oft. 1874. 


2. Berfahren bei Errichtung oder Veränderung von Dampfleffelanlagen. 

a. Das Verfahren vegelt fich gegenwärtig nach der Anweiſung v. 
19. Juli 1884 Nr. 49 bis 51 (Min.Bl. ©. 164). Diejelben lauten: 

„B. Verfahren bei der Errichtung oder Veränderung von Dampf: 
feffelanlagen (K 24 und 25 der Gewerbeordnung). 

49. Das Gefuh um Ertheilung der Genehmigung ift bei den in 
Nr. 23 bezeichneten Behörden anzubringen. Handelt es fi um die Ge» 
nehmigung eines zum Betriebe auf Bergwerfen und Aufbereitungsanftalten 
beftimmten Dampfteflels, jo tft daffelbe an den Revierbeamten zu richten. 

Aus dem Gejuche muß der vollftändige Name, der Stand und Wohn- 
ort des Unternehmers erfichtlich fein. Demjelben find eine Bejchreibung 
und eine Zeichnung des Keſſels in einfachen Linien, außerdem, wenn die 
Anlage eines feitjtehenden Dampfteffels beabfichtigt wird, eine Situations- 
zeichnung und ein Bauriß in je zwei Gremplaren beizufügen. 

50. Inder Beichreibung find die Dimenfionen des Keſſels, die Stärke 
und Gattung des Materials, die Art der Zufammenjeßung, die Dimen- 
fionen der Ventile und deren Belaftung, die Einrichtung der Speifevorrid)- 
tung und der fyeuerung, fowie die Kraft und Art der Dampfmajchine an— 
zugeben. 

Aus der Zeichnung muß die Größe der vom Feuer berührten Fläche 
zu berechnen und die Höhe des niedrigiten zuläffigen Waflerftandes über 
den Feuerzügen zu erſehen fein; auf die Einrichtung der Dampfmajcinen 
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braucht fie fich nicht zu erftreden. Die Situationszeichnung hat die an 
den Ort der Aufftellung des Keſſels ftoßenden Grundjtüde zu umfaſſen. 

Aus dem Bauriß muß fih der Standort der Machine und des 
steffels, der Standort und die Höhe des Schorniteins, fowie die Lage ber 
Teuer: und Rauchröhren gegen die benachbarten Grunditüde deutlich er— 
geben; den Umftänden nach kann ein einfacher Grundriß und eine Längen 
anficht oder ein Durchichnitt genügen. Die Zeichnungen müflen den unter 
Nr. 31 aufgeitellten Anforderungen entiprechen. 

51. Die Vorlagen find von der Behörde, bei welcher das Geneh- 
migungsgefuch anzubringen ift, nach den unter Nr. 32 gegebenen Borfchrif- 
ten zu prüfen. Bei diefer Prüfung ift an Stelle des Baubeamten und des 
Gewerberaths der mit den Dampffeffelvevifionen beauftragte Sachverſtän— 
dige zuzuziehen. Demnächſt werden die Vorlagen von der Behörde, falls 
diefelbe nicht zugleich die Beichlußbehörde ift, der letzteren mit einer gut» 
achtlichen Aeußerung eingereicht. 

Die Beichlußfaffung über das Genehmigungsgefuch erfolgt nach den 
in Nr. 41 gegebenen Vorſchriften. Auf das Refursverfahren finden die 
Beltimmungen der Nr. 45 und 46 finngemäße Anwendung. Für die Aus— 
fertigung der Genehmigungsurfunde gelten die unter Nr. 47 gegebenen Be- 
ftimmungen. Wo das Oberbergamt über die YZuläffigkeit einer Anlage 
entjcheidet, fertigt daffelbe auch die Genehnmigungsurktunde dafür aus.“ 

Die Vorjchriften unter Nr. 28, 31, 32, 41, 45, 46 und 47, auf 
welche hier verwieſen ift, aelten für das Verfahren bei Genehmigung 
gewerblicher Anlagen im Allgemeinen. Die Vorprüfung bat der 
Bergrevierbeamte nach Nr. 32 darauf zu richten, ob gegen die Boll: 
Itändigfeit der Vorlagen etwas zu erinnern üt; die Bejeitigung chvaiger 
Mängel iſt durch den Unternehmer auf kürzeſtem Wege zu veranlajjen 
und die erfolgte Prüfung auf den Borlagen zu bejcheingen. 

b. Bor der Inbetriebjegung einer genehmigten Dampffejjelanlage 
it eine Unterfuchung darüber nothwendig, „ob die Ausführung der 
ertheilten Genehmigung entſpricht“; 8 24 Ab. 3 der Gewerbeordn. Dies 
jelbe Hat fich zu richten einestheils auf die „vorſchriftsmäßige Konſtruk— 
tion des Dampffefjels“ und die Prüfung dejjelben „mit Wafjerdrud‘, 
anderentheils auf die „gehörige Ausführung der jonjtigen, für die An- 
lage maßgebenden allgemeinen oder bejonderen Beſtimmungen“; An: 
weilung d. 4. Sept. 1869 Nr. 6, Beltimmungen des Bundesraths vd. 
29. Mat 18718 11. 

e. Die Unterfuchung der vorjchriftsmäßigen Sonftruftion des 
Dampfkeſſels und die Prüfung der Widerjtandsfähigfeit mitteljt Waſſer— 
druds muß vor der Einmauerung oder Ummantelung dejjelben erfolgen 
und kann in der Fabrik oder am Aufitellungsorte vorgenommen werden. 
Zur Ausführung derjelben tft jeder fünigl. Baubeamte, Bergrevierbeamte 
oder als jolcher fungirende Staatswerfsdireftor, ſowie jeder königl. Eijen- 
bahn-Maſchinenmeiſter befugt. 

d. Die weitere Unterfuchung der Anlage wird nach der Aufftellung 
des Dampffefjels vorgenommen und joll fpätefteng drei Tage nach Em- 
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pfang der betreffenden Anzeige erfolgen. Die Ausführung diejes zweiten 
Theiles der Unterfuchung liegt bei Dampffejjeln, welche der Genehmi— 
gung des Oberbergamts bedürfen, dem zuftändigen Bergrevierbeamten 
(Staatswerfsdireftor) ob. Lofomobile Dampfkeſſel unterliegen diejer 
Unterjuchung nicht. In wie weit Dampffejjel als Lofomobile oder ſta— 
tionäre Keſſel zu betrachten find, iſt nach den Verhältniſſen des einzelnen 
alles zu beurtheilen; Min.-Erlaß v. 31. Oft. 1871. 

e. Bezüglich derjenigen Dampfkejjel, welche von Mitgliedern der 
Dampfkeſſel-Ueberwachungsvereine angelegt werden, bejigen die Ober— 
ingenieure diefer Vereine die widerrufliche und nicht übertragbare Be: 
fugnig, die vorbezeichneten Unterjuchungen gemäß $ 24 Abj. 3 der Ge: 
werbeordn. vorzunehmen. Ausgenommen hiervon find jedoch nad) S 1 
der Min-Jnftruftion für die Oberingenicure vom 20. Mat 1885, 3. 
Bd. 27 ©. 11, „die auf Bergwerfen und zugehörigen Betriebsanjtalten 
anzulegenden Dampffefjel, ſowie die Keſſel der Eiſenbahn-Lokomotiven.“ 
Auf dieſe Dampfkeſſel, zu welchen auch diejenigen der Privatſalinen, ſo— 
weit letztere der Aufficht der Bergbehörde unterliegen, zu vechnen find 
(Min.-Erlaß v. 27. Oft. 1885), erſtreckt ſich demnach jene Befugniß der 
Oberingentieure nicht, abgejehen davon, daß fie die Wafjerdrudproben in 
den Fabrifen auch bei folchen Keſſeln vornehmen können. 

f. Sowohl für die mit der Waflerdrudprobe verbundene Unter: 
juchung der Keſſelkonſtruktion, als auch für die demnächjtige weitere 
Unterfuchung bat der Beliger des Dampffejjels eine Gebühr von je 
15 Al. und bezw. die dem Beamten zufommenden Reiſekoſten zu ent— 
richten. Anweiſung dv. 4. Sept. 1869 Nr. 6; Min.-Erlaffe v. 8. Oft. 
1873, 22. Juni 1874 u. 24. Febr. 1882. 


3. Allgemeine polizeiliche Beftimmungen über die Anlegung von Dampflefjeln. 

a. Die allgemeinen polizeilichen Bejtimmungen de3 Bundesraths 
v. 29, Mai 1871 (in der Faſſung der Belanntm. v. 18. Juli 1883) er- 
jtreden fich auf folgende Gegenjtände: I. Bau der Dampffefjel (Keſſel— 
wandungen, Feuerzüge); II. Ausrüftung der Dampffefjel (Speifung, 
Waſſerſtandszeiger, Waſſerſtandsmarke, Sicherheitsventil, Manometer, 
Keſſelmarke); IH. Prüfung der Dampffejjel (Druckprobe, Prüfungs- 
manometer); IV. Aufitellung der Dampffejjel (Aufſtellungsort, Keſſel— 
mauerung); V. Allgemeine Beitimmungen. 

Auf die Keſſel in Eifenbahnlofomotiven beziehen fich diefe Beſtim— 
mungen nicht. Im Uebrigen finden diejelben in Preußen nad) Maßgabe 
der jchon erwähnten minijteriellen Anweifung vom 11. Juni 1871 und 
zahlreicher Min.-Erlajje über einzelne technische und jonjtige einschlägige 
Gegenſtände Amvendung. Weberfichtlich zuſammengeſtellt find dieſe Be— 
ſtimmungen in den Schriften von Meißner und v. Rüdiger (ſ. ©. 202). 
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b. Nach 8 59 Abi. 1 und 8 196 Abi. 2 des VBergg. find die 
DOberbergämter befugt, auf Grund des $ 197 allgemeine Polizeiverord— 
nungen über die Benutung lofomobiler Dampftejjel auf Bergwerfen zc. 
jelbititändig zu erlajfen. Min.-Erlaß v. 31. März 1874, 3.80. 16 ©. 8. 
Vergl. eine jolche Berordn. des Oberb. Clausthal v. 10. Juli 1874, 
3. Bd. 24 ©. 288. 


II. Betrieb und Beaufjihtigung der Dampfkeſſel. 


Die Gewerbeordnung hat zwar der Yandesgejegebung überlajjen, 
eine polizeiliche Beaufftchtigung des Betricbes der Dampffejjel und eine 
regelmäßig wiederfcehrende Reviſion derjelben anzuordnen, verlangt aber, 
daß die Bedingungen, unter welchen die Genchmigung ertheilt worden, 
bei dem Betricbe innegehalten werden, und ftellt Zumiderhandlungen im 
$ 147 unter Strafe (bis zu 300 AL., im Unvermögensfalle Haft). 

Dementiprechend bejtimmt die preuß. Anweiſung v. 4. Sept. 1869 
Nr. 4, daß alle Anlagen, zu deren Errichtung es nach der Gewerbeordn. 
einer befonderen Genehmigung bedarf, bezüglich ihres Betriebes derjenigen 
polizeilichen Aufficht unterworfen find, welche durch beſondere Geſetze oder 
polizeiliche Verordnungen eingeführt ift. 

Das gegenwärtig maßgebende Geſetz ijt das den Betrieb der Dampf— 
keſſel betreffende 


Geſetz vom 3. Mai 1872 (©. ©. ©. 515), 
welches folgenden Wortlaut hat: 


8 1. Die Befiter von Dampffeffelanlagen oder die an ihrer Statt 
zur Leitung des Betriebes beftellten Vertreter, jowie die mit der Bewar- 
tung von Dampflefjeln beauftragten Arbeiter find verpflichtet, dafür Sorge 
zu tragen, daß während des Betriebes die bei Genehmigung der Anlage 
oder allgemein vorgejchriebenen Sicherheitsvorrichtungen bejtimmungsmäßig 
benußt und Keſſel, die fich nicht in gefahrlofem Zuſtande befinden, nicht 
im Betriebe erhalten werden. 

8 2. Wer den ihm nach $ 1 obliegenden Berpflichtungen zumider- 
handelt, verfällt in eine Geldftrafe bis zu 200 Thalern oder in eine Ge— 
fängnißjtrafe bis zu drei Monaten. 

8 3. Die Befiber von Dampftefjelanlagen find verpflichtet, eine 
amtliche Revifion des Betriebes durch Sachverftändige zu geitatten, die zur 
Unterfuchung der Keſſel benöthigten Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereit 
zu jtellen und die Koften der Revifion zu tragen. 

Die näheren Beltimmungen über die Ausführung diefer Vorjchrift 
hat der Minifter für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten zu erlaffen. 

8 4 Alle mit diefem Gejeße nicht im Einklange ftehenden Beitim- 
mungen, ingbejondere das Gejeh, den Betrieb der Dampfkeſſel betreffend, 
vom 7. Mai 1856 (6. ©. ©. 295) werden aufgehoben. 


Die Ausführungsbeitimmungen ($ 3) find ergangen in dem 
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„Negulativ zur Ausführung des Gejeßes vom 3. Mai 1872, den 
Betrieb der Dampffeffel betr. Vom 24. Juni 1872.” 
Min.Bl. f. d. innere VBerw. ©. 183, 3. Bd. 14 ©. 433, 

Nach Nr. 1 diejes Negulativs joll jeder im Betriebe befindliche 
Dampffejjel von Zeit zu Zeit einer technischen Unterfuchung unterliegen. 
Als „im Betriebe” befindlich find nach dem Min.-Erlaß v. 29. Dft. 1876 
(Min.Bl. ©. 266) im Allgemeinen alle einmal fonzejlionirten und zum 
Betriebe aufgeitellten Dampfkeſſel anzujehen, gleichviel, ob jie der Negel 
nach unausgejett oder nur in bejtimmten Perioden oder unter gewiſſen 
Borausjegungen (3. B. Reſervekeſſel) betrieben werde, oder ob jie aus: 
nahmsweiſe für ungewijje Zeit außer Gebrauch gejegt find. Die Aus: 
nahmefälle, in welchen die Revifion zu unterbleiben hat, find in dem 
Erlaſſe genau bezeichnet. 

Die Unterjuhung erfolgt hinfichtlich der Dampffejjel auf Berg: 
werfen, Aufbereitungsanftalten und Salinen, auf welche die Vorjchriften 
des Bergg. Anwendung finden, durch die Bergrevierbeamten (Nr. 3 des 
Negul.). Dies gilt auch von baveglichen Dampffejjeln während der Dauer 
ihrer Verwendung auf jenen Werfen (Min.Erl. v. 31. Oft. 1872, Min.- 
Bl. ©. 304) und von den eigenen Lokomotiven der Privat-Bergwerfs- 
bahnen. Auch die linksrheiniſchen Steinbrüche ($ 214 des Bergg.) ſind 
hierher zu zählen. Wo auf den Staatsbergwerfen die Werksdireftoren 
zugleich als Nevierbeamte fungiren, liegt denjelben die periodiiche Unter: 
juchung der Dampffejjel ob; auf den jaarbrüder und den oberſchleſiſchen 
Staat3bergwerfen den hierfür beſonders beitellten Stejjelrevijoren. Dampf- 
fefjel, deren Beſitzer Dampffejjel-Ueberwachungsvereinen angehören, fünnen 
mit minijterieller Genehmigung von der amtlichen Reviſion befreit, und 
eine gleiche Bergünjtigung fann ausnahmsweiſe einzelnen Dampffejjel- 
befigern zu Theil werden. Die Nevifion muß alsdann durch die Ber- 
einsingenieure nach den bejtehenden Vorſchriften vorgenommen werden ; 
Nr. 4 u. 5 des Regul. vergl. aud) 3. Bd.14 ©.435. Hinfichtlid) der 
Dampffejjel auf den der Bergbehörde unterjtellten Werfen iſt das Ober- 
bergamt Auffichtsbehörde für jene Vereine. 

Die amtliche Unterſuchung der Dampffejjel it eine äußere und 
eine innere. Jene findet alle zwei Jahre, diefe alle jechs Jahre jtatt 
und it dann mit jener zu verbinden; Nr. 6 des Regul. Die näheren 
Borjchriften über beide Gejchäfte, über die Wiederholung der Unterjuchung, 
das Reviſionsbuch, die Nevifionsgebühren und die fonjtigen Koſten ꝛc. 
enthält das Regul. unter Nr. 7 bis 15. Für den Bereich der Bergver- 
waltung liegen auch die hierher gehörigen Gefchäfte den Mevierbeamten 
und an Stelle der Regierungen den Oberbergämtern ob; Min-Erlaß v. 
24. Juli u. 31. Oft. 1872, Min.:Bl. ©. 304, 3. Bd. 14 ©. 439. 

Was jchlieglich die Unterjuchung der Dampffejjel-Erplofionen 
und die Statiftif derjelben betrifft, jo fommen hauptjächlich der Min.: 
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Erlaß v. 29. Oft. 1874 nebſt Anleitung, Z. f. B, 9. u. S⸗Weſen Bd. 22 
©. 41, fowie $ 6 der Vorjchriften des Bundesraths über die Dampffefjel- 
Statiftif v. 14. Dez. 1876 u. 8 6 der Ausführungsbeit. v. 12. San. 1877, 
a. a. D. Bd. 25 ©. 20 in Betracht. 

Zu 88 60 bis 63. 

Die 88 60 bis 63 behandeln den Hülfsbau und zwar nach Grund- 
jäßen, welche erit das neuere deutiche Bergrecht ausgebildet hat. Bon 
der nach dem älteren Nechte auf dem Bergwerfseigenthum ruhenden noth- 
wendigen Servitut, derzufolge den Eigenthümern anderer Bergwerfe der 
Mitgebrauc der Grubenbaue gegen eine von der Bergbehörde zu be- 
ftimmende Abgabe gejtattet werden mußte, tt abgejehen und bei dem 
betrittenen und zweifelhaften Bedürfnifie und Werthe einer ſolchen Ser- 
vitut für dem Bergbau vorgezogen worden, destallfige Vereinbarungen 
den Betheiligten lediglich zu überlaffen. Ebenſo iſt das Erbitollenrecht 
als nicht mehr zeitgemäß aufgegeben worden ($ 223). An die Stelle 
it Das den veränderten Verhältnifjen angepaßte Hülfsbaurecht getreten. 
Zur näheren Begründung dejjelben heißt es in den Motiven (©. 59, 60): 

„Das Bedürfniß, dem Bergwerfscigenthümer die Anlage von Hülfs- 
bauen (Stollen, Schächten und ähnlichen bergbaulichen Anjtalten) außer: 
halb jeines Feldes gejeßlich zu geitatten und zu erleichtern, ergiebt ſich 
schon daraus, daß mitunter die Lage oder Ausdehnung eines Gruben: 
feldes, die Beichaffenheit des Gebirges, das Oberflächenterrain 2. nicht 
geitatten, eine bergbauliche Anlage innerhalb des Feldes jelbit zu machen, 
jo daß die Ausführung nothwendiger Weile außerhalb der FFeldesgrenzen 
erfolgen muß. Indem der $ 60 deßhalb dem Bergwerkseigenthümer kraft 
feiner Verleihung die Befugnig zur Anlage von Hilfsbauen giebt, unter: 
jcheidet derſelbe zwiſchen Hülfsbanen im freien Felde und in den Fel— 
dern anderer Bergwerfseigenthümer, indem mr im legteren Falle dieje 
Befugniß gewilien Beichränkungen unterliegen muß. Bier fommt näm- 
lich der Gefichtspunft der nothwendigen Servitut in Betracht. Die 
gejeglich auszufprechende Verpflichtung zur Geltattung des Hülfsbaues 
kann zwar nicht nach civilrechtlichen Grundjägen von dem Nachweiſe 
unbedingter Nothwendigkeit abhängig gemacht werden. Andererſeits iſt 
diejelbe aber mit Rückſicht auf den Zweck folcher Hülfsbaue und auf den 
Schuß des verpflichteten Bergwerk an die zweifache Vorausſetzung zu 
fnüpfen, dab eimestheils der anzulegende Hülfsbau die Wafjer- und 
Woetterlöjung oder den vortheilhafteren Betrieb des berechtigten Berg: 
werks bezwedt und anderentheil3 den eigenen Bergbau des belasteten 
Werkes weder jtört noch gefährdet. Unter diefen Befchräntungen fann 
der Hülfsbau im fremdem Felde um jo unbedenklicher geftattet werden, 
als daraus weder eine Berechtigung zum Mitgebrauche fremder Gruben: 
baue erwächlt, noch jonft im Betriebe des belafteten Bergwerls Be— 
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Ichränfungen entjtehen, und ebenjo wenig Bejchädigungen zu befürchten 
find. Weberdies legt der $ 62 dem Hülfsbauberechtigten die ausdrüd- 
liche Verpflichtung auf, für allen zugefügten Schaden volljtändige Ent- 
ihädigung zu leiſten.“ 

„Die rechtlichen Verhältniſſe des Hülfsbaues erhalten dadurd) eine 
einfache Gejtalt, daß der Hülfsbau als Zubehör des berechtigten Berg: 
werks bezw. der berechtigten Bergwerke behandelt wird und als jolcher 
an allen Rechten und Lajten der leßteren theilnimmt.“ 

„Die Vorjchrift des $ 61, wonach) im Streitfalle das Oberberg: 
amt, mit Ausichluß des Nechtsweges, über die Verpflichtung zur Ge— 
Itattung des Hülfsbaues zu entjcheiden hat, rechtfertigt ich dadurch), daß 
e3 fich hierbei nur um bergtechnijche Fragen handelt und daher ein ähn- 
liches Verhältniß vorliegt, wie bei der Frage über die Nothiwendigfeit 
der Grundabtretung zu bergbaulichen Zwecken.“ 

„Die Vorjchriften des $ 63 über die Benugung der bei Ausfüh— 
rung eines Hülfsbaues gewonnenen Mineralien gründen fich auf allgemeine 
Nechtsgrundjäge und auf die Billigkeitsrücjicht, dem Eigenthümer des 
belafteten Bergwerfs durch die unentgeltliche Herausgabe der fraglichen 
Mineralien ein gewiljes Nequivalent für die ihm auferlegte Eigenthums— 
einschränfung zu gewähren.‘ 

ſch g zu gewäh — 


1. Hülfsbau im Sinne des $ 60 iſt eine bergmänniſche Hülfs— 
anlage (Schadht, Stollen, Strede x.) im freien oder fremden Felde, welche 
zur Waffer: und Wetterlöjung, Förderung, Fahrung oder jonjt fir den 
Betrieb eines Bergwerfs nothwendig iſt oder den vortheilhafteren Bes 
trieb dejjelben bezwedt. Eine Anlage im eigenen Felde ijt nicht als 
Hülfsbau zu behandeln. Demnach hat die von der Bergbehörde vorzu- 
nehmende Prüfung des Betriebsplans für eine folche Anlage ſich nicht 
auf die befonderen Bedingungen des $ 60 zu erjtreden, iſt vielmehr auf 
die im $ 196 feſtgeſetzten polizeilichen Geſichtspunkte zu bejchränfen, 
zu welchen leßteren nicht, wie bei der Prüfung der Zuläffigfeit eines 
Hülfsbaues im fremden Felde, die Gefahr einer künftigen Störung oder 
Schädigung des Bergbaues in einem Nachbarfelde gehört. Rekursbeſch. 
v. 10. Aug. 1881, 3. Bd. 23 ©. 131. 

Der gejeßliche Begriff des Hülfsbaues kann nicht jo weit aus: 
gedehnt werden, daß darunter alle den Zwecken eines bergbaulichen 
Unternehmens dienende Anlagen und Borrichtungen, wenn deren Aus: 
führung außerhalb des betreffenden Grubenfeldes erfolgt, 3. B. auch 
Wege, Eijenbahnen, Kanäle ꝛc. veritanden wären. Das Gegentheil er: 
giebt ſich ſowohl aus der Faſſung und den Motiven der $$ 60 bis 63, 
als auch aus $ 135, welcher die „Hülfsbaue“ jelbjtitändig neben jenen 
anderen, für Betriebszwede bejtimmten Hülfsanlagen aufführt. Als 
Hülfsbaue find dagegen anzujehen: ein als Förderftollen zu betrachtender 

14 


210 Dritter Titel. Von dem Bergwerkseigenthume. [$ 60 


Tunnel in fremdem Grubenfelde, vermitteljt deſſen ein Eiſenbahnanſchluß 
behufs bejjerer Verwerthung der Produkte des Bergwerfs ermöglicht 
werden joll, Rekursbeſch. v. 19. April 1866, 3. Bd. 7 S. 401; des— 
gleichen eine Förderjtrede, durch welche die gewonnenen Erze leichter 
und billiger als auf der Landſtraße einem Anſchlußgeleiſe an die Eifen- 
bahn zugeführt werden jollen, Urth. des Obertr. v. 20. (21.) Febr. 1874, 
3. Bd. 15 ©. 389, Entſch. Bd. 71 ©. 289. Auch eine aufläffige Erb- 
itollenjtrede fann als Hülfsbau aufgenommen werden, indem es une 
bedenklich erjcheint, den $ 60 auch auf die „Aufrechterhaltung” eines 
bereits bejtehenden Baues in Anwendung zu bringen, Rekursbeſch. v. 
4. Nov. 1870 u. 16. März; 1871, 3. Bd. 12 ©. 138, 141; vergl. aud) 
Rekursbeſch. v. 2. April 1879, 3. Bd. 20 ©. 397. 

Ein Sicherheitspfeiler iſt fein Hiülfsbau. Der Hülfsbau ſetzt 
jtet3 eine auf die Herftellung einer bergbaulichen Anlage im fremden 
Felde gerichtete „Ihätigfeit“ des Hülfsbauberechtigten voraus; dieſe Vor: 
ausjegung trifft aber bei dem Sicherheitspfeiler niemals zu. Urth. des 
Obertr. v. 20. Nov. 1871, 3. Bd. 13 ©. 116, Entjch. Bd. 67 ©. 213, 
Striethorjt Bd. 83 ©. 143. Bergl. auch $ 62 Bem. 2, $ 148 Bem. 2. 
Anders Urth. des Appell.-Ger. Naumburg v. 19. Juni 1871, 3. Bd. 12 
©. 518. Auch ift ein zum Schuße eines Hülfsbaues im fremden Felde 
angeordneter Sicherheitspfeiler nicht als Zubehör des Hülfsbaues 
bezw. des hülfsbauberechtigten Bergwerfs anzujehen; Urth. des Obertr. 
v. 21. Dez. 1874, 3. Bd. 16 ©. 242, Entich. Bd. 74 ©. 93. 

2. Das Hülfsbaurecht Schliegt nicht das Recht zum Gebrauche 
oder Mitgebrauche fremder Betriebsanlagen (Grubenbaue, Mafchinen, 
Grubeneijenbahnen ꝛc.) ein. Die Bergbehörde it deshalb nicht befugt, 
den Bergwerfseigenthümer ein jolches Gebrauchsrecht auf Grund des 
$ 60 gegen den Willen des Eigenthümers des zu belaftenden Bergwerfs 
einzuräumen; es bedarf hierzu der Zuftimmung des leßteren auch dann, 
wenn durch den Gebrauch oder Mitgebrauch die Anlage eines Hülfs— 
baues erjt ermöglicht wird. Beſchluß des Oberb. Dortmund v. 13. Nov. 
1870, 8. Bd. 12 ©. 139; Rekursbeſch. v. 2. April 1879, 3. Bd. 22 
©. 397; vergl. auch Bd. 25 ©. 281. (Das k ſächſ. Bergg. 88 117, 
118 fennt ein Mitbenugungsrecht fremder Betriebsanlagen.) 

3. Die Zuläffigfeit eines Hülfsbaues im fremden Felde hängt von 
der zweifachen VBorausjegung ab, daß der Hülfgbau einerjeits die Wafjer- 
und Wetterlöfung oder den vortheilhafteren Betrieb des betreffenden 
Bergwerks bezweckt und andererjeitS den eigenen Bergbau des anderen 
Bergwerkzeigenthümerd weder jtört noch gefährdet. Durch den Nach— 
weis der „Nothiwendigfeit und Unentbehrlichkeit“ der Anlage für den 
Betrieb des Bergwerks ift dieje Berechtigung nicht bedingt; Rekursbeſch. 
v. 7. Oft. 1872 u. 2. April 1879, 3. Bd. 14 ©. 262, Bd. 20 ©. 397. 

4. Bei der Feſtſtellung, ob durch einen Hülfsbau im Felde eines 
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anderen Bergwerkseigenthümers der eigene Bergbau des letzteren „geſtört“ 
oder „gefährdet“ wird, kann auch der künftige Bergbaubetrieb deſſelben, 
jedod nur dann in Berüdfichtigung gezogen werden, wenn diejer Betricb 
wenigjtens im Projekte eine beftimmt erfennbare Gejtalt bereits gewonnen 
bat. Rekursbeſch. v. 25. April 1885, 3. Bd. 26 ©. 400; vergl. auch 
Nekursbeich. v. 10. Aug. 1881, 3. Bd. 23 ©. 131. 

5. Wegen „Störung“ oder „Gefährdung“ des eigenen Bergbaus 
des anderen Bergwerfeigenthümers it die Gejtattung von Hülfsbauen 
in fremdem Felde auf Grund der 88 60 u. 61 wiederholt abgelehnt und 
auf den Weg der Vereinbarung verwieſen worden. So hat die Berg- 
behörde beim Mangel einer Einigung nicht gejtattet: 

a. die Anlage von Hülfsbauen auf Steinfohlenflögen (wohl die 
Durchquerung derjelben mitteljt eined als Hülfsbau betriebenen Quer— 
ichlages); Beichluß des Oberb. Dortmund v. 20. Dez. 1866, 3. Bd. 8 
©. 124, vergl. mit Bd. 7 ©. 400; 

b. die Anlage eines Hülfsbaues, durch welchen ein Markſcheiden— 
Sieherheitspfeiler durchörtert werden foll; Rekursbeſch. v. 23. Oft. 1867, 
3: Bd. 9 ©. 210; 

ce. Die Anlage eines Hülfsbaues im Felde eines fremden Schwefel: 
liesbergwerks, welcher den Abbau des Schwefelfieslagers wejentlich er- 
ichweren würde; Rekursbeſch. v. 28. Oft. 1868, 3. Bd. 10 ©. 268. 

6. Einer befonderen Konzeſſion zur Anlage eines Hülfsbaues be— 
darf der Bergwerkseigenthümer in feinem Falle; andererjeits beſitzt jeder 
Hülfsbau ohne Unterjchted kraft des Geſetzes die rechtliche Eigenjchaft 
ala Zubehör des berechtigten Bergwerks bezw. der berechtigten Berg- 
werfe. Beides trägt dazu bei, die Ausführung nützlicher Hülfsbaue zu 
erleichtern. Daß das Gejeß den für zwei oder mehrere Bergwerfe ge- 
meinjchaftlich angelegten Hülfsbau als gemeinjchaftliches Zubehör diejer 
Vergwerfe behandelt, unterliegt begrifflich feinem Bedenken. Oppen— 
hoff Anm. 407 u. Arndt S. 102 Anm. 9, gegen Kloftermann Anm. 
158, dejjen Annahme, dat die Anwendbarkeit diefer Beitimmung ein fon= 
jolidirtes Bergwerk vorausjege, mit dem Gejege nicht in Einklang jteht. 

Auch das k. ſächſ. Bergg. (58 39, 117) läßt den Hülfsbau im 
unverlichenen wie verliehenen Felde ohne bejondere Konzeſſion, ala Aus- 
fluß des Bergbaurecht3 zu. Dagegen macht das öſterr. Bergg. ($ 85 ff.) 
alle Hülfsbaue von einer ſolchen Konzeſſion abhängig und behandelt 
nur den dem Beſitzer eines einzelnen Bergwerks bewilligten Hülfsbau 
als Zubehör des letzteren, während der’ von mehreren Bergwerfsbefigern 
gemeinjchaftlich (oder von einem fremden Unternehmer) angelegte Hülfs- 
bau den Gegenſtand einer jelbjtjtändigen „Bergbaukonzeſſion“ bildet. 
Die neueren Berggejege haben das Hülfsbaurecht der 88 60 bis 63 
übernommen. 

7. Der Hülfsbau erlangt die Eigenjchaft eines dinglichen Rechts 
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gegen den hülfsbaupflichtigen Bergwerfseigenthümer ohne Eintragung in 
das Grundbuch; ſ. ©. 163, 164. 

8. Wegen des Hilfsbaurechts bei den ſächſ. Kohlenabbau-Gerech— 
tigfeiten vergl. unten Bem. 2b zu $ 9 des Gef. v. 22. Schr. 1869, 


3u & 61. 

1. Wie zur Ausübung des Hiülfsbaurechts nur der „Bergwerks— 
eigenthümer“ befugt ift, jo jteht es andererſeits nur dem „Bergwerkseigen— 
thümer“, nicht auch dem Pächter oder dem Nutznießer eines Bergwerks 
zu, die Anlage eines Hülfsbaues zu gejtatten, da es fich Hierbei um 
eine jervitutähnliche Belaftung des Bergwerkseigenthums handelt. Auf 
die Einwilligung des Pächters oder Nutznießers kommt es daher nicht 
an, vielmehr muß der Eigenthiümer um die Genehmigung zur Ausführung 
der Anlage angegangen und im Weigerungsfalle auch gegen ihn die Ent: 
icheidung des Dberbergamts auf Grund des $ 61 nachgejucht werden. 
Arndt ©. 102 Arm. 1. Anders Oppenhoff Anm. 411. 

2. Die Enticheidung des Oberbergamts ift unter den im 8 60 
aufgejtellten Gefichtspunften darauf zu richten, ob der Bergwerfseigen- 
thümer, in dejjen Felde ein Hülfsbau angelegt werden ſoll, zur Gejtat- 
tung defjelben verpflichtet iſt oder nicht, und unter Umftänden auch darauf, 
in welcher Weife der Hülfsbau zum Schuge des belajteten Bergwerks 
ausgeführt werden muß. Dagegen hat dieje Entjcheidung fich nicht mit 
Anſprüchen zu befajjen, welche dem hHülfsbaupflichtigen Bergwerkseigen— 
thümer etwa auf Grund der 88 62 und 63 zuftehen; dieſelben gehören 
nur dor den ordentlichen Richter. Nekursbeich. v. 16. März 1871, 19. Mai 
1874 u. 25. April 1885, 3. Bd. 12 ©. 141, Bd. 16 ©. 251, Bd. 26 
©. 400. 

Ueber die Verpflichtung zur Gejtattung eines Hülfsbaues ift der 
Nechtsweg ausgejchloffen ; die Gerichte Haben daher die Gejeglichkeit von 
dergleichen Anordnungen der Bergbehörden nicht zu prüfen. Urth. des 
Obertr. v. 21. Dez. 1874, 3. Bd. 16 ©. 242, Entich. Bd. 74 ©. 94. 

3. Der Bergwerkseigenthümer, in dejjen Grubenfelde wider jeinen 
Willen ein benachbarter Bergbautreibender eigenmächtig einen Hülfsbau 
anlegt, bevor die Verpflichtung zur Geſtattung dejjelben durch die Berg: 
behörde feftgeftellt ift, hat die Befugniß, im Nechtswege die Befeitigung 
der Anlage zu verlangen. Urth. des Obertr. v. 20. Febr. 1874, 3. Bd. 15 
©. 394, Entich. Bd. 71 ©. 298; vergl. auch $ 54 Dem. 4. 


Zu 8 62. 

1. Eine Vergütung für Geftattung eines Hilfsbaues fteht dem 
Eigenthümer des belajteten Bergwerfs nicht zu, wohl aber ein Anſpruch 
auf vollftändige Entjchädigung für allen Schaden, welcher ihm durch 
die Anlage des Hülfsbaues erwachjen möchte ($ 62), und auf unent— 
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geltliche Herausgabe der in jeinem Felde bei der Ausführung des Hilfs: 
baues chva gewonnenen Mineralien ($ 63). Ueber ſolche Anfprüche ift 
lediglich im Rechtswege zu enticheiden; $ 61 Bem. 2. Eine Berbind- 
lichfeit des Hülfsbauberechtigten, Kaution fin mögliche Schadenszufü— 
gung zu leiten, kennt das Bergg. nicht; Rekursbeſch. v. 19. Mat 1874, 
3. Bd. 16 ©. 251. 

2. Da ein Sicherheitspfeiler fein Hülfsbau im Sinne des $ 60 
it, jo kann der Bergwerf3eigenthümer, welchem nur die Verpflichtung 
auferlegt it, im feinem Felde zum Schuße eined Nachbarfeldes einen 
Sicherheitspfeiler ſtehen zu laſſen, hieraus einen Entſchädigungsanſpruch 
gegen den Eigenthümer des Nachbarfeldes auf Grund des 8 62 nicht 
herleiten. Urth. des Obertr. v. 20. Nov. 1871, 3. Bd. 13 ©. 116; 
ſ. $ 60 Bem. 1, auch $ 148 Ben. 2. 

Thatjächlich und rechtlich wejentlich anders liegt der Fall, wenn 
ein Bergwerkseigenthümer gemäß $$ 60 bis 63 von der Bergbehörde 
verpflichtet worden ift, in feinem Felde eine Grundjtrede, welche er für 
die eigenen Betriebszwede nicht länger bauhaft zu erhalten beabfichtigte, 
als Hilfsbau für ein benachbartes Bergwerk dadurd) aufrecht zu erhal: 
ten, daß der oberhalb diejer Grundjtrede anſtehende Kohlenpfeiler nicht 
abgebaut wird, und dem benachbarten Bergwerfe die Benutzung diejes 
Hülfsbaues gegen vollftändige Entſchädigung für den ihm hierdurch 
zugefügten Schaden zu geftatten. Diefe Entjchädigung umfaßt auch die 
Nachtheile, welche durch die Verpflichtung zum zeitweifen Nichtabbau 
jenes Kohlenpfeilers entſtehen. Urth. des Obertr. v. 21. Dez. 1874, 3. 
Bd. 16 ©. 242, Entich. Bd. 74 ©. 88; Rekursbeſch. v. 16. Mär; 1871, 
3.3. 12 ©. 141. 

Zu $ 63. 

Im Gegenſatze zu dem auf den SS 56 u. 57 beruhenden Anjpruche 
auf Eritattung der Gewinnungs- und Förderungskoſten muß der Berg- 
werfseigenthiümer die bei Ausübung feines Hülfsbaurechts im fremden 
‚Felde mitgewonnenen, dem Eigenthümer des leßteren zuftehenden Mine— 
ralien auf Verlangen „unentgeltlich“ herausgeben (Abſ. 2), und zwar 
aus dem Billigfeitsgrunde, weil auch die Geitattung des Hülfsbaues 
von der anderen Seite ohne Entgelt erfolgt. Im Webrigen unterliegt 
die Herausgabe der mitgevonnenen Mineralien in den drei Fällen der 
s$ 56, 57 u. 63 den gleichen Grundjäßen. Wegen der einjchlägigen, 
nicht durchweg unftreitigen Fragen vergl. Kloitermann, 3. Bd. 21 
©. 290. 

Zu $ 64. 

l. Das Recht des Bergwerkseigenthümers, die Abtretung des zu 
feinen bergbaulichen Zwecken erforderlichen Grund und Bodens zu ver: 
langen, gehört wie nach dem älteren Rechte (88 109 ff. Th. TI Tit. 16 
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U. 2. R.), jo auch nach dem Bergg. ($ 64) zum Inhalte des ihm vers 
liehenen Bergwerkseigenthums. Urth. des Obertr. v. 29. Mai 1876, 3. 
Bd. 18 ©. 239, Entih. Bd. 77 ©. 260. Zur Ausübung diefes Rechts 
iſt aber auch derjenige Betreiber des Bergwerks befugt, welcher fein Recht 
zum Betriebe des leßteren von dem Eigenthümer herleitet; vergl. $ 135 
Ben. 2. 

2. Die „bergbaulichen Zwede”, für welche der Bergwerfseigen- 
thümer die Abtretung fremden Grund und Bodens verlangen fann, find 
die in den 88 54 bis 60 angegebenen. Die Verweifung des $ 64 auf 
dieje 88 Hat aber nicht die Beitimmung, den Umfang des Enteignungs: 
recht3 durch Einjchränfung auf die dort aufgeführten bergbaulichen An— 
lagen zu begrenzen; zur Bezeichnung der Grenzen des Enteignungsrechts 
ift vielmehr, wie die Worte „nac) näherer VBorjchrift des fünften Titels“ 
ergeben, dieſer Titel beftimmt. Min.-Erlaß v. 28. Febr. 1866, 3. Bd. 7 
©. 263; Ahenbad, daj. ©. 162. 

3. Das zu Gunjten des Bergbaues beitehende Enteignungsrecht 
fann auch gegen die medtatifirten chemaligen Neichsftände ausgeübt 
werden; daß denjelben der ungejtörte Genuß ihrer Eigenthumsrechte 
Itaatsrechtlich gewährleiftet it, jteht nicht entgegen. Vergl. die älteren 
Entid. 3. Bd. 1 ©. 340. 

4. Im Bezug auf die Rechtfertigung des dem Bergbau eingeräum: 
ten Enteignungsrecht3 hat man zwei Klaſſen bergbaulicher Anlagen über 
Tage unterjchieden und das Enteignungsrecht bei der einen Klaſſe, welche 
die Betriebsanlagen im engeren Sinne, wie Schächte, Majchinenanlagen, 
Zechenhäufer, Halden-, Ablade- und Niederlagepläge ꝛc. umfaßt, aus dem 
Gefichtspunfte der civilrechtlichen „nothwendigen Servitut*, dagegen bei 
der anderen Klaſſe, zu welcher die Anlagen für die weitere Verarbeitung 
und den Abjat der Bergwerfsprodufte, wie Aufbereitungsanftalten, Wege, 
Eijenbahnen, Kanäle, Wafferläufe xc., gezählt werden, von dem Stand: 
punkte des „öffentlichen Intereſſes“ zu rechtfertigen geſucht; dort joll es 
jih um eine Kollifion der „Rechte“, hier um eine Kolliſion der „Inter: 
eſſen“ und deren Bejeitigung handeln. Bergl. Kloftermann, 4. Aufl. 
Anm. 287; Komm.Bericht d. A. ©. 67; Motive des Gel. über den ſächſ. 
Kohlenbergbau v. 22. Febr. 1869, jtenogr. Berichte des Herrenhaufes 
v. 1868/69 Bd. II ©. 45. Dieje Unterjcheidung hängt mit der früheren 
Entwidelung des bergbaulichen Enteignungsrechts zujammen, entbehrt 
aber der inneren Berechtigung und findet jedenfalls in dem Berggeſetze 
und dejjen Motiven feinen Stützpunkt mehr; die rechtliche und wirth— 
Ichaftliche Begründung und Rechtfertigung diejes Enteignungsrechts iſt 
vielmehr eine und diejelbe für jämmtliche Anlagen, welche nach näherer 
Feſtſetzung des $ 135 „für den Betrieb des Bergbaues“ nothwendig find, 
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Zweiter Abfchnitt. 
Don dem Betriebe und der Verwaltung. 


Die Vorfchriften dieſes Abjchnitts dienen zur praktischen Durch- 
führung der dem Berggeſetze gejtellten Aufgabe, die in der vorauf ge: 
gangenen Novellengefeggebung angebahnte Selbjtverwaltung des 
Privatbergbaues vollftändig durchzuführen und mit der gebotenen Wah— 
rung des Öffentlichen Interefjes in Einklang zu bringen. Dies foll 
namentlich durch die VBorjchriften über den beichränften Betriebszwang, 
den Betriebsplan und die Betriebsleitung erreicht werden. 

Mit alleiniger Ausnahme des $ 65 findet der Abjchnitt auch auf den 
ſächſ. Kohlenbergbau Anwendung; $ 9 lit. b des Gef. v. 22. Febr. 1869. 


Zu & 65. 

I. Die gejegliche Bergbaufreiheit bedingt nothwendig einen ge— 
wiſſen Betriebszwang; denn wenn das öffentliche Wohl es erheifcht, die 
Gewinnung gemeinnüßiger Mineralichäge von der Willkür des Grund: 
eigenthümers unabhängig zu machen, jo kann andererjeits nicht geitattet 
werden, daß der Bergwerfseigenthümer diejelben Mineralihäge in einer 
für die Allgemeinheit nachtheiligen Weiſe unbenußt läßt. Die älteren 
Berggeſetze dehnten jedoch den Betriebszwang viel weiter aus, als zur 
Wahrung des allgemeinen Intereſſes erforderlich ift, und wurden den 
veränderten Verhältniſſen nur dadurch einigermaßen gerecht, daß das 
jeiner urjprünglichen Bedeutung entfremdete Friſtungsweſen nach jehr 
laren Grundjägen behandelt zu werden pflegte. Weberdies Hatte fich mit 
dem Syſteme der Freifahrung und Freierflärung der große Uebelſtand 
erhalten, daß jeder Spefulant den Bergwerfseigenthümer zwingen konnte, 
zur Abwendung des Verluſtes jeines Eigenthums auch dann Betrieb zu 
führen, wenn die Umvirthichaftlichkeit des leßteren feinem Zweifel unterlag. 

Durch $ 65 iſt dieſe Art von Zwangspflicht zum Betriebe befeitigt 
und der Grundjag zur Geltung gelangt, daß die gejegliche Betriebspflicht 
nicht über das Maß des öffentlichen Interefjes auszudehnen iſt. Dies 
entipricht dem grundſätzlich anzuerfennenden freien Berfügungsrechte des 
Bergwerkgeigenthümers und der Nücdjicht, daß fein Zwang zu einem 
umvirthichaftlichen und unzeitigen Betriebe ausgeübt werden darf. Vergl. 
auch Rekursbeſch. v. 25. Ian. 1881, 3. Bd. 22 ©. 535. Andererſeits 
wahrt aber der $ 65 die Befugniß der Bergbehörde, die Betreibung 
eines Bergwerf3 zu verlangen, wenn dem Nichtbetriebe überwiegende 
Gründe des öffentlichen Interejjes entgegenitehen, und alsdann der Auf: 
forderung zur Erfüllung der Betriebspflicht nöthigenfall3 durch Entzie- 
hung des Bergwerkseigenthums Nachdruck zu geben. 

Daß bei einem jolchen, auf Ausnahmefälle beichränften Betriebs: 
zwange ein ſehr erheblicher Bruchtheil der verliehenen Bergwerke außer 
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Betrieb ſteht, kann feinen berechtigten Eimvand gegen den Grundjaß des 
8 65 abgeben. Denn abgejehen davon, dat die Sachlage jich in dieſer 
Beziehung gegen früher keineswegs geändert hat, indem auch unter dem 
älteren Nechte die Zahl der betriebenen Bergwerfe um ein Vielfaches 
von derjenigen der gefrilteten Bergwerfe überholt wurde, laſſen fich 
Umfang und Ausdehnung des Bergbaubetriebes in gejunder Weiſe nur 
durch die allgemeinen wirthichaftlichen Geſetze des Bedarfs, der Nach— 
frage und des Angebot3, der in= und ausländiichen Konkurrenz, der Preis: 
jtellung und des eigenen Privatinterefjes regeln. Wie die Verhältniſſe 
des Marktes für die Bergwerksprodufte fich im der jetzigen Zeit gejtaltet 
haben, liegt fein Grund zu der Befürchtung vor, daß da, wo ein wirth: 
ichaftlicher Betrieb wirklich angezeigt ericheint, derjelbe gleichwohl zum 
Schaden der Allgemeinheit dauernd unterbleiben jollte. Die Klage der 
Zeit ift nicht eine zu beichränfte Produktion, jondern die Ucberproduftion. 
Es hat fich deshalb jeither auch kaum zugetragen, daß durch den Nicht: 
betrieb eines Bergwerfs nachweislich das öffentliche Intereffe beeinträch: 
tigt, ein wirthichaftlicher Gemeinjchaden herbeigeführt worden wäre. 

2. Zur Ausübung des Betriebszwanges tt die Bergbehörde nur 
unter der Vorausjegung befugt, dat dem Nichtbetriebe „überwiegende 
Gründe des öffentlichen Intereſſes“ entgegenjtchen, daß mit anderen 
Worten überzeugende, jtarfe Gründe vorliegen, aus welchen das der 
Eröffnung und Fortführung des Betriebes etwa entgegenftehende Privat: 
interefje von dem öffentlichen Intereſſe überwogen wird. Vergl. Min.: 
Beſch. v. 17. Febr. 1885, 3. Bd. 26 ©. 402. Ob jolche Gründe vorliegen, 
hat der Natur der Sache nad) lediglich die Bergbehörde zu entjcheiden. 

Als Beispiele für ein Ueberwiegen des öffentlichen Intereſſes find 
in den Motiven ©. 61 die Fülle angeführt, wenn durch Unterlaffung 
oder Einjtellung des Betriebes die öffentliche Sicherheit gefährdet oder 
das Bedürfniß der Konjumenten gejchädigt wird; vergl. auch Art. 49 
des franz. Bergg. Dagegen handelt es fich 3. B. nicht um folche über: 
wiegende Gründe, wenn ein Hüttenwerk in Folge des Nichtbetriebes eines 
benachbarten Steinkohlenbergwerks genöthigt it, einen Theil feines Kohlen— 
bedarf3 von entfernteren Bergwerfen zu beziehen, oder wenn der Betrieb 
eine Braunfohlenbergwerfs begehrt wird, um einigen Ziegeleien ein 
billigeres Brennmaterial zuzuführen ; Rekursbeſch. v. 16. Febr. 1867 u. 
8. März 1871, 3. Bd. 8 ©. 126, Bd. 12 ©. 142. Uebereinjtimmend 
auch (für Bayern) Beichluß v. 4. Juni 1875, 3. Bd. 16 ©. 529, 

3. Nach Ab). 2 kann die Entzicehung des Bergwerkseigenthums 
nur angedroht werden, wenn ein Bergwerk außer Betrieb fteht, nicht auch 
dann, wenn daſſelbe dem bergpolizeilichen Vorjchriften zunvider, 3. B. ohne 
Betriebsplan betrieben wird. Da übrigens ein bloßer Scheinbetrieb nicht 
al3 Betrieb im Sinne des Gejeßes anzufehen ift, jo kann in einem jolchen 
Falle unter Umjtänden die Aufforderung nach Abi. 2 zuläffig fein. 
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4. Obſchon die im Abſ. 1 ausgefprochene Betriebspflicht einem jeden 
„Bergwerfsbejiger“, aljo auch dem Pächter, Nießbraucher zc. obliegt und 
e3 daher unbedenklich und in der Regel auch zweckmäßig erſcheint, zu— 
nächjt an diefen die Aufforderung zur Betreibung des Bergwerks zu 
richten, jo kann doch das Berfahren nach Abſ. 2 nur gegen den „Eigens 
thümer“ des Bergwerks eingeleitet werden. 

5. Um dem Bergwerkseigenthümer Gelegenheit zu geben, die Gründe, 
aus welchen er den Betrieb ruhen zu laſſen wünſcht, der Bergbehörde 
vorzutragen, ſoll die Aufforderung zur Inbetriebjegung oder Wiederin— 
betriebjegung des Bergwerfs erit „nach Vernehmung dejjelben“ erfolgen. 
Komm.-Beriht d. H. ©. 29, 30. Durch die Bewilligung der Friſt von 
„sechs Monaten“ wird der Bergwerfseigenthümer in den Stand geſetzt, 
die zur Eröffnung des Betriebes erforderlichen Vorbereitungen treffen 


zu können. 
Zu 8 66. 

1. Die Anzeigepflicht des 8 66 iſt erforderlich, um die Berg— 
behörde zur vechtzeitigen Ausübung der Bergpolizei, namentlich bezüglich 
des Betriebsplans ($ 67) und der Betriebsleitung ($ 73), in den Stand 
zu jeßen. 

2. Bu der Anzeige verpflichtet iſt der „Bergwerksbeſitzer“, alſo 
ein eder, welcher das Bergwerk für eigene Rechnung betreibt, er fei 
Eigenthümer, Pächter, Nießbraucher ꝛc.; Urth. der Kreisg-Komm. Bur— 
bach v. 31. März u. Beſcheid des Appell.-Ger. Arnsberg v. 27. April 1869, 
3. Bd. 10 ©. 464, 465 Anm. 1. Für die Gewerfichaften, Aktiengejell- 
Ichaften ꝛc. haben deren Vertreter die Anzeigepflicht zu erfüllen. Die 
Anzeige ift dem Bergrevierbeamten ($ 189) zu machen. 

3. Unter „Inbetriebſetzung“ it im $ 66 nicht bloß die erjte Er- 
Öffnung des Betriebes, jondern auch die Wiedereröffnung eines eingejtellt 
geivejenen Betriebes zu verjtchen, zumal der Grund für die Anzeigepflicht 
in beiden Fällen gleichmäßig zutrifft. Uebertretungen des $ 66 unter: 
liegen daher auch in dem einen wie anderen Falle der Strafe des $ 207. 


Zu 8 67. 

1. Die Borjchriften über den Betriebsplan (SS 67 bis 70) be: 
rühren weniger die rechtliche, als die technijche und bergpolizeiliche Seite 
des Bergbaues, haben aber gleichwohl eine hervorragende Bedeutung 
einerjeitS für die durch das Berggejeh gewollte Selbitvertwaltung des 
PBrivatbergbaues und amdererjeits für die polizeiliche Einwirkung der 
Bergbehörde auf denjelben. Gerade das Beltreben, die Selbjtverwaltung 
mit der Wahrung des öffentlichen Intereffes in Einklang zu bringen, 
hat bei der viel erörterten Frage, ob der Betriebsplan als gejeßlicher 
Zwang beizubehalten oder zu bejeitigen jei, eine wichtige Rolle gejpielt. 
Dem franz. Bergg. iſt der Betriebsplan, um welchen es ſich hier han- 


218 Dritter Titel. Bon dem Bergwerkseigenthume. [$ 67 


delt, fremd. Statt dejjen werden dort die Betriebsbejtimmungen, nad) 
welchen die Ausbeutung des Bergwerfs für die ganze Dauer feines Be— 
triebes erfolgen joll, von vornherein in das der Konzeſſionsurkunde bei- 
gefügte Laſtenheft (cahier des charges) aufgenommen — eine Einrichtung, 
welche weder den Verhältniffen und Bedürfnijien des Bergbaues ent: 
Ipricht, noch den Bergwerköbeliger vor unliebſamen Eingriffen der Auf: 
fichtSbehörde fichert. Bon den auf dem Boden des deutichen Bergrechts 
jtchenden neueren Berggejegen fieht nur das öſterreichiſche von einer ge: 
jetzlichen Berpflichtung des Bergwerköbefiters, den Betrieb auf Grund 
eines von der Bergbehörde vorher geprüften und nicht beanjtandeten Be— 
triebsplans zu führen, gänzlich ab; nur bei der Anlage eines jelbit- 
jtändigen Hülfsbaues ($ 87) oder eines Revierjtollens ($ 92) muß mit 
dem Konzejfionsgejuche ein Hauptbetriebsplan, nach welchem die Aus- 
führung erfolgen joll, vorgelegt werden. Bergl. Haberer u. Zechner, 
Handbuch des öjterr. Bergrechts. Wien 1884. ©. 15, 190, 201. 

Auch bei Abfafjung des preuß. Bergg. hat es nicht an Stimmen 
gefehlt, welche dem Bergbautreibenden die Aufjtellung eines Betriebs— 
plans ganz überlaffen wollten. Wenn derjelbe gleichtvohl als gejehliches 
Erfordernig eines jeden Bergwerksbetriebes beibehalten worden iſt, jo 
find hierfür nach den Motiven ©. 62 hauptjächlich folgende, auch von 
dem Landtage gebilligte Gründe bejtimmend gewejen: 

„Die bereit bejtchende Einrichtung, nach welcher der Bergwerks— 
betrieb nur auf Grund eines von der Bergbehörde in polizeilicher Be— 
ziehung geprüften und derielben zu diefem Zwede vor der Ausführung 
vorgelegten Betriebsplans geführt werden darf, iſt aus überwiegenden 
Zwecmäßigfeitsgründen beibehalten. Da nämlich cin rationeller Betrieb 
nicht anders al3 auf Grund eines Betriebsplans geführt werden kann, 
fo füllt die Verpflichtung zur vorgängigen Aufjtellung des leßteren mit 
dem eigenen Intereffe des Bergwerfsbefigers zujammen. Aber auch Die 
vorgängige Prüfung des Betriebsplans durch die Bergbehörde liegt im 
wohlverjtandenen Intereſſe des Bergwerfsbejigers jelbit, denn cs iſt dies 
das am wenigſten beläjtigende Mittel zur Ausübung der bergpolizei- 
lichen Kontrole. Daſſelbe jichert den Bergwerksbeſitzer namentlich vor 
unvorhergejehenen Eingriffen der Behörde in den Betrieb und vor den 
hieraus erwachſenden finanziellen Nachtheilen, während die Behörde ihrer: 
ſeits der läftigen Verpflichtung überhoben tft, jich durch häufig wieder: 
holte Befahrungen zu überzeugen, daß der Betrieb nach den Borjchriften 
der Bergpolizei geführt wird. Es handelt fich demnach bei der Prüfung 
des Betriebsplans um eine Präventivmaßregel, bei welcher die Wahrung 
der bergpolizeilichen Rückſichten mit dem Privatinterefje des Bergwerks— 
befigers Hand in Hand geht. Lebterem it überdies volliter Schuß gegen 
willfürliche Eingriffe der Behörde in jeinen Betrieb und gegen nachthet= 
lige Verzögerungen bei der Prüfung des Betriebsplans gewährt. Denn 
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in erjterer Beziehung hat diefe Prüfung ſich nach $ 67 auf die im $ 196 
fejtgeftellten polizeilichen Gefichtspunfte zu beichränfen, und in der an- 
deren Hinficht ordnet der $ 68 ein präzifes Verfahren an, welches mit 
wejentlicher Zeit» und Arbeitserjparniß den Vortheil verbindet, daß der 
Betriebsplan auf etwaigen Einjpruch der Bergbehörde erjt nach Anhö— 
rung des Bergwerksbeſitzers abgeändert werden fann.” 

„Um ferner dem Umftande gerecht zu werden, daß häufig in Folge 
unvorhergejehener Ereigniffe jofortige Abänderungen eines Betriebs— 
plans erforderlich find und daher die vorgängige polizeiliche Prüfung 
folcher Abänderungen ohne Schaden oder Gefahr nicht herbeizuführen 
jein würde, erklärt der $ 69 es in jolchen Fällen für ausreichend, daß 
die Abänderungen des Betriebsplans binnen der nächſten vierzehn Tage 
der Bergbehörde angezeigt werden.“ 

In die Mehrzahl der dem preuß. nachgebildeten Berggejete find 
die Vorſchriften über den Betriebsplan unverändert übergegangen. Nur 
die Bergg. für Braunjchweig ($ 69), Gotha ($ 62) und Reuß j. 2. 
($ 61) machen die Verpflichtung zur Emreichung eines Betriebsplans 
nach dem Vorgange des k. ſächſ. Bergg. ($ 60) von einem desfallfigen 
Berlangen der Bergbehörde abhängig, und in dem württemb. Berge. 
(Art. 67) ift der Bergbehörde die Befugniß eingeräumt, „bei jehr ein- 
fachem Betrieb in unbedeutenden Gruben“ die Vorlegung eines Betriebs: 
plans (und Grubenbildes) zu erlaffen. Bedenken ftehen der Zulaffung 
jolcher Ausnahmen nicht entgegen. 

2. Der „Betriebsplan“ im Sinne der SS 67 bis 70 bezieht fich 
lediglich auf Bergwerfe; er it der mach bergtechnijchen Regeln auf- 
zuftellende und der Bergbehörde zur Prüfung vorzulegende Plan, nach 
welchem ein Bergwerk oder ein bergmännischer Hilfsbau betrieben, der 
Bergwerksbetrieb geführt werden jol. Schon die Faſſung diejer Vor— 
ichriften über den obligatorischen Betriebsplan und ihre Stellung im 
Geſetze weiſen darauf hin, daß dieſelben nur auf den eigentlichen Berg: 
werfsbetrieb berechnet jind, und an feiner Stelle jpricht das Geſetz von 
der Nothwendigfeit eines ſolchen Betriebsplans auch für andere Be: 
triebsanlagen und Betriebszweige, jelbjt wenn diejelben, wie Aufberei- 
tungsanftalten, Koksanlagen, Briquettesfabrifen, Drabtjeilbahnen ıc., 
Zubehör eines Bergwerfs find. Namentlich läßt jich aus dem $ 196 
Abi. 2, wonad) die NAufbereitungsanjtalten und Salinen der bergpolizct- 
lichen Aufficht unterliegen, nicht die Folgerung herleiten, daß dieſe Werfe 
auch dem Betriebsplansziwange unterworfen fein müjjen. Eine jinngemäße 
Anwendung der SS 67 bis 70 auf Anlagen und Betriebe der vorbe— 
zeichneten Art iſt Schon deshalb bedenklich, weil es ſich bei dem Betriebs: 
plane um eine nach Art und Form jinguläre Beichränfung des Berg: 
werkseigenthümers in der Benugung des verlichenen Bergwerfseigenthums 
handelt. Am wenigjten läßt ſich aber auf die VBorjchriften über den Be- 
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triebsplan zurüdgehen, wenn nicht jowohl der fortlaufende Betrieb, ala 
vielmehr die erjte bauliche Ausführung und Einrichtung einer jolchen 
Anlage in Frage fteht es handelt fich dann um einen Bauplan, nicht 
um einen Betriebsplan. 

Eignen fich demnach die Vorjchriften des Geſetzes über den Be- 
triebsplan und das hiermit zuſammenhängende bejondere Verfahren nicht 
zur Amvendung auf andere Betriebsanlagen, als die eigentlichen „Berg: 
werfe*“, jo hat dies jelbjtverjtändlich feinen Einfluß auf die Zuftändigfeit 
der Bergbehörde, auch bezüglich jener übrigen Anlagen gemäß $ 196 
bergpolizeiliche Anordnungen zu treffen, was denn aud) vielfach gejche- 
hen iſt; vergl. $ 58 Ben. 7. 

Uebrigens darf nicht unerwähnt bleiben, daß die Praxis ſich bei 
Anwendung der VBorjchriften über den Betriebsplan nicht ftreng auf den 
Bergwerfsbetrieb im eigentlichen Sinne bejchräntt, jondern die SS 67 ff. 
wiederholt auch auf andere, mit dein Bergbau zujammenhängende Ans 
lagen (Koks- und Aufbereitungsanjtalten, Briquettesfabrifen) angewandt 
bat. Vergl. Min.-Erlafje v. 27. Sept. 1874 u. 8. März 1882, 3. Bd. 16 
©. 12, Bd. 23 ©. 273; ferner Bergp.-Verordn. des Oberb. Halle v. 
28. Mat 1887 $ 1, 3. Bd. 28 ©. 455; auch Huyſſen ©. 46 Anm. b, 
Arndt ©. 104 Anm. 1. 

3. In Bezug auf den Inhalt des Betriebsplans wurde bereits 
in dem Klomm.-Berichte d. 9. ©. 30 darauf hingewieſen, daß durch die 
Praxis befannt jei, was ımter einem Betriebsplane verjtanden werde, 
und daß es jehr jchwer fein wiirde, die Erfordernifje eines jolchen geſetz— 
lich fejtzuftellen, während cs jich im gegebenen Falle Leicht beurtheilen 
lafje, was von einem Betriebsplane verlangt werden müſſe. Mit Nic 
ficht auf $ 196 müſſe der Betriebsplan jo emgerichtet jein, daß man 
daraus entnehmen fünne, ob die dort feſtgeſtellten polizeilichen Gefichts- 
punfte beachtet jeten. 

Grundjäglich iſt es Sache des Bergwerfsbefiters, in welcher Weije 
er den Betrieb des Bergwerks durch den Betriebsplan regeln und wel— 
chen Inhalt er demgemäß letzterem geben will; der Betriebsplan it „Die 
Angabe des Bergwerksbeſitzers über die Anlagen und Arbeiten, welche 
derjelbe auszuführen gedenkt“; Min.-Erlah v. 18. Juni 1869. Er bat 
aber dafür zu jorgen, daß die beabjichtigten Arbeiten und Einrichtungen 
nicht gegen die Bergpolizei verjtopen. Finden fich in diefer Beziehung 
Anſtände oder mangelt dem Betriebsplane die zur bergpolizetlichen Prü— 
fung erforderliche Bolljtändigfeit oder Deutlichkeit, jo tritt das im $ 68 
angeordnete Verfahren der Bergbehörde ein. Es iſt daher nach dem 
vorbezeichneten Erlaſſe unstatthaft, jeitens der Bergbehörde „mit Rückſicht 
auf polizeiliche Gejichtspuufte einen bejtimmten Inhalt des zur Prü— 
jung einzureichenden Betriebsplans vorzujchreiben und die Nichterfüllung 
diejer Anordnung mit Strafe zu bedrohen, da der Behörde aus polizei- 
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lichen Gründen nur das Necht des Einfpruches und erforderlichenfalls 
der anderweitigen Feſtſetzung gebührt“. 

4. Auch die Beitimmung des Zeitraumes, für welchen der 
Betriebsplan Geltung haben joll, iſt lediglich Sache des Bergwerksbe— 
ſitzers oder dejjen Vertreters; vergl. Dienjtinjtr. für die Nevierbeamten 
des Oberb. Bonn ($ 32). Dagegen jchreiben die von den Oberb. Halle 
und Breslau erlafjenen Dienjtinjtr. (SS 31 bezw. 41) vor, daß von dem 
Bergwerfsbeliger ꝛc. „die bejtimmte Erklärung, für welchen Zeitraum 
der Betriebsplan gelten joll, zu fordern ift, jofern der Betriebsplan hier: 
über nichts enthält“. Ebenſo nehmen dieje Verpflichtung des Bergwerks— 
bejigers an: v. Rynſch, 3. Bd. 6 ©. 595; Huyfien ©. 46 lit. d; 
Klojtermann Anm. 164; Arndt ©. 104 Anm. 3. Die erjtere, von 
DOppenhoff Anm. 436 getheilte Auffaſſung entipricht mehr dem Geiſte 
und der Abjicht des Geſetzes. Hätte dajjelbe den Bergwerfsbefiger zur 
Einrichtung feines Betriebsplans für einen beftimmt begrenzten Zeitraum 
nöthigen wollen, um durch dieſes die freie Berfügung bejchränfende 
Bwangsmittel geeignete Betriebspläne zu erlangen, jo würde es hierzu 
einer ausdrüdlichen Bejtimmung bedurft haben. Da eine jolche nicht 
getroffen ift, jo wird dem VBergwerksbefiger unbenommen bleiben müfjen, 
jeinen Betriebsplan für eine längere oder kürzere Betricbsperiode einzu- 
richten, wie es andererjeit3 auch von feiner Entichliegung abhängt, Ar: 
beiten, für deren Ausführung eine gewiſſe Zeit in dem Betriebsplane 
in Ausficht genommen war, rajcher oder langjamer zum Ziele zu führen 
oder zeitweiſe ganz ruhen zu laſſen; veränderte Konjunkturen, Arbeiter: 
verhältniffe oder jonjtige unvorhergejehene Ereigniſſe können ihn hierzu 
zwingen. Treten aber folche Fälle ein, jo kann es überhaupt nicht mehr 
darauf ankommen, wann der Zeitraum, für welchen der Betriebsplan 
uriprünglich Geltung haben jollte, abläuft; der Bergwerksbeſitzer iſt 
ichon vorher oder erit jpäter genöthigt, einen neuen Betriebsplan vor: 
zulegen, und die Bergbehörde hat ſich der Prüfung defjelben, unbeküm— 
mert um den Ablauf jenes Zeitraums, zu unterziehen; vergl. 3. Bd. 6 
©. 596. 

5. Zur Vorlegung des Betriebsplans iſt jeder Betreiber eines 
Bergwerfs ohne Rückſicht auf die Bejchaffenheit jeines Nechtstitels ver: 
pflichtet und unterliegt wegen Uebertretungen der $$ 67 und 69 der Be- 
jtrafung nach $ 207 des Bergg. Vergl. $ 66 Bem. 2. 

6. Die „Bergbehörde”, welcher der Betriebsplan zur Prüfung 
vorgelegt werden muß, iſt der Nevierbeamte ($ 189). Es würde wider 
das Geſetz jtreiten, wenn das Oberbergamt durch PBolizeiverordnung 
vorjchreiben wollte, daß der Betriebsplan ihm vorgelegt werde. Anders 
Arndt ©. 104 Anm. 2. 

7. Da die Prüfung des Betricbsplans ſich gejeglich auf Die im 
$ 196 feitgejtellten polizeilichen Gefichtspunfte zu „beichränfen” hat, ja 
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ijt hiermit Die weitere Ausdehnung der Prüfung auf die „Wahrung 
der Nachhaltigkeit des Vergbaues” ausgejchloffen. Vergl. Komm.-Berichte 
d. 9. ©. 30 u. d 4. ©. 36. Die entgegengejegte ältere Vorjchrift 
(Gel. v. 21. Mai 1860 $ 1; ©. ©. ©. 201, 3. Bd. 1 ©. 1) wurde als 
unzwedmäßig und nachtheilig aufgegeben. 

8. Durch die bejtimmte Abgrenzung des bergpolizeilichen Auf: 
ſichtsrechts im $ 196 find auch die Grenzen gezogen, in welchen die 
polizeiliche Prüfung der Betriebspläne fich zu beiwegen hat. Dem ent- 
Iprechend ift die Prüfung des Betriebsplans u. a. darauf zu richten, 

welche Einſchränkungen bei dem Abbau und jonjtigen Betriebe 
zum Schuße der Oberfläche im Intereſſe der perjönlichen Sicherheit und 
des öffentlichen Verkehrs, jowie zum Schutze gegen gemeinjchädliche Ein- 
wirfungen des Bergbaues nothivendig find, wenn der Bergbau unter 
einer volksreichen, in jtetem Wachsthum begriffenen Stadt umgeht ; Beſchl. 
des Oberb. Dortmund v. 27. Febr. 1867, 3. Bd. 8 ©. 128; 

ferner darauf, welche Vorfehrungen zu treffen find, um gemein: 
ſchädliche Wafferanfammlungen in den in Folge des Bergbaues zu er- 
wartenden Einfenktungen der Bodenfläche und insbefondere eine für die 
Bodenkultur gefahrdrohende Veränderung der Vorfluthverhältnijfe zu 
verhüten; Min.-Erlaffe v. 12. Oft. 1880 u. 4. Nov. 1881, 3. Bd. 22 
©. 145, Bd. 23 ©. 276; 

‚ weiter darauf, ob durch den Abbau oder die Schwächung eines 
Sicherheitspfeilerg gemeinschädliche Einwirkungen auf den Bergbau jelbit 
zu befürchten ftehen; Beichluß des Oberb. Dortmund v. 19. Dez. 1866, 
8 Bd. 8 ©. 197: 

endlich in Fällen, in welchen es fih um planmäßiges Zubruche- 
Danen der Oberfläche bei dem Braunfohlenbergbau handelt, darauf, daß 
Sorfchrungen zur Berhütung der Gefahr getroffen werden, welche darin 
liegt, „daß jeder auf planmäßiges Zubruchebauen der Oberfläche gerid): 
* Vrgwertsbettrieb entweder ſchon bei ſeiner Eröffnung eine Gefähr— 
in r er perjönlichen Sicherheit und event. auch des öffentlichen Verfehrs 
— oder wenigſtens in jedem Stadium ſeiner Durchführung 
en kann“; Min.-Erlafje v. 27. Juni 1881 u. 10. Febr. 1882, 

ae ©. 283, Bd. 23 ©. 281; vergl. auch $ 135 Bem. 78. 
ſich anf — Vorſchrift des $ 67, daß die Prüfung des Betriebsplane 
ießt ein ie polizeilichen Geſichtspunlte des 8 196 zu beſchränken hat 
schliefzt * im Uebrigen rechtmäßigen, erlaubten Betrieb voraus um 
Bai nn Jer nicht aus, daß die Bergbehörde einen Betriebsplan aud 
Darin —— und deſſen Ausführung verhindern muß, wenn de 
ge ‚Beiehene Betrieb gegen das gejepliche Verbot ($$ 1 u. 3 de 
Oben . an März 1856, G. ©. ©. 203) die Feldesgrenzen überjchreite 
mithin gen ein bergpoligeiches Verbot einen Sicherheitspfeiler verleger 

rechtswidrig und unerlaubt jein würde. Rekursbeſch. v. 18. Not 
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1865, 3. Bd.6 ©. 592; Beichl. des Oberb. Dortmund v. 18. Dez. 1865, 
3. Bd. 6 ©. 594; Rekursbeſch. v. 11. Fehr. 1866 u. 22. Dez. 1872, 
3. Bd. 7 ©. 126, Bd. 14 ©. 260. 

10. Die nad) ort3= oder landespolizeilichen Borjchriften erforder: 
(iche Bauerlaubniß für Tagesgebäude wird durch die Genchmigung eines 
Betricbsplans nicht erjegt. Nefursbeich.v. 4. Sept. 1886, 3. Bd. 27 ©. 539; 
8 54 Bem. 6. 

Zu 8 68. 


1. Das Verfahren, welches der Nevierbeamte bei Prüfung der 
ihm vorgelegten Betriebspläne gemäß $ 68 einzujchlagen hat, tt in den 
Dienjtinjtruftionen im Wejentlichen übereinftimmend geregelt. 

Findet der Nevierbeamte gegen den Betriebsplan in Beziehung auf 
die der Prüfung unterliegenden Gefichtspunfte nichts zu erinnern, jo it 
der Bergwerföbefiter ohne Weiteres zur Ausführung befugt; einer Be— 
Icheidung bedarf es nicht. Ergeben fich dagegen in bergpolizeilicher Hin— 
fiht Bedenken, jo hat der Revierbeamte binnen der gejeglichen Frift 
Einjpruch zu erheben und gleichzeitig den Bergwerksbeſitzer bezw. den 
Repräjentanten zur Erörterung der beanftandeten Betriebsbeftimmungen 
zu einem baldigjt, nöthigenfall3 an Ort und Stelle abzuhaltenden Ter: 
mine unter dem Eröffnen vorzuladen, daß, bevor eine Verſtändigung 
erzielt oder ein Beſchluß des Oberbergamts nach $ 68 erfolgt jet, der 
Betriebsplan nicht zur Ausführung gebracht werden dürfe. Kommt in 
dem Termine eine Verftändigung über den Betriebsplan nicht zu Stande, 
jo hat der Revierbeamte die Verhandlungen dem Oberbergamte zur Ent- 
jchetdung einzureichen. 

Dajjelbe Berfahren findet nach $ 69 Abj. 1 auf die Prüfung jpä- 
terer Abänderungen der Betriebspläne und unter Umständen auch dann 
Anwendung, wenn jofort erforderlich gewordene Abänderungen eines Be: 
triebsplans nach $ 69 Abi. 2 erjt nachher angezeigt werden. 

2. Erjtredt fich das Feld eines Bergwerks in zwei oder mehrere 
Bergreviere dejjelben Oberbergamtsbezirks und iſt der Betrieb nicht auf 
eines diejer Reviere bejchränft, jo hat das DOberbergamt die geeigneten 
Anordnungen wegen Prüfung der Betriebspläne und Ausübung der 
Bergpolizei zu treffen, wobei es fich in der Hegel empfehlen wird, dieje 
Gejchäfte nur einem der betheiligten Nevierbeamten zu übertragen. Im 
gleicher Weije ijt der Fall, daß ein Feld fich aus einem Oberbergamts— 
bezirfe in einen anderen erjtredt, im Wege der Verſtändigung zwiſchen 
den Oberbergämtern zu regeln. Min.Erlaß v. 26. Juni 1868, 3. Bd. 10 
©. 262. 

3. Es entipricht der Wichtigkeit des Gegenſtandes, daß, da der 
Bergwerksbeſitzer durch Abänderungen des Betriebsplans jeitens - der. _ 
Bergbehörde in die Lage verjeßt wird, den Betrieb anders, als er beab- 
fichtigte, führen zu müſſen, dieſe Abänderungen durch einen förmlichen 
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Beichluß des Oberbergamts erfolgen, gegen welchen der Rekursweg ($ 191) 
offen steht. 

Durch Einlegung des Nekurjes wird die Befolgung der oberberg: 
amtlichen Entjcheidung nicht aufgehalten. Ein beanjtandeter Betrieb 
muß demnach bis zur Nekursenticheidung gänzlich unterbleiben, und cin 
bedingungsweie gejtatteter Betrieb darf nur nad) den Feſtſetzungen des 
Dberbergamts ausgeführt werden. Bei Zuwiderhandlungen bat der 
Bergwerksbeſitzer nach $ 70 die Betriebseinftellung und außerdem nad 
$ 207 die Beitrafung zu gewärtigen. 

4. Da durd) die der Bergbehörde vorbehaltene Prüfung der Be: 
triebspläne bezweckt wird, das Öffentliche Intereſſe, ſoweit es bei dem 
Bergwerfsbetriebe in Betracht kommt, unter den polizeilichen Gefichts- 
punkten des $ 196 frühzeitig zu wahren, jo jteht e8 mit dem von dem 
Geſetze angejtrebten Zwecke im Einklang, wenn zu diejer Prüfung unter 
Umftänden auch dritte Perſonen zugezogen werden, um über einjchlägige 
Fragen, welche das Gemeimvohl berühren, gehört zu werden. In Die: 
jem Sinne ift u. a. bejtimmt worden, daß, wenn es fich bei Prüfung 
von Betriebsplänen und Schußmaßregeln zur Vermeidung von Beſchä— 
digungen öffentlicher Berkehrsanftalten (Eijenbahnen, Kanäle 2c.) Handelt, 
der im $ 68 vorjehene Einſpruch einftweilen erhoben und zu der Er— 
örterung des Betriebsplans ein Vertreter der Verkehrsanftalt vorgeladen 
werden joll, um ſich über die Sachlage äußern zu können; Min.Erlaß 
v. 24. Sept. 1867, 3. Bd. 8 ©. 428. Ferner iſt empfohlen worden, 
einen Betriebsplan, deſſen Ausführung unter Umftänden eine gemein: 
jchädliche Wafferentziehung (Berfiegung von Brunnen einer Gemeinde) 
herbeiführen kann, gemäß $ 68 zu beanjtanden und bei der demnächjti- 
gen Prüfung defjelben auch einen Vertreter der Gemeinde über die in 
Betracht fommenden Berhältniffe zu vernehmen; Min. -Erlaß v. 5. Jan. 
1881, 3. Bd. 22 ©. 251. Ebenſo fällt es unter den Geſichtspunkt des 
Schußes gegen gemeinjchädliche Einwirkungen des Bergbaues, wenn all— 
gemein vorgejchrieben tft, daß in Füllen, in welchen ein beabjichtigter 
Schwefelfiesbergbau die Gerechtiame des Grumdeigenthümers auf Stron- 
tianit zu verlegen droht, gegen den Betriebsplan Einſpruch erhoben und 
zu der Erörterung des Einfpruches der betreffende Grundeigenthümer 
oder ſonſtige Strontianitberechtigte zugezogen werden joll; Min.Erlaß 
v. 27. Mai 1882, 3. Bd. 24 ©. 20. 

5. Bit Durch Bergpolizeiverordnungen, wie 3. B. durch diejenige 
des Dberb. Breslau v. 18. Dez. 1869 $ 2, 3. Bd. 11 ©. 377 (Annä— 
herung der Grubenbaue an Eijenbahnen 2.) die Zulaffung eines Be— 
triebes von der ausdrüdlichen, jchriftlichen Genehmigung des Revierbe— 
amten abhängig gemacht, jo kann der Umjtand, daß der Betriebsplan 
im Uebrigen von dem Nevierbeamten gemäß $ 68 nicht beanftandet, 
jondern jtilljchweigend genehmigt worden ijt, nicht von der Einholung 
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diefer Genehmigung entbinden; die Unterlaffung iſt ftrafbar. Urth. des 
Kammerg. v. 11. Juli 1881, 3. Bd. 24 ©. 251. 


Zu 8 69. 

1. Um den Zwed der SS 67 und 68 volljtändig zu erreichen, 
muß nach denjelden auch dann verfahren werden, wenn ein geprüfter 
Betriebsplan jpäter aus irgend welchem Grunde abgeändert werden joll. 
Damit jedoch, wenn „in Folge unvorhergejehener Ereigniſſe“ die jofortige 
Abänderung eines Betricbsplang erforderlich wird, die Ausführung feine 
Verzögerung erleidet, it eine nachträgliche Anzeige hiervon an den Re: 
vierbeamten ($ 189) nachgelafjen; vergl. $ 67 Bem. 1. Die bereits in 
der Ausführung begriffenen veränderten Betriebsbejtimmungen unterlie- 
gen alsdann ebenjo der Prüfung, wie ein erſt auszuführender Betriebs: 
plan; $ 68 Bem. 1. Eine etwaige Beanſtandung derjelben feitens des 
Nevierbeamten hat indeß nicht die Wirkung, daß die weitere Ausführung 
unterbrochen werden müßte, bis eine Verjtändigung erzielt bezw. die 
Enticheidung des Oberbergamts erfolgt it; der Betrieb kann vielmehr 
bis zu einer entgegenjtehenden Feſtſetzung feinen Fortgang nehmen. 
Dppenhoff Anm. 447. Nur im Falle dringender Gefahr ($ 199) 
würde der Revierbeamte auch einen jolchen Betrieb jchon vorher einzu= 
jtellen befugt fein. 

2. Im Falle des $ 69 Abi. 2 verlangt das Geſetz die nachträg- 
liche Anzeige durch den „Betriebsführer“ ; dieſer iſt für die rechtzeitige 
Erſtattung derjelben verantwortlich und wegen Unterlafjung nach $ 207 
itraffällig. Der Bergwerfsbefiger, dem die Beitimmung zum Bortheil ge— 
reichen foll, kann indeß die Anzeige auch jelbjt machen, was alsdann ge- 
nügt. Komm.Bericht d. 9. ©. 31. 

3. Die Friſt „der nächjten vierzehn Tage“ beginnt mit dem Ab— 
laufe de3 Tages, an welchem die Abänderung des Betricbsplans er- 
folgt iſt. 


Zu 8 70. 

1. BZuwiderhandlungen gegen die 88 67 bis 69 können unter Um— 
ftänden jo gemeingefährliche Folgen haben, daß es unbedingt erforderlich 
ift, der Bergbehörde, unabhängig von der Beitrafung ($ 207) die Be- 
fugnig zur Einftellung eines jolchen gejegwidrigen Betriebes eingundeftch. er 
Motive ©. 62, 63. 

2. Zur Einftellung des Betriebes, welche nach Lage des Falles 
ein ganzes Bergwerf oder nur einen oder einzelne Arbeitdpunfte treffen /. 
fann, ift der Revierbeamte befugt ($ 189). Er fann biejchhe > —e 
eignete Maßregeln, Ausweiſung der Arbeiter aus der Grube,‘ Verſchlie 
ßung der Zugänge ꝛc. erzwingen, beſitzt aber nicht die Befugniß, zu 
diefem Behufe erefutivische Strafbefehle zu erlaflen; vergl. $ 189 Bem. 2, 

15 


226 Dritter Titel. Bon dem Bergwerkseigenthume. [88 71. 72 


Zu 8 71. 

1. Wie bei der Inbetriebjegung (8 66), jo iſt auch bei der Außer: 
betriebjegung eines Bergwerfs eine vorgängige rechtzeitige Anzeige hiervon 
an den Nevierbeamten ($ 189) nothwendig, damit Ichterer das polizei- 
liche Auffichtsrecht wirffam ausüben und befonders darüber wachen kann, 
daß das Bergwerk nicht in einem gemeingefährlichen Zuftande verlafjen, 
jondern daß für die Sicherjtellung der Baue und der Oberfläche gejorgt 
wird. Motive ©. 63. Es handelt ſich Hier nicht um nur furze, vor: 
übergehende Unterbrechungen, jondern um gänzliche „Einftellung“ des 
Betriebes, ſei es für längere Zeit oder für immer. 

2. Durch die Ausnahmebeitimmung im Abi. 2 wird dem Ein- 
fluffe „unvorhergejehener Ereignifje” auf die Anzeigepflicht ebenjo wie 
im 8 69 Abi. 2 Rechnung getragen. Die nachträgliche Anzeige Liegt 
aber hier nicht wie im leßteren Falle dem Betriebsführer, jondern dem 
Bergwerlöbefiger jelbit ob (vergl. $ 66 Bem. 2), und gegen diejen richtet 
ſich bei Uecbertretungen auch die Strafe des $ 207. 


3u 8 72. 

1. Die zwingende Vorjchrift des $ 72 beruht auf der Erwägung, 
daß zuverläffige und volljtändige Grubenbilder zu den wejentlichiten 
Hülfsmitteln des Bergbaues gehören. Diejelben find für eine regelrechte 
Betriebsführung ebenjo unentbehrlich, wie für eine zweckentſprechende 
bergpolizeiliche Ueberwachung des Betriebes. 

Es ijt mit diefen Motiven gleichwohl vereinbar, daß die Bergbe- 
hörde „bei Tagebauen” (Berge. für S.-Meiningen Art. 72) bezw. „bei jehr 
einfachem Betriebe in unbedeutenden Gruben“ (Bergg. für Württemberg 
Art. 67, 72) die Anfertigung und Einreichung eines Betriebsplans cr- 
lafjen kann. Vergl. auch $ 67 Bem. 1 u. $ 5 der Bergpolizeiverordn. 
für die linksrh. Steinbrüdhe v. 3. Juni 1871, 3. Bd. 12 ©. 148. 

2. „Unter dem Grubenbilde find alle riklichen Darjtellungen zu 
verjtehen, welche nöthig find, um ein richtiges, volljtändiges, überfichtliches 
und verjtändliches Bild von einer beitimmten Grube und ihren bergbau- 
lichen Berhältnifjen, und zwar nicht bloß in Beziehung auf die Gruben- 
baue jelbjt, jondern auch in Beziehung auf die Gegenstände der Ober: 
fläche zu gewähren, auf deren Erhaltung bei dem Grubenbetrichbe Rück— 
ficht genommen werden muß”; Min.-Erlaß v. 4. Nov. 1881, 3. Bd. 23 
©. 276. 

Welche rißliche Darftellungen verjchiedener Art (Situationspläne, 
Hauptgrundrifje, Spezialriffe, Quer- und Längenprofile) die Grubenbil- 
der der Regel nach enthalten, und von welcher Beichaffenheit fie fein müſſen, 
ift im Allgemeinen in den Dienſtanweiſungen für die fonzejfionirten 
Markicheider und in Bergpolizeiverordnnungen vorgejchrieben. Außerdem 
können aber für einzelne Fälle oder gewifje Gruppen von Bergwerfen 
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weiter gehende Anforderungen geitellt werden, wenn das Grubenbild nicht 
diejenigen Angaben enthält, welche unter befonderen Verhältniffen zu der 
Prüfung nothwendig find, ob der umgebende oder bevorjtehende Betrieb 
bergpolizeilich gejtattet werden kann, bezw. ob zur Wahrung der öffent: 
lichen Interefjen ($ 196) polizeiliche Maßnahmen getroffen werden müffeı. 

In diefem Sinne jind die Feſtlegung, rißliche Auftragung und 
fortdauernde marficheideriiche Kontrole von Nivellementlinien bei den in 
dem flachen Flußgebiete der Emjcher gelegenen Steinfohlenbergwerfen, 
in deren Grubenfeldern Bodenjenkungen vorhanden oder nach Lage der 
Verhältniſſe vorausfichtlich zu erwarten find, als Arbeiten und Ausfüh- 
rungen zu betrachten, welche zur Vervolljtändigung der Grubenbilder 
der betreffenden Bergwerfe dienen und mithin gemäß $ 72 von dem 
Bergwerfsbejiger auf jene Kojten bewerkjtelligt werden müffen. Min.- 
Erlaſſe v. 12. Oft. 1880 u. 4. Nov. 1881, 3. Bd. 22 ©. 145, Bd. 23 
©. 276. Dahin gehören ferner die durch die Bergpolizeiverordn. des 
Dberb. Dortmund v. 27. Dez. 1884, 3. Bd. 26 ©. 145, vorgejchriebenen 
Präciſionsmeſſungen behufs Erhaltung der Sicherheitspfeiler und die 
betreffenden Auftragungen auf die Grubenbilder; desgleichen die Circu— 
farverf. des Oberb. Breslau v. 24. März 1885, 3. Bd. 26 ©. 311, 
betr. die NRichtigjtellung der Grubenbilder im Sicherheitsintereffe. 

3. Wer für eigene Rechnung ein Bergwerk betreibt, „der Berg: 
werföbejiger“, tt für die Anfertigung und regelmäßige Nachtragung des 
Srubenbildes verantwortlich. Bet der Gewerfichaft, Aftiengefellichaft zc. 
tragen deren Vertreter die Verantwortlichkeit. Vergl. auch $ 66 Bem. 2. 
Uebertretungen unterliegen der Beitrafung nach $ 207. Unter Umftän- 
den fünnen auch erefutivische Zwangsmittel zur Anwendung kommen ; 
vergl. vorit. Min.-Erlaß dv. 4. Nov. 1881. 

Zur Anfertigung und Nachtragung der Grubenbilder läßt der 8 72 
wegen der hierzu erforderlichen bejonderen Kenntniſſe nur die konzefjio- 
nirten Markicheider, nicht auch wie in den Fällen der 88 17, 39, 42 und 
51 die Feldmeſſer (Landmeijer) zu. Das Bergg. für Eljaß-Lothr. $ 66 
geftattet auch als befähigt anerkannten „Werföbeamten“ dieſe Arbeiten. 

4. Unter der „regelmäßigen“ Nachtragung der Grubenbilder iſt 
diejenige zu verftehen, welche in den nach Abf. 2 vorgejchriebenen Zeit- 
abjchnitten jtattfinden muß. Die auf dem $ 72 beruhende und durch $ 207 
unter Strafe geftellte Verpflichtung des Bergwerksbeſitzers beſchränkt fich 
daher auf dieſe periodijchen Nachtragungen. Daneben können aber aus 
bergpolizeilichen Gründen außergewöhnliche Nachtragungen erforderlich 
werden, 3. B. bei der zeitweijen oder gänzlichen Einftellung des Betriebes 
und bei fonftigen Vorgängen und Veränderungen, welche auf dem Gru— 
benbilde erfichtlich gemacht werden müfjen. Im diefer Beziehung tritt 
die Befugniß der Oberbergämter zum Erlaß von Bolizeiverordnungen 
($ 197) ergänzend ein, und außerdem kann das Oberbergamt im Falle 
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einer Gefahr die jofortige Nachtragung eines Grubenbildes auf Grumd 
des $ 198 oder unter Androhung einer Exekutivſtrafe vorſchreiben. Vergl. 
Verf. des Oberb. Dortmund v. 1. Nov. 1866, 3. Bd. 8 ©. 130. Bei 
dringender Gefahr ($ 199) kann auch der Nevierbeamte eine folche An— 
ordnung, jedod) nicht mit erefutiviichem Strafbefehl (8 189 Bem. 2) treffen. 

5. Die zur Ausführung des $ 72 und im Anjchluß an denfelben 
auf Grund des $ 197 von den Oberbergämtern erlafjenen polizeilichen 
Vorſchriften über die Nachtragung der Grubenbilder find theils in bes 
jonderen, theil® in den allgemeinen Bergpolizeiverordnungen enthalten; 
vergl. die Bergp.-Berordinung des Oberb. Dortmund v. 31. Juli 1868, 
3. Bd. 10 ©. 293 u. die allg. Bergp.-Verordnungen der Oberb. Bonn 
v. 8. Nov. 1867 $ 51, 3. Bd. 8 ©. 443; Clausthal v. 5. Juni 1869 
88 43 bis 47, 3. Bd. 10 ©. 480, 481; Halle v. 10. Dez. 1884 88 126 
bis 132, 3. Bd. 26 ©. 307; Breslau v. 2. Jan. 1888 88 167 bis 
173, 3. Bd. 29 ©. 299. 

Die Zeiträume für die „regelmäßige” Nachtragung der Gruben» 
bilder find in dem einzelnen Oberbergamtsbezirfen verjchieden feſtgeſetzt. 
E3 jind Unterjcheidungen gemacht je nach der Art des Betriebes (unter- 
indischer Betrieb und Tagebau), dem Gegenstande der Gewinnung (Stein- 
fohlen- und Kohleneiſenſteinbergwerke, Braunkohlenbergwerke, Steinjalz- 
und Kalifalzbergwerfe, Erz- und ſonſtige Bergwerfe)- auc) nach der Höhe 
der Jahresförderung. Je nach BVerjchiedenheit der Fälle hat die Nach— 
tragung mindejtens vierteljährlich, halbjährlich, jährlich oder auch alle 
zwet Jahre jtattzufinden, joweit nicht durch befondere Anordnung kürzere 
oder längere Friſten bejtimmt find. 

Allgemein iſt vorgejchrieben, daß bei Einjtellung de3 Betriebes jedes- 
mal eine volljtändige Nachtragung des Grubenbildes erfolgen muß. Weiter 
jind meijtentheil® Beltimmungen darüber getroffen, daß alle einzelnen 
unterivdiichen Baue, bevor fie durch den Abbau oder auf andere Weije 
unfahrbar werden, volljtändig zu Riſſe gebracht, und daß unverzüglich 
und unabhängig von der regelmäßigen Nachtragung aufgetragen werden 
müffen: Tagegebäude, Wafjerbaffins, Eijenbahnen, Wege und alle Ge- 
genjtände der Tagesfituation, auf deren Erhaltung bei dem Grubenbe- 
triebe Rüdficht genommen werden muß, jowie Sicherheitspfeiler, Mark: 
icheiden u. |. w. 

Den Revierbeamten außerdem nod) die Befugniß einzuräumen, „bei 
einzelnen Gruben für die periodischen Nachtragungen des Grubenbildes 
jowohl längere Frijten zu gewähren, als auch kürzere Friſten zu be- 
ſtimmen“ (allg. Bergp.-Berord. des Oberb. Breslau $ 168), erjcheint 
nicht unbedenklich, da das Geſetz den Oberbergämtern die Delegations- 
befugnig im 8 75 nicht beigelegt hat, wie dies im 8 12 Hinfichlich der 
Annahme der Muthungen gejchehen ift. Bergl. Oppenhoff Nr. 459. 
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6. Die Dienſt- oder Geichäftsanweilungen für die konzeſſionirten 
Marficheider (ſ. $190 Bem. 3) enthalten die näheren Vorjchriften über 
die Anfertigung und Nachtragung der Grubenbilder, insbejondere über 
die Arten und Beitandtheile derjelben, die Maßſtäbe, die Darjtellungs- 
weile der einzelnen Gegenſtände ꝛc. 

7. Das zweite, zum Gebrauch der Bergbehörde dienende Eremplar 
des Grubenbildes muß gleichzeitig mit dem Haupteremplar angefertigt 
und nachgetragen werden. Für die rechtzeitige Ablieferung dejjelben an 
den Revierbeamten (8 189) ijt der Bergiverföbefiger bezw. Repräfentant :c. 
verantwortlich. Die Aufbewahrung diejes Eremplars liegt dem Revier: 


beamten ob. 
Zu 8 73. 


1. Die mit der früheren Gejeßgebung übereinjtimmende Vorjchrift 
des 8 73 rechtfertigt fich dadurch, daß die großen Gefahren, welche faſt 
mit jedem Bergwerfäbetriebe für die Arbeiter und das Publikum ver: 
fnüpft find, nur durch eine jachkundige Betriebsführung, durch Kennt— 
nis und Anwendung der Negelm der Bergtechnif und durch pünktliche 
Befolgung der bergpolizeilichen Borjchriften vermindert werden können; 
Motive ©. 63. Sie fließt aus der Pflicht des Staates, Unterneh: 
mungen, welche durch unwiſſende oder fahrläffige Leitung gemeingefähr: 
lich werden müßten, unter eine Aufficht zu jtellen, welche die Gemein— 
gerährlichkeit auf ein geringites Maß zurücdführt; Komm.-Bericht d. A. 
©. 37. 

2. Die durch $ 73 begründete gejegliche Verpflichtung des Berg- 
werfsbefigers wegen der Betriebgleitung wird allgemein auch auf Die 
mit Bergwerfen als Zubehörungen verbundenen Aufbereitungsanftalten 
und ähnlichen Betriebsanlagen angewandt. Bezüglich der Salinen und 
deren Zubehörungen läßt ſich dagegen dieſe Verpflichtung nicht aus 
$ 73 herleiten, jondern nöthigenfalls nur durch bejondere bergpolizeiliche 
Vorichriften herbeiführen. 

3. Uebertretungen des $ 73 unterliegen der Beltrafung nad) $ 207. 
Val. $ 66 Bem. 2. 

4. Ueber die weitere Ausdehnung des Begriffes „Betriebsleiter“ 
im Sinne des Haftpflichtgejehes v. 7. Juni 1871 $ 2 vergl. Urth. des 
Reichsg. v. 15. Nov. 1886, 3. Bd. 28 ©. 510. 


Zu $ 74. 
1. Die Vorfchriften der SS 74 u. 75 find als zwedentjprechend aus 
dem Gejege v. 21. Mai 1860 $9 (©. S. ©.201, 3. Bd. 1 S. 4 u. 403 
übernommen. 
2. Die Annahme de3 Perfonals für die Leitung und Beauffichti- 
gung des Betriebes iſt Tediglich Sache des Bergwerfsbefiters (vgl. $ 66 
Bem. 2). Durch die Faſſung des eriten Satzes des $ 74 ift die Deutung 
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ausgeichloffen, als jolle dem Bergwerksbeſitzer hierin jeitens der Bergbe- 
hörde vorgegriffen werden; Komm.-Bericht d. H. ©. 31. Andererfeits fteht 
aber der Bergbehörde cine mittelbare Einwirkung auf die Auswahl und 
Bahl der Betriebsbeamten dadurch zu, daß fie die Befähigung der ihr 
nambaft gemachten Perſonen zu den ihnen übertragenen Gejchäften zu 
prüfen und hierüber zu enticheiden hat. Die Bergbehörde befindet jich 
daher in der Lage, einer ſolchen Perſon die Befähigung entweder ganz 
oder doch inſoweit abzujprechen, als fie die ihr zugedachten Gejchäfte 
nach der Ueberzeugung der Bergbehörde nicht im vollen Umfange wahr: 
zunehmen vermag. Auf diefe Weiſe kann z. B. eine Verjtärfung des 
Auffichtsperjonals, eine Vermehrung der Steigerabtheilungen ıc. herbei= 
geführt werden. 

3. Die Befähigung, deren Nachweis das Geſetz verlangt, bezieht 
fi) nur auf die der betreffenden Perſon „zu übertragenden Gejchäfte,“ 
iſt alfo eine ganz fonfrete. Ob diejelbe nach den etwa beigebrachten 
Beugniffen ala nachgewiefen anzujehen iſt, unterliegt der Beurtheilung 
des Revierbeamten, dem auch die angenommenen Perſonen nambaft zu 
machen find ($ 189). Der Revierbeamte iſt befugt, eine den Verhält— 
niffen entiprechende Prüfung vorzunehmen und von deren Ausfall die 
Anerkennung der Befähigung abhängig zu machen. Bejondere Befähi— 
gungszeugniffe find nicht zu ertheilen. Ber Uebernahme einer anderen 
Stelle im Betriebe kann nöthigenfall3 der Nachweis der Befähigung 
auf's Neue verlangt hat. 

4. Die Befähigung zum verantwortlichen Betriebsführer iſt nicht 
allein von der erlangten technischen Ausbildung, jondern auch von der 
erforderlichen Zuverläffigfeit in Bezug auf die Befolgung der geſetzli— 
chen und bergpolizeilichen Borjchriften abhängig; Rekursbeſch. v. 13. Juni 
u. 10. Febr. 1873, 3. Bd. 15 ©. 136, Bd. 17 ©. 119. 

In Fällen, in welchen die obere Leitung des Grubenbetriebes in 
der Hand eines technijch gebildeten Repräfentanten, Grubendireftors oder 
anders benannten Ingenieurs ruht und denjelben untergeordnete Berjonen 
der Bergbehörde als „verantwortliche Betriebsführer“ namhaft gemacht 
werden, „it zunächft zu verlangen, daß der zum verantwortlichen Be: 
triebsführer beftellte Grubenbeamte befähigt ſei, auch ohne Unterftügung 
des über ihm jtehenden Technifers den Grubenbetrieb, um welchen es fich 
im fonfreten Falle handelt, in vollem Umfange zu leiten. Nicht minder iſt 
aber andererjeit3 darauf zu halten, daß der Betriebsführer demjenigen 
Grad wiffenichaftlicher und technischer Bildung befite, der ihn in Ver: 
bindung mit der erforderlichen Charafterfeitigfeit geeignet erjcheinen läßt, 
feine Selbſtſtändigkeit jeinen Vorgejegten gegenüber zu behaupten, wo 
es ſich um die Beachtung der bergpolizeilichen VBorjchriften oder um Die 
Ausführung von VBetriebsmaßregeln handelt, welche zu Bedenken in Be: 
ziehung auf die im $ 196 des Bergg. bezeichneten Gefichtspunfte An— 
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laß geben, bezw. um die aus ökonomischen Rüdfichten bejchwerliche Her- 
itellung von Einrichtungen zur Sicherung der Baue, zur Vermeidung 
von Gefahren für Gejundheit und Leben der Arbeiter ꝛc.““ Min.-Erlaf 
v. 1. Sept. 1872, 3. B. 13 ©. 333. 

5. Die Enticheidung der Bergbehörde über die Befähigung eines 
verantwortlichen Betriebsführers, ſowie über die Entfernung eines jolchen 
wegen mangelnder Befähigung kann im Rekurswege zwar von den Be: 
theiligten ($ 191), nicht aber von Dritten angefochten werden. Re— 
fursbeich. v. 24. Febr. 1870, 3. Bd. 11 ©. 358. 

6. Wegen Uebertretungen des $ 74 iſt der Bergwerksbeſitzer und, 
wenn der Betriebsführer ıc. der Vorſchrift im Abſ. 1 zuwiderhandelt, auch 
diefer nach $ 207 ſtrafbar. 


Zu 8 75. 

1. Auch im $ 75 it beſtehendes Recht beibehalten; vergl. S 74 
Bem. 1. 

2. Nach SS 75 u. 189 befigt an erjter Stelle der NRevierbeamte 
die Befugniß, nicht nur die jofortige Entfernung einer bei der Leitung 
oder Beauffichtigung des Betriebes thätigen, aber nicht als befähigt an— 
erfannten oder nicht mehr befähigten Perjon von dem ihr übertragenen 
Dienfte zu verlangen, jondern auch den Betrieb jelbjt, injofern dies aus 
bergpolizeilichen Gründen nothwendig it, bis dahin einzustellen, daß 
die Entfernung diejer nnd die Annahme einer anderen, als befähigt an- 
erfannten Perſon erfolgt it. Im Allgemeinen wird zwar die Aus: 
führung einer jolchen Anordnung durch Einlegung des Rekurſes (SS 191, 
192) aufgehalten: jedoch kann der Kevierbeamte, vorbehaltlich der Re— 
fursentjcheidung, die jofortige Ausführung verlangen, wenn der Fall 
dringender Gefahr vorliegt ($ 199). Unabhängig von der Betriebs: 
einstellung fann die gerichtliche Beitrafung des Bergwerfsbefigers und 
unter Umjtänden auch diejenige der zu entfernenden Perſon eintreten 
($ 207 Abſ. 2). 

3. Da unter „Befähigung” im Sinne der 88 73, 74 u. 75 nicht 
nur die techniiche, jondern auch die moraliſche Befähigung begriffen iſt 
($ 74 Bem. 4), jo fann die Bergbehörde die Entfernung eines Gruben: 
beamten jchon wegen beiwiejener Unzuverläfjigkeit, wegen Mangels der 
durch die verantwortliche Stellung gebotenen Sorgfalt und Gewiſſen— 
baftigfeit in Erfüllung der Berufspflichten und in Beobachtung gejeh- 
licher und polizeilicher Vorjchriften verlangen. Rekursbeſch. v. 10. Febr. 
1873, 3. Bd. 17 ©. 119. Darüber, ob ein Grubenbeamter die Befä— 
bigung ($ 74) verloren hat, iſt lediglich von der Bergbehörde, nicht von 
dem Bergwerfsbejiger zu enticheiden. Rekursbeſch. v. 16. Nov. 1871, 
8. Bd. 12 ©. 532. 

Die 8 20, 21 u. 53 der Gewerbeordn. (Faſſung vd. 1. Juli 1883) 
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finden auf das Berfahren wegen Entfernung eines Grubenbeamten feine 
Anwendung, da es jich nicht um die Entziehung einer Genehmigung 
zum Gewerbebetriebe handelt. Rekursbeſch. v. 10. Febr. 1873, 3. Bd. 
17 ©. 119. Dagegen haben die Nevierbeamten bei Amvendung des 
$ 75 ähnlich wie in den Fällen dev SS 198, 199 des Bergg. ſowohl den 
Grubenbeamten, deſſen Entfernung in Frage ſteht, als auch den Berg- 
werfsbefiger oder deſſen Bertreter zur Sache zu hören und ſodann die 
Entjcheidung jchriftlich beiden Theilen zuzufertigen, damit die formelle 
Berechtigung zum Rekurje erlangt wird. Min.Erlaß v. 16. Nov. 1871, 
3. 3. 12 ©. 533. 

. Dem Zwecke der Maßregel entiprechend iſt die Befugniß zur 
Betriebgeinftellung auf den bei der verlangten Entfernung eines Gruben- 
beamten „in Betracht fommenden Betrieb“ bejchränkt, wodurch befürch- 
tete Härten (Nomm.-Beriht d. A. ©. 37) vermieden werden. Unter 
Umſtänden wird allerdings der Betrieb des Bergwerfs gänzlich einzu: 


jtellen ſein. 
Zu 8 76. 

1. Der $ 76 beruht darauf, daß der mit der Anſtellung befähigter 
Betriebsbeamten verbundene Zweck nur dann volljtändig erreicht wer— 
den fann, wenn dieſen Berjonen zugleich die hier näher bezeichnete Ver: 
antiortlichfeit auferlegt wird. Motive ©. 63. 

2. Im $ 76 handelt es ſich vorzugswerje um die ftrafrechtliche und 
namentlich die auf dem Bergg. (88 207, 208) beruhende Verantwort- 
(ichfeit der Betriebsbeamten. Das Reichsgericht (Urth. v. 26. Nov. 1881, 
Entich. in Strafſ. Bd. 5 ©. 182) bemerft hierüber: „Daß dieſe Verant— 
wortlichfeit nur eine civilrechtliche, feine jtrafrechtliche jei, tt jaljch. Der 
$ 76 hat im Gegentheil vorzugsweiſe die ftrafrechtliche Verantwortlich— 
feit der technifchen Vertreter des Bergwerkseigenthums im Sinne, wie 
ſich ſowohl aus 8 207 des Bergg. als aus der ganzen Stellung dieſes 
$ ergiebt. Auch liegt fein innerer Grund vor, dieſe jtrafrechtliche Ver: 
antwortlichfeit auf bergpolizetliche Nebertretungen zu bejchränfen und fie 
nicht ebenjo für alle aus der verantwortlichen Leitung und Beauffichti- 
gung des Bergwerfseigenthums jich ergebenden jtrafbaren Berjchuldungen 
wirkſam zu erflären.“ 

Im Uebrigen fommt es, was dieje Verantwortlichfeit betrifft, nicht 
darauf an, daß von den der Bergbehörde als techniiche Nufjichtsbeamte 
nambaft gemachten Perjonen der eine unter dem Namen „Grubendireftor“ 
die technijche Oberleitung des ganzen Betriebes führt und der andere 
als unmittelbarer Betriebsführer (Oberjteiger) thätig iſt. Die verant- 
wortliche Leitung vertheilt jich unter beiden als dem Ober: und Unter: 
beamten, und beide fünnen daher, 3. B. auf Grund des 8 3 des Gel. 
v, 26. März 1856 wegen unbefugter Mineralgavinnung verantwortlich 
gemacht werden. Der Betriebsführer ijt nach $ 76 für die Befolgung 
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aller jeinen Geſchäftskreis betreffenden WVBorjchriften und Anordnungen 
auch dann ftrafrechtlich verantivortlich, wenn die Sorge für die Befol- 
gung einer jolchen Anordnung zunächit einem untergeordneten Angejtell: 
ten des Bergwerfs obliegt. Vgl. das obige Urth. des Reichsg. v. 26. 
Nov. 1881 u. Urth. dei. v. 10. Juli 1885, 3. Bd. 29 Heft 4. 

Auch der mit der Beauffichtigung eines einzelnen Betriebes (Schach— 
tes) beauftragte und von der Bergbehörde als hierzu befähigt aner- 
fannte Steiger gehört zu den nad) $ 76 verantwortlichen Berjonen. 
Urth. des Kammerg. vom 23. Oft. 1882, 3. Bd. 27 ©. 228; Johow, 
Sahrb. Bd.4 ©. 312. Val. auch Urth. des Reichsg. dv. 23. Scpt. 1837, 
3. Bd. 29 ©. 229. 

Ob und in wieweit der Bergwerfsbefiger jelbjt neben feinem Auf— 
ſichtsperſonal ſtraf- oder civilrechtlich mit verantwortlich it, unterliegt 
im einzelnen alle der Beurtheilung nach den Vorjchriften des Bergg. 
und der allgemeinen Gejeße. 

Zu & 77. 


1. „Obgleich nach den bisherigen Erfahrungen nicht zu befürchten 
it, daß Werfsbeamte jich der im $ 77 ausgedrüdten, in der Natur der 
Sache liegenden Verpflichtung entziehen jollten, jo iſt dieje Beſtimmung 
doch mit Rückſicht auf die veränderte Stellung der Bergbehörde zum 
PBrivatbergbau aufgenommen, um jedem Zweifel vorzubeugen.“ Motive 
©. 63. 

2. Die Strafbeitimmung des $ 207 auf den Fall des $ 77 aus: 
zudehnen, iſt nicht angemefjen erjchienen und daher abjichtlich unterblie- 
ben. Es würde jomit der Abjicht des Gejeßes zumider und nicht zu- 
läſſig jein, die Nichterfüllung diefer Verpflichtung durch bergpolizciliche 
Vorichrift unter die Strafe des $ 207 zu ftellen. Als Zwangsmittel 
wäre im Nothfalle ein exefutivischer Strafbefehl des Oberbergamts ($ 190) 
zu erlaſſen. 

3. Die Bergbehörde iſt für befugt zu erachten, zu der polizei- 
lichen Berahrung eines Bergwerks die zur Erreichung des amtlichen 
Zwedes nothwendigen Perſonen, 3. B. den Repräfentanten eines benach- 
barten Bergwerfs zuzuzichen. Rekursbeſch. v. 5. Aug. 1870, 3. Bd. 11 
S. 372; vergl. auch Achenbach 3. Bd. 10 ©. 520, u. $15 Bem. 108. 


Zu $ 78. 

1. Da die Befahrung und Befichtigung der Bergwerfe zur Aus: 
bildung in dem Bergfache unerläßlich iſt, jo liegt e8 im allgemeinen In— 
terejje, daß die Bergwerföbefiger für verpflichtet erflärt werden, die Be: 
nutzung dieſes Ausbildungsmittels den durch oberbergamtlichen Fahrjchein 
legitimirten Perſonen zu gejtatten. Zur Begründung diejer Verpflichtung 
bedurfte es einer gefeßlichen Vorſchrift. Motive ©. 64. 

Die durch $ 78 begründete Verpflichtung iſt eine beſtimmt begrenzte. 
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Sie bejtätigt ald Ausnahme die Regel, daß der Bergwerksbeſitzer „fein 
Hausrecht“ ausüben und Dritten den Zutritt verfagen kann, und daß 
die Bergbehörde anders als bei bergpolizeilichem Einjchreiten nicht be= 
fugt ift, Dritten die Befahrung fremder Bergwerke zu geftatten. $ 77 
Bem. 3; Ahenbad, 3. Bd. 10 ©. 520. 

2. Die Befolgung des $ 78 kann nur durch Erefutivftrafen er: 
zwungen werden; vergl. $ 77 Bem. 2. 


Zu & 79. 

1. Die gejegliche Berpflichtung des Bergwerfsbefigers zur Be: 
ſchaffung des ftatijtiichen Materials rechtfertigt fich durch den anerfannt 
großen Werth einer zuverläffigen, fortichreitenden Bergwerfsitatijtif. Der 
Erlaß der hierauf bezüglichen VBorjchriften jteht gegenwärtig dem Mini— 
ſter der öffentlichen Arbeiten zu. Gleichzeitig dienen die ſtatiſtiſchen 
Nachrichten zur Aufftellung der Reichs-Meontanftatiftil. Zufolge Be- 
Ichluffes des Bundesraths v. 7. Dez. 1871 wird auch die Stattjtif des 
Hüttenbetriebes, welche bis dahin von den Bezirkäregierungen erhoben 
wurde, durch die Bergbehörden beichafft, indem es als wünjchenswerth 
bezeichnet wurde, bei den hiermit beauftragten Behörden die entfprechen- 
den technischen Fachkenntniſſe vorausjehen zu fünnen. Für beſtimmte 
Einzelzwede werden nicht jelten bejondere ftatiftiiche Erhebungen ange— 
ordnet. Die zur Knappſchaftsſtaätiſtik erforderlichen Nachrichten haben 
nach $ 185 die Knappſchaftsvorſtände zu beichaffen. 

2. As Zwangsmittel kann nur ein erefutivifcher Strafbefchl zur 
Anwendung kommen; vergl. $ 77 Bem. 2. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den Bergleuten. 

1. Der dritte Abjchnitt behandelt den zwiſchen den Bergwerfsbe- 
figern al3 Arbeitgebern und den Bergleuten als Arbeitnehmern bejtehen: 
den Vertrag und die hiermit zufammenhängenden Nechtsverhältniffe, hat 
aber nicht den Zweck, das Arbeitsverhältniß nach allen Seiten erſchö— 
pfend zu regeln. So find namentlich die Bejtimmungen über die Beichäf- 
tigung der jugendlichen und weiblichen Arbeiter und über die Sonntags: 
arbeit bei dem Bergbau der allgemeinen Gejeßgebung vorbehalten, während 
dem Knappſchaftsweſen ein bejonderer Titel des Berggeſetzes gewidmet 
it. Die 88 80 bis 85 beichäftigen jich mit dem Urbeitsvertrage, der 
Auflöfung dejjelben und dem Abfehrichein, die SS 86 bis 91 mit den 
gegen das Trudiyitem gerichteten Meaßregeln; in den 88 92 und 93 
reihen fich allgemeine Beitimmungen an. 

Die Gründe, aus welchen die Vorjchriften dieſes Abſchnitts über: 
haupt in das Berggeſetz aufgenommen worden jind, jtatt der allgemeinen 
Gewerbegeſetzgebung überlaffen zu werden, bejtanden nach den Motiven 
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©. 12 hauptjächlich darin, daß, weil die damaligen Gewerbegejege für 
die rechtliche Behandlung des Berhältniffes der Bergarbeiter weder über: 
all paßten noch ausreichten, erſt wenige Jahre vorher diejes Verhältniß 
durch das Spezialgefeg, betr. die Aufjicht der Bergbehörden über den 
Bergbau x. v. 21. Mat 1860 (G. ©. ©. 201, 3. Bd. 1 ©. 1u. 349) 
neu geordnet war, und man weder die hierdurch erlangten Verbeſſerun— 
gen des Nechtszuftandes wieder aufgeben, noch die jeitdem gemachten 
Erfahrungen für die weitere Fortbildung diefer Vorſchriften unbenußt 
laffen wollte. 

Die Ausnahmeftellung, in welcher die Bergleute jich nach der älteren 
rechtsrh. Berggeſetzgebung den Bergwerföbefigern und der Bergbehörde 
gegenüber befanden, und die hiermit zufammenhängenden Beſchränkungen 
der Freizügigfeit wurden befanntlic) durch das vorerwähnte Geſetz be- 
jeitigt. Einige andere noch übrig gebliebene Eigenthümlichfeiten, wie der 
Heirathsfonjend und bei den Harzer Bergleuten die Steuerfreiheit, ver- 
ſchwanden in Folge jpäterer Spezialverordnungen ebenfalle. (Vergl. über 
die frühere eigenartige Nechtslage der deutjchen Bergleute u. a.: Achen: 
bad, 3. Bd. 12 ©. 80; Kloftermann, 3. Bd. 13 ©. 46; Nögge: 
rath, 3. Bd. 14 ©. 204.) 

Seitdem beruht auch bei dem Bergbau das Nechtsverhältniß zwi— 
chen Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf dem Grundſatze des freien Ber: 
trages, umd nur gewifje, vorwiegend auf den Schuß der Bergarbeiter 
berechnete gejegliche Beichränfungen der Vertragsfreiheit blieben bejtchen, 
wurden jedoch durch das Bergg. noch enger begrenzt, „um das Rechts— 
verhältnig der Bergleute von den allgemeinen Regeln des Civilrechts 
nicht weiter zu entfernen, als fachlich und erfahrungsmäßig nothiwendig 
iſt'; Motive S. 64. Mit diefen Abänderungen gingen die Vorfchriften 
des Gef. dv. 21. Mai 1860 in das Bergg. über. Die im $ 6 daf. vor: 
gejehene Einrichtung, nach welcher Streitigkeiten zwiſchen Bergwerksbe— 
jigern und Bergleuten über das Wrbeitsverhältnig der vorläufig voll: 
jtredbaren Enticheidung des Nevierbeamten, vorbehaltlich des Nechts- 
weges, unterliegen, wurde inde wieder bejeitigt, weil fie fich nicht ber 
währt hatte; Motive ©. 64, 65. Dagegen blieb das SKtoalitionsverbot 
und die Strafbarkeit des eigenmächtigen Verlaſſens der Arbeit ($$ 16, 
17, 18 jenes Gef.) gemäß $ 244 des Dergg. noch in Kraft, bis die 
Aufhebung durch die Gewerbeordn. erfolgte. Vergl. $ 244 u. Anhang 
zum dritten Titel Nr. IV. Gleichzeitig traten auch die Vorfchriften der 
Sewerbeordn. zur Bekämpfung des Truckſyſtems an die Stelle der 
z8 86 bis 91 des Bergg., jo daß diejer wichtige Gegenstand fich gegen: 
wärtig lediglich nad) den SS 115 bis 119 nebjt 8 146 Nr. 1 der Ge: 
werbeordn. (Faſſung v. 1. Zuli 1883) regelt; vergl. Bem. zu 88 86 
bis 92. 

In Folge deſſen bejteht nunmehr als Gejammtergebniß der jtatt- 
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gehabten Veränderungen in der Hauptiache Uebereinitimmung in den 
Nechtsverhältnijjen der Bergleute und der eigentlichen Gewerbearbeiter, 
namentlich der Fabrik- und Hüttenarbeiter. 

Soweit die Borjchriften des dritten Abjchnitts noch zu Necht be: 
jtehen, finden diejelben auf die „Bergleute“ im eigentlichen Sinne und 
diejenigen Arbeiter Amwendung, welche bei den Aufbereitungsanftalten 
(S 58) und jonjtigen Zubehörungen der Bergwerke beichäftigt find. Die 
Hüttenarbeiter fommen hier überhaupt micht mehr in Betracht, und für 
eine jinngemäße Anwendung jener Borjchriften auf die Salinenarbeiter 
liegen hinreichende rechtliche Anhaltspunkte cbenfalls nicht vor; vergl. 
auch 3. Bd. 1 ©. 438. Die Werksbeamten find Hinfichtlich ihres Dienit- 
verhältniffes den Vorſchriften des dritten Abjchnitts nicht unterworfen; 
Motive S. 65. Ebenjo wenig fünnen Werfsverdingungsverträge den 
letzteren unterjtellt werden; Urth. des Reichsg. v. 22. Oft. 1886, 2. 
Bd. 28 ©. 81. 

In die neueren deutjchen Berggejege find dieſe Vorfchriften nur 
theifweife und mit Abänderungen, in das Bergg. für Eljaß-Lothr. gar 
nicht übergegangen. Gegenwärtig it die erwünſchte allgemeine Ueberein— 
ſtimmung durch die Gewerbeordn. erreicht (Art. 2 der Reichsverfaffung). 

2. Soweit der dritte Abjchnitt noch in Kraft ſteht, gilt derjelbe 
auch für den ſächſ. Kohlenbergbau ($ 9 lit. b des Gel. v. 22 Fehr. 
1569) und den Braunfohlenbergbau in denjenigen Zandestheilen, in wel: 
chen gegenwärtig die Beitimmung im $ 210 Abſ. 2 des Bergg. Anwen: 
dung findet; ſ. unten. 

Zu 8 80. 

1. Wie nad) $ 105 der Gewerbeordn. die Feitfegung der Verhält: 
niſſe zwischen den jelbftitändigen Gewerbetreibenden und den gewerblichen 
Arbeitern, vorbehaltlich der durch Neichsgejeg begründeten Beichränfungen, 
„Begenjtand freier Uebereinkunft“ ift, jo beruht nach dem Bergg. das 
Verhältniß zwiſchen den Bergmwerfsbefigern und den Bergleuten auf 
freiem Uebereinfommen, injoweit daſſelbe nicht durch unabänderliche 
Geſetzesvorſchriften, insbejondere auch des Bergg. ($$ 84, 85) und der 
Sewerbeordn. (Truckſyſtem) beichränft iſt. Im Uebrigen unterliegt diefer 
Arbeitsvertrag der Beurtheilung nach den allgemeinen Grundjägen des 
Eivilrecht3 im Bezug auf die formellen Erforderniffe (jchriftliche, münd— 
liche Form), wie auf feinen Inhalt. Nach Eivilrecht it namentlich auch 
zu entjcheiden, ob eine Dienitmiethe oder eine Werfsverdingung vorliegt. 
Unter den Begriff der erjteren gehören auch die nach Maß oder Gewicht 
abgeichlofjenen Gedinge. 

2. Einen Theil des Arbeitsvertrages bildet die Arbeitszeit. Die 
Dauer der Schiehten und die Zeit des Schichtenwechiels hängt cbenfo 
von dem Uebereinfommen ab, wie die Feſtſetzung der Schicht: und Ge: 
dingelöhne ; jchon bei Erlaß des Gel. v. 21. Mai 1360 wurde ausge: 
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Iprochen, daß die Bergbehörde hierbei nicht mehr mitzuwirken habe; 2. 
Bd. 1 ©. 2, 391, 394, 451 Anm. 1. Dies ſchließt jedoch nicht aus, 
dab die Bergbehörde unter bejonderen Verhältniſſen aus bergpolizeilichen 
Gründen ($ 196) einen Einfluß auf die Dauer der Arbeitszeit aus- 
üben und beichränfende bergpolizeiliche Anordnungen treffen kann. In 
diefem Sinne iſt z. B. die regelmäßige Beſchäftigung der Anjchläger, 
Abnehmer, Majchinen- und Stejjelwärter auf den Bergwerfen über täg- 
lich zwölf Stunden hinaus bergpolizeilich verboten worden, um „eine Ge: 
fährdung des Lebens und der Gejundheit der übrigen, bei dem Gruben 
betriebe bejchäftigten Arbeiter zu verhüten.“ Beichluß des Oberb. Bres— 
lau v. 5. Juni u. Nekursbeich. v. 11. Sept. 1880, 3. Bd. 21 ©. 534. 
Ferner gehört hierher das Verbot, bei dem unterirdischen Grubenbetriebe 
Arbeiter in einer Temperatur von 29 Grad Celſius oder mehr länger 
als ſechs Stunden täglich zu bejchäftigen. Bergp.-Berordn. des Oberb. 
Dortmund v. 14. Juni 1884, 3. Bd. 25 ©. 418. 

3. Der Erlaß einer Arbeitsordnung hängt von der freien Ent: 
ſchließung des Bergwerföbefigers ab; cine gejeßliche Verpflichtung hierzu, 
wie nad) $ 200 des öjterr. und $ 78 des k. ſächſ. Bergg. bejteht nicht. 

Unter „Arbeitsordnung“ it hier zu verftehen: „die Zuſammenſtel— 
lung derjenigen Beltimmungen, nach welchen fich der Arbeiter bei der 
ihm übertragenen Arbeit und während der Zeit feines Aufenthalts auf 
und in dem Bergwerfe zu achten hat, ſowie derjenigen Nachtheile, welche 
ihn treffen, wenn er gegen dieje Beitimmungen handelt;“ vergl. 3. Bd. 1 
©. 395, 447. Durch die Bekanntmachung auf dem Werfe erlangt die 
Arbeitsordnung die Bedeutung einer allgemeinen Bertragsofferte des 
Bergwerfsbefigers, in welcher derjelbe ein für allemal diejenigen Bedin- 
gungen feitießt, unter denen er Arbeiter in Dienjt nehmen will. Geht 
der Arbeiter unter Annahme diejer Bedingungen das Dienſtverhältniß 
ein — was jchon dadurch geichieht, daß er beim Eintritt in die Arbeit 
das Beitehen einer Arbeitsordnung gekannt hat — jo bildet die Arbeits- 
ordnung den Arbeitsvertrag oder wenigitens einen Beitandtheil dejjelben. 
Vergl. Urth. des Landg. Dortmund v. 5. Nov. 1887, 3. Bd. 29 ©. 255; 
auch Braſſert, 3. Bd. 2 ©. 106. Dem Bergwerktsbefiger ijt überlafjen, 
in welchem Umfange er die Beitimmungen des Arbeitsvertrages in die 
Arbeitsordnung aufnehmen will; legtere wird um jo brauchbarer jein, je 
vollitändiger jie das ganze Arbeitsverhältnig umfaßt. Ihr Zweck iſt 
nicht bloß auf eine genaue, vereinfachte Feititellung des Rechtsverhält- 
nijjes zwijchen beiden Theilen, jondern namentlich auch auf eine wirt: 
jame Handhabung der Disziplin gerichtet. Die zu dieſem Behufe in 
der Arbeitsordnung angedrohten Strafen (Freiheits- und Ehrenftrafen 
ſind unzuläſſig) haben die rechtliche Natur von Sonventtonalitrafen und 
unterliegen als jolche der Veurtheilung nad) den allgemeinen Rechts— 
grundjägen (vergl. z. B. A. L. R. TH. I Tit. 5 88 292 ff, rhein. 
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Eivilgejeßb. Art. 1226 ff.). Zur Gültigkeit ſolcher Strafbeitimmungen 
gehört, daß die Art und Höhe der Strafen genau beftimmt und nicht Tedig- 
(ich dem Ermefjen des Bergwerksbefigers überlaffen ift. Im Uebrigen 
empfiehlt fich eine bezirksweiſe Uebereinjtimmung der Arbeit3ordnungen. 

4. „Sleichzeitig” mit der Bekanntmachung einer Arbeitsordnung 
muß diejelbe zur Kenntniß der Bergbehörde gebracht werden. Im Unter: 
laffungsfalle trifft die Strafe des 8 207 zunächit den Bergwerksbeſitzer 
und, wenn die Bekanntmachung zu den Gejchäften des Betriebsführers 
gehört, auch Dielen. 

Bermöge ihres Auffichtsrechts kann die Bergbehörde nicht zugeben, 
daß dem Gejeße oder der Bergpolizei zunviderlaufende Beitimmungen 
durch eine Arbeitsordnung zur Richtſchnur für die Arbeiter gemacht 
werden. Der Revierbeamte ($ 189) joll deshalb durch die Einreichung 
der Arbeitsordnung rechtzeitig in den Stand gejeßt werden, den Inhalt 
derjelben auf ihre Gejegmäßigfeit zu prüfen und die Ausführung unzu— 
läffiger Beftimmungen zu verhindern. Als Zwangsmittel ift ein exeku— 
tivifcher Strafbefehl des DOberbergamts ($ 190) zuläffig. 

Bon der amtlichen „Beitätigung” der Arbeitsordnungen, welche 
das Ge. v. 21. Mai 1860 (8 3) in Uebereinjtimmung mit dem öjterr. 
Bergg- (8 220) verlangte, ſieht das Bergg. ab, weil die Frage, auf 
welche Beitimmungen der Arbeitsordnungen die Bergbehörde ihre Be: 
jtätigung auszudehnen bezw. zu bejchränfen habe, zu mancherlei Ver- 
widelungen geführt und dieje Formalität ich auch als entbehrlich heraus— 
geftellt hatte. Motive ©. 65, 66; 3. Bd. 2 ©. 113. 

5. Eine für die Bergleute wohlthätige Beichränfung erleidet Die 
grumdjäglich anerkannte Bertragsfreiheit durch die reichsgejeglichen Vor: 
jchriften über die Beihhlagnahme und die Pfändung des Arbeitz- 
oder Dienftlohnes. Die Mängel des früheren unficheren Rechtszuftan- 
des (vergl. 8. Bd. 11 ©. 394, 3.7. B. 9. u. S.-Wejen Bd. 4 ©. 209) 
wurden befeitigt durch das — mit Weglaffung der Uebergangsbeitimmuns 
gen im $ 5 — nachitehende 


Geſetz, betr. die Beſchlagnahme des Arbeits- oder Dienftlohnes, 
Bom 21. Juni 1869. 
B. G. Bl. 1869 ©. 242 und 1871 ©. 63. 


8 1. Die Vergütung (Lohn, Gehalt, Honorar u. f. w.) fiir Arbeiten 
oder Dienfte, welche auf Grund eines Arbeits- oder Dienftverhältnifjes 
geleiftet werden, darf, fofern dieſes Verhältnik die Erwerbsthätigkeit des 
Bergütungsberechtigten volljtändig oder hauptjächlich in Anfpruch nimmt, 
zum Zwecke der Sicherjtellung oder Befriedigung eines Gläubigers erſt dann 
mit Bejchlag belegt werden, nachdem die Leitung der Arbeiten oder Dienfte 
erfolgt und nachdem der Tag, an welchem die Vergütung gejehlich, ver— 
trags⸗ oder gewohnheitämäßig zu entrichten war, abgelaufen ift, ohne daß 
der Bergütungsberechtigte diejelbe eingeforbert hat. 
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82. Die Beitimmungen des 8 1 können nicht mit rechtlicher Wir- 
fung durch Vertrag ausgeichloffen oder beichränft werben. 

Soweit nach diefen Beitimmungen die Beichlagnahme unzuläffig ift, 
ift auch jede Verfügung durch Geffion, Anweiſung, VBerpfändung oder durd) 
ein anderes Rechtsgeſchäft ohne rechtliche Wirkung. 

$ 3. Ms Vergütung ift jeder dem Berechtigten gebührende Vermö— 
gensvortheil anzufehen. Auch macht e3 feinen Unterfchied, ob diefelbe nach 
Zeit oder Stüd berechnet wird. 

Sit die Vergütung mit dem Preife oder Werth für Material oder 
mit dem Erjaß anderer Auslagen in ungetrennter Summe bedungen, fo 
gilt als Vergütung im Sinne diefes Gefehes der Betrag, welcher nach Ab— 
zug des Preifeg oder des Werthes der Materialien und nach Abzug der 
Auslagen übrig bleibt. 

8 4. Das gegenwärtige Geje findet feine Anwendung: 

1. auf den Gehalt und die Dienftbezüge der Öffentlichen Beamten; 

2. auf die Beitreibung der direkten perjönlichen Staatsftenern und 
Kommunalabgaben (die derartigen Abgaben an Kreis-, Kirchen, Schul: 
und fonjtige Kommunalverbände mit eingejchloffen), fofern diefe Steuern 
und Abgaben nicht feit länger als drei Monaten fällig geworden find; 

3. auf die Beitreibung der auf gejeßlicher Vorſchrift beruhenden Ali- 
mentationsanfprüche der TFamilienglieder; 

4. auf den Gehalt und die Dienftbezüge der im Privatdienfte dau- 
ernd angeftellten Perjonen, joweit der Gejammtbetrag die Summe von 
vierhundert Thalern jährlich überfteigt. 

Als dauernd in diefem Sinne gilt das Dienftverhältnik, wenn das— 
jelbe gejeßlich, vertrags= oder gewohnheitsmäßig mindeſtens auf Ein Jahr 
beftimmt, oder bei unbejtimmter Dauer für die Auflöfung eine Kündigungs— 
frift von mindeftens drei Monaten einzuhalten ift. 

Anfnüpfend an dieſes Gejeß verordnet jodann in Bezug auf die 
„Bwangsvollitredung in Forderungen und andere Bermögensrechte“ durch 
Pfändung die 

Eivilprozefordnnung. 


S 749. Der Pfändung find nicht unterworfen: 
I. der Arbeits» oder Dienjtlohn nach den Beitimmungen des Reichs— 
gejeßes vom 21. Juni 1869 (B. ©. Bl. 1869 ©. 242 und 1871 ©. 63). 


Vergl. über die Tragweite dieſer Vorjchrift bezüglich des bereits 

ausgezahlten Lohns Cappell, 3. Bd. 24 ©. 165. 
3u 8 81. 

1. $ 81 iſt aus dem Gel. v. 21. Mat 1860 $ 4 übernommen. 
Die vierzehntägige Kündigungsfriit entjpricht einem alten bergmännifchen 
Brauche und ftimmt zugleich mit der Kündigungsfriſt der 88 122, 134 
der Gewerbeordn. überein. Vorausſetzung iſt für dieſes Kündigungs— 
recht, da das aufzulöjende Bertragsverhältnig in eigentlicher Dienſt— 
miethe beſteht; bei der Werfsverdingung kann dafjelbe feine Anwendung 
finden. 3. Bd. 1 ©. 454. 

2. Innerhalb der Kündigungsfriit fann der vertragsmäßig feſtge— 
jegte Gedingelohn nicht einjeitig von dem Bergwerföbefiger herabgejett 
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werden, es ſei denn bei bejonderen Umständen ausdrüdlich vereinbart 
worden. Urth. des Landg. Dortmund v. 27. Sept. 1884, 3. Bd. 27 
©. 9. 

Zu &$ 82 und 83. 

1. Aus gewiſſen triftigen Gründen fann der Dienjtvertrag (Dienft- 
miethe) Schon vor Ablauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und ohne vor- 
gängige Auffündigung von dem einen und dem anderen Theile anfgelöft 
werden. Dieje Ausnahmefälle find in den SS 82 u. 83 genman bezeichnet. 
Letztere ſtimmen wejentlich mit $ 5 des Gel. dv. 21. Mai 1860 über: 
ein, welcher wiederum den 88 140, 141 der preuß. Gewerbeordn. vd. 17. 
Jan. 1845 nachgebildet war. In den $$ 123, 124 der Reichs-Gewerbe— 
ordn. find die im den 83 82 u. 83 angegebenen Fälle noch durch andere 
Fälle vermehrt. Da indeß die SS 123 u. 124 nicht zu den auf den 
Bergbau ausgedehnten VBorjchriften der Gewerbeordn. gehören (vergl. 88 
6 u. 154 Abi. 3), jo kommen bei den Bergleuten nach wie vor nur die 
SS 82 u. 83 umd zwar nad) ihrem Wortlaute in Betracht. 

2. „Veruntreuung“ (882 Nr. 1) ift die „Unterjchlagung” einer frem— 
den beweglichen Sache, welche dem Unterichlagenden „anvertraut“ war. 
DOppenhoff Nr. 498 u. Strafgejegbuch 9. Ausg. Nr. 57 zu $ 246. 

Zu den „Thätlichfeiten” ($ 82 Nr. 3) gehört aud) die „mittels 
einer Thätlichkeit” begangene Beleidigung (Strafgejeßb. $ 185), während 
unter „Schmähungen“ jonjtige „grobe Beleidigungen“ zu verjtehen find; 
die Gerwerbeordn. (88 123, 124) bedient fich des letzteren Ausdruds. 
Vergl. Urth. des Reichs-Oberhandelsg. v. 30. April 1873, Entſch. Bd. 9 
©. 306. 

3, Inwiefern in den im $ 82 Nr. 4 gedachten Fällen dem Ent- 
laffenen ein Anſpruch auf Entichädigung zufteht, ijt nach dem bejonde- 
von Inhalte des Vertrages und nach den allgemeinen gejeglichen Vor— 
schriften zu beurtheilen. Im $ 5 des Gel. v. 21. Mai 1860 war dieſer 
Grundſatz ausdrücklich ausgejprochen, wurde jedoch als jelbjtverftändlich 
in den $ 82 nicht übernommen. Motive ©. 66; 3. Bd. 1 ©. 397. 


Zu 88 84 und 85. 

1. Die jachlich zufammenhängenden 88 84 u. 85 find, abgejehen 
von zwei minder erheblichen Abweichungen (Motive ©. 66) den $$ 7 
u. 8 des Gef. v. 21. Mai 1860 entlchnt. 

Abgangszeugnifje oder Abkehrſcheine bejtanden faſt allgemein bei 
dem deutschen Bergbau; die Annahme von Bergleuten, welche feinen 
Abkehrſchein beibrachten, war unterjagt (3. Bd. 1 ©. 463). Diejes Ver— 
bot ift im Intereffe der Ordnung im $ 85 aufrecht erhalten, und dem— 
entjprechend ift dem Bergwerksbeſitzer oder defjen Stellvertreter im $ 84 
die Verpflichtung auferlegt, dem abfchrenden Bergmann ein Abgangs- 
zeugniß auszuſtellen. 
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2. Die Berpflichtung des Bergwerfsbefigers ze. zur Ausftellung 
des Zeugniſſes über die „Art und Dauer“ der Beichäftigung muß un- 
abhängig von einem desfallfigen Verlangen des abfehrenden Bergmanns 
erfüllt werden. Anders $ 113 der Gewerbeordn., nach welchem dieje 
Berpflichtung des Arbeitgebers erſt eintritt, wenn der Arbeiter das Zeug- 
niß fordert. Eine Beſchränkung erleidet indeß die Verpflichtung aus 
$ 84 dadurch, daß der Bergmann micht auf Ertheilung eines Abkehr— 
jcheins bejtehen kann, wenn er die Arbeit nicht in gejeglich zuläſſiger 
Weiſe (88 81 bis 83) verlajjen hat. Urth. des Appell.Ger. Hamm (aus 
1873), Gruchot Bd. 18 ©. 404. 

3. „Auf Verlangen“ des abfehrenden Bergmanns tit der Berg— 
werfsbefiger 2c. verpflichtet, auch über die „Führung“ ein Zeugniß aus- 
zujtellen; j. auch Gewerbeordn. $ 113. Dagegen ift der Bergwerksbe— 
figer 2. nicht berechtigt, ohme ein jolches Verlangen oder gar gegen den 
Willen des Bergmanns in dem Abkehrjcheine ein Führungszeugniß zu 
ertheilen oder den Grund der Entlaffung zu vermerken. Refursbeich. v. 
4. Nov. 1879, 3. Bd. 21 ©. 266; vergl. auch Gewerbeordn. $ 111. 
Theilweife anders Klojtermann Anm. 186. 

4. Die Mitwirkung der Ortspolizeibehörde bei den Zeugnifjen tt 
nad) $ 84 eine dreifache: 1. koſten- und jtempelfreie Beglaubigung der 
„Unterjchrift” des Ausitellers des Zeugnifjes; 2. Ausfertigung des Zeug: 
nifjes auf Koften des Bergwerfsbefigers (Stellvertreters), wenn derſelbe 
die Ausjtellung widerrechtlich (Bem. 2) verweigert; 3. Unterjuchung der 
dem abfehrenden Bergmann in dem Zeugniffe zur Laft gelegten Beichul- 
digungen und, wenn dieſe unbegründet befunden werden, Vermerkung 
des Befundes unter dem Zeugniffe. Die etwaigen Koften der Unterju- 
hung hat der Bergwerksbeſitzer ıc., falls aber die Beichuldigung ich 
als begründet herausstellt, der Abfehrende zu tragen. Im den Fällen 
unter 2 und 3 wird die Ortspolizeibehörde ſich unter Umſtänden des 
Beirath3 des Nevierbeamten zu bedienen habe. Die frühere Theilung 
jener Gefchäfte zwiſchen der Drtspolizeibehörde und dem Revierbeamten 
(8 7 de3 Gel. v. 21. Mat 1860) it als unzweckmäßig aufgegeben. 

5. BZuwiderhandlungen gegen $ 85 unterliegen der Strafe des 
$ 207. Die Gelditrafen fliegen nad) $ 92 zu derjenigen Knappſchafts— 
fafje, welcher das Bergwerf, auf dem der Bergmann ohne das Zeugniß 
angenommen ijt, angehört. Bergl. 3. Bd. 1 ©. 470. Ob die Voraus: 
ſetzung der Strafbarkeit vorliegt, daß das frühere Arbeitsverhältniß des 
angenommenen Bergmanns dem Bergwerksbefiger ic. befannt war oder 
nicht unbekannt fein fonnte, hängt von der richterlichen Beurtheilung der 
thatjächlichen Verhältniffe des einzelnen Falles ab. 


Zu 88 86 bis 92. 
Die Schugmaßregeln des Bergg. und der Gewerbeordn. gegen das 
16 
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jog. Trudiyftem (vom engl. truck, tauschen) entjtammen einer gemein- 
jamen Quelle, der preuß. Verordnung, betr. die Errichtung von Gewerbe- 
räthen ꝛc., v. 9. Febr. 1849, ©. ©. ©. 93. Sie bezweden die Sicher: 
jtellung der Arbeiter gegen Beeinträchtigungen bei der Lohnzahlung und 
wurden durch arge Mißbräuche veranlagt, welche bei den früheren, an 
ſich theilweife nüßlichen Einrichtungen zum Nachtheil der Fabrifarbeiter 
eingeriffen waren. Nachdem die Ueberwachung der Auslohnungen der 
Bergleute durch die Bergbehörde bejeitigt war, bedurfte auch der Bergbau 
jolcher fchügenden Vorrichtungen. Diejelben wurden aus den 88 50 bis 
55 jener Verordnung in die 88 10 bis 15 des Geſ. v. 21. Mai 1860 
übernommen, und leßtere fanden jodann wieder unverändert ihren Platz 
in den $$ 86 bis 91 des Bergg., während der $ 92 die Vorjchrift im 
8 19 daj. wiederholte. 

Die Gewerbeordn. (Faſſung v. 1. Juli 1883) behandelt diefen Ge: 
genftand in den 88 115 bis 119 und der dazu gehörigen Strafbeftim: 
mung im $ 146 Nr. 1. Nach $ 154 Abi. 3 da. finden dieſe Beſtim— 
mungen „auf die Befiger und Arbeiter von Bergwerfen, Salinen, Auf- 
bereitungsanftalten und unterivdiich betriebenen Brüchen oder Gruben“ 
entiprechende Anwendung. Gemäß Art. 2 der Neichsverfaffung gelten 
demnach gegenwärtig nur noch dieje reichsgeſetzlichen Vorſchriften in der 
Weife, daß diejenigen des Bergg., einjchl. der bejonderen Borjchrift im 
z 86 Abſ. 3 ihre Anwendbarkeit gänzlich verloren haben. Vergl. Urth. 
des Reichsg. dv. 9. Ian. 1882, Entſch. in Straf. Bd. 5 ©. 425. Es 
folgen hier die einschlägigen VBorjchriften der 


Gewerbeordnung. 
Reichögejehblatt von 1883 ©. 177. 


$ 115. Die Gewerbetreibenden find verpflichtet, die Löhne ihrer Ar- 
beiter baar in Reichswährung auszuzahlen. 

Sie dürfen denfelben feine Waaren Freditiren. Die BVerabfolgung 
von Lebensmitteln an die Arbeiter fällt, jofern fie zu einem die Anſchaf— 
fungstoften nicht überjteigenden Preife erfolgt, unter die vorjtehende Be— 
ftimmung nicht; auch können den Arbeitern Wohnung, Feuerung, Land» 
nugung, regelmäßige Beköftigung, Arzneien und ärztliche Hülfe, ſowie 
Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen übertragenen Arbeiten unter Anrech: 
nung bei der Lohnzahlung verabfolgt werden. 

1. Die Verpflichtung aus $ 115 ruht wie früher nach 86 des 
Bergg. auf dem „Bergwerksbeſitzer“ bezw. dem gejeßlichen Vertreter des- 
jelben (NRepräfentant, Grubenvorjtand 2.) und auf denjenigen Berjonen, 
welche zu denjelben in dem im $ 119 bezeichneten Berhältniffe jtehen. 
Ueber die Berantwortlichkeit des „geichäftsführenden” Mitgliedes eines 
Srubenvorftandes vergl. Urth. des Reichsg. dv. 9. Ian. 1882, Entjch. in 
Strafj. Bd. 5 ©. 428. 

2. Für die Zumwiderhandlungen gegen die Verbote im $ 115 durch 
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dem Gewerbetreibenden gleichzuachtende Perſonen ($ 119) it auch der 
Gewerbetreibende jelbjt verantwortlich; die SS 115 u. 119 legen den 
Gewerbetreibenden und deren Beauftragten gleichmäßige Verpflichtung 
auf. Vergl. Urth. des Reichsg. unter 1. 

3. Die Lohnzahlung hat nicht bloß wie früher in baarem Gelde, 
jondern auch nur „in Reichswährung“ (Münzgeſ. dv. 9. Juli 1873, R. 
G. Bl. ©. 233, Gel. v. 6. Ian. 1876, R. G. Bl. ©. 3) ftattzufinden. 
Die Arbeiter find hierdurch) in Verbindung mit den $$ 116 u. 117 
gegen die migbräuchliche Aufnöthigung jchlechter Zahlungsmittel geſchützt. 
Fremde Münzen, Wechjel, Coupons, Marken, Bons ꝛc. dürfen nicht mehr 
in Bahlung gegeben werden. Zuwiderhandlungen find nach $ 146 Nr. 1 
Itrafbar. Urth. des Obertr. v. 12. Mai 1870 u. 2. Juni 1874, Juſt. 
Min.Bl. ©. 204; Urth. des Reichsg. v. 19. April 1880, Entjch. in 
Straf. Bd. 1 ©. 385; v. 22. Sept. u. 23. Nov. 1882, daf. Bd. 7 
©. 37 u. 247; v. 8. Jan. 1883, Nechtipr. des Neichsger. Bd. 5 ©. 18. 

4. Der Bergwerfsbeliger darf Forderungen, welche ein Dritter 
gegen Arbeiter hat, im Einverjtändnifje der Arbeiter bei der Lohnzah- 
lung in Abzug bringen und deren Beträge direft an den Gläubiger ab» 
führen. Allerdings find die Vorjchriften des $ 115 (früher $ 134) un- 
bedingt maßgebend; die Strafbarfeit des Zuwiderhandelns gegen die: 
jelben fann auch durch entgegengejegte Willenserflärungen der Arbeiter 
nicht bejeitigt werden; zumwiderlaufende Verträge find nichtig. „Anderer— 
jeit8 aber berühren dieje Bejtimmungen in feiner Weiſe diejenigen Ver: 
tragsverhältniffe, im welche die Arbeiter in Beziehung auf die von ihnen 
verdienten Löhne anderweitig und, von den Arbeitgebern abgejehen, nach 
eigener Willensbeftimmung eintreten. Im diefer Richtung ijt die Frei— 
heit der Arbeiter und ihre Befugniß, über ihre Löhne zu disponiren, 
nicht beſchränkt. Es it ihnen aljo insbejondere nicht verjagt, ihre Be- 
dürfniffe anderweitig auf Kredit zu entnehmen und ihre Gläubiger wegen 
der auf jolche Weiſe entitandenen Forderungen vertragsmäßig zu fichern, 
bezw. diejelben auf ihre Löhne zu ihrer Befriedigung anzuweiſen.“ Urth. 
des Obertr. v. 7. San. 1875, 3. Bd. 16 ©. 379, Entſch. Bd. 74, 351. 
In Uebereinjtinnmung hiermit hat auch das Neichsgericht es für jtatthaft 
erflärt, „die Baarzahlung den Arbeitern unter Borausjeßung deren 
Zuftimmung mittelbar an Dritte als Eejjionare oder Gläubiger zu 
leiten.“ Urth. v. 12. Nov. 1882, Entſch. in Strafi. Bd. 7 ©. 197; 
v. 7. Ian. 1886, 3. Bd. 28 ©. 89. 

Dagegen veritöht es gegen das Verbot des $ 115, wenn von dem 
vorher zur Auszahlung bereit gehaltenen und hinterlegten ganzen Lohne 
die von den Bergleuten freiwillig bezeichneten Beträge zurücbehalten 
und diefe als Abichlagszahlungen derjelben auf ihre Waarenjchulden an 
das Gejchäft, bei welchem der Bergwerksbeſitzer interefjirt ijt, abgeführt 
werden. Durch die freie Einwilligung der Arbeiter wird hier die Straf- 
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barkeit des Gewwerbetreibenden aus $ 115 nicht ausgeſchloſſen. Urth. 
des Neichsg. dv. 9. Ian. 1882, Entich. in Strafj. Bd. 5 ©. 425. 

Andererfeits Liegt Lohnzahlung in baar vor, wenn der Arbeiter 
fofort nach Empfangnahme des ihm als Lohn zuftchenden Geldes für 
dieſes Geld oder für einen Theil dejjelben Waaren aus dem Laden des 
Arbeitgebers entnommen hat, auch wenn Dies nad) beitchendem Geſchäfts— 
gebrauche gejchehen it. Die Strafbejtimmung im $ 146 Nr. 1 findet 
daher auf diefen Fall feine Anwendung. Urth. des Neichsg. v. 18. Dez. 
1885, Entſch. in Straff. Bd. 13 ©. 182. 

5. Nach der jeßigen, auf der Novelle v. 17. Juli 1878 (R. ©. 2. 
S. 199) beruhenden Faſſung des $ 115 Abf. 2 erleidet das Verbot des 
Kreditirend von Waaren mjofern eine Beſchränkung, ala „Lebensmittel“ 
zu einem „die Anfchaffungskoften nicht überjteigenden“ Preiſe unter An- 
rechnung bei der Lohnzahlung an die Arbeiter verabfolgt werden dürfen. 
Nach $ 86 Abi. 3 des Bergg. konnte eine folche VBerabfolgung von 
Lebensmitteln (neben denen „Saatfrüchte” noch befonder8 genannt waren) 
nur „im alle eines Nothitandes” und nur auf Grund eines befonderen 
Beichluffes der Bezirksregierung erfolgen. Dieje Vorſchrift ijt aber 
neben $ 115 der Gewerbeordn. nicht mehr ammwendbar; auch bezüglich 
der Bergleute fommt lediglich legterer zur Anwendung. 

6. Durch die — einer extenſiven Auslegung nicht unterliegende — 
Ausnahmevorſchrift des $ 115 Ab. 2 wegen BZuläfjigfeit der Verab— 
folgung von Lebensmitteln werden nur jolche Fälle getroffen, in welchen 
der Arbeitgeber die verabfolgten Lebensmittel für feine Rechnung an— 
gefchafft und den Arbeitern unmittelbar gegen Erjtattung jeiner Aus— 
lagen geliefert hat; dagegen fällt die Verabfolgung von Lebensmitteln 
durch einen dritten Lieferanten nicht unter dieſe Ausnahmevorjchrift. 
Urth. des Neichsg. v. 22. Sept. 1882, Entſch. in Strafj. Bd. 7 ©. 37. 

7. Die Entjcheidung der Frage, ob, wenn eine mehrmalige (gleich- 
zeitig zur Aburtheilung kommende) Webertretung der VBorjchrift des 
$115 (3.2. Anrechnung des Betrages für freditirte Waaren an vier Loh— 
nungstagen) jtattgefunden hat, mehrere oder nur eine jtrafbare Hand— 
fung vorliegen, hängt nach den allgemeinen jtrafrechtlichen Grundfäten 
davon ab, ob die mehrmaligen Webertretungen auf verjchiedenen Ent- 
jchlüffen oder auf einem und demjelben Entjchlufje beruhen, was nad) 
den Umständen des Falles zu beurteilen iſt. Urth. des Neichsg. v. 
13. San. 1885, Entjch. in Strafj. Bd. 12 ©. 102; vergl. auch Urth. 
des Reichsg. v. 21. Jan. 1886, daj. Bd. 13 ©. 285. 

8. Als „Lebensmittel“ jind im Sinne des $ 115 Ab}. 2 in Ueber: 
einftimmung mit dem gewöhnlichen Sprachgebrauche zu betrachten „Die 
Erforderniffe zur Erhaltung und Ernährung des menschlichen Körpers, 
insbefondere aljo Waaren, welche zum Lebensunterhalte de8 Menſchen 
an Speife und Trank dienen.” Mithin find Tabak, Cigarren, Seife 
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und Steinöl nicht für Lebensmittel im Sinne jener Vorfchrift zu erach- 
ten. Urth. des Reichsg. v. 26. April 1887, Entſch. in Straff. Bd. 15 
©. 437. 

$ 116. Arbeiter, deren Forderungen in einer dem $ 115 zuwider» 
laufenden Weife berichtigt worden find, fünnen zu jeder Zeit Zahlung 
nach Maßgabe des $ 115 verlangen, ohne daß ihnen eine Einrede aus dem 
an Zahlungsftatt Gegebenen entgegengejeßt werden kann. Letzteres fällt, 
joweit es noch bei dem Empfänger vorhanden oder diefer daraus bereichert 
ift, derjenigen Hülfskaſſe zu, welcher der Arbeiter angehört, in Ermange— 
lung einer folchen einer anderen zum Beten der Arbeiter an dem Orte 
bejtehenden, von der Gemeindebehörde zu beftimmenden Kafje und in deren 
Ermangelung der Ortsarmentaffe. 

Sit der betreffende Arbeiter Mitglied einer Knappſchaftskaſſe, jo 
iſt dieſe diejenige „Hülfskaffe“, welcher das an Zahlungsitatt Gegebene 
zufällt. Mit der als aufgehoben zu betrachtenden Vorjchrift im 8 90 
des Bergg. dedt fich diefe Beſtimmung injofern nicht ganz, als der 
$ 90 dergleichen Forderungen der Knappſchaftskaſſe zuwies, „welcher 
das betreffende Werk angehört“. 


$ 117. Berträge, welche dem $ 115 zuwiderlaufen, find nichtig. 

Daflelbe gilt von Verabredungen zwijchen den Gewerbetreibenden und 
den von ihnen befchäftigten Arbeitern über die Entnahme der Bedürfniffe 
der letzteren aus gewiffen Verkaufsjtellen, jowie überhaupt über die Ver— 
wendung des Verdienſtes derjelben zu einem anderen Zwed als zur Bethei- 
ligung an Einrichtungen zur VBerbefferung der Lage der Arbeiter oder ihrer 
Familien. 

Berabredungen der hier bezeichneten Art find nicht jtrafrechtlich be- 
droht, jondern nur ciwilrechtlich nichtig. Dafjelbe gilt von der Beſtim— 
mung des $ 118. Urth. des Reichsg. v. 12. Nov. 1882, Entſch. in Strafi. 
Bd. 7 ©. 197. 


$ 118. Forderungen für Waaren, welche dem $ 115 zuwider kre— 
ditirt worden find, können von dem Gläubiger weder eingeflagt, noch durch 
Anrechnung oder ſonſt geltend gemacht werden, ohne Unterjchied, ob fie 
zwifchen den Betheiligten unmittelbar entjtanden oder mittelbar erworben 
find. Dagegen fallen dergleichen Forderungen der im $ 116 bezeichneten 
Kaffe zu. 

Sind die Waaren dem $ 115 zuwider einem Arbeiter Ereditirt wor: 
den, welcher Mitglied einer Knappſchaftskaſſe iſt, jo fallen der letzteren 
die im $ 118 bezeichneten Forderungen zu; ſ. Bem. zu $ 116. 


$ 119. Den Gewerbetreibenden im Sinne der $$ 115 bis 118 find 
gleich zu achten deren Familienglieder, Gehülfen, Beauftragte, Gejchäftg- 
führer, Auffeher und Faktoren, ſowie andere Gewerbetreibende, bei deren 
Geichäft eine der hier erwähnten Perfonen unmittelbar oder mittelbar be— 
theiligt ift. 

Unter den in 88 115 bis 118 bezeichneten Arbeitern werden auch 
diejenigen Perſonen verjtanden, welche für beftimmte Gewerbetreibende 
außerhalb der Arbeitsjtätten der letzteren mit der Anfertigung gewerblicher 
Erzeugniſſe beichäftigt find. 
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Als „Familienglieder” find Hier jolche Perſonen gemeint, welche 
in dieſem Verhältnifje zu dem „Gewerbetreibenden“ im Sinne der 88 115 ff. 
alfo zu dem eigentlichen Gejchäftsheren jtchen, nicht auch Familienange— 
hörige eines technijchen Betriebsführers, Gejchäftsführers des Gewerbe— 
treibenden. Unter den „anderen Gewerbetreibenden“, bei deren Geſchäft 
eine der im 8 119 erwähnten Perſonen mittelbar oder unmittelbar be— 
theiligt iſt, kann nur ein jelbititändiger Gewerbetreibender, der Inhaber 
eines Gejchäfts, verjtanden werden. Urth. des Neichsg. v. 30. Mär; 
1882, Entſch. in Strafj. Bd. 6 ©. 126. 

$ 146. Mit Geldftrafe bis zu zweitaufend Mark und im Unver- 
mögensfalle mit Gefängnik bis zu ſechs Monaten werden beftraft: 

1. Gewerbetreibende, welche bei der Zahlung des Lohnes oder bei 
den Berfaufe von Waaren an die Arbeiter dem $ 115 zumiderhandeln. 

. Die Geldftrafen fließen der im $ 116 bezeichneten Kaffe zu. 

1. Der $ 154 Abſ. 3 der Gewerbeordn. führt zwar den $ 146 
nicht ausdrüdlich unter denjenigen Vorjchriften auf, welche auch auf die 
Beliker und Arbeiter von Bergwerfen ꝛc. Aınvendung finden jollen ; in— 
dei iſt nach der unzweideutig ausgedrücdten Abjicht des Geſetzgebers zu: 
gleich mit den SS 115 und 119 auch die davon untrennbare Strafvor: 
jchrift des $ 146 an Stelle des $ 91 des Bergg. auf jene Perjonen 
fir ammvendbar erklärt worden. Der $154 hat die 88 115 und 119 in 
ihrer Geſammtheit, aljo auch mit der Strafandrohung des $ 146 auf 
die Befiter und Arbeiter von Bergwerfen ꝛc. erjtredt, jo daß eine jpezielle 
Bezugnahme auf 8 146 unnöthig erjchien. Urth. des Neichsg. v. 9. Jan. 
1882, Entich. in Strafſ. Bd.5 ©. 425; vergl. auch 3. Bd. 11 ©. 255, 257. 

Mit der Strafvorichrift des $ 91 des Bergg it auch die hierauf 
bezügliche Bejtimmung im $ 92 daf. aufgehoben, während letzterer im 
Uebrigen noch in Kraft fteht. 

2. Bei Anwendung des $ 146 Ab}. 1 kann nicht unter drei Marf 
Geldſtrafe herabgegangen werden. Urth. des Reichsg. v. 16. März 1382, 
Rechtſp. des Reichsg. Bd. 4 ©. 253. 

3. Die Kaſſe, zu welcher die Gelditrafen fliegen, iſt die Knapp— 
Ichaftsfaffe, wenn der betreffende Arbeiter Mitglied Der letzteren iſt; 
vergl. Bem. zu $ 116 ©. 245. 


Zu & 93. 

1. Durch $ 93 it die bereits früher auf dem Berwaltungsivege 
angeordnete Führung von Arbeiterlijten zur gejehlichen Verpflichtung 
der Bergwerfsbefiger erhoben. Die Einrichtung dient dazu, Die Ueber: 
wachung der auf die Bergarbeiter bezüglichen Vorjchriften und die Kon— 
trole der Knappjchaftsvorjtände über die vorjchriftsmäßige Anmeldung 
der Arbeiter zu erleichtern. Daß die Eintragungen in die Liſten vor- 
Ichriftsmäßig erfolgen, hat der Nevierbeamte zu überwachen. Min.Erlaß 
v. 18. Oft. 1886, 3. Bd. 28 ©. 19. 
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Uebertretungen des $ 93 unterliegen der Beltrafung nach $ 207. 
Wegen der auf den Bergwerfen auszuhängenden bejonderen Berzeichniffe 
der jugendlichen Arbeiter vergl. $ 138 der Gewerbeordn. ©. 251. 

2. Bon den Arbeiterliften unabhängig find bergpolizeiliche Ein: 
richtungen auf Bergwerfen, welche es ermöglichen, die dort bejchäftigten 
Arbeiter nad) Zahl und Perjon jederzeit genau zu ermitteln; vergl. 3. B. 
die Allg. Bergp-Verordn. des Oberb. Halle v. 10. Dez. 1884 $ 117 u. 
des Oberb. Breslau v. 2. San. 1888 $ 158; 3. Bd. 26 ©.305, Bd. 29 
S. 298. 


Anhang 
zum dritten Abſchnitt des dritten Titels. 


Nach $ 154 Ab}. 3 der Gewerbeordnung finden nicht nur die ©. 
242 u. 245 mitgetheilten, gegen das Truckſyſtem gerichteten 83 115 bis 119, 
jondern aud) die weiteren Beſtimmungen derjelben über die Bejchäftt- 
gung jugendlicher Arbeiter ($$ 135 bis 1395) und über das Koalitions— 
recht ($$ 152 u. 153) entiprechende Anwendung „auf die Befiter und 
Arbeiter von Bergwerfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten ımd unterir: 
disch betriebenen Brüchen oder Gruben“. Es bedarf deshalb, um die 
Kechtsverhältniffe der Bergarbeiter im Anjchluß an die berggejeßlichen 
Vorſchriften vollftändig zur Anjchauung zu bringen, auch der Mitthei— 
lung dieſer Beitimmungen, jowie derjenigen über die Beichäftigung weib: 
licher Arbeiter und die Sonntagsarbeit auf den Bergwerfen ꝛc. Dieje 
Gegenjtände behandelt der vorliegende Abjchnitt unter I bis IV. 


1. Beihäftigung jugendlicher Arbeiter. 

Die wichtigeren, zur Ausführung der Gewerbenovelle v. 17. Zuli 
1878 (R. ©. Bl. S. 199) ergangenen, noch jet mahgebenden Minis 
jterialvorschriften über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter find, ſo— 
weit der Bergbau dabei betheiligt it, abgedrudt Bd. 27 ©. 23 bis 
44 3.7.8.9. u. S.-Wejen; vergl. auch v. Beljen, 3. Bd. 20 ©. 468 ff. 
Die betreffenden Beltimmungen der Gewerbeordnung folgen hier in 
der Faſſung v. 1. Juli 1883 (NR. G. Bl. ©. 177). 

$ 135. Kinder unter zwölf Jahren dürfen in Fabriken nicht bejchäf- 
tigt werben. 

Die Beichäftigung von Kindern unter vierzehn Jahren darf die Dauer 
von ſechs Stunden täglich nicht überjchreiten. 

Kinder, welche zum Bejuche der Volksſchule verpflichtet find, dürfen 
in Fabriken nur dann beichäftigt werden, wenn fie in der Volksjchule oder 
in einer von der Schulauffichtsbehörde genehmigten Schule und nach einem 
von ihr genehmigten Lehrplane einen regelmäßigen Unterricht von minde- 
ſtens drei Stunden täglich genießen. 

Junge Leute zwiſchen vierzehn und ſechszehn Jahren dürfen in Fa— 
brifen nicht länger als zehn Stunden täglich bejchäftigt werben. 
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MWöchnerinnen dirfen während drei Wochen nad) ihrer Niederkunft 
nicht bejchäftigt werden. 

1. Unter dem Gejammtnamen „jugendliche Arbeiter“ im Sinne 
der 88 135 bis 139 find die „Kinder“ im Alter von zwölf bis vier: 
zehn Jahren und die „jungen Leute” im Alter von vierzehn bis jechszchn 
Sahren begriffen; vergl. $ 136. 

2. Jede, auch die nicht regelmäßige Beichäftigung jchulpflichtiger 
Kinder iſt nur dann jtatthaft, „wenn dieſelben einen regelmäßigen Unter- 
richt von mindestens drei Stunden täglich genießen“, und zwar muß nach 
der Min.-Verfügung dv. 31. Jan. 1880 (Min.-Bl. f. d. innere Verw. 
S. 97) der Unterricht in jedem Falle nach einem von der Schulauf: 
jichtsbehörde bejonders genchmigten „Lehrplane“ erfolgen, jo daß auch 
in dem Falle, wenn die Kinder an dem vollen Unterricht in der Volksſchule 
theilnehmen, die im $ 135 Ab}. 3 aufgeftellte Bedingung nur dann erfüllt 
it, wenn binfichtlich des Schulunterrichts der in Fabriken ꝛc. beichäftigten 
Kinder die Genehmigung der Schulauffichtsbehörde vorliegt und ihre 
Arbeitöfarten ($ 137 Abſ. 2) die entiprechende Angabe enthalten. Wenn 
übrigens durch Yandesgejeh ein Schulbejuch von täglich mehr als drei 
Stunden vorgejchrieben it, jo muß diefer Anforderung entiprochen wer: 
den; die Gewerbeordn. verlangt nur einen täglichen Unterricht von „min 
deſtens“ drei Stunden. 

3. Der $ 135 will die Beichäftigung der jugendlichen Arbeiter 
„in dem Fabriksbetriebe“ ($ 136 Ab}. 2) regeln, der jugendliche Arbeiter 
foll über die feitgejegte Grenze hinaus mit jeder Belchäftigung im Fa: 
brifbetriebe verjchont werden. „Unter den Begriff des Fabrikbetriebes 
fällt aber nicht bloß die unmittelbar der Herftellung von Fabrikaten 
dienende Arbeit, jondern jede den Zwecken des Fabrifbetriebes dienende 
Thätigfeit, insbeſondere auch die Herbeiichaffung von Arbeitsmaterial, 
das Heranholen von Nahrungsmitteln, die von den Arbeitern in der 
Fabrik verzehrt werden, und auch das in den merfantilen Betrieb der 
Fabrik fallende Austragen von Rechnungen.“ Urth. des Reichsg. v. 
20. Suni 1884, v. 10. Nov. 1837, Entſch. in Straf. Bd. 10 ©. 433, 
Bd. 13 ©. 305. Aus der finngemäßen Anwendung diejes Grundſatzes 
ergiebt fich, was bei Anwendung des $ 115 unter den Begriff des Berg: 
werksbetriebes fällt. 

4. Bon den Beichränfungen bezüglich der Arbeitszeit (8 135 Abi. 2, 
3, 4, $ 136) fünnen nach $$ 139 und 139a vorübergehende und dauernde 
Ausnahmen nachgelaffen werden. 

5. Wegen Bejtrafung der Zuwiderhandlungen gegen $ 135 vergl. 
8 146 Nr. 2 ©. 255. 

6. Durch bergpofizeiliche Borfchriften ift die Beichäftigung jugend: 
licher Arbeiter bei dem Bergbau, z. B. als Anjchläger und Bremfer an 
Bremsbergen x. theilweiſe noch weiter bejchränft. „Perjonen männlichen 
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Sejchlechts, welche das 16te und Frauensperſonen, welche das 21jte bezw. 
1Ste Lebensjahr nicht überjchritten Haben, dürfen nicht mit Haspelzichen, 
mit Karrenlaufen über das Kreuz oder mit ſolchem auf anfteigenden 
Bahnen bejchäftigt werden.“ Allg. Bergp.:Verordn. des Oberb. Halle 
v. 10. Dez. 1884 $ 113, des Dberb. Breslau v. 2. Jan. 1888 $ 157; 
3. Bd. 26 ©. 305, Bd. 29 ©. 297. 

$ 136. Die Arbeitäftunden der jugendlichen Arbeiter ($ 135) dürfen 
nicht vor 51/, Uhr Morgens beginnen und nicht über 81/, Uhr Abends 
dauern. Zwiſchen den Arbeitöftunden müffen an jedem Arbeitstage regel: 
mäßige Pauſen gewährt werden. Die Baufen müſſen für Kinder eine halbe 
Stunde, für junge Leute zwifchen vierzehn und fechszehn Jahren Mittags 
eine Stunde, jowie Vormittag und Nachmittags je eine halbe Stunde 
mindeſtens betragen. 

Während der Paufen darf den jugendlichen Arbeitern eine Beſchäf— 
tigung in dem Fabrikbetriebe überhaupt nicht und der Aufenthalt in ben 
Arbeitsräumen nur dann geftattet werden, wenn in denfelben diejenigen 
Theile des Betriebes, in welchen jugendliche Arbeiter beichäftigt find, für 
die Zeit der Pauſen völlig eingeftellt werben. 

An Sonn= und Yelttagen, ſowie während der von dem ordentlichen 
Seelforger für den SKatechumenen- und Konfirmanden, Beicht- und Kom— 
munipn=Ünterricht beftimmten Stunden dürfen jugendliche Arbeiter nicht 
beichäftigt werben. 

1. Die den jugendlichen Arbeitern zwiſchen den Arbeitsitunden an 
jedem Arbeitstage zu gewährenden Pauſen müſſen „regelmäßige”, d. h. 
ein für allemal von dem Arbeitgeber feitgefegt jein; vergl. $ 138 Abi. 2. 
Den Kindern unter 14 Jahren müffen täglich mindestens zwei halbjtün: 
dige Paujen gewährt werden. Urth. des Neichsg. v. 30. Sept. 1887, 
Entſch. in Straf. Bd. 16 ©. 267. Eine anderweitige, von der Vor: 
ichrift des $ 136 Abſ. 1 abweichende Regelung der Pauſen kann in den 
bejonderen Fällen der 88 139 und 139a erfolgen. 

Ausnahmen von der VBorjchrift des $ 136 Abi. 2 über die gänz- 
liche Unterbrehung der Arbeit und den Aufenthaltsort während der 
Baujen kann nur der Bundesrath auf Grund des 8 139a Abi. 2 nach: 
laſſen. 

2. Die im $ 136 vorgeſchriebenen Pauſen ſind in die Zeit, wäh— 
rend welcher nach $ 135 jugendliche Arbeiter täglich beichäftigt werden 
dürfen, nicht einzurechnen; vielmehr fann die Dauer der Beichäftigung 
ausjchlieglich der Pauſen auf die im $ 135 angegebene Stundenzahl 
ausgedehnt werden. Min.-Erlaß v. 30. Mai 1880, 3. Bd. 21 ©. 278, 

$ 137. Die Beichäftigung eines Kindes in Fabriken ift nicht ge— 
ftattet, wenn dem Arbeitgeber nicht zuvor für daffelbe eine Arbeitäkarte 
eingehändigt ift. Dafjelbe gilt hinfichtlich der noch zum Befuche der Volks— 
ichule verpflichteten jungen Leute zwijchen vierzehn und ſechszehn Jahren. 
Eines Arbeitsbuches bedarf es in diefem Falle nicht. 

Die Arbeitsfarten werden auf Antrag oder mit Zuftimmung des 
Baters oder Vormundes durch die Ortspolizeibehörde Eoflen- und jtempel- 
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frei ausgeftellt; ift die Erklärung des Vaters nicht zu beichaffen, jo kann 
die Gemeindebehörde die Zuftimmung deffelben ergänzen. Sie haben den 
Namen, Tag und Jahr der Geburt, fowie die Religion des Kindes, den 
Namen, Stand und letzten Wohnort des Vaters oder Bormundes und 
außerdem die zur Erfüllung der gejeßlichen Schulpflicht ($ 135) getroffenen 
Einrichtungen anzugeben. 

Der Arbeitgeber hat die Arbeitsfarte zu verwahren, auf amtliches 
Verlangen jederzeit vorzulegen und am Ende des Arbeitsverhältniffes dem 
Vater oder Vormund wieder auszuhändigen. Iſt die Wohnung des Vaters 
nicht zu ermitteln, jo erfolgt die Zuftellung der Arbeitskarte an die Mutter 
oder den Jonjtigen nächjten Angehörigen des Kindes. 

1. Die Gewerbeordnung unterjcheidet zwiſchen dem Arbeits buche 
(88 107 bis 112, 114) und der für jugendliche Arbeiter beftimmten Ar: 
beitsfarte ($ 137); beide find obligatorisch. Die Verpflichtung, ſich 
mit einem Arbeitsbuche zu verjchen, betrifft nur die „gewerblichen Ar- 
beiter“ d. h. die „Sejellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrifarbeiter” unter 
21 Jahren, eritredt jich dagegen nicht auf die „Arbeiter von Bergwer— 
fen, Saltnen, NAufbereitungsanftalten und unterivdiich betriebenen Brüchen 
oder Gruben“, weil Die auf das Arbeitsbuch bezüglichen Beitimmungen 
nicht zu denjenigen gehören, welche durch S 154 Ab. 3 auch auf dieſe 
Arbeiter ausgedehnt find. Bei dem Bergbau und den verwandten Be- 
trieben kommt deshalb nur die Arbeitsfarte für die jugendlichen Arbeiter 
in Betracht. Min.Erlaß v. 18. Dez. 1878, 3. f. B. 9. u. S-Wejen 
Bd. 27 ©. 38; Brafiert, 3. Bd. 25 ©. 78. 

Nach der Gewerbenovelle v. 17. Juli 1878 mußten nur die Kinder 
von 12 bis 14 Jahren mit einer Arbeitsfarte verjehen fein; der $ 137 
dehnt dieſe Verpflichtung auf diejenigen jungen Leute zwijchen 14 und 
16 Jahren aus, welche noch zum Beſuche der Volksſchule verpflichtet find. 

2. Die Ausstellung der Arbeitsfarten ift auch dann durch Die 
gewöhnlichen Ortspolizeibehörden zu bewirken, wenn Stinder (und noch 
jchulpflichtige junge Leute) bei dem unter bergpolizeilicher Aufficht jte- 
henden Betriebe von Bergwerfen, Salinen, Aufbereitungsanitalten und 
linksrh. Steinbrüchen (8 214) bejchäftigt werden follen. Min.-Erlaß v. 
24. Dez. 1878, 3. Bd. 21 ©. 2; vergl. $ 139b Bem. 2 ©. 255. 

3. Durch Min.Erlaß v. 24. Dft. 1878 iſt das Formular für die 
Arbeitsfarten feitgeftellt und eine Anweiſung für die Ortspolizeibehörden, 
betr. die Arbeitsbücher und die Beichäftigung der Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeiter in Fabriken ꝛc. ertheilt, welche unter B Nr. I bis 
IX von den „Arbeitskarten“ handelt. Min.Bl. 7. d. innere Verw. 
©. 252 ff.; 3.1.89. u SWeſen Bd. 27 ©. 23 ff. 

4. Nach $ 137 Abi. 2 dürfen Arbeitsfarten in den Fällen, in 
welchen „die Erklärung des Vaters nicht zu beichaffen“ ift, nur ausge: 
stellt werden, wenn die Zuftimmung dejjelben zu dem Antrage auf Aus— 
jtellung einer Arbeitsfarte durch die Gemeindebehörde ergänzt ijt. Eine 
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Ergänzung der Zuftimmung des Vormundes iſt im Geſetze nicht vor- 
gejehen und demmach auch nicht auszujprechen. Bergl. den Min.Erlaß 
unter 3. 

5. Die Koften für die Beichaffung der Arbeitsfarten find als 
jächliche Koften der Polizeiverwaltung von Denjenigen zu tragen, welche 
überhaupt die jächlichen Ausgaben der Polizetverwaltung zu bejtreiten 
haben, und die Erjtattung Dderjelben von den Arbeitgebern darf daher 
nicht verlangt werden. Min.Erlaß dv. 25. Febr. 1879; Min.Bl. f. d. 
innere Berw. ©. 97; 3. Bd. 25 ©. 78. 

6. BZuwiderhandlungen gegen $ 137 werden nach $ 150 Nr. 2, 
©. 256 beitraft. 

$ 138. Sollen jugendliche Arbeiter in Fabriken bejchäftigt werden, 
fo hat der Arbeitgeber vor dem Beginn der Beichäftigung der Ortspolizei— 
behörde eine jchriftliche Anzeige zu machen. 

In der Anzeige find die Fabrik, die Wochentage, an welchen die 
Beichäftigung ftattfinden foll, Beginn und Ende der Arbeitszeit und der 
Paufen, jowie die Art der Beichäftigung anzugeben. Eine Aenderung hierin 
darf, abgejehen von Berichiebungen, welche durch Erfegung behinderter Ar- 
beiter für einzelne Arbeitsfchichten nothwendig werden, nicht erfolgen, bevor 
eine entiprechende weitere Anzeige der Behörde gemacht ift. 

In jeder Fabrik hat der Arbeitgeber dafür zu forgen, daß in ben 
Fabrikräumen, in welchen jugendliche Arbeiter beichäftigt werden, an einer 
in die Augen fallenden Stelle ein Verzeichniß der jugendlichen Arbeiter 
unter Angabe ihrer Arbeitätage, ſowie des Beginns und Endes ihrer Ar: 
beitözeit und der Baufen ausgehängt ift. Ebenjo hat er dafür zu forgen, 
daß in den bezeichneten Räumen eine Tafel aufgehängt ift, welche in der 
von der Zentralbehörde zu beftimmenden Faſſung und in deutjcher Schrift 
einen Auszug aus den Beltimmungen über die Beichäftigung jugendlicher 
Arbeiter enthält. 


1. Sollen jugendliche Arbeiter bet dem Betriebe der unter berg: 
polizetlicher Aufficht jtehenden Bergwerfe, Salinen, Aufbereitungsanftal- 
ten und linksrh. Steinbrüche (S 214) beichäftigt werden, jo find die 
Anzeigen ($ 138 Ab}. 1 u. 2) an den Bergrevierbeamten als die zuftändige 
„Drtöpolizeibehörde” bezw. „Behörde“ zu machen; vergl. $ 139b Ben. 2. 

2. Für das nach $ 138 Abi. 3 auszuhängende „VBerzeichni“ der 
jugendlichen Arbeiter it durch den Min.-Erlaß v. 24. Oft. 1878 (j. $ 137 
Bem. 3) ein Formular (D) feitgejtellt. Nach dem Min.Erlaß v. 18. Dez. 
1878 (j. $ 137 Bem. 1) hat der Revierbeamte darauf zu halten, daß 
die in dieſem Berzeichniffe zu machenden Angaben nur auf Grund von 
ortspolizeilichen Bejcheinigungen eingetragen werden, deren e8 nur dann 
nicht bedarf, wenn von dem jugendlichen Arbeiter etwa ein Arbeitsbuch 
beigebracht iſt. 

3. Die Faſſung des nach $ 138 Abi. 3 auszuhängenden „Aus: 
zugs“ aus den Beltimmungen über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter 
ijt ebenfalls durch den vorerwähnten Min.-Erlaß v. 24. Oft. 1878 (Anz 
lage E) bejtimmt und für die unter der Aufficht der Bergbehörden ſte— 
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henden Werke durch Erlaß v. 21. Febr. 1879, 3. f. B. H. u. S.-Wefen 
BD. 27 ©. 43, 44, den bejonderen Verhältniffen angepaßt worden. 

4. Die Nichterfüllung der durch $ 138 begründeten Verpflichtun— 
gen unterliegt der Beitrafung nach $ 149 Nr. 7. Der Lauf der drei: 
monatlichen Berjährungsfriit für die Verfolgung der Uebertretungen des 
$ 138 Abſ. 1 beginnt nicht jchon mit der der Unterlaffung der Anzeige 
thatjächlich nachfolgenden verbotswidrigen Beichäftigung jugendlicher 
Arbeiter. Urth. des Reichsg. v. 21. Dez. 1883, Entjch. in Strafſ. Bd. 9 
©. 353, 

$ 139. Wenn Naturereigniffe oder Unglüdsfälle den regelmäßigen 
Betrieb einer Fabrik unterbrochen haben, jo können Ausnahmen von den 
im $ 135 Abſ. 2 bis 4 und im $ 136 vorgefehenen Bejchränfungen auf 
die Dauer von vier Wochen durch die höhere VBerwaltungsbehörde, auf 
längere Zeit durch den Reichskanzler nachgelaffen werden. In dringenden 
Fällen folcher Art, jowie zur Berhütung von Unglüdefällen kann die 
Drtspolizeibehörde, jedoch höchitens auf die Dauer von vierzehn Tagen, 
ſolche Ausnahmen geftatten. 

Wenn die Natur des Betriebes oder Rüdfichten auf die Arbeiter in 
einzelnen Fabriken es erwünſcht erjcheinen laſſen, daß die Arbeitszeit der 
jugendlichen Arbeiter in einer anderen als der durch $ 136 vorgejehenen 
MWeife geregelt wird, jo kann auf befonderen Antrag eine anderweite 
Regelung Hinfichtlich der Paufen durch die höhere VBerwaltungsbehörde, im 
übrigen durch den Reichskanzler gejtattet werden. Jedoch dürfen in ſolchen 
Fällen die jugendlichen Arbeiter nicht länger als ſechs Stunden bejchäftigt 
werden, wenn zwiſchen den Arbeitsftunden nicht PBaufen von zufammen 
mindeftens einjtündiger Dauer gewährt werben. 

Die auf Grund vorftehender Beftimmungen zu treffenden Verfügun— 
gen müſſen jchriftlich erlaffen werden. 

1. $ 139 trägt dem in gewiſſen Fällen eintretenden Bedürfniffe 
Nechnung, die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in einer von den ge: 
jehlichen Beichränfungen abweichenden Werje zu regeln. Im Abſ. 1 be: 
handelt derjelbe die vorübergehenden Ausnahmen bei Unterbrechung 
des regelmäßigen Betriebes durch Naturereigniffe oder Unglüdsfälle, 
im Ab. 2 die dauernden Abweichungen von der Regelung der Ar: 
beitszeit und der Pauſen durch $ 136. In allen diefen Fällen können 
Ausnahmen nur für einzelne Werke und nur auf befonderen Antrag ge— 
Itattet werden. Vergl. Min.-Erlaß dv. 5. Nov. 1873, Min.-Bl. f. d. 
innere Verw. ©. 264, 3. }. B. 9. u. S.-Wefen Bd. 27 ©. 39. Nach 
diefem Erlaffe wird es fich in Fällen der eriteren Art in der Regel 
darum Handeln, „mit Hülfe der außerordentlichen Verwendung jugend» 
licher Arbeiter eine durch Naturereigniſſe oder Unglücksfälle herbeigeführte 
twejentliche Betriebsftörung jchleunigit wieder zu bejeitigen oder einen zur 
Verhütung von Unglücksfällen erforderlichen außerordentlichen Betrieb 
zu ermöglichen“. Unter Umständen kann es auch darauf anfommen, „den 
durch die Unterbrechung verurjachten Verluſt an Betriebszeit wieder ein— 
zubringen“. Als Fälle der zweiten Art, in denen „die Natur des 
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Betriebes" eine anderweite Regelung wünjchenswerth macht, können der 
Regel nad) nur jolche gelten, „in welchen ein rationeller Betrieb es nicht 
geitattet, den erwachjenen Arbeitern neben den durch den Betrieb jelbit 
gebotenen Unterbrechungen noch die für die jugendlichen Arbeiter geſetz— 
lich vorgejchriebenen regelmäßigen Vor- und Nachmittagspaujen zu ge 
währen, und in denen zugleich eine Bejchäftigung junger Leute — nament- 
lich auch mit Rüdjicht auf die Heranbildung tüchtiger Arbeiter — un— 
entbehrlich und mur dann möglich iſt, wenn diejelben gemeinfam mit den 
erwachjenen Arbeitern bejchäftigt werden“. Daß ferner „Nüdjichten auf 
Die Arbeiter” die anderweite Regelung wünſchenswerth machen, iſt nur 
anzunehmen, „wenn es ſich darım Handelt, den Arbeitern, jei e8 durch 
Abkürzung der Arbeitszeit, jei es in anderer Weiſe, eine Erleichterung 
zu gewähren, welche bei Innehaltung der für die jugendlichen Arbeiter 
gejeglich vorgejchriebenen Pauſen in dem fonfreten Falle nicht durchführ: 
bar jein würde“. 


2. Die im $ 139 den höheren VBerwaltungsbehörden und den 
Drtspolizeibehörden ertheilten Befugnijje find bei den unter der Aufficht 
der Bergbehörden jtchenden Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanjtalten 
und linksrh. Steinbrüchen ($ 214) durch die Oberbergämter bezw. Die 
Bergrevierbeamten auszuüben. Fir fie find hierbei die obigen Ausfüh: 
rungsbejtimmungen v. 5. Nov. 1878 ebenfalls maßgebend. Min.Erlaſſe 
v. 9. Jan. u. 2. Febr. 1879, 3.1.2. 9. u. S.Weſen Bd. 27 ©. 39 
u. 42; vergl. auch $ 139b Bem. 2 ©. 255. 

3. Die auf den $ 139 bezügliche Strafbeitimmung iſt im $ 146 
Nr. 2 ©. 255 enthalten. 

4. Auf Grund des $ 139 Abi. 2 ijt mit Genehmigung des Reichs: 
fanzlers die Arbeitszeit der von der Mansfeld'ſchen Kupferſchiefer banen- 
den Gewerfichaft bejchäftigten Knaben von 14 bis 16 Jahren anderweitig 
geregelt worden. Min.-Berordn. v. 1. Oft. 1879, 8. 1.8.9. u. ©. 
Weſen Bd. 27 ©. 68. 


$ 139a. Durch Beihluß des Bundesrath kann die Verwendung 
von jugendlichen Arbeitern jowie von Arbeiterinnen für gewiffe Yabrifa= 
tiongzweige, welche mit befonderen Gefahren für Gejundheit oder Sittlich- 
feit verbunden find, gänzlich unterfagt oder von bejonderen Bedingungen 
abhängig gemacht werden. Insbeſondere kann für gewiffe Fabrikations— 
jweige die Nachtarbeit der Arbeiterinnen unterfagt werden. 

Durch Beichluß des Bundesraths können für Spinnereien, für Fa— 
brifen, welche mit ununterbrochenem euer betrieben werden, oder welche 
jonjt durch die Art des Betriebes auf eine regelmäßige Tag: und Nacht- 
arbeit angewiefen find, jowie für folche Fabriken, deren Betrieb eine Ein- 
theilung in regelmäßige Arbeitsfchichten von gleicher Dauer nicht geftattet 
oder jeiner Natur nach auf bejtimmte Jahreszeiten befchränft ift, Aus— 
nahmen von den im 8 135 Abi. 2 bis 4 und im $ 136 vorgefehenen 
Beichränkungen nachgelafjen werden. Jedoch darf in folchen Fällen die 
Arbeitszeit für Kinder die Dauer von jechsunddreißig Stunden und für 
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junge Leute die Dauer von ſechszig, in Spinnereien von ſechsundſechszig 
Stunden wöchentlich nicht überjchreiten. 

Die durch Beichluß des Bundesraths getroffenen Beitimmungen find 
dem nächjtfolgenden Reichstag vorzulegen. Sie find außer Kraft zu fehen, 
wenn der Reichdtag dies — 

Im Gegenſatze zu $ 139 behandelt der $ 139a die Fälle, in wel— 
chen durch allgemeine, — Anordnungen "des Bundesraths die 
Beichäftigung jugendlicher (und weiblicher) Arbeiter für gewijje Fabrika— 
tionsziweige wegen „bejonderer Gefahren für Gejundheit oder Sittlichkeit“ 
gänzlich unterjagt oder von bejonderen Bedingungen abhängig gemacht 
(Ab. 1) und ferner mit Rückſicht auf die eigenthümliche Betriebsweife 
gewiſſer Klaſſen von Werfen unter erleichternden Bedingungen zugelaffen 
werden fann (Abſ. 2). Auf Grund diejer Ermächtigung erlich der Bun— 
desrath u. a. folgende 


Beitimmungen, betr. die Befchäftigung jugendlicher Arbeiter auf Steintohlen- 
bergwerten, vom 10. Juli 1881 und 12. März 1883. 
(Gentralblatt für das deutiche Neid v. 1881 ©. 275, v. 1883 ©. 63; 

3. Bd. 22 ©. 2856, Bd. 24 S. 273.) 

I. Auf Steinfohlenbergwerfen, deren Betrieb auf eine doppelte täg— 
liche Arbeitsjchicht eingerichtet ift, treten die Beichränkungen de $ 136 
Abſ. 1 und 2 der Gewerbeordnung für diejenigen jugendlichen Arbeiter 
männlichen Gejchlecht3 über vierzehn Jahre, welche über Tage mit den 
unmittelbar mit der Förderung der Sohlen zufammenhängenden Arbeiten 
beichäftigt find, mit folgenden Maßgaben außer Anwendung: 

1. Die erfte Schicht darf vor 5 Uhr Morgens nicht beginnen, die 
zweite Schicht nicht nach 10 Uhr Abends ſchließen, feine der beiden Schichten 
länger als 8 Stunden dauern. 

2. Zwiſchen den Arbeitsjtunden müfjen den jugendlichen Arbeitern 
an jedem Arbeitstage Paufen von zufammen mindeftens einjtändiger Dauer 
gewährt werben; während der Paufen darf ihnen eine Beichäftigung in 
dem Betriebe nicht gejtattet werden. 

3. Bor Beginn der Beichäftigung ift dem Arbeitgeber für jeden Ar- 
beiter ein ärztliches Zeugniß darüber zuzuftellen, daß die körperliche Ent— 
widelung des Arbeiters eine Beichäftigung auf dem Werke ohne Gefahr 
für die Gefundheit zuläßt. Der Arbeitgeber hat mit dem Zeugniffe nach 
8 137 Abf. 3 der Gewerbeordnung zu verfahren. 

I. In Räumen, in welchen jugendliche Arbeiter nad) Maßgabe 
der Vorfchriften unter I befchäftigt werden, muß neben der nach $ 138 
Abſ. 3 der Gewerbeordnung auszuhängenden Tafel eine zweite Tafel aus— 
gehängt werden, welche in deutlicher Schrift die Beltimmungen unter I 
wiedergiebt. 


8 139b. Die Aufficht über die Ausführung der Beſtimmungen der 
88 135 bis 139a ſowie de 8 120 Abf. 3 in feiner Anwendung auf Fa— 
brifen iſt ausfchließlich oder neben den ordentlichen PBolizeibehörden bejon: 
deren, von den Landesregierungen zu ernennenden Beamten zu übertragen. 
Denjelben ftehen bei Ausübung dieſer Aufficht alle amtlichen Befugniffe 
der Ortöpolizeibehörden, insbeſondere das Recht zur jederzeitigen Revifion 
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der Fabriken zu. Sie find, vorbehaltlich der Anzeige von Geſetzwidrig— 
feiten, zur Geheimhaltung der amtlich zu ihrer Kenntniß gelangenden Ge— 
ſchäfts- und Betriebsverhältniffe der ihrer Revifion unterliegenden Fabriken 


zu verpflichten. 
Die Ordnung der Zuftändigfeitsverhältniffe zwijchen diefen Beamten 


und den ordentlichen Polizeibehörden bleibt der verfaffungsmäßigen Rege- 
[ung in den einzelnen Bundesftaaten vorbehalten. 

Die erwähnten Beamten haben Jahresberichte über ihre amtliche 
Thätigfeit zu erjtatten. Diefe Jahresberichte oder Auszüge aus denjelben 
find dem Bundesrath und dem Reichdtag vorzulegen. 

Auf Antrag der Yandesregierungen fann für ſolche Bezirke, in wel- 
chen Fabrifbetriebe gar nicht oder nur in geringem Umfange vorhanden 
find, durch Beichluß des Bundesraths von der Anftellung bejonderer Be- 
amten abgejehen werden. 

Die auf Grund der Beltimmungen der 88 135 bis 139a ſowie des 
$ 120 Abf. 3 in jeiner Anwendung auf Fabriken auszuführenden amtlichen 
Revifionen müſſen die Arbeitgeber zu jeder Zeit, namentlich auch in der 
Nacht, während die Fabriken im Betriebe find, geftatten. 

1. In Ausführung des 8 1395 find in Preußen den Provinzial- 
behörden TFabrifeninjpeftoren („Sewerberäthe”) zugeordnet. Nach $ 1 
der „Dienſtanweiſung“ v. 24. Mai 1879 (Min.Bl. f. d. innere Verw. 
©. 152, 3. f. B. H. u S.Weſen Bd. 27 ©. 59) umfaßt der Wir: 
fungsfreiS der Gewerberäthe unter andern „innerhalb der durch die 
SS 139b und 154 der Gewerbeordn. bezeichneten Grenzen, mit Aus— 
ſchluß der unter Aufficht der Bergbehörden ftchenden Anlagen, die Auf- 
jicht über die Ausführung der die Beichäftigung der Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeiter betreffenden Beitimmungen.“ 

2. Auf den der Aufjicht der Bergbehörden unterliegenden Berg- 
werfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten und linksrh. Steinbrüchen (8 214) 
iſt die Aufjicht über die Beichäftigung der jugendlichen und weiblichen 
Arbeiter den Bergbehörden und zwar ohne Mitwirkung der ordent: 
lichen Polizeibehörden in der Weiſe übertragen, daß die durch das Geſetz 
den Ortspolizeibehörden zugewieſenen Obliegenheiten durd) die Revier: 
beamten wahrzunehmen find. Anweiſung v. 4. Sept. 1869 Nr. 23, 
Min.Bl. f. d. innere Verw. ©. 200; Min.Erlaß v. 24. Dez. 1878, 2. 

. B. 9. u. S-Weſen Bd.27 ©. 38. Wegen der Arbeitsfarten |. $ 137 
* 2 ©. 250. 

3. Für die von den NRevierbeamten zu eritattenden Jahresberichte 
(S 139b Abi. 3) find die Beltimmungen des Min.-Erlafjes v. 1. Sept. 
1879, 3. 5. 8. 9. u. S.Weſen Bd. 27 ©. 58, maßgebend. 

4. Zuwiderhandlungen gegen $ 139b Abi. 5 find nad) $ 149 
Nr. 7, ©. 256 ſtrafbar. 

8 146. Mit Geldftrafe bis zu zweitaufend Mark und im Unver- 
mögensfalle mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten werden bejtraft: 

... 2. Gewerbetreibende, welche den $$ 135, 136 oder den auf Grund 
ber 88 139, 139a getroffenen Verfügungen zuwider Arbeiterinnen oder ju= 
gendlichen Arbeitern Beichäftigung geben. 
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. .. Die Geldftrafen fließen der im $ 116 bezeichneten Kaffe zu. 

$ 149. Mit Geldftrafe bis zu dreißig Mark und im Unvermögens- 
falle mit Haft bis zu acht Tagen wird bejtraft: 

.. . 7. wer es unterläßt, den durch 88 138 und 1395 für ihn be— 
gründeten Berpflichtungen nachzukommen. 

$ 150. Mit Geldftrafe bis zu zwanzig Mark und im Unvermögens- 
falle mit Haft bis zu drei Tagen für jeden Fall der Verletzung des Ge— 
jeßes wird beitraft: 

... 2. wer außer dem im $ 146 Ziffer 3 vorgejehenen falle den 
Beitimmungen dieſes Gejeges in Anſehung der Arbeitsbücher und Arbeits- 
farten zuwiderhandelt; 

3. wer vorfäßlich ein auf feinen Namen ausgejtelltes Arbeitsbuch 
unbrauchbar macht oder vernichtet. 

1. Die vorftchenden Strafbeitimmungen aus 88 146, 149 u. 150 
jind diejenigen, welche ich auf die Beichäftigung jugendlicher (und weib— 
licher) Arbeiter beziehen. Hinfichtlich dev Anwendbarfeit derjelben auf die 
Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanftalten und unterirdiſch betriebenen 
Brüche oder Gruben gilt das zu $ 146 Nr. 1 ©. 246 Bemerfte. 

2. Nach $ 145 find für das Mindeftmaß der Strafen, das Ber- 
hältnig von Geldjtrafe zur Freiheitsitrafe, jowie für die Verjährung der 
im $ 146 verzeichneten Vergehen die Bejtimmungen des Strafgejeßbuches 
maßgebend. 

3. Sm Sinne des $ 151 der Gewerbeordn., welcher beitimmt: 
„Sind polizeiliche VBorjchriften von dem Stellvertreter eines Gewerbe: 
treibenden bei Ausübung des Gewerbes übertreten worden, jo trifft Die 
Strafe den Stellvertreter; iſt die Uebertretung mit Vorwiſſen des ver: 
fügungsfähigen Vertretenen begangen worden, jo verfallen beide der ge- 
jeglichen Strafe,“ find als „Stellvertreter“ des Gejchäftsheren nicht die 
mit einzelnen Zweigen des Gejchäftsbetriebes betrauten, jondern nur die 
jenigen Berjonen zu erachten, „welche an Stelle des mit dem Gejchäfts- 
betriebe jelbjt jich nicht befaffenden Geſchäftsherrn das Gewerbe in feiner 
Sejammtheit leiten”. Ein Werfführer it Gehülfe, nicht Stellvertreter im 
Sinne des $ 151. Urth. des Reichsg. v. 12. Oft. 1880, Entjch. in Straf]. 
BD. 2 ©. 321; v. 11./18. Juni 1881, Bd. 4 ©. 307; v. 12. Dez. 1884, 
Bd. 11 ©. 304. In finngemäßer Amvendung jener Beltimmung und 
gemäß $ 119 Abi. 1 des Bergg. hat bei Gewerfichaften der Repräfen- 
tant bezw. Grubenvorjtand die Beitrafung wegen Uebertretung gewerbe— 
polizeilicher Vorjchriften zu erleiden. 

4. Bezüglich des $ 146 Nr. 2 hat das Meichsgericht folgende 
Grundſätze angenommen: 

a. Diefe Strafbeftimmung bezieht ſich auch auf das im $ 135 
Abi. 1 enthaltene, die Beichäftigung von Kindern unter zwölf Jahren 
betreffende Verbot. Urth. v. 12. Dez. 1884, Entjch. in Strafſ. Bd. 11 
©. 304. 

b. Der „Gewerbetreibende“ (wer das Gewerbe jelbitftändig betreibt), 
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hat die Pflicht, für Aufrechthaltung der verjchiedenen, meist zu Gun: 
jten der Arbeiter gegebenen, theils gebtetenden, theils verbietenden ge- 
werbepolizeilichen Borjchriften, wie jolche ingbejondere der Tit. VII der 
Gewerbeordn. enthält, Sorge zu tragen und ihre Untergebenen in diejer 
Richtung zu beauffichtigen. Er haftet daher jtrafrechtlich für die Unter: 
lafjung der perjönlichen Beaufjichtigung und Ueberwachung auch dann, 
wenn ohne fein Vorwiffen durch feine Gewerbsgehülfen die Vorjchriften 
über die Dauer der Beichäftigung jugendlicher Arbeiter übertreten worden 
find. Desgleichen fann der Gewerbetreibende (Fabrikherr), welcher ent- 
gegen der Vorjchrift des $ 135 jugendliche Arbeiter länger ald zehn 
Stunden täglic) beichäftigt hat, jich mit Erfolg nicht darauf berufen, 
daß er feinem mit der Annahme der Arbeiter beauftragten Werfmeifter 
die Annahme jugendlicher Arbeiter unterjagt Habe. Urth. v. 12. Oft. 
1880, Entich. in Strafj. Bd. 2 ©. 321; v. 11./18. Juni 1881, Bd. 4 
S. 308; v. 27. Sept. 1883, Bd. 9 ©. 102; v. 12. Dez. 1884, Bd. 11 
©. 304. 

e. Unter den Worten „jugendlichen Arbeitern Beichäftigung geben“ 
iſt auch der Fall begriffen, wenn der Gewerbetreibende die Beichäftigung 
von Kindern unter zwölf Jahren in der Fabrik ꝛc. und für deren Zwecke, 
jet es vorfäßlich oder fahrläjlig, zuläßt. Es iſt gleichgültig, ob der Ge— 
werbetreibende ſelbſt mit ihnen in ein Vertragsverhältniß tritt und ihnen 
Lohn zahlt, oder ob ein Arbeiter der Fabrik ꝛc. diejelben zu feiner Hülfe 
bei den von ihm zu leijtenden und ihm zu lohnenden Arbeiten annimmt. 
Der lettere Umſtand begründet feine Straflofigfeit für den Gewerbetrei- 
benden. Urth. v. 21. Oft. 1882, Rechtipr. des Reichsg. Bd. 4 ©. 753; 
v. 12. Dez. 1884, Entich. in Strafl. Bd. 11 ©. 304. 

d. Eine Mehrheit jelbititändiger Strafthaten im Sinne der 88 135 
Ab). 4 u. 146 Nr. 2 wird jchon durch eine Mehrheit verbotswidrig be- 
ihäftigter jugendlicher Arbeiter begrifflich nicht begründet. Urth. v. 
23. März 1886, Entſch. in Strafj. Bd. 14 ©. 32, 3. Bd. 28 ©. 79. 

e. An Stelle der nad) $ 146 verhängten Gelditrafe ift im Unver: 
mögensfalle nicht auf Haft, jondern auf Gefängnik zu erkennen. Urth. 
v. 3. Ian. 1888, Entich. in Strafj. Bd. 17 ©. 38. 

5. Bei gemeinschaftlichem Gewerbebetriebe Mehrerer erſtreckt fich 
die Verpflichtung zur Beobachtung der Borjchrift bezw. Einhaltung des 
Berbot3 der 88 135, 136 auf alle Gejellichafter, auch auf denjenigen, 
welcher nicht jelbjt mit Annahme und Beichäftigung der Arbeiter befaßt 
ift. Die unter den Gejellichaftern vereinbarte Vertheilung der Gejchäfte 
kann an jich den Einzelnen von jeiner ftrafrechtlichen Verantwortlichkeit 
nicht entlajten. Urth. v. 16. März 1882, Entſch. in Strafj. Bd.6 ©. 111. 

6. Die Kaffe, welcher die Gelditrafen nad) 8 146 zufließen, ift, 
wenn der Arbeiter einer Knappſchaftskaſſe als Meitglied angehört, letztere; 
vergl. $ 116 Bem. ©. 245. 

17 
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II. Beihäftigung weiblicher Arbeiter. 


1. Soweit nicht in Anjehimg der jugendlichen Arbeiter männlichen 
Sejchlechts bejondere Vorjchriften bejtehen, finden die über die Beichäftt- 
gung jugendlicher Arbeiter überhaupt erlafjenen Beltimmungen (vergl. 
©. 247 bis 257) auch auf die zu demjelben gehörenden Arbeiterinnen, 
aljo die Mädchen von 12 bi8 16 Jahren Anwendung. 

2. Lediglich auf die Beichäftigung von Arbeiterinnen beziehen ſich 
folgende Beitimmungen der Gewerbeordnung: 

a. „Wöchnerinnen dürfen während drei Wochen nach ihrer Nieder: 
funft nicht bejchäftigt werden.“ 8 135 Abi. 5 ©. 248, 

b. Nach $ 139a (©. 253) kann durch Beichluß des Bırndesraths 
die Verwendung von Arbeiterinnen für gewiſſe Fabrifationszweige, „welche 
mit bejonderen Gefahren für Gejundheit oder Sittlichkeit verbunden find“, 
insbefondere auch die Nachtarbeit, gänzlich unterjagt oder von befonderen 
Bedingungen abhängig gemacht werden. Bergl. Bek. des Reichskanzlers 
v. 23. April 1879, Gentralbl. ©. 303, 304. 

c. $ 154 Abi. 4: „Arbeiterinnen dürfen in Anlagen der im Abi. 3 
bezeichneten Art (in Bergwerfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten und 
unterirdiich betriebenen Brüchen oder Gruben) nicht unter Tage beichäf- 
tigt werden. Zuwiderhandlungen unterliegen der Strafbeitimmung des 
F 146.” In Preußen beitand diejes Verbot als bergpolizeiliches ſchon 
früher; vergl. 3. Bd. 8 ©. 443, Bd. 10 ©. 202, 483, Bd, 14 ©. 429, 

3. Auf den unter der Aufficht der Bergbehörden jtehenden Werfen 
gehört die Handhabung der Gewerbeordn. in Bezug auf die Beſchäftigung 
weiblicher Arbeiter zu den Obliegenheiten der Bergbehörden und zwar 
zunächit der Nevierbeamten, ohne Mitwirkung der gewöhnlichen Polizei— 
behörden; vergl. $ 139b Bem. 2 ©. 255. 

4. Wegen Ausjchliegung der bei dem Bergbau bejchäftigten Ar- 
beiterinnen unter 21 bezw. 18 Jahren von gewijjen Arbeiten über Tage 
vergl. $ 135 Bem. 6 ©. 248, 


III. Sountagsarbeiten. 


1. Die Beitimmungen der Gewerbeordn. über die Sonntagsarbeit 
beichränfen fich, joweit diejelben nach) $ 154 Abi. 3 auf „Bergwerke, Sa— 
linen, Aufbereitungsanftalten und unterirdisch betriebene Brüche oder 
Gruben‘ Anwendung finden, auf die Vorjchrift im $ 136 Abi. 3 (©. 249), 
nach welcher jugendliche Arbeiter an „Sonn- und Feſttagen“ nicht bes 
ihäftigt werden dürfen. Ausnahmen find für Walz- und Hammerwerfe 
jowie Glashitten zugelafjfen; Bel. des Reichskanzlers dv. 23. April 1879, 
Gentralbl. ©. 304. Welche Tage als Felttage gelten, bejtimmen nad) 
$ 105 die Landesregierungen. 

2. In Preußen ift durch Kabinetsordre v. 7. Febr. 1837 (©. ©. 
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©. 19) den Regierungen die Befugnig beigelegt, durch polizeiliche Be— 
jtimmungen die äußere Heilighaltung der Sonn: und Teittage zu be 
wahren und deren Befolgung durch Strafverbote zu fichern. Für den 
Bergbau und die mit demjelben zujammenhängenden Betriebe beitcht eine 
Reihe jolcher, größtentheils von den Regierungen in Gemeinjchaft mit 
den Oberbergämtern erlajjenen Bolizeiverordnungen. Das desfalljige 
Verfahren beruht auf dem Min.-Erlafje v. 25. April 1873, 3. Bd. 16 
©. 4. Vergl. dieſe gemeimschaftlichen, im Wejentlichen unter einander 
übereinjtimmenden Polizeiverordnungen über die Sonntagsarbeiten auf 
Bergwerfen (theilweije wörtlich) in der 3. Bd. 16 ©. 6, Bd. 17 ©. 21, 
Bd. 23 ©. 286, 287, Bd. 24 ©. 9 ff. Nur für die Provinz Schlefien 
tt die betr. Polizeiverordnung, 3. Bd. 22 ©. 35, Bd. 24 ©. 12, von 
dem Oberpräfidenten erlaffen. Vergl. auch $ 197 Bem. 3. Die von 
Arndt ©. 293 gegen die volle Gültigkeit diejer Verordnungen erhobenen 
Bedenken fünnen micht getheilt werden. 
Als Beiipiel folgt Hier die 
Polizeiverordnung des Oberbergamts zu Dortmund und der Regierung zu 
Arnsberg vom 3./25. Jannar 1876, 


S 1. Folgende Arbeiten dürfen beim Bergwerksbetriebe auch an 
Sonn» und Feittagen ausgeführt werden: 

a. Der Betrieb und die Injtandhaltung der Wafferhaltung und 
Metterführung, ſowie der dazu erforderlichen Triebwerke und Dampffeffel, 
die Inſtandhaltung ſonſtiger Wafjertriebwerfe nebjt den zugehörigen Stau— 
vorrichtungen und Waiferläufen; 

b. die Wartung der Koksöfen, wobei jedoch ein Ausziehen nicht 
ftattfinden darf; u 

c. alle nothwendigen Reparaturen in Schächten, Fahr-, Förder: und 
Wetteritreden, an Majchinen, Dampfteffeln und jonjtigen Triebwerken, an 
Förderbahnen und Betriebsvorrichtungen über Tage, Ladebühnen u. ſ. w., 
infofern fie an den Werktagen wegen der dadurch bedingten Unterbrechung 
des Betriebes nicht vorgenommen werden fünnen, jowie die hierzu erforder- 
lichen Werkjtattarbeiten ; 

d. alle Arbeiten, bei deren Aufichiebung eine Gefahr für die Sicher: 
heit der Baue, des Leben? und der Gefundheit der Arbeiter, jowie der 
Oberfläche im Intereſſe der perjönlichen Sicherheit und des Öffentlichen 
Verkehrs zu befürchten ift. 

$ 2. An denjenigen Fällen, in welchen eine weiter gehende Erlaub- 
niß zu Sonntagsarbeiten gewünjcht wird, find die betreffenden Gejuche an 
bie K. Revierbeamten zu richten, welche über die Ertheilung oder Verſa— 
gung der Erlaubniß zu entjcheiden haben und den betreffenden Ortspolizei- 
behörden von der Ertheilung einer derartigen Erlaubniß jofort Kenntnif 
geben werden. 

$ 3. Beginn und Schluß der Sonntagsarbeiten ift für die bethei- 
ligten Arbeiter feiten® der Grubenverwaltungen den obwaltenden örtlichen 
und konfeſſionellen Berhältniffen entjprechend und möglichit derartig zu be- 
ftimmen, daß jeder Arbeiter dem Gottesdienft entweder am Bor: oder Nach: 
mittag beimohnen kann. 

$ 4. Die nach Vorftehendem an Sonn und elttagen nicht geftatte- 
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ten Arbeiten beim Bergwerföbetriebe, ſowie VBerftöße gegen den $ 3 unter: 
liegen der Strafbeitimmung des $ 366 unter 1 des Strafgeſetzbuches.“ 


IV. SKoalitionsredt. 


$ 152. Alle Verbote und Strafbeftimmungen gegen Gewerbetreibende, 
gewerbliche Gehülfen, Gefellen oder Yabrifarbeiter wegen Verabredungen 
und Vereinigungen zum Behufe der Erlangung günftiger Lohn- und Ar: 
beitöbedingungen, insbeſondere mitteljt Ginftellung der Arbeit oder Ent- 
laffung der Arbeiter, werden aufgehoben. 

Jedem Theilnehmer jteht der Rüdtritt von folchen Bereinigungen 
ar. — frei, und es findet aus letzteren weder Klage noch Ein— 
rede ſtatt. 

153. Wer Andere durch Anwendung körperlichen Zwanges, durch 
Drohungen, durch Ehrverleßung oder durch Verrufserflärung bejtimmt oder 
zu beftimmen verjucht, an ſolchen Berabredungen ($ 152) Theil zu nehmen 
oder ihnen Folge zu leiften, oder Andere durch gleiche Meittel hindert oder 
zu hindern verjucht, von folchen Verabredungen zurüdzutreten, wird mit 
Gefängniß bis zu drei Monaten bejtraft, fofern nach dem allgemeinen 
Strafgefeg nicht eine härtere Strafe eintritt. 

1. In Uebereinjtimmung mit der preuß. Gewerbeordn. v. 17. San. 
1845 88 181 bis 184 hatte das Geſetz, betr. die Aufjicht der Bergbe- 
hörden über den Bergbau, v. 21. Mai 1860 88 16, 17 u. 18 das Ber: 
bot der Koalition und die Beitrafung des Bertragsbruches auch auf den 
Bergbau ausgedehnt; 3. Bd. 1 ©. 6, 418, 470. Diejen Rechtszujtand 
erhielt das Bergg. im $ 244 einjtweilen aufrecht. Bergl. Komm.-Bericht 
d. H. ©. 73 u. d. A. ©. 105; Z. Bd. 6 ©. 366. Durch die Gewerbe- 
ordnung für den norddeutichen Bund v. 21. Juni 1869 wurden aber jene 
Beitimmungen de3 Gel. dv. 21. Mai 1860 aufgehoben, und jomit wurde 
der Vorbehalt im 8 244 des Bergg. gegenjtandslos; vergl. 3. Bd. 11 
©. 258. Nach $ 154 Abi. 3 der Gewerbeordn. in der Faſſung v. 1. Juli 
1883 finden jtatt dejjen die $$ 152 u. 153 „auf die Befiger und Ar— 
beiter von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanftalten und unterirdiſch 
betriebenen Brüchen oder Gruben“ entjprechende Anwendung. 

2. Bergl. über die Strafbarkeit des „Verſuches“ in den Fällen des 
$ 153 Urth. des Obertr. v. 9. Dft. 1873 u. 3. Juni 1874, über den 
Begriff der „Drohung“ Urth. des Obertr. v. 1. Juni 1875, Rechtipr. 
des Dbertr. in Strafj. Bd. 14 ©. 619, Bd.15 ©. 362, Bd. 16 ©. 503, 
und über den Begriff der „Ehrverlegung“ Urth. des Reichsg. v. 2. Dt. 
1884, Entſch. in Strafj. Bd. 11 ©. 130. 


Bierter Titel. 
Don den Rechtsverhältniſſen der Mitbetheiligten eines Bergwerks. 


Nach dem alten Erfahrungsjaße ift der Bergbau nicht eine 8 Mannes 
Sache, er erfordert vereinigte Kräfte. Sein Gedeihen ift deshalb jehr 
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wejentlich dadurch bedingt, daß für die Necht3verhältniffe der Mitbethei- 
figten von Bergwerfen gejegliche Grundlagen beftehen, welche der Eigen- 
art und den befonderen Bedürfnifjen des Bergbaues gerecht werden. Bon 
diefer Erfenntniß geleitet hat die deutjche Berggefebgebung mit wenigen 
Ausnahmen es zu allen Zeiten al3 eine ihr zufallende wichtige Aufgabe 
angejehen, die Gejellichaftsverhältniffe bei dem Bergwerksbetriebe zweck— 
mäßig zu regeln und namentlich die Form der Gewerfichaft auszubilden. 
Anders die franzöfische Berggejebgebung. Wenn das in jo mancher Be: 
ziehung vortreffliche Berggejeg vom 21. April 1810 von bejonderen Vor: 
Ichriften über die Bergwerfägejellichaften abjieht und auch dieſe Geſell— 
ichaften, ſoweit nicht vertraggmäßige Feitjegungen getroffen find, Tedig- 
lich den allgemeinen Regeln des Civilrechts unterftellt, und wenn das 
jpätere Gejeg über die Entwäjjerung und den Betrieb der Bergiwerfe 
vom 27. April 1838 noch) denjelben Standpunkt feitgehalten hat, jo mag 
dieſer Mangel in Frankreich weniger empfunden werden, weil dort der 
gejelichaftliche Bergbau unter wejentlich anderen thatjächlichen Berhält- 
niffen betrieben wird, als in Deutjchland, und überdies jchon feit Erlaß 
des Berggejeßes ein Hülfsmittel in dem jorgfältig ausgebildeten Geſell— 
ichaftsrechte des Eivil- und Handelsgejegbuches dargeboten war. Jeden— 
fall fonnte die neuere deutiche Berggejeggebung diefem VBorgange nicht 
folgen, jondern mußte den Weg der gejchichtlichen Entwidelung des hei— 
miſchen Rechts weiter verfolgen und insbejondere an das ältere Ge- 
werfichaftsrecht anknüpfen. Dies iſt denn auch in vollem Maße in dem 
preußiſchen und den ihm folgenden Berggejegen gejchehen und der in 
dem früheren (linksrh.) Geltungsbereiche des franz. Bergrechts gejchaf- 
fene Nechtszuftand nur in Anjehung der bereits bejtehenden Bergwerfs- 
gejellichaften aufrecht erhalten worden ($ 240). 

Wie im älteren Rechte, jo jtellt fi) auch im Berggejeße die hier 
weiter ausgebildete Gewerfichaft als ein Gemeinſchafts- und Gejellichafts- 
verhältnig mit ſpezifiſch bergrechtlichem, den eigenthümlichen Zuständen 
und Bedürfnijfen des deutichen Bergbaues angepaßtem Gepräge dar. 
Sie iſt ſogar an die Spitze der von den Mitbetheiligten eines Berg: 
werks handelnden Vorjchriften des vierten Titel3 gejtellt, um der That- 
jache gerecht zu werden, daß die Gewerfichaft nicht aufgehört hat, die 
hergebrachte und gebräuchlichite Grundform für das gemeinjchaftliche 
Bergbauunternehmen zu bilden. 

Andererjeits3 räumt aber das Berggejeg, jeinem leitenden Grund: 
jate getreu, den Bergbautreibenden volle Freiheit ein, ftatt der gewerk— 
ichaftlichen irgend eine andere Gejellichaftsform, welche im gegebenen 
alle für zweckmäßiger erachtet wird, oder auch lediglich das civilrechtliche 
MiteigenthHum zu wählen. Durch Vertrag oder ſonſtige Willenser: 
Härung kann jedes nach Eivil- und Handelsrecht an fich zuläjfige Ge- 
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jellichaftsverhältniß eingegangen werden ($ 133), und nur wenn es an 
einer jolchen Willensäußerung fehlt, tritt daS Gewerfichaftsrecht kraft 
Geſetzes ein ($94). Daß hierzu nicht erjt eine ausdrüdliche Erklärung 
der Bethetligten gefordert wird, hat ſich durchaus bewährt; es entjpricht 
der Rückſicht auf möglichite Vereinfachung des Gejchäftsverfehrs und 
auf Vermeidung von Nechtsunficherheit. Ebenfo beruht es auf über: 
wiegenden praftiichen Gründen, daß die Errichtung einer Gewerkſchaft 
nicht von einer jedesmaligen ftaatlichen Genehmigung abhängig gemacht 
iſt; das Berggejeß ijt in diefer Beziehung dem Handelsrechte vorange— 
gangen, welches jpäter das Erforderniß der jtaatlichen Genchmigung bei 
der AMftiengejellichaft 2c. ebenfalls aufgegeben hat. Andererjeit3 haben 
jene Gefichtspunfte veranlagt, daß im Geſetze jelbjt eine zwar nicht er: 
ichöpfende, aber doch im Wefentlichen ausreichende und zugleich abände- 
rungs- und fortbildungsfähige Berfafjung der Gewerfichaft, gewifjermaßen 
ein Normalitatut, aufgeitellt worden ift. 

Es bedurfte einer langjährigen Entwidelung, um zu dieſem Ziele 
zu gelangen. Bekanntlich erhielt die Gewerkichaft, deren Betriebs: und 
Berwaltungsangelegenheiten bis dahin in den meijten Bergbaubezirfen un: 
ter der ſtarken Eimwirfung der Berabehörde jtanden, und deren Mitglieder 
in Folge dejjen nur in loderer Gemeinjchaft mit einander verbunden 
waren, Durch das die Bergrechtsreform in Preußen einleitende Geſetz 
über „die Verhältniffe der Miteigenthümer eines Bergwerfs“ v. 12, Mat 
1851 (©. ©. ©. 265) eine fejtere Gliederung nad) innen und nad) außen 
ſowie jelbjtitändigere Befugnifje bezüglich der Benußung ihres Bergwerfs- 
eigentHums. Ueber die Grundzüge einer geordneten gewerfichaftlichen 
Verfaſſung gingen indeß diefe Anfänge nicht hinaus; die einzelnen Ge: 
werfen blieben Meiteigenthümer und als jolche die Rechtsjubjefte; die 
Gewerkſchaft war nicht juriftiiche Perjon, jondern erlaubte Privatgejell- 
ichaft mit den inneren Nechten der Korporationen. 

Es machte fich daher auch ſchon bald das Bedürfnig geltend, auf 
dem betretenen Wege fortzufchreiten und das Gewerfichaftsrecht weiter 
auszubilden. Dies bezwedten ein ungedrudter Geſetzentwurf von 1855, 
betr. „verjchiedene Abänderungen und Ergänzungen des Ge). v. 12. Mat 
1851”, und jodann der dem Landtage im Jahre 1861 vorgelegte, aber 
ebenfalls unerledigt gebliebene Entwurf eines Gejeges über die „Mobi- 
lifirung der Hure”. (Haus der Abg. 1861. Druckſ. Nr. 16.) Durch die 
letztere Vorlage jollte im Wege gejeglichen Zwanges der Kur aus einem 
unbeweglichen ideellen Antheile am Bergwerfseigenthum in einen beiveg- 
lichen Gejelljchaftsantheil umgewandelt und die Gewerfichaft mit der 
Eigenschaft der juristischen Perjönlichfeit ausgeftattet werden. Das Zu: 
jammentreffen verjchiedener theils fachlicher, theils äußerer Gründe brachte 
es jedoch mit ſich, daß diefer Reformplan damals wicht weiter verfolgt 
wurde, vielmehr der 1862 veröffentlichte „vorläufige Entwurf“ eines 
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Allg. Berggeſetzes Jich darauf beſchränkte, die Vorſchriften, durch welche 
das Gel. v. 12. Mat 1851 die Verhältniſſe der Miteigenthümer eines 
Bergwerks geregelt hatte, nur im Einzelnen zu verbeffern und mit den 
ergänzenden Regeln des Eivilrechts in engeren Zufammenhang zu brin- 
gen; im Uebrigen jollten der rechtliche Charakter der Gewerfichaft und 
die Eigenschaft des Kuxes als unbewegliche Sache unverändert bleiben. 
Hierbei lag die Abficht zum Grunde, die Entwidelung des gewerkichaft- 
lichen Verhältniſſes wejentlich der Selbjtbeitimmung der Betheiligten zu 
überlaffen und im Geſetze VBorjchriften hierüber nur injoweit zu ertheilen, 
als erforderlich erichien, um eine allgemeine Grundlage für vertragsmä- 
ßige und ſtatutariſche Feſtſetzungen ſowie für die Beurtheilung der Fälle 
zu haben, in welchen es an jolchen Feitjegungen fehlen würde. Motive 
des vorl. Entwurfs ©. 109 bis 114. 

Allein auch diefer Verfuch befriedigte nicht. Aus den Gutachten über 
den einschlägigen vierten Titel des vorl. Entwurfs ($$ 104 bis 116) mußte 
die Ueberzeugung gewonnen werden, daß, wenn man an dem älteren 
Rechtsbegriffe der Gewerkſchaft als einer Bereinigung von Miteigenthü- 
mern eines nach ideellen unbeweglichen Antheilen gemeinschaftlich bejejjenen 
Bergwerks fefthalte, jtatt dieſelbe in eine auf gejeglicher Verfaſſung be- 
ruhende fürmliche Bergbaugejellichaft umzubilden, die Mängel des beite- 
henden Rechtszuſtandes und die namentlich mit der Immobiliareigenſchaft 
des Kuxes verbundenen wirthichaftlichen Nachtheile nicht in genügender 
Weiſe zu bejeitigen jein würden. So gelangte denn der endgültige Ent- 
wurf des Allg. Berggejeges zu der Umgejtaltung der älteren Gewerk— 
jchaft in die mit juristischer Perjönlichkeit ausgejtattete Bergwerksgeſell— 
ichaft, wie jolche fich gegemwärtig in der im Berggejege niedergelegten 
Verfaſſung darjtellt und gewiffermaßen als das Endergebniß der Ent- 
widelung der deutjichrechtlichen Gewerkichaft anzufehen iſt. „Die Löjung 
it feine gewaltjam eingreifende, jondern eine friedliche, in Wirklichkeit 
nicht diejenige umgejtaltende Neuerung, für welche der äußere Schein 
Ipricht.“ Motive ©. 67. 

Schon damals warf jich die Frage auf, ob es überhaupt nod) an— 
gezeigt jei, eine ſpezifiſch bergrechtliche Gejellichaftsform für den Bergbau 
beizubehalten bezw. neu einzuführen, nachdem die verwandte Afttengejell- 
ſchaft kurz zuvor durch das deutjche Handelsgeſetzbuch und das preuß. 
Geſ. v. 15. Febr. 1864 auf neue, den Bedürfniffen der Gegemvart an« 
gepaßte Rechtsgrundlagen gejtellt und auch bereits vielfach für Bergbaus 
unternehmungen gewählt war. Die Frage mußte vom Standpunkte der 
wirthichaftlichen Interefjen des Bergbaues unbedingt bejaht werden, 
wenn erwogen wurde, daß die Aetiengejellichaft den unausbleiblichen 
mannigfachen Wechjelfällen de3 Bergbaues vermöge ihrer gejeßlichen 
Berfafjung nicht in dem Maße Rechnung tragen kann, wie die in Geld- 
jachen und Verwaltung beweglichere Gewerfichaft. Die praftiiche Be— 
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deutung dieſer Verjchiedenheit ift in den Motiven ©. 69, 70 näher ver- 
anschaulicht; es heißt dort: 

„Der Bergbau ijt ein induftrielles Unternehmen, welches vorzugs— 
weile von der Neigung, Vermögenskraft und Lebensdarer des Einzelnen 
unabhängig bleiben und auf ausdauernde Thätigkeit und nachhaltige 
Mittel rechnen muß, um den technischen Schwierigkeiten und den eintre- 
tenden Elementarereigniffen gewachſen zu fein und einen rationellen, ge- 
winnbringenden Betrieb zu ermöglichen, welcher nicht in Raubbau aus: 
artet, fondern neben dem Abbau vorjorglich auch VBorrichtungsarbeiten 
für die Zukunft ausführt. Der Bergbau verlangt deshalb Stabilität 
und beträchtliche Geldmittel, deren Beichaffung in der Negel nicht in 
dem Willen und der Leiltungsfähigkeit des Einzelnen liegt. In diejer 
Beziehung würde aljo das Prinzip der Aftiengejellichaft den Intereſſen 
des Bergbaues entjprechen. In einem anderen cbenjo wichtigen Punkte 
ift dies aber nicht der Fall. Ein bejtimmtes Grundkapital, welches zum 
Weſen des Aftienunternehmens gehört, entjpricht nämlich in der über- 
wiegenden Mehrzahl der Fälle den Verhältniffen des Bergbaues nicht. 
Bei der erjten Eröffnung eines Bergwerks fehlt meiſtentheils noch die 
thatjächliche Grundlage für eine Berechnung des Anlage: und Betriebs: 
fapital3. Aber jelbit bei einem völlig aufgejchloffenen Bergwerfe läßt 
jich das erforderliche Betriebsfapital im Voraus nicht mit Hinreichender 
Sicherheit überjchlagen ; denn fein anderer Induſtriezweig it in dem Maße 
von Ereigniffen abhängig, welche fich jeder Berechnung entziehen, wie 
der Bergbau. Sein Ertrag iſt von der wechjelnden Beichaffenheit des 
Mineralvorfommens, von Störungen in den Lagerungsverhältnifien, von 
unerwarteten technijchen Schwierigkeiten, Naturereignifjen und Unglüds- 
fällen, von allgemeinen Stonjunfturen, jelbjt von polizeilichen Rüdfichten, 
welche die Einjtellung eines Betriebes troß jeiner Unvortheilhaftigfeit 
verbieten fünnen, jo abhängig, daß jedes Bergwerk plößlich aus. dem 
Buftande reicher Ausbeute in denjenigen der Zubuße gerathen Fann, 
Ebenſo unerwartet fünnen günftige Aufichlüffe oder jonjtige Glücksfälle 
bei dem Betriebe jeden Koſtenzuſchuß entbehrlich machen. Es paßt daher 
nicht, ein derartiges Unternehmen auf ein im Voraus willkürlich gegrif- 
fenes Grundkapital zu ſtützen. Lebteres wird entweder nicht ausreichen 
oder über das Bedürfnig hinausgehen, und im erjteren Falle wird die 
Eriftenz des Werfes von außerordentlichen Auskunftsmitteln abhängig 
werden, während im anderen Falle Geldkräfte über Bedarf für das Un— 
ternehmen gefejjelt werden.“ 

„Der Bergbau ift vielmehr darauf hingewieſen, Taufende Zus 
ſchüſſe im Anſpruch zu nehmen, jo lange und jo oft er jelbjt die Koſten 
nicht aufbringt. Seine Bedürfnifje wechjeln fortwährend; bald find lau— 
fende Zufchüffe in hohen Beträgen, aber nur auf kurze Zeit, bald in 
geringeren Beträgen, aber für eine lange Dauer erforderlich. In dem 
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einen Falle beivendet es bei Zufchüffen für die erjte Anlage, in einem 
anderen Falle muß der periodisch gezogene Gewinn, vielleicht zu wieder: 
holten Malen, ganz oder theilweife als Zubuße wieder eingejchoffen 
werden. Hierauf beruht die bewährte Einrichtung des geiwverfichaftlichen 
Haushaltes, die periodiiche Zubußanlage und Ausbeutevertheilung. Der 
Gewerke ſchießt micht wie der Aktionär ein bejtimmtes, feine Rechte und 
Pflichten begrenzendes Kapital ein, jondern leijtet vor und nad) je nach 
Bedarf; er empfängt aber auch jeine Einlagen wieder zurücd, jobald Aus- 
beute verteilt wird, während der Aktionär eine Rüdzahlung aus dem 
Grundkapital für die Dauer des Gejchäftsbetriebes nicht erhalten darf, 
jondern nur an dem Reingewinne Theil nimmt. Für die Gewerfichaft 
paßt daher auch nicht, was für die Aftiengejellichaft in Bezug auf jähr: 
liche Bilanz, Bildung des Rejervefonds und Dividendenvertheilung gilt.“ 

„Der Gewerke iſt zwar nicht wie der Aktionär in der Lage, feine 
Betheiligung an dem Unternehmen von vornherein auf ein bejtimmtes 
Kapital zu firiren; allein er iſt auch andererjeit3 nicht wie der Aktionär 
zur Leiltung eines bejtimmten Kapitals verpflichtet, jondern kann fich 
jederzeit von weiteren Beiträgen durch Aufgeben feines Antheils befreien. 
So lange leßteres nicht geichieht, haftet der Gewerke jeiner Gewerfichaft 
für die Beiträge mit feinem ganzen Vermögen, und hierin liegt wieder: 
um eine wejentliche Garantie für die Beichaffung der erforderlichen Be— 
triebsgelder und den Fortbeitand des Unternehmens. Außerdem wird 
der Gewerke durch dieje Art der Betheiligung perſönlich und viel unmit— 
telbarer in das Unternehmen hineingezogen, als der Aktionär, welcher 
nur einen untergeordneten Einfluß auf die Verwendung feiner Kapital: 
anlage auszuüben im Stande ijt.“ 

Hiermit übereinstimmend beurtheilt auch der Komm.Bericht d. A. 
©. 47 big 49 das Verhältnig der Gewerfichaft zu der Aktiengejellichaft 
und fügt überdies die Bemerkung hinzu, „daß die Form der Aftienge- 
jellichaft für den Bergbaubetrieb nicht zu empfehlen tft, vielmehr in der 
Negel als eine höchſt verfehlte bezeichnet werden muß“. 

Nun it zwar das Necht der Aftiengejellichaft (und der bei dem 
Bergbau kaum in Betracht fommenden Kommanditgejelljchaft auf Aktien) 
durch die neuere Neichsgejeßgebung, insbejondere durch das Gei. v. 
18. Juli 1884 (R. G. Bl. ©. 123 ff.) weiter ausgebildet und wejentlich 
umgejtaltet worden; indeh hat diefer Vorgang doch nicht die Tragweite, 
dag nunmehr die bergrechtliche Gewerkichaft als entbehrlich angejehen 
werden könnte. Im Gegentheil darf die Gewerfichaft den Vorzug be: 
jonderer Zwecmäßigfeit für das Bergbaununternehmen nad) wie vor be— 
anfpruchen, wie denn auch die Betheiligung am Bergbau fich jtets noch 
mit Vorliebe diefer Gejellichaftsform zumwendet und nicht den erjchwerten 
Erfordernifjen der heutigen Aftiengejellichaft unterwirft. Gegenwärtig 
gehen jogar, wie befannt, vieljeitige Bejtrebungen dahin, in Anlehnung 
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an die berggejegliche Gewerlichaft eine neue Gejellichaftsform in das 
reichsgefeglich für Handel und Industrie beftehende Gejellichaftsrecht ein: 
zufügen und in derjelben den Grundjag der beſchränkten Haftbarkeit und 
der nad) Bedürfniß wechjelnden Beitragsleiftung zur Geltung zu bringen. 
Der Gegenstand it gelegentlich im Reichstag (Itenogr. Bericht 1884 Bd. 1 
©. 220 ff., 1886 ©. 701 ff.) und eingehend von dem deutjchen Ktolonial- 
verein (Deutjche Stolonialzeitung 1886 ©. 307 ff.) jowie von den Aus: 
ſchuß des deutſchen Handelstages (Bericht dv. 7. Mai 1888) erörtert 
worden. Bergl. auch Ejjer IL, Die Gejellichaft mit beſchränkter Haft- 
barkeit. Berlin 1886; Ring, Deutjche Stolonialgefellichaften. Berlin 
1888; ferner 3. Bd. 27 ©. 337 u. Bd. 28 ©. 114. Führen dieje Be: 
jtrebungen, wie zu erwarten jtcht, zu einem dem deutjchen Unterneh: 
mungsgeite günftigen Ziele, jo wird damit zugleich der Boden für Die 
weitere Ausgejtaltung der bergrechtlichen Gewerkichaft und die Beſeiti— 
gung hervorgetretener Mängel gewonnen jein. 

Unbejtritten jtattet das Bergg. die Gewerfichaft mit allen wejent- 
lichen Eigenjchaften der jurtftiichen Perjönlichkeit aus, obwohl 
letere nicht mit ausdrüdlichen Worten ausgejprochen iſt. Es ijt vor: 
gezogen worden, in dieſer Beziehung der Behandlung der Aftiengejell- 
Ichaft im Handelsgeſetzbuche zu folgen und ebenſo wie bei diefer nur Die 
rechtlichen Ausflüffe der Berjonifizirung durch Gejegesbejtimmungen feit- 
zuftellen. Vergl. Komm.-Bericht d. U. ©. 54. Urth. des Obertr. v. 
26. Juni 1872, 3. Bd. 13 ©. 550, Entſch. Bd. 67 ©. 244; v. 12. Juli 
1875, 3. Bd. 17 ©. 70, Entſch. Bd. 75 ©. 232; v. 7. Sept. 1877, 
3. Bd. 19 ©. 245, Entid. Bd. 80 ©. 253; Urth. des Reichs-Ober— 
bandelsg. dv. 18. Jan. 1876, 3. Bd. 17 ©. 498, Entſch. Bd. 19 ©. 191. 

Bejonders hervorzuheben it hierbei die jog. Mobilijirung der 
$ture d.h. die rechtliche Umgejtaltung der Kuxe von ideellen unbeweglichen 
Mitergentyumsantheilen an dem Bergwerke in Gejellichaftsantheile mit der 
Eigenſchaft der beweglichen Sachen. Zu diejer Maßregel nöthigte nicht 
nur die rechtliche Folgerichtigkeit, jondern auch dag erwiejene dringende 
wirthichaftliche Bedürfniß, den Realkredit des gewerkichaftlichen Bergbaues 
zu verbejjern und zugleich den Gejchäftsverfehr mit Bergwerfsantheilen 
zu erleichtern. Der Kux mußte deshalb aufhören, einen Gegenstand des 
Grundbuchs (Berggegenbuchs) zu bilden; der einzelne Gewerfe durfte 
nicht mehr die rechtliche Möglichkeit behalten, durch hypothekariſche Be— 
laftung jeiner Kuxre den Nealkredit der Gewerkichaft zu jchmälern oder 
gar aufzuheben, nachdem jein Verhältniß zu der Gewerkichaft dahin ab: 
geändert war, daß er nur noch ſein Stimmrecht bei der Beſchlußfaſſung 
der Gewerfichaft über die Benugung und Berwaltung des gemeinschaft: 
lichen Bergwerfseigenthums auszuüben hat. Andererſeits lag es im 
eigenen Intereſſe jedes einzelnen Mitbetheiligten, die Kreditfähigkeit jeines 
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Antheild nicht mehr unmittelbar von dem Hypothefenverfehr der Gewerk— 
ichaft al3 jolcher abhängig zu wiffen. 

Dieje Motive fanden jeitens des Landtags volle Zuftimmung, indem 
zugleich die von Einzelnen gegen die Mobilifirung der Hure erhobenen 
Eimvendungen überzeugend widerlegt wurden. Komm.-Berichte d. 9. 
©. 38, 39, d. A. ©. 46 ff. Treffend wurde in dem erſteren Berichte 
uamentlich auch der Eimvand zurüdgewieien, dat die Mobilifirung der 
Kuxre, den konjervativen Intereſſen zuwider, ein entſchiedener Angriff ge- 
gen das Grundeigenthum und der erjte Schritt zu deſſen Zerjplitterung 
jowie zur Verwandlung dejjelben in ein Spefulationsobjeft jei. Der 
Bericht entgegnet hierauf: „Die Mobilifirung der Kuxe iſt, wie gezeigt, 
feine Zerjplitterung, jondern im Gegentheil eine Stonzentrirung des Berg: 
werfzeigenthums. Die Selbſtſtändigmachung der luxe dadurch, daß ihnen 
die Immobiliarqualität beigelegt wurde, enthielt eine Zerfplitterung des 
Bergwerfseigenthums und wird durch das neue Gejeß bejeitigt. Beſitzer 
des Bergwerk wird nad) dem neuen Geſetze die Gefammtheit der Ge- 
werfichaft; das Ganze leitet in Zukunft ein fonzentrirter Wille und nicht 
der zeriplitterte Wille Vieler.“ 

Der Bahl der neuen Kuxe iſt wegen jeiner unbejtrittenen Vorzüge 
das Dezimalfyitem zu Grunde gelegt; die ältere ungelenkige Kuxeinthei— 
lung fonnte jchon deshalb nicht beibehalten werden, weil diejelbe im 
Bereiche der verjchiedenen Bergordnungen feine gleiche war. 

ALS weiterer Ausflug der Perjonifizirung der Gewerkſchaft war der 
durch die Fürjorge für die gedeihliche Entwidelung des Bergbaues ge: 
botene bedeutjame Grundſatz auszujprechen, daß für die VBerbindlichfeiten 
der Gewerfichajt nur das gewerfjchaftlihe Vermögen, nicht der 
einzelne Gewerke perjönlic) dem Gläubiger verhaftet it. Um etwas 
weientlich Neues, um einen „gewagten Schritt“ handelte es fich bei 
Aufitellung diejes Grundjages gleichwohl nicht; es fam nur darauf an, 
die auf dem älteren deutſchen Bergrechte berubende und in das Bewußt- 
jein aller betheiligten Streije übergangene Rechtsanficht, nach welcher der 
einzelne Gewerfe Dritten gegenüber für die Grubenjchulden nicht perſön— 
lich haftet, zur gejeßlichen Geltung zu bringen. Es lag fein Hinderniß 
darin, daß mach den bergrechtlichen Beitimmungen des Allg. Landrechts 
allerdings eine jolche perjönliche Haftbarfeit der Gewerfen jo lange an- 
genommen werden mußte, als ihr Bergwerfseigenthum wegen unterlafjener 
Zahlung der Zubuße nicht aufgehoben war; denn im praftischen Leben 
wurde dieſer beichränften Haftpflicht niemals eine wejentliche Bedeutung 
für den Kredit der Gewerfichaft und die Nechtsficherheit des Publikums 
beigelegt, jondern die gefammte VBermögenslage einer Gewerfichaft als das 
Maßgebende betrachtet. Zutreffend konnte deshalb in dem Komm.Berichte 
d. A. ©. 43 gejagt werden: „Das Band, welches die Betheiligten der 
Gewerkſchaft mit einander vereinigt, ijt lediglich ein reales, und die Per: 
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fünlichkeiten der Gewerfen, deren für das gemeinfame Gejchäft vortheil- 
hafte oder jchädliche Eigenjchaften erjcheinen objektiv als Zufälligfeiten. 
Sie bieten feine Garantie für einen dauernd günftigen oder ungünftigen 
Einfluß auf die Verwaltung und dem Betrieb des gemeinfamen Berg: 
werks und für die Einzahlung der Beiträge.” In demjelben Berichte 
(©. 44, 45) wurde ſodann auch mit überzeugenden Gründen der Be— 
fürchtung entgegengetreten, daß unter der Ausjchliegung der perfönlichen 
Haftbarkeit der Gewerfen die Sicherheit des Verkehrs mit den Gewerk— 
ichaften leide, und daß namentlich die Anfprüche der Grundeigenthümer 
auf Schadenserjag in eine nachtheilige Lage gebracht würden. Es fonnte 
darauf hingewiejen werden, daß die praftiiche Erfahrung derartige Ein- 
wendungen nicht unterftüße, und dal deshalb auch bereit3 Die neuere 
Berggeſetzgebung in Sachjen und Dejterreich fein Bedenken getragen habe, 
für die Verbindlichfeiten der Gewerfichaft lediglich das Vermögen der: 
jelben haftbar zu erklären. Um im Uebrigen einer irrthümlichen Auf- 
faffung diefes Grundjages vorzubeugen, wiejen jchon die Motive ©. 71 
ausdrüclich darauf Hin, daß der einzelne Gewerke feiner Gewerkſchaft 
gegenüber mit feinem Vermögen für die Beiträge, welche zur Erfüllung 
der Schuldverbindlichkeiten der Gewerfichaft erforderlich find, einſtehe 
und dieſe perjönliche Verbindlichkeit nur durch Hingabe feines An— 
theils zum Verkaufe abwenden fünne, worin unverkennbar eine wejent- 
liche Vermehrung der durch das Vermögen der Gewerfichaft ſelbſt dar- 
gebotenen Sicherheit Tiege. 

Zur vollitändigen Ausstattung der Gewerfichaft mit denjenigen 
Befugniffen und Einrichtungen, welche den wirthichaftlichen Bedürfniſſen 
des Bergbaues jowie der durch das Gele dv. 12. Mat 1851 angebahn- 
ten Selbſtverwaltung gerecht werden, bedurfte es noch verjchiedener ans 
derer, rechtlich aus der Perjonifizirung der Gewerkichaft Fliegender Be— 
ftimmungen. Namentlich gehört dahin die Befugniß der Gewerkſchaft, 
unter ihrem Namen Rechte zu ertverben und Berbindlichfeiten einzugeben, 
Eigenthum und andere dingliche Nechte an Bergwerfen und Grundſtücken 
zu erwerben, vor Gericht zu Hagen und verklagt zu werden. Ueber 
Namen und Gerichtsjtand der Gewerfichaft, jowie über die grundbücher- 
liche Eintragung des Bergwerks auf dem Namen derjelben mußte Be: 
ſtimmung getroffen, auch der Gewerfichaft allem das Necht vorbehalten 
werden, das Bergwerk mit Hypothefen oder jonftwie zu belaften. Ferner 
war ausdrüdlich auszujprechen, daß das Ausscheiden einzelner Gewerken 
nicht die Auflöfung der Gewerfichaft zur Folge hat, und dat Die Thei— 
(ungsflage ausgejchloffen iſt. Die Beſchlußfaſſung der Gewerkichaft in 
vrdnungsmäßig berufenenen Gewerfenverfammlungen und die Vertretung 
derjelben in inneren und äußeren Angelegenheiten durch eigene, mit aus— 
gedehnten Befugniffen ausgejtattete Organe, den Repräjentanten oder 
Grubenvorstand, war im Wejentlichen fchon durch das Geſetz v. 12. Mai 
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1851 geregelt. Den Berggeſetze blieb nur die Aufgabe, dieſe forporativen 
Einrichtungen im Zujfammenhange mit den Nenderungen in dem mate- 
riellen Bergrechte und in der Stellung der Bergbehörde zum Privatberg— 
bau weiter auszugeitalten. 

Auf vorstehenden Grundlagen ift die Verfafjung der Gewerfichaft 
im vierten Titel und zwar in folgender Reihenfolge behandelt: die 
rechtliche Natur der Gewerkichaft im Allgemeinen ($$ 94 bis 101), das 
Rechtsverhältniß der einzelnen Gewerken ($$ 102 bi3 110), die Beſchluß— 
faſſung der Gewerfichaft (58 111 bis 116), die Vertretung der Gewerk— 
ichaft (58 117 bis 128), die Beitreibung der Beiträge (58 129 bis 131), 
der freiwillige Verzicht auf die Antheile ($ 132). Die den Schluß bil: 
denden 88 133 u. 134 handeln von den Mitbetheiligten eines Bergwerts, 
welche feine Gewerkichaft bilden. 

Ueber die Auflöjung der Gewerfichaft und deren rechtliche Fol— 
gen enthält das Berggejeg feine Vorjchriften. Es hat die Anficht vor- 
gewaltet, daß die Entjcheidung hierüber eintretenden Falles nach den 
Grundfägen des allgemeinen Rechts zu treffen und im Uebrigen den 
Gewerfichaften zu überlafjen jei, durch Statut entfprechende Feſtſetzun— 
gen, namentlich auch über die Liquidation zu treffen, wobei die auf die 
Auflöfung der Aktiengejellichaft bezüglichen Borjchriften des Handelsge- 
ſetzbuchs (Art. 242 ff.) zum Anhalten würden dienen können. Bergl. 
das Weitere hierüber bei $ 94 Bem. 14. 

Obwohl das Bergg. die Gewerfichaft als jelbititändiges Nechtsin- 
jtitut der Aktiengejellichaft gegenüber jtellt, jo lag es doch andererfeits 
im Hinblid auf den Entwidelungsgang des Gewerfichaftrechts nahe und 
erichien zwedmäßig, letteres, „joweit gemeinjame Grundſätze am Plate 
find”, an das damals auf dem Handelsgejegbuc, nebjt dem preuß. Ein- 
führungsge). v. 24. Juni 1861 und dem Gel. v. 15. Febr. 1864 berus 
hende Recht der Aktiengejellichaft anzujchliegen. Eine jolche finngemäße 
Uebereinftimmung giebt fi) denn auch mehrfach, 3. B. in den 88 95, 
96, 97, 103, 104, 106, 107 und in den VBorjchriften über die Vertre— 
tung der Gewerfichaft SS 117 ff. zu erfennen. Gerade in leßterer Be- 
ziehung iſt die Verwandtichaft durch die jpätere Neichögejehgebung über 
die Aktiengejellichaft (Novelle v. 11. Juni 1870, Gef. v. 18. Juli 1834), 
insbejondere durch die Einführung eines obligatorischen Auffichtsraths 
zwar gelodert worden, bejteht jedoch in vielen anderen Punkten nach 
wie vor fort. 

Der Meinung, daß es richtiger gewejen wäre, „Das Recht der Ge— 
werfichaft dem Rechte der homogenen Ahederei als dem heterogenen 
Aktiengejellichaft anzupafjen” (Arndt ©. 118), kann nicht beigetreten 
werden. Abgejehen davon, day die Anpafjung der Bergbaugewerkichaft 
an ein zum „Seehandel” gehörendes Nechtsinftitut wohl mit Grund 
Befremden erregt haben würde, ijt die Rhederei, welche darin bejteht, 
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daß „von mehreren Berjonen ein ihnen gemeinschaftlich zujtehendes 
Schiff zum Erwerb durch die Seefahrt für gemeinichaftliche Rechnung 
verwendet wird“ (9. ©. B. Art. 456), nac) ihrem Gegenjtande und 
Zwecke, jowie in ihrer Organijation wejentlich mehr als die Aftiengejell- 
ichaft von der Gewerkichaft verjchieden, wie jchon ein Blick auf die Be— 
ſchlußfaſſung der Mitrheder und die Art ihrer Vertretung durch einen 
Korrejpondentrheder ergiebt. 

Ber Erlaß des Bergg. nahm der gewerfichaftlich betriebene Berg— 
bau bereit3 eine jehr hervorragende Stellung in den rechtsrhein. Landes— 
theilen ein. Der berechtigten Forderung, daß auch den in großer Zahl 
vorhandenen Gewerfjchaften das verbejjerte Gewerfichaftsrecht mit jeinen 
wirthichaftlichen Vortheilen möglichjt zugänglich gemacht werde, wurde 
durch theilweije Ausdehnung der Vorjchriften des vierten Titels auf 
diefelben entiprochen, und zwar in der Art, dab das bejtchende Mit- 
eigenthümerverhältnig aufrecht erhalten blieb. Bon der Ausitattung der 
Gewerkſchaft alten Nechts mit der vollen juriftiichen Perjönlichkeit und 
von der zwangsweiſen Meobilifirung der Kuxe mußte abgejehen werden. 
Jeder jolche gejegliche Eingriff würde den bejtehenden NRechtszujtand, 
insbejondere bei hypothekariſcher Belajtung in bedenklichjter Weiſe er- 
jchüttert haben. Die Mobilifirung der Kuxe und die Annahme der voll: 
jtändigen Berfafjung des vierten Titel3 konnte daher nur der freten 
Entjchliegung jener Gewerkichaften unter Wahrung der Rechte der Real: 
gläubiger überlajjen werden. „Dierdurch wird jedem Bedenken gegen 
die neue Form begegnet und derjelben bei den gegenwärtigen Gewerf- 
Ichaften nur in dem Maße Eingang verichafft, als die Ueberzeugung von 
ihren Vorzügen bei den Betheiligten Plat greift”; Motive ©. 19. Dies 
jer Auffaffung jchloß der Landtag ji an. Dadurch, daß das Geſetz 
im Gegenjage zu früheren Reformbejtrebungen den Standpunkt der obli— 
gatorischen Mobilifirung der Kuxe nicht einnehme, würden „viele juris 
jtiiche und Interejjen-Bedenfen bejeitigt“ ; Komm.Bericht d. A. ©. 103. 

Unftreitig würde das heutige Gewerfichaftsrecht wejentlich verein- 
facht und manchen Unzuträglichfeiten vorgebeugt worden jein, wenn es 
angängig gewejen wäre, auf die bereits beitehenden Gewerfichaften einen 
gejeglichen Zwang zur Annahme der neuen Verfaffung mit Mobilifi- 
rung der Kuxe auszuüben. Gleichwohl wird der von dem Bergg. ein: 
geichlagene Weg noch jetzt als der richtige anerkannt werden müjjen. 
Anders Klojtermann Anm. 534. Zum Webergange in die neue Form 
verlangte das Bergg. ($ 235) nicht Einftimmigkeit, jondern nur eine 
Mehrheit von drei Vierteln der Betheiligten, und durch die Novelle v. 
9. April 1873 (G. ©. ©. 181) wurde die Ausführung eines jolchen 
Mehrheitsbejchlufjes in Bezug auf die Kuxeintheilung ſowie den Neal: 
gläubigern gegenüber noch mehr erleichtert. Dennoch hat der Umwand— 
lungsprozeß jeither, namentlich auch bei dem Erzbergbau, nicht jo rajche 
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Fortichritte gemacht, als wohl erwartet werden formte — Beweis genug, 
dab im manchen betheiligten Kreiſen das Bedürfniß und die Neigung, 
jich der neuen Gewerfichaftsverfaffung zu unterwerfen, noch nicht jtarf 
gemug hervorgetreten, die Neuerung noch nicht allgemein mit dem Rechts— 
bewußtjein verwachjen it, und daß in zahlreichen Fällen auch praftiiche 
Schwierigfeiten entgegenjtehen, welche hauptjächlich in dem ehelichen Gü— 
terrechte und in der Hypotbefariichen Belajtung der Kuxe ihren Grund 
haben. Es darf deshalb nicht befremden, wenn troß der Fürſorge der 
Geſetzgebung voraussichtlich noch eine geraume Zeit vergehen wird, bis 
die Gewerfichaften alten Rechts ganz ausgejtorben find. 

Solche jeit Menjchenaltern allmählich ausgebildete NRechtsverhält- 
nijje lagen in feinem der Staaten vor, welche jpäter das preuß. Bergg. 
übernommen haben. Es war daher unbedenflih und ein entjchtedener 
Vortheil, wenn einige diejer neueren Bergg. die VBorjchriften des vierten 
Titel3 ausnahmslos auch auf die bereitS bejtehenden Gewerfichaften 
ausdehnten; allein hieraus folgt nicht, dab das preuß. Bergg. in glei: 
cher Weije hätte vorgehen können. Wenn Ejjer, Die Gewerfichaft ꝛc. 
©. 115, welcher jener rüchvirkenden Reform den Vorzug giebt, auf die 
Bergg. für Württemberg, ©.-Meiningen und Gotha verweiit, jo laffen 
diejelben einen Vergleich mit der Aufgabe, welche in Preußen bezüglich 
der nach Taujenden zählenden Gewerkichaften alten Rechts geitellt war, 
nicht zu. In Württemberg beitanden bei Erlaß des dortigen Bergg. 
überhaupt nur „drei Privatberechtigungen zum Bergbau”, und dieſe wohl 
nicht einmal im gewerkjchaftlichen Beige; in S.-Meiningen fand eine 
Hypothefenbelajtung von Bergwerfen und Bergwerfsantheilen „fait gar 
nicht” jtatt, und das Bergg. für Gotha übergeht die Gewerfichaft ala 
bejondere Bergbaugejellichaft überhaupt mit Stilljchweigen. 

Schlieglicy bedarf e8 noch der Erwähnung, daß auch im Gebiete 
des vorm. Königreichs Hannover die Gewerfichaften, welche bei Einfüh- 
rung des Bergg. bereit3 bejtanden, den Vorjchriften de3 vierten Titels 
genau mit denjelben Beichränfungen unterworfen find, wie die Gewerk— 
Ichaften alten Rechts in den übrigen Provinzen. Kloftermann Anm. 
208 u. 532 (ſ. aud) Ejjer, Die Gewerfichaft zc. ©. 116) jtüßt die entgegen 
gejehte Annahme, nach welcher die gewerfichaftliche Verfaſſung des vier: 
ten Titels „unmittelbar“ auf jene Gewerkichaften Anwendung finden joll, 
auf die Art. VI bis VIII u. XV $6 der Einf.-Verordn. v. 8. Mat 1867 
(j. umten). Hiergegen iſt jedoch zu bemerfen, daß durch den Art. I der 
Berordn. das Berggejeh ala Ganzes, mit Einfchluß der Uebergangsbeſtim— 
mungen, aljo auch der die Gewerkichaften des alten Rechts betreffenden 
$$ 226 ff. eingeführt worden iſt, der Art. VI auf die Gewerfichaft über- 
haupt feinen Bezug bat, die (inzwijchen außer Kraft getretenen) Art. VII 
und VIII nur bezwedten, die Borjchriften der $$ 108 u. 109 des Bergg. 
dem damals in Hannover noch geltenden Eivil- und Prozeßrechte anzu- 
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pafjen, und die VBorjchrift im Art. XV $ 6 nicht für Gewerfichaften, ſon— 
dern „für das Verhältniß mehrerer Eigenlöhner zu einander“ bei dem 
Dberharzer und Elbingeroder Eijenfteinbergbau getroffen iſt. Vergl. 
Motive, 3. Bd. 8 ©. 184; Oppenhoff Nr. 1173. 

Die dem preuß. nachgebildeten Berggejege enthalten auch das Ge- 
werfichaftsrecht des vierten Titels; die theilweijen Abweichungen in ein- 
zelnen Beltimmungen find für das Ganze unmejentlich. Nur das Berg- 
gejeg für Gotha behandelt die Gewerfichaft nicht, jondern beſchränkt ſich 
auf die Beitimmung, daß die Mitbetheiligten eines Bergwerfs durch 
Vertrag jede nach den allgemeinen Gejeten zuläjfige Gejellichaftsform 
anzunchmen befugt find, und daß beim Mangel eines gültigen Vertrages 
die Rechtsverhältniffe derjelben nach den civilvechtlichen Grundjäßen über 
Miteigenthum und über den Gejellichaftsvertrag beurtheilt werden jollen ; 
ein Repräfentant muß jedoch jtet3 bejtellt werden. Bergl. 3. Bd. 9 
©. 444 u. 479. 

In dem k. jäch). Bergg. SS 9 bis 17 find nur die Grundzüge der 
gewerkichaftlichen Verfaſſung aufgeftellt, was aus dem Grunde ausrei- 
chend erjcheint, weil dort zur Begründung einer jeden Gewerkichaft ein alle 
wejentlichen Gegenftände umfafjendes Statut und die Beitätigung des- 
jelben durch die Staatsregierung erforderlich it. Vergl. 3. Bd. 9 ©. 490. 

Im Zujammenhange mit der Reform des Gewerfichaftsrechts in 
der neueren deutjchen Berggejeßgebung it dafjelbe vielfach ſowohl als 
Ganzes als aud) in einzelnen Hauptfragen wiljenjchaftlich behandelt wor— 
den. Auf die leßteren Arbeiten iſt unten betreffenden Orts hingewiejen ; 
von erjteren find, abgejehen von den Lehrern des deutjchen u. preuf. 
Privatrechts, hervorzuheben: Schomburg, Das bergbauliche Genoſſen— 
ichaftswejen und deſſen Reform, 3. Bd. 2 ©. 196, 327,449, Bd.3 ©. 204, 
301, Bd. 4 ©.414, Bd. 5 ©. 57,189. Derjelbe, Zum preußischen Berg; 
gejeßentwurfe, 3, Bd. 4 ©.46. v. Hingenau, Beiträge zur Reform 
des deutſchen Bergrechts, 3. Bd. 4 ©. 436. Ebmeier, Die gewerf- 
ichaftliche Verfaffung, 3. 80.4 ©. 161. Sad, Vergleichende Zujammen: 
jtellung der verjchiedenen rechtsrh. Gewerfichafts-Berfaffungen. Sierlohn 
1866. Kloftermann, Lehrbuch. Viertes Buch 88 21 bis 27: Die Ge- 
werkſchaft. Turnau, Das Bergwerkseigenthum, 88 6 bis 8: Die Ge 
werfichaft, 3. Bd. 18 ©. 305. Ejjer II, Das Gewerfichaftsrecht des 
Allg. Bergg. Köln 1865. Derjelbe, Die Gewerfichaft und ihre Ent- 
widelung unter dem Allg. Bergg. Berlin u. Leipzig 1883. 


Zu $ 94. 

1. Um das Wejen der Gewerfichaft neuen Rechts nach jeiner 
rechtlichen Seite kurz zu bezeichnen, kann von ihr gejagt werben, daß 
fie nach außen ein geſchloſſenes Ganze, einen fachlich d. h. durch das 
Bergwerk als Vermögenseinheit bedingten, mit jurijtiicher Perſönlichkeit 
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ausgeftatteten und durch ein gejegliches Organ (Repräjentant, Gruben- 
vorjtand) vertretenen Verband bildet, dagegen nach innen aus Einzelbe— 
theiligungen an dem gewerfichaftlichen Unternehmen, Kuxen, befteht, deren 
Inhaber, Gewerfen, ihre Rechte der Gewerfichaft gegenüber durch Ge— 
werfichaftsbejchlüfje ausüben und nach Verhältnig ihrer Hure ſowohl 
am Gewinn und Verluſt theilnehmen, als auch die für das Unternehmen 
erforderlichen Beiträge zu leiſten haben. 

2. Die Gewerkichaft jet zwei oder mehrere Mitbetheiligte eines 
Bergwerfs voraus. Sie kann wie jede andere Erwerbsgejellichaft durch 
Vertrag errichtet werden, unbedingt nothwendig iſt aber ein Vertrag zu 
“ ihrer Entitehung nicht. Das gewerfichaftliche Rechtsverhältniß tritt viel- 
mehr kraft des Geſetzes ohme Weiteres ein, wenn die Nechtöverhältnifje 
der Mitbetheiligten eines Bergwerf3 nicht durch Vertrag oder ſonſtige 
Willenserklärung in rechtsgültiger Form anderweitig geregelt find ($ 133) 
und im Uebrigen den gejeglichen Erfordernifjen genügt it. Theilhaber 
an einer ungetheilten Erbjchaft oder an einer jonjtigen gemeinjchaftlichen 
Maffe, zu welchen ein Bergwerk gehört, bilden feine Gewerfichaft, wie 
dies $ 133 Abi. 2 zur Vermeidung von Zweifeln ausdrüdlich ausfpricht. 

E3 tritt demnach), wenn ein Bergwerk zwei oder mehreren Berjonen 
verliehen wird, mit der Verleihung nicht nur das Bergwerfseigenthum 
(vergl. $ 50 Bem. 2), jondern fraft des $ 94 auch die Gewerfichaft un: 
mittelbar in’3 Leben, ohne daß es der Erfüllung weiterer Formen be- 
darf. Geht dagegen ein Bergwerk durch frenvillige Veräußerung in den 
Beſitz zweier oder mehrerer Mitbetheiligten über, jo muß, um das ge— 
werfichaftliche NRechtsverhältnig zu begründen, im Geltungsbereiche des 
Gef. über den Eigenthumserwerb v. 5. Mai 1872 die Auflaffung und 
die Eintragung im Grundbuche Hinzufommen; vergl. oben ©. 165; Klo— 
jtermann Anm. 207. Der von Arndt ©. 119 Anm. 4 allgemein auf: 
gejtellte Grundjag, daß in Folge jenes Geſetzes die Gewerfichaft „nach 
außen Hin und Dritten gegenüber” erjt mit ihrer Eintragung als Eigen- 
thümerin im Grundbuche exiſtent werde, geht injofern zu weit, als er 
auch die Fälle der eriten Erwerbung durch Verleihung eines Bergwerks 
an Mitbetheiligte einſchließt. 

3. Die Gewerfichaft jebt voraus, daß die zwei oder mehreren 
Mitbetheiligten Eigenthümer des Bergwerfs find. Pächter und Nieß— 
braucher eines Bergwerks können als jolche feine Gewerkſchaft errichten; 
noch weniger die Pächter eines dem Grundeigenthümer zuftehenden Aus: 
beutungsrecht3 (Steinjalz in der Provinz Hannover). Beichluß des Oberb. 
Clausthal v. 18. Nov. u. Nekursbeich. v. 18. Dez. 1885, 3. Bd. 27 
©. 137 u. 250. Vergl. auch Urth. des Reichsg. v. 11. März; 1882, 3. 
Bd. 24 ©. 118. 

4. Nothwendige Vorausſetzung der Gewerfichaft ift ferner ein Berg 
werf und zwar ein auf bergrehtlichem Titel beruhendes Bergwerf. 

18 
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Unzuläfftg iſt deshalb die Bildung einer Gewerfichaft für eine 
Muthung, auf Grund deren Bergwerkzeigenthum erjt erworben werden 
joll, Urth. des Reichsg. v. 12. Nov. 1884, 3. Bd. 27 ©. 211; des— 
gleichen für ein durch Koonfolidation oder reale Feldestheilung entjtehen- 
des Bergwerk, jo lange dafjelbe nicht durch die oberbergamtliche Beſtä— 
tigung die rechtliche Exiftenz erlangt hat; vergl. $ 49 Bem. 3, $ 51 
Bem. 7, $ 101 Bem. 4. 

Ebenjowenig tritt das gewerfichaftliche Nechtsverhältnig kraft des 
Geſetzes ein, noch kann dafjelbe durch Statut oder fürmlichen Vertrag 
mit rechtlichen Wirkungen nach außen und gegen Dritte eingeführt wer— 
den bei demjenigen Bergbau, welcher partifularrechtlich auf dem Grunds 
eigenthbümerrechte beruht. Vergl. Urth. d. Reichsg. v. 20. April 1880, 
3. Bd. 22 ©. 111, ferner die vorjteh. unter 3 angeführten Bejcheide, 
fowie Beich. des Oberb. Clausthal v. 3. Juli 1879 u. 18. April 1887, 
Nekursbeih. v. 22. Juli 1879 u. 13. Juli 1887, 3. Bd. 20 ©. 400, 
538, Bd. 28 ©. 530. Es ijt erwogen worden, „daß auch nicht durch 
Vertrag aus bloßen Miteigenthümern eines Bergwerks, deſſen Befigtitel 
ein anderer alö der der Verleihung iſt, eine Gewerkichaft im Sinne des 
Bergg. und mit den eigenthümlichen Rechten und Pflichten derjelben ge— 
bildet werden kann, indem es nicht zuläffig it, im Wege der Privat: 
autonomie einer Geſellſchaft des Eivilrechts die Nechte der juristischen 
Perjönlichkeit, welche der Gewerkichaft in vielen Beziehungen zuftehen, 
beizulegen.“ 

Aus demfelben Grunde iſt es nicht zuläjfig, das Nechtöverhältnif 
der Gewerkichaft für ein dem Bergbau gänzlich fremdes gejchäftliches 
Unternehmen, 3. B. Betrieb eines Fabrifgejchäfts, Ausbeutung von Kalt 
fteinbrüchen, durch Erwerbung irgend eines werthlojen Bergwerfs und 
Errichtung eines nur nominell auf diefen Bergwerksbeſitz gerichteten 
Statut3 anzunehmen. Beſchl. d. Oberb. Bonn v. 31. Mai 1879, 2. 
9.20 ©. 379; ferner der vorjtch. Bejch. des Oberb. Clausthal v. 18. 
April u. Rekursbeich. v. 13. Juli 1887. 

5. Wegen des Rechts einer beitchenden Gewerfichaft zum Er— 
werbe auch anderer VBermögensgegenjtände vergl. $ 96 Bem. 1. 

6. Damit die Gewerfichaft ihr Gejellichaftsrecht ganz jo regeln 
fann, wie fie es im gegebenen Falle zur Förderung ihres Unternehmens 
für zwectmäßig erachtet, iſt derjelben die Befugniß beigelegt, die geſetz— 
liche Verfafjung durch Statut abzuändern, joweit die mit der Wah— 
rung des öffentlichen Intereſſes vereinbar erjcheint. Berpflichtet zur 
Errichtung eines Statuts ift die Gewerkichaft nicht; fie „kann“ ein jol- 
ches errichten, ohme daß ihr Beitehen hiervon abhängt, und unterjcheidet 
ſich Hierin jowohl von der Aftiengefellichaft (Art. 209 9. ©. 3), als 
auch von der Gewerfichaft des ſächſ. und des öjterr. Bergg. $ 9 bezw. 
$ 137. Immerhin empfiehlt e3 fich aber, von der den Gewerfichaften 
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eingeräumten Autonomie ausgiebigen Gebrauch zu machen in Fällen, in 
welchen die Beſtimmungen des Geſetzes den bejonderen Berhältnifien 
und Bedürfniffen nicht genügend entiprechen oder einer Ergänzung be- 
dürfen, 3. B. in Bezug auf Gewerfichaftsbejchlüffe, Art und Vollmachten 
der Bertretung, Auflöjung der Gewerfichaft ꝛc. An zweckmäßigen Mu- 
ſtern fehlt es nicht; vergl. v. Rynſch, 3. Bd. 7 ©. 348, 356; Na- 
torp, 3. Bd. 17 ©. 354; Ejjer, Gewerfichaft ©. 11; ſ. auch Klo— 
jtermann Anm. 211. Für mehrere jelbftitändige Gewerfichaften kann 
übrigens nach der Natur der Sache fein gemeinjchaftliches Statut er- 
richtet werden. Bejcheid des Oberb. Halle v. 7. April 1885, 3. Bd. 26 
©. 403. 

7. Die vorgejchriebene notarielle oder gerichtliche Form des Sta— 
tuts entipricht der Bedeutung, welche der Akt für die Gewerfichaft jelbit 
und ihre Mitbetheiligten, wie fir das mit derjelben verfehrende Publi— 
fum bat, und gewährleiftet eine jorgfältige Prüfung der in das Statut 
aufzunehmenden Beitimmungen auf ihre gejegliche Zuläffigkeit. 

8. Die Errichtung eines Statut3 kann nur in einer nach Vor: 
ichrift des Bergg. berufenen bejchlußfähigen Gewerfenverfjammlung er: 
folgen. Urth. des NReichsg. v. 12. Nov. 1884, 3. Bd. 27 ©. 211. Um 
diejelbe zu erleichtern, verlangt das Gejeß nicht Einjtimmigfeit, jondern 
ebenjo wie in den Fällen des $ 114 nur eine Dreiviertelmehrheit, be: 
gnügt fich aber andererjeit3 in Anbetracht der Wichtigkeit des Gegen: 
ftandes micht mit der einfachen Stimmenmehrheit. Ein von der gejeß- 
lichen Mehrheit beichlojjenes Statut kann zwar nicht als eigentlicher 
Bertrag angejehen werden, bindet aber gleichwohl ebenjo wie leterer die 
jämmtlichen Mitbetheiligten. Ein einjtimmig gefaßter Beſchluß iſt zu- 
gleich Beichluß und Vertrag. Im Uebrigen gehört das gejeßliche Er- 
forderniß der Dreiviertelmehrheit dem öffentlichen Rechte an und kann 
durch gewerkichaftliche Beichlüffe nicht abgeändert werden. Beſcheid des 
Dberb. Bonn v. 20. Nov. 1878, 3. Bd. 20 ©. 118. 

Was von der Errichtung des Statuts gilt, findet ebenfo auf deſſen 
Abänderung und Aufhebung Anwendung. Urth. des Reich3-Oberhan- 
delsg. v. 12. Oft. 1874, 3. Bd. 16 ©. 232, Entſch. Bd. 14 ©. 252. 

Den Gewerkichaften alten Nechts jtehen die erleichternden Beſtim— 
mungen des $94 nicht zur Seite ($ 227). Kloſtermann Anm. 2688; 
DOppenhoff Nr. 635, 681, 1192; Arndt ©. 120 Anm. 9. Anders 
Strohn 3. Bd. 7 ©. 48 und theilweife auch Achen bach daj. 176; 
vergl. auch $ 124 Ben. 2. 

"9. Die durch ein Statut nicht betroffenen und daher neben dem: 
jelben in Geltung bleibenden dispofitiven Gejegesbejtimmungen find als 
jtillfchweigend in das Statut aufgenommen, folglich als Bejtandtheile 
deffelben nicht zu betrachten, und ſonach find jpätere, dieje Beſtimmun— 
gen modifizivende Beichlüffe als Statutabänderungen nicht zu behan- 
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deln; vorjt. Urth. v. 12. Oft. 1874. Ebenjowenig werden durd) die aus— 
drüdliche Beitimmung eines Statuts, daß die Nechtsverhältniffe der Ge- 
werfichaft jich nach den Vorjchriften des vierten Titels des Bergg. regeln 
jollen, diefe Vorschriften in dem Sinne zu integrivenden Beitandtheilen 
de3 Statuts gemacht, dat jede jpätere zuläjlige Modifikation diefgr Vor— 
ſchriften nur mit Dreiviertelmehrheit bejchlojjen werden fünnte. Urt. 
des Appell.-Ger. Köln v. 8. Jan. 1876, Rhein. Archiv Bd. 67 ©. 140, 
3. Bd. 24 ©. 214. 

10. Statutarijche Einzelbejchlüffe einer Gewerfichaft be- 
dürfen ebenjo wie das fürmliche Statut zu ihrer Nechtsgültigfeit der 
Dreiviertelmehrheit unter Hinzutritt der oberb. Beltätigung; vorſt. Urth. 
des Neich3-Oberhandelsg. v. 12. Dft. 1874. Es entjtcht die Frage, 
welche Gewerfichaftsbejchlüffe unter den Begriff der „ſtatutariſchen“ fallen. 
Nach jenem Urtheil joll „jeder einzelne Beichluß der Gewerfichaft, wel- 
cher dieje einer generellen und dauernden Berpflichtung untertwirft, als 
ftatutarischer zu behandeln fein und daher der Vorjchrift des 8 94 Abi. 2 
unterliegen. In diefer Allgemeinheit läßt ſich aber der Grundjag nicht 
aufrecht erhalten und weder mit den pofitiven Beſtimmungen des vier: 
ten Titels, namentlid) den 88 113, 114 und 118, noch mit dem von 
dem Gejeße angejtrebten Selbjtbeitimmungs- und Selbjtverwaltungsrechte 
der Gewerfichaft in Einklang bringen; auch findet derjelbe im praktischen 
Nechtöleben feine Beltätigung. Als „Itatutartiche” werden vielmehr nur 
jolche Beichlüffe zu behandeln fein, welche in Beziehung auf einzelne be- 
jtimmte Angelegenheiten eine Abänderung des Geſetzes, der gejeßlichen 
Verfaſſung der Gewerkichaft zum Gegenstand haben und demnach unter 
Beichränfung auf diefe Angelegenheiten denjelben Zweck verfolgen, wie 
ein fürmliches Statut, oder durch welche ein bejtchendes Statut abge- 
ändert oder aufgehoben werden joll. Ueber die Tragweite diefes Grund» 
jates vergl. Brafjert, 3. Bd. 16 ©. 234; Eſſer, Gewerfichaft ©. 8, 9. 

11. Das Statut (auch das einjtimmig beſchloſſene) bedarf der 
Beltätigung des Oberbergamts. Nach der Negierungsvorlage war 
diefelbe nicht beabfichtigt. Nachdem aber jeiteng der Komm. des Herrenh. 
die Berufung auf richterliche oder jchiedgrichterliche Enticheidung gegen 
einen gemäß $ 94 gefakten Bejchluß durch den dem $ 115 Hinzugefüg- 
ten Ab). 3 ausgejchloffen war, erachtete jie jchon aus diefem Grunde 
die Beitätigung des Statuts für nothwendig; Komm.-Beriht ©. 33. 
Die Komm. des Abgeordnetenh. erhob zwar das Bedenfen, daß das 
Beitätigungsrecht dem Geiſte des Gejeges widerjpreche und die Gefahr 
einer bitreaufratiichen und bevormundenden Benutzung in fich trage; 
doch wurde die erfolgte Aufnahme dejjelben in den $ 94 nicht weiter 
beanstandet; Komm.-Bericht ©. 52, 53. Vergl. auch Wachler, 3. Bd. 10 
©. 27, welcher die Beftätigung als „überflüffig und auch) jchädlich“ be: 
zeichnet. 
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Die gehegten Befürchtungen find feither nicht eingetreten. Freilich 
ipricht das Geſetz jelbit fich nicht über die Grundfäße aus, welche für 
die Ertheilung oder Verſagung der Beltätigung maßgebend jein jollen. 
Schon der Komm.-Bericht d. 9. ©. 34 erfannte an, daß es nicht thun- 
lich ei, bejtimmte Gründe anzugeben, aus welchen die Beltätigung nur 
verjagt werden dürfe, daß dies vielmehr dem vernünftigen, aus dem 
Geiſte des neuen Geſetzes hervorgegangenen Ermejjen des Oberbergamts 
überlajjen bleiben müſſe. Die Praxis hat aber von vornherein den richtigen 
Grundjab befolgt, daß für die Verſagung der Bejtätigung eines Gewerk— 
ichaftsitatuts nur „Gründe des öffentlichen Intereffes“ bejtimmend jein 
dürfen. Vergl. auch Rekursbeſch. v. 10. März 1879, 3. Bd. 20 ©. 261. 

Demgemäß wird die Beltätigung nicht erfolgen können, wenn das 
Statut formell den gejeglichen Erfordernijfen nicht entjpricht oder ma— 
teriell gegen das Geſetz verjtößt. Ferner wird die Beltätigung eines 
Statut3 davon abhängig jein, daß in demfelben nicht Beitimmungen 
enthalten find, welche fich als mißbräuchliche Vergewaltigung der Min— 
derheit herausitellen. Dagegen it eine bevormundende Kritik der im 
Statut niedergelegten Bejchlüffe der Gewerfichaft gänzlich ausgeſchloſſen. 
Bergl. Strohn, 3. Bd. 7 ©. 50; Mende, 3. Bd. 9 ©. 101; Klo— 
ftermann Anm. 210a; Oppenhoff Nr. 542; Arndt ©. 120 Anm. 7. 
Auch bei Beitimmungen eines Statuts über den Namen der Gewerkichaft 
oder über die Kuxeintheilung kann das öffentliche Interefje in Frage 
fommen; $ 95 Bem. 4, $ 101 Bem. 2. 

Berufung auf richterliche oder jchiedsrichterliche Entſcheidung dar- 
über, ob das von einer Gewerfichaft bejchlofjene Statut zum Bejten der: 
jelben gereiche, findet, wie fchon erwähnt, nach $ 115 Abi. 3 nicht ftatt. 

Erſt durch die Beitätigung erlangt das Statut rechtsverbindliche 
Kraft. Dagegen werden durch diejelbe rechtliche Mängel, mit welchen 
ein Statut in formeller oder materieller Beziehung etwa behaftet ift, 
nicht geheilt. Ein wegen jolcher Mängel, 3. B. wegen mangelnder Be- 
Ichlußfähigfeit der Gewerfichaft ungültiges Statut bleibt troß der erfolg- 
ten Betätigung ungültig, und wer befugt tt, die Rechtsbejtändigfeit des 
Statut3 anzugreifen, kann hieran dadurch nicht behindert werden, daß 
das Statut von dem Oberbergamte nicht beanjtandet worden ift. 

Auf ftatutarische Einzelbefchlüffe (Bem. 10) finden hinfichtlich der 
Beltätigung diefelben Grundjäge Anwendung, wie bei dem fürmlichen 
Statut. 

12. Eine Einregiitrirung und Veröffentlichung des Statuts wie 
bei der Aftiengejellichaft (Art. 210 u. 210e 9. ©. 2.) findet nicht ftatt. 
Eine gleiche Einrichtung iſt auch für die Gewerfichaft als wünjchens- 
werth bezeichnet worden; vergl. Komm.Bericht d. A. ©. 53, 54; Eſſer, 
Gewerkſchaft S.20. Ein ausgejprochenes Bedürfniß hierzu hat jich jedoch 
jeither nicht Herausgeftellt und würde bei einer Reviſion des Gewerf- 
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ichaftsrechts erjt noch näher zu unterjuchen fein. Jedenfalls würde es 
aber nicht angängig jein, das Beſtehen der Gewerkichaft von der Ein- 
tragung in ein öffentliches Regiſter abhängig zu machen, wie dies nach 
Art. 2119. ©. B. bei der Altiengejellichaft der Fall it. Vergl. $ 118 
Ben. 6, 

13. Bon der jtatutarifchen Autonomie der Gewerfichaft ausge: 
ichloffen find die im $ 94 Abi. 3 aufgeführten Beftimmungen des Bergg. 
Hiernach dürfen nicht abgeändert werden: die von der rechtlichen Natur 
der Gewerfichaft und dem Nechtsverhältniffe des einzelnen Gewerfen 
handelnden SS 95 bis 110, weil hierauf die Grundverfaffung und das 
Weſen der Gewerfichaft beruhen, ferner $ 114 Ab. 2, weil die als noth- 
wendig erkannte Einjtimmigfeit bei Verfügungen über das Bergwerfseigen- 
thum durch Verzicht oder Schenkung nicht durch Statut bejeitigt werden 
darf, endlich die die Vertretung der Gewerkichaft nach außen regelnden 
ss 123 bis 128, weil hier wejentlich das öffentliche Interejfe mit in 
Betracht fommt. Außerdem gehört zu den nicht abänderlichen Beſtim— 
mungen diejenige des $ 117, daß jede Gewerfichaft einen Repräſentan— 
ten zu bejtellen hat. Diejelbe ift wohl als jelbjtverjtändlich im $ 94 nicht 
ausdrüclich aufgeführt, da es fich um eine den Gewerfichaften im öffent- 
lichen Intereſſe auferlegte Ziwangspflicht handelt, mit welcher die $J 123 
bis 128 und namentlich auch die der Bergbehörde im $ 127 beigelegten Be- 
fugnifje in ungertrennlichem Zujammenhange jtehen. Vergl. auch Strohn, 
3. Bd. 7 ©. 51; Eſſer, Gewerfichaft S. 19. Auch der $ 94 jelbit 
fann durch Statut nicht abgeändert werden; vergl. Bem. 8. 

Zuläffig ift demnach die ftatutarische Abänderung der Beſtimmun— 
gen über die Beichlußfaffung der Gewerfichaft und die Anfechtung von 
Beichlüffen ($$ 111 bis 116 mit Ausnahme des 8 114 Abi. 2), über 
die Vertretung der Gewerkichaft, joweit Hierbei nicht die SS 117 u. 123 
bis 128 in Frage fommen ($$ 116 bis 122), über die Beitreibung der 
Beiträge (58 129 bis 131) und über den freiwilligen Verzicht auf An- 
theile ($ 132). Zur Abänderung der Beitimmungen der 88 120, 121 
u. 122 bedarf es übrigens gemäß $ 124 Abi. 1 unter allen Umftänden 
eines förmlichen Statut3, womit gejagt it, daß, wenn die dort dem 
Nepräfentanten und Grubenvorjtande beigelegten Vollmachten und Ge: 
Ichäfte anderweitig geregelt werden jollen, dies nur auf ſtatutariſchem 
Wege mit Dreiviertelmehrheit und oberbergamtlicher Beltättgung gejchehen 
fann. Durch das Statut kann endlich die Gewerkſchaft einen anderen 
Namen als den des Bergwerks wählen ($ 95), die Kuxzahl auf taujend 
erhöhen ($ 101) und Streitigfeiten über Gewerkichaftsbejchlüffe einem 
Schiedsgerichte überweifen ($ 115). 

Wie fich hieraus ergiebt, ift für die ftatutarische Autonomie ein 
weiter Spielraum gewährt, jo daß die Gewerfichaften jich in der Lage 
befinden, ihre bejondere Berfaffung im Rahmen des Geſetzes ebenjo den 
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einfachjten wie den in großartigem Maßjtabe entwidelten Verhältniffen 
anzupafjen. Erfahrungsmäßig werden indeß eingreifende Abänderungen 
der gejeglichen Bejtimmungen nur jelten bejchlofjen. 

14. Auflöjung der Gewertihaft. Was hierüber zu fagen 
ift, reiht fich zweckmäßig an den von der Entitehung der Gewerfjchaft 
handelnden $ 94 an. 

Abgeſehen von der negativen Beitimmung im $ 100, daß durch 
das Ausjcheiden einzelner Mitglieder die Gewerfichaft nicht aufgelöft 
wird, enthält das Bergg. feine Vorjchriften über die Auflöfung der Ge- 
werfichaft und deren rechtliche Folgen. Es ijt deshalb der Rechtswiſſen— 
ichaft und der Rechtſprechung der Gerichte vorbehalten, die hierfür maß: 
gebenden Grundjäge unter Zuhülfenahme des allgemeinen Rechts feitzu- 
jtellen. Die Anfichten haben fich zwar im Laufe der Zeit wejentlich ge— 
klärt, indeß ijt bis jet noch nicht in allen einschlägigen Fragen Ueber: 
einftimmung erreicht. 

Als Auflöjfungsgründe find zu bezeichnen: 

1. Uebereinfommen der Mitbetheiligten, 2. Aufhebung des Berg— 
werf3eigenthums, 3. Veräußerung des Bergwerks, 4. Bereinigung ſämmt— 
licher Kuxe in der Hand eines Miitbetheiligten, 5. Konkurs. 

Die rechtlichen Folgen der Auflöfung äußern jich nad) zwei Rich— 
tungen, einerjeit3 in Bezug auf das Verhältnig der Gewerkichaft zu ihren 
Mitgliedern und diejer unter einander, andererjeit3 in Bezug auf das 
Verhältnig der Gewerfichaft und ihrer Mitglieder zu Dritten, insbefon- 
dere zu den Gewerfichaftsgläubigern. 

1. Durch Uebereinfommen der Mitbetheiligten kann die Auflöjung 
in der Weife herbeigeführt werden, dat die Vorausjeßungen, von wel- 
chen bei Errichtung der Gewerfichaft die Wiederauflöjung derjelben durch 
Vertrag oder Statut abhängig gemacht worden ijt, eintreten, oder daß 
jpäter ein einftimmiger Auflöjungsbeichluß gefaßt wird. Ein jolcher Be- 
ſchluß kann auf Theilung des gewerfichaftlichen Vermögens oder auf 
Annahme einer anderen Gejellichaftsform, z. B. Umwandlung in eine 
Aftiengejellichaft gerichtet fein. Im jedem Falle müjfen aber bei Boll: 
ziehung der Auflöjung die Rechte Dritter, namentlich auch der Gewerk— 
Ichaftsgläubiger gewahrt werden, indem diejelben jonjt berechtigt fein 
würden, ſich an die einzelnen Gewerken auf Höhe des bei der Auflöjung 
Empfangenen zu halten. (Ueber den Fall der Umwandlung einer Ge- 
werfichaft in eine Aktiengejellichaft vergl. Rintelen, 3. Bd. 17 ©. 23.) 

2. Die Aufhebung des Bergwerfseigenthums (Titel VI des Bergg.) 
und als Folge hiervon die Auflölung der Gewerfichaft kann herbeige- 
führt werden 1. auf Grund des von dem Oberbergamte eingeleiteten Ber: 
fahrens wegen zwangsweiſer Entziehung des Bergwerf3eigenthums ($ 156) 
und 2. auf Grund des von der Gewerfichaft einjtimmig ($ 114 Abj. 2) 
beichlojjenen freiwilligen Berzichtes auf das Bergwerkseigenthum ($ 161). 
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In dem einen wie anderen Falle tritt entweder der Zwangsverfauf des 
Bergwerfs oder die Mufhebung des Bergwerkseigenthums durch ober: 
bergamtlichen Beichluß ein (58 159 bis 161). Führt der Zwangsver- 
fauf zum Ziele, jo geht die Auflöjung der Gewerkichaft in derjelben Weile 
vor jich, wie bei der freiwilligen Veräußerung des Bergwerks. Wird 
das Bergwerfseigenthum durch Beichlug des Oberbergamts für aufge- 
hoben erklärt, womit alle Anfprüche auf das Bergwerk erlöfchen ($ 160 
Abſ. 2), jo Hört auch die Gewerfichaft jelbit ohne Weiteres auf zu be— 
jtchen, vorausgejeßt, daß fie nicht etwa noch anderes, durch den Auf: 
hebungsbeichluß nicht betroffenes Vermögen befitt, bezüglich deſſen die 
Gewerkſchaft alsdann den Gläubigern gegenüber noch als Gewerfichaft 
in Liquidation fortbeftehen würde (j. unter 3). 

3. Auch die Veräußerung des Bergwerks hat die Auflöfung der 
Gewerkſchaft zur Folge. 

Zunächſt für die freiwillige Veräußerung wird der Grundjat 
aufzustellen jein, daß im Folge derjelben und bezw. der auf Grund der 
Auflafjung erfolgten Eintragung des Bergwerk im Grundbuche (Geſetz 
vom 5. Mai 1872 88 1 und 68) die veräußernde Gewerfichaft ohne 
Weiteres als Betriebs: und Erwerbsgemeinſchaft zu beſtehen aufhört, 
dagegen in Anjehung des Verkaufserlöſes und ihres jonjtigen Vermögens 
als Gewerkſchaft in Liquidation nach innen und außen Hin big 
zur erfolgten Abwidelung der auf ihr übriges Vermögen bezüglichen 
Sejchäfte jortbeiteht. Derjelbe Grundja wird, abgejehen von dem Kon— 
furje, für die verichiedenen Fälle der Zwangsverjteigerung zu gelten 
haben. 

Mit dem Uebergange des Bergwerfs an einen anderen Eigenthü— 
mer fällt nämlid) die durch das gemeinjchaftliche Bergbauunternehmen 
bedingte und auf die Ausbeutung des Bergwerk gerichtete produftive 
Thätigkeit der Gewerfichaft fort. Sie kann feine Hierauf bezüglichen 
Nechtsgejchäfte mehr vornehmen, woraus fich weiter ergiebt, daß auch die 
Beitragspflicht der einzelnen Mitbetheiligten und deren aktive Betheili— 
gung an dem Betriebe und der Berwaltung durch Gewerfichaftsbejchlüffe 
aufhört. ES Handelt jich für die aus dem Beſitze ihres Bergwerfs getre- 
tene Gewerkichaft nur noch darum, die Auseinanderjegung der Gewerken 
unter einander und die Befriedigung etwaiger Gläubiger zu bewerfitel- 
ligen. Für die auf diefes Liquidationsgejchäft beſchränkte Thätigfeit be- 
jtcht aber die Gewerkichaft alten wie neuen Rechts als rechtsfähiges 
Subjekt noch fort. Ihre Sache iſt es, nicht die der einzelnen Gewer— 
fen, dieſe auf die gänzliche Beendigung des Gewerkichaftsverhältnifjes 
abzielenden Geſchäfte durch ihre Beichlußfaffung und ihre Vertreter (Re— 
präjentant, Grubenvorjtand) zu beforgen. Weder gejegliche Beſtimmun— 
gen, noch innere Nechtsgründe nöthigen zu der Annahme, dag in Folge 
des Veräußerungsaktes in Bezug auf den Erlös und das jonjt noch 
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vorhandene gemeinfchaftliche Vermögen ipso jure ein Rechtsverhältnif 
unter den Mitbetheiligten eintrete, welches lediglich nach den Negeln des 
Civilrechts zu beurtheilen jet. Dieje Annahme würde zu Folgerungen 
führen, welche jowohl für die Mitbetheiligten jelbit, als auch für die 
Gläubiger der Gewerkichaft bedenklich erſcheinen. 

Wie das Bergg. von bejonderen Borjchriften über die Auflöjung 
der Gewerkichaft überhaupt abgejehen hat, jo ijt in demjelben auch über 
das Liquidationsverfahren für die in der Auflöfung befindlichen Gewerk— 
Ichaften nichts vorgejchrieben. Es unterliegt aber feinem rechtlichen Be: 
denfen, die über die Liquidation einer Aktiengejellichaft in den Art. 244 ff. 
9. ©. B. enthaltenen Beitimmungen, „joweit gemeinſame Grundjäge am 
Plate find“ (Motive des Bergg. ©. 71) und nicht bejondere Einrichtuns 
gen, z. B. die Handelsregifter dabei in Betracht fommen, finngemäß auch 
auf die Gewerfichaft in Liquidation anzuwenden. Demnad) wird u. a. der 
Repräſentant oder Grubenvoritand ebenfo wie der Vorstand der Aftien: 
gejellichaft für zuftändig zu erachten fein, die Liquidation zu bejorgen. 

Für die Anwendbarkeit der vorstehenden Grundjäge iſt es im Ue— 
brigen gleichgültig, in welcher Weije die Veräußerung des Bergwerks 
jich vollzogen hat, ob diejelbe von der Gewerkſchaft mit Einftimmigfeit 
oder nur mit Dreiviertelmehrheit ($ 114) beichloffen, ob ein Zwangsver— 
fauf im Wege der Zwangsvollitrefung zur Befriedigung von Gläubigern 
oder in dem berggejeglichen Berfahren zur Aufhebung des Bergwerfs- 
eigenthums vorgenommen worden tjt, ob die Erwerbung des veräußerten 
Bergwerfs jeitens eines Einzelnen oder Mehrerer ftattgefunden, und ob 
ſich im legteren Falle eine neue Gewerfichaft oder irgend eine andere 
Geſellſchaft gebildet hat. Immer wird die jeitherige Gewerfichaft, jo 
lange noch ungetheiltes Rejtvermögen vorhanden it, für die Liquidation 
neben dem neuen Eigenthiimer des Bergwerks fortbejtehen. 

Unbeftritten find freilich die angeführten Grundjäge nicht. Das 
Appell.:Ger. Hamm, Urth. v.7. Mat u. 7. Juli 1875, 3. B.17 ©. 495, 
491, hat die entgegengeießte Anficht ausgejprochen und angenommen, 
„daß, wenn das gemeinjchaftliche Bergwerk veräußert wird, dies die Auf— 
löjung der Gewerfjchaft von jelbit zur Folge hat, weil eine Gewerfichaft 
nur von den Mitbetheiligten eines Bergwerfs gebildet werden kann ($ 94).” 
„Auf die bisherigen Mitbetheiligten des Bergwerks finden nicht mehr die 
Grundjäße der gewerkſchaftlichen Verfaſſung Amvendung, ſie fünnen nicht 
mehr als Gewerfichaft im Sinne des $ 96 auftreten, ihre etwa aus der 
bisherigen Gemeinjchaft rejultirenden Rechte und Verbindlichkeiten fünnen 
nicht mehr von ihnen rejp. gegen fie als Gejammtheit geltend gemacht 
werden; es fehlt dazu auch an dem erforderlichen VBertretungsorgan.“ 
Verklagt fünnen nur werden „die früheren Gewverfen, welche allerdings 
verpflichtet find, zur Erfüllung der Berbindlichkeiten der Gewerfichaft nad) 
Verhältniß ihrer Hure beizutragen ($ 102), und die den Gläubigern der 
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Gewerfichaft, wern fie das frühere gewerfichaftliche Vermögen unter fich 
vertheilen, che aus demjelben die Gläubiger der Gewerfichaft befriedigt 
jind, auf Höhe des empfangenen Betrages haften. Iſt noch ungetheilt 
vorhandenes gewerfichaftliches Vermögen da, jo werden alle früheren 
Gewerken verklagt, anderenfalls der einzelne Gewerke.“ Im gleichem Sinne 
hatte Schon vorher der rhein. Senat des Obertr., Urth. v. 15. Nov. 1870, 
3. Bd. 12 ©. 185, den Sat aufgeitellt, „daß in dem Falle, wenn die 
Gewerkſchaft ihr gefammtes Bergwerfseigenthum an einen Einzelnen ver- 
fauft, jte jich von ſelbſt auflöſt und zu exiſtiren aufhört.“ 

Klojtermann Arm. 218 u. 3. Bd. 12 ©. 474, nimmt ebenfalls 
an, daß die Veräußerung des gemeinschaftlichen Bergwerf3 von Necht3- 
wegen die Auflöjung der Gewerfichaft zur Folge habe. „Unter den Mit- 
gliedern der Gewerfichaft tritt in Bezug auf den bei der Veräußerung 
erzielten Erlös und in Bezug auf das etwa jonjt noch vorhandene ge= 
werfichaftliche Vermögen ein Nechtsverhältniß ein, welches lediglich durch 
die Vorfchriften des Civilvechts geregelt wird. Die bisherigen Gewerfen 
fünnen nunmehr die Theilung des gemeinjchaftlichen Vermögens ver: 
langen, da die Vorſchrift des $ 100 nicht mehr der Theilungsklage ent= 
gegenjteht. Sie find nicht mehr verpflichtet, nach $ 102 Beiträge zur 
Erfüllung der Schuldverbindlichkeiten der Gewerfichaft zu zahlen; wenn 
fie jedoch das frühere gewerkichaftliche Vermögen unter fich vertheilen, 
che aus Ddemjelben die Gläubiger der Gewerkichaft befriedigt find, jo 
haften fie den Gläubigern auf Höhe des empfangenen Betrages.“ 

Auf der anderen Seite entichieden ſich faſt gleichzeitig der dritte 
Senat des Dbertr. und das Neich3-Oberhandelsg. für die obige Anficht, 
. daß die Gewerfichaft als ſolche in Bezug auf ihr übriges Vermögen 
auch nach der Veräußerung ihres Bergwerfs noch fortbeitehe. In dem 
Urth. des Obertr. v. 27. März 1876, Striethorjt Bd. 95 ©. 364, wel= 
ches im der durch das vorerwähnte Urth. des Appell.Ger. Hamm vd. 
7. Juli 1875 entjchiedenen Prozeßſache erging, Heißt es gegenüber der 
als unrichtig bezeichneten Anficht des Vorderrichters wörtlich: „Sehr 
wichtige Gründe jprechen dafür, daß ungeachtet des Eintretens eines 
Auflöfungsgrundes — hier Veräußerung des Bergwerks — die Gewerk— 
ſchaft als juriftiiche Berfon und als unverändertes Rechtsjubjeft in ihrer 
bisherigen Organijation und Vertretung jo lange fortbejteht, bis die 
Nechte und Berbindlichkeiten, welche fie während ihres Bejtchens im 
Verhältniß zu Dritten übernommen bat, auf ordnungsmäßigem Wege 
(durch Liquidation des Gewerfichaftsvermögens, Bergg. $ 99) erledigt 
find, und daß erſt der Ueberrejt des Vermögens an die einzelnen Ge— 
werfen fällt. Für die gegemwärtige Entjcheidung erübrigt die nähere 
Darlegung diefer Gründe, und es joll nur im Allgemeinen auf das ana= 
loge Inſtitut der Aktiengejellichaften des H. ©. B. Art. 244 ff. verwieſen 
werden.“ Das Neich3-Oberhandelsg. ging dagegen in dem Urth. v. 
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18. Jan. 1876, 3. Bd. 17 ©. 498, Entſch. Bd. 19 ©. 190, durch wel: 
ches das andere vorenwähnte Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 7. Mai 
1875 aufgehoben wurde, näher auf jene Gründe ein und führte unter 
Verweiſung auf die einjchlägige Literatur namentlich aus: „Es ijt irrig 
anzunehmen, daß, weil eine Gewerfichaft zu ihrem Entjtchen Meitbetheis 
ligte an einem Bergwerfe vorausjeßt, ſie Schon mit der Veräußerung 
und Auflafjung des Bergwerkseigenthums aufhöre, ein prozeßfähiges 
Subjekt zu jein. Wie jie während ihres Beſtehens neben dem Berg: 
werfe (joweit dies zuläjlig, vergl. Oppenhoff, Bergg. ©. 135) anderes 
Bermögen erwerben fann und jolches als jog. jurijtiihe Perſon, aljo 
al3 Gewerfichaft bejigt ($ 96), jo kann fie, wenn fie das Bergwerk ver- 
fauft, jenes andere Bermögen, 3. B. Stapitalien ganz oder theilweije re= 
tiniren. Und das Kaufgeld für das verkaufte Bergwerk erwirbt jie feinem 
Anderen als ſich jelber, aljo der jog. jurijtiichen Berfon. Muß fie aljo 
auch, jobald fie das Bergwerk aufgelajjen hat, ala Gewerfichaft im Hy— 
pothefenbuche gelöjcht werden, jo bleibt fie Doc) in Anjehung des ihr ver: 
bliebenen oder durch den Verkauf erworbenen anderweiten Vermögens ein 
recht3= und prozekfähiges Subjekt. Im ihrem recht3perfönlichen Beftande 
würde fie mit der Veräußerung de Bergwerf3 nur dann nothivendig 
und ipso jure zerfallen, wenn es wahr wäre, daß die einzelnen Gewerfen 
durch denjelben Akt ohne Weitered condomini des Rejtvermögens wür— 
den. Die Gewerfen haben nur einen perjönlichen Anjpruch gegen die 
Gewerfihaft auf Theilung des ihr verbliebenen reinen Vermögens; fie 
juccediren nicht ipso jure, vielmehr bleibt — gleichwie eine Aftienge- 
jelljchaft durch den regijtrirten Auflöſungsbeſchluß nur nach der produf: 
tiven Seite erliicht, in der Liquidation aber fortbejteht — auch die Ge— 
werfichaft zur Ermittelung (Liquidation) diefes Neinvermögens und zur 
Bertheilung dejjelben unter den Gewerfen, aljo für bejtimmte Zwede und 
bis zu deren Erfüllung vechtsperjönlich in ihrer Berfaffung bejtehen.“ 
In der bergrechtlichen Literatur hat der jeßige Neichsgerichtsrath 
Werner (Gruchot, Beiträge Bd. 20 S. 483, vergl. auch 3. Bd. 17 ©. 
502) jich bejonders eingehend mit der vorliegenden Frage beichäftigt und 
gelangt in Uebereinjtimmung mit den beiden vorstehenden Enticheidungen 
legter Inſtanz zu dem Ergebnifje, daß zwar der rechtliche Beſtand einer 
Gewerkſchaft an ein ihr gehöriges Bergwerk geknüpft it, und daß die 
Eigentyumsaufgabe auch deren Auflöjung zur Folge hat, daß aber der 
Auflöfungsgrund (Veräußerung des Bergwerfs) nicht gleichbedeutend iſt 
mit der Augeinanderjegung und mit der gänzlichen Beendiguug des ge— 
werfichaftlichen Verhältniſſes, daß vielmehr die Auflöjfung der Gewerk— 
Ihaft nur vorbehaltlich der Liquidation ihres Vermögens eintritt, und 
daß bezüglich der Kechtsjubjektivität zwiſchen der Gewerfichaft im Be— 
triebe und der Gewerfichaft in Liquidation fein Unterjchied zu machen 
it. Eſſer, Die Gewerfichaft S. 29, 30, nimmt ebenfalls an, daß die 
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Gewerfichaft durch die Veräußerung des Bergwerks oder durch eine 
andere, die Auflöfung herbeiführende Ihatfache nicht ohne Weiteres zu 
erütiren aufhört, jondern als juriftiiche Perſon jo lange fortbeſteht, bis 
ihre gegen Dritte überfommenen Rechte und VBerbindlichkeiten vollftändig 
erledigt jind. Auch Oppenhoff Pr. 567 fcheint hiermit übereinzu= 
ſtimmen, wenn er bemerkt, daß die Auflöfung der Gewerfichaft „nur 
vorbehaltlich der Vermögensliquidation zu Gunjten der Gläubiger“ 
eintrete. 

Unabhängig von der Streitfrage über das Fortbeitehen der Ge— 
werkſchaft in Liquidation gilt der Rechtsgrundjat, daß nach gejchehener 
Bertheilung des Vermögens einer aufgelöjten Gewerfichaft unter die ein: 
zelnen Gewerfen ein Jeder derjelben den Gewerfichaftsgläubigern 
injoweit haftet, als er fi) mit dem Schaden der leßteren bereichert, 
aljo bei Vertheilung der Kaufgelder mehr erhalten hat, als er erhalten 
haben würde, wenn Die Forderungen der Gläubiger von der vertheilten 
Kaufſumme in Abzug gebracht worden wären; ein Jeder der Gewerfen 
it aus der ihm zu Theil gavordenen Bereicherung verhaftet ; ein Korreal— 
verhältnig findet hierbei unter ihnen nicht ftatt. Urth. des Neichsg. v. 
29. Ian. 1887, 3. Bd. 28 ©. 398. 

4. Die Auflöfung der Gewerkjchaft tritt ferner ein als Folge der 
Vereinigung jJämmtlicher Kuxe in der Hand eines Mitbetheiligten, mag 
die Gewerfichaft eine folche alten oder neuen Nechts jein. In Folge 
dieſer Bereinigung wird das Bergwerk unbeitreitbar nicht mehr von einer 
Mehrheit von Perfonen, jondern nur von einer Perſon bejejjen. Hier: 
mit ift aber das geſetzliche Erfordernif einer jeden Gewerfichaft wegge— 
fallen; die Gewerfichaft hat aufgehört, als Betriebs- und Erwerbsge— 
meinſchaft zu bejtchen; die Ausbeutung des Bergwerfs erfolgt von nun 
an durch einen Alleineigenthümer. Der Umstand, daß derjelbe dag Ei- 
genthun des ganzen Bergwerfs auf dem Wege der Erwerbung der ein- 
zelnen Kuxe erlangt hat, fann feinen Grund abgeben, einen jolchen Allein: 
eigenthümer in Anjehung der nunmehr durch ſeinen Bergwerfsbetrich 
neu entjtchenden Nechtsverbältnifje nach anderen Grundjäßen zu behan— 
deln, als denjenigen, welcher das Bergwerk von der Gewerkichaft als 
jolcher gekauft hat oder auf dejjen alleinigen Namen das Bergwerk ver: 
lichen worden iſt. Die gegentheilige Annahme, daß die Gewerkichaft in 
der Perſon des Erwerbers ſämmtlicher Hure fortgejegt werde, würde zu 
der verwerflichen Schlußfolge führen, dal der betreffende Alleineigenthüs 
mer dem Gejege und den allgemeinen Nechtsgrundfägen zuwider die 
privilegirte Nechtsjtellung, welche der Gewerfichaft eingeräumt iſt, auch 
für jich in Anspruch nehmen und namentlich das feinem anderen Allein: 
eigenthümer eines Bergwerks zuitchende Ausnahmerecht beanjpruchen 
fönnte, nicht perjönlich, jondern gemäß $ 99 nur mit dem Bergwerks— 
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vermögen für die von ihm im Intereſſe des Bergwerks eingegangenen 
Schuldverbindlichkeiten zu haften. 

Beiteht aber, jobald jämmtliche Kurze an einen Mitbetheiligten 
übergegangen find, die Gewerfichaft für das Bergwerk nicht mehr, jo 
bleibt noch die weitere, von dem Obertr. (Urth. v. 21. Jan. 1878, 3. 
Bd. 20 ©. 353, Entich. Bd. 81 ©. 187) formulirte Frage zu erörtern 
„welche Folgen diefer Auflöfungsgrund bezüglich derjenigen Rechtsver— 
hältnijje hat, die bis dahin zwiſchen der Gewerfichaft und Dritten ſich 
gebildet haben, ob in Anſehung derjelben nicht bis zu deren ordnungs- 
mäßigen Abwicelung die bisherige Gewerkichaft in ihrer Rechtsſubjekti— 
vität, Verfaffung und Vertretung (die neuere Gewerfichaft als juriftische 
Berjon, die alte als erlaubte Privatgejellichaft) fortbeſteht.“ Dieje Frage, 
welche damals von dem Obertr. unentjchieden gelaſſen wurde, wird cbenjo, 
wie in dem unter 3 beiprochenen Falle der Beräußerung des ganzen 
Bergwerks, dahin zu beantworten jein, daß die Gewerfichaft für die Ab- 
widelung der durch fie eingegangenen Rechtsgeichäfte und bis zur ord- 
nungsmäßigen Beendigung der Liquidation als rechts- und prozehfähiges 
Subjekt fortlebt. Freilich it hier von den Perſonen, welche früher die 
Gewerkſchaft bildeten, nur noch der jetige Alleineigenthiimer übrig ge— 
blieben; dies hindert jedoch nicht, auch in dieſem Falle die fich auflö- 
jende Gewerkichaft als jelbititändiges Nechtsjubjeft von der Perſon des 
Alleineigenthiimers rechtlich getrennt zu halten. Praktiſch wird demnach 
der Berlauf der jein, dab das Liquidationsgeichäft von dem Repräjen- 
tanten oder der jonjtigen Vertretung der Gewerfichaft und in deren Er: 
mangelung von dem zulegt übrig gebliebenen Mitbetheiligten, dem nun— 
mehrigen Alleineigenthümer, zu bejorgen it, legterer aber in Anſehung 
des Bergwerks ſelbſt und dejien weiteren Ausbeutung ganz ebenjo wie 
jeder andere Alleineigenthiimer in den Rechtsverkehr eintritt. 

In der Gerichtspraris tjt die Frage, ob der Uebergang jämmtlicher 
Kuxe an einen Mitbetheiligten einen Auflöjungsgrund für die Gewerk— 
ichaft bildet, oder ob diejelbe in der Perſon diejes Erwerbers ſämmtli— 
cher Kuxe fortbeiteht, nicht übereinjtinmend beantwortet worden. Für Die 
legtere Anficht haben fic) das Appell.-Ger. Magdeburg (Urth.v. 10. Juli 
1877, 3. Bd. 20 ©. 354) und unter Zujtimmung des Oberlandesg. 
Breslau das Landg. Beuthen (Beichlüfje v. 3. Febr. u. 2. März 1883, 
3. Bd. 26 ©. 109) entjchieden, und namentlich it von letzteren ange- 
nommen, daß neben dem Befite aller Hure zur Auflöjung der Gewerf- 
ichaft eine hierauf gerichtete ausdrüdliche Willenserklärung erforderlich jei. 

Dagegen trat der dritte Senat des Obertr. in dem bereit3 erwähnte 
ten Urth. v. 21. Jan. 1878 für die erjtere Anficht ein. Es heit dort: 
„Eine Gewerfichaft it die Genojjenjchaft, welche von den Miitbetheiligten 
an einem Bergwerke gebildet wird. Jede Gewerfichaft jegt eine Mehr: 
heit von Perjonen voraus. Iſt alſo eine Perjonenmehrheit Bedingung 
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der Eriftenz einer Gewerfichaft, jo muß Ddiejelbe aufhören zu beftehen, 
jobald diefe Vorausſetzung wegfällt und jobald ſich jämmtliche Kure in 
der Hand eines bisherigen Mitgewerken vereinigen.” Bon dieſem Zeit— 
punkte ab iſt „der nunmehrige Alleineigenthümer das allein zu neuen 
Nechtsgeichäften legitimirte Nechtsjubjelt“. Der Beichluß des Kammerg. 
v. 24. Dft. 1887, 3. Bd. 29 ©. 250, ſtimmt hiermit überein, verlangt 
aber zur grundbuchmäßigen Umschreibung des Bergwerks auf den nun— 
mehrigen Alleineigenthümer nad) dem Gel. v. 5. Mat 1872 die fürm: 
liche Auflafjung. 

Wie bereits erwähnt, hat das Obertr. die weitere Streitfrage, ob 
die bisherige Gewerkſchaft bis zur ordnungsmäßigen Abwickelung ihrer 
Angelegenheiten als jelbititändiges Nechtsjubjett zu behandeln fer, bei 
jener Gelegenheit unentjchieden gelajien. Es tjt indeß wohl anzunehmen, 
daß diejenige Gerichtsmeinung, welche in dem Falle der Veräußerung des 
ganzen Bergwerks die Gewerfichaft als in Liquidation befindlich fortbe- 
jtehen läßt, jich in gleichem Sinne auch dann enticheiden würde, wenn 
jämmtliche Kure an einen Mitbetheiligten übergegangen find. 

Bon den Bergwerksichriftitellern bezeichnen Kloftermann Anm. 218 
u. 3. Bd. 12 ©. 478, 482, und Arndt ©. 123 die Vereinigung ſämmt— 
licher Hure in der Hand eines Mitgewerfen ebenfalla als Auflöjungs- 
grund, während Oppenhoff Nr. 566 und Ejjer, Gewerfichaft ©. 27, 
28, dies unter Berufung auf $ 100 nicht zugeben. (Wenn Tebterer 
Werth darauf legt, daß der $ 94 nur die Bildung der Gewerkichaft, 
nicht deren Fortbeſtand behandle, jo tft zu entgegnen, daß hier das Wort 
„bilden“ nicht im Sinne von „errichten“ oder „gründen“ gebraucht, ſon— 
dern mit „jind“ gleichbedeutend ift.) 

Für den Geltungsbereich des öjterr. Bergg. hat der Verwaltungs: 
gerichtshof zu Wien gegen die Anficht der Bergbehörden entjchieden, 
daß die Gewerfihaft durch Bereinigung jämmtlicher Kuxe in einer 
Hand nicht aufgelöft werde. Urth. v. 9. Juli 1881, 3. Bd. 23 ©. 262; 
vergl. jedoch Anm. 2 daſ. 

5. Die Gewerfichaft wird endlich aufgelöft durch Eröffnung des 
Konkurjes über ihr Vermögen. Da lebteres jofort nach dem Eröff- 
nungsbeichluffe von dem Slonfursverwalter in Beſitz und Verwaltung 
genommen wird, um verwerthet zu werden ($ 107 der Ktonfursordn.), 
jo hört hiermit jede das Wejen der Gewerfichaft ausmachende Rechts— 
thätigfeit derjelben auf. Es paßt deshalb die Analogie mit der Aftien- 
gejellichaft, für welche ebenjo wie für die offene Handelsgejellichaft, 
die Kommanditgejellichaft und die eingetragene Erwerbs- und Wirth- 
ſchaftsgenoſſenſchaft ausdrüdlich beſtimmt it, daß die Auflöfung durch 
die Eröffnung des Konkurſes erfolgt. Art. 242, 123, 170, 200 9. ©. B., 
$ 34 des Ge. v. 4. Juli 1868 (R. ©. BL. ©. 415). Vergl. auch Klo— 
ftermann Anm. 218 u. 3. Bd. 12 ©. 475. 
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Was jchlieglich die gefetgeberische Seite der Frage über die Auf: 
löſung der Gewerfichaft und deren Liquidation betrifft, jo it von Wer— 
ner.a. a. D. ala Bedürfniß bezeichnet worden, dat die Geſetzgebung ein 
geordnetes Berfahren in ähnlicher Art wie bei der Aftiengejellichaft ein- 
führe, wogegen Klojtermann, 3. Bd. 12 ©. 482, dieſes Bedürfniß 
zur Zeit nicht anerkannt, vielmehr die Gewerfichaften auf ihre ftatuta- 
tische Autonomie verwiejen und auch Eſſer, Gewerkichaft ©. 31, dieſen 
Weg empfohlen hat. Da die Frage bisher in der Praris feine erheb- 
liche Tragweite erlangt hat, jo wird es feinem Bedenken unterliegen, 
auf ergänzende Vorſchriften erit bei einer allgemeinen Revifion des Ge- 
werfichaftsrechts Bedacht zu nehmen. 

In den dem preuß. folgenden Berggejegen it die Auflöſung der 
Gewerkſchaft ebenfall® nicht behandelt, während das k. jäch). Bergg. $ 9 
Abi. 3 und das öjterr. $ 155 eine furze Beſtimmung hierüber enthalten. 


Zu & 95. 

1. Die als Negel aufgeitellte Benennung der Gewerkichaft nad) 
dem von ihr bejejlenen Bergwerke entjpricht dem Herfommen und der 
für die Aftiengejellichaft geltenden ähnlichen Vorſchrift, H. G. B. Art. 18. 

2. Eine Eintragung des Namens der Gewerfichaft in das Han- 
delsregiſter findet nicht jtatt, e8 jei denn, daß ausnahmsweiſe von einer 
Gewerfichaft neben dem Bergbau Handelsgejchäfte gewerbemäßig betrie- 
ben werden (9. ©. B. Art. 271, 272). Brajjert, 3. Bd. 4 ©. 481; 
Klojtermann Anm. 212; Ejjer, Gewerfihaft ©. 21. 

3. Die Wahl eines anderen Namens im Statut oder durch jtatu- 
tariiche Einzelbejtimmung bedarf der oberb. Bejtätigung. $ 94 Bem. 11; 
Beichluß des Oberb. Clausthal v. 11. Juni 1881, 3. Bd. 22 ©. 407. 

4. Der ftatutarischen Umänderung des Namens einer Gewerfichaft 
fann aus Gründen des öffentlichen Intereſſes die Beſtätigung verjagt 
werden, jo lange noch Kuxſcheine der Gewerfichaft im Verkehr bezw. als 
Pfandobjekte im Befige von Gläubigern find, ferner wenn über Bejchä- 
dDigungen durch den Bergwerfsbetrieb der Gewerkichaft Prozeſſe jchweben, 
oder wenn die Namensänderung im Berfehr mit den gewerfichaftlichen 
Antheilen Anlaß zu Irrungen über den Werth derjelben zu geben ver- 
mag. Beicheid des Oberb. Bonn v. 8. Mai u. Rekursbeſch. v. 15. Juni 
1880, 3. Bd. 21 ©. 396; Rekursbeſch. v. 4. Oft. 1882, 3. Bd. 24 


©. 266. 
3u 8 96. 


1. Dem Wefen der juriftiichen Perjönlichfeit entjprechend it der 
Gewerkſchaft im 8 96 ebenſo wie der Aktiengeſellſchaft im Art. 213 9. 
G. B. die jelbjtjtändige Rechts: und Erwerbsfähigfeit und die Befähi— 
gung beigelegt, vor Gericht als Stlägerin oder Bellagte aufzutreten. "Der 
Wortlaut des Gejches läßt die Annahme zu, daß die Gewerfichaft gerade 
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wegen der ihr beigelegten Eigenjchaft einer juriftiichen Berfon in ihrer 
Nechtsthätigfeit nach außen völlig frei und unbejchränft ſei. Gleichwohl 
darf nicht unbeachtet bleiben, daß dieſelbe als jpezifisch bergrechtliche Ges 
noſſenſchaft ihre einzige und unentbehrliche Grundlage in einem Berg: 
werfsbefige, ihren alleinigen berggejeglichen Zwed in einem Bergbaus 
unternehmen hat und hierdurch mit einer Schranfe in gleicher Weiſe um- 
geben iſt, wie die Aftiengejellichaft, welche ſich als jolche ftets auf ein 
nach jeinem Gegenjtande im Gejellichaftsvertrage (Statut) genau bezeich- 
netes Unternehmen bejchränft ficht (Art. 209 9. G. B.). Die Nechts- 
handlungen und Erwerbungen einer Gewerfichaft müfjen deshalb mit 
ihrem Bergbauunternehmen in ſachlichem Zujammenhang jtehen, wenn 
anders hierbei die Gewerfichaft als ſolche, aljo mit den Ausflüffen 
der juriftischen Perjönlichkeit auftreten und beiſpielsweiſe gemäß $ 99 
nur mit ihrem Bermögen für Schuldverbindlichkeiten haften jol. Da die 
Gewerkſchaft nur als Bergbaugejellichaft mit der juriftischen Perſönlich— 
feit ausgeftattet worden ijt, jo vereinigt es ſich mit dem Begriffe der 
leßteren recht wohl, daß die Gewerfichaft als jolche fich nicht unbe- 
Ichränft auf andere Gebiete wirthichaftlicher Thätigkeit begeben fann. 
Wollte man derjelben das Recht zugeitehen, unabhängig von ihrem Berg- 
bau ich mit dem Betriebe eines landwirtbichaftlichen Gewerbes, einer 
Fabrik, des Seehandels 2c. zu befajjen, jo würde Damit das auf einem 
Spezialgejeße beruhende Gewerfichaftsrecht in nicht beabjichtigter, unbe: 
fugter Weiſe zu einem allgemein gültigen Gejellichaftsrechte erhoben wer: 
den, was zu bedenklichen Schlußfolgen führen würde. 

Auf der anderen Seite liegt aber fein Grund vor, die Erwerbs: 
und Berpflichtungsfähigfeit der Gewerfichaft in enge Grenzen einzufchlie- 
Ben und ihrem Wirkungskreiſe nur etwa ſolche Rechtsgeichäfte zuzumeijen, 
welche mit dem Betriebe und der Verwaltung des Bergwerks in unmit— 
telbarem Zujammenhang jtehen; dies würde dem Geifte und der Abficht 
des Geſetzes geradezu widerjprechen. Im Uebrigen muß die Frage, wie 
weit die Rechts- und Erwerbsfähigfeit der Gewerfichaft auszudehnen 
oder einzuſchränken ift, nach den maßgebenden Berhältnifien des einzelnen 
Falles beantwortet werden. Im Allgemeinen unterliegt es feinem Zweifel, 
daß die Gewerfichaft als folche zum Zwecke der Förderung und 
Erweiterung ihres Bergbauunternehmens Nebenbetriebe und 
Anlagen der verjchiedenften Art, wie Schmelzhütten, Kofereien, Werf- 
ftätten, ITransportanftalten, Arbeiterfolonien, Wohlfahrtseinvichtungen 
für die Arbeiter ꝛc. ausführen, Grundjtüde und Bergwerke (Kohlenab- 
bau-Gerechtigfeiten), jowie dingliche Nechte an jolchen (Nutzungsrechte, 
Hülfsbaurechte 2.) erwerben, ſich mit Aktien an einem ihr nüßlichen 
Eijenbahnunternehmen beteiligen, die mannigfachen gemeinnügigen Ein- 
richtungen des Bergbaues durch Beiträge unterftügen fan. Ebenſo be- 
figt die Gewerfjchaft die Wechſelfähigkeit. Da nach Art, 1 der 
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Wechjelordnung ein Jeder wechjelfähig ift, „welcher ſich durch Verträge 
verpflichten kann“, jo kann auch die Gewerkichaft wechjelmäßig berechtigt 
und verpflichtet werden. Die Wechjelerflärung muß abgegeben jein unter 
dem Namen der Gewerfichaft ($ 96) und von ihrem berechtigten Ver— 
treter (58 117 ff). Urth. des Appell.:Ger. Hamm v. 1. Juli u. des 
Reich3-Oberhandelsg. v. 12. Dft. 1874, 3. Bd. 16 ©. 228, 231, Entſch. 
Bd. 14 ©. 245. Der Gewerfichaft alten Rechts war jchon früher die 
Wechſelfähigkeit zugeſprochen (Urth. des Appell.-Ger. Köln v. 16. Jar. 
1861, 3. Bd. 4 ©. 126) und überhaupt eine nicht auf den unmittel- 
baren Betrieb ihres Bergwerks beichränfte Handlungsfähigfeit beigelegt. 
Letztere kann auch jet nicht in dem Umfange erweitert werden, wie dies 
vorjtehend für die Gewerfichaft neuen Rechts als zuläffig bezeichnet tft, 
da eben der Gewerkichaft alten Rechts die Eigenjchaft der juriftiichen 
Perſon abgeht und $ 96 auf fie nicht amwendbar ift. Vergl. u. a. Urth. 
des Obertr. v. 14. Dez. 1874, 3. Bd. 16 ©. 126; des Appell.-Ger. 
Hamm v. 16. März 1860, 3. Bd. 3 ©. 352; dagegen Ebmeier daſ. 
Bd. 1 ©. 141. 

Unter den Schriftjtellern befteht über die Begrenzung der Rechts- 
iphäre der Gewerkichaft Meinungsverjchiedenheit. Nach Kloftermann, 
Lehrbuch S. 230, wird diejelbe gebildet „Durch den Betrieb des gemein- 
Ichaftlichen Bergwerks und die damit zujammenhängenden Unternehmun- 
gen“. Wehnlich, aber in der Beichränfung zu weit gehend fpricht fich 
Dppenhoff Nr. 552 bis 556 aus, während Arndt ©. 121 annimmt, 
daß die Handlungsfähigkeit der Gewerfichaft auf dem Gebiete des Ber: 
mögensrechts „unbejchränft” fe, und Hiermit auch Raht, 3. Bd. 12 
©. 124, übereinjtimmt. 

Bor Gericht kann die Gewerfichaft als folche nur civilrechtlich, nicht 
jtrafrechtlich verfolgt werden. 

2. Der Gerichtsitand der Gewerkichaft regelt fich gegenwärtig 
lediglich nach der Eivilprozekordnung (NR. ©. BL. ©. 83), und zwar gleich- 
mäßig für die Gewerfichaft neuen wie alten Rechts, da dieſes Geſetz 
feinen Unterjchied zwilchen beiden macht. 8 96 Abſ. 2 des Bergg., wel- 
cher den ordentlichen (allgemeinen) Gerichtsjtand der Gewerfichaft neuen 
Rechts nach demjelben Grundfage regelte, welcher fchon früher für die 
Gewerfichaft alten Rechts galt, ift durch 819 C. P. O. erſetzt, defjen Abſ. 2 
unter Aufrechthaltung des nämlichen Grundſatzes bejtimmt: 

„Gewerkichaften haben den allgemeinen Gerichtäftand bei dem Ge— 
richte, in deffen Bezirke das Bergwerk Liegt.“ 

Dieje8 Gericht ift demnach gemäß 8 12 daf. für alle gegen die 
Gewerfichaft zu erhebenden Klagen zuftändig, fofern nicht für eine Klage 
ein ausſchließlicher Gerichtsftand begründet ijt. Der allgemeine Gerichts: 
ſtand findet aljo u. a. bei der Sllage auf Aufhebung eines Gewerkſchafts⸗ 
beichluffes Anwendung, vergl. $ 115 Bem. 2. Erftredt ſich das Berg- 

19 
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werk in zwei oder mehrere Gerichtsbezirfe oder befitt eine Gewerfichaft 
jelbitjtändige Bergwerfe in den Bezirken verjchtedener Gerichte, jo muß 
in Ermangelung einer gejeglichen Beltimmung, welche den Fundort oder 
die Hauptbetriebsftelle al3 maßgebend bezeichnet, ein mehrfacher allge: 
meiner Gerichtsjtand der Gewerfichaft angenommen werden. Bergl. Klo— 
ftermann Anm. 214 und Komm.:Bericht d. A. ©.54. Ejjer, Gewerf- 
ſchaft ©. 24, nimmt an, daß im dem erjtbezeichneten Falle die Bejtim- 
mung des zuftändigen Gerichts ftet3 durch das höhere Gericht zu er- 
folgen habe; die hierfür angezogene Vorjchrift im 836 Nr. 4 C. P. O. 
hat aber zur ausdrüdlichen Vorausjegung, daß es ſich um den beſon— 
deren „Dinglichen“ Gerichtsjtand Handelt, und kann demnach nicht ver: 
allgemeinert werden. 

Das im $ 19 bezeichnete Gericht it nah 523 C. P. O. auch für 
die Klagen zuftändig, welche von der Gewerkſchaft „gegen ihre Mitglieder 
als folche oder von den Mitgliedern in diefer Eigenjchaft gegen einander 
erhoben werden.“ Hiernach gehört 3.B. die Klage gegen einen Gewerfen 
auf Zahlung rüdjtändiger Beiträge ($ 129) vor diejes Gericht. 

Sm $ 19 Abi. 3 ijt beitimmt: 

„Neben dem durch die Vorfchriften diefes Paragraphen beftimmten 


Gerichtäftande ift ein durch Statut oder in anderer Weije beſonders ge- 
regelter Gerichtsftand zuläffig.“ 

Demnach kann die Gewerfichaft durd Statut ihren allgemeinen 
Gerichtsftand zwar ebenjo wenig wie früher abändern, aber neben dem: 
jelben einen anderen Gerichtsitand, z. B. am Site ihrer Verwaltung, be- 
ftimmen, jo daß der Stläger die Wahl hat; $ 35 E.BP.D. Arndt ©. 122. 

Auf den Alleineigenthümer eines Bergwerks findet die Beſtim— 
mung des $ 19 über den allgemeinen Gerichtsjtand der Gewerfichaft 
feine Anwendung. Urth. d. Appell.Ger. Köln v. 15. Mat 1874, Rhein. 
Arh. Bd. 66 ©. 1, 8. Bo. 24 ©. 215. 

3. Außer dem allgemeinen Gerichtsitande fommt bei der Gewerk— 
ichaft namentlich der din gliche Gerichtsftand in Betracht, über welchen 
8 25 6. P. O. bejtimmt: 

„Für Klagen, durch welche das Eigenthum, eine dingliche Belaftung 
oder die Freiheit von einer jolchen geltend gemacht wird, für Grenzfchei- 
dungs-, Theilungs- und Beſitzklagen ift, ſofern es fich um unbewegliche 
Sachen handelt, das Gericht ausſchließlich zuſtändig, in deſſen Bezirke die 
Sache belegen iſt. Bei den eine Grunddienſtbarkeit oder eine Reallaft be— 
treffenden Klagen ijt die Lage des dienenden oder belajteten Grundftüds 
entjcheidend.“ 


Beziehen fich derartige Klagen auf das Bergwerk felbjt oder auf 
unbewegliche Bergwerksantheile, jo fällt der dingliche Gerichtsftand der 
Gewerkſchaft mit dem allgemeinen zuſammen; fie fünnen aber von ein— 
ander verjchieden fein, wenn es ſich um Grundſtücke oder andere zum 
Vermögen der Gewerfichaft gehörende unbewegliche Sachen Handelt. 
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Liegt das Bergwerk oder überhaupt die Sache, bezüglich deren „die 
Klage in dem dinglichen Gericht3jtande erhoben werden foll“, in den 
Bezirken verjchiedener Gerichte, jo erfolgt nach $ 36 Nr.4 E. P. OD. 
die Beitimmung des zuftändigen Gerichts durch das im Injtanzenzuge 
zunächit höhere Gericht. 

Don Wichtigkeit für die Gewerfichaft ift auch der $27E. P. O., 
welcher bejtimmt: 

„sn dem dinglichen Gerichtäftande fönnen perfönliche Klagen, welche 
gegen den Eigenthümer oder Befiber einer unbewegliden Sache als folchen 
gerichtet werden, fowie Klagen wegen Beihädigung eines Grundftüds oder 


in Betreff der Entjchädigung wegen Enteignung eines Grundftüds erhoben 
werden.“ 


Beim Bergbau bezieht ſich die Anwendbarkeit diefer Beitimmung 
bauptjächlich auf Klagen in Folge von Grundabtretung (88 135 ff.) und 
von Bergichäden (88 148 ff). Schon nach dem früheren Rechte Hatte 
der Kläger die Wahl, ſolche Entjichädigungsanfprüche bei dem Gerichte, 
in dejjen Bezirke das betreffende Grundftüc belegen ift, geltend zu machen; 
Urth. des Obertr. v. 7. Sept. 1877, 3. Bd.19 ©.246, Entſch. Bd. 80 
©. 254. 

4. In Bezug auf die Stempelpflichtigfeit gewerfichaftlicher Er- 
werbungen ijt der Grundjaß angenommen, daß Die Uebertragung von 
Bergwerkzeigenthum, welches die Gewerfen bejigen, an die bereit3 be- 
jtehende, von ihnen gebildete Gewerfichaft ſich als eine nach $ 1 des 
Stempelgef. v. 5. Mai 1872 (©. ©. ©. 509) dem Auflaffungsftempel 
unterliegende freiwillige Veräußerung darjtellt. Beſchluß des Kammerg. 
v. 22. Sept. 1884, 3. Bd. 28 ©. 73, Johow, Jahıb. Bd. 5 ©. 216. 

Zu $& 97. 

Die Vorſchrift, daß das Bergwerk im Grundbuche auf den Namen 
der Gewerfichaft ($ 95) einzutragen tft, ergiebt fich ebenfalls aus der 
jelbitjtändigen Perjönlichfeit der Gewerfichaft neuen Rechts und dem 
Wegfall der ideellen Theilung des Bergwerkseigenthums in Sure. Sie 
ſtimmt mit den für die Aktiengejellichaft geltenden Borjchriften im Art. 23 
des Einf.-Ge. zum H. ©. B. v. 24. Juni 1861 (©. ©. ©. 57) u. 83 
des Gel. dv. 15. Febr. 1864 (G. ©. ©. 449) überein. Auf die Gewerf- 
ihaften alten Rechts bezieht fich der $ 97 nicht ($ 227). Vergl. im 
Uebrigen wegen des Grundbuchweſens $ 52 Bem. 2 bis 5, ©. 162 
bis 174. 

8 98. 


1. Die Beftimmung des $ 98 hat den Zweck, den Kredit der Ge- 
werfichaft neuen Rechts dadurch zu erhöhen, daß ihr die rechtliche Mög— 
lichkeit gewährt ift, die reale Kreditfähigfeit ihres Bergwerfs ganz und 
ungejchmälert zu Gunften des Unternehmens auszunugen — ein wirth- 
Ichaftlicher Bortheil, welchen die Gewerkichaft alten Rechts nicht genießt 
(88 227, 230). 
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2. Die Verpfändung und jonjtige dingliche Belaftung des Berg- 
werks unterliegt der Beichlußfaffung durch die Dreiviertelmehrheit des 
8 114. „Nur von der Gewerfichaft” als der allein berechtigten juri- 
ſtiſchen Perjönlichkeit kann die Belaftung ausgehen; es ift hiermit auf 
den Gegenjaß zu der Gewerfichaft alten Rechts hingewiejen, bei welcher 
auch der einzelne Gewerke durch VBerpfändung feines unbeweglichen An: 
theils mittelbar das Bergwerk jelbjt belajtet oder wenigstens in feiner 
Belaftungsfähigkeit beichränkt. Ferner kann das Bergwerk „mur als 
Ganzes“ von der Gewerkjchaft dinglich belajtet werden. Ueber den rea= 
len Theil eine® Bergwerk iſt jede eimjeitige Verfügung des Berg: 
werfseigenthümers, aljo hier der Gewerkichaft, überhaupt ausgejchlojjen, 
jo lange nicht gemäß $ 51 eine reale Feldestheilung unter Bejtätigung 
der Bergbehörde jtattgefunden hat und Hiermit ein jelbjtftändiges Berg: 
werk neu entftanden it; $ 51 Bem. 7. Aber auch die dingliche Be- 
lajtung eines ideellen Theils des Bergwerfs iſt dadurch ausgeſchloſſen, 
daß die Gewerfichaft neuen Nechts ideelle Antheile an ihrem Bergwerfe 
nicht befißt und namentlicd) auch mit jolchen nicht im Grundbuche einge: 


tragen jteht. 
i ⸗ Zu $ 9. 


1. Wie bereits S. 267 bemerkt, ift der Grundfaß, daß für die 
Verbindlichfeiten der Gewerkichaft neuen Nechts nur das Vermögen der: 
jelben und nicht der einzelne Gewerke perjönlich haftet, nicht nur recht- 
ih und wirthichaftlich wohlbegründet, jondern ſteht auch auf dem Bo— 
den einer jeit Alters herrjchenden, jelbjt durch die modifizirenden Be: 
jtimmungen des Allg. Landrechts nicht verdrängten Nechtsüberzeugung. 
Nach dem gemeinen Bergrecht haftete das Bergwerk als folches, indem 
es perjonifizirt wurde, mit Ausjchluß der perjönlichen Haftbarfeit eines 
jeden Eigenthümers, für die Grubenjchulden. Vergl. u. a. Urth. des 
Suftizjenat® v. 20. Juli 1867, 3. Bd. 9 ©. 168. Dagegen gelangte 
für den Geltungsbereich des Allg. Landrechts in der Gerichtöpraris vor— 
herrichend die Anficht zur Geltung, daß der einzelne Gewerfe nad) all» 
gemeinen Nechtsgrundjägen in Berbindung mit $ 292 Th. II Tit. 16 
daj. für Grubenjchulden perjönlich haftbar jei, die perjönliche Haftbarkeit 
jedoch mit Ausnahme der Fälle der SS 293 u. 294 aufhöre, jobald der 
Bergwerfsantheil wegen Nichtzahlung der Zubuße faduzirt war oder 
das ganze Bergwerk aus gleichem Grunde aufläffig wurde. Das Obertr. 
hat in diefem Sinne eine Reihe von Fällen entjchieden: Urth. v. 3. Mai 
u: 28. Sept. 1854, Striethorjt Bd. 13 ©. 324, Bd. 15 ©. 48; v. 
8. April 1862 u. 5. Nov. 1863, Entich. Bd. 48 ©. 376, 381, Striet- 
horſt Bd. 52 ©. 75, 3. Bd. 4 ©. 367, Bd. 5 ©. 101; v. 28. April 
1865, 23. Febr. 1866, 24. April 1866, 4. Febr. 1867, 24. Nov. 1868, 
3. Bd. 6 ©. 486, Bd. 7 ©.526, 52%, Bd.9 ©. 161, Bo. 10 ©. 170, 
415; v. 26. Juni 1872, Entſch. Bd. 67 ©. 240, 3. Bo. 13 ©. 547; 
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v. 24. Nov. 1873, 3. Bd. 15 ©. 279; ferner Kloſtermann, Ueber: 
ficht der bergr. Entich. Bd. 1 ©. 256, 258, Bd. 2 ©. 92; Brajiert, 
3. Bd. 4 ©. 365; Strohn, Striethorit Bd 21 ©. 364 u. 3. Bd. 7 
©. 52; Oppenhoff, 3. Bd. 12 ©. 174. 

Zwiſchen diefen beiden älteren Auffaffungen ſteht der Grundſatz 
des 8 99 infofern in der Mitte, als die nach dem Allg. Landrecht be— 
dingte perjönliche Haftbarfeit ganz bejeitigt ift, Dagegen die gememrecht- 
lich auf das Bergwerk beichränfte Haftbarkeit nunmehr das gefammte Ver: 
mögen der Gewerfichaft erfaßt. Weiter gilt aber der $ 99 nur für Die 
Gewerfichaft, nicht auch für ſonſtige Mitbetheiligte eines Bergwerks ($ 133) 
oder für den Alleineigenthümer; bei diejen it die Haftpflicht lediglich nach 
den allgemeinen Gejeten zu beurtheilen; Strohn, 3. 38.7 ©.52, 53. 

2. 8 99 it in dem $ 227 nicht von der Amvendbarfeit auf die 
Gewerfichaften alten Rechts ausgejchloffen; auch dieje haften daher für 
ihre Verbindlichkeiten nur mit ihrem Vermögen, aber auch mit demjeni- 
gen, welches fie etwa außer dem Bergwerfe bejigen. Obwohl hier die 
Ausſchließung der perjönlichen Haftbarkeit nicht auf die Eigenjchaft der 
Gewerfichaft als juriſtiſche Perſon gejtügt werden Eonnte, jo würde es 
doch aus überwiegenden praftijchen Gründen Bedenken gehabt haben, 
den eingelebten Grundjag des gemeinen Bergrechts in Anjehung der äl- 
teren Gewerfichaften aufzugeben. Freilich kann fic die Anwendbarkeit 
des 5 99 nach dem allgemeinen Rechtsgrundjahe, daß ein ſpäteres Geſetz 
auf frühere Fälle nicht Anwendung findet ($ 14 Einl. zum U. 2. R.), 
nur auf Diejenigen Verbindlichkeiten beziehen, welche unter der Herrichaft 
des Allg. Berggeießes entitanden find. Fällt deren Entjtehung ſchon vor 
dieje Zeit, jo ijt die Frage der Haftbarfeit lediglich nach dem früheren 
Necht zu enticheiden und demnach unter Umständen der einzelne Gewerfe 
perjönlich haftbar — ein Fall, der übrigens gegenwärtig wohl nur noch 
jelten eintreten wird. Komm.-Beriht d. H. ©. 34; Urth. des Obertr. 
v. 26. Juni 1872, 3. Bd. 13 ©. 550, Entich. Bd. 67 ©. 244, Striet- 
horit Bd. 85 ©. 280; v. 24. Nov. 1873, 3. Bd. 15 ©. 279. 

3. Aus $ 99 ift micht zu folgern, daß nach dem Bergg. die Ver— 
bindlichfeiten einer Gewerfichaft auf dem Vermögen derjelben dinglich 
haften, jo daß dieſe Verbindlichkeiten im Falle der Veräußerung des 
gewerfichaftlichen Vermögens oder einzelner unbeweglicher Vermögens: 
ſtücke als eine Hierauf ruhende dingliche Laft ohne Weiteres auf den 
Erwerber übergehen würden; binfichtlich der dinglichen Belaſtung find 
vielmehr die Grundjäge des Eivilvechts maßgebend. Urth. des Obertr. 
v. 15. Nov. 1870 u. 26. Juni 1872, 3. Bd. 12 ©. 185, Bd. 13 ©. 552. 
Oppenhoff, 3. Bd. 12 ©. 174; Kloftermann Anm, 217; Arndt 
©. 123. 

Zu 8 100. 
1. Nach der Natur der Sache kann der Beftand eines gewerfichaft- 
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lichen Bergbauunternehmeng nicht von dem Kommen und Gehen der 
einzelnen Mitbetheiligten abhängig fein. Deshalb behandelte jchon das 
ältere Bergrecht die Gewerfichaft als eine Genoſſenſchaft, welche durch 
das Ausjcheiden einzelner Gewerfen nicht aufgelöft wurde; gegemmärtig 
ergiebt jich diefer Grundjag aus der Perjonifizirung der Gewerkichaft. 
Die hiermit zufammenhängende Ausfchliegung der nach Eivilrecht zuläfjt- 
gen Theilungsklage war bereit3 im $ 2 des Gel. v. 12. Mai 1851 aus: 
geiprochen. 

2. Da der einzelne Gewerke nicht auf Auseinanderjeßung und 
Theilung des gewerfichaftlichen Vermögens antragen kann, ſo jteht folge: 
weiſe dieſe Befugniß auch der Gläubigerjchaft feiner Konkursmaſſe nicht 
zu. So lange der Gemeinjchuldner der Gewerkichaft noch angehört, 
müfjen daher auch die von derjelben zum Betricbe des Bergwerks be= 
Ichlofjenen Beiträge als Maſſeſchuld berichtigt werden. Urth. des Obertr. 
v. 7. San. 1874, 3. Bd. 16 ©. 220, Entſch. Bd. 71 ©. 265. 


Zu $ 101. 


1. Bei Berathung des $ 101 bejtand allſeitiges Einverſtändniß 
darüber, daß es im Intereſſe eines vereinfachten Rechtsverkehrs Liege, 
die Zahl der gewerkichaftlichen Antheile ( Kuxe) nicht von einer Feſt— 
jegung der Betheiligten in jedem einzelnen Falle abhängig zu machen, 
wie dies nach dem k. ſächſ. Berggejege (38 10, 15 lit. b), desgleichen nach 
dem öjterr. Bergg. ($ 140, Bollzugsvorjchrift 8 86) geichehen muß, 
jondern dieſe Zahl im Geſetze jelbft zu bejtimmen. Ebenjo einhellig wurde 
der Dezimaleintheilung zugejtimmt. Dagegen gingen die Anfichten über 
die Einheitszahl der Kuxe auseinander. Die Regierungsvorlage ($ 101) 
ichlug eine Sureintheilung von 1000 vor, wollte aber im Interejje jehr 
werthvoller Bergwerfe eine Untereintheilung in Zehntheile durch Statut 
zulaffen. Vergl. Motive ©. 73. Andererjeit3 wurde ober geltend ge— 
macht, daß durch eine jo große Zerjplitterung des Kurbejiges die Ber: 
waltung der Gewerkichaftsangelegenheiten wejentlich erjchwert und jogar 
eine dolle wirthfchaftliche Ausnußung verhindert werden fünne ine 
Eintheilung in 100 bezw. 1000 Kuxe, bei welcher von der Untereintheis 
fung eines Kuxes gänzlich abzufjehen jei, genüge dem Bedürfnifje voll 
ftändig und empfehle fich durch größere Einfachheit und die hiermit ver— 
bundenen Bortheile.. Der Uebergang in den neuen Zuftand könne durch 
ausnahmsweile Zulaffung von 10000 Kuren erleichtert werden; Komm.- 
Bericht d.9.©.35, 36. Dem entjprechend erhielten die 88 101 und 235 
Abſ.2 die in das Geſetz übergegangene, als Berbejjerung anzuerfennende 
Faffung. Erfahrungsmäßig veicht nämlich die bejchränftere Zahl von 
100 Kuren für die überwiegende Mehrzahl der Gewerkichaften aus; Die 
itatutarische Eintheilung in 1000 Kuxe bildet die Ausnahme, und die Um: 
wandlung der Kuxe alten Rechts in bewegliche Kuxe ift noch weiter da— 
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durch erleichtert, daß nach $ 2352 (Gef. v. 9. April 1873) ausnahms— 
weije eine andere Kuxzahl als 100 oder 1000 beitimmt werden fann. 

Die Untheilbarfeit der Kurze jtimmt mit derjenigen der Aktien (9. 
G. B. Art. 207) überein. Jede andere, von der Zahl 100 bezw. 1000 
abweichende Stureintheilung iſt ebenfalls unzuläffig, da der $ 101 eine 
gebietende, der Abänderung durch Privatwillfür entzogene Vorjchrift ent- 
hält (8 94 Abi. 3). Auch kann durch Statut nicht die „untrennbare 
Vereinigung“ von 100= oder 1000 theiligen Kuren beftimmt werden, da 
dies eine unftatthafte Umgehung des Gejeges fein würde Oppenhoff 
Nr. 570. Anders Fledier, 3. Bd. 6 ©. 598. 

2. Die jtatutarische Bejtimmung der Kurzahl auf 1000 unterliegt 
nach) $ 94 Ab. 2 der Beitätigung des Oberbergamts, welche aus Grün— 
den des öffentlichen Interejfes verjagt werden fann; vergl. $ 94 Bem. 11 
©. 276. Die Anjicht (Ejjer, Gewerfichaft ©. 35), daß die Bergbe- 
hörde einen jolchen Beichluß „ohne Gejegesverlegung durch Nichtbejtä- 
tigung nicht illujorisch machen“ fünne, ijt nicht begründet. Ein unbe: 
ichränftes Wahlrecht zwiſchen der Kuxzahl 100 und 1000 geiteht das 
Gejeg der Gewerfichaft nicht zu. Die hohe Zahl von 1000 kann unter 
Umftänden dem öffentlichen Interefje zumwiderlaufen, und das Oberberg: 
amt it jo befugt wie verpflichtet, zu prüfen, ob letzteres etwa der Fall 
it. In konſtanter Praxis haben denn auch die Bergbehörden angenom— 
men, daß der Zulaffung der Kurzahl 1000 Gründe des öffentlichen In— 
terejjes entgegenstehen, wenn es ſich um ein Bergwerk von geringfügiger 
Ausdehnung oder von geringfügigem Werthe handelt, wobei nur der 
zur Zeit vorhandene Werthzuftand, wicht aber die Anführung berüdjic): 
tigt werden kann, da das Bergwerk in Zukunft durch weitere Aufwen— 
dungen einen höheren Werth erlangen werde. Beſchlüſſe der Oberb. 
Bonn v. 31. Mat 1879 u. Clausthal v. 7. Febr. 1883, 3. Bd. 20 
©. 399, Bd. 24 ©. 380; Nefursbeich. v. 10. März 1879, v. 30. Mai 
1879, v. 14. Oft. 1879, v. 24. Dez. 1882, v. 5. Mai 1886, 3. Bd. 20 
©. 261, 399, Bd. 21 ©. 265, Bd. 24 ©. 268, Bd. 27 ©. 257. 

3. Nach feiner rechtlichen Natur unterjcheidet fi) der Kur neuen 
Rechts wejentlich von demjenigen alten Nechts. Während letterer ein 
ideeller Antheil an dem Bergwerke jelbit iſt und zugleich einen entipre- 
chenden Antheil an dem übrigen gemeinjchaftlichen Vermögen umfaßt, it 
der neue Kux fein Miteigenthümerantheil an dem der Gewerfichaft ge 
hörenden Bergwerfe und übrigen Vermögen, jondern ein Gejchäftsantheil 
an dem gewerfichaftlichen Unternehmen, ein perjönliches Recht der Mit- 
gliedichaft. Dem entiprechend theilt der alte Kur mit dem Bergwerfe 
jelbjt die Eigenschaft der unbeweglichen Sachen (8 228), wogegen dem 
neuen Kux duch $ 101 die Eigenjchaft der beweglichen Sachen beigelegt 
it, woraus dann weiter folgt, daß die rechtlichen Unterjchiede, welche 
das Kivilrecht zwilchen unbeweglichen und beweglichen Sachen macht, 
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auch auf die Kuxe alten und neuen Rechts einwirken. Gemeinjchaftlich 
iſt andererfeit3 beiderlei Kuren, daß fie die Mitgliedichaft an der Ge- 
werfichaft und den Inbegriff aller mit derjelben verbundenen Rechte und 
Pflichten darjtellen und bejondere Vermögensrechte find. Urth. des 
Obertr. v. 14. Sept. 1877, 3. Bd. 19 ©. 104, Entſch. Bd. 80 ©. 292, 
293; auch Urth. des Obertr. v. 7. San. 1874, 3. Bd. 16 ©. 217, 218, 
Entich. Bd. 71 ©. 261; Beicheid des Appell.-Ger. Hamm v. 28. Mai 
1873, Johow, Jahrb. Bd. 3 ©. 192, 3. Bd. 17 ©. 528. 

Da die Eintheilung in Kuxe („gewerkichaftliche Antheile”) nad 
8 101 eine Gewerfichaft vorausjett, jo iſt diejelbe bei einem im Allein 
eigenthum befindlichen Bergwerke begriffsmäßig ausgefchloffen. Rekurs— 
beicheid v. 10. Juni 1870, 3. Bd. 12 ©. 149. 

Bon der Aktie unterjcheidet fich der neue Kux befonders dadurch, 
daß jene den in einem bejtimmten Geldbetrage ausgedrücten Antheil 
an dem Einlagefapital (Grundkapital) einer Aftiengejellichaft (Art. 207, 
209 Nr. 3 9. ©. B.), dieſer dagegen den nicht in einem Geldbetrage 
ausgedrücten bejtimmten Antheil an dem veränderlichen Vermögen einer 
Gewerkſchaft daritellt. 

Die von Kloftermann Anm. 221 verneinend, dagegen von Ejjer, 
Sewerfichaft S. 37 bejahend beantwortete Frage, ob der mobilifirte Kur 
ein „Eurshabendes Papier“ jei, ift feine rechtliche, jondern eine thatſäch— 
liche Frage. Der Kur kann unter Umständen ebenjo fursfähig fein, wie 
die Aftie und Hat ausweiſe der amtlichen Kursberichte auch vielfach einen 
Kurs an der Börje. Ob derjelbe fich hierzu eignet, hängt theil® von 
Bedeutung und Werth eines Bergbauunternehmens, theil3 von äußeren 
Umständen ab. Selbſt Kuxe von Gewerkichaften alten Rechts kommen 
nicht jelten mit einem bejtimmten Kurje in den Börjenverfehr. 

4. Der Kux jet nothwendig ein jelbjtitändiges Bergwerk und eine 
Gewerfichaft als Eigenthümerin des Bergwerfs voraus. Fehlt eine diejer 
Borausjegungen bei dem Abjchluffe eines Vertrages, durch welchen Kuxe 
als jchon exiftirend verfauft werden, fo ijt der Vertrag ungültig, weil 
e3 an dem Bertragsgegenjtande mangelt. 

In der Gericht3praris hat diefer Grundja verjchiedentlich Anwen 
dung gefunden. So find Slaufverträge über Hure, welche vor der Be- 
jtätigung der realen Feldestheilung oder der Konſolidation ausgegeben 
waren, für ungültig erklärt worden; desgleichen ein Vertrag, durch den 
Kure als bereits exiſtirend verkauft waren, obgleich die Gewerfichaft zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes noch nicht zu Necht bejtand, Der Käufer, 
welchem bei dem Kaufe die Nichteriitenz der Hure unbefannt war, tft 
berechtigt, das Geichäft als nicht abgejchlofien zu betrachten und das ge 
zahlte Kaufgeld zurüdzufordern, wobei es einflußlos tft, ob jpäter und 
vielleicht noch vor der Klageanſtellung die verkauften Kuxe exiſtent ge- 
worden find. Behauptet der Verkäufer, daß die Vertragjchliegenden unter 
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dem al3 „Kur” bezeichneten Vertragsgegenſtande nur eine fogen. Kur: 
promefje verjtanden haben, jo ruht die Beweislaft auf ihm. Anderer: 
jeit3: War dem Käufer von „Huren“ befannt, daß es fich nur um 
Antheile einer Gründungsgejellichaft, nicht einer bereits bejtehenden Ge- 
werfichaft handelte, jo kann ein folcher Kauf einer zukünftigen Sache 
nicht al3 ungültig angegriffen werden. Ebenjo wenig kann Derjenige, 
welcher durch die Ausgabe bloßer, in Gejtalt von Kurſcheinen ausgejtellter 
Kurpromeffen Schaden erlitten hat, hierauf einen Schadenserjaganjpruch 
gründen, wenn es notorisch war oder ihm ohne eigenes grobes Ver— 
ichulden nicht unbekannt fein fonnte, daß Dokumente, welche in Wirklich: 
feit nur Kuxpromeſſen enthielten, aber in der Form wirklicher Kuxſcheine 
ausgefertigt waren, zu jener Zeit ſich in Circulation befanden. Urth. 
de3 Reichs-Oberhandelsg. v. 21. Dft. 1875, 21. Dez. 1876, 29. April 
1878, 3. Bd. 17 ©. 506, Bd. 19 ©. 253 u. 523; des Obertr. v. 
21. Ian. u. 6. Sept. 1878, 3. Bd. 19 ©. 305, Bd. 21 ©. 368; auch 
8 49 Bem. 3 ©. 155 u. $51 Bem.7 ©. 161: ferner Urth. des Reichs 
Dberhandelsg. v. 12. Mai 1876 u. 15. Sept. 1879, 3. Bd. 17 ©. 517, 
Bd. 21 ©. 258; des Obertr. v. 9. Okt. 1877, 3. Bd. 19 ©. 257 u. 
Anm. 2 dai. 

5. Stellen jich jog. „Interimsſcheine“ inhaltlich al3 wirkliche An- 
theiljcheine, Kuxſcheine, dar, fo ändert die Bezeichnung nichts in dieſer 
rechtlichen Bedeutung. Urth. des Oberl.-Ger. Frankfurt a,/M. v. 11. Juli 
1887, 3. Bd. 29 ©. 130. 

6. Zur Literatur über den bergrechtlichen Kux vergl. Plathner, 
Gruchot Bd. 13 ©. 145 u. Bd. 22 ©. 583, jowie 3. Bd. 19 ©. 411 
u. Bd. 20 ©. 124. 

n 8 102. ' 

1. Es entipricht der Natur des gewerkichaftlichen Berhältnifjes, 
daß das Maß der Rechte und Pflichten des einzelnen Gewerfen durch) 
jeine Kuxe beftimmt wird, mögen diejelben nach neuem Recht Gejellichafts- 
antheile oder nach altem Recht Antheile am Bergwerfe jein. 8 102 findet 
deshalb auch auf beiderlei Gewerkichaften Anwendung ($ 226). 

2. Was im Sinne des $ 102 Abi. 1 ala „Gewinn“ und „Ber: 
luft“ anzufehen it, beſtimmt fich durch den finanziellen Zuftand und 
Erfolg des einzelnen gewerfichaftlichen Unternehmens. Ferner hängt es 
von der Beſchlußfaſſung der Gewerfichaft ab, ob der erzielte Gewinn 
ganz oder theilweije unter die Gewerfen vertheilt oder anderweitig, 3. B. 
zur Bildung eines Refervefonds, zur Erweiterung des Unternehmens ꝛc. 
verwandt werden fol, desgleichen, ob es angezeigt erjcheint, einen erlit— 
tenen Verluft durch Erhebung von Beiträgen oder in anderer Weiſe zu 


deden. „Ausbeute” und „Zubuße“ in der Bedeutung des früheren Rechts. — 


(vergl. 88 296 ff. Th. II Tit. 16 A. L. R) beſtehen unter der jeßigen 
gewerkſchaftlichen Verfaſſung nicht mehr. Demgemäß iſt der Ueberichuß 
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der Einnahme über die Ausgabe in einem Verwaltungsjahre, der Rein— 
gewinn des Jahres, nicht ohne Weiteres disponibler Gewinn, auf wel 
chen der einzelne Gewerfe nach $ 102 Anjpruch machen kann. Er hat 
nur dann ein Recht, feinen Antheil am Gewinn gegen die Gewerkichaft 
einzuflagen, wenn durch Gewerfichaftsbejchluß feitgeitellt worden iſt, daß 
ein gewijjer Betrag des Neinertrages als Gewinn betrachtet werden und 
zur Vertheilung fommen joll; Urth. des Obertr. v. 6. Nov. 1876, 3. 
BD. 19 ©. 500, Striethorit Bd. 97 ©. 3. 

3. Daß der durch den Betrieb eines Bergwerks erzielte Ertrag 
jo lange einen Beſtand des Bergwerks jelbit bildet, als derjelbe nicht 
ausgejondert und den einzelnen Gewerfen angewiejen ijt, folgt aus den 
allgemeinen Grundjägen über das Miteigenthum und gilt alſo für die 
Gewerfichaften alten Nechts auch jet noch, wenngleich die früheren 
Vorſchriften über die Art der Berechnung und Feſtſtellung der Ausbeute, 
insbejondere über die maßgebenden Anordnungen der Bergbehörde, durd) 
die neuere Gejeggebung abgeändert find, jo daß gegemvärtig die Gewerk— 
ichaften in dieſer Hinficht ganz freie Hand haben. Urt). des Obertr. 
v. 15. Juni 1874, 3. Bd. 17 ©. 520. 

4. Die von der Gewerfichaft beichlofjenen „Beiträge“ haben die 
Sewerfen ebenfalld „nach Berhältnig ihrer Kuxe“ zu zahlen. Dieje Be: 
ſtimmung tft wie überhaupt der $ 102 im Rahmen der gewerkichaftlichen 
Berfaffung unabänderlich ($ 94 Abi. 3). Wenn daher durch Vertrag 
bejtimmt tft, daß die zum Betriebe erforderlichen Beiträge nicht von den 
Mitbetheiligten de3 Bergwerfs nach Verhältniß ihrer Sure, jondern von 
einem Meitbetheiligten allein geleistet werden jollen, jo iſt damit die An— 
wendbarfeit des Gewerkichaftsrecht3 auf diefen Fall überhaupt ausge: 
ſchloſſen und das Vertragsverhältnig dem $ 133 des Bergg. unterworfen; 
Urth. des Obertr. v. 7. Jan. 1874, 3. Bd. 16 ©. 223, Entjch. Bd. 71 
©. 266. 

5. Die Verbindlichkeit des Gewerken zur Zahlung der Beiträge 
bezieht fich nur auf jein Verhältniß zur Gewerfichaft. Diejer gegenüber 
haftet er für die Beiträge perjönlich und mit jeinem ganzen Vermögen, 
jo lange er nicht gemäß $ 130 feinen Antheil zum Verkaufe behufs 
Befriedigung der Gewerkichaft hingegeben hat, wie Dies aus den 88 102, 
107, 129 bis 131 hervorgeht und auch in den Motiven zu 88 102 u. 
129 bis 131 ©.74 u. 81 ausdrüdlich gejagt iſt. Urth. des Obertr. v. 
11. Sept. 1871, 3. Bd. 12 ©.513, Entſch. Bd. 66 ©. 223; dv. 30 Nov. 
1874, 3. Bd. 16 ©. 117, Entſch. Bd. 73 ©. 220; vergl. auch $ 105 
Bem. 9. 

6. Beiträge, welche gemäß $ 102 Abj. 2 zum Betriebe eines Berg- 
werks nach Eröffnung des Konkurjes über das Vermögen eines Mit— 
gewerfen ausgejchrieben worden, jind als Kommunkoſten (Maſſekoſten, 
$ 51 Nr. 2 Stonkursordn.) zu betrachten. Urth. d. Obertr. v. 7. Jan. 
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1874, 3. Bd. 16 ©. 218, Entſch. Bd. 71 ©. 262; des Reichsg. v. 29. 
April 1882 u. 8. Dez. 1886, 3. Bd. 24 ©. 359, Bd. 28 ©. 517; 
Entih. Bd. 17 ©. 171. 

3u $ 103. 

1. Wie bei der Aftiengejellichaft die auf Namen lautenden Aktien 
mit genauer Bezeichnung des Inhabers in das Aftienbuch eingetragen 
werden müſſen ($$ 220 und 182 9. ©. B.), jo iſt nach $ 103 Die 
Führung eines Gewerfenbuches über jämmtliche Mitglieder der Gewerk— 
ichaft und deren Hure erforderlich, „um die Mitgliedichaft und das Be- 
theiligungsverhältnig in glaubhafter Form zu beurfunden und die Sicher: 
beit des Verkehrs mit Gewerfichaftsantheilen zu befördern“ ; Motive 
©. 74. Das Gewerfenbuch bildet die Grundlage, auf welcher die Aus— 
fertigung der Kuricheine erfolgt. Anders bei der Gewerfichaft alten 
Rechts, auf welche der $ 103 feine Amvendung findet ($ 227); hier 
werden im Bereiche des Grumdbuchrecht3 die einzelnen Gewerken mit 
ihren unbeweglichen Kuxen in das Grundbuchblatt des Bergwerfs (For: 
mular III) eingetragen. Grundbuchord. 886 u. 17; vergl. 88 170, 171. 

2. Nach jeiner rechtlichen Natur iſt der Kuxſchein die dem Ge— 
werfen ausgejtellte Bejcheinigung, daß er als Eigenthümer der darin 
angegebenen Anzahl von Kuren im Gewerfenbuche eingetragen ſteht; er 
iſt die Urkunde über die Mitgliedichaft, iiber die Betheiligung an der 
Gewerfichaft, aber nicht dieje Betheiligung jelbjt. Urth. des Obertr. v. 
14. Sept. 1877, 3. Bd. 19 ©. 107, Entich. Bd. 80 ©. 298. 

Der Kurichein kann niemals Inhaberpapier fein, jondern muß nach 
der dem Wejen und Zwede der Gewerkſchaft entjprechenden Borjchrift im 
Abi. 3 ſtets auf einen bejtimmten Namen lauten. Dagegen braucht 
nicht, wie bei der Aftiengejellichaft über jede Einlage eine Aktie, über 
jeden Kur ein bejonderer Kuxſchein ausgefertigt zu werden, vielmehr 
fann der Gewerfe gemäß Ab). 2 die Austellung eines einzigen Kux— 
jcheins über eine Mehrheit von Kuxen verlangen, was jedoch jelbjtver: 
ſtändlich nicht die Untrennbarfeit der in dieſer äußeren Form vereinigten 
Kurze zur Folge hat. In dem Komm.-Berichte d. A. ©. 55 iſt Diele 
Einrihtung als zweckmäßig bezeichnet und dabei zutreffend bemerkt, „daß 
in jehr vielen Fällen die Ertheilung eines fich über mehrere Kuxe ver: 
haltenden Kuxſcheins den Wünſchen eines Betheiligten entjprechen und 
die Anfertigung und Ausstellung einzelner Kngjcheine überflüffig machen 
werde, ohne daß dadurch die Intereſſen der Gewerfichaft verlegt wür— 
den.” Anders Ejjer, Gewerfichaft ©. 43, 44. 

Zur Vermeidung von Mißbrauch darf fich über einen und den: 
jelben Kux nur ein Kuxſchein im Verkehr befinden, was durch $ 103 
Ab. 4 erreicht werden joll. Wegen der Amortijation vergl. $ 110 Ben. 1. 

3. Die Führung des Gewerfenbuchs und die Ausfertigung der 
Kurjcheine ijt von der Gewerfichaft jelbjt und zwar, wenn das Statut 
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nicht3 Anderes beftimmt, von dem Nepräfentanten oder Grubenvorftande 
zu führen ($$ 121, 124). Dies entipricht „dem Grundjaße der Selbit- 
verwaltung und dem Bedürfniffe nach Berfehrserleichterung”; Motive 
©. 74. Nur in dem bejonderen Falle des 8 239 Liegen diefe Geſchäfte 
dem Grundbuchamte ob. 

4. Es iſt die Frage entitanden, ob es mit dem öffentlichen Inter: 
eſſe, insbeſondere mit der Forderung der Rechtsficherheit verträglich fei, 
daß das Bergg. den Gewerfichaften die Führung des Gewerfenbuchs und 
die Ausfertigung der Kurjcheine jelbjtftändig überläßt. Won einer Seite 
(Kloitermann Anm. 262) iſt dies bejtritten und der Vorjchlag gemacht 
worden, eine amtliche Buchführung über die Gewerfichaften nach Art 
der Handelsregifter einzurichten und zu diefem Zwede die Ausnahme: 
beitimmung des $ 239 des Bergg. zur gejeglichen Regel zu erheben. 
Bon anderer Seite (Brafjert, 3. Bd. 10 ©. 528) hat diejer Vorfchlag 
Widerjpruch gefunden. Die theoretischen und praftijchen Gründe, welche 
ſchon damals (1869) gegen eine jolche Aenderung des durch das Bergg. 
geichaffenen Rechtszujtandes und für deſſen Aufrechthaltung geltend ge- 
macht wurden, bejtehen gegenwärtig nach einer 23jährigen Erfahrung 
in noch verjtärftem Maße fort. Aus den zumächit betheiligten Streifen 
iſt feither das Verlangen nad) einer Gewerfenbuchführung durch die Berg- 
oder Gerichtsbehörden nicht kundgegeben worden; der Nachweis, da 
das öffentliche Intereffe Durch die beitehende Einrichtung geſchädigt werde, 
liegt nicht vor. Demnach wird das Bedürfniß zu einer jo tief eingrei- 
fenden und zudem mit erheblichen praktischen Schwierigkeiten verknüpften 
Abänderung des Gewerfichaftsrecht3 nach wie vor nicht anerfannt wer: 
den fünnen. Dem neuejten Vermittelungsvorjchlage, die amtliche Füh— 
rung des Gewerfenbuch® wenigſtens für diejenigen Gewerfichaften vor: 
zujchreiben, „welche Kuxſcheine ausgeben oder Handelögejchäfte betreiben 
wollen” (Stlojtermann, 4. Aufl. Anm. 224), jteht Schon das Bedenken 
entgegen, daß das Geſetz eine Unterjcheidung zwischen den Gewerkichaften, 
je nachdem ſie Kurjcheine ausgeben wollen oder nicht, überhaupt nicht 
zuläßt, jondern einer jeden Gewerkichaft die Verpflichtung auferlegt, über 
die Betheiligung der einzelnen Gewerken Kuxſcheine auszuftellen, und daß 
Gewerkichaften, welche Handelsgejchäfte im Sinne des Handelsgeſetzbuchs 
betreiben wollen, hiermit den Vorſchriften des letteren über die Handels— 
gejellichaften und Handelsregiiter unterjtellt werden, 

In das bayer. Bergg. Art. 93 Ab. 3 tft zwar, abweichend von 
der Negierungsvorlage, die Beitimmung aufgenommen, daß die Bergbe- 
hörde das Gewerfenbuch zu führen uud die Kuxſcheine auszufertigen, 
auch der Gewerfichaft, bei welcher em Duplifat des Gewerfenbuchs zu 
führen ift, von jedem Eintrage jofort Nachricht zu geben hat. Diefe 
Abweichung kann indeß für das preuß. Bergg. nicht vorbildlich fein; denn 
einestheils beruht diejelbe nur auf theoretiichen Bedenken und nicht auf 
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eigener, fondern angeblich in Preußen gemachter Erfahrung, und ande: 
rentheils ergeben fich aus dem großen Umfange des gewerkichaftlichen 
Bergbaues in Preußen andere und viel erheblichere Schwierigkeiten, als 
dies in Bayern der Fall fein mag. Bergl. übrigens Ejjer, Gewerfichaft 


©. 42, 89. 
Zu 8 104. 


Sm 8104 find bereit beftehende Grundjäge auf die Gewerfichaft 
neuen Necht3 angewandt und zugleich für die Gewerfichaft alten Nechts 
aufrecht erhalten ($ 226). Durch Statut können diejelben nicht abge- 
ändert werden, $ 94 Abi. 3. 

E3 liegt nicht im Intereffe des Bergbaues, die Gewerfen rechtlich 
jo an einander zu binden wie die Theilmehmer der Eivil- und offenen 
Handelögejellichaft. Dem Gewerfen iſt deshalb die Beräußerung jeiner 
Kure geitattet, ohne hierzu der Einwilligung der Mitgewerfen zu bes 
dürfen, wie Died auch bet Uebertragung der auf Namen lautenden Aktien 
die Regel bildet (Art. 220, 182 9. ©. B.). 

Ein gejegliches Vorkaufsrecht ift für den freien Verkehr mit Berg— 
werfsantheilen hinderlich und war daher jchon durch $ 322 TH. II Tit. 16 
A.L. R. ausdrüdlich ausgejchloffen, auch im gemeinen und franz. Berg: 
recht nicht zugelaſſen; um jo mehr erjcheint e8 angezeigt, die Kuxe neuen 
Rechts von diefer Beichränfung bei Beräußerungen frei zu halten. 


3u 8 105. 

1. Die Veräußerung von Kuren alten Rechts war durch die Um— 
ichreibung im Berggegenbuch und ijt noch jetzt durch die Auflafjung vor 
dem Grundbuch erichwert. $ 105 hat den Zwed, den Verkehr mit den 
Kuren neuen Recht? durch einfachere Formen der Uebertragung zu er: 
leichtern. Seine Beitimmungen entjprechen den allgemeinen Rechtögrund- 
jägen und den für die Uebertragung der auf Namen lautenden Aftien 
maßgebenden*Borjchriften in Art. 182, 183, 220 9. ©. B. 

2. Zur Uebertragung des Eigenthums an Kuren neuen Rechts 
ift die jchriftliche Form erforderlich, aber auch ausreichend. „Da der 
Kur des Bergg. ($ 101) ein bloßes Necht ift, jo iſt folgerichtig die 
Ceſſion die Form für feine Veräußerung. Bei der Ceſſion geht nad) 
gemeinem Rechte und nach dem A. L. R. das Eigenthum durch die 
bloße Erklärung des Abtreteuden, daß der Andere das abgetretene Recht 
al3 das feinige auszuüben befugt jei, und durch die Annahme diejer Er- 
flärung jeiteng des Erwerbers auf diejen über. Es iſt gemeinrechtlich 
der Erwerb des abgetretenen Rechts nicht davon abhängig, daß die dar- 
über lautende Urkunde dem Erwerber ausgehändigt wird, ebenjo wenig 
wie dies im Geltungsbereiche des A. 2. R. erforderlich it. Daß der 
neue Erwerber auch befugt ijt, die Ausantwortung der Urkunde zu for- 
dern, hat mit dem Eigenthumsübergange des abgetretenen Rechts nichts 
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gemein. Hiernach iſt der Uebergang des Eigenthums an einem Kur nicht 
von der Aushändigung des Kurjcheins abhängig.“ Urth. d. Obertr. v. 
14. Sept. 1877, 3. Bd. 19 ©. 106, Entih. Bd. 80 ©. 295. Rekurs— 
beich. v. 12. Mai 1883, 3. Bd. 25 ©. 408; Kloſtermann, 3. Bd. 18 
©. 221, welcher zugleich darauf aufmerffam macht, daß der Ausdrud 
„Ceſſion“ der Sure in Uebereinftimmung mit dem allgemeinen Sprach— 
gebrauche als Uebertragung (Üebereignung) von Rechten überhaupt, nicht 
in der jpezifiichen Bedeutung der Ceſſion von Forderungen zu verjtehen tft. 

Das Erfordernig der jchriftlichen Form bezicht fich nur auf die 
Erflärung des Webertragenden; zu der Annahme des Erwerbers bedarf 
es diefer Form nicht. Blankoceſſionen find unzuläſſig. Dernburg, 
Preußiſches Privatrecht 4. Aufl. Bd. 1 ©.685. Beſcheid des Appell.- 
Ger. Hamm v. 28. Mat 1873, Johow, Jahrb. Bd.3 ©.194, 3. Bd. 17 
©. 528. 

3. Für den Geltungsbereich des rheinischen Rechts hat das Appell.- 
Ser. Köln (Urth. v. 11. Dez. 1878, Rhein. Archiv Bd. 70 ©. 13, 3. 
Bd. 24 ©. 215) den Grundſatz aufgeitellt, daß das Erforderniß der 
Ichriftlichen Form bei Uebertragung von Kuxen ($ 105) fi) nur auf die 
Konjtatirung eines jolchen Rechtögejchäfts gegenüber der Gewerkſchaft 
beziehe und an den Bejtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs, wonach 
auch nur mündlich abgejchlofjene Verträge zwilchen den Kontrahenten 
ſelbſt ihre volle rechtliche Wirkung äußern, nichts geändert habe. Dieje 
einſchränkende Auslegung des $ 105 geht aber zu weit; leßterer derogirt 
zwar nicht den Beitimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs hinfichtlich 
der Gültigkeit miündlicher Verträge im Allgemeinen, fordert aber für die 
Üebertragung der Kuxe jelbft die jchriftliche Form. So lange diefe Form 
nicht erfüllt ift, it der Kur nicht übertragen; mündliche Ucbertragungen 
von Kuxen erzeugen daher nur Rechte und Verpflichtungen zwijchen den 
Bertragichliegenden und ihren Nechtsnachfolgern. A verfaujt einen Kur 
an B mündlich, alsdann an C ſchriftlich; E wird Eigenthiümer, B hat 
hat nur einen Schadenserjaganjpruch gegen U. 

4. Soweit im Bergg. nicht bejondere Vorjchriften über die Ueber— 
tragung der Kuxre getroffen find, iſt dieſes Nechtsgejchäft nach den Regeln 
des Civilrechts über die Cejlion der Rechte zu beurtheilen. Dieje Re— 
geln find namentlich auch maßgebend, wenn es fich um die Haftung des 
Cedenten für das übertragene Necht handelt; vergl. Klofjtermann, 2. 
Bd. 18 ©. 230, 231. Hierher gehören u. a. die Fälle, in welchen die 
Exiſtenz verfaufter Kuxe jtreitig geworden ift, weil zur Zeit des Ver— 
tragsabjchluffes die FFeldestheilung oder Konjolidation noch nicht perfekt 
war oder die Gewerfichaft noch nicht zu echt beitand; vergl. $ 49 
Bem. 3, $ 51 Bem. 7, $ 101 Bem. 4. 

5. Die Borfchrift, daß der Kuxſchein ausgehändigt oder die Amor- 
tijattonserflärung bejchafft und die eine oder andere dieſer Urkunden bei 
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der Umschreibung im Gewerfenbuche vorgelegt werden muß, hat die er- 
folgte Ausfertigung eines Kuxſcheins ($ 103) zur Vorausſetzung. Dit 
fettere nicht verlangt worden oder aus irgend einem anderen Grunde 
unterblieben, jo genügt die Beibringung der Lebertragungsurfunde; dieſe 
iſt aber unbedingt erforderlich, weil „nur auf Grund“ derjelben die Um— 
jchreibung im Gewerfenbuche erfolgen darf. 

6. Der Repräjentant (Grubenvorjtand), welcher nach $ 121 das 
Gewerkenbuch zu führen hat, iſt verpflichtet, fich von der Echtheit der 
Uebertragungsurfunde zu überzeugen, bevor er die Umschreibung von 
Kuren im Gewerfenbuche auf den Erwerber vornimmt. Das Bergg. 
ichreibt dies zwar nicht ausdrüdlich vor, entbindet aber auch den Reprä— 
jentanten nicht von diefer Verpflichtung, zumal die fiir die Umjchreibung 
im Gewerfenbuche im $ 105 Abj. 3 verlangten Erfordernifje gerade den 
Zweck haben, „die Richtigkeit” des Gewerfenbuch® zu fichern; Motive 
©. 74. Nach Art. 183 u. 220 9. ©. B. ist die Aftiengejellichaft „zur 
Prüfung der Legitimation berechtigt, aber nicht verpflichtet”; dieſe Be— 
ftimmung läßt jedoch bei der Verjchiedenheit der Verhältniſſe eine ſinn— 
gemäße Amwendung hier nicht zu. SKloftermann, 8. Bd. 18 ©. 223. 
E3 muß daher gemäß $ 128 des Bergg. bei den Grundſätzen des Civil: 
recht3, welche die Verbindlichkeiten des Bevollmächtigten regeln, auch für 
den Repräjentanten jein Bewenden behalten. Hiernach kann e8 aber 
feinem Zweifel unterliegen, daß der Repräjentant bei Führung des Ge- 
werfenbuch8 und namentlich auch bei den Umjchreibungen diejenige Sorg— 
falt anwenden muß, welche jedem Bevollmächtigten bei Ausführung des 
übernommenen Gejchäftes gejeglich zur Pflicht gemacht ift. Die Gewerk— 
ichaft hat ein wejentliches Intereſſe an der Richtigkeit des Inhalts des 
Gewerkenbuchs; dieſes Imtereffe muß der Repräjentant als bevollmäch- 
tigter Sachwalter der Gewerkſchaft wahrnehmen und macht jich durch ein 
hierbei begangenes Verſehen civilrechtlich verantwortlich. In welcher 
Weiſe der Nepräjentant ſich von der Echtheit der Uebertragungsurfunde 
überzeugen will, it jener freien Beurtheilung überlafjen. Wie Kloſter— 
mann Anm. 228 zutreffend bemerkt, it er feineswegs verpflichtet, Die 
Beglaubigung der Geffion zu fordern; eine VBermuthung für die Echt: 
heit der Ceſſion wird begründet, wenn der Ceſſionar jich im Belite des 
Kuricheins befindet. In Zweifelsfällen wird es fich aber empfehlen, die 
Beglaubigung der Unterjchrift des Gedenten oder eine perjönliche Er- 
klärung dejjelben zu verlangen. 

7. Es fann vorkommen, daß ein und derjelbe Kur nad) einander 
an verjchiedene Perjonen übertragen wird, da zur Uebertragung nur die 
Ichriftliche Form und nicht auch die Aushändigung des Kuxrſcheins er: 
forderlich ijt; j. Bem. 2. Für eine jolche mehrfache Ceſſion ftellt Klo— 
jtermann Anm. 227 u. 3. Bd. 18 ©. 232 den Grundſatz auf, daß 
derjenige Ceſſionar Hinfichtlich der Umjchreibung im Gewerfenbuche den 
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Vorzug hat, „welcher die Uebertragungsurfunde zuerft dem Repräjen- 
tanten zur Umjchreibung vorlegt“. Lindemann, 3. Bd. 18 ©. 540, 
541, unterjcheidet dagegen, je nachdem über den betreffenden Kur ein 
Kuxſchein überhaupt nicht ausgejtellt oder dem jüngeren Gejjionar zu— 
gleich der bezügliche Kuxſchein übergeben worden ift, und nimmt an, daß 
im erjteren alle die Priorität des Antrages auf Umschreibung im Ge- 
werfenbuche ohne Einfluß für die Frage jet, wer von mehreren Ceffio- 
naren als der berechtigte anzujehen; nur der ältere Ceſſionar jet als der 
wirklich berechtigte zu behandeln und der Nepräjentant daher, wenn er 
vor der Umjchreibung von der älteren Eefjion Kenntnig erhalte, nicht 
nur berechtigt, jondern auch verpflichtet, die Umjchreibung auf den jüngeren 
Gejjionar zu verweigern. Im zweiten Falle ſei es rathſam, ebenfalls 
die Umjchreibung auf den jüngeren Cefjionar abzulehnen und letzterem 
zunächjt den Nachweis jeines bejjeren Rechts zu überlaffen. Die Anficht 
Lindemann’s verdient den Vorzug. Auch für das Verfahren des Re— 
präjentanten muß zunächit der Nechtsgrundjag maßgebend fein, daß der 
Ceſſionar durch den Ceſſionsakt Eigenthümer des übertragenen Kuxes 
wird, und es verbietet deshalb die im Gejchäftsleben anzınvendende Vor- 
jicht, den älteren Ceſſionar unberücjichtigt zu laſſen und den jlngeren 
Ceſſionar zu berüdfichtigen, weil er fich früher zur Umjchreibung im 
Sewerfenbuche gemeldet hat. Der Repräjentant befindet fich jedenfalls 
im Recht, wenn er die Priorität des Antrages auf Umschreibung nicht 
als entjcheidend anfieht. Vergl. au) Arndt ©. 126. 

8. $ 105 darf durch Statut nicht abgeändert werden, $ 94 Ab}. 3, 
und findet auf die Gewerfichaften alten Rechts feine Anwendung, 88 227 
u. 231. 

9, Die Frage, ob die Gewerfichaft gegen den Ceſſionar eines 
Kurzes wegen der Zubußrüdjtände des Cedenten ein Kompenjationsrecht 
habe, wenn jpäter Ausbeute auf diefen Kur fällt, iſt verjchieden beant- 
wortet worden. Klojtermann, 3. Bd. 18 ©. 227, jpricht der Gewerf- 
Ichaft die Einrede der Kompenfation zu, vorausgejeßt, daß diejelbe vor 
der Umschreibung des Kuxes im Gewerfenbuche geltend gemacht wird. 
Dagegen kann nach Lindemann, 3. Bd. 18 ©. 536, die Gewerkichaft 
nicht fompenfiren, weil der Ceſſionar für die Zubußrüditände feines Vor: 
manns überhaupt nicht haftbar iſt und die Vorausſetzungen der Kom— 
penfation nicht vorliegen. Nur die leßtere Auffaffung entjpricht dem 
Gewerfichaftsrechte des Bergg. Die Gewerfichaft wird aber durch dieje 
Nechtslage infofern nicht benachtheiligt, al3 der Cedent troß der Ber- 
äußerung feiner Hure für den Zubußrüditand perjönlich verpflichtet 
bleibt und fich nur ſeinerſeits in die ungünftigere Lage verſetzt hat, daß 
er fich nicht mehr gemäß $ 130 durch Hingabe des Kuxſcheins von der 
Bahlungsverbindlichkeit befreien kann. 
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Zu $ 106. 


1. Nach Art. 183, 220 H. ©. B. werden bei den auf Namen 
lautenden Aktien „im Verhältniß zu der Geſellſchaft nur diejenigen als 
die Eigenthümer angejehen, welche als folche im Aftienbuche verzeichnet 
jind“. $ 106 jchließt fich hieran mit der Einjchränfung an, daß Durch 
die Eintragung im Gewerfenbuche nur die Legitimation zur Ausübung 
der Rechte des Kuxeigenthümers begründet wird. Dieje Einjchränkung 
it bei der Gewerfichaft nothwendig, „weil der Gewerke, ander wie der 
Aktionär, zu fortlaufenden Leijtungen verpflichtet ift und der Anfpruch 
der Gewerfichaft auf letere nicht davon abhängig gemacht werden darf, 
daß der Gewerke ſich in das Gewerfenbuch eintragen läßt“; Motive 
S. 75. Hieraus folgt, daß die Gewerfichaft befugt tft, auch von Dem- 
jenigen, welcher Eigenthümer der Kuxe iſt, ohne als jolcher im Gewer— 
fenbuche eingetragen zu jein, die Erfüllung der Verpflichtungen des Ge- 
werfen, insbejondere die Zahlung der Beiträge zu verlangen. 

2. Obwohl eine Beitimmung wie diejenige im Art. 183 Abf. 3 
(Art. 220) 9. ©. B. („Zur Prüfung der Legitimation ift die Gejell- 
fchaft berechtigt, aber nicht verpflichtet”) fich im Bergg. nicht findet, jo 
geht doch der Gewerkjchaft die Berechtigung nicht ab, die Legitimation 
ihrer Mitglieder zu prüfen, jobald das Gewerfenbuch angelegt ijt. Selbit- 
verjtändlich ijt jie zu diefer Prüfung berechtigt und jogar verpflichtet, 
fo lange ein Gewerfenbuch noch nicht bejteht; aber auch im erjteren 
Falle muß der Gewerfjchaft diefe Befugniß zugeitanden werden, da Die: 
jelbe im Gejellichaftsrecht allgemein begründet und die Gültigkeit gefaß- 
ter Beſchlüſſe unter Umjtänden davon abhängig ift, daß nur wirkliche 
Kupreigenthümer das Stimmrecht ausgeübt haben. $ 106 begründet zwar 
der Gewerfjchaft gegenüber für die im Gewerfenbuche eingetragenen Ber- 
jonen die gejegliche VBermuthung, daß fie Eigenthümer der betreffenden 
Kuxe find; dies hat aber für die Gewerfichaft nur zur Folge, daß fie 
ihrerfeit8 die Unrichtigfeit der Eintragung im Gewerfenbuche nachweijen 
muß, wenn fie glaubt, die Legitimation eines eingetragenen Gewerfen 
beanjtanden zu müfjen; dagegen ift eine folchde Beanjtandung durch $ 106 
feineswegs grundfäglich ausgejchloffen. Auch ijt ein innerer Grund, 
weßhalb die Gewerfichaft in diefem Punkte anders als die Nftiengejell- 
Ichaft behandelt werden müßte, nicht erfindlich. Es trifft vielmehr bei 
der Gewerfichaft das Motiv ebenfalls zu, auf welchem die das Recht 
zur Legitimationsprüfung anerfennende Beltimmung im Art. 183 9. 
G. B. beruht, nämlich „einerjeitö die Gefellichaft zu fichern und anderer: 
jeit3 jtörende Weitläuftigfeiten fern zu halten“. Anders Kloftermann 
Anm. 229, 

3. In Uebereinftimmung mit dem Grundjaße im Art. 183 Ab}. 2 
9. &. B. hat die Eintragung im Gewerkenbuche nur der „Gewerkſchaft“ 

20 
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gegenüber die im $ 106 angegebene rechtliche Wirkung ; das Verhältniß 
zwißchen dem Nureigenthümer und Dritten wird hierdurch nicht berührt. 

4. Bem. 8 zu $ 105 gilt auch für $ 106. 

5. So lange ein Gewerfenbuch, dejjen VBorhandenfein der $ 106 
vorausfeßt, nicht angelegt ift, find nicht etwa nur die in der Berlei- 
hungsurfunde als Meitbetheiligte bezeichneten Perjonen, jondern auch 
diejenigen, welche Kuxe erworben Haben, als Mitglieder der Gewerfjchaft 
zu behandeln. Rekursbeſch. v. 12. Mai 1883, 3. Bd. 25 ©. 408. 


Zu 8 107. 


1. Nach 88 261 u. 323 Th. II Tit. 16 A. L. R. galt als Regel, 
daß bei freiwilligen Veräußerungen von Kuxen der Verkäufer für die 
Zubuße jo lange auffommen mußte, biß die Zujchreibung der Kuxe auf 
den neuen Erwerber im Berggegenbuche erfolgt war. In ähnlicher Weife 
jorgt $ 107 für die Sicherung der Gewerkſchaft in Bezug auf die Zah- 
lung der ausgefchriebenen Beiträge. Die perfünliche Haftbarfeit des 
Kuxeigenthümers für die Beiträge ($ 102 Bem. 5) ift nämlich in der 
Art weiter ausgedehnt, daß derjelbe nach einer freiwilligen Veräußerung 
jeiner Kuxe, obwohl nicht mehr Eigenthümer der letteren, der Gewerk— 
Ichaft auch in Anſehung derjenigen Beiträge verpflichtet bleibt, deren 
Erhebung in der Zeit zwifchen der Veräußerung ($ 105) und dem ge— 
jegmäßig gejtellten Antrage auf Umfchreibung der Hure im Gewerfen- 
buche bejchlofjen worden ijt. Für diefe Beiträge hat die Gewerfichaft 
demnach) zwei Berpflichtete; ſie kann fi) an den neuen Erwerber als 
den nunmehrigen EigentHümer der Kuxe, aber auch an den Veräußerer 
als den aus $ 107 Berpflichteten halten. Der Beräußerer hat deshalb alle 
Beranlafjung, die baldige Umschreibung der Kuxe im Gewerfenbuche her: 
beizuführen und allenfalld, wenn er fich noch im Befige der Uebertra= 
gungsurkunde und des Kuxrſcheins befindet, jeinerjeit3 den bezüglichen 
Antrag zu jtellen. Im Uebrigen jet $ 107 ebenjo wie $ 106 das Bor- 
handenfein eines Gewerfenbuch® voraus. So lange ein jolches nicht be= 
jteht, kann fir Beiträge, deren Erhebung erit nach der fremilligen 
Veräußerung der Kuxe beſchloſſen worden it, nicht der frühere, jondern 
nur der neue Kuxeigenthümer in Anſpruch genommen werden. Es liegt 
daher im eigenen Intereſſe der Gewerfjchaft, für ordnungsmäßige Anle- 
gung und Führung des Gewerfenbuchs zu forgen. 

Anders und nad) ftrengeren Grumdjäßen als früher it im heuti— 
gen Rechte die Haftbarfeit des Aktionärs und der Rechtsvorgänger dejjel- 
ben für die Einzahlung des auf die Aktie eingeforderten rüdjtändigen 
Beitrags geregelt; vergl. Art. 184, 184a, 184b und 219 H. G. B. (in 
der Faſſung des Ge. v. 18. Juli 1884). 

2. Nur „bei freiwilligen Veräußerungen” findet $ 107 Anwen— 
dung. Werden Hure im Wege der Zwangsvollitredung verkauft, jo ift 
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der jeitherige Eigenthümer zur Zahlung von Beiträgen, welche erjt nach 
der Veräußerung von der Gewerfichaft bejchlofjen find, in feinem Falle 
verpflichtet. 

3. Um den jeitherigen Kuxeigenthümer von der auf $ 107 beru- 
henden Verpflichtung zu befreien, muß die Umschreibung der Kuxe im 
Gewerkenbuche „gejeglich” beantragt jein; gejeglich ift aber ein jolcher 
Antrag nur dann, wenn er den Erforderniffen des 8 105 entjpricht. 
Komm.Bericht d. 9. ©. 40, d. A. ©. 55. 

4. Eine Abänderung des $ 107 durch Statut ijt nicht ftatthaft, 
8 94 Abi. 3. Auf die Gewerkichaften alten Rechts findet derjelbe mit 
der auf $ 232 beruhenden Abweichung Amwendung; ſ. Bem. zu $ 232, 


Zu $ 108. 


1. Im wirthichaftlichen Intereſſe des gewerfichaftlichen Bergbaues 
verfolgt $ 108 den doppelten Zweck, die Berpfändung von Kuxen neuen 
Rechts gegenüber der umftändlichen und koſtſpieligen hypothekariſchen 
Berpfändung unbeweglicher Kuxe zu erleichtern und zu verhüten, daß der 
Realkredit einer Gewerfichaft durch die Verpfändung der Antheile ein- 
zelner Gewerken herabgedrüdt oder gar vernichtet wird. 

Zur VBerpfändung der Kuxe verlangt $ 108 ausnahmslos die jchrift- 
liche Form und die Uebergabe des KHurjcheind. Es entipricht Dies den 
Vorichriften der Verordnung dv. 9. Dez. 1809 (G. ©. ©. 621) und im 
Wetentlichen auch den Art. 2074 u. 2076 des rhein. Civilgeſetzbuchs. 
Unter den Bertragichliegenden jelbit ift zwar nach rhein. Necht der Fauft- 
pfandvertrag an feine Förmlichkeit gebunden. Diejer Grundjag fann 
jedoch auf die Verpfändung von Kuren feine Anwendung finden, weil 
die ausdrückliche Vorjchrift des $ 108 entgegensteht und diejer als ein 
auf die Herjtellung eines einheitlichen Rechtszujtandes berechnetes Spe- 
zialgejeg anzufehen ift. Aus demfelben Grunde ift aber auch die in den 
Art. 2074 und 2075 a. a. D. vorgejchriebene Einregiftrirung der Pri— 
vaturfunden über Pfandbeftellungen hier nicht für erforderlich zu erad)- 
ten. Oppenhoff Nr. 592, auch Art. 44 des preuß. Einf.-Gef. zum 
9. ©. B. v. 24. Juni 1861, ©. ©. ©. 449. 

2. Die Frage, ob die Weiterverpfändung verpfändeter Kuxe zuläjfig, 
ift verschieden beantwortet worden. Kloitermarnn Anm. 233 verneint 
die Frage nur für das preußische, nicht für, das gemeine Recht; Oppen- 
Hoff Nr. 594 fieht dagegen die mehrmalige Verpfänding des Kuxes 
für alle Rechtsgebiete, auch dasjenige des rhein. Rechts gemäß $ 108 
al3 ausgeichlofjen an. Diejer Anſicht ijt zuguitimmen, da die Weiter 
verpfändung fich von felbjt dadurch verbietet, dal; $ 108 die Uebergabe 
des Kuxſcheins zur Entjtehung des Pfandrechts (Fauſtpfandrechts) uns 
bedingt fordert und einen anderweitigen Erſatz derſelben nicht zuläßt. 


Eu 
———— 
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Aus diefem Grunde kann aber auch der Streitfrage praftiiche Bedeutung 
nicht beigelegt werden. 
3. Bem. 8 zu $ 105 findet auch auf $ 108 Anwendung. 


3u 8 109. 

1. Das Bergg. mußte im $ 109 über die Zwangsvollitredung in 
Kure neuen Rechts Beitimmung treffen, weil die damaligen allgemeinen 
Borjchriften auf diefen Fall nicht pahten; denn der Kur ijt feine aus— 
Itehende Geld» oder fonftige Forderung im Sinne des Gel. v. 4. Juli 
1822 (©. ©. ©. 178) bezw. des Gel. v. 20. März 1854 $ 17 (©. ©. 
©. 115). Vergl. Beicheid des Appell.-Ger. Hamm v. 16. Ian. 1878, 
Sohow, Jahrb. Bd. 8 ©. 284, 3. Bd. 20 ©. 381. Gegenwärtig ent- 
hält 8 109 zwar noch materiell gültiges Recht, ijt aber formell durch 
die Vorjchriften der E P. O. über die Zwangsvollitrefung in das be- 
wegliche Bermögen $$ 708 bis 754 bejeitigt ($ 2 der Reichsverfafjung). 

2. Wie jchon nad) $ 109 (Urth. des Obertr. v. 14. Sept. 1877, 
3. Bd. 19 ©. 109, Entſch. Bd. 80 ©. 300), fo ift auch nach dem jeßt 
maßgebenden Rechte nicht der Kuxſchein als die Urkunde über die Mit- 
gliedichaft, jondern der Kux jelbjt als der Gejchäftsantheil an dem ges 
werfichaftlichen Unternehmen Gegenjtand der Zwangsverfteigerung. Nach 
jeiner rechtlichen Natur gehört aber der Kux weder zu den „körperlichen 
Sachen” noch zu den „Forderungen“, auf welche die Beitimmungen der 
ss 712. und 7297. & P. O. fich zunächſt beziehen, jondern ift ein 
bejonderes Vermögensrecht und muß daher zu den „anderen Vermögens- 
rechten“ gezählt werden, von welchen $ 754 daſ. handelt, indem er be- 
ſtimmt, daß auf die Zwangsvollitredung in jolche „andere Vermögens— 
rechte die vorjtehenden Bejtimmungen entjprechende Anwendung“ finden 
jollen. Demgemäß wird die Pfändung nach $712 dadurch zu bewirken 
jein, da der Gerichtsvollzieher den Kuxſchein des Schuldners in Beſitz 
nimmt. Der gepfändete Kux wird fodann in finngemäßer Amvendung 
des von den Werthpapieren handelnden $ 722 von dem Gerichtsvollzicher 
und zwar, wenn der Sur einen Börjen- oder Marktpreis hat, aus freier 
Hand zum Tageskurfe, fonjt aber nach) den allgemeinen Beftimmungen 
über die Verfteigerung zu veräußern fein. Dem Käufer kann hiernächft 
überlafjen bleiben, auf Grund des Verjteigerungsprotofolles oder fon- 
ſtigen Erwerbsaftes, unter Vorlegung des ihm auszuhändigenden Kur- 
Iheins, die Umjchreibung im Gewerfenbuche gemäß $ 105 Abi. 3 des 
DBergg. herbeizuführen; nach $ 723 C. P. D. kann aber auch die Um: 
Ichreibung durch den Gerichtsvollzieher mit Ermächtigung des Voll- 
ſtreckungsgerichts erwirkt werden. 

3. In Bezug auf die Wirkung der Pfändung iſt beſonders 8 709 
C. P. O. wichtig, welcher beftimmt: 
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Durch die Pfändung erwirbt der Gläubiger ein Pfandreht an dem 
gepfändeten Gegenftande. 

Das Pfandrecht gewährt dem Gläubiger im Verhältniß zu anderen 
Gläubigern diejelben Rechte wie ein durch Vertrag erworbenes Fauftpfand- 
recht; e8 geht Pfand» und Vorzugsrechten vor, welche für den Fall eines 
Konkurſes den Fauftpfandrechten nicht gleichgeftellt find. 

Das durch eine frühere Pfändung begründete Prandrecht geht dem— 
jenigen vor, welches durch eine fpätere Pfändung begründet wird. 


Nach dem Bergg. Steht der Gewerfichaft wegen der rüdjtändigen 
Beiträge (Zubuße) ein Borzugsrecht auf Befriedigung aus dem Erlöfe der 
verkauften Kure vor dem Pfandgläubiger nicht zu. Wäre dies aber 
auch, wie von mehreren Seiten behauptet worden, wirklich der Fall ge: 
weſen, jo würde doch gegenwärtig ein ſolches Vorzugsrecht mit der vor— 
ſtehenden reichSgejeßlichen Beitimmung des $ 709 Ab}. 2 nicht mehr ver- 
einbar fein, da die Gewerkichaft wegen der Zubußrüditände nicht zu 
denjenigen Gläubigern gehört, welche durch die Konkursordnung ($ 41) 
den Fauftpfandgläubigern gleichgeitellt find. 

In der ausgejprochenen Abficht, der Gewerkſchaft jenes Vorrecht bei- 
zulegen, hat das bayer. Bergg. dem im Uebrigen mit $ 109 übereinjtim- 
menden Art. 99 die Beitimmung hinzugefügt: „Aus dem erlöjten Kauf- 
preife werden zunächit die Koften, jodann die jchuldigen Beiträge des 
Gewerfen (Art. 92 Abſ. 2) gezahlt.” Abgeſehen indeß davon, daß aus 
der Faſſung diefer Zufaßbeitimmung das Vorrecht ebenjo wenig folgt, 
wie aus der damit übereinjtimmenden Vorjchrift im $ 131 Abſ. 2 des 
preuß. Bergg. (vergl. u. a. Urth. des Reichsg. v. 15. Ian. 1881, 3. 
Bd. 22 ©. 365, Entſch. Bd. 3 ©. 275), iſt daſſelbe durch die obige 
Beitimmung der E. P. D. ebenfalls für aufgehoben zu erachten. Bergl. 
im Uebrigen $ 131 Bem. 2. 

4. 8 109 und die an defien Stelle getretenen Vorjchriften der 
C. P. D. finden auf die Gewerkichaften alten Rechts feine Anwendung, 
8 227. 

3u $ 110. 

1. Durch $ 110 mußte infofern eine Lücke ausgefüllt werden, als 
e3 im damaligen Prozeßrechte an einer genügenden allgemeinen Rege— 
lung des Aufgebotsverfahrens fehlte. Er folgte im Wejentlichen den 
Beitimmungen über die Amortifation von Wechſeln im Art. 73 der deut: 
chen Wechjelordnung und $ 2 des Einf.-Gel. v. 6. Jan. 1849 (©. ©. 
©. 49). Gegenwärtig findet an Stelle des nach Art. 2 der Neichsverf. 
aufgehobenen $ 110 das Aufgebotsverfahren im neunten Buche der E. 
P. DO. 88 823 bis 850 Anwendung. Das preuß. Ausf.Geſ. v. 24. März 
1879 (©. ©. ©. 281) bejtimmt nämlich im $ 20, daß die Vorſchriften 
der 88 839 bis 842, 846 bis 848 C. P. D. „aud) bei dem Aufgebot 
anderer als der im $ 837 bezeichneten Urkunden mit Ausjchluß aller 
befonderen Vorfchriften” Anwendung finden. Zu diefen Urkunden gehört 
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auch der Kuxſchein. Hieraus ergeben fich für das Aufgebotsverfahren 
verloren gegangener Kuxſcheine hauptjächlich folgende Grundfäße: 

Zuftändig für das Verfahren iſt das Amtsgericht, bei welchem die 
Gewerfichaft als Ausjtellerin des Kurjcheins ihren allgemeinen Gerichts: 
Itand Hat; 88 839 u. 19 C. P.O. $23 Nr. 2 Gerichtsverf.-Gef., 8 96 
Bem. 2 S. 289. Der Antragiteller (der Eigenthümer des verloren gegan— 
genen Kuxſcheins und jeder Andere, auf welchen dejjen Rechte überge- 
gangen find) hat zur Begründung des Antrags eine Abjchrift des Kur— 
ſcheins beizubringen und alles anzugeben, was zur volljtändigen Erfenn- 
barkeit dejjelben erforderlich it, ferner den Verlust des Kuxſcheins jowie 
Diejenigen Thatjachen glaubhaft zu machen, von welchen jeine Berech- 
tigung abhängt, das Aufgebotsverfahren zu beantragen, endlich fich zur 
etdlichen Berficherung der Wahrheit feiner Angaben zu erbieten, $ 840. 
Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots erfolgt nach 88 842 u. 
187 Abſ. 2 durch Anheftung an die Gerichtstafel (und im Börjenlofale) 
und Einrüdung in die näher bezeichneten Blätter. Die Aufgebotsfrijt 
beträgt jech® Monate, $ 847. Durch das Ausschlußurtheil, gegen wel: 
ches fein Necht3mittel, aber die Anfechtungsklage zuläffig iſt (88 834, 
835), wird der Kuxſchein für kraftlos erklärt. Daffelbe ift jeinem wejent- 
lichen Inhalte nach durch den deutjchen Reichsanzeiger befannt zu machen ; 
$ 848. Wer das Ausjchlußgurtheil erwirkt Hat, it dem durch den Kux— 
ſchein Berpflichteten gegenüber berechtigt, die Nechte aus demjelben gels 
tend zu machen ($ 850). 

2. Auf die Gewerfichaften alten Rechts bezieht ſich $ 110 nicht 
($ 227); bei den unbeweglichen Kuren fommt das Aufgebotsverfahren 
überhaupt nicht in Frage. 


3u 8 111. 

1. Die von der Beichlußfafjung der Gewerkichaft handelnden 88 111 
bis 114 find den $$ 4, 6 u. 7 des Gel. v. 12. Mat 1851 entnommen, 
da diefe VBorjchriften fich im Wejentlichen bewährt hatten. Motive ©. 
75 bis 77, Komm.Bericht d. 9. ©. 41 bis 44, d. A. ©. 56, 57. 

Um auf eine geordnete mündliche Behandlung der Gewerfichafts- 
angelegenheiten Hinzuwirfen, ift die Beichlußfaffung in Gewerkenverſamm— 
lungen vorgeschrieben und hiermit diejenige durch Zirkulare und Brief: 
wechjel ausgejchloffen. Haben jedoch jänmtliche Gewerfen auf jchrifts 
lichen Wege einftimmig einen Beichluß gefaßt, jo muß derjelbe als 
rechtsbejtändig angejcehen werden. Klojtermann Anm. 235; Arndt 
©. 130; Eſſer, Gewerfichaft S.62. Auch kann durch Statut eine an— 
dere Form der Beichlußfaffung als in Verfammlungen feſtgeſetzt werden. 

Ebenjo it es zuläffig, durch) Statut die Ausübung des Stimm: 
rechts anders als nad) Kuren zu regeln, was indeß nicht leicht gejchehen 
wird, weil die Gewerken nach Verhältnig ihrer Hure an dem Gewinne 
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und Verlufte teilnehmen jowie Beiträge zu zahlen haben, und dieje Vor- 
ſchrift ($ 102) durch Statut nicht abgeändert werden kann. 

2. Mit Kuren, welche bei Errichtung der Gewerkichaft nicht be- 
geben find und daher ruhen, it das Stimmrecht nicht verbunden; der 
Repräjentant (Grubenvorjtand) iſt daher nicht befugt, jolche Kuxe bei 
der Abjtimmung in Gewerfenverjammlungen zu benußen. Ueberzeugend 
begründet im Urth. des Dberl.:Ger. Hamm v. 14. März 1885, 3. 
Bd. 27 ©. 80; ſ. auch $ 131 Bem. 5. 


Zu 8 112. 


1. Die Gültigkeit eines jeden Gewerkichaftsbeichluffes it dadurch 
bedingt, da alle Gewerfen entweder bei der Beſchlußfaſſung anweſend 
oder zu der betreffenden Berjammlung vorjchriftsmäßtg eingeladen waren. 
Bergl. Refursbeich. v. 12. Aug. 1881, 3. Bd. 23 ©. 524. Waren alle 
amvejend, jo kommt es hinfichlich der Gültigkeit des gefaßten Beichluffes 
nicht darauf an, ob die Einladungen vorichriftsmäßig ergangen waren 
oder nicht; aus einem Mangel hierbei kann auch derjenige Anweſende 
feinen Einwand herleiten, welcher im Uebrigen dem Beichluffe wider- 
Ipricht. Waren nicht alle Gewerfen amvejend, jo iſt der Beichluß un— 
gültig und anfechtbar, wenn nicht alle vorjchriftsmäßig eingeladen wor: 
den jind. Dieſes Erforderniß ijt, joweit für die Gewerkichaften neuen 
Rechts ein Gewerfenbuch und für die Gewerkichaften alten Rechts ein 
Grundbuch beiteht, jo aufzufajjen, daß die Einladung an alle in diejem 
Buche eingetragenen Gewerfen ergehen muß; denn dieſe werden der 
Gewerkſchaft gegenüber als die zur Ausübung von Gewerfenrechten be= 
fugten Kuxeigenthümer angejehen. Urth. d. Obertr. v. 17. Dez. 1875; 
3. Bd. 17 ©. 92, Entſch. Bd.76 ©. 208, Striethorjt Bd. 94 ©. 314. 
Sind im Gewerfen- oder Grundbuche eingetragene Gewerken inzwijchen 
verjtorben, jo empfiehlt es jich, den noch nicht eingetragenen Erben, jo: 
fern dieſe ſich anderweitig bei der Gewerfichaft legitimirt haben, die Ein- 
ladung zuzuftellen, damit fie unter Umjtänden zur Theilnahme an der 
Beichlußfafjung zugelaffen werden fönnen; vergl. 3. Bd. 17 ©. 96 Anm. 1. 

Sp lange ein Gewerfenbuch nicht angelegt ijt, hat die Einladung 
ſich auf alle Gewerfen zu erjtreden, welche als jolche der Gewerfichaft 
befannt find; die Prüfung der Legitimation ijt hierbei Sache der letzte— 
ven; es genügt nicht, etwa nur die in der Verleihungsurfunde bezeich- 
neten Perſonen einzuladen. Rekursbeſch. v. 12. Mat 1883, 3. Bd. 25 
©. 408. 

2. Zur Gültigkeit eines Gewerfichaftsbeichluffes ijt ferner erfor: 
derlich, dar die Einladung die „Angabe des zu verhandelnden Gegen: 
ſtandes“ enthält; der fpeziellen Formulirung des zur Abjtimmung zu 
bringenden Antrags oder Vorſchlags bedarf es jedoch nicht. Dieſer 
Grundjag hat in der Weile Anwendung gefunden, daß, wenn in dem 
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Einladungsschreiben die Belaftung des Bergwerks mit einer Grundjchuld 
oder Hypothek zu einer bejtimmten Höhe als Gegenjtand der Beichluß- 
faffung angegeben ift, nicht auch die Höhe des Zinsfußes angegeben zu 
jein braucht (Bejcheid des Appell.-Ger. Hamm v. 11. Febr. 1875, Johom 
Jahrb. Bd. 5 ©. 130, 3. Bd. 17 ©. 531); daß ferner, wenn das Eir— 
ladungsſchreiben als Tagesordnung die Angabe „Antrag auf Bewilligung 
von Betriebsmitteln” enthält, die Einziehung einer Zubuße rechtsgültig 
beichlofjen werden kann (Urth. des Reichsg. v. 8. Dez. 1886, 3. Bd 28 
©. 517, Entid. Bd. 17 ©. 171); daß dagegen ein Stonjolidationsbe- 
ſchluß ungültig ift, wenn bei der Einladung die zu fonfolidirenden Berg: 
werfe nicht namhaft gemacht find (Rekursbeſch. v. 24. Sept. 1875, 3. 
Bd. 16 ©. 525). 

Auf die Einladung zu Situngen des Grubenvorjtandes findet Die 
Borichrift des $ 112 wegen Mittheilung der Tagesordnung feine finn- 
gemäße Anwendung. „Die Gewerfenverfammlung wird nur aus bejtimme 
ter Veranlaffung zum Zwecke bejtimmter, wejentlicher Entjchließungen 
zujammenberufen; die Thätigfeit des Vorſtandes ift eine ununterbrochene, 
der Grund jener Beftimmung trifft auf fie nicht zu.“ Urth. des Reichsg. 
v. 30. Oft. 1880, 3. Bd. 22 ©. 360. 

3. Negel ift, daß der Repräjentant oder Grubenvorjtand die Ein: 
ladungen zu den Gewerfenverjammlungen zu erlaffen hat, $ 122. Ueber 
die Berufung einer folchen von anderer Seite vergl. $ 122 Bem. 1 u. 4. 

4. Bei der notariellen oder gerichtlichen Aufnahme eines Gewerk— 
Ichaftsbejchluffes hat die Prüfung und Feititellung des die Urkunde ab- 
faffenden Beamten fich auch darauf zu erjtreden, dal die Einladungen 
zu der VBerjammlung vorichriftsmäßig erfolgt find; eine nochmalige Prü- 
fung feitens der Bergbehörde ift ausgeichloffen. Vergl. 3. Bd. 6 ©. 604, 
Bd.7 ©. 181. 

5. An die Stelle des „Poſtinſinuationsſcheins“, deſſen Benugung 
den Repräjentanten und Grubenvorjtänden Schon durch den Min.-Erlaß 
v. 26. Febr. 1864, 3. Bd. 5 ©. 265, geftattet war, iſt die „Poſtzuſtel— 
lungsurkunde“ getreten; $$ 22 u. 35 der Poftordnung v. 8. März u. 
24. Aug. 1879, Centralbl. v. 1879 ©. 185 u. 538. Jede in anderer 
Weiſe al3 mit Zuftellungsurfunde bewirkte Einladung durch die Volt, 
namentlich auch diejenige mittelit „eingefchriebener” Briefe genügt nicht, 
jondern ift ungültig; Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 3. März 1876, 
3. Bd. 17 ©. 512. Durch Statut ($ 94) kann aber auch dieje oder 
irgend eine andere Form der Einladung feitgefegt werden. Weberhaupt 
braucht die Eimladung nicht durch die Post zu erfolgen; e8 fommt nur 
darauf an, daß, wenn diejelbe in anderer Art, 3. B. durch Boten ge- 
ichieht, eine genügende Bejcheinigung der erfolgten Einladung beigebracht 
wird. Das Bergg. verlangt nicht, daß aus der Bojtzujtellungsurfunde 
die in der Einladung enthaltene Angabe des zu verhandelnden Gegen: 
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Itandes und das Präjudiz des $ 113 ebenfalls erhelle; Urth. des Obertr. 
v. 7. Febr. 1868, 3. Bd. 10 ©. 413. 

6. Da gegenwärtig, dem Grundgedanken des Art. 3 der Reichs— 
verfaffung entjprechend, das ganze Reichsgebiet als „Inland“ zu behandeln 
ilt, jo jieht die Praris es als genügend an, wenn der außerhalb des 
Neichögebietes wohnende Gewerke zur Empfangnahme der Einladungen 
einen Bevollmächtigten bejtellt, welcher feinen Wohnfit; in irgend einem 
Theile diejes Gebietes Hat. Vergl. auch $ 117 Bem. 3. 

7. Der Aushang der Einladung zu einer Gewerfenverfammlung 
findet nur in den beiden Fällen des $ 112 Statt und ift von dem Re— 
vierbeamten nach Ablauf der vierzehntägigen Friſt zu beicheinigen. Ob 
der Wohnort eines Gewerfen im Sinne des $ 112 Abi. 4 unbekannt 
und daher diefe Art der Einladung zuläffig war, ift nach der Wiſſen— 
ichaft zu beurtheilen, welche der Repräſentant oder Grubenvorjtand von 
dem Wohnorte des Gewerfen hat oder haben mußte; Urth. des Obertr. 
v. 18. Mär; 1878, 3. Bd. 20 ©. 344, Entſch. Bd. 81 ©. 284, Striet- 
horjt Bd. 99 ©. 285. Das bayer. Bergg. Art. 101 jchreibt ftatt des 
Aushangs eine öffentliche Einladung vor. 


3u 8 113. 

1. Für die Beichlußfaffung der Gewerfichaft erhält $ 113 die 
Kegel und $ 114 die Ausnahmen, worauf die Folgeordnung diejer Be— 
jtimmungen beruht; Komm.-Beriht d. 9. ©. 43. 

2. Gültige Beichlüffe können in allen Fällen (88 113, 114, auch 
SS 94, 118) nur im einer „beichlußfähigen” Gewerkenverſammlung gefaßt 
werden. Zur Beſchlußfähigkeit gehört aber unbedingt, daß die Verſamm— 
fung, wenn nicht alle Gewerfen anwejend find, von zuftändiger Seite 
($ 122) vorjchriftsmäßtg ($ 112) berufen worden ijt. Vergl. Komm.: 
Bericht d. 9. ©. 43. 

Weiter ijt die Beichlupfähigkeit in jämmtlichen gewerfjchaftlichen 
Angelegenheiten, joweit in den Fällen der 88 114 und 94 nicht minde- 
ſtens drei Viertheile aller Kuxe vertreten ſein müffen, dadurch bedingt, 
daß in der erjten Verſammlung „die Mehrheit aller Kuxe“ vertreten iſt, 
während in der zweiten Verſammlung die Vertretung der Minderheit 
aller Kuxe, auch der geringiten, ausreicht. 

3. Bu den Beichlüffen des $ 113 iſt jowohl in der erſten als 
auch im einer zweiten Verſammlung die „einfache Stimmenmehrheit“ 
ausreichend, aber auch erforderlich. Unter „einfacher“ Stimmenmehrheit 
wird nach dem allgemeinen Sprachgebrauche und den Motiven ©. 76 
die „relative“ im Gegenjaße zu der „abjoluten” veritanden. Bergl. aud) 
Eſſer, Gewerkſchaft S. 67, gegen Arndt ©. 132, Der „abjoluten” 
Stimmenmehrheit bedarf es nur zu den Wahlbejchlüjfen des $ 118 und 
der Dreiviertelmehrheit in den Fällen der 88 114 u. 94. 
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Bei Stimmengleichheit it Fein Beichluß zu Stande gekommen. 
Das Loos entjcheidet in diefem Falle nur bei den Wahlen ($ 118), ift 
aber ſonſt unzuläffig. Kloftermann Anm. 239. 

4. Es iſt zunächjt Sache der Gewerfenverfammlung, ihre Be- 
ſchlußfähigkeit und zu diefem Behufe die Legitimation der perfönlich er- 
Ichienenen und der durch Dritte vertretenen Gewerfen zu prüfen. Seder 
Gewerke hat dag perjönliche Recht, dieſe Prüfung zu verlangen und, ganz 
abgejehen von der bejonderen Anfechtungsbefugnig aus $ 115, Legiti- 
mationsmängel geltend zu machen. Urth. des Obertr. v. 12. Suli 1875, 
3. Bd. 17 ©. 66, Entſch. Bd. 75 ©. 229, wo das Urth. v. 12. Juni 
datirt ift, 

5. Die Vertretung abwejender Gewerfen durch Bevollmächtigte 
oder gejeßliche Vertreter ijt allgemein zuläffig und richtet ſich nach den 
Kegeln des Civilrechts. Die frühere Praris ließ unter Bezugnahme 
auf $ 120 TH. I Tit. 13 A. 2. R. die Ausübung des Stimmrechts für 
abwejende Gewerfen unter dem Borbehalte der Nachbringung der Voll: 
macht oder der nachträglichen Genehmigung zu (3. Bd. 17 ©. 67 Anm. 2). 
Die neuere Rechtiprechung hat aber — und zwar zum Bortheil eines 
geordneten, jorgfältigen Verfahrens in den Gewerfenverjammlungen — 
jtrengere Grundjäge aufgeitellt. Hiernach kann die Gewerkſchaft durch 
Beſchluß ebenfo wenig einen nicht legitimirten Bevollmächtigten zulaſſen, 
wie einen legitimirten ausjchliegen. Die Vollmachten zur Vertretung 
abwejender Gewerfen müfjen in der beichlußfaffenden Gewerfenverjamm- 
lung vorgelegt, und der Vollmachtspuntt muß in leßterer ſelbſt end- 
gültig geordnet werden. Die Nahbringung oder Ergänzung ber 
Vollmacht für einen Bevollmächtigten it unftatthaft. Neicht die in der 
Gewerkenverſammlung vorgelegte Vollmacht nicht aus, jo Dürfen die von 
einem nicht genügend Bevollmächtigten abgegebenen Stimmen nicht mit- 
gezählt werden; der nicht gehörig vertretene Machtgeber gilt als nicht 
erjchienen. Nachträgliche Genehmigung der Abjtimmung eines nicht ge— 
hörig legitimirten Vertreters ſeitens des vertretenen Gewerfen macht 
einen Gewerfichaftsbejchluß, welcher wegen Mangel3 der Vertretung der 
gejeglich erforderlichen Anzahl Kuxe ungültig ift, nicht zu einem gültigen, 
Urth. des Obertr. dv. 12. Suli 1875, 3. Bd. 17 ©. 66, Entſch. Bd. 75 
©. 229; v. 11. Juli 1879, 3. Bd. 21 ©. 525; des Appell.-Ger. Hamm 
v. 3. März 1876, 3. Bd. 17 ©. 512; Nefursbeich. dv. 29. Aug. 1879, 
3. Bd. 21 ©. 264. 

Bei den Gewerfichaften alten Rechts fanın auch die Vermuthung 
einer Vollmacht, welche nach $ 120 TH. I Tit. 13 A. 2. R. den Mit: 
eigenthümern gemeinjchaftlicher Sachen in dringlichen Fällen zur Seite 
jteht, für die Theilnahme an Gewerkenverfammlungen nicht Plaß greifen 
und daher auch in diefem Falle die Nachbringung der Vollmacht nicht 
zugelajjen werden; vorjt. Urth. v. 12. Juli 1875. 
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Die Vertretung von Korporationen und anderen juriſtiſchen Per: 
jonen, desgleichen von bevormundeten und unter Pflegichaft jtehenden 
Berjonen, welche Mitglieder einer Gewerkjchaft find, richtet ſich nach den 
allgemeinen Bejtimmungen. 

6. Die Vollmacht zur Vertretung eines abwejenden Gewerfen muß 
eine fchriftliche fein. An fich genügt die privatichriftliche Form, jo 
daß, wenn die Echtheit der Unterjchrift in der Gewerfenverjanunlung zu 
Bedenken feinen Anlaß giebt, der Bevollmächtigte zur Abjtimmung zus 
gelaffen werden muß. Wird aber eine privatjchriftliche Vollmacht von 
den anderen Gewerfen nicht als echt anerkannt, und fann die Bevollmäch— 
tigung nicht in beglaubigter Form in der Verſammlung nachgewiejen 
werden, jo ift der Bevollmächtigte von der Stimmgebung ausgejchlojjen. 
Bevollmächtigte von Gewerken werden daher für alle Fälle wohl daran 
thun, ſich mit einer beglaubigten Vollmacht zu verjehen. Urth. des Obertr. 
v. 11. Juli 1879, 3. Bd. 21 ©. 525; v. 17. Des. 1875, 3. Bd. 17 
©. 92, Entſch. Bd. 76 S. 205, Striethorjt Bd. 94 ©. 314. Ueber die 
frühere Praxis vergl. 3. Bd. 17 ©. 98 Arm. 1. 

7. Aus der Vorjchrift im 8 94 Abſ. 2, dak das Gewerfichafts- 
jtatut notariell oder gerichtlich errichtet werden muß, folgt nicht, daß 
auch die Bollmachten zur Theilnahme an der Beſchlußfaſſung über dejjen 
Errichtung notariell oder gerichtlich ausgeftellt oder beglaubigt jein 
müſſen. Rekursbeſch. v. 29. Aug. 1879, 3. Bd. 21 ©. 263. 

8. In dem Urth. des Obertr. v. 12. Juli 1875 (j. Nr. 4) iſt der 
Grundſatz aufgejtellt, daß, wenn es fich bei einem Gewerfichaftsbejchlufje 
um Berzichtleiftung auf Anfprüche der Gewerfichaft oder um einen Er— 
laß handelt, z. B. Entlaftung des rechnungslegenden Repräfentanten, eine 
Spezialvollmacht des in der Verſammlung zu vertretenden Gewer- 
fen beigebracht werden müſſe. Dieſer Anficht ift jedoch mit Grund 
widerjprochen worden (3. Bd. 17 ©. 67 Anm. 3; Eſſer, Gewerfichaft 
©. 73), weil es ſich nicht um eine unmittelbare Verfügung des einzelnen 
Sewerfen, jondern um ein Gejchäft der Gewerfichaft handelt, und Die 
Theilnahme an der Abjtimmung für den einzelnen Gewerfen nur einen 
Verwaltungsakt darjtellt, zu dejjen Vornahme in jedem Falle eine ein- 
fache Vollmacht ausreicht. 

9. Wer von den Miteigenthümern eines Kuxes ohne Bollmadht 
der übrigen im der Gewerfenverjammlung erjcheint, ift, abgejehen von dem 
alle dev Dringlichkeit, nicht befugt, das Stimmrecht Namens aller 
Miteigenthümer auszuüben; AU. 2. R. Th. I Tit. 17 $$ 10 ff., 14, 54. 
Urth. des Obertr. v. 17. Dez. 1875, 3. Bd. 17 ©. 98, Entſch. Bd. 76 
©. 212, Striethorjt Bd. 94 ©. 314. 

10. Das ihm als Meitglied der Gewerfichaft zuftchende Stimm— 
recht fann der rechnungslegende NReprälentant auch bei der Beichluß- 
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faffung über die ihm zu ertheilende Entlaftung ausüben; vergl. 8 122 
Bem. 2. 

11. Ob eine zweite Gewerfenverjammlung zu berufen ift, hängt 
von den Umftänden ab. Wird hierauf von Demjenigen, auf dejfen Ver: 
anlaffung zu der erjten erfolglojen Verſammlung eingeladen worden ift, 
verzichtet, jo hat e3 hierbei fein Bervenden. Dagegen muß in anderen 
Fällen die Berufung einer zweiten Verfammlung erfolgen, 3. B. wenn 
es fich um eine Repräjentantenwahl oder um die alljährlich abzuhaltende 
ordentliche Gewerkenverſammlung handelt (88 117, 118, 122). 

Zu der zweiten Verfammlung müfjen wiederum alle („ſämmtliche“) 
Gewerken ($ 112 Bem. 1), alfo auch die in der erjten Verfammlung 
erichienenen eingeladen und ausdrüdlich darauf hingewieſen werden, daß 
die Beichlußfähigfeit der zweiten Verfammlung nicht von der Zahl der 
vertretenen Kuxe abhängig ift. Dieſe Folge tritt nicht ein, wenn die 
Eröffnung in der Einladung gefehlt hat; fie findet auf die Fälle des 
8 114 überhaupt Feine Anwendung. 

12. Für das über jede Gewerfenverfammlung aufzunehmende Pro- 
tofoll bedarf es der notariellen oder gerichtlichen Form im Allgemeinen 
nicht; Teßtere ift nach SS 94 u. 118 nur bei Errichtung eines Statuts 
und bei Wahlbejchlüffen erforderlih. Die Aufnahme des Protokolls 
liegt zumächjt dem Repräjentanten ob, fofern nicht durch Statut oder 
Gewerkſchaftsbeſchluß etwas Anderes beitimmt ist. Es genügt, wenn das 
Brotofoll von ihm bezw. dem Grubenvorftande vollzogen wird; zur Gül— 
tigfeit der Beſchlüſſe it die Mitunterjchrift der übrigen Gewerfen nicht 
erforderlich. Der Inhalt des Protofoll3 muß von jedem Gewerfen bis 
zum Beweiſe des Gegentheil® anerkannt werden. Urth. des Obertr. v. 
7. Febr. 1868, 3. Bd. 10 ©. 413, Striethorft Bd. 71 ©. 52. 

Inhaltlich muß das Protokoll im Allgemeinen feinem Zwecke, als 
Beweisurkunde für die gefaßten Bejchlüffe zu dienen, entiprechen; die 
Angaben über Ort und Tag der Gewerkenverſammlung ſowie über deren 
Beichlußfähigfeit dürfen nicht fehlen. 

13. Auch ohne Vermittelung durch den Repräjentanten oder Gru— 
benvorjtand fünnen die Gewerkichaften jelbjt, d. h. die in einer Gewer— 
fenverfjammlung auf vorjchriftsmäßige Berufung beſchlußfähig erjchtenenen 
Gewerken unmittelbar mit dritten Perfonen Verträge ſchließen, 3. B. 
über den Verkauf des VBergwerks, überhaupt nach außen hin in Ber: 
mögensangelegenheiten bindende Erklärungen abgeben. Urth. des Reichsg. 
v. 4. April 1881, 3. Bd. 23 ©. 250; Verfügung des Appell.-Ger. Hamm 
v. 19. März 1874, Johow, Jahrb. Bd. 4 ©. 124, 3. Bd. 17 ©. 530. 


Zu $ 114. 


1. Der Grundfag, dab zur Gültigkeit der Beichlüffe, durch welche 
über den „Gegenstand der Verleihung — Subjtanz des Bergwerks — 
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ganz oder theilweije” verfügt wird, die Mehrheit von wenigjtens drei 
Viertheilen aller Kuxe der Gewerfichaft, alſo nicht bloß der vertretenen, 
erforderlich ift, rechtfertigt fi durch die Wichtigkeit jolcher Beſchlüſſe 
und war daher jchon im $7 des Gef. v. 12. Mai 1851 fejtgejtellt. Um 
die früher über die Tragweite dejjelben entjtandenen Zweifel zu befeitigen, 
find im $ 114 Abſ. 1 die wichtigjten, al3 Berfügungen über die Sub- 
Stanz zu behandelnden Verträge beijpielgweife genannt und im Abi. 2 
der Verzicht und die Schenkung, welche Einjtimmigfeit erfordern, aus- 
drüdlich ausgenommen. Außerdem gehört aber auch, wie die Faktoren 
der Gejeßgebung übereinjtimmend anerfannt haben, die SKonjolidation 
($ 41) ala „Subjtanzverfügung im eminenten Sinne” zu den Fällen 
des 8 114, in welchen eine Dreiviertelmehrheit erforderlich ift. Ebenſo 
verhält es jich mit dem Austauſch von Teldestheilen, da derjelbe unter 
den Begriff des „Tauſches“ fällt, und mit jeder anderen, feinen Feldes— 
austausch einjchliegenden realen Feldestheilung ($ 51). Vergl. Motive 
©. 76; Komm.Bericht d. 9. ©. 42, 43, d. A. ©. 57; auch Bergg. 
für Braunjchweig $ 117 und Anhalt $ 107. 

Auf Anregung aus dem Kreiſe der Bergbautreibenden des weitfä- 
lichen Steintohlenbezirkes jteht gegenwärtig die rechtlich wie wirthichaft- 
lich; nicht unwichtige Frage zur Erörterung, ob die Stonfolidation gewerf- 
ichaftlicher Bergwerfe Dadurch zu erleichtern jei, daß für die desfallfigen 
Beichlüffe, unter Abänderung des 8 114, eine geringere als die Drei- 
viertelmehrheit zugelafjen werde. 

Sn der Feldesumwandlung ($ 215) ijt der Negel nach eine Ver— 
fügung über die Subjtanz des Bergwerks nicht enthalten und daher 
hierzu ein dem $ 114 entjprechender Beichluß nicht erforderlid. 3. 
Bd. 10 ©. 67, 68. 

2. Nehmen Bertreter bevormundeter Perjonen an einem Bejchluffe 
über Subjtanzverfügungen Theil, jo bedarf e8 zur Gültigkeit ihrer Ab- 
jtimmung nicht der Genehmigung des VBormundichaftsrichters, weil es 
ſich nicht um eime Berfügung über die Kuxe der bevormundeten Berjonen, 
jondern um Mitwirkung bet der Beichlußfaffung über das Gewerfichafts- 
vermögen handelt. Vergl. $ 113 Bem. 8; Kloftermann, Anm. 243, 

3. Durch Statut kann die Beitimmung im Abf. 1, nicht diejenige 
im Abſ. 2 des $ 114 abgeändert werden; $ 94 Abi. 3. 

4. Sit in Folge eines nad) $ 114 gefaßten Mehrheitsbejchlufjes 
das ganze Bergwerk verkauft, jo dürfen auf Grund dieſes Verkaufes 
die auf einzelnen (unbeweglichen) Kuren eingetragenen Hypotheken nicht 
gelöjcht werden, jo lange die verficherte Forderung nicht im gewöhnli— 
chen gejeßlichen Wege getilgt ift; durch den Verkauf werden nur die 
Rechte der Gewerfen, nicht die wohlerworbenen Rechte der Hypotheken— 
gläubiger berührt. Beſcheid des Appell.-Ger. Hamm v. 3. Sept. 1873, 
Sohow, Sahrb. Bd. 3 ©. 198, 3. Bd. 17 ©. 529. 
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5. Wegen der „VBerpfändung“ des ganzen Bergwerks feitens einer 
Gewerfichaft alten Nechts vergl. $ 230. 


3u 8 115. 

1. Das Allg. Landrecht enthält im $ 15 Th. I Tit. 17 fiir das 
gemeinjchaftliche EigentHum den Grundjat, daß, wenn die Gemeinschaft 
gar nicht oder zur Zeit nicht aufgehoben werden fann, derjenige Theil- 
nehmer, welcher einem Mechrheitsbejchluffe über die Verwaltung oder 
Benutzung der gemeinschaftlichen Sache widerjpricht, auf richterliche Unter- 
juchung darüber anzutragen befugt ift, ob die von den übrigen Theil- 
habern bejchloffene Verfügung zum gemeinjchaftlichen Beſten gereiche.“ 
Diefer Grundjat ging in den $ 8 des Gef. v. 12. Mat 1851 mit der 
Maßgabe über, dat die Entjcheidung dem Nechtswege entzogen und einem 
Schiedsgerichte übertragen wurde. Das jchiedgrichterliche Verfahren be— 
währte jich indeß nicht, und Dies war der Grund, daß im $ 115 Abi. 1 
des Bergg. die Zuftändigfeit des ordentlichen Richters wieder hergejtellt, 
zugleich aber im Abſ. 2 die Gelegenheit geboten wurde, das Schieds- 
gericht durch Statut einzufegen. Motive ©. 77. 

2. Die lage auf Aufhebung des bejchtwerenden Beichluffes ge- 
hört ohne Rückſicht auf den Gegenjtand dejjelben in allen Fällen vor 
den ordentlichen Richter, „in deſſen Bezirk das Bergwerk liegt”, a den 
allgemeinen Gerichtsitand der Gewerkichaft; $ 96 Bem. 2. 

Die vierwöchentliche Friſt zur Einlegung der Klage iſt eine ‚Prö- 
kluſivfriſt'; gegen die Verſäumniß derjelben fann das Rechtsmittel der 
Reviſion nicht angerufen werden. Urth. des Kreisg. Dillenburg v. 23. 
sehr. 1869, 3. Bd. 12 ©. 120; Naht, dal. ©. 122. Auch für die 
Gewerken, welche in der beſchlußfaſſenden Verfammlung nicht anweſend 
waren, beginnt die Friſt mit dem auf die Beichlußfafjung folgenden Tage. 
Wegen Berechnung der Friſt vergl. $ 18 Dem. 3. Der $ 115 beichränft 
die Anfechtung eines Beichluffes auf die vierwöchentliche Frift auch dann, 
wenn Ddiejelbe nicht int Wege der Klage, jondern im Wege der Einrede 
erfolgt; Urth. des Obertr. v. 8 März 1867, 3. Bd. 9 ©. 175. 

Das Prozekverfahren richtet fich nach der &.P.D. Das frühere 
bejondere Berfahren für jchleunige Sachen, welches nach $ 129 Abj. 3 
des Bergg. auch bei Klagen aus $ 115, fofern diejelben die Zahlung 
von gewerfjchaftlichen Beiträgen betreffen, eintreten jollte, findet nicht 
mehr ftatt; vergl. $ 129 Bem. 1. 

3. Legitimirt zur Klage iſt „jeder Gewerke“, welcher dem Be- 
ichluffe jeiner Gewerkichaft widerjpricht. Betrifft der Beichluß einen 
Vertrag mit einer anderen Gewerkichaft, 3. B. über Konfolidation oder 
Feldesaustaufch, jo Hat der Widerjprechende die Klage gegen diejenige 
Gewerfichaft zu richten, zu der er gehört. Nah $63 EP. O. kann 
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jeder Mitgewerfe als Nebenintervenient der Klage beitreten, wenn der: 
jelbe ein rechtliches Interefje daran hat, daß der Kläger objiegt. 

Beklagte iſt jtet3 die „Gewerkſchaft“, niemals die Mehrheit, welche 
den angefochtenen Beichluß gefaßt hat. 

4. Vorausſetzung einer jeden Klage aus 8 115 iſt ein formell 
gültiger Gewerfichaftsbeichluß. Nur unter diefer Vorausfegung hat die 
richterliche Unterjuchung darüber ftattzufinden, ob der angefochtene Be- 
ſchluß zum Beſten der Gewerfichaft gereiche. Liegt wegen formeller 
Mängel ein Beichlug im Rechtsſinne überhaupt nicht vor, jo entfällt 
hiermit auch dieje Umterfuchung. Auf den Einwand der formellen Un— 
gültigfeit eines Beichluffes kann die Klage aus $ 115 nicht geftüt wer- 
den. Urth. des Appell.-Ger. Wiesbaden v. 1. Mai 1868, 3. Bd. 12 
©. 124; des Landg. Dortmund v. 3. Juni u. des Oberl.-Ger. Hamm 
v. 20. Dez. 1882; des Neichög. dv. 27. Juni 1883, 3. Bd. 26 ©. 126; 
Naht, 3. Bd. 12 ©. 123. Im Uebrigen it der Einwand der for- 
mellen Ungültigkeit eines Beſchluſſes der Entſcheidung durch den ordent- 
lichen Richter in feinem Falle entzogen. Urth. des Appell.-Ger. Köln 
v. 29. Juli 1867, 3. Bd. 9 ©. 176; auch 3. Bd. 8 ©. 421 Anm. 1; 
Wachler, 3. Bd. 10 ©.31; Naht, 3. Bd. 12 ©. 124; Ejjer, Ge 
werfihaft ©. 77. 

5. Das Widerjpruchsrecht aus $ 115 beichränft ſich auf jolche 
Gewerfkichaftsbeichlüffe, Durch welche in der bisherigen Sachlage eine 
Aenderung eintreten ſoll; dagegen kann die Aufhebung eines Gewerf- 
ichaftsbeichluffes nicht verlangt werden, wenn eine wejentliche Aenderung 
in dem bisherigen Zujtande des Betriebes und der Verwaltung die noth— 
wendige Folge der Aufhebung des Bejchlujjes jein würde. Urth. des 
DObertr. v. 6. März; 1868, 3. Bd. 10 ©. 420, Entich. Bd. 59 ©. 363, 
Striethorjt Bd. 69 ©. 356; des Neichdg. v. 7. Okt. u. 4. Nov. 1885, 
8. Bd. 27 ©. 108. 

Wie das Obertr. zutreffend ausführt, jegt $ 115 Gewerkſchaftsbe— 
ichlüffe voraus, durch deren Ausführung in der bisherigen Lage der Ber: 
waltung oder Subjtanz des Bergwerfs etwas geändert werden joll. Durch 
die richterliche Aufhebung eines jolchen Bejchluffes wird jeine Ausfüh- 
rung bejeitigt, und es bleibt dann bei derjenigen Sachlage, wie fie vor 
Faſſung des Beichluffes bejtand. Die Thätigfeit des Nichters ift aljo 
lediglich auf eine negative bejchränft; er kann entjcheiden, daß ein Be— 
ſchluß nicht ferner ausgeführt werden darf, kann aber nicht auf das Ver— 
langen eine den Beſchluß Anfechtenden eingehen, eine Menderung der 
früheren Sachlage eintreten zu laſſen. Durch die richterliche Thätigfeit 
joll in den Angelegenheiten der Gewerkichaft nur die Minderheit gegen 
die Mehrheit gejchüßt, nicht aber der Willen der Minderheit der Mehr- 
heit aufgezwungen werden. Demnach kann 3. B. ein Beichluß, durch 
welchen die von der Minderheit beantragte Ausführung einer neuen 


320 Vierter Titel. [$ 115 


Schadhtanlage abgelehnt worden iſt, nicht Gegenjtand der Anfechtung 
auf Grund des $ 115 fein. 

6. Abgejehen von diejer Beſchränkung ijt die Anfechtbarfeit eines 
Gewerlſchaftsbeſchluſſes nach $ 115 nicht auf beftimmte Gegenftände der 
Beſchlußfaſſung beſchränkt und namentlich auch in Berjonenfragen 
(Wahl eines Repräfentanten, Dienjtenthebung eines Werksdirektors 2c.) 
zuläſſig. Vergl. die Urth. des Landg. Dortmund, des Oberl.-Ger. Hamm 
u. des Reichsg. unter Nr. 4. Abweichend hiervon war in einem Urth. 
des Obertr. v. 14. Dez. 1857, Entid. Bd. 37 ©. 322, angenommen, 
dat Gewerfichaftsbejchlüffe über die Wahl eines NRepräjentanten unan- 
fechtbar jeien. Dieje mehrfach angefochtene Entjcheidung beruht aber 
auf den beichränfteren Vorjchriften des Gef. v. 12. Mai 1851 $$ 6 u. 8 
und iſt jedenfalls mit der veränderten Faſſung des $ 115 nicht verein- 
bar. Vergl. das Urth. des Reichsg. v. 27. Juni 1883 unter Nr. 4; 
Kloftermann Anm. 255; Oppenhoff Nr. 654. 

Die Zuläffigfeit des Anfechtungsrecht3 aus $ 115 ift ferner aus— 
gejprochen bei Gewerfichaftsbeichlüffen über die Zahlung einer Entjchä- 
digungsjumme an einen Grundbefiger, Urth. des Obertr. v. 12. Mai 
1869, 3. Bd. 11 ©. 295, Entich. Bd. 61 ©. 306; über die Erhebung 
von Beiträgen, Urth. des Obertr. v. 11. Juli 1879, 3. Bd. 21 ©. 525; 
über die Entlaftung des Rechnung legenden Repräfentanten, Urth. des 
Obertr. v. 12. Juli 1875, 3. Bd. 17 ©. 75, Entſch. Bd. 75 ©. 239; 
des Reichsg. dv. 27. April 1881, 3. Bd. 23 ©. 110. 

7. Bur Begründung des Anſpruchs auf Aufhebung eines Gewerf- 
Ichaftsbejchluffes hat der Hagende Gewerke den Beweis zu führen, daß 
der Beichluß nicht zum Beten der Gewerkichaft gereicht, gegen das 
Beite der Gewerfichaft verjtößt. 

*  Diefer Grundjaß iſt ſtreitig. Schon bei der Berathung des 8 115 
gingen die Anfichten über den Beweisja und die Beweislaft auseinander, 
Die Frage wurde aber der Entjcheidung durch die Gerichte überlaſſen; vergl. 
Komm.-Bericht d. A. ©. 58, 59. Hiernächſt haben verjchiedene Inſtanz— 
gerichte denjelben Grundjag angenommen; Urth. des Kreisg. Beuthen v. 
23. Jan. u. des Appell.-Ger. Ratibor v. 8. Oft. 1868, 3. Bd. 11 ©. 295; 
des Appell.-Ger. Wiesbaden v. 19. März 1869, 3. Bd. 12 ©. 120; 
Vorbejcheid des Appell..Ger. Hamm bei Gruchot Bd. 14 ©. 804. Da- 
gegen tft der Grundfat in dem Urth. des Obertr. v. 21. Mai 1869, 3. 
Bd. 11 ©. 297, Entſch. Bd. 61 ©. 308, Striethorft Bd. 75 ©. 36, 
verneint worden. Es heißt dort: „Nach der Fafjung und dem klaren 
Wortlaute des Geſetzes (des $ 115) macht daſſelbe den Erfolg der An— 
fechtung eines Gewerfichaftsbejchlufjes Feineswegs von dem Beweije deſſen 
Nachtheiligkeit oder Nichtvortheilhaftigkeit für die Gewerfichaft abhängig, 
jondern berechtigt ohne Hindeutung auf die Beweislaſt jeden Gewerken, 
den Schuß des Richters gegen Mafregeln der Gewerfichaft durch An— 
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jtellung einer Klage in Anſpruch zu nehmen, welche den Richter zur 
Prüfung des von der Gewerfichaft gefaßten Beichluffes in der Richtung, 
ob der Beichluß zum Beſten der Gewerkichaft gereiche, und zur Aufhe— 
bung des Bejchlufjes, wenn er, der Richter, hiervon ſich nicht zu überzeugen 
vermag, verpflichtet. Demgemäß liegt dem angerufenen Richter ob, den 
angefochtenen Beſchluß auf Grund der ihm vorgetragenen Sachlage und 
bezüglich des erbrachten Beweijes jeiner Beurtheilung zu unterziehen und 
den Beichluß aufzuheben, wenn er demnach nicht findet, daß derjelbe 
zum Beſten der Gewerkichaft gereiche. Zur Begründung der betreffen: 
den Klage gehört zwar die bejtimmte Angabe der Gründe, aus denen 
Kläger annimmt, daß der Beichluß nicht den Vortheil der Gewerfichaft 
befördere, und jelbjtverjtändlich muß Kläger die bezüglichen Thatjachen 
für den Fall Hin, daß fie vom Verklagten bejtritten und vom Richter 
für erheblich erachtet werden, mit Beweis unterftügen. Andererſeits aber 
iſt es Sache der Gewerfichaft, ihre Beichlüffe zu motiviren und als Ver- 
flagte diejelben durch Thatjachen und Beweife zu vertheidigen. Mafgebend 
für den Richter bei feiner Enticheidung auf der ihm jo gebotenen Grund- 
lage muß ſtets der Gefichtspunft jein, daß nur jolche Gewerfichaftsbe- 
jchlüffe den oder die difjentivenden Gewerfen obligiren können, welche zum 
Bortheile der Gewerfichaft als folcher gereichen.“ 

Diefe Auffaffung führt nach dem eigenen Zugejtändniffe des Ober- 
tribunal3 „zu einer wejentlichen Einſchränkung des gewerfichaftlichen Be- 
ſchlußrechts jelbjt“, entipricht deshalb aber auch der Abficht und dem 
Geiſte des Berggeſetzes ebenjowenig, wie die Bevormundung der Gewerf- 
ichaften, welche der Richter hiernad) ausüben würde. Es wird vielmehr 
daran fejtzuhalten fein, daß das Berggeſetz der Gewerfichaft ein freies 
Selbjtbeitimmungsrecht in ihren inneren, privatrechtlichen Angelegenheiten 
beigelegt und zugleich mit der juriftiichen Perjönlichkeit eine Verfaſſung ge- 
geben Hat, bei welcher die Mehrheit nach beftimmten gejeglichen Formen 
herricht und in ihren Bejchlüffen präjumtiv den vernünftigen Willen und 
die wirklichen Intereſſen der Gewerkichaft als jolcher zur Geltung bringt. 
Der zur Prüfung und Aufhebung eines an jich gültigen Gewerfichafts- 
bejchluffes angerufene Richter muß deshalb letzteren als den rechtmäßt- 
gen Ausdrud des Willens umd der Interejfen der Gewerkichaft jo lange 
anjehen, bis er aus dem gefammten Inhalte der Verhandlungen und 
dem Ergebnifje einer etwaigen Beweisaufnahme die Ueberzeugung ge: 
wonnen hat, daß der Beichluß in der That nicht zum Beſten der Ge- 
werfichaft gereicht. Dem Richter diefe Ueberzeugung zu verjchaffen, it 
aber zunächit Sache des Klägers, dejjen Klagegrund in der Behauptung 
bejteht, daß der Beichluß dem Beſten der Gewerfichaft zumider jei, und 
deſſen Hlageantrag auf Aufhebung des Beſchluſſes gerichtet ift; dem Kläger 
liegt nad) den auch hier maßgebenden Regeln des Prozeßrechts der Beweis 
ob, während der Gewerfichaft die Führung des Gegenbeweijes überlaffen 

21 
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bleibt. Die Faſſung, welche $ 115 nach dem Vorjchlage der Herrenhaus: 
Komm.(Bericht S.44) erhalten hat, jteht der Auslegung des Obertr. ebenjo 
entgegen, wie der Inhalt des $ 116; auch erjcheint die Hinweifung auf 
die $$ 15 bis 17 Th. I Tit. 17 A. L. RN. und der Grundſatz „potior 
est causa prohibentis“ hier nicht jtatthaft. Vergl. 3. Bd. 11 ©. 307. 

Andererſeits hat der obige Grundjat jeine Beitätigung durch das 
bayer. Bergg. gefunden, nad) dejjen Art. 104 jeder Gewerke, welcher 
einen Gewerkichaftsbeichluß „für nachteilig erachtet“, auf Aufhebung des 
Beſchluſſes lagen kann, und das Gericht deſſen Aufhebung auszujpre- 
chen hat, „wenn nachgewiejen wird, daß derjelbe der Gewerfichaft zum 
Nachteile gereiche‘. Es wurde geltend gemacht, daß es nur in leh- 
terem Falle gerechtfertigt jet, dem einzelnen Betheiligten der Gejammtheit 
gegenüber ein Klagerecht einzuräumen; VBerhandl. der Kammer der Reichs— 
räthe v. 1869 ©. 161, Beilage 264. 

Dem vorjtehend vertretenen Grundjage jtimmen zu: Oppenhoff 
Nr. 632, Naht, 8. Bd. 12 ©. 118, Eſſer, Gewerfichaft ©. 74, 
Kloftermann, Lehrbuch ©. 241 (fein Kommentar Anm. 244 weit nur 
auf die fich gegemüberjtehenden Anfichten hin), während Arndt ©. 133 
die Gewerkſchaft als beweispflichtig anfieht. 

8. Die unvollftändigen Borjchriften des Gef. v. 12. Mai 1851 
SS 8 u. 9 über das Zwangsjchtedsgericht und dejjen Verfahren hatten 
zu manchen Zweifels- und Streitfragen Anlaß gegeben; Achenbach, 
8. Bd. 4 ©. 91; Wadler, 3. Bd. 10 ©. 32; Urth. des Obertr. v. 
24. Dft. 1862, 9. März 1863 u. 20. Mai 1867, 3. Bd. 4 ©. 518, 
235, Bd. 9 ©. 169. Dies trug dazu bei, daß das Bergg. zu dem ordent- 
lichen Nechtswege zurüdfehrte. Giebt jedoch eine Gewerfichaft dem 
Sciedsgerichte den Vorzug, jo bedarf es über die Bildung und das 
Verfahren defjelben jtatutarischer Beſtimmungen, und ergänzend finden 
die Beitimmungen der C. P. D. über das jchiedgrichterliche Verfahren 
88 851 bis 872 entiprechende Anwendung; vergl. $ 872. 

9. Durch Statut kann der Rechtsweg, nicht aber auch zugleich das 
Schiedsgericht ausgejchloffen werden, weil dies einer unzuläfligen Ent- 
ziehung jeden Nechtsjchußes gleichfommen würde. Das Gegentheil folgt 
daraus nicht, daß der $ 115 im $ 94 Abſ. 3 nicht mit aufgeführt ijt, denn 
8 115 bejtimmt jelbjt die zuläffige Grenze jeiner Abänderung durch Statut. 

10. Nach Abi. 3 iſt die Anrufung des ordentlichen Richters oder 
des Schiedsgerichts gegen den Beſchluß, durch welchen ein Gewerkichafts- 
ſtatut errichtet wird, unzuläffig, weil die dem Oberbergamte im $ 94 
vorbehaltene Betätigung des Statuts mit dazu bejtimmt ijt, die Min- 
derheit gegen Vergewaltigung zu jchüßen; vergl. $ 94 Bem. 11 ©. 277, 


Zu $ 116. 
1. Im Abi. 1 iſt als Regel der Grundjag an die Spige geftellt, 
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da die Klage auf Aufhebung eines Gewerkichaftsbeichluffes feine auf: 
jchiebende Wirkung hinfichtlich der Ausführung des Beſchluſſes äußert. 
Maßgebend hierfür tft die wirthichaftliche Nothwendigfeit, daß Betrieb und 
Verwaltung des Bergwerks in gervegeltem Fortgange erhalten und nicht 
durch den Widerjpruch einer Minderheit auf unbejtimmte Zeit geftört 
oder gar unterbrochen werden. Die Ausnahme enthält Abj. 3. Nach 
demjelben wird in Anbetracht der bejonderen Wichtigkeit des Gegenstandes 
die Ausführung eines Gewerfichaftsbejchlufjes über die Subitanz des 
Bergwerfs ($ 114) und über die Erhebung von Beiträgen durch Ans 
jtellung der Aufhebungsflage aufgehalten, und zwar jämmtlichen, 
nicht etwa bloß den Elagenden Gewerken gegenüber. 

Wie die Hinweiſung des Abi. 3 auf die Beitimmung im Abf. 1 
ergiebt, tritt dieſe aufichiebende Wirkung als rechtliche Folge der „An— 
jtelung der Klage” ein. Unabhängig hiervon wirft fich aber die weitere 
Frage auf, ob ein jeder (micht einjtimmig gefaßte) Beichluß über einen 
im $ 120 bezeichneten Gegenjtand, auch abgejehen von der Einlegung 
einer Klage unausgeführt bleiben muß, bis die vierwöchentliche Frift 
des $ 115 verjtrichen iſt. Dies wird allerdings anzunehmen fein, weil 
ſonſt der widerjprechende Gewerke, um die Ausführung des Beichluffes 
aufzuhalten, jofort nach demjelben die Stlage erheben müßte, obwohl 
das Gejeg hierfür die Friſt gewährt, und weil ferner diefer Grundjaß 
auch im $ 129 für den Fall, daß rücdjtändige Beiträge eingeflagt wer- 
den jollen, ausdrüdlich anerkannt ift. Kloſtermann Anm. 248; 
Dppenhoff Wr. 643. 

Sofern Behörden bei der Ausführung eines jolchen Beichluffes 
betheiligt find, wie 3. B. das Grundbuchamt bei Veräußerungen und 
Verpfändungen oder das Oberbergamt bei Konjolidationen, Feldesthei- 
lungen zc., werden diejelben den Ablauf der Präkluſivfriſt des 8 115 eben- 
falls abzuwarten, im Uebrigen aber den Betheiligten den Nachweis zu 
überlajjen haben, daß eine Aufhebungsklage angejtellt, bezw. wie diejelbe 
zur Erledigung gelangt iſt. 3. Bd. 6 ©. 605; Dppenhoff Nr. 643; 
auch $ 32 Bem. 2 ©. 139. 

2. Die Beltimmung im Ab). 2 bezieht fich nur auf die Bejchlüffe, 
deren Ausführung durch Anjtellung der Aufhebungsklage nicht aufge- 
halten wird. Ein jolcher, durch richterliche Entjcheidung aufgehobener 
Beichluß verliert jeine „rechtliche Wirkſamkeit“ erjt mit dem Beitpunfte 
der Rechtskraft des Urtheils ($ 645 €. P. D.), behält aljo bis dahin 
als die an fich gültige Willensäußerung der Mehrheit feine Rechtsbe— 
Itändigfeit. Iſt mit der Ausführung dejjelben noch nicht begonnen, jo 
muß fie nunmehr gänzlich unterbleiben; die bereits begonnene Ausfüh— 
rung darf nicht fortgejet werden; iſt die Ausführung bereits vollendet, 
jo behält es hierbei jein Bewenden. Einen Regreßanſpruch erlangt der 
objiegende Theil aus der Aufhebung des Bejchluffes gegen die Mehr— 
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heit der Gewerfichaft nicht, e8 jei denn, daß derjelben ein vertretbares 
Verſehen zur Laſt fiele. Die rechtliche Wirkſamkeit des aufgehobenen 
Beichluffes hört jomit ex nunc, nicht ex tune auf; vergl. Komm.-Ber. 
d. U. ©. 59. Dagegen kann der Aufhebung des Beichluffes nicht mit 
Kloftermann Anm. 246 auch die Rechtswirkung beigelegt werden, 
daß „der Mehrheit, welche den angefochtenen Beichluß gefaßt hat, mit 
dem Momente der rechtsfräftigen Entjcheidung die Verfügung über den 
Gegenstand des Beichluffes entzogen und auf die verneinende Minorität 
übertragen wird, deren Wille durch das richterliche Urtheil ala maßgebend 
für die Gewerfichaft gejett wird.“ 

Wird ein Beichluß, welcher einen im $ 120 bezeichneten Gegen- 
ſtand betrifft, durch richterliche Entſcheidung aufgehoben, fo verliert der- 
jelbe hiermit rüdwirfend (ex tunc) jede rechtliche Wirfjamfeit, woraus 
fih dann je nach Lage des Falles die weiteren rechtlichen Folgen ergeben. 


Zu $ 117. 


1. Die Vertretung der Gewerfichaft in ihren inneren und äußeren 
Angelegenheiten bildet einen wichtigen Bejtandtheil der gewerfichaftlichen 
Berfaffung und ift dementjprechend in den 88 117 bis 128, unter Be— 
rüdfichtigung der VBorjchriften des Ge. v. 12. Mat 1851 88 13 ff. und 
des 9. G. B. über die Vertretung der Aktiengejellichaft, im Wejentlichen 
erichöpfend geordnet. Es handelt jich Hierbei um Vertreter (Repräjen- 
tanten, Grubenvoritand) der Gewerkſchaft als jolcher und nicht, wie 
Arndt ©. 117 u. 135 annimmt, nur um einen „Seneralbevollmächtigten 
der Gewerfen“; derjelbe hat die Gewerfichaft als juriftiiche Perſon 
in dem durch jeine gejegliche und etwaige bejondere Bollmacht beftimmten 
Umfange voll und ganz zu vertreten. 

2. Die gejegliche Verpflichtung zur Beitellung und Namhaft- 
machung eines jolchen „Repräjentanten“ ($ 117 Abſ. 1) liegt jeder Ge- 
werfichaft neuen wie alten Nechts ob; zur Erfüllung derjelben fann fie 
gemäß $ 127 angehalten werden. Dagegen ift der freien Entjchliegung 
der Gewerfichaft überlafjen (Abſ. 2), die Vertretung ftatt einer einzelnen 
Perſon einem mehrföpfigen „SGrubenvorftand“ zu übertragen. Ob das 
Eine oder Andere gejchehen joll, hängt von einem Gewerfichaftsbejchluffe 
($ 113) ab, in dejjen Ermangelung e8 bei der gejeßlichen Regel ver: 
bleibt. In welchen Fällen außerdem ein Nepräjentant bejtellt werden 
muß, bejtimmen die $$ 134 u. 240. 

3. Zur Beitellung als Repräjentant gehört vollitändige Hand— 
lungsfähigkeit; das Gejchlecht macht im Uebrigen feinen Unterjchied. 
Minderjährige und andere bevormundete Perjonen (Bormundichaftsordn. 
v. 5. Suli 1875, ©. ©. ©. 431) find demnach ausgeichlojjen. Ferner 
muß der zu bejtellende Repräfentant „im Inlande wohnen“, braucht aber 
nicht Inländer zu jein. Auf die Mitglieder eines Grubenvorjtandes be— 
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zieht fich dieſe Beſchränkung nicht, weil fie nicht vorgejchrieben ift. An— 
ders Ejjer, Gewerfichaft S. 81. Es wird jedoch zuläffig jein, in finn- 
gemäßer Anwendung jener für den Repräjentanten maßgebenden Bor: 
Schrift zu verlangen, daß dasjenige Mitglied eines Grubenvorjtandes, 
welches mit der Empfangnahme von VBorladungen x. beauftragt wird 
(8 123 Abi. 2), ebenfalls jeinen Wohnſitz im Inlande hat. 

Da gegemwärtig das ganze Neichsgebiet in den Angelegenheiten 
des bürgerlichen Verkehrs als „Inland“ behandelt wird, jo läßt die 
Praris auch jolche Perjonen als Repräfentanten zu, welche nicht in 
Preußen, aber innerhalb des übrigen Reichsgebietes ihren Wohnfig haben. 
Rekursbeſch. v. 17. April 1879, 3. Bd. 20 ©. 265; Schreiben des Oberb. 
Bonn dv. 9. Nov. 1871, 3. Bd. 13 ©. 136; $ 112 Dem. 6. Vergl. 
auch Art. 108 des hejliichen Bergg. 

Um dem gewerkichaftlichen Bergbau die erforderlichen bergtechnifchen 
und kaufmännischen Kräfte zuzuführen, iſt es zweckmäßig und nad) Abſ. 3 
zuläffig, auch außerhalb der Gewerkichaft jtehende Perſonen zu Re 
präjentanten und Vorftandsmitgliedern zu wählen. Komm.SBericht d. 9. 
©. 45,8. 4. ©. 59. 

4. Es iſt mit dem Bergg. vereinbar und unter Umständen bei be- 
deutenden Bergwerfen empfehlenswerth, durch Statut dem Repräſen— 
tanten einen Auffichtsrath (nicht Grubenvorftand) an die Seite zu ftellen, 
welcher an der Berwaltung theilnimmt. Vorſchläge für eine jolche Ein- 
richtung enthalten u. a. die Normalitatuten 3.8.7 ©. 356 u. Bd. 17 
©. 354; Ejjer, Gewerfichaft S. 11. (Für die Aftiengejellichaft ift der 
Aufſichtsrath obligatorisch, Art. 209. H. ©. B.) 

5. Die zu Repräfentanten oder VBorftandsmitgliedern bejtellten 
Perjonen müſſen von der Gewerkichaft der Bergbehörde, dem Nevierbe- 
amten ($ 189), „namhaft“ gemacht werden. Lebterer hat nad) der Dienjt- 
anweiſung zu veranlafjen, daß ihm zugleich das Wahlprotofoll in Aus: 
ferttgung oder beglaubigter Abjchrift vorgelegt wird. Vergl. auch Min.- 
Erlaß v. 14. Dez. 1874, 3. Bd. 16 ©. 13. 

6. Die Beitellung eines Repräfentanten ift, unbejchadet etwaiger pri- 
datrechtlicher Entjchädigungsanjprüche, widerruflich. Beichluß des Oberb. 
Clausthal v. 27. San. 1886, 3. Bd. 27 ©. 249; 3 122 Abi. 4. 


Zu & 118. 

1. 8 118 regelt das Verfahren bei der Wahl des Repräjentanten 
bezw. der Mitglieder eines Grubenvorjtandes nach dem VBorgange des 
Bei. v. 12. Mai 1851 $ 14. Ergänzend ift die Vorfchrift des Abj. 2 
für den Fall hinzugefügt, daß bei der erjten Abjtimmung mehr als 
zwei Perſonen die meisten Stimmen erhalten haben, 3. B. A 30, B 
und E je 25; durch das Loos iſt zu entjcheiden, ob B oder E in bie 
engere Wahl fommt. 
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2. Gegen den die Wahl des NRepräjentanten oder der Mitglieder 
des Grubenvorjtandes vollzichenden Beichluß kann die Entjcheidung des 
ordentlichen Richters darüber angerufen werden, ob derjelbe zum Beſten 
der Gewerfichaft gereicht; $ 115 Bem. 6. 

3. Nach Ab. 3 muß über die Wahlverhandlung ſtets ein nota= 
rielles oder gerichtliche Protokoll aufgenommen werden, auch in den 
Fällen der SS 134 u. 240, Hierdurch joll die Gejegmäßigfeit und Rechts— 
gültigfeit der Wahlakte gefichert werden; Privatwahlafte genügen daher 
nicht zur Legitimation. Für die Beichlußfaffung über den Widerruf der 
Beitellung eines Repräjentanten ꝛc. ($ 122) iſt jene Form nicht vorge: 
jchrieben. 

4. 3 gehört zu den Pflichten des das Wahlprotofoll aufnehmen: 
den Notars oder Richters, die Vorausſetzungen für einen gültigen Gewerf- 
ſchaftsbeſchluß, alfo namentlich auch zu prüfen und im Protokolle feit- 
zuftellen, daß jämmtliche Gewerfen anweſend oder unter Angabe des zu 
verhandelnden Gegenjtandes zu der Verjammlung eingeladen find, daß 
eine gejeglich genügende Anzahl von Kuren vertreten ift, und daß fich 
gegen die Legitimation und Handlungsfähigfeit der erfchienenen und ein- 
zeln namhaft zu machenden Gewerfen bezw. deren Vertreter nichts zu 
erinnern findet. Ferner muß der Hergang bei der Wahl jelbit und das 
Ergebniß derjelben in dem Protokolle erfichtlich gemacht werden. Da— 
gegen iſt e8 zur Gültigkeit der Wahlverhandlung nicht erforderlich, daß 
das Brotofoll von den an der Wahl theilnehmenden Gewerfen mit voll 
zogen wird. Bergl. au Brodhoff, 3. Bd. 7 ©. 178. 

5. Als öffentliche Urkunde begründet das notariell oder gerichtlich 
aufgenommene Wahlprotofoll bis zum Beweije des Gegentheils den vollen 
Beweis der darin befundeten Borgänge und bezeugten Thatfachen. Urth. 
des Juſtizſen. v. 29. Dft. 1878, 3. Bd. 21 ©. 356; C. P. O. 88 380, 
383. Auch der Bergbehörde gegenüber bildet die Ausfertigung des 
Wahlprotofolls die Urkunde, durch welche der Repräjentant oder Gru— 
benvorjtand in diefer Eigenjchaft legitimirt wird. Die Bergbehörde hat 
ſich daher in der Regel einer weiteren Prüfung des Wahlaftes zu ent- 
halten und namentlich auch von dem Nachweie abzujehen, daß die Wahl- 
verjammlung ordnungsmäßig berufen war. Urt. des Juſtizſen. v. 
20. Juli 1867, 3. Bd. 9 ©. 166; Min.-Erlaß v. 2. Ian. 1868 u. Be: 
icheid v. 22. Jan. 1876, 3. Bd. 9 ©. 212, Bd. 17 ©. 123; ferner 3. 
Br. 6 ©. 604, Kloſtermann Anm. 258, Arndt ©. 134. In Folge 
jener Entjcheidungen haben die theilweije abweichenden Ausführungen 
von Gedife, Lindig u. Sledjer, 3. Bd. 6 ©. 601, 606, Bd. 10 
©. 248, feine praftijche Bedeutung mehr. 

6. Nachdem die Ausfertigung des Wahlprotofolls an die Stelle 
der „Beicheinigung“ getreten it, welche nach $ 16 des Gef. v. 12. Mai 
1851 dem Repräjentanten bezw. Grubenvorjtande zu feiner Legitimation 
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von der Bergbehörde zu ertheilen war, hat leßtere fich nicht mehr dar— 
auf einzulaffen, Attefte darüber auszujtellen, wer als Repräjentant oder 
Mitglied eines Grubenvoritandes fungirt und welche Befugnifje dieſelben 
befisen. Dagegen it es unbedenklich, jeiteng der Bergbehörde auf Berlan- 
gen schriftlich oder mündlich Auskunft darüber zu ertheilen, welche Perſonen 
al3 Nepräjentanten oder VBorjtandsmitglieder benannt jind, und auch die 
perjönliche Einfichtnahme von den bezüglichen Eintragungen in den Gru— 
benverzeichniffen (Bergiwerförepertorien) und von den Wahlprotofollen 
zu geitatten. Min-Erlaß u. Beſcheid v. 14. Dez. 1874, Min. Beſcheid 
v. 25. Juni 1875, 3. Bd. 16 ©. 13, 15, 330. Das Publikum iſt von 
diefer Einrichtung durch öffentliche Bekanntmachungen in Kenntniß gejeßt, 
dagegen die in Anregung gebrachte Einführung öffentlicher „Gewerkſchafts— 
regijter“ wegen mangelnden Bedürfnifjes abgelehnt worden. Vergl. auch 
8 94 Bem. 12. 
3u & 119. 


1. Der Feitftellung der gejeglichen Befugniffe und Berpflichtun: 
gen des Mepräjentanten und Grubenvoritandes in den 88 119 bis 123 
liegt die Erwägung zu Grunde, daß einerjeit3 die Wirkſamkeit der ge 
werfichaftlichen Bertretung nicht durch eine zu enge Vollmacht gelähmt, 
andererjeit3 in wichtigen Angelegenheiten die entjcheidende Stimme der 
Sewertenverjammlung nicht durch eine zu ausgedehnte Vollmacht aus: 
geichloffen werden darf. Motive ©. 78. 

2. Wie die Aktiengejellichaft durch ihren Borftand (Art. 227 9. 
G. B.) jo wird die Gewerfichaft durch den Nepräfentanten oder Gru— 
benvorjtand „gerichtlich und außergerichtlich“ vertreten; als voller Ver: 
treter der Gewerkichaft ($ 117 Bem. 1) bejigt derjelbe Generalvollmacht 
zur Bertretung „in allen ihren Angelegenheiten“. Die Ausnahmen, in 
welchen nach $ 119 Abi. 2 eine Spezialvollmacht erforderlich ift, find 
im $ 120 erichöpfend bezeichnet. Zur Beſorgung fonjtiger Gefchäfte, 
für welche es nad) Eivilrecht ebenfalls einer Spezialvollmacht bedarf, 
reicht die berggejeliche Generalvollmacht aus. Der Repräjentant oder 
Grubenvorjtand kann daher, jofern feine Befugniffe nicht durch die Ge- 
werfichaft beichränft find, Grundjtüce veräußern oder für Betriebszwecke 
anfaufen, die Löſchung von Hypotheken, welche auf dem Bergwerke als 
jolchem ruhen, beantragen zc., ohne hierzu einer Spezialvollmacht zu 
bedürfen. Bejcheid des Appell.-Ger. Hamm v. 26. März 1873, Johow, 
Sahrb. Bd. 3 S. 200, 3. Bd. 17 ©. 529. Andere Hierher gehörige 
‚Fälle behandeln die (auf Grund des Gef. v. 12. Mai 1851 ergangenen) 
Urth. des Obertr. v. 9. Dez. 1862, 15. Dez. 1864 u. 23. April 1866, 
3 Bd. 5 ©. 223, Bd. 6 ©. 470, Bd. 8 ©. 107. Kloſtermann 
Anm. 259; Eſſer, Gewerfichaft S. 86. 

Eme nur bejchränfte gejegliche Vollmacht beiten die auf Grund 
der $5 134 u. 240 beftellten Repräjentanten. Die „befonderen* Voll: 
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machten der jchon vor dem Inkrafttreten des Bergg. beitellten Repräſen— 
tanten und Grubenvorjtände haben nach $ 233 feine Aenderung erlitten. 

Die Prozeßvollmacht, welche der Repräfentant und Grubenvorjtand 
gemäß $ 119 befißt, ermächtigt denjelben zu allen in den 88 77 u. 78 
E. PB. D. bezeichneten NRechtshandlungen. Das Gleiche gilt nach $ 65 
der Konfursordn. für das Konfursverfahren. Bei der Zwangsvollitredung 
in Bergwerfseigenthum gehört der Repräjentant und Grubenvorftand 
nach $ 158 des Gef. v. 13. Juli 1883 zu den „Interejfenten des Ver: 
fahrens“; j. ©. 178. Auch die Eide hat Namens der Gewerfichaft der 
Repräjentant und Grubenvorftand zu leisten; in diefer Beziehung find 
die SS 435 ff. E.P.D. maßgebend, vergl. Bem. 3. Im Uebrigen kom— 
men die civilrechtlichen Grundfäge über den VBollmachtövertrag auch auf 
die Bertretung der Gewerfichaft zur Anwendung ($ 128). 

3. Wird die Gewerfichaft durch einen Grubenvoritand vertreten, 
jo müſſen Rechtshandlungen und Erklärungen des leßteren, durch welche 
die Gewerfichaft verpflichtet werden foll, von jämmtlichen Mitgliedern 
des Vorjtandes gemeinschaftlich ((ammt und jonder8) vorgenommen bezw. 
abgegeben werden. Bu einer hiervon abweichenden Bevollmächtigung 
(vergl. $ 208 TH. I Tit. 13 A. 2. R.) bedarf es je nach Beichaffenheit 
des Falles eines mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßten Gewerfichafts- 
bejchluffes oder einer ftatutarischen Feſtſetzung. Im diefer Weife kann 
3. B. zwei von mehreren VBorjtandsmitgliedern die Befugniß beigelegt 
werden, die Gewerfichaft wechjelmäßig zu verpflichten. Urth. des Appell. 
Ger. Hamm v. 1. Juli u. des NReichs-Oberhandelsg. v. 12. Oft. 1874, 
3. Bd. 16 ©. 226 und Anm. 1 daj. ©. 234, Entich. Bd. 14 ©. 244; 
Urt). des Appell.Ger. Köln v. 8. Jan. 1876, Rhein. Archiv Bd. 67 
©. 140, 3. Bd. 24 ©. 215; Urth. des Reichsg. v. 21. Jar. 1880, 
21. Sept. 1881 u. 15. Mai 1886, 3. Bd. 21 ©. 392, Bd. 24 ©. 249, 
BD. 27 ©. 531, Entſch. Bd. 16 ©. 174; auch Komm.-Bericht d. A. 
©. 60 u. $ 94 Bem. 10. 

Ob jener Grundjag auch auf die Eidesleijtung der Mitglieder eines 
Grubenvorjtandes anzumenden ſei, war jtreitig. Das Obertr. (Urth. v. 
24. April 1871, 3. Bd. 12 ©. 381, Gruchot Bd. 16 ©. 137) Hatte 
angenommen, daß nach $ 119 ein von einer Gewerkichaft zu leijtender 
Eid nur dann als geſchworen anzujehen jei, wem ſämmtliche Bor: 
Itandsmitglieder ihn geleistet haben. Dagegen ging das Reichsg. (Urth. 
v. 21. Sept. 1881, 3. Bd. 24 ©. 249) davon aus, daß die betreffenden 
Prozeßgejege maßgebend dafür jeien, ob jämmtliche Meitglieder eines 
Grubenvorjtandes ſchwören müfjen, wein der Eid Namens der Gewerk— 
ichaft für geleistet gelten joll, oder ob die Eidesleiftung jeitens einiger 
Vorjtandsmitglieder genügt, und entjchied peziell für den Geltungsbe- 
reich der preuß. Allg. Gerichtsordn. (Urth. v. 23. Juni 1880, 3. Bd. 22 
©. 236), daß der einer Gewerkichaft zurüdgejchobene Eid nicht von 
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jämmtlichen VBorjtandsmitgliedern geſchworen zu werden brauche, um als 
geleistet angejehen zu werden; vergl. auch Anm. 1 dajelbit. Durch die 
E. P. O. 88 436, 434, 438 hat die Streitfrage ihre praftiiche Bedeutung 
verloren. Sind „mehrere gejegliche Vertreter” vorhanden und betrifft 
der Eid die eigenen Handlungen oder Wahrnehmungen nur einiger oder 
eines der Vertreter, jo ift er von den übrigen nicht zu leijten ($ 436). 
Im Uebrigen hat das Gericht nach freier Ueberzeugung zu entjcheiden, 
wenn ein von mehreren gejeßlichen Vertretern zu leijtender Eid von allen 
oder einzelnen Schwurpflichtigen verweigert wird ($ 434). Der richter- 
liche Eid kann allen gejeglichen Vertretern oder einigen oder einem der— 
jelben auferlegt werden ($ 438). 

4. Eine Ständige Stellvertretung des Repräfentanten in Verhin— 
derungsfällen kann nur von der Gewerfichaft jelbjt oder mit Genehmi- 
gung derjelben eingerichtet werden. Dagegen hat der Nepräjentant oder 
Grubenvorjtand vermöge jeiner Eigenjchaft als voller Vertreter der Ge: 
werfichaft, jofern nicht ein bejchränfender Gewerkichaftsbejchluß entgegen 
jteht, das Recht, dritte Perfonen mit feiner Vertretung für beftimmte 
Geſchäfte oder Gejchäftszweige zu beauftragen, ſowie Gehülfen hierfür 
zu bejtellen. Klojtermann Anm. 269. Soldye Stellvertreter bedürfen 
indeß einer Spezialvollmacht des Repräfentanten oder Grubenvorjtandes 
bei Geichäften, zu deren Vornahme nach Eivilrecht eine Spezialvollmacht 
erforderlich it. Beſcheid des Appell.-Ger. Naumburg v. 7. Mär; 1877, 
3. Bd. 19 ©. 266, Johow, Jahıb. Bd. 7 ©. 144; Urth. des Obertr. 
v. 2. Mai 1873, Entich. Bd. 69 ©. 277. Auch Steht einem jolchen Be— 
vollmächtigten des Repräjentanten oder Grubenvorjtandes, 3. B. dem 
von ihm für die technische umd kaufmännische Gejchäftsleitung angejtell- 
ten Grubendireftor, nicht ohne Weiteres die Befugniß zu, für die ihm 
übertragenen Gejchäfte fich wiederum einen Vertreter oder Gehülfen zu 
beitellen. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 4. Febr. 1884, 3. Bd. 27 
©. 9. 2 

5. Die Gewerfichaft iſt befugt, die gejeßliche Vollmacht des Re— 
präjentanten oder Grubenvorjtandes noch zu erweitern, ſowie innerhalb 
der duch 8 124 nach der formellen und materiellen Seite gezogenen 
Grenzen zu bejchränfen. Mit diefer Maßgabe können bejtimmte Ge— 
ichäfte aus dem Geichäftskreife des Nepräjentanten oder Grubenvorjtan- 
des ausgejchieden und anderen Perſonen überwieſen werden, Urth. des 
Obertr. dv. 10. Juli 1866, 3. Bd. 9 ©. 160, wie der Gewerfichaft auch 
unbenommen ijt, ihrerjeit3 ohne VBermittelung des Repräjentanten oder 
Grubenvoritandes direft Verträge mit Dritten abzujchliegen ; vergl. 8 113 
Bem. 13; Urth. des Reichög. v. 4. April 1881, 3. Bd. 23 ©. 250. 

6. Beichlüffe, durch welche die Gewerkichaft die gejeglichen Befug- 
niffe des Nepräfentanten oder Grubenvorjtandes bejchränft oder erwei— 
tert, müffen in das Wahlprotofoll ($ 118) aufgenommen werden, weil 
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feteres bei den Verhandlungen mit anderen Perſonen als Legitimation 
zu dienen hat. Iſt dies micht geichehen, jo haben jolche Beſchlüſſe Drit: 
ten gegenüber, welche fich im guten Glauben befinden, feine rechtliche 
Wirkiamfeit. Hat der Neprälentant oder Grubenvorjtand der im Die 
Legitimation aufgenommenen Beichränfung jener Vollmacht zuwider ge- 
handelt, jo tritt gemäß $ 126 Ab. 2 die perjönliche bezw. jolidarifche 
Haftbarfeit ein; vergl. $ 125 Bem. 1. 

7. In Bezug auf die für die Mitglieder eines Grubenvorjtandes 
ausgejegte Vergütung hat das Neichsg. (Urth. v. 30. Dft. 1880, 3. 
Bd. 22 ©. 360) den Grundſatz ausgejprochen, dab, wenn die Verthei- 
lung derjelben von der Gewerfichaft dem Grubenvorjtande jelbjt über: 
lafjen tft, es hierzu eines einftimmigen Beichluffes des Vorftandes nicht 
bedarf, vielmehr die für alle anderen Angelegenheiten vorgejehene Mehr: 
heit im Vorſtande genügt. 


3u 8 120. 


1. Lediglich in den Fällen des 8 120 bedarf der Repräjentant 
und der Grubenvorjtand einer Spezialvollmacht; letztere noch für andere 
Angelegenheiten zu verlangen, empfahl fich mit Nüdjicht „auf den ge- 
ordneten Fortgang des Betriebes und den kommerziellen Gejchäftsverfehr 
der Gewerfichaft” nicht; Motive ©. 79, $ 119 Bem. 2. Durch Statut 
($ 124) fan die Gewerkichaft die generelle Bevollmäcdhtigung ihrer Ver: 
treter auch auf die Fälle des $ 120 ausdehnen. 

2. In Bezug auf die unter Nr. 1 des $ 120 gehörenden, im 
& 114 näher bezeichneten Nechtsgejchäfte hat die Gerichtspraris folgende 
Grundjäße angenommen: 

a. Die dem Nepräjentanten oder Grubenvorstande von der Gewerf- 
ſchaft ohne Einjchränfung ertheilte Vollmacht zur Beitellung einer Grund: 
Ichuld (Hypothek) von beſtimmtem Betrage ermächtigt denjelben, die Mo— 
dalitäten, insbefondere auch die Höhe des Zinsfußes feitzuftellen. Verf. 
des Appell.-Ger. Hamm v. 11. Febr. 1875, Sohow, Jahrb. Bd. 5 ©. 130, 
3. BD. 17 ©. 531; vergl. $ 112 Bem. 2. 

b. Die Vollmacht einer Gewerfichaft für den Nepräjentanten oder 
Srubenvorjtand zur Belaftung des Bergwerfs mit einer Hypothek jchlicht 
die Vollmacht zur Belajtung dejjelben mit einer Grundjchuld nicht in 
fih. Berf. des Appell.-Ger. Hamm v. 3. Sunt 1874, Johow, Jahrb. 
Br. 4 ©. 171, 3. Bd. 17 ©. 351. 

c. Wie der Repräjentant (Grubenvorjtand) ohne befonderen Auf: 
trag der Gewerkſchaft feine Verfügung über das Bergiverf mit dinglicher 
Nechtswirfung treffen, insbejondere dafjelbe nicht verkaufen kann, jo tjt 
er auch ohne Spezialvollmacht nicht berechtigt, mit verpflichtender Wir- 
fung für den Verkauf präparatoriiche Verfügungen zu treffen, 3. B. den 
Auftrag zur Vermittelung des Verkaufes des Bergwerfs gegen Provi- 


8 121] Bon den Rechtsverhältniffen der Mitbetheiligten eines Bergwerks. 331 


fionsverjprechen zu ertheilen. Urth. des Obertr. v. 12. März; 1878, 
3. Bd. 20 ©. 343, Striethorit Bd. 98 ©. 366. 

d. Der Beichlug einer Gewerfichaft alten Nechts, durch welchen 
diefelbe ihrem Nepräjentanten die Befugniß zur Vornahme aller Hand- 
(ungen ertheilt hat, welche jonjt nur mit einer Dreiviertelmehrheit oder 
mit Einftimmigfeit bejchlofjen werden fünnen, ermächtigt den Repräjen- 
tanten doch nicht, auch die Verfaſſung der Gewerfichaft im Sinne des 
$ 2352 des Bergg. umzuwandeln. Urth. des Obertr. v. 19. Oft. 1877, 
3. Bd. 19 ©. 249. 

3. Eine Spezialvollmadht iſt für den Repräfentanten oder Gruben: 
vorstand in dem Falle des $ 120 Nr. 2, nicht aber auch dazu erforder: 
lich, um die von der Gewerkjchaft beichlojfenen Beiträge in Empfang zu 
nehmen und gegen jäumige Gewerfen gerichtlich einzuflagen und einzu: 
ziehen; vielmehr Liegt die Ermächtigung hierzu jchon in dem Gewerf- 
Ichaftsbejchluffe, durch welchen die Ausjchreibung der Zubuße beichlofjen 
wurde. Urth. des Obertr. v. 7. Febr. 1868 u. 18. Mär; 1878, 3. 
DB. 10 ©. 413, Bd. 20 ©. 344. 


Zu $& 121. 

1. Die Führung des Gewerfenbuchs und die Ausfertigung der 
Kurſcheine auf Grund deffelben gehört zu den gejeßlichen Gejchäften des 
Repräjentanten oder Grubenvorjtandes; der Bergbehörde fteht hierbei 
weder eine Mitwirkung noch ein Nuffichtsrecht zu. Min.Beſcheid v. 
1. Mat 1872, 3. Bd. 13 ©. 290. Die Bejorgung diefer Gefchäfte durch 
das Grundbuchamt tritt nach $ 239 nur in dem Falle des $ 2352 des 
Bergg. ein. Weber die Frage einer behördlichen Führung der Gewerfen: 
bücher x. vergl. $ 103 Bem. 4. 

2. Eine zwecdmäßige Anleitung zur Führung der Gewerkenbücher 
und Ausfertigung der Kilzjcheine giebt Brodhoff, 3. Bd. 7 ©. 370. 
Die dort vorgejchlagenen Formulare empfehlen jich wegen ihrer Einfach: 
heit; fie jtimmen wejentlich mit denjenigen überein, welche nach der Min.: 
Inſtr. v. 19. Nov. 1366 (3. Bd. 7 ©. 437) in den Fällen des $ 239 
von den Grundbuchbehörden anzuwenden find. Für beionders verwidelte 
Sewerkichaftsverhältniffe ſchlägt Kloftermann Am. 225 andere For: 
mulare vor. 

3. Dem Repräfentanten und Grubenvorjtande liegt auch die Sorge 
für eine ordnungsmäßige Führung der übrigen erforderlichen Gewerf: 
jchaftsbücher ob, übereinjtimmend mit der entjprechenden Verpflichtung 
des Vorjtandes der Aftiengejellichaft (Art. 239 9. ©. B.). 

4. „Die Einfichtnahme der Bücher gehört zu den Nechten jedes 
einzelnen Gewerfen“ (Motive ©. 79). Indeß kann dieſes Recht durch 
das Statut der Gewerkichaft einer Beſchränkung untertrvorfen und 3.8. 
fejtgejegt werden, daß nur den Inhabern einer beftimmten Anzahl von 
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Kuren geitattet fein ſoll, durch einen gemeinfchaftlichen Bevollmächtigten 
die Biicher einzujehen. Ob, wenn dies gejchehen, der einzelne Gewerfe 
gleichwohl eine Abjchrift des Gewerkenbuchs für fich verlangen kann, ift 
eine Frage des Privatrechts, welche nicht durch Mitwirkung der Berg: 
behörde, jondern nur auf dem Nechtswege zum Austrag gebracht wer: 
den kann; Min.-Beicheid v. 30. Juli 1879, 3. Bd. 20 ©. 539. 

Auf die Einficht der Bücher der Gewerkichaft jeitens der Behörden, 
insbejondere der Bergbehörden bezieht ſich $ 121 nicht. Die Verpflich- 
tung, eine ſolche Einfichtnahme zu gejtatten, ijt nach den nad) Verjchie- 
denheit der Fälle maßgebenden allgemeinen Grundfägen und Vorjchriften 
zu beurtheilen. 

5. Eine autonome Abänderung des $ 121 darf nur im Wege des 
Statuts erfolgen ($ 124). Auf die Gewerfichaften alten Rechts findet 
Abſ. 1 feine Anwendung ($ 233 Abi. 2). 


Zu 8 122. 


1. Nach 8 122 Abſ. 1 gehört die Berufung der Gewerkenver— 
ſammlungen zu den gefeßlichen Obliegenheiten des Nepräfentanten oder 
Grubenvorstandes. Bei diefem muß daher, abgejehen von den im Ab}. 4 
bezeichneten Fällen, der betreffende Antrag geftellt werden. Ein einzelnes 
Grubenvorjtandsmitglied kann jtatt des Vorſtandes feine Gewerkenver— 
ſammlung rechtsgültig berufen; Urth. des Neichdg. v. 15. Mat 1886, 
3. Bd. 27 ©. 531, Entfch. Bd. 16 ©. 174; vergl. auch $ 119 Bem. 3. 
Ob, wenn es an einem Repräjentanten oder Grubenvorjtande fehlt, jeder 
Gewerke befugt jei, eine Gewerfenverfammlung behufs Bornahme der 
Wahl zu berufen, war ſtreitig. Das Oberb. Bonn (Berf. v. 27. März 
1868, 3. Bd. 9 ©. 213) hielt dies für zuläſſig. Dagegen hat das 
Neichsg. (Urth. v. 28. Juni 1884, Juriſtiſche Wochenjchrift Jahrg. 13 
©. 226, u. v. 15. Mat 1886, 3. Bd. 27 ©. 531, Entjch. Bd. 16 ©. 174) 
die Berufung einer Gewerfenverfammlung durch einen einzelnen Gewer— 
fen ebenfo wie die in einer jolchen Berfanmlung vorgenommene Wahl 
für ungültig erklärt. Dieje Befugnig — heißt e8 in den Gründen — 
habe nicht den rechtlichen Charakter eines Individualvecht?, würde im 
alle gleichzeitiger Ausübung von verjchiedenen einzelnen Gewerfen, 3. B. 
bei verjchiedener Ortsbeitimmung, zu unlösbaren Nollifionen führen kön— 
nen und ſei auch mit Rüdjicht darauf entbehrlich, das das Geſetz im 
$ 122 die Bergbehörde ermächtige, auf Antrag eine Gewerfenverjanm: 
lung zur Wahl eines Repräjentanten oder Grubenvorjtandes zu berufen. 
Dieje neuere Auffaſſung verdient den Vorzug. Oppenhoff Nr. 669. 
Bergl. Kloftermann Anm. 236, 263; Arndt ©. 131. 

2. Abſ. 2 legt dem Nepräjentanten und Grubenvorfitande eine 
doppelte Verpflichtung auf: die alljährliche Berufung einer Gewerfen: 
verfammlung und die Vorlegung der Verwaltungsrechnung nebjt ſämmt— 
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lichen Belägen an dieje Verſammlung. Vorausſetzung ijt, daß das Berg: 
werk jich „im Betriebe“ befindet, was auch dann angenommen werden 
muß, wenn der Betrieb nur während eines Theiles des Jahres ſtattge— 
junden hat und zur Zeit der Berufung der Gewerfenverfammlung ruht. 
Den einzelnen Gewerken Rechnung zu legen it der Repräfentant oder 
Grubenvorftand nicht verpflichtet, auch nicht bei der Gewerfichaft alten 
Rechts; Urth. des Obertr. v. 19. Oft. 1877, 3. Bd. 19 ©. 249. Im 
Uebrigen bleibt der Nepräfentant und Grubenvorjtand der Gewerkjchaft 
gegenüber Rechnungsleger auch dann, wenn er fich zur Aufftellung der 
Rechnung eines Grubenbeamten bedient. 

Bei der Beichlußfaffung der Gewerfichaft über die Entlajtung des 
Repräfentanten oder Grubenvorjtandes bezüglich der von ihm gelegten 
Rechnung kann der Repräjentant beziv. jedes Mitglied des Grubenvor- 
jtandes das ihm als Mitglied der Gewerfichaft zujtehende Stimmrecht 
ausüben; dies gilt für die Gewerfichaft alten wie neuen Rechts. Urth. 
des Obertr. v. 12. Juli 1875, 3. Bd. 17 ©. 66, Entſch. Bd. 75 ©. 229, 
Striethorit Bd. 95 ©. 53, Gruchot Bd. 19 ©. 870; Urth. des Reichsg. 
v. 27. April 1881, 3. Bd. 23 ©. 110. Vergl. $ 113 Bem. 10. 

3. Durch Abi. 3 iſt in Anlehnung an Art. 237 9. ©. B. den 
Mitgliedern der Gewerfichaft der erforderliche Schuß für den Fall ge 
währt, daß die Berufung einer Gewerfenverfjammlung von dem Reprä- 
jentanten oder Grubenvorftande willfürlich abgelehnt werden ſollte. Ob— 
wohl der Grubenvoritand im Abſ. 3 nicht ausdrüdlich neben dem Ne: 
präjentanten genannt iſt, was lediglich auf einer nachträglichen Faſſungs— 
änderung beruht (Entwurf ©. 26, Komm.-Bericht d. 9. ©. 46), jo be- 
ſteht doch fein Zweifel darüber, daß jene Berpflichtung auch dem Gru— 
benvoritande obliegt; Komm.Bericht d. A. ©. 60. Iſt die von wenigitens 
einem Biertheil aller Sure verlangte Berufung einer Gewerfenverfamm- 
lung gleichwohl abgelehnt worden oder unterblieben, fo tritt für die 
Bergbehörde, den Nevierbeamten ($ 189), die Verpflichtung ein, die Ge— 
werfenverfammlung auf Antrag zu berufen. 

4. Da im den im $ 122 bj. 4 bezeichneten Fällen die Berufung 
einer Gewerkenverſammlung durch den Repräfentanten oder Grubenvor: 
Itand nicht jelten unmöglich oder ungeeignet fein wird, jo ijt die Mög— 
lichfeit gegeben, die Berufung durch die Bergbehörde, den Nevierbeamten, 
zu erwirfen. Motive ©. 79. Einen jolchen Antrag kann nicht bloß ein 
Mitgewerfe, jondern auch ein dritter Interefjent, z. B. eine öffentliche 
Behörde ftellen. Min.=Beicheid v. 22. Jan. 1876, 3. Bd. 17 ©. 123. 

Shrerjeits fann die Bergbehörde auf Antrag eine Gewerfenver- 
jammlung zur Wahl eined Repräjentanten oder Grubenvorjtandes oder 
zum Widerruf der Beitellung berufen, ohne daß vorher ein desfalljiger 
Antrag an den Nepräfentanten oder Grubenvorjtand gerichtet, von dieſem 


334 Bierter Titel. [$ 123 


aber abgelehnt worden ijt; Nefursbeicheid v. 6. Ian. 1882, 3. Bd. 23 
©. 268. 

Eine gejegliche Verpflichtung, zur einem der vorangegebenen Zwede 
eine Gewerfenverjanmlung zu berufen, beſteht für die Bergehörde nicht; 
fie „kann“ dieſelbe berufen. Inſtruktionsmäßig hat der Nevierbeamte 
aber dem Antrage in der Negel zu entjprechen. Daß derjelbe der von 
ihm berufenen Berjammlung auch beiwohnt, ijt nicht erforderlich und in 
der Regel zu unterlafjen. Es begründet feine Ungültigfeit der Wahl 
eines Nepräfentanten oder Grubenvorjtandes, wenn der Nevierbeamte 
der von ihm berufenen Verſammlung nicht beigewohnt, oder wenn lettere 
an einem außerhalb des Reviers gelegenen Orte ftattgefunden hat; Urth. 
des Appell.-Ger. Köln v. 7. Juni 1867, 3. Bd. 10 ©. 270. 

5. Wird Die Berufung einer Gewerkenverfammlung durch die Berg: 
behörde gemäß $ 122 Abſ. 4 in Antrag gebracht, jo kann der Antrag: 
Iteller zur vorgängigen Einzahlung eines Koftenvorjchufjes behufs Dedung 
der durch das Berfahren entjtehenden Koſten aufgefordert und die Be: 
rufung der Verfammlung bis dahin ausgejegt werden. Min.Beſcheid 
v. 13. Mai 1880, 3. Bd. 21 ©. 397. 

6. Die Vorladungen des Nevierbeamten zu einer Gewerfenver- 
jammlung unterliegen dem Stempel für „Ausfertigungen”“ (1,5 bezw. 
0,5. A.) Tarif v. 7. März 1822, ©. ©. ©. 74. Die Vorladung in 
Form einer Kurrende oder zu Händen eines gemeinschaftlichen Bevoll- 
mächtigten erfordert nur den einfachen Stempelbetrag. 

7. Der Rekurs gegen die Berufung einer Gewerfenverfammlung 
durch die Bergbehörde muß vor Abhaltung der Verſammlung eingelegt 
werden. Beichluß des Oberb. Clausthal v. 27. Jan. 1886, 3. Bd. 27 
©. 249.. 

8. Die Beitimmungen des $ 122 fünnen nur durch Statut abge- 
ändert werden ($ 124). Sie gelten auch für die Gewerkichaften alten 
Nechts ($ 233 Ab}. 2). 

Zu $ 123. 

1. Die den $$ 20 u. 15 des Gef. v. 12. Mai 1851 entlehnten, 
durch den Schlußſatz vervolljtändigten Vorjchriften des $ 123 bezweden, 
„einen einfachen, die Nechte Dritter fichernden Berfehr der Gewerfichaft 
nach außen zu vermitteln.“ Motive S. 79; Komm.-Bericht d. 9. ©. 47. 

Nach dem Schlußjate genügt in dem dort bezeichneten Unterlaffungs- 
falle die Zuftellung an irgend ein Mitglied des Grubenvorstandes; die 
Bergbehörde iſt aber nicht befugt, einen Grubenvorjtand durch exefuti- 
viiche Zwangsmaßregeln zur Bezeichnung eines mit der Empfangnahme 
beauftragten Mitgliedes anzuhalten. Oppenhoff Nr. 678. Für Zu- 
jtellungen, welche an einen Grubenvorftand nad) VBorjchrift der C. P. O. 
zu bewirken find, iſt $ 157 derjelben („Bei mehreren gejeßlichen Bertre- 
tern ſowie bet mehreren Vorſtehern genügt die Zuftellung an einen der- 
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jelben“) maßgebend. Im Uebrigen hat $ 123 „alle“ Borladungen umd 
andere Zuftellungen an die Gewerkſchaft zum Gegenjtande, nicht bloß 
diejenigen der „Behörden“ (Kloftermann Anm. 267), alſo z.B. Zus 
Itellungen des Sinappichaftsvoritandes, der Knappichafts-Berufsgenofjen- 
ichaft ac. 

2. Das nad) $ 123 Abſ. 2 zu bezeichnende Mitglied des Gruben- 
voritandes muß feinen Wohnfig im deutjchen Reiche haben; $ 117 Bem. 3. 

3. Die Beitimmungen des S 123 finden auch auf die Gewerk— 
ichaften alten Rechts Anwendung (88 226, 233) und find nach $ 94 
Ab). 3 und $ 124 Abſ. 1 unabänderlid). 


Zu $ 124. 


1. $ 124 handelt von der Beichränfung der gewerfichaftlichen 
Autonomie in Bezug auf die dem NRepräjentanten und Grubenvorjtande 
gejelich übertragenen Gejchäfte; vergl. $ 119 Bem. 5. Die im $ 123 
u. $ 124 Abſ. 2 bezeichneten Gejchäfte dürfen demjelben wegen des fon- 
furrirenden „öffentlichen Intereſſes“ überhaupt nicht entzogen werden. 
Abänderungen der 88 120, 121 u. 122 jind nur „unter den ftrengeren 
Formen einer ftatutarischen Feſtſetzung“, micht durch einfachen Mehrheits- 
beichluß zuläſſig, „weil es ſich hierbei wejentlih um den Schuß der 
Gewerkſchaft und des einzelnen Gewerfen gegen Webergriffe der Vertre— 
tung bezw. um Sicherung des Beligitandes Handelt“; Motive ©. 79. 
„Ueberflüſſig“ (Arndt ©. 138) ift dieje letztere Beſtimmung nicht ; vergl. 
8 94 Bem. 10 ©. 276. 

Unter dem Ausdrude „Fürmliches Statut” find nicht lediglich Be- 
jchlüffe, welche die ganze Verfafjung der Gewerkichaft feititellen, ſondern 
auch jtatutarische Einzelbejchlüfje verjtanden; 8 94 Bem. 10 u. 13; 
Adhenbad, 3. 3.7 ©. 177. 

Die Beitimmung im Abj. 3 des 594, daß $ 123 nicht „durch das 
Statut” abgeändert werden darf, iſt im $ 124 infofern noch erweitert, 
als unter das Verbot des leßteren („gar nicht”) auch nicht ſtatutariſche, 
auf einen einzelnen Fall beichräntte Bejchlüffe der Gewerfichaft fallen. 
Oppenhoff Nr. 680. Eine bloße „Wiederholung“ (Eſſer, Gewerf- 
ichaft ©. 95) liegt daher nicht vor. 

2. Die Gewerkichaft alten Rechts fann von der Befugniß, die 
Beitimmungen der $$ 120, 121 u. 122 auf jtatutariichem Wege abzu- 
ändern, feinen Gebrauch machen, weil der die Errichtung eines Statuts 
gejtattende $ 94 auf fie überhaupt feine Anwendung findet ($ 227). 
Es ändert hierin nichts, daß der $ 124 auf den $ 94 hinweiſt und im 
Uebrigen nicht von der Anwendbarkeit auf die Gewerfichaften alten Rechts 
ausgenommen ift. Auch aus $ 233 kann das Gegentheil nicht herge- 
leitet werden, zumal derjelbe als Uebergangsbejtimmung jich lediglich 
auf die bereit3 vor dem Bergg. bejtellten Repräjentanten und Gruben- 
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vorftände bezog. Dppenhoff Nr. 681, Huyſſen ©. 71, Klofter- 
“ mann Anm. 268a. Anders Achenbach 3. Bd. 7 ©. 176, welcher in 
den Füllen des 8 124 auch der Gewerfichaft alten Rechts eine ſtatu— 
tarische Beſtimmung geftattet, und noch weiter gehend Strohn 3. 3b. 7 
©. 48. Vergl. $ 94 Anm. 8. 


Zu $ 125. 


1. Der mit Art. 230 9. G. B. faſt wörtlich übereinftimmende 8 125 
jet „Rechtsgeſchäfte“, aljo Hauptjächlich Verträge voraus, welche ber 
Nepräjentant oder Grubenvorjtand im Namen der Gewerkichaft geſchloſſen 
hat, und betrifft auch nur die civilrehtlihen Wirkungen folcher 
Nechtsgejchäfte für die Gewerkichaft. Lebtere wird Dritten gegenüber 
unmittelbar berechtigt und verpflichtet, wobei es gleichgültig ift, ob das 
Rechtsgeſchäft ausdrücklich oder jtillichweigend für die Gewerfichaft ge- 
ichlofjen wurde. Im letzteren Falle muß ſich aber aus den Umftänden 
der übereinftimmende Willen des Nepräjentanten oder Grubenvorjtandes 
und des anderen Theiles ergeben, das Nechtsgejchäft wirklich für die 
Sewerkichaft zu jchliegen; ohne dieje Borausfegung würde die unmittel- 
bare Berechtigung und Berpflichtung der Gewerkſchaft nicht eintreten. 
Ob im gegebenen Falle der Dritte wiljen konnte oder wijjen mußte, daß 
der Repräſentant oder Grubenvorjtand nicht für fich, jondern für jeine 
Gewerkſchaft handelte, und welche Rechtswirkungen ſich hieraus ergeben, 
unterliegt dev Beurtheilung nach den Grundjäßen des Civilrechts. 

Hat der Repräfentant oder Grubenvorjtand bei Abſchluß eines 
Nechtsgeichäfts für die Gewerkſchaft jeine Vollmacht überjchritten, jo 
wird die Gewerfichaft durch dafjelbe in der Regel nicht verpflichtet. Iſt 
aber eine von der Gewerkenverfammlung bejchlofjene Beichränfung der 
gejeßlichen Befugniſſe des Repräjentanten oder Grubenvorjtandes der 
Borjchrift im $ 119 Abſ. 4 zuwider nicht in die Legitimation aufge: 
nommen, jo wird die Gewerkichaft redlichen Dritten gegenüber durch 
ein ſolches Rechtögejchäft gebunden und kann ſich ihrerjeit3 gemäß $ 126 
Abi. 2 nur an ihre Vertreter halten. Bergl. $ 119 Bem. 6. 

Auch durch NRechtögejchäfte, welche von Bevollmächtigten des Re— 
präjentanten oder Grubenvorjtandes fir die Gewerfichaft geſchloſſen wor: 
den find, wird leßtere unmittelbar berechtigt und verpflichtet. Vergl. $ 119 
Ben. 4; Klojtermann Anm. 269; Ejjer, Gewerfihaft ©. 96. 

2. Die civilvechtliche Verpflichtung der Gewerfichaft bejchränft fich 
nicht auf die von ihren gejeßlichen Vertretern für ſie geſchloſſenen, Rechts— 
gejchäfte”, jondern entjteht nach allgemeinen Rechtsgrundjägen auch aus 
ſolchen Handlungen diefer Vertreter, durch welche gejegliche Vorjchriften 
vernachläffigt oder übertreten und in Folge deſſen Dritte gejchädigt find. 
Ueber die Tragweite, welche diejer Haftpflicht in den verjchiedenen Rechts— 
gebieten beizulegen ijt, gehen die Meinungen auseinander, indeß fann 
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fiir Die en die nachjtehende Ausführung des Reichs-Oberhan⸗— 
delsg (Urth. v. 10. Dez. 1872, Entſch. Bd.8 ©. 202, 3. Bd. 19 ©. 512) 
im Wejentlichen als maßgebend angejehen werden: „Hat die juriftiiche 
Perſon nur einen fingirten Willen, und gelangt diefer nur in den Hand» 
lungen und Unterlafjungen ihrer Vertreter zum Ausdrud und zur Gel- 
tung, iſt deshalb die juristiiche Perjon für das Verhalten ihrer Vertreter 
in Kontraftsverhältnifjen wie für eigene Willensafte haftbar, jo fehlt der 
Grund, die Verantivortlichkeit der juritiichen Perjon dann zu leugnen, 
wenn es fich um die Nichterfüllung nicht einer freiwillig übernommenen, 
jondern ihr vom Gejeße jelber aufgelegten Verbindlichkeit handelt. Im 
Gegentheil, wird der Wille der juriftiichen Perjon nur deshalb fingirt, 
damit fie vermögengrechtlich an dem bürgerlichen Berfehr Theil nehmen 
fönne (Savigny, Syſtem Bd. 2 ©. 236, 314), und werden ihr deshalb 
beim Erwerb der Rechte die Handlungen der Vertreter als eigene Hand: 
lungen angerechnet, jo jpricht der nothwendige Schuß dieſes Verkehrs 
dafür, diejelbe Anrechnung feitzuhalten, wenn e8 auf Erjat von Bejchä- 
digungen ankommt, welche dadurd) entjtanden, daß bejtimmte, im Inter— 
ejje jenes Schußes auferlegte Berbindlichfeiten unerfüllt geblieben 
find,” 

Das Obertr. (Urth. v. 14. Juni 1878, 8. Bd. 19 ©. 510) hat 
ſich diefe Ausführung als „ganz zutreffend“ ebenfalld angeeignet und 
demgemäß eine Gewerfichaft für den Schaden unmittelbar haftbar er— 
flärt, welcher einem benachbarten Bergwerke dadurch zugefügt war, daß 
durch Verſchulden ihres gejeglichen Vertreters eine widerrechtliche Ueber: 
ichreitung der Feldesgrenzen jtattgefunden hatte. In einem anderen Falle 
hat derjelbe Gerichtshof (Urth. v. 17. Oft. 1862, 3. Bd. 4 ©. 110) 
eine Gewerfichaft für die Beſitzſtörung verantivortlich gemacht, welche 
von dem Vertreter derjelben durch Ueberjchreitung der durch einen Ent- 
eignungsbejcheid bejtimmten Grenzen begangen war. Bergl. auch Plenar- 
beichluß des Obertr. v. 21. Juni 1847, Entſch. Bd. 14 ©. 92; Urth. 
deſſ. v. 6. April 1869, Entſch. Bd. 61 ©. 1. 

Auf die ftrafrechtliche Seite bezieht fich die durch Handlungen 
oder Unterlajjungen ihrer Vertreter begründete Haftbarkeit der Gewerf- 
ichaft nicht; ftrafrechtlich verantwortlich für Uebertretungen polizeilicher 
Vorichriften ꝛc. iſt nur der gejeliche Vertreter der Gewerſſchaft jelbit. 
Urth. des Juſtizſenats v. 22. Nov. 1873, 3. Bd. 15 ©. 398. 

3. Die Beitimmungen des $ 125 gelten auch für die Gewerf- 
ihaften alten Rechts ($$ 226, 233), desgleichen die vorjtehenden Grund» 
ſätze unter 2. 

3u 8 126. 

1. $ 126, deſſen Inhalt durch die Natur des Rechtsverhältnifjes 
begründet wird (Motive ©. 80), ſtimmt mit Art. 241 9. Gr B. tin 
deſſen urjprünglicher, nicht jegiger Faſſung) überein. —— 


— 
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2. Neben den Grundjab, dal; der Nepräfentant und die Mitglieder 
de3 Grubenvoritandes „Dritten gegenüber” für die aus ihrer Geſchäfts— 
führung herrührenden VBerbindlichkeiten der Gewerkſchaft perjönlich nicht 
verpflichtet find, stellt der zweite Sat des 3 126 die perjönliche und 
bezüglich der Vorjtandsmitglieder jolidarische Haftbarfeit der Vertreter 
der Gewerfichaft, welche unter den dort angegebenen Borausjegungen 
bei Ansprüchen auf Schadenserjag eintritt. Diefer Zufammenhang und 
die Faffung des zweiten Saßes, in welchem die Per ſon des Schadens: 
erjatberechtigten nicht bezeichnet iſt, lajjen es nicht zweifelhaft erjcheinen, 
dab die hier in Nede jtehende Haftbarkfeit des Nepräjentanten und der 
Vorftandsmitglieder nicht nur der Gewerfichaft, jondern auch Dritten 
gegenüber unmittelbar eintritt, zumal die gleichlautende urfprüngliche 
Vorſchrift im Art. 241 9. ©. B. ebenſo aufgefagt worden iſt; vergl. 
Urth. des Obertr. dv. 16. Nov. 1876, Entich. Bd. 79 ©. 69; des Reichsg. 
v. 30. März 1881 u. 10. Juni 1882, Entſch. Bd. 5 ©. 24 u. Bd. 7 
©. 107. Anders hat fich die Rechtslage für die Aftiengejellichaft durch 
die veränderte jegige Fafjung des Art. 241 Abſ. 3 u. 4 geftaltet, indem 
hiernach die Vorjtandsmitglieder wegen Berlegung ihrer Obliegenheiten 
zunächſt nur „der Gejellichaft” haften und von den Gläubigern der leß- 
teren nur in Anjpruch genommen werden können, joweit die Gläubiger 
von der Gefellichaft „ihre Befriedigung nicht erlangen können.“ Vergl. 
auch $ 119 Bem. 6, 8 125 Bem. 2. 

3. AS Fälle, in welchen die perjönliche bezw. ſolidariſche Haft: 
barkeit des Repräjentanten und der Boritandsmitglieder nach 8 126 
Abi. 2 eintreten kann, find anzuführen: Verſtöße derjelben gegen die 
Vorjchriften des Bergg. ($$ 94, 101, 105) bei der Umjchreibung im 
Serverfenbuche oder bei der Ausfertigung von Kuxſcheinen, Klofter- 
mann 8. Bd. 18 ©. 231; ferner Unterlafjung der rechtzeitigen Ein: 
ziehung der ausgejchriebenen Zubuße; Urth. des Reichsg. v. 27. April 
1881, 3. Bd. 23 ©. 110. 


3u 8 127. 


1. Die der Bergbehörde im $ 127 beigelegte Befugniß ift eine 
zweifache: eine Gewerfichaft zur Beitellung eines Nepräfentanten oder 
nach der Wahl der Gewerkichaft eines Grubenvorjtandes aufzufordern 
und, wenn dieſer Aufforderung nicht innerhalb drei Monaten entjprochen 
wird, ihrerjeits bis dahin, daß die Gewerkichaft ihrer gejeßlichen Vers 
pflichtung ($ 117) nachgefommen it, einen Repräjentanten für diejelbe 
zu bejtellen. Dieje Maßregeln können im öffentlichen und auch im Pri— 
datintereffe Dritter angezeigt jein und deshalb von Amtswegen oder auf 
Antrag getroffen werden. Bon Amtswegen wird insbejondere vorzu- 
gehen fein, wenn eine bergpolizeiliche Veranlaffung vorliegt oder wenn 
Verhandlungen der Bergbehörde, des Knappſchaftsvereins 2c. ($124 Abj.2) 
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mit der Gewerfichaft zu führen jind. Auf Antrag wird u. a. vorzugehen 
jein, wenn ein Gläubiger der Gewerfichaft zum Zwecke der Rechtsver— 
folgung die Beitellung eines Repräſentanten wünjcht; Rekursbeſch. v. 
13. Mat 1880, 3. Bd. 21 ©. 397. In dem einen wie anderen alle 
it e8 Sache der Bergbehörde (zunächit des Nevierbeamten $ 189), das 
Borhandenjein eines Bedürfnifjes zu prüfen; nur wenn dafjelbe vorliegt, 
hat jie von den Befugniffen des $ 127 Gebrauch zu machen. ‘Ferner 
it Borausfegung, daß die Gewerfichaft einen Nepräjentanten oder Gru— 
benvorstand noch nicht beſitzt oder nicht mehr befigt. Unjtatthaft ift eine 
finngemäße Anwendung des $ 127 auf den Fall, dab der von einer 
Gewerkſchaft gejeglich beftellte Repräjentant nach der Anficht der Berg- 
behörde zur Wahrnehmung der ihm übertragenen Gejchäfte nicht befähigt 
it; Min.-Erlaß v. 15. April 1878, 3. Bd. 21 ©. 399, 

Die Beitellung eines Repräjentanten jeitens der Bergbehörde kann 
erſt dann erfolgen, wenn nicht allein die Aufforderung zur Beſtellung 
eines folchen vorausgegangen, jondern auch die gejeglich gewährte Frijt 
von drei Monaten erfolglos abgelaufen iſt. Zu richten iſt die Auffor- 
derung an die „Gewerkſchaft“. Die Anficht, daß diejelbe mit voller Wir: 
fung an jedes beliebige Mitglied der Gewerkichaft gerichtet werden könne 
(Kloftermann Anm. 271; Arndt 9.139) jteht mit der ausdrüdlichen 
Vorſchrift im $ 127 Abſ. 1 nicht im Einklang und läßt ſich auch fonjt 
nicht hinreichend begründen. Oppenhoff Nr. 692. 

2. Die Bejtellung eines Nepräfentanten ſeitens der Bergbehörde 
dient nach dem Gejege als mittelbares und einziges Zwangsmittel, um 
eine Gewerfichaft ihrerjeits zur Bejtellung eines Repräjentanten oder 
Grubenvorjtandes zu veranlafjen; die Amvendung eines weiteren exefu- 
tivifchen Zwanges würde fich in diefem Falle nicht rechtfertigen laſſen. 

Die amtliche Beitellung eines Repräjentanten ijt eine einſtweilige 
(interimiſtiſcher“ Nepräfentant); fie it jpätejtens wieder aufzuheben, jo- 
bald die Gewerfichaft ihre gejeliche Verpflichtung zur Beitellung eines 
Repräjentanten oder Grubenvorjtandes erfüllt hat. 

3. Ob dem von Amtswegen bejtellten Repräjentanten eine Geldent- 
ihädigung für jeine Dienjtleiftung, „Belohnung“, und in welcher Höhe 
zuzufichern ift, hängt im einzelnen Falle von der Würdigung der maß: 
gebenden Verhältniſſe und von dem Ermeſſen der Bergbehörde ab. Vergl. 
Dppenhoff Nr. 694. Die Gewerkichaft ift Schuldnerin dieſer Ent: 
ichädigung, welche daher aus dem Vermögen der Gewerkichaft ($ 99), 
aber nicht aus dem perjönlichen Vermögen der Gewerfen beigetrieben 
werden fann; Min.-Beich. v. 10. Dez. 1872, 3. Bd. 14 ©. 263. Ding: 
lich haftet die Entichädigung auf dem Bergwerfe nicht; Min.-Bejcheid 
v. 20. Juli 1871, 3. Bd. 12 ©. 405. 

4. Iſt der Antrag geftellt, eine Gewerkichaft zur Beitellung eines 
Repräjentanten oder Grubenvorjtandes aufzufordern bezw. einen Reprä— 
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jentanten von Amtswegen zu beitellen, jo fann der Antragfteller von 
der Bergbehörde aufgefordert werden, für die durch das Verfahren ent: 
jtehenden Koſten und zur Sicheritellung der dem interimiſtiſchen Neprä- 
jentanten zu gevährenden Entjchädigung vorgängig einen Koſtenvorſchuß 
zu leiſten, bis zu deſſen Einzahlung das Berfahren ruht. Min.-Beich. 
v. 13. Mai 1880, 3. Bd. 21 ©. 397. 

5. Die zur wirfjamen Durchführung des $ 127 getroffene Be— 
jtimmung, daß die dem interimijtiichen Repräſentanten zugejicherte Ent- 
ihädigung nöthigenfall® im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
werden kann, jchließt nicht aus, daß ſtatt deſſen der Nepräjentant dieje 
Entſchädigung gegen die Gewerkichaft gerichtlich einklagt. 

6. Ob es fich empfiehlt, die gejegliche Vollmacht des Repräſen— 
tanten, wie im $ 127 Abj. 3 zugelafjen it, zu bejchränfen, hängt von 
der Beurtheilung der jedesmaligen Berhältnijje ab. In den Fällen der 
88 133 u. 240 hat der Revierbeamte nach der Dienſtanweiſung einem 
interimiftischen Nepräjentanten feine andere als die bejchränfte Vollmacht 
des 8 134 Abi. 3 zu ertheilen. Zu feiner Legitimation erhält der inter: 
imiftische Nepräjentant auf Erfordern eine Bejcheinigung des Nevierbe: 
amten über feine Bejtellung und den Umfang feiner Vollmacht. 

7. Auf die Gewerfichaften alten Rechts findet $ 127 ebenfalls 
Anwendung ($ 226). 


Zu $ 128. 


1. Zur Befeitigung von Zweifeln, in welchen Grenzen die allge- 
meinen Grundjäße über den Bollmachtsvertrag auf das Rechtsverhältnif 
des Repräjentanten und des Grubenvorjtandes anzınvenden jeien (Motive 
©. 80), erklärt $ 128 die allgemeinen Borjchriften über den Vollmachts— 
vertrag infoweit für anwendbar, al3 der vierte Titel des Bergg. „nichts 
Anderes beſtimmt“, alſo namentlich nicht ein über den Vollmachtsauf: 
trag 'hinausgehendes Repräjentationsverhältnig begründet. In diejem 
Sinne fommen ergänzungsweije die civilrechtlichen Grundjäge des A.L. R. 
bezw. des gemeinen und des rhein. Nechts über den Bollmachtsvertrag 
zur Geltung. Im Uebrigen find hiernad) alle „durch die Bejtellung 
eines Repräjentanten oder Grubenvorjtandes entjtchenden Nechtsverhält- 
niffe“, auch diejenigen zu Dritten zu beurtheilen. Der einfchränfenden 
Auslegung des $ 128, daß diefelbe nur „den zwijchen der Gewerfichaft 
und dem Nepräjentanten gejchlojjenen Vertrag“ betreffe (Klojtermann 
Anm. 272a), jteht nicht nur der Wortlaut, jondern auch die ausgejpro> 
chene Abficht des Gejetes entgegen, indem $ 128 im $ 94 Abi. 3 von 
der Autonomie der Gewerfichaft gerade deshalb ausgeichloffen iſt, weil 
derjelbe zu den Beitimmungen gehört, „welche die Vertretung der Ge- 
wertichaft nach außen regeln“; Motive ©. 72. Oppenhoff Nr. 696; 
Achenbach, 3. Bd. 9 ©. 121. 
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2. Das Bollmachtsverhältnig des Repräfentanten und des Gruben- 
voritandes zu der Gewerfichaft kann, unbejchadet etwaiger Entjchädi- 
gungsanfprüche, zu jeder Zeit beiderjeit3 durch Widerruf bezw. Aufkün— 
digung aufgelöjt werden. U. L. R. Th. I Tit. 13 88 159 ff.; vhein. 
Civilgeſetzbuch Art. 2004 ff.; Dig. XVIL. 1, 1.128 16, 1.15, 1.2 
$ ult. 1.17 8 2. Bergl. auch H. ©. B. Art. 227. Der Widerruf ijt 
durch eine jtattgehabte Neuwahl unzweideutig ausgeſprochen; Urth. des 
Appell.-Ger. Köln v. 7. Juni 1867, 3. Bd. 10 ©. 270. 

3. $ 128 findet auch auf die Gewerfichaften alten Rechts An— 
wendung ($ 226); vergl. auch $ 233. 


Zu 8 129. 


1. Die von der Beitreibung der Beiträge der Gewerfen handelns 
den 88 129 bis 131 finden auf die Gewerfichaften neuen wie alten Necht3 
Anwendung (88 226, 234) und enthalten eine der wichtigiten Reformen 
des Gewerfichaftsrecht3, indem fie das Zubuß- und Kaduzirungsverfah- 
ren des älteren Bergrechts bejeitigen. Letzteres konnte nicht beibehalten 
werden, weil jeine Grundbedingungen mit der unmittelbaren Theilnahme 
der Bergbehörde an dem Betriebe und der Verwaltung der Privatberg- 
werfe fortfielen, und weil ferner die bei der Kaduzirung eintretende Eigen: 
thumsentziehung im Verwaltungswege mit der Aufgabe des Bergg., den 
Bergbau von den Nachtheilen der fingulären Aufhebungsarten zu be- 
freien, nicht verträglich war. Das jtatt defjen eingeführte Verfahren joll 
einerjeitS dem praftischen Bedürfniffe genügen und namentlich auch die 
im Intereſſe der Gewerkichaft liegende Bejchleunigung ermöglichen, und 
andererjeit3 dem einzelnen Gewerfen den erforderlichen Rechtsſchutz ge: 
währen. Motive ©. 80; Komm.Bericht d. H. ©. 48, d. A. ©. 61. 
Demgemäß muß die Klage auf Zahlung des jchuldigen Beitrages aus- 
geſetzt bleiben, bis die Friſt zur gerichtlichen Anfechtung des über Die 
Erhebung von Beiträgen gefaßten Gewerkſchaftsbeſchluſſes ($ 115) ab- 
gelaufen, bezw. bis über die auf Aufhebung des Bejchlufjes gerichtete 
Klage rechtskräftig entichieden it. In dem darauf folgenden Prozeſſe 
jind aldann Eimwendungen gegen diejen Beichluß jelbit nicht mehr zu— 
läſſig. Die im Abi. 3 im Interefje der Beichleunigung getroffene Be— 
jtimmung, daß beide Klagen im abgefürzten Prozekverfahren verhandelt 
werden jollten, tt zwar durch die C. P. O. in Wegfall geflommen; indeß 
beiteht nach $ 204 der legteren die Möglichkeit fort, eine Abkürzung und 
Beichleunigung des Verfahrens herbeizuführen, und außerdem kann auch 
in dem abgefürzten Urkundenprozejje (58 555 ff.) verhandelt werden, 
wenn die VBorausjegung, daß „die jämmtlichen zur Begründung des 
Anſpruchs erforderlichen IThatjachen durch Urkunden bewiejen werden 
fönnen“, vorhanden iſt. Vergl. Arndt, 3. Bd. 19 ©. 315; $ 115 
Bem. 2. Im Folge der Aufhebung des Abj. 3 ijt die Streitfrage über 
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die Friſt für die Rechtsmittel (vergl. 3. Bd. 7 ©. 59, Bd. 8 ©, 417, 
Bd. 11 ©. 113, Bd. 12 ©. 512) gegenjtandslos geworden. 

2. Much die Beitummung im Abi. 2 iſt durch die C. P. O. außer 
Kraft geſetzt. Zwar farm auch nach 88 19 u. 23 der letzteren der ſäu— 
mige Gewerfe im allgemeinen Gerichtsjtande der Gewerfichaft belangt 
werden ($ 96 Bem. 2); indeß iſt neben diefem nach $ 12 der allgemeine 
Serichtsjtand des Gewerfen begründet, jo daß aljo die klagende Gewerf: 
ichaft die Wahl Hat. Im Uebrigen kommt es hier zur Begründung des 
allgemeinen Gerichtsitandes der Gewerkichaft nur darauf an, daß der 
verflagte Gewerfe zur Zeit des Gewerfichaftsbeichluffes, durch welchen 
die eingeflagte Zubuße ausgejchrieben wurde, Gewerke war oder als jol- 
cher behandelt wurde; es iſt aber nicht erforderlich, daß derjelbe zur 
Zeit der Slageanjtellung noch Gewerfe it. Auch kann in diejem Ge— 
richtsstande dadurch nichts geändert werden, daß die Stlage nicht die erſte 
ift, durch welche die Zubußforderung geltend gemacht wird, jondern daß 
diejelbe als Judikatklage angeftellt wird. Dieſe von dem Obertr. (Urth. 
v. 25. Nov. 1872, 3. Bd. 14 ©. 247, Striethorſt Bd. 87 ©. 115, 
Sruchot Bd. 17 ©. 887) bei Anwendung des $ 129 Abi. 2 angenome 
menen Grundjäße find auch jet noch ald maßgebend anzujehen, wenn es 
ih) um Amvendung des I 23 EP. D. handelt. Dafjelbe gilt von 
dem Grundjaße, daß Derjenige, welcher ausgejchriebene Zubuße für einen 
Gewerken an die Gewerfichaftöfafje entrichtet hat, auch ohne ausdrüdliche 
Ceſſion ($ 46 Th. I Tit. 16 U. 2. R.) dieſe Vorlagen gegen den Ge— 
werfen im allgemeinen Gerichtsitande der Gewerfichaft einflagen kann. 
Urt). des Obertr. v. 13. Juli 1868, 3. Bd. 10 ©. 423, Striethorjt 
Bd. 72 ©. 77. 

3. Bur Begründung der Klage auf Zahlung der durch einen Ger 
werfichaftsbeichluß ausgejchriebenen Zubuße gehört der Nachweis, daß 
diefer Beichluß in gejegmäßiger Weile zu Stande gefommen it. Urth. 
des Appell.-Ger. Hamm v. 3. März 1876, 3. Bd. 17 ©. 512. 

4. Hat ein Gewerfe erjt, nachdem die Klage auf Zahlung der 
rüdjtändigen Zubuße gegen ihn angejtellt ift, den Verkauf feines Ans 
theils anheimgeftellt ($ 130), jo fallen die Prozeßkoſten ihm, nicht der 
Gewerkſchaft zur Laft. Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 9. Febr. 1876, 
3. Bd. 17 ©. 418. 


3u $ 130. 


1. Der feiner Gewerkichaft für die jchuldigen Beiträge perjön: 
Lich verhaftete Gewerfe (vergl. ©. 268, 298) mußte in die rechtliche 
Möglichkeit verjett werden, fich von dieſer perjönlichen, jein ganzes Ber: 
mögen ergreifenden Haftbarfeit durch Hingabe jeines Antheils zu 
befreien. Hierzu dient der $ 130, welcher die mit der Sladuzirung vers 
bundenen Nachtheile vermeidet, daß dem faduzirten Gewerken ohne 
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hinreichenden Grumd mit jeinem Kuxeigenthum auch der den verjchulde- 
ten Beitrag überjteigende Werth entzogen wurde und ebenjo diefer über: 
Ichiegende Werth jeinen jonjtigen Gläubigern entging. Motive ©. 31. 

2. $ 130 findet auf die Gewerfichaften alten Rechts Anwendung 
(SS 226, 234), jedoch mit der aus der Natur der Sache folgenden Ab- 
weichung, daß die Verpflichtung zur „Weberreichung des Kurjcheing“ 
wegfällt, weil Kuxſcheine ($ 103) über unbewegliche Kuxe nicht ausge- 
fertigt werden ; es genügt die einfache Erklärung, daß der Verkauf des 
Antheild behufs Befriedigung der Gewerkichaft anheimgeftellt werde. 

3. Macht der Gewerke von der Befugniß des $ 130 in rechts: 
gültiger Weiſe Gebrauch, jo tritt die Befreiung von der perjönlichen 
Zahlungsverbindlichkeit nicht nur hinfichtlich der legten, von der Gewerf: 
ichaft beichlojjenen Beiträge, jondern auch der etwaigen älteren Beitrags 
rüdjtände ein. 

4. Die Gerichtspraris hat die nachitehenden, für die Auslegung 
und Tragweite des $ 130 wichtigen Grundjäße angenommen: 

a. Die Befreiung des Gewerfen von der perfünlichen Verhaftung 
für die ausgejchriebene Zubuße tritt nur dann ein, wenn er jelbjt den 
Berfauf feines Antheils gemäß $ 130 anheimftellt, aber nicht, wenn der 
Antheil auf Antrag der Gewerfichaft zur Dedung des Zubußrüditandes 
zwangsweije zur Veräußerung gefommen it. Urt). des Obertr. v. 
11. Sept. 1871, 3. Bd. 12 ©. 512, Entſch. Bd. 66 ©. 224, Strict- 
horſt Bd. 82 ©. 291; Urth. des Obertr. v. 18. Sept. 1874, Gruchot 
Bd. 19 ©. 253; v. 30. Nov. 1874, 3. Bd. 16 ©. 117, Entſch. Bd. 73 
©. 220; v. 23. Oft. 1876, 3. Bd. 18 ©. 131, Entſch. Bd. 78 ©. 233; 
Blathner, 3. Bd. 19 ©. 415. 

b. Das Angebot der Abtretung des Eigenthums von Kuren an 
die Gewerfichaft an Zahlungsitatt tjt nicht als ein Angebot im Sinne 
des $ 130 auzujehen und bewirkt daher nicht die Befreiung von der 
perfönlichen Verhaftung des Gewerfen für die rückſtändigen Beiträge. 
Urth. des Obertr. v. 30. Nov. 1874, 3. Bd. 16 ©. 237. 

e. Nach $ 130 ift der auf Zahlung rüdjtändiger Beiträge verflagte 
Gewerke nicht bloß vor der Verurtheilung, jondern auch noch nach Ab— 
faffung des Urtheils bei der Zwangsvollitrefung befugt, ic) von dem 
Anſpruche der Gewerfichaft dadurch zu befreien, daß er der Gewerfichaft 
den Verkauf feines Antheils anheimjtellt. Urth. des Obertr. v. 23. Oft. 
1876, 3. Bd. 18 ©. 131, Striethorjt Bd. 96 ©. 323. Wegen der 
Prozeßkoſten vergl. $ 129 Bem. 4. 

d. Zur rechtlichen Wirkſamkeit der Erflärung eines Gewerfen, daß 
er der Gewerfichaft den Verkauf feines Antheil® ($ 130) anheimjtelle, 
iſt eine beglaubigte Form diejer Erklärung nicht erforderlich. Urth. des 
Dbertr. v. 21. Nov. 1873, 3. Bd. 15 ©. 129, Striethorit Bd. 89 ©. 369. 

e. $ 130 madt die Befugnig des Gewerfen, den Berfauf jeines 
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Antheils anheimzuftellen, nicht davon abhängig, daß die Kuxe pfand- 
und bypothefenfrei gewährt werden können. Urt). des Appell.-Ger. 
Hamm v. 6. Juni 1877, des Obertr. v. 12. Nov. 1877 u. 21. April 
1879, 8. Bd. 19 ©. 388, Bd. 21 ©. 378. Was die praftifche Trag- 
weite dieſes Nechtsjages betrifft, jo kommt wejentlich der Umstand in 
Betracht, daß der Gewerke, welcher bewegliche Hure verpfändet hat, 
durch die Verpfändung thatjächlich außer Stande gejeßt iſt, von der im 
8 130 eingeräumten Befugniß einen die Gewerkſchaft benachtheiligenden 
Gebraucd zu machen. Hat nämlich eine Berpfändung der Sure jtattge- 
funden, jo fann die im $ 130 geforderte „Ueberreichung des Kuxſcheins“ 
an die Gewerfichaft unter Aufrechterhaltung des Pfandrechts überhaupt 
nicht erfolgen, weil zur rechtsgültigen Verpfändung der Kurxe „die Ueber: 
gabe des Kuxſcheins“ an den Gläubiger erforderlich ift ($ 108) und 
leterer durch Aufgabe des Befites des Kuxſcheins fein Pfandrecht ver- 
lteren, bezw. nicht mehr berechtigt jein würde, dafjelbe gegen die Gewerf- 
jchaft geltend zu machen. A. L. R. Th. I Tit. 20 88 253, 254; L. 7 
Cod. de rem. pign. 8, 26; rhein. Civilgeſetzbuch Art. 2076; Arndt 
©. 141. 

Aber auch in Anjehung der unbeweglichen Kuxe wird der obige, 
an fich zutreffende Nechtsjaß injofern eine Einjchränfuug erleiden müſſen, 
als der Gewerfe, welcher jeinen Antheil hypothekariſch belaftet Hat, von 
der auf $ 130 beruhenden Befugniß in Dem Falle feinen Gebrauch ma— 
chen fan, daß der Verfaufswerth jeines Antheils nicht ausreicht, um 
außer den Hypothefengläubigern auch die Gewerfichaft für ihre Zubuß- 
forderung befriedigen zu fünnen. Denn der Gewerke hat nad) $ 130 
nur das Recht, fich von der perjönlichen Haftbarkeit dadurch zu befreien, 
daß er den Verkauf jenes Antheils anheimftellt „behufs Befriedigung 
der Gewerfichaft”, nicht aber, damit die Gewerfichaft den Verſuch 
mache, ob und in wieweit fie etwa aus dem Erlöje Befriedigung er— 
langen könne. Hat aber der Gewerke jeinen Antheil bereit3 bis zum vollen 
Werthe oder über den Werth hinaus hypothekariſch belaftet, jo wird hier: 
durch) jener Zwed der Hingabe zum Verkaufe von vornherein vereitelt; 
ein Verkauf zu Gunſten der Gewerkichaft kann nicht mehr jtattfinden. 
Die Gewerfichaft muß deshalb in einem jolchen Falle, der Faffung und 
dem Sinne des $ 130 entjprechend, für befugt erachtet werden, dem 
Sewerfen auf das Anheimjtellen des Verkaufes feines Antheils den Ein- 
wand, daß legterer bereits hypothekariſch überlaftet jei, entgegenzujeßen 
und jich daher auf den für fie zweckloſen Verkauf nicht einzulaffen, ſon— 
dern ihre Befriedigung nach wie vor auch aus dem übrigen Vermögen 
des Gewerfen zu juchen. Brafjert, 3. Bd. 20 ©. 80. 

f. Hat ein Gewerke gemäß $ 130 den Berfauf feiner mit Pfand- 
rechten belajteten beweglichen Kuxe anheimftellt, und jet die Gewerfichaft 
dieſe Kuxe zum Verkaufe aus, jo hat diejelbe den Yaujtpfandgläubigern 
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gegenüber nicht mehr Nechte auszuüben, als der Eigenthümer der Hure 
ſelbſt. Es fünnen demnach die Kture nur belajtet mit dem Pfandrechte 
zum Verkaufe ausgejeßt und nur hiermit belaftet zugeichlagen werden. 
Urth. des Landger. Duisburg v. 17. Dez. 1880, 3. Bd. 22 ©. 245. 
g. Die PVorjchrift des 8 130 ändert nichts in der perjünlichen 
Schuldverpflichtung eines Gewerken, welche jchon vor Einführung des 
Bergg. begründet und Gegenjtand der Klage geworden iſt. Urth. des 
Obertr. v. 4. Febr. 1867, 3. Bd. 9 ©. 161, Striethorjt Bd. 65 ©. 266. 


Zu $ 131. 


1. Behufs Wahrung der Nechte und Interefjen des Gewerfen 
muß der auf Grund des $ 130 erfolgende, an fich freiwillige Verkauf 
des Antheils gemäß $ 131 Ab. 1 nach denjelben Vorfchriften vollzogen 
werden, welche das Prozeßrecht für die Zwangsvollitredung in das Ver— 
mögen eines Schuldners enthält. Demnach kommen gegemvärtig bei dem 
Verkaufe beiveglicher Kuxe die VBorjchriften der C. P. O. 88 708 bis 754 
zur Anwendung (vergl. $ 109 Bem. 1), womit der Hinweis des $ 131 
auf die „Vorſchrift des $ 109” hinfällig geworden ift. Dagegen hat der 
Berfauf unbeweglicher Kuxe gemäß $ 234 nad) dem Gef., betr. die Zwangs— 
volljtrefung in das unbewegliche Vermögen, dv. 13. Juli 1883 zu erfol- 
gen (vergl. ©. 176). 

Sit die Gemwerfichaft eigenmächtig von dieſer gejehlich vorgeichrie- 
benen Art des Berfaufes der Kuxe abgewichen und dem Gewerfen hier: 
durch Schaden erwachien, jo kann derjelbe Schadenserfaß, nicht aber 
Rückgabe der veräußerten Sure von der Gewerfjchaft verlangen. Urth. 
des Oberl.-Ger. Hamm v. 21. Mai u. des Reichsg. v. 10. Dez. 1881, 
3. Bd. 23 ©. 259. 

2. Die Borjchrift im Abi. 2 über die Verwendung des gelöften 
Kaufpreiſes behandelt Tediglich das Verhältuig der Gewerffchaft zu ihren 
Gewerfen, berührt aber den Fall nicht, daß außer der Gewerfichaft noch 
andere Gläubiger des Gewerfen Anjprüche auf den PVerfaufserlös er: 
heben; im dieſem Falle findet vielmehr die Bertheilung dev Staufgelder 
nad) den allgemein geltenden Regeln ftatt. Hieran reiht. ſich der wich— 
tige Grundſatz: 

Nach preußischen Rechte jteht der Geiverfichaft wegen dor rück: 
ſtändigen Beiträge (Zubuße) weder ein Pfaudrechtdan Den — baveg- 
lichen oder unbeweglichen — Kuxen des Gewerlkch, Koh a Borzugs 
recht auf Befriedigung aus dem Erlöje der ver in Kure dor Den 
Forderungen der Hypotheken-, Pfand- und j 2. läubigers uu. 

Der hierüber lebhaft geführte Streit ilt « ehlediät zu betrachten, 
jeitdem auch das Neichsgericht in völliger Uchekfintinmuig uif der 
Rechtiprechung des vormaligen Obertribunals diejer RTL angenom- 
men hat. Bon beiden Gerichtshöfen ift derielbe jo ı a gerecht⸗ 
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fertigt worden, dah die Frage in Anjehung des geltenden Rechts um 
jo mehr auf ſich beruhen fann, als fie wenigitens fir die Gewerfichaften 
neuen Rechts ihre praktische Bedeutung durch die Neichögejeßgebung 
(Civilprozeß: und Konkursordnung) verloren hat. Ein Himveis auf die 
einschlägigen gerichtlichen Entjcheidungen und die bergrechtliche Literatur 
wird daher hier genügen. 

Das Obertr. hat in einer größeren Zahl von Fällen das von Ger 
werfichaften beanipruchte Pfand» bezw. Vorzugsrecht verneint: Urth. v. 
30. Nov. 1874, 3. Bd. 16 ©. 117, Entſch. Bd. 73 ©. 219, Striethorjt 
Bd. 93 ©. 49; v. 11. Mat 1877 (ungedrudt); v. 7. Sept. 1877, 3. 
Bd. 19 ©. 100, Striethorjt Bd. 97 ©. 345; v. 12. Nov. 1877 (unge: 
drudt); v. 28. Juni 1878, 3. Bd. 19 ©. 519, Entid. Bd. 82 ©. 45; 
v. 21. April 1879, 3. Bd. 21 ©. 378. Ebenſo das Reichsg. Urth. v. 
15. Suni 1881, 3. Bd. 22 ©. 363, Entſch. Bd. 3 ©. 275. Dagegen 
entjchied das Appell.-Ger. Hamm zu Gunsten des Vorzugsrechts der 
Gewerfichaft, Urth. v. 31. San. 1877, 3. Bd. 18 ©. 392. 

Bon den Schriftitellern verneimen das rechtliche Beltehen eines 
Pfand» und Vorzugsrechts der Gewerlihaft: Oppenhoff Nr. 589, 
709, 710; Raht, 3. Bd. 19 ©. 452; Brafjert, 3. Bd. 20 ©. 71; 
Baron, 3. Bd. 20 ©. 307; Eſſer, Gewerfichaft ©. 104. In gleichem 
Sinne jprach ſich Achenbach im preuß. Abgeordnetenhaufe aus, 3. 
Bd. 19 ©. 336. Andererjeits find für das Vorzugsrecht der Gewerk- 
Ichaft eingetreten: Strohn, 3. Bd. 7 ©. 54, welcher außerdem auch eine 
dingliche Berhaftung der Sure für die Zubußrüditände annahm; Plath- 
ner, Gruchot’S Beiträge Bd. 22 ©. 288, 3. Bd. 19 ©. 353; Mayer J, 
Gruchot 3. Bd. 23 ©. 35; Wieje, 3. Bd. 22 ©. 219; Dernburg, 
Preuß. Privatrecht, 4. Aufl. Bd. I ©. 688 Anm. 9. Klojtermann, 
welcher urjprünglich das dingliche Recht und das Vorzugsrecht annahm, 
jpäter aber nur an leßterem feithielt (3. Bd. 18 ©. 229), hat feine 
Anficht gegenüber der übereinjtimmenden Nechtiprechung des Obertr. und 
des Reichsg. nicht weiter aufrecht erhalten (4. Aufl. Anm. 276). Arndt 
(©. 160 u. 3. Bd. 19 ©. 200, 319) leitet das WVorzugsrecht zwar aus 
$ 131 her, nimmt aber an, daß daffelbe bei den unbeweglichen Kuren nach 
dem neueren preuß. Grundbuchrechte und bei den beweglichen Kuxen nach 
den reichsrechtlichen Borjchriften der Konkurs: und Civilprozeßordnung 
nicht mehr bejtehen kann. 

Die wiederholt erörterte Frage, ob und eventuell wie im Wege der 
Geſetzgebung die Gewerfichaft wegen ihrer Beitragsforderungen wirkſamer 
als gegenwärtig zu jchügen jei, hat bis jet ihre Erledigung nicht ge 
funden; die Schwierigkeiten liegen wejentlich in der Sache jelbit. Sogar 
über die Bedürfnißfrage iſt völliges Einverftändniß noch nicht erreicht, 
und die Vorjchläge, in welcher Weiſe etwa Abhülfe zu schaffen jein 
werde, gehen ebenfall3 auseinander. Eine Rückkehr zu dem früheren 
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Kaduzirungsiyitem muß von vornherein als ausgejchloffen angenommen 
werden. Zudem könnte bei der jeigen Lage der Geſetzgebung im Reiche 
der Gewerfichaft neuen Nechts ein Vorzugsrecht für ihre Beitragsfor- 
derungen nur noch durch veichsgeießliche Beſtimmung beigelegt werden 
(ſ. ©. 183), und es würde fich nicht empfehlen, einfeitig im Wege der 
Landesgejeßgebung dieſes Vorzugsrecht nur zu Gunften der Gewerk— 
ichaft alten Rechts zu begründen (j. S. 178, 179). Vergl. im Uebrigen 
zur Frage über das Vorzugsreht: Antrag Hammacher in der Lande 
tagsfejjion 1877/78, Drucjachen des Abg.-Haufes Nr. 92 u. 3. Bd. 19 
©. 325; v. Rynſch, Denkichrift über die gewerfichaftlichen Berträge, 
3. Bd. 19 ©. 435; Brafjert, 3. Bd. 20 ©. 88; Baron, 3. Bd. 20 
©. 318; Eſſer- Gewerlichaft S. 60. Wegen der das Vorzugsrecht an— 
erfennenden, aber nicht mehr verwendbaren Vorſchrift im Art. 99 des 
bayer. Bergg. ſ. $ 109 Bem. 3 ©. 309. 

3. Der Gewerfichaft fteht wegen ihrer Forderung auf Zahlung 
rücjtändiger Beiträge (Zubuße) in dem über das Vermögen des ſäumi— 
gen Gewerfen eröffneten Konkurſe nicht das Recht auf abgejonderte Be: 
friedigung zu, weder bei den beweglichen, noch bei den unbeweglichen 
Kuren. Urth. des Obertr. v. 28. Juni 1878, 3. Bd. 19 ©. 519, Entſch. 
Bd. 82 ©. 45, Striethorit Bd. 100 ©. 86; Konkursordn. v. 8. Mai 
1855 88 31 ff, Reichs-Konkursordn. 88 39 ff.; Arndt, 3. Bd. 19 
©. 321. 

Erſt nach Eröffnung des Konkurjes ausgejchriebene Zubuße gehört 
zu den Kommunfojten; $ 102 Bem. 6. 

4. Bleibt nach Befriedigung jämmtlicher auf den gelöften Kauf— 
preis erhobenen, rechtlich begründeten Anjprüche noch ein Ueberjchuß, fo 
jteht derjelbe dem Gewerfen zu. 

5. Das aus dem Älteren Bergrecht in den Abi. 3 des $ 131 über- 
nommene Accrejcenzrecht entjpricht dem Umjtande, daß die übrigen Ge— 
werfen an Stelle des ausfallenden Mitbetheiligten die Fünftigen und 
nöthigenfall8 auch die rüdjtändigen Beiträge aufbringen müfjen. Motive 
©. 851. Die Zufchreibung des unverfäuflichen Antheils erfolgt in jedem 
alle „Laitenfrei”. 

Werden der Gewerfichaft als jolcher unverfäufliche Kuxe zugejchrie= 
ben ($ 234), jo tritt hiermit nicht (Kloftermann Anm. 278) eine Ver: 
minderumg der gejeglic) (ſtatutariſch) beitimmten Kuxzahl um ebenjo viele 
Kuxe ein, jondern dieje Zahl bleibt unverändert, und die Gewerkichaft 
kann die ihr (nicht „den gefammten einzelnen Gewerfen*, Arndt ©. 142) 
zugefallenen Sure als jolche jederzeit wieder veräußern. Bis dahin ruhen 
aber die mit diefen Kuxen verbundenen Gewerfenrechte, namentlich auch 
das Stimmrecht in den Gewerkenverſammlungen, ebenſo wie dies bei 
Kuren der Fall iſt, welche bei Konjtituirung der Gewerkſchaft einitweilen 
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nicht begeben worden find. Urth. des DOberl.-Ger. Hamm v. 14. März 
1885, 3. Bd. 27 ©. 80; $ 111 Bem. 2; Ejjer, Gawerfichaft S. 106. 


Zu 8 132. . 


1. Die Borausjegungen, unter welchen $ 132 jedem Gewerfen Die 
Befugniß zum fremvilligen Verzicht auf feinen Antheil beilegt, ergeben 
ſich ebenfo wie die hier vorgejchriebene Art der Verfügung über einen 
jolchen Antheil aus allgemeinen Nechtsgrundfägen und dem Wejen der 
Gewerfichaft. Motive ©. 81. Der Antheil, auf welchen in jolcher Weije 
freiwillig verzichtet it, unterliegt lediglich dem Verfügungsrechte der 
Gewerkſchaft; für den Fall des Verkaufes fällt ihr der Erlös ganz zu; 
von der Herausgabe eines Ueberichufjes an den Gewerfen, wie im Falle 
des $ 131 (Bem. 4), kann Hier nicht die Rede jein. Urth. des Obertr. 
v. 23. Oft. 1876, 3. Bd. 18 ©. 133, Entſch. Bd. 78 ©. 237. 

2. Sofern die Gewerfichaft iiber einen durch freiwilligen Verzicht 
ihr zugefallenen Antheil nicht anderweitig verfügt, findet der Verkauf 
deffelben zu Gunsten der Gewerfichaft durch den Repräſentanten bezw. 
den Grubenvorjtand ($ 117 Ab. 2) ftatt. Die Form des Zwangsver— 
faufes tft hier nur bei unbeweglichen Kuren ($ 234), nicht auch bei be— 
weglichen Kuren erforderlich. Behufs Vereinfachung des Berfahrens 
fonnte im $ 132 von der für die Fälle des $ 131 vorgejchriebenen 
„Mobiltarverfteigerung“ füglich abjehen werden, da außer der Gewerk- 
Ichaft niemand ein Intereffe daran hat, wie der Verkauf eines freiwillig 
aufgegebenen Antheils ausfällt. 

3. Für die Zufchreibung eines unverfäuflichen Antheils an die 
Sewerfichaft (Abſ. 3) und deren Wirkungen gilt $ 131 Bem. 5. 


Zu $ 133. 


1. 88 133 u. 134 handeln von demjenigen Mitbetheiligten eines 
Bergwerks, welche feine Gewerfichaft bilden, und von der Vertretung 
derjelben. 

Da das Bergg. den Mitbetheiligten eines Bergwerks gejtattet, jede 
nach den allgemeinen Geſetzen zuläſſige Geſellſchaftsform zur Regelung 
ihrer gejellfchaftlichen Verhältniffe zu wählen (vergl. ©. 261), jo tritt 
das auf den $$ 94 bis 132 beruhende Gewerkichaftsrecht erit dann und 
zwar kraft des Gefehes in Wirkſamkeit, wenn zwei oder mehrere Per: 
ſonen Eigenthiimer eines Bergwerfs geworden find, ohne daß ihre Nechts- 
verhältniffe durch Vertrag oder jonitige Willenserklärung anderweitig 
fejtgeftellt find. Für Nechtsgejchäfte diejer Art gelten folgende wichtige 
Grundſätze: 

„Treffen die Mitbetheiligten eines Bergwerks in Ausübung der 
im $ 133 ihnen gewährten Freiheit vertragsmäßige Beltimmungen, 
welche mit jolchen gewerkjchaftlichen VBorjchriften des Bergg. im Wider: 
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ſpruch jtehen, die unabänderlich find, jo kann unter ihmen überhaupt 
ein gewerkichaftliches Verhältnig mit den Wirkungen der 88 94 bis 132 
nicht entjtehen. Alsdann ijt das von ihnen getroffene Abkommen ledig— 
lich) nach den allgeme geltenden civilrechtlichen Borjchriften zu beur- 
theilen. Die 88 94 bis 132 find auch nicht ergänzend anzumenden, und 
es fommen die in ihnen enthaltenen, vom Givilrechte abweichenden Be- 
ſtimmungen nur joweit zur Anwendung, als fie in den Bertrag als 
Beitandtheile dejjelben aufgenommen worden ſind;“ Urth. des Reichsg. 
v. 14. Dez. 1881, 3. Bd. 24 ©. 352, Entſch. Bd. 6 ©. 281, und hier- 
mit übereinjtimmend Urth. des Obertr. v. 7. Jan. 1874, 3. Bd. 16 
©. 216, Entſch. Bd. 71 ©. 256; vergl. auch $ 102 Bem. 4. Dagegen 
hört nach dem erjteren Urtheil eine Gewerfichaft alten Nechts nicht des— 
halb auf, eine Gewerfichaft zu fein, weil ihre alte Berfafjung Beſtim— 
mungen enthält, die mit jolchen Anordnungen des vierten Titels im 
Widerjpruch jtehen, welche nach S 94 Abi. 3 durch Statut nicht abae- 
ändert werden dürfen. 

Zur Gültigkeit eines Abkommens im Sinne des $ 133 iſt Ein- 
itimmigfeit der Betheiligten und die notarielle oder gerichtliche Form 
erforderlich. Dagegen hängt die Gültigkeit dejjelben nicht davon ab, 
daß die Urkunde der Bergbehörde eingereicht wird; die hier vorgejchrie- 
bene Einreichung joll nur dazu dienen, der Bergbehörde von dem be— 
treffenden Rechtsgeſchäfte Kenntniß zu geben. Vergl. Urth. des Obertr. 
v. 7. Jan. 1874. So lange die Einreichung der Urkunde nicht erfolgt 
it, wird die Bergbehörde die Mitbetheiligten als Gewerfichaft (8 94) 
zu behandeln haben. 

3. Neben der Gewerkichaft it die bei dem Bergbau gebräuchlichite 
Geſellſchaftsform die Aktiengeſellſchaft. Die gejegliche Verfaffung der- 
jelben beruht gegenwärtig auf Art. 207 bis 2498 9. ©. B. in der 
Faſſung des Gef. v. 18. Juli 1884 (NR. G. BL. ©. 123). Vergl. u. a. 
Ejjer II, Geſetz v. 18. Juli 1884. 4. Aufl. Berlin 1887. 

4. Eine Gewerfichaft kann eine andere Gejellichaftsform annehmen 
umd fich 3. B. in eine Aftiengejellichaft umwandeln; hierzu bedarf es 
aber außer einem einftimmigen Gewerkichaftsbejchluffe der Zuftimmung 
der Pfandgläubiger ($ 24 Th. I Tit. 20 U. 2. R.), da mit einer jol- 
chen Umwandlung die erheblichiten Nachtheile für die Nechte und die 
Sicherheit der Pfandgläubiger verfnüpft fein können. Verf. des Appell. 
Ser. Hamm v. 1. April 1874, Johow, Jahrb. Bd.4 ©. 125, 3. Bd. 17 
©. 530; Rintelen, Grudot Bd. 18 ©. 31, 3. Bd. 17 ©. 23. 

Für die Stempelverwendung gilt der Grundſatz, daß, wenn Die 
Mitglieder einer Gewerfichaft bei deren Umwandlung in eine Aktienge— 
jelljchaft ihre Kure in die neue Gejellichaft einbringen und Dafür-uach 
Berhältnig ihrer jeitherigen Beteiligung Aktien erhalten, ——— * 


urkunde nur dem gewöhnlichen Vertragsſtempel (1,5 A: ynterkegN x SA 
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Urth. des Reichsg. v. 8. Juli 1880, 3. Bd. 22 ©. 239 und Anm. 1 
daj.; auch Urth. des Appell.:Ger. Köln v. 24. Mat 1879, Rhein. Archiv 
BY. 70 ©. 142 u. 3. Bd. 24 ©. 216. Neltere entgegengejegte Anficht 
des Dbertr.: Plenarbeſchl. v. 20. Dez. 1875, Entſch.Bd. 76 ©. 20; 
Urth. v. 1. u. 5. Nov. 1878, Entich. Bd. 82 ©. 219, 3. Bd. 21 ©.515. 

5. Das Nechtsverhältnig der Gewerfichaft alten Rechts mit un- 
beweglichen Kuren kann der unabänderlichen Vorjchrift des $ 101 zu— 
wider nicht dom einer erjt unter dem Berggejege entitandenen Gewerf- 
Ichaft vertragsmähig angenommen werden; Schreiben des Oberb. Bonn 
v. 28. Aug. 1878, 3. Bd. 20 ©. 117. 

6. Eine „gemeinschaftliche Mafje* im Sinne des Abſ. 2 iſt auch 
die Gütergemeinjchafts- und die Konkursmaſſe. Eheleute bilden aber 
überhaupt nicht eine Gewerkichaft im Sinne des 8 94; Beſcheid des 
Dberb. Bonn v. 31. Mat 1880, 3. Bd. 21 ©. 39. 

7. Auc, die Mitbetheiligten einer jäch). Kohlenabbau-Gerechtigfeit 
bilden feine Gewerkichaft im Sinne des Bergg. Vergl. $ 94 Bem. 4 
©. 274 u. Ge. v. 22. Febr. 1869 $ 10 Bem. 1. 


Zu $ 134. 


1. Es liegt im öffentlichen Interefie, daß ebenfo wie die Gewerk— 
ichaften auch die Mitbetheiligten eines Bergwerfs im Sinne des $ 133 
einen Repräfentanten bejtellen, fofern deren Vertretung nicht anderweitig 
auf gejeglichem Wege geordnet it. 8 134 Abi. 1 verlangt deshalb auch 
für diefe Fälle die Beitellung und Namhaftmachung eines Repräſen— 
tanten, welcher im Inlande d. h. im deutjchen Neichsgebiete wohnen 
muß; $ 117 Bem. 3. Diejelbe Verpflichtung ift im Ab}. 2 dem Allein- 
eigenthümer eines Bergwerks auferlegt, wenn derjelbe außerhalb des 
Neichsgebiets wohnt. Endlich erjtredt fic diefe Verpflichtung nach $ 240 
auf diejenigen Mitbetheiligten von Bergwerfen in den linksrh. Landes- 
theilen, welche dieje Bergwerfe bereits vor Erlaß des Bergg. beſaßen. 

Wegen Beitellung von Repräjentanten bei dem ſächſ. Kohlenberg- 
bau vergl. unten Geſ. v. 22. Febr. 1869 $ 10 Bem. 2. 

2. Das Öffentliche Intereſſe kommt in den vorbezeichneten Fällen 
nur injoweit in Betracht, als es ſich um eine Vertretung der Mitbe— 
theiligten nac) außen handelt. Demgemäß bejchränft Abi. 3 die gejeß- 
liche, auch hier unabänderliche Bollmaht des Nepräjentanten auf die- 
jenigen Gejchäfte, welche im 8 124 als nicht entziehbare bezeichnet find. 
Eine Erweiterung dieſer Vollmacht durch die Mitbetheiligten (den Allein- 
eigenthümer) iſt nicht ausgeſchloſſen. Die Beitellung des Repräfentanten 
muß auch hier in notarieller oder gerichtlicher Form erfolgen; $ 118 
Bem. 3. 

3. Die Berpflichtung, aber auc) die Befugniß zur Beitellung 
eines Nepräjentanten im Sinne des Bergg. it, abgejchen von der Gewerf- 
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Ichaft, auf die unter 1 bezeichneten Fülle beichränft. Der im Inlande 
wohnende Alleineigenthümer eines Bergwerfs kann daher feinen jolchen 
Nepräjentanten beitellen und jeinem mit diefem Namen bezeichneten Ver: 
treter nicht mehr Befugniſſe auf eine, Dritte verbindende Weiſe einräu— 
men, als nach dem maßgebenden Eivil- und Prozeßrechte einem Bevoll- 
mächtigten übertragen werden Dürfen; Urth. des Obertr. v. 21. Jan. 
1878, 3. Bd. 20 ©. 353. Insbeſondere kann eine Aftiengejellichaft, 
welche ihren Sit im Inlande hat, als Alleineigenthümerin eines Berg: 
werfs nicht durch einen Repräjentanten im Sinne des Bergg., jondern 
nur durch die Perjonen vertreten werden, welche hierzu nach dem Ge— 
jellichaftsitatut und den allgemeinen Gejegen berufen find; Urth. des 
Landg. Dortmund v. 28. März 1881, 3. Bd. 23 ©. 232. Die Altien- 
geſellſchaft it eine Gejellichaft, deren Vertretung im Sinne des $ 134 
Abi. 1 auf Grund der „allgemeinen Geſetze“ durch Statut geordnet if. 
Motive ©. 82; Dppenhoff Nr. 729; Efjer, Gewerfichaft ©. 82. 
Anders Kloftermann Anm. 283. 

4. Die Beitellung eines Grubenvoritandes an Stelle des Reprä— 
jentanten ift für die unter $ 134 gehörenden Fälle im Gefete nicht vor— 
gejehen und kann nicht zugelaffen werden, weil das desfallfige Wahl— 
recht im $ 117 nur der Gewerfichaft vorbehalten iſt. 

5. Aus der Berweilung im Abi. 1 auf den $ 127 ergeben fich 
auch für die Fälle der 83 134 u. 240 die Grumdjäße wegen Bejtellung 
eines (interimiftiichen) Nepräjentanten jeitend der Bergbehörde; 8 127 
Bem. 2 bis 6 ©. 338. 


Fünfter Titel. 


Don den Rechtsverhältniſſen zwiſchen den Bergbautreibenden 
und den Grundbelikern. 


Der fünfte Titel regelt die Nechtsverhältniffe, welche durch den 
auf Verleihung beruhenden Bergbau zwijchen den Bergbautreibenden und 
den Grundbeſitzern entſtehen, joweit diefe Regelung nicht dem allgemei- 
nen Givilrechte, jondern dem Bergrechte angehört. Bon den drei Ab- 
jchnitten, auf welche der Stoff fich jachgemäß vertheilt, behandelt der 
erjte die Grundabtretung und zwar jowohl die materiellen Grundſätze, 
als auc) das Zwangsverfahren, der zweite den Schadenserjag, welcher 
außerhalb des Falles der Grundabtretung von dem Bergbautreibenden 
für Beichädigungen des Grundeigenthums und feiner Zubehörungen zu 
leisten it, der dritte das bejondere Verhältniß des Bergbaues zu öffent: 
lichen Berfehrsanftalten. 

Jeder diefer Gegenftände erheijcht eine von den Kegeln des allge- 
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meinen Nechts abweichende Behandlung. Aus der rechtlichen Trennung 
der dem Bergg. unternvorfenen Mineralien von dem Grundeigenthum 
einerjeits und der Unentbehrlichkeit des leteren für den Bergbau anderer: 
ſeits ergiebt fich mit Nothwendigkeit das Recht des Bergwerksbeſitzers, 
die Abtretung der zu den Zweden des Bergbaues erforderlichen Ober- 
fläche von dem Grundbefiger zu verlangen. Diejes Necht ist deshalb 
auch von der älteren wie neueren Berggejehgebung anerkannt und im 
$ 64 als ein Ausfluß des Bergwerfseigenthums gefennzeichnet; $ 64 
Bem. 1 ©. 213. In die Gejeßgebung über die Enteignung von Grund— 
eigenthum „aus Gründen des öffentlichen Wohles“ gehört das bergredht- 
liche Enteignungsrecht nicht und tjt daher auch von der Anwendbarkeit 
des gegenwärtig geltenden Enteignungsgejeßes v. 11. Juni 1874 (©. 
©. ©.221) ausdrüdlich ($ 54) ausgenommen. Brajjert, 3. Bd. 16 
©. 61. Was ferner die Schadenserjagverbindlichkeit für die ſog. Berg- 
ichäden betrifft, jo kann diejelbe nicht in dem Grenzen der civilrechtlichen 
Haftpflicht gehalten werden, jondern bedarf hierüber Hinausgehender Vor— 
Schriften. Endlich erfordert die Rückſicht auf die Gemeinmüßigfeit der 
öffentlichen Berfehrsanitalten, daß das Verhältniß des Bergbaues zu 
denjelben nach anderen als den allgemeinen Grundjäßen des Civilrechts 
gejeglich geordnet wird. 

Die Grundfäße, nad) welchen das ältere deutjche und preuß. Berg- 
recht und andererfeit das franz. Berggejeß den Widerjtreit der Interefjen 
zwischen Bergbau und Grundeigenthum auszugleichen verjucht hatte, be- 
friedigten weder den einen noch den anderen Theil. Das Bergg. hat fich 
die Aufgabe geitellt, Hier vermittelnd einzutreten und ebenſowohl den be- 
rechtigten Forderungen des Grundeigenthums als den unabweislichen Be- 
dürfniffen des Bergbaues gerecht zu werden. Im Anwendung der hier: 
auf abzielenden Vorjchriften des fünften Titels Haben Verwaltungs: und 
Gerichtspraris im Laufe der Jahre zahlreiche wichtige Nechtsgrundjäge 
feftgeftellt, durch welche jenem Zwecke des Geſetzes Rechnung getragen 
und ein im Wejentlichen befriedigender, beiden Theilen dienlicher Rechts— 
zuftand gefchaffen ift. Die in neuerer Zeit aus Streifen der Grundbe— 
figer hervorgegangenen Bejtrebungen, die jegigen Rechte des Bergbau- 
treibenden gegenüber dem Grundeigenthum erheblich einzujchränfen und 
die bereit3 weit gehende Entjchädigungsverbindlichkeit dejjelben noch zu 
verjchärfen, fünnen als berechtigt und jegenbringend nicht anerkannt wer- 
den. Nach diefer Richtung von den leitenden Gefichtspunften und 
Grundfägen des fünften Titel® abgehen, hieße, den heimischen Bergbau 
und die von ihm abhängigen wirthichaftlichen Gefammtinterefjen, nament- 
fich auch diejenigen der Landwirthichaft jchädigen. 

Die Vorjchriften des erſten und zweiten Abjchnitts find auf den 
ſächſ. Kohlenbergbau mit den im $ 9 lit. e u. d des Gef. v. 22. Febr. 
1869 angegebenen Einjchränfungen ausgedehnt, und diejelben Einjchrän- 


8 135] Erfter Abſchnitt. Von der Grundabtretung. 353 


fungen bejtehen nach dem Einf.-Gef. für Hannover Art. XIII für den 
Kohlenbergbau im Fürſtenthum Calenberg. ©. unten. 

Aus der hierher gehörigen Literatur find Hervorzuheben: die Ab: 
handlungen von Achenbad, 3. Bd. 4 ©. 196, 324, und Klojter- 
mann, Gruchot Bd. 21 ©. 245, Bd. 22 ©. 300 und insbejondere die 
drei Schriften von Daubenjped über die Haftpflicht des Bergwerks— 
befiers aus der Beichädigung des Grundeigenthums nach preuß. Recht, 
Berlin 1882; die Schiedsgerichte für Negulirung der Bergjchäden, Berlin 
1883; Beiträge zur Lehre vom Bergjchaden, Berlin 1885. 


Erfter Abſchnitt. 
Don der Grundabtretung. 


Diefer Abjchnitt enthält die Ausführungsbeitimmungen zu $ 64. 
Sie jchliegen das dort dem Bergwerkseigenthümer grundjäglich beigelegte 
Recht in feite gejegliche Grenzen ein und bejtimmen insbejondere, was, 
zu welchen Zweden und unter welchen Borausjeßungen der Grundbeſitzer 
abtreten muß. Hierbei iſt in Uebereinſtimmung mit dem früheren Berg- 
rechte daran feitgehalten, daß der Bergbautreibende die Abtretung von 
Grund und Boden nur zur zeitweijen Benubßung, niemals aber zum 
Eigenthum verlangen fann, da dem Bedürfniffe des Bergbaues genügt 
ift, wenn der Bergwerksbeſitzer das Grundftüd jo lange benutzen darf, 
bis er feinen bergbaulichen Zwed volljtändig erreicht hat. Dagegen ent: 
Ipricht e3 der Natur des Berhältnifjes und der Billigfeit, daß dem 
Grundeigenthümer näch dem Vorgange des franz. Bergg. die Befugniß 
eingeräumt it, jeinerjeits in gewijjen Fällen die Erwerbung des Eigen- 
thums des Grundjtüds von dem Bergwerfsbefiger zu verlangen; Mo— 
tive ©. 83. 

Für das Zwangsverfahren find im Wejentlichen die fachgemäßigen 
Grundjäße, nach welchen dafjelbe jchon früher in den rechtsrh. Landes- 
theilen geordnet war, beibehalten. 

Die Vorjchriften der übrigen deutjchen Berggejeße über die „Grund: 
abtretung” weichen zum Theil von dem preuß. Borbilde ab, weniger in 
den materiellen Grundjäßen, als in Bezug auf das Verfahren, indem 
dieſes mit den allgemeinen VBerwaltungseimrichtungen und der Zuſtän— 
digkeit der Landesbehörden zujammenhängt. 


3u $ 135. 

1. $ 135 trifft die grumdlegende Beitimmung über Inhalt und 
Umfang des berggejeglichen Enteignungsrechts; er entjcheidet die Fragen, 
wer die Grundabtretung zu verlangen befugt und wer zu derjelben ver- 
pflichtet ift, auf welche Zwede und auf welche Gegenjtände die Abtre- 
tungspflicht fich bezieht. (Nac) dem Borgange des Enteignungsgejeßes 
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v. 11. Juni 1874 empfiehlt ſich der jowohl die Entziehung als auch die 
Beichränkung des Grundeigenthums umfaſſende Ausdrud „Enteignung“.) 

2. Die Befugnig, die Grundabtretung zu verlangen, ſteht nad) 
dem der Abficht des Geſetzes entiprechenden Wortlaute des 8 135 dem 
„Bergwerksbeſitzer“, aljo jedem Betreiber des Bergwerks für eigene 
Nechnung zu. Wenn auch das Recht an ſich aus dem verliehenen Berg- 
werfseigenthum fließt ($ 64), jo jchlieht Dies doch nicht aus, daß dafjelbe 
auch von Demjenigen ausgeübt wird, welcher, wie der Niebraucher, 
Pächter zc., fein Recht zum Betriebe des Bergwerfs von dem Bergiverf3- 
eigenthümer herleitet; das Bergg. unterjcheidet überall bewußter Weiſe 
zwijchen Eigenthümer und Befiger des Bergwerfs. Zudem joll die Grund- 
abtretung nur für „Betriebszwecke“, nicht für da Bergwerkseigenthum 
al3 jolches dienen. Urth. des Oberl.-Ger. Breslau v. 26. Sept. 1887, 
3. Bd. 29; Oppenhoff Nr. 750. Anders Achenbach, 3. Bd. 8 
©. 509, 519, u. franz. Bergredt ©. 275, 285; Arndt ©. 147. 

Auf den Schürfer ($ 3) und den Muther ($ 21) findet 8 135 
feine Anwendung; vergl. SS 5 fl. 

3. Die gejetliche Berpflichtung zur Grundabtretung liegt dem 
„Grundbeſitzer“ ob, „er ſei Eigenthimer oder Nubungsberechtigter”. 
Wer von diefen im gegebenen Falle zu der Grundabtretung verpflichtet 
bezw. befugt ist, unterliegt der Beurtheilung nach Civilrecht, welcher durch 
8135 nicht vorgriffen wird. Es kommt hier eimerjeits auf den Umfang des 
BVerfügungsrechts des Nutungsberechtigten (Niekbrauchers, Pächters 2c.) 
über das Grundſtück und andererfeit3 darauf an, ob die Art der Benugung, 
welche dajjelbe nach der Abjicht des Bergwerksbeſitzers finden joll, über 
die Grenzen jenes Verfügungsrechts civilrechtlich hinausgeht oder nicht. 
Unter Umjtänden wird der Bergwerfäbejiger jowohl mit dem Eigen: 
thümer als auch mit dem Nutungsberechtigten zu verhandeln und das 
Bwangsverfahren gegen beide herbeizuführen haben. Jedenfall3 kann den 
Rechten des nicht zugezogenen Eigenthümers nichts vergeben werden 
wenn ein Nubungsberechtigter über die Grenzen und die Dauer jeines 
Verfügungsrecht3 hinaus ein Abkommen über die Grundabtretung und 
deren Bedingungen mit dem Bergwerksbeſitzer getroffen, 3. B. die Ans 
lage eines Schachtes und die Errichtung eines Mafchinenhaufes geneh- 
migt hat. Urth. des Obertr. v. 30. Nov. 1874, 3. Bd. 16 ©. 238, 
Entich. Bd. 73 S.209; Min.-Erlaf v. 2. März 1866, 3. Bd.7 ©. 408. 

4. Unter allen Umjtänden hängt die gejegliche Abtretungsverbind- 
lichkeit de8 Grundbefigers davon ab, daß die Benußung des in Anspruch 
genommenen Grundjtüds für eine der im $ 135 bezeichneten Anlagen 
und Vorrichtungen „nothwendig“ iſt. Um eine abjolute Nothwendigfeit 
handelt es ſich jedoch nicht; nothwendig im Sinne des $ 135 ijt viel- 
mehr die Benußung eines fremden Grundjtüds, wenn die Herjtellung 
der von dem Bergwerksbeſitzer beabfichtigten Anlage „nach den Grund» 
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ſätzen einer technijch und wirthichaftlich regelrechten Betriebsführung an 
dem dazu auserjchenen Plage erfolgen muß und an diefem Plate die 
Verwendung des in Anjpruch genommenen Grund und Bodens erheijcht“, 
Liegt dieſe Vorausjegung vor, jo fann die Abtretung nicht deshalb ver- 
weigert werden, weil der beabjichtigte Betriebszwed auch auf andere 
Weije zu erreichen oder die Ausführung der bergbaulichen Anlage auch 
auf einem anderen Grundſtücke möglich iſt. Denn der Bergwerksbeſitzer 
hat das Necht, für die Ausführung der zu feinen Betriebszweden erfor= 
derlichen Anlagen dasjenige Grundjtüd zu wählen, welches dazu in 
technischer und wirthichaftlicher Hinficht am beiten geeignet erjcheint, und 
der Grundbefiter kann Hiergegen nur Widerjpruch erheben, wenn einer 
der Fälle des $ 136 vorliegt oder wenn don ihm ein jpezieller Rechts— 
titel auf Befreiung von der gejeglichen Abtretungsverbindlichkeit behauptet 
wird. Rekursbeſch. v. 22. San. 1867, 26. April u. 18. Juli 1884, 8. 
Bd. 9 ©. 214, Bd. 26 ©. 132, 133; KHlojtermann Anm. 291. Theil: 
weile ander8 Oppenhoff Nr. 748, 749. 

„Nothwendig“ im Sinne des $ 135 ift die Grundabtretung auch 
dann, wenn es fich bei der von dem Bergwerksbeſitzer beabjichtigten Be— 
nugung eines Grundjtüds nicht um ein bereit3 unmittelbar (in der 
Gegenwart) vorhandenes Betriebsbedürfnig, jondern darum handelt, für 
die nächſte Zukunft auf eine angemejjene Befriedigung dejjelben Be— 
dacht zu nehmen, wie dies zur Sicherung eines regelmäßig fortjchreiten- 
den Betriebes, namentlich zur Sicherjtellung einer größeren neuen Tief- 
bauanlage unbedingt erforderlich ift. Rekursbeſch. v. 18. Juli 1874, 
3. Bd. 16 ©. 128. Wegen der Entjcheidung über die Nothwendigkeits- 
frage vergl. $ 144 Bem. 2. 

5. Die Grundabtretung kann nur „für den Betrieb des Bergbaucs“, 
nämlich für jolche Anlagen und Vorrichtungen verlangt werden, welche 
für bergbauliche „Betriebszwede” bejtimmt find, wogegen jeder andere 
Zwed oder Nebenzwed unbedingt ausgejchloffen it. Dies mußte im 
$ 135 beftimmt ausgejprochen werden, Motive ©. 83. Auf der anderen 
Seite fordert das allgemeine Interefje des Bergbaues, daß der Abtre- 
tungszwang zu Gunsten aller „für Betriebszwede bejtimmten“ Anlagen 
und Vorrichtungen des Bergwerföbefigers, welcher Art fie fein mögen, 
Stattfindet; in diefer Beziehung trifft der $ 135 feine Einjchränfung. 
Daß die ,Betriebszwecke“ fich hier nicht auf den Grubenbetrieb im engeren 
Sinne beichränfen, jondern eine weitere technijche Bedeutung haben, er= 
giebt fich aus der Faſſung des $ 135 wie aus der Natur der Sache. 

Auf dem Boden diefer Grundjäge hat die Praxis eine Reihe ein- 
zelner Fragen und Fälle entjchieden, ſ. nachitehend. 

6. Auf die Herjtellung unterirdijcher Grubenbaue unter frem— 
dem Grund und Boden findet $ 135 nicht Anwendung, weil die Be— 
fugniß hierzu ohne Weitere8 aus dem Bergwerkgeigenthum fliegt und 
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dem Grundeigenthümer ein Widerjpruchsrecht hiergegen überhaupt nicht 
zuftcht. Wegen des Ausnahmefalles bei planmäßigem Zubruchebauen 
der Oberfläche vergl. Nr. 78. 

Andererjeit3 erjtrect jich die Abtretungsverbindlichkeit des Grund- 
befigers nicht: 

a. auf die Gewinnung von Bau oder Verſatzmaterial (Bergever- 
ja) oder von Material zur Einebnung von Tagebrüchen. Bergl. Be: 
ichluß des bayer. Bergamts München v. 13. Sept. 1877, 3. Bd. 20 
©. 121; Verf. des Oberb. Bonn v. 26. März 1888, 3. Bd. 29 ©. 415; 

b. auf die Errichtung der zu einer Bergbauanlage gehörenden Ar- 
beiter- und Beamtenwohnungen. Rekursbeſch. v. 18. Juli 1874, 3. 
Bd. 16 ©. 128; 

e. auf die Hüttenwerfe und diejenigen Aufbereitungsanftalten, welche 
nicht Zubehör von Bergwerfen find, vergl. $ 58 Bem. 1 ©. 196; 

d. auf Salinen, ſoweit es fich nicht um die im $ 135 ausdrücklich 
genannten „Soolleitungen und Soolbehälter" und die den „Aufberei- 
tungsanjtalten” beizurechnenden „Sradireinrichtungen” Handelt, vergl. $ 58 
Bem. 5 ©. 198. Wegen der hannoverſchen Salinen j. Einf. Berordn. 
Art. II. 

7. Zu den Anlagen und Vorrichtungen, für welche die Grund: 
abtretung nach $ 135 verlangt werden kann, gehören u. a.: 

a. Wetterfchächte. Nekursbeich. v. 7. Sept. 1885, 3. Bd. 27 ©. 132; 

b. Bulverhäufer nebſt Zugangswegen. Rekursbeſch. dv. 10. Juni 
1870, 8. Bd. 11 ©. 360; 

ce. Kofsanftalten, jofern diejelben am Gewinnungsorte der Stein: 
fohlen errichtet werden. Rekursbeſch. v. 23. Dez. 1872, 3. Bd. 13 
©. 562. Vergl. $ 58 Bem. 2 ©. 197; 

d. Wege, Eifenbahnen und Stanäle, welche für „Betriebszwede” 
in dem obigen weiteren Sirme bejtimmt find. Insbeſondere gehören hier: 
ber die zum Abſatz der Bergwerksprodufte dienenden Abfuhrwege (vergl. 
Rekursbeſch. v. 25. April 1873, 3. Bd. 14 ©. 264), nicht minder Wege ic. 
für den Materialientransport, für die Beförderung von Arbeitern ꝛc. Bergl. 
Achenbach, 3. Bd. 7 ©. 162, durch dejjen gründliche Unterfuchung 
außer Zweifel gejtellt ijt, daß $ 135 fich auch auf die „Abfuhrwege“ erjtredt. 
Im bayer. Bergg. Art. 124 iſt letzteres durch die Zuſatzworte: „ohne 
Unterjchied, ob diefe Anlagen (Wege, Eijenbahnen, Kanäle) zur Gewin- 
nung oder zum Abjat der Bergwerfserzeugnijje dienen“ ausdrüdlich aus— 
gejprochen, durch dieſen Zuſatz aber zugleich eine offenbar nicht beab- 
fichtigte anderweitige Beſchränkung erfolgt. 

Hervorragende Wichtigkeit befiten unter den Verkehrsmitteln des 
Bergbanes die Grubeneijenbahnen, d. h. diejenigen Eifenbahnen, welche 
lediglich bergbaulichen Zwecken dienen und zu diefem Behufe von dem 
Bergwerkseigenthümer auf Grund der berggejeglichen Beftimmungen her- 
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geftellt werden. Zu denjelben gehören auch die Privat-Anjchlußgeleife, 
welche dazu bejtimmt find, den Förderpunft eines Bergwerks an eine 
öffentliche Eijenbahn anzuschließen und den Abjat der gewonnenen Pro: 
dukte auf der legteren zu ermöglichen. Dem Eifenbahngeiege v. 3. Nov, 
1838 unterliegen jolche Grubeneifenbahnen nicht, mögen jie in den Gren— 
zen des Grubenfeldes bleiben oder darüber hinausgreifen. Min.Erlaß 
v. 28. Febr. u. 30. April 1866, 13. Sept. u. 27. Nov. 1869, 3. Bd. 7 
©. 263, 265; Bd. 11 ©. 359. Vergl. über die Rechtsverhältniffe diejer 
Bahnen Sanner, 3. Bd. 27 ©. 185; Gleim, Rechtliche Natur ꝛc. 
der Brivatanjchlußgeleije, Archiv für Eifenbahnmwejen von 1887 ©. 457; 
Micke, Berfafjung und Gejchäftsfreis der preuß. Staatseiſenbahn- zc. 
Behörden. 2. Aufl. Berlin 1887. 

Unterirdiiche Grubeneifenbahnen berühren das Verhältniß zwiſchen 
dem Bergbautreibenden und dem Grundbefiger nicht und kommen des: 
halb hier nicht in Betracht. 

e. $ 135 erjtredt fich ferner auf die zu bergbaulichen Zwecken 
dienenden Drahtjeilbahnen. Rekursbeſch. v. 20. Nov. 1876, 26. April 
u. 18. Juli 1884, 3. Bd. 18 ©. 415, Bd. 26 ©. 132, 133. 

f. Eine große Rolle jpielen bei der Grundabtretung die Anlagen 
und Vorrichtungen, welche durch die mit dem Bergbau zujammenhängen- 
den Wafjerverhältnifje veranlaßt werden. Auch hier tritt die Abtretungs- 
verbindlichkeit des Grundbefigerd und zwar zu verſchiedenen Zweden ein. 
Hauptjächlich fommt die Ableitung und Klärung der abfliegenden Gru— 
benwaffer in Betracht, wozu die Anlage von Kanälen, Gräben, Klär— 
teichen und ſonſtigen Klärvorrichtungen, ſowie die Benußung von Waffer: 
läufen, namentlich von Privatflüffen nothiwendig werden kann. Vergl. 
u. a. Urth. des Obertr. v. 7. Juli 1879 u. des Reichsg. v. 21. April 
1880, 3. Bd. 21 ©. 249, Bd. 22 ©. 104, und die Urth. unter 9d. 
Weiter tritt das Bedürfnig ein, vorhandene Waſſerläufe zu verlegen oder 
zu reguliren, um gemeimjchädliche Störungen der Vorfluth) zu bejeitigen 
oder andere für den Bergwerfsbetrieb erforderliche Zwede zu erreichen. 
Nefursbeich. v. 1. Sept. 1866, 21. Nov. 1883, 5. Jan. 1886, 3. Bd. 8 
©. 132, Bd. 25 ©. 409, Bd. 27 ©. 394. 

g. Ein bejonderer Fall der Grundabtretung liegt endlich dann 
vor, wenn bei dem Bruchbau auf Braunfohlen ein planmäßiges Zu— 
bruchebauen der Oberfläche zur Gewinnung der Kohlen nothwen— 
dig it. Der Grundbejiger muß den zu Bruche zu bauenden Grund 
und Boden abtreten; andererjeit3 Hat der Bergwerksbeſitzer die Ver— 
pflichtung, die Abtretung herbeizuführen, bevor er zum Abbau übergeht. 
Hier paßt nämlich der im Uebrigen geltende bergrechtliche Grundjag 
($ 148) nicht, daß der Bergiwverfsbefiger nur zum Erjaße des dem Grund: 
eigenthum durch den Bergwerfsbetrieb zugefüigten Schadens jelbit dann 
verpflichtet ift, wenn die Beichädigung vorausgejehen werden konnte. 
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Beim Bruchbau auf Braunfohlen wird eben der Abbau jo geführt, daß 
das Hangende innerhalb einer beitimmten Friſt zu Bruche gehen joll; 
das Zubruchebauen der Oberfläche liegt in der Regel ebenjo jehr im 
Plane des Bergwerfsbetreibers wie die Gewinnung der Kohle jelbit, da 
diefe ohne jenes nicht ausführbar ift. Die zu Bruche zu bauende Grund- 
fläche ift in einem jolchen Falle für den planmäßigen Betrieb des Berg- 
baues nothwendig und wird von dem Bergbautreibenden für dieſen Zwed 
thatjächlich in Anspruch genommen ; dies ijt aber die Borausjegung des 
$ 135, indem die betreffende Fläche, gleichwie bet dem Tagebau, als 
„zu den Grubenbauen jelbjt“ in Anjpruch genommen anzuſehen ift. Da- 
gegen kann von „planmäßigem Zubruchebauen“ nicht die Rede fein, wenn 
das Zubruchegehen der Oberfläche innerhalb beitimmter Frijt nicht vor- 
auszuſehen it und nicht in der Abjicht des Bergwerksbeſitzers liegt. 
Min.-Erlafje v. 19. Nov. 1880, 22, Jan. u. 27. Junt 1881, 3. Bd. 22 
©. 278, 279; v. 29. Dez. 1881, 10. Febr. 1882, 3. Bd. 23 ©. 405, 
278, 282; Beichluß des Oberb. Halle v. 22. Juni 1887, 3. Bd. 29 
©. 263; Rekursbeſch. v. 10. Febr., 6. Juni 1882 u. 20. Sept. 1887, 
3. Bd. 23 ©. 407, 408, Bd. 24 ©. 135, Bd. 29 ©. 264; Urth. des 
Reichsg. v. 7. Nov. 1885, 3. Bd. 27 ©. 215. 

In einem neueren Urth. v. 4. Mai 1887, 3. Bd. 28 ©. 390, hat 
das Neichsg. zwiichen dem ala Mittel zum Zweck beabfichtigten Zubruche- 
bauen der Oberfläche und dem nur gewollten Zubruchegehen des Han: 
genden, welchem ſich das Zubruchegehen der Oberfläche nur als 
Folge anjchließe, unterjchieden und auf den leßteren Fall die vorjtehen- 
den, auf die Anwendbarkeit des $ 135 abzielenden Grundjäße nicht für 
anwendbar erklärt. Hiergegen tft indeß darauf hingewieſen worden (S. 396 
daj.), daß bei dem in Rede ftehenden Braunfohlenbergbau fein Unter: 
jchied zwiichen Hangendem und Oberfläche zu machen, vielmehr „Hans 
gendes“ das Gebirgsſtück ist, „welches nad) unten hin durch die Auf- 
lagerungsfläche, mit welcher es das Braunfohlenlager bededt, nach oben 
hin durch die Tagesoberfläche begrenzt wird, in jeiner ganzen, zwiſchen 
diefen Flächen (Ebenen) liegenden Mächtigfeit (Dide).“ 

8. Der Bergwerfsbefiger iſt nicht befugt, den zu bergbaulichen 
Sweden zwangsweiſe abgetretenen Grund und Boden auch zu anderen 
Zweden, 3. B. zum Feldbau, zur Biegelfabrifation ꝛc. zu benußen; Urth. 
des Dbertr. v. 5. Febr. 1875, 3. Bd. 16 ©. 384. Der in einem frü- 
heren Urth. d. Obertr. v. 28. Nov. 1862, 3. Bd. 4 ©. 114, angenom— 
mene Grundjah, daß der Bergwerksbeſitzer auf dem für bergbauliche 
Zwede enteigneten Grundjtüde auch Lehm zur Ziegelfabrifation für Die 
Berggebäude gewinnen dürfe, wurde als unhaltbar aufgegeben. Dagegen 
iſt der Bergwerksbefiger für befugt zu erachten, auf dem abgetretenen 
Grundftüde auch diejenigen Baulichfeiten auszuführen, welche zur Er- 
reichung des Zivedes der Enteignung erforderlich find, z. B. auf einem 
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„behufs einer Schachtanlage” enteigneten Grundftüce eine Speife- und 
Schlafanftalt für die bei der Schachtanlage beichäftigten Arbeiter zu 
errichten. Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 7. Juli 1876 u. des Obertr. 
v. 22. San. 1877, 3. Bd. 18 ©. 389. 

Benutzt der Bergwerföbefiger das für einen bejtimmten bergbau— 
lichen Zweck, 3.8. als Haldenplag nußungsweije abgetretene Grundſtück 
ohne Genehmigung des Grumdbejigers zu anderen, wen auch bergbau— 
lichen Zweden, jo liegt darin ein unberechtigter Eingriff in das Eigen- 
thum des Grundbeſitzers; letzterer kann im Nechtswege die Abftellung 
jolcher Webergriffe, aber noch nicht die Rückgabe des Grundſtücks ver- 
langen. Urth. des Obertr. v. 29. Mai 1876 u. 22. Jan. 1877, 3. Bd. 18 
S. 234, 289, Entſch. Bd. 77 ©. 251. 

Im Uebrigen iſt das Nutzungsrecht des Bergwerksbeſitzers an dem 
zwangsweije abgetretenen Grundſtücke, joweit fich nicht aus den bergge— 
jeglichen Borjchriften etwas Anderes ergiebt, nach den civilrechtlichen 
Grundjäßen über den Pachtvertrag zu beurtheilen. Urth. des Reichsg. 
v. 29. Ian. 1887, 3. Bd. 28 ©. 398. 

9. Was hat der Grundbefiger gemäß $ 135 abzutreten? 

a. Bor Allem die Grundfläche jelbit, deren Benugung für den 
Betrieb des Bergbaues nothivendig tft, mag diefelbe innerhalb oder außer: 
halb des betreffenden Grubenfeldes liegen. Bergl. u. a. Rekursbeſch. v. 
25. April 1873, 3. Bd. 14 ©. 264. 

b. Iſt die Nothwendigfeit der Abtretung eines Grundftüds aner- 
kannt, jo müſſen auch die Zubehörungen defjelben dem Bergbau 
weichen, da es, abgejchen von den Fällen des 8136 Abf.2, nicht darauf 
ankommt, ob das Grundjtücd bebaut ift oder nicht. Dagegen kann der 
Bergwerfsbefiger niemals verlangen, daß ihm Gebäude oder fonjtige 
bauliche Anlagen als jolche zu jeinen Zweden abgetreten werden. Mo— 
tive ©. 84. 

e. Die Grumdabtretung fann auch in der Errichtung einer Ser— 
bitut, 3. B. einer Wegegerechtigkeit bejtehen, indem dem Bergwerksbe— 
figer die Mitbenugung eines vorhandenen Weges neben der eigenen Be- 
nugung des Grundbefigers gejtattet wird. Rekursbeſch. v. 6. Dez. 1883, 
3. Bd. 25 ©. 282; Dppenhoff Nr. 746, 

d. Wafjerberehtigungen unterliegen als ſolche der berg: 
gejeglichen Abtretungsverbindlichkeit nicht. Motive ©. 84; Urth. des 
Obertr. v. 7. Juli 1879, 3. Bd. 21 ©. 252; Achenbach, 3. Bd. 11 
S. 98. Der Bergwerfsbejiger kann daher z. B. die Abtretung einer 
anderweitig benußgten Wafjerkraft nicht verlangen. (Nach dem bayer. 
Bergg. Art. 52 gehört zu den aus dem Bergwerkseigenthum fliegenden 
Rechten auch die „Benügung des Waſſers“ nach näherer Vorjchrift der 
Art. 148 bis 150.) 

Eine wejentlich andere Frage iſt die wegen Mitbenugung der Pri— 
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vatflüfje zur Aufnahme und Ableitung von Grubenwäfjern. Be- 
fanntlich hat dieſe Frage in neuerer Zeit erhöhte Bedeutung für den 
Bergbau erlangt und bejonderd in Bezug auf den niederrheinisch-weit- 
fälischen Steinfohlenbergbau zur eingehenden Erörterung ihrer rechtlichen 
und wirthichaftlichen Seite Anlaß gegeben. Nach manchen Schwankungen 
it die Verwaltungs» und Gerichtspraris im Allgemeinen zu feſten Grund: 
jägen gelangt, welche darin gipfeln, daß 

1. der Uferbejiger eines Privatfluffes die oberhalb erfolgende 
Zuleitung von Grubenwaffern in den Fluß unter beftimmten Voraus— 
jegungen nach allgemeinen Nechtsgrundjägen dulden muß; 

2. der Bergwerföbefiter die Zuleitung von Grubenwaffern in 
einen Privatfluß, jofern die Nothwendigfeit hierzu im Sinne des $ 135 
vorliegt, im berggejeglichen Enteignungsverfahren erzwingen fanır. 

Zu 1. Bon den ich gegenüber jtehenden Anfichten (es handelte 
ſich jtet3 um den Geltungsbereich des A. 2. N.) ging die eine dahin, 
daß der Uferbefiger eines Privatfluffes der Ableitung von Grubenwafjern 
in leßteren nicht widerjprechen fünne, wenn das Grubenwaſſer nicht ſchäd— 
lich ijt, der Uferbefiter überhaupt in jeinen Nutungsrechten an dem Fluſſe 
nicht beeinträchtigt wird. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 8. Oft. 1881, 
des Landg. Münjter v. 17. Nov. 1884, 3. Bd. 23 ©. 240, Bd. 27 
©. 218. Die entgegengejeßte, von dem Obertr. und dem Reichsg. an— 
genommene Anficht jprach dem Bergwerföbefiger das Recht zur Ablei- 
tung der Grubenwaſſer in einen Privatfluß unbedingt ab, indem der: 
jelbe, er jei Uferbefiter oder nicht, einen bejonderen Rechtsgrund hierzu 
weder aus dem Gejege über die Benubung der Brivatflüjfe v. 28. Febr. 
1843, noch aus den gejeglichen Vorjchriften über die Entwäfjerung und 
die Gewährung der Vorfluth ableiten könne; der unterhalb liegende 
Uferbefiter jet zum Widerfpruche gegen die Ableitung der Grubenwajjer 
jelbjt dann befugt, wenn eine jchädliche Einwirkung damit nicht verbuns 
den jei. Urth. des Obertr. v. 7. Juli 1879, 3. Bd. 21 ©. 249; des 
Reichsg. v. 21. April 1880, 3. Bd. 22 ©. 104, Entſch. Bd.2 ©. 208; 
v. 19. April (verfündigt am 17. Juni) 1882 u. v. 27. Sept. 1884, 3. 
Bd. 24 ©. 239, Bd. 26 ©. 119, Gruchot Bd. 27 ©. 148, Bd. 29 
©. 873. 

In feinen neueren Entjcheidungen (Urth. v. 2. Juni, 18. Sept., 
4. Dez. 1886, 15. Oft. 1887, 3. Bd. 27 ©. 359, 535, Bd. 28 ©. 514, 
Bd. 29 ©. 238, Entſch. Bd. 16 ©. 178) hat aber das Reichsgericht den 
vorbezeichneten Standpunft aufgegeben und die folgenden wichtigen Grund» 
ſätze feſtgeſtellt: 

Bei einem Privatfluſſe kann der unterhalb liegende Uferbeſitzer 
nicht jeder von oberhalb erfolgenden fünjtlichen Zuleitung von Flüffig- 
feiten, 3.B. von Grubenwajfern, in den Fluß widerjprechen. Er muß 
jich jolche Zuleitungen injofern und injoweit gefallen lajjen, als da— 
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durch, fei e8 durch Vermehrung des Waſſers oder durch Beimiſchung 
fremder Stoffe, da8 Maß des gemeinüblichen und regelmäßi— 
gen Gebrauchs des Privatfluffes als Recipient von Flüjligfeiten, 
welche aus wirthichaftlichen Gründen künſtlich Fortgejchafft werden 
müſſen, nicht überfchritten wird, jelbjt wenn die abjolute Verwend— 
barkeit des ihm zufliegenden Waſſers zu jedem beliebigen Gebrauche 
irgendivie beeinträchtigt wird. Dagegen tjt der unterhalb Tiegende 
Uferbefiger befugt, jeder diejes Maß überichreitenden Zuleitung als 
einem Eingriffe in jein Eigenthum zu widerjprechen. Ob eine bejtimmte 
Art der Zuleitung zu einem Privatfluffe nad) Stoff und Umfang das 
Maß des Gemeinüblichen überjchreitet, fanın nur nad) den Umſtänden 
des Einzelfalles beurtheilt werden; die Prüfung diejer Frage ift that— 
jächlicher Natur. 

E3 leuchtet ein, dab die jeige eingehend begründete Auffaffung 
des oberiten Gerichtshofes von der rechtlichen Zuläffigfeit eines gemein: 
üblichen Gebrauchs der Privatflüfje zur Aufnahme fünftlich zugeleis 
teter Wafjer eine große wirthichaftliche Tragweite für die Geſammtbe— 
völferung, die Großindustrie und insbeſondere auch für den Bergbau im 
Bereiche jolcher Flüſſe befigt, und es läßt fich erwarten, daß bei einer 
jachgemäßen Handhabung jener Grundſätze die Schwierigkeiten, mit wel 
chen die unumgänglich nothiwendige Ableitung von Grubenwaffern zc. in 
Privatflüſſe feither zu kämpfen hatte, größtentheils verjchwinden werden. 

In Bezug auf die Zuläfjigfeit des Rechtsweges bei folchen 
Streitigfeiten fommt e3 übrigens auf die Unterjcheidung zwiſchen jchäd- 
lichen und nicht jchädlichen Waſſern an fich nicht an. Urth. des Kompe— 
tenz.Gerichtshofes v. 12. Nov. 1881, 3. Bd. 23 ©. 249. 

Zu 2. Im mehreren Enticheidungen (Urth. des O:bertr. dv. 7. Juli 
1879, 3. Bd. 21 ©. 252; des Reichsg. dv. 21. April 1880 u. 19. April 
(verfündigt am 17. Juni) 1882, 3. Bd. 22 ©. 108, Bd. 24 ©. 246) 
wurde darauf hingewiejen, daß dem Bergwerksbeſitzer der Weg des berg— 
gejeglichen Enteignungsverfahrens offen stehe, um die Befugniß zur Ab- 
leitung von Grubenwaſſern in einen Brivatfluß zu erlangen. Auch war 
bereits jeitens der VBerwaltungsbehörden in einem Einzelfalle der Grund» 
ja angenommen, daß der Bergwerfsbefiter die Einräumung des Rechts 
zur Mitbenugung von Waſſerläufen für nothwendige Betriebsziwede (Auf: 
nahme von Grubenwafjern) verlangen fünne; Rekursbeſch. v. 4. Dez. 
1873, 3. Bd. 21 ©. 400. Seitdem hat fich eine feite Praris dahin 
ausgebildet, daß die Uferbefiter eines Privatflufjes im Wege des 
berggejeglichen Enteignungsverfahrens. für verpflichtet erklärt werden 
können, die Mitbenutung des Wafjerlaufes zur Abführung von Gruben- 
wajjern gegen volljtändige Entichädigung zu gejtatten. Vergl. Enteig- 
nungsbejchlüffe des Dberb. Dortmund u. der Regierung zu Arnsberg 
v. 16./25. Sept. 1880, v. 17. März/22. April 1885, 3. Bd. 22 
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©. 393, Bd. 27 ©. 121; Rekursbeſch. v. 27. Jan. 1881, 10. u. 28. 
Aug. 1885, 3. Bd. 22. ©. 401, Bd. 27 ©. 126, 129. Hierbei iſt die 
Abtretungsverbindlichkeit des Uferbefigers in der Weiſe auf den $ 135 
zurüdgeführt, daß als Gegenftand der zu geitattenden Mitbenugung zus 
nächſt das im Eigenthume der UÜferbefiter befindliche Bett des Privat- 
flufjes betrachtet wird, indem über daffelbe und zwiſchen den Ufern die 
zugeleiteten Grubenwaſſer mit dem anderen vorüberfliegenden Waſſer ab- 
fließen jollen. 

Im Uebrigen kann aus den Beitimmungen des Berggejeges nicht ge- 
folgert werden, daß die Enteignung von Wafjerläufen nur in ihrer Ge— 
jammtlänge zuläfjig jet, vielmehr darf der Natur der Sache nad) das 
Nugungsreht an Theilen eines Privatfluffes für bergbauliche Betriebs- 
zwede ebenjo beanjprucht werden, wie das Nußungsrecht an Theilen eines 
Grundſtückes. Rekursbeſch. v. 12. Febr. 1886, 3. Bd. 27 ©.255. Wer: 
den durch die Ableitung der Grubenwafjer zugleich „Fiſchereirechte“ be— 
troffen, jo fommt das Fiichereigejeß v. 30. Mai 1874 (G. ©. ©. 197) mit 
in Betracht. 

10. Wird die Verlegung eines Wafjerlaufes für Betriebszwede 
des Bergbaues nothwendig, 3.B. um das Einfallen des Wafjers in die 
Grubenbaue zu bejeitigen, jo erſtreckt fich die Abtretungsverbindlichkeit 
jowohl auf die Grumdbefiger, auf deren Grundjtüden der troden zu 
legende Wafjerlauf jich befindet, als auch auf die Grundbeftger, über 
deren Grundſtücke das neue Bett geführt werden joll. Rekursbeſch. v. 
1. Sept. 1866, 8. Bd.8 ©. 132. 

11. Durch Erjigung fann das Recht zur Zuleitung jchädlicher 
Grubenwaffer in einen PBrivatfluß, wenn die jchädliche Trübung des 
letzteren nicht regelmäßig, jondern nur zeitweife oder bei gewiljen Ge- 
fegenheiten (Durchbruch von ſchwimmendem Gebirge ze.) eintritt, nicht 
in dreißig, ſondern erjt im vierzig Jahren (A. L. R. TH.1I Tit.9 $ 649) 
ertvorben werden. Vergl. Urth. des Neichsg. v. 9. Oft. 1882, 3. Bd. 24 
©. 502. 

12. Aus der bergrechtlichen Literatur über das Verhältnig des 
Bergbaues zum Waſſerrecht find hervorzuheben: die Abhandlungen von 
Achenbach, 3. Bd. 11 ©. 76, auch Deutjches Bergrecht ©. 147; von 
v. Hindeldey, 3. Bd. 5 ©. 313 u. Bd. 21 ©.254; Fürſt 3. Bd. 27 
©. 161, wojelbft auch die neueren Schriften über das preuß. Waſſer— 
recht angeführt ind. 

13. Das bayer. Berggeſetz (Art. 148, 149) trifft bejondere Vor— 
ichriften nur für die Benugung der Grubenwaſſer; die Benußung der 
Tagewaffer bei dem Bergwerfsbetriebe unterliegt nach Art. 150 dem 
Geſetze über die Benutzung des Wafjers v. 28. Mai 1852, In dem 
f. ſächſ. Bergg. tft die Benußung der „Bergwerkswaſſer“ im Abjchn. IX 
(88 152 bis 167) ausführlich, jedoch nur für den Erzbergbau geregelt 
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(vergl. $ 2) und hier auch die Verbindlichkeit des Grundbeſitzers zur 
Aufnahme der Bergwerfswafjer nad) den für die Ucberlaffung des Grund» 
eigenthums (Abjchn. VIEL) feitgeitellten Grundfägen ausgeiprochen. Da: 
gegen it das Recht des Bergwerksbefigers zur Benutzung anderer fließen: 
der Waffer „bis zum Eintritte einer anderen Gejeßgebung“ von der 
Ertheilung dejjelben durch das Bergamt abhängig gemacht (Art. 181). 


3u & 136. 

1. Die Abtretungsverbindlichkeit des Grumdbefigers nach $ 135 
tritt nicht ein, wenn die Abtretung aus überwiegenden Gründen Des 
Öffentlichen Intereffes verjagt werden muß ($ 136 Abſ. 1), wenn ferner 
eine derjenigen Räumlichkeiten in Frage ſteht, zu deren Abtretung der 
Grundbefiger gegen feinen Willen niemals angehalten werden kann ($ 136 
Abſ. 2), wenn endlich dem Grundbefiter ein jpezieller privatrechtlicher 
Titel auf Befreiung von der geſetzlichen Abtretungsverbindlichfeit zur 
Seite jteht, worüber indeß nur im Rechtswege entjchieden werden kann; 
$ 145 Bem. 6 u. 9; Rekursbeſch. v. 1. Sept. 1866, 3. Bd. 8 ©. 132. 
Aus anderen al3 den vorbezeichneten Gründen darf die Abtretung, wenn 
im Uebrigen die Vorausſetzungen des $ 135 vorhanden find, weder von 
dem Grundbefiger noch von den entjcheidenden Behörden verjagt werden. 

2. Kommt im Enteignungsverfahren das öffentliche Intereffe in 
Folge erhobenen Einſpruchs oder von Amtswegen in Frage, jo ift es 
Sache der zur Entjcheidung berufenen Behörden, vom Standpunkte dieſes 
Interefjes die für und gegen die Abtretung geltend gemachten Gründe 
jorgfältig gegen einander abzuwägen und darüber zu entjcheiden, ob der 
Bergbau troß der an und für fich vorhandenen Nothwendigkeit der 
Grundabtretung zurücjtehen, oder ob ihm der Borzug zugeiprochen wer— 
den muß. So wird es mit der Wahrung des öffentlichen Intereſſes in 
der Regel nicht vereinbar fein, die Abtretung für bergbauliche Zwecke 
bei Grundjtüden, auf welchen öffentliche Gebäude ftehen, ſowie bei öf- 
fentlichen Plätzen, Straßen, Eifenbahnen, Schiffahrtsfanälen, Friedhö— 
fen xc. auszufprechen. Kraft gejeglichen Verbots unbedingt ausgejchlofien 
ſind derartig benußte Grumdflächen nicht, wie Klojtermann Anm. 294 
annimmt; es kommt ganz auf die Verhältniffe des einzelnen Falles an. 
Dppenhoff Nr. 754. Bergl. auch die etwas abweichende Faſſung des 
Art. 125 des bayer. Bergg. 

3. Da die im Abſ. 2 bezeichneten Gebäude und Hofräume für die 
Bewohner im Allgemeinen und namentlich für landwirthichaftliche und ge— 
werbliche Zwecke bejonders wertvoll und unentbehrlich find, jo rechtfertigt 
jich die gänzliche Ausichliegung diefer Dertlichfeiten von der gejeglichen 
Abtretungspflicht, zumal hieraus wejentliche Erjchwerungen für den Berg- 
bau nicht entjtehen. Lebteres würde aber der Fall jein, wern man das 
Widerjpruchsrecht des Grundbefigers hier jo weit ausdehnen wollte, wie 
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dies im $ 4 Abi. 3 in Anjehung der Schürfarbeiten gejchehen ift oder 
durch den Antrag beabfichtigt war, auch) die „zum Wohnhaufe gehörigen 
Garten: und Barkanlagen“ von dem Abtretungszwange auszujchliegen; 
Berhandlungen des Herrenh. dv. 1865 ©. 165, 166; Komm. Bericht d. W. 
©. 67. (Das goth. Berge. $ 94 enthält diefen Zuſatz.) 

Seine Befreiung von der Grunmdabtretung kann der Grundbefiter 
nach Ab}. 2 nur dann in Anjpruch nehmen, wenn beveit3 zu der Zeit, 
als er von dem Enteignungsantrage Kenntniß erhielt, thatſächlich der 
Grund und Boden mit einem Wohn: oder Wirthichaftd- oder Fabrik— 
gebäude bebaut bezw. der Hofraum eingefriedigt war; die hierauf bloß 
gerichtete Abſicht befreit nicht von der Abtretungsverbindlichkeit. Re— 
fursbeich. v. 25. Oft. 1869 u. 14. Sept. 1872, 3. BP. 11 ©. 361, 
Bd. 14 ©. 265. 

4. Die Behauptung, daß er auf Grund des $ 136 Abf. 2 von 
der Abtretungsverbindlichkeit befreit jei, kann der Grundbejiger nicht nur 
im Enteignungsverfahren, jondern auch im Nechtswege geltend machen; 
$ 145 Bem. 9 €. 382. 

5. In jeiner Eigenschaft als Grundbefier unterliegt auch der 
Bergwerksbeſitzer der gejeglichen Verpflichtung zur Abtretung des 
für Betriebszwede eines anderen Bergwerks nothwendigen Grund und 
Bodens; grundjäglich kann er die Abtretung nicht verjagen, namentlich 
nicht unter Berufung darauf, daß er jelbjt das Grundjtüd vorher im 
Enteignungswege erworben habe, oder daß er dafjelbe in der Zukunft 
für jeinen eigenen Betrieb werde zu benußen haben. Rekursbeſch. v. 
31. San. 1871 u. 17. Sept. 1874, 3. Bd. 12 ©. 265, Bd. 15 ©. 532. 


3u 8 137. 

1. 8 137 Abſ. 1 enthält den allgemeinen Grundja der volljtän- 
digen Entjchädigung und der Abtretung unter Vorbehalt der Rückgabe 
nach beendigter Benugung, wogegen Ab. 2 den bejonderen Fall einer 
durch die Benußung eintretenden Werthsverminderung behandelt. Vergl. 
Motive ©. 85, 86; Komm.Bericht d. 9. ©. 50, d. A. ©. 68. 

2. Der VBerechtigung, die Grundabtretung für den Betrieb des 
Bergbaues zu verlangen ($ 135), jtehen die aus den SS 137, 138 u. 
139 hervorgehenden Berpflichtungen gegenüber, Wie der „Bergwerfs- 
beſitzer“, aljo jeder Betreiber eines Bergwerfs für eigene Rechnung (Nutz— 
nießer, Pächter ꝛc.) dort der Berechtigte it, jo iſt er hier der Verpflich- 
tete; dies ergiebt ſich ſowohl aus dem Wortlaute des Gejetes und der 
überall ducchgeführten Unterjcheidung zwiſchen „Bergwerfsbefiger“ und 
„Bergwerkseigenthümer”, als auch aus der Natur der Sache ſelbſt. 

3. Nach Abſ. 1 joll der abtretende Grundbeſitzer für die entzo— 
gene Nutzung vollftändig entjchädigt, mit anderen Worten der Vermö— 
gensnachtheil, welcher ſich zwilchen dem Zuftande vor und nach der Ab- 
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tretung herausstellt, ausgeglichen werden. Was zu einer jolchen voll- 
jtändigen Entjchädigung gehört, 3. B. die Berüdjichtigung nicht bloß 
de3 gemeinen, jondern auch des außerordentlichen Werthes, unterliegt 
der Beurtheilung nach Eivilrecht. In feinem Falle dürfen aber gemäß 
$ 140 diejenigen Werthserhöhungen in Anjchlag gebracht werden, welche 
das abgetretene Grundſtück erſt in Folge der bergbaulichen Anlage er- 
hält. Diejen Grundjäßen entjprechend kann der Grundbefiger nur für 
Dasjenige Entichädigung verlangen, was er thatjächlich aufgeopfert hat, 
nicht alſo für einen Vortheil, den er jelbjt nicht genoffen hat und von 
dem es ungewiß ijt, ob er ihn auch ohne die Enteignung jemals ge- 
nofjen haben würde; Urth. des Reichsg. v. 12. Mai 1886, 3. Bd. 27 
©. 373, Gruchot Bd. 30 ©. 1011. 

Die Entichädigung muß ferner, falls fein anderweitiges Ueberein— 
fommen getroffen it, in Sahresbeträgen und zwar im Boraus geleijtet 
werden, „damit dem Grundbefiger die nothwendige Sicherheit und die 
Nutzung des Entichädigungspreijeg an Stelle der entbehrten Nutzung 
des Grundſtücks verschafft wird“. Motive ©. 84. 

Worin die „entzogene Nugung“ beitanden, wer diejelbe bezogen 
hat, ob der Eigenthümer oder ein Nußungsberechtigter oder theils der 
Eine, theil8 der Andere, und wem daher die für die Entziehung der 
Nutzung zu leitende Entichädigung zufommt, ijt nach den Umständen 
jedes Einzelfalles civilrechtlich zu entſcheiden. Oppenhoff Nr. 767. 

Bon befonderen Borjchriften zur Sicherung der Hypothefengläu- 
biger eine3 für den Betrieb des Bergbaues zwangsweije abgetretenen 
Grundjtücds ſieht das Bergg. ab, weil davon ausgegangen iſt, daß ich 
ein praktiſches Bedürfniß hierzu nicht herausgeſtellt habe. Komm. Be— 
richt d. A. S. 71 (zu 8 141). Auch ſcheint nach den ſeitherigen Er— 
fahrungen Dasjenige zu genügen, was für ſolche Fälle das Civilrecht 
an die Hand giebt. 

4. Der Bergwerksbeſitzer iſt verpflichtet, das Grundſtück „nach 
beendigter Benutzung“ zurückzugeben. Im Weigerungsfalle kann der 
Grundbeſitzer die Rückgabe im Rechtswege verlangen; das in den 88 142ff. 
angeordnete Verwaltungsverfahren findet auf dieſen Fall keine Anwen— 
dung. Die Klage kann indeß nicht darauf geſtützt werden, daß die Be— 
nutzung des Grundſtücks für den bergbaulichen Zweck nicht mehr noth— 
wendig ſei. Denn mit der ausſchließlichen Zuſtändigkeit der Verwal— 
tungsbehörden, über die Nothwendigkeit der Abtretung zu entſcheiden, 
erſcheint es nicht verträglich, dem Grundbeſitzer eine Klage auf die Be— 
hauptung hin zu geſtatten, dieſe Nothwendigkeit habe aufgehört und das 
Grundſtück ſei für den Bergbau entbehrlich. Die Klage iſt nur auf die 
Behauptung hin zuläflig, daß die Benußung des Grundjtücds jeitens 
des Bergwerfsbefigers wirklich „beendigt” jei. Um dies nachzuweiſen, 
genügt e3 aber wiederum nicht, daß das Grundjtüc jeit mehreren Jah: 
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ren nicht zu dem bergbaulichen Zwecke benutt worden iſt, oder daß es 
einem anderen als dem urjprünglichen Betriebszwede gedient hat. Viel— 
mehr berechtigt nur die gänzliche Einstellung des Bergwerfsbetriebes den 
Grundbefiter, das für bergbauliche Betriebszwede nutzungsweiſe abgetre- 
tene Grundſtück zurüczufordern. Der Bergwerksbefiger fann alsdann die 
Rückgabe nicht länger verweigern, denn in Folge der gänzlichen Betriebs: 
einstellung hört für ihm jeder Rechtsgrund zu einer ferneren Einſchrän— 
fung und Belastung des Grundeigenthums auf. Die bloße Möglichkeit, 
daß der Betrieb jpäter einmal wieder aufgenommen wird, rechtfertigt die 
‚Fortdauer einer Beſchränkung des Grundeigenthums nicht. Urth. des 
Obertr. v. 29. Mai 1876, 2. Bd. 18 ©. 234, Entſch. Bd. 77 ©. 251; 
$ 135 Bem. 8 ©. 358, $ 141 Bem. 2 ©. 372. 

5. Die Vorjchriften im Abi. 2 bezweden die Entichädigung und 
Sicherstellung des Grundbefigerd für den Fall, daß durch die Benugung 
des abgetretenen Grunditüds eine Werthsverminderung eingetreten 
ift oder vorausfichtlich eintreten wird. Der Bergwerfsbefiger ijt zwar 
in einem folchen Falle befugt, da8 Grundſtück wieder in den früheren 
Kulturzuftand zu verjeßen und alsdann ohne Erſatz eines Minderwerthes 
zurüczugeben; der Grundbefiger kann aber jeinerjeit3 dieſe Wiederher: 
ſtellung nicht verlangen, vielmehr verpflichtet daS Geſetz den Bergwerks— 
befiter nur, bei der Rückgabe den nachweislichen Minderwerth zu er: 
legen. Die Grundjäte, welche bei Bergſchäden in Bezug auf die Wie— 
derherjtellung des früheren Zustandes gelten ($ 148 Bem. 11 bis 13), 
finden hier feine Anwendung. (Anders Nekursbeich. v. 6. Juni 1882, 
3. Bd. 24 ©. 127.) Bei der Grundabtretung trägt die auf den Erſatz 
des Minderwerthes beichränfte Verpflichtung dem thatjächlichen Verhält— 
niffe Rechnung, daß der Bergwerksbeſitzer jehr häufig gar nicht oder 
nur mit Aufwendung unverhältnigmäßiger Koſten in der Lage ift, den 
früheren Zuftand wieder herzuftellen. 

6. Wie fich aus den Worten „Für die Erfüllung dieſer Ver: 
pflichtung“ ergiebt, kann der Grumdbefiger die Beitellung einer Kaution 
nur für den bei der jpäteren Rückgabe des Grundjtüds zu leitenden 
Erjat des Minderwerthes, nicht auch für die jährliche Entjchädigung 
verlangen. Ob hierzu der Eigenthümer oder ein Nußungsberechtigter des 
Grundjtüds oder beide berechtigt find, hängt davon ab, wer nad) Lage 
des Falles ein vermögensrechtliches Interefje an der Kautionsbeſtellung 
bat. Oppenhoff Nr. 774; Arndt ©. 148. Anderd Achenbad), 3. 
Bd. 8 ©. 520. 

7. Sit bei dem Bruchbau auf Braunkohlen die Abtretung von 
Grund und Boden behufs planmäßigen Zubruchebauens der Oberfläche 
nothiwendig (8 135 Bem. 7g), jo kann der Grundbefiger nach $ 137 die 
Beitellung einer Kaution zur Sicherheit für den Erjat des bei Rückgabe 
des Terrains ſich ergebenden, durch das Zubruchebauen Herbeigeführten 
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Minderwerthes verlangen. Urth. des Reichsg. dv. 7. Nov. 1885, 3. 
Br. 27 ©. 215. 

8. Die Feſtſetzung einer Kaution ($ 137) im Enteignungsverfahren 
jet einen hierauf gerichteten Antrag des Grundbefiters voraus. Die 
Ermittelung und Feitiegung derjelben bildet einen Nebenpunft in dieſem 
Verfahren (88 143, 144), und kann, wenn letzteres nicht jtattfindet, weil 
die Grumdabtretung bereits auf Grund gütlicher Einigung erfolgt ift, 
überhaupt nicht im Verwaltungs-, jondern nur im Rechtswege herbei- 
geführt werden. Dajjelbe gilt, wenn Anjprüche auf Beitellung der Kau— 
tion erjt nach dem Abſchluſſe des Enteignungsverfahrens erhoben wer: 
den. Min.-Beicheide v. 5. Ian. 1871, 18. Juli u. 19. Aug. 1884, 3. 
Bd. 12 ©. 144, Bd. 26 ©. 133, 134. 

9. Nicht dem Bergwerfsbefiger (vergl. ©. 353), wohl aber dem 
SrundeigentHümer räumt das DBergg. nad) dem Vorgange des franz. 
Bergg. Art. 44 (nad) der Novelle v. 27. Zuli 1880 Art. 43) in billiger 
Rückſichtnahme auf das Intereſſe defjelben in drei Fällen das Recht ein, 
von dem Bergwerföbefiger die Erwerbung des Eigentums an dem 
Grundſtücke zu verlangen. Der erjte diejer Fälle tritt nach $ 137 bei 
einer Werthöverminderung des abgetretenen Grundſtücks ein; der zweite 
Fall iſt im $ 138, der dritte im $ 139 behandelt. Da es jich in allen 
drei Fällen um Beräußerung des Eigenthums Handelt, jo ijt jelbitvers 
jtändlich und auch nach dem Wortlaute des Gejeßes nur der Grund: 
eigenthümer derjenige, welcher den Antrag jtellen kann. Im Uebri- 
gen ift die Legitimation defjelben zu dem Antrage nach Eivilrecht zu 
beurtheilen; auch ijt leßteres für die Auseinanderjeßung des Grund— 
eigentHümers mit etwaigen Nubungsberechtigten an dem Grundſtücke 
maßgebend. Oppenhoff Nr. 775. 

Zur Erwerbung des Eigentums an dem Grundjtüde verpflichtet 
das Geſetz in den bezeichneten drei Fällen ausdrüdlich den „Bergwerks— 
bejiter”, aljo denjenigen, für deſſen Betriebszwede die Abtretung des 
Grundſtücks thatjächlich erfolgt. Es liegt fein innerer Grund vor, nur 
den Eigenthümer des Bergwerfs zum Eigenthumserwerbe für verpflichtet 
zu halten, und es fann namentlich nicht darauf anfommen, ob das 
Grundjtüd durch diefen Erwerb Zubehör des Bergwerfs wird oder nicht. 
Dppenhoff Nr. 779. Anders Achenbach, 3. Bd. 8 ©. 509, 519; 
Franz. Bergrecht ©. 275, 285. 

10. In dem Falle des 8 137 kann der Grundeigenthümer den 
Eigenthumserwerb nicht jchon bei der Abtretung des Grundſtücks, ſon— 
dern erjt bei Eintritt der Rückgabe verlangen; denn erjt mit diefem Zeit: 
punkte wird das Wahlrecht defjelben wirkfjam, das Grundjtüc entweder 
unter gleichzeitigem Erſatze des Minderwerthes zurüdzunchmen oder dem 
Bergwerfsbefiger gegen Zahlung des Eigenthumswerthes zu Eigenthum 
zu belafjen. Durch Ausübung dieſes Wahlrechts erliſcht dajjelbe. 
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11. Die Ermittelung und Feſtſetzung des bei der Rückgabe des 
Grundjtüds zu zahlenden Minderwerthes ift nicht Gegenjtand des Ent: 
eignungsverfahrens (SS 142 ff.), Jondern gehört beim Mangel gütlicher 
Einigung lediglich vor den ordentlichen Richter. Dagegen findet jenes 
Berfahren auf Antrag des Grundeigenthümers Anwendung, wenn der 
Bergwerfsbefißer ich weigert, dem Verlangen auf eigenthimliche Erwer- 
bung des Grundſtücks zu entiprechen, und zwar gilt dies für alle drei 
hierher gehörige Fälle der $S 137, 138 u. 139. Arndt ©. 151. Anders 
Dppenhoff Nr. 804. Hat das Verfahren feinen für den Grundeigen- 
thümer günftigen Erfolg, jo jteht ihm noch der Rechtsweg offen; F 145 
Bem. 8 ©. 382. 

12. Das NRechtsgeichäft, welches in den Fällen der 88 137, 138 
u. 139 durch den den Eigenthumserwerb ausjprechenden Beichluß der 
Verwaltungsbehörden ($ 144) hergeftellt wird, iſt hinfichtlich der Rechte 
und Verpflichtungen beider Theile nach den Grundjäßen des freiwilli- 
gen Verfaufes zu beurtheilen; der Bergwerksbeſitzer kann deshalb von 
dem Grundeigenthümer die Befreiung des Grundjtüds von Schulden und 
Laften verlangen. Urth. des Streisg. Beuthen v. 18. Nov. 1878, des 
Appell.-Ger. Ratibor v. 6. Mat 1879, 3. Bd. 20 ©. 366, 372; Re— 
fursbejch. v. 11. Juli 1866, 3. Bd. 7 ©. 407; $ 144 Bem. 4 ©. 380. 

Dagegen kann ein jolches Uebereignungsgeichäft nicht als ein nach 
88 575 u. 631 Th. I Tit. 20 A. L. R. dem Borkaufsrechte oder dem 
Netraft unterworfener Verkauf angejehen werden; eine jolche Annahme 
würde nicht nur mit der Natur der Sache in unmittelbarem Widerjpruch 
jtehen, jondern fich aud) aus dem Geſetze nicht rechtfertigen. Urth. des 
Dbertr. v. 11. Sept. 1868, 3. Bd. 10 S. 426, Striethorft Bd.72 ©. 162. 

13. Unter denjelben VBorausfeßungen, unter welchen der Grund: 
eigenthümer gemäß 88 137, 138 u. 139 von dem Bergwerfsbefiger den 
Eigenthumserwerb verlangen kann, jteht ihm diejes Recht nach $ 7 auch 
gegen den Schürfer zu. Dagegen finden dieje fingulären pofitiven Vor— 
ichriften feine finngemäße Anwendung auf die nach 88 148 ff. zu beur- 
theilenden Fälle bloßer Grundbejchädigungen (Bergjchäden); Urth. des 
Dbertr. v. 27. Nov. 1876, 3. Bd. 19 ©. 66, 67, Entich. Bd. 79 ©. 41, 
42, Striethorjt Bd. 97 ©. 52. 

14. Auf Grundabtretungen für den Betrieb des Bergbaues, welche 
ſchon vor dem Bergg. jtattgefunden haben, erleiden die 88 137 bis 141 
feine Anwendung ($ 241). 

15. Das bayer. Bergg. regelt in den Art. 126 u. 127 noch den 
bejonderen Fall, daß auf dem zur Benußung überlajjenen Grundſtücke 
„Dienjtbarfeiten“ ruhen. 

Zu & 138. 

1. $ 138 behandelt den zweiten der drei Fälle, im welchen der 

Grundeigenthümer die Erwerbung des Eigenthums an dem Grund 
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jtüdfe verlangen kann ($ 137 Bem. 9), nämlich dann, wenn letzteres länger 
als drei Jahre nach der Abtretung zu dem bergbaulichen Zwecke benutzt 
werden muß. Der Grumdeigenthümer wird in diejem Falle häufig vor- 
ziehen, ſtatt des Nutzungsrechts das Eigenthum jelbjt abzutreten, nament- 
lich, wenn er das Grundſtück durch ein neu zu erwerbendes zu erjeßen 
beabfichtigt. Um indeß den Bergbau durch diejes Zugeſtändniß nicht 
ungebührlich zu belaften, ift die maßgebende Zeitdauer nicht wie im Art. 44 
des franz. Bergg. (nach der Novelle v. 27. Juli 1880 Art. 43) auf em 
Jahr, jondern auf drei Jahre feſtgeſetzt. Motive ©. 85; auch $4 des 
Enteignungsge). vd. 11. Juni 1874 (©. ©. ©. 221). Auch auf dieſen 
Fall finden die bei $ 137 Bem. 2, 9, 11, 12, 13 u. 14 ©. 364 ff. an- 
gegebenen Grundjäße Anwendung. 

2. Der Grundeigenthümer kann den Zwangserwerb des Eigen- 
thums zu jeder Zeit verlangen, ſowohl jchon bei der Abtretung des 
Grundſtücks als auch nachher, ehe noch drei Jahre jeit der Abtretung 
verflofjen find, vorausgeſetzt, daß „feititeht”, daß die Benußung des 
Grundſtücks länger als drei Jahre dauern wird; jodann aber auch 
jpäter, nach Ablauf von drei Jahren, jo lange die Benußung noch fort- 
dauert; zu einer Entjchliegung und Erklärung alsbald nad) Ablauf der 
erjten drei Jahre nach der Abtretung iſt der Grundeigenthümer gejeb- 
lich nicht verpflichtet. Daß letzterer zugleich Nugungsberechtigter fei, ift 
zur Ausübung diejes Rechts aus 8 138 nicht erforderlich. Arndt ©. 149. 
Anders Oppenhoff Nr. 781. Bringt der Grundeigenthümer im Ent- 
eignungsverfahren die Erwerbung des Eigenthums des Grundſtücks erjt 
in der Rekursinſtanz ($ 145) in Antrag, jo kann hierüber nur entjchie- 
den werden, wenn feine neuen Erhebungen mehr erforderlich find; im 
anderen Falle muß der Antrag einem jpäteren bejonderen Verfahren 
vorbehalten bleiben. Rekursbeſch. v. 25. Oft. 1869 u. 2. Nov. 1886, 
8. 3. 11 ©. 361, Bd. 28 ©. 112; auch $ 139 Bem. 4. ©. 371. 

3. Die Entjcheidung darüber, ob der Bergwerksbeſitzer verpflichtet 
it, auf Verlangen des Grundeigenthümers das Eigentdum des Grund- 
ſtücks zu erwerben, ijt beim Mangel gütlicher Einigung ſtets Gegenstand 
des in den $$ 142 ff. angeordneten Verfahrens. Bergl. $ 137 Bem. 11; 
auc) Beichluß des Oberb. München v. 13. Sept. 1876, 3.30.19 ©. 406, 

4. Das Recht, den Eigenthumserwerb zu verlangen ($ 138), findet 
nur binfichtlich jolcher Grundſtücke jtatt, welche in Anerkennung des dem 
Bergwerfsbefiter nad) $ 135 zujtehenden Rechts auf Benutzung fremder 
Grundſtücke freiwillig oder zufolge Entjcheidung der zuftändigen Behör: 
den abgetreten find. Rekursbeſch. v. 17. Ian. 1874, 3. Bd. 15 ©. 284; 
Kloftermann Anm. 313 a. Theilweiie ander Arndt ©. 151. Auch 
bezieht jich jenes Necht nicht auf den Fall, wenn der unterirdiich ges 
führte Grubenbetrieb folche Beichädigungen der Oberfläche zur Folge hat, 
daß der Grundeigenthümer an der Benußung derjelben länger als drei 

24 
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Jahre behindert wird. Min. -Erlaß v. 12. Dez. 1866, Rekursbeſch. v. 
22. Dft. 1867, 3. Bd. 9 ©. 218, 219. 


3u 8 139. 

1. Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des 8 139 find, daß 
nur „einzelne Theile” eines Grundftüds für den Betrieb des Bergbaues 
($ 135) in Anjpruch genommen werden, und daß durch Abtretung der- 
jelben das Grundjtüd „zeritücdelt“ werden würde und zwar jo, daß die 
übrig bleibenden Theile nicht mehr „zwedmäßig” benußt werden können, 
was im gegebenen Falle Gegenjtand jachverjtändiger Beurtheilung iſt. 
Die Abtrennung eines jchmalen Grenzitreifens ſtellt feine Zerſtückelung 
in diefem Sinne dar, und ebenjo ijt die Amwendbarfeit des $ 139 aus— 
gefchloffen, wenn übrig bleibende Grundjtüdstheile zwar nicht in der 
bisherigen, aber doch in einer anderen Art noch zwedmäßig benubt wer— 
den fünnen; ein jolcher Umftand kann nur auf die Höhe der Entjchädi- 
gung für die dem Bergwerksbefiger abzutretenden Theile des Grund- 
ſtücks Einfluß haben. Rekursbeſch. v. 22. Juni 1867, 3. Bd. 8 ©. 552. 
Anders Oppenhoff Nr. 784. 

2. Unter vorjtehenden Vorausjegungen räumt $ 139 dem Grund- 
befiger (Eigenthümer oder Nubungsberechtigten) das Necht ein, auch 
für die übrig bleibenden Theile des Grundſtücks (Spligparzellen) die 
jährliche Entjchädigung zu verlangen, welche alsdann nach den allgemein 
maßgebenden Grundfägen ($ 137 Bem. 3) feitzuftellen it. Der Berg- 
werksbeſitzer iſt in diefem Falle jeinerjeit3 befugt, die Ueberlafjung auch 
jener Grundjtüdstheile zur beliebigen Benußung zu verlangen. 

3. ‚Der Eigenthümer des im Sinne des $ 139 zeritüdelten 
Grundſtücks Hat außerdem das Wahlrecht zwiichen der jährlichen Ent- 
ihädigung und dem Verlangen, daß der Bergwerksbeſitzer das Eigen- 
thum des ganzen Grundjtüds erwirbt — e8 iſt Dies der dritte Fall, in 
welchen der Bergwerfäbefiger zum Eigenthumgerwerbe gezwungen wer: 
den kann ($ 137 Bem. 9); auch hier fommen die bei $ 137 Bem. 2, 9, 
11, 12, 13 u. 14 ©. 364 ff. angeführten Grundjäße zur Anwendung. 

Sm Uebrigen bezieht jich diefes Wahlrecht nicht etwa auf alle 
Fälle, in welchen der Grundeigenthümer nach Abſ. 1 die jährliche Ent- 
Ihädigung für die übrig bleibenden Theile des Grundftüds zu bean- 
jpruchen hat. Der Grumdeigenthümer fann vielmehr, wie fich aus dem 
inneren Zujammenhange des Abj. 2 mit den 88 137 u. 138 ergiebt, die 
Erwerbung des Eigentums des „ganzen“ Grundjtüds nur dann ver- 
langen, wenn er daſſelbe Verlangen in Bezug auf die abgetretenen 
Theile des Grundjtüds würde jtellen können, wenn aljo bei leßteren 
zugleich der Fall der Werthsverminderung ($ 137) oder der drei Jahre 
überjteigenden Benugung ($ 138) vorliegt. Klojtermann Anm. 308; 
Arndt ©. 150; auch Art. 129 Abſ. 2 des bayer. Bergg. 
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Die den vorliegenden dritten Fall des zwangsweiſen Eigenthums— 
erwerb3 betreffende Beitimmung im Art. 44 des franz. Bergg. (mach der 
Novelle v. 27. Juli 1880 Art. 3) beruht auf ähnlichen, aber nicht 
gleichen thatjächlichen Vorausſetzungen wie $ 139; dagegen ftimmt mit 
legterem S 9 Abj. 1 des Enteignungsgel. v. 11. Juni 1874 im Wejent- 
lichen überein. 

4. Das Recht, im Falle der Zeritüdelung des Grundftüds zu 
verlangen, daß der Bergwerksbeſitzer auch für die übrig bleibenden Theile 
Entichädigung leiftet bezw. das ganze Grundſtück eigenthümlich erwirbt, 
fann nachträglich in demjelben Enteignungsverfahren in der Nefursin- 
Itanz ($ 145) nicht mehr geltend gemacht werden. Rekursbeſch. v. 25. Zuli 
1870 u. 2. Nov. 1886, 3. Bd. 11 ©. 364, Bd. 28 ©. 112; $ 138 
Bem. 2 ©. 369. 

Zu $ 140. 

1. Zur Erläuterung de3 erjt von dem Landtage hinzugefügten 
S 140 heikt es in dem Komm. Berichte d. 9. ©.50: „Obgleich es aus 
der Natur der Sache hervorgeht, daß bei der Entichädigung für ein ab- 
getretenes Grundſtück nur der Werth berücjichtigt werden kann, den das— 
jelbe zur Zeit der Abtretung hat, jo wurde es doch für angemefjen er- 
achtet, nad) dem Vorgange des Entwurfs eines Erpropriationsgejeßes 
$ 7 Guſt-Min.Bl. 1864 ©. 337) eine derartige Beſtimmung aufzu— 
nehmen.“ Auch das Enteignungsgeſ. v. 11. Juni 1874 fchreibt Hiermit 
übereinjtimmend im $ 10 Abj. 2 vor: „Eine Wertherhöhung, welche 
das abzutretende Grundſtück erjt in Folge der neuen Anlage erhält, 
fommt bei der Bemefjung der Entichädigung nicht in Anſchlag“, und 
ebenjo erfennt das franz. Bergrecht dieſen Grundjag an, indem nad) 
Art. 43 (Novelle v. 27. Juli 1880) derjenige Werth des Grundſtücks be 
rücfichtigt werden fol, „qu’il avait avant l’oceupation.“ Dieje Werths- 
erhöhungen bleiben in allen Fällen des Zwangsverfahrens und nament- 
lich auch dann außer Betracht, wenn es fich um ziwangsweije Erwerbung 
des Eigenthums eines Grundjtüds handelt. $ 137 Bem. 3 ©. 365. 

2. Auf die im 8 241 bezeichneten früheren Fälle der Grundab: 
tretung findet $ 140 feine Anwendung. 


Zu $ 141. 


1. Die Billigfeitögründe, welche nach den Motiven ©. 85, 86 
dazu bejtimmten, dem zeitigen Eigenthümer eines durch) Beräußerung 
von Theilen zu Zweden des Bergbaubetriebes verkleinerten Grundſtücks 
im $ 141 daſſelbe Vorkaufs- und Wiederfaufsrecht einzuräumen, welches 
nach dem Eijenbahnge). v. 3. Nov. 1838 $$ 16 bis 19 den Eijenbahn- 
gejellichaften gegenüber beitand, fanden bei der jpäteren Gejeßgebung, 
was das Wicderfaufsrecht betrifft, feinen Anklang. Das Wiederkaufs« 


recht wurde vielmehr als veriwerflich durch das Enteignungsgef. v. 11. Juni 
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1874 gänzlic) aufgehoben und zwar, wie die Gerichte entichieden haben, 
auch bezüglich der bereit3 vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes enteig- 
neten Grundjtüde; Urth. des Appell.-Ger. Hamm vd. 30. Juni 1876, 
des Obertr. v. 22. Ian. 1877, 3. Bd. 18 ©. 128, Bd. 19 S. 93, Entid). 
Bd. 79 ©. 45. 

Auf den $ 141 haben die neueren Beitimmungen des Enteignungsge]. 
in der Weife abändernd zurüdgewirkt, daß auch für das zu Zwecken des 
Bergbaubetriebes veräußerte Grumdeigenthum das Wiederfaufsrecht 
volljtändig aufgehoben, dagegen das Vorkaufsrecht zwar aufrecht 
erhalten, aber nicht mehr nach den Grundjägen des Eijenbahngel., ſon— 
dern nach denjenigen des Enteignungsgel. zu beurtheilen ijt. Die maß: 
gebenden Vorjchriften des leßteren lauten: 

8 57. Alle den Borfchriften diejes Geſetzes entgegenftehenden Bes 
ftimmungen, fowie die Beftimmungen über das Wiederfaufsrecht bezüglich 
des enteigneten Grundſtücks werden aufgehoben. 

Ein gejegliches Vorkaufgrecht findet wegen aller Theile von Grund» 
ftüden ftatt, welche in Folge des verliehenen Enteignungsrechts zwangs— 
weife oder durch freien Vertrag an den Unternehmer abgetreten find, wenn 
in der folge das abgetretene Grundſtück ganz oder theilweife zu dem be= 
ftimmten Zwede nicht weiter nothwendig ift und veräußert werden joll. 

Das Vorkaufsrecht fteht dem zeitigen Eigenthümer des durch den ur— 
jprünglichen Erwerb verkleinerten Grundjtüds zu. Wer das Enteignungs- 
recht ausgeübt hat, muß die Abficht der Veräußerung und den angebotenen 
Kaufpreis dem berechtigten Eigenthümer anzeigen, welcher fein Vorkaufs— 
recht verliert, wenn er fich nicht binnen zwei Monaten darüber erflärt. 
Wird die Anzeige unterlaffen, jo kann der Berechtigte feinen Anfpruch 
gegen jeden Beſitzer geltend machen. 

8 58. Inſoweit in anderen Gejegen auf die Vorfchriften der auf- 
gehobenen Gejege Bezug genommen ift, treten in die Stelle der letzteren 
die entjprechenden Vorjchriften dieſes Geſetzes. 

Der Fall diefes 858 liegt Hier vor: Die $$ 16 bis 19 des Eijen- 
bahngeſ., auf welche der $ 141 des Bergg. fich bezog, find durch den 
vorstehenden $ 57 erjeßt, jo daß leßterer nunmehr auch für die bergge- 
jeglichen Fülle entfcheidend it. Der Umstand, daß das Enteignungsge). 
als jolches nach jenem $ 54 „auf die Entziehung und Beſchränkungen 
des GrundeigenthHums im Interefje des Bergbaues“ feine Anwendung 
findet, jchließt die Anwendbarkeit der 88 57 u. 58 nicht aus. Vergl. 
die vorjt. Urtheile. Im Uebrigen erſtreckt fich die Ammwendbarfeit der 
SS 57 u. 58 auch auf die neu erworbenen Landestheile, da bei Einfüh— 
rung des Bergg. gleichzeitig für Die Fälle des $ 141 auch die 88 16 
bis 19 des Eifenbahnge). v. 3. Nov. 1838 mit eingeführt wurden und 
ipäter das Enteignungsgei. für den ganzen Umfang der Monarchie er— 
gangen iſt. 

2. Aus $ 141 in Verbindung mit $ 57 des Enteignungsgeſ. er— 
geben jich für das dem Grumdeigenthümer gegenüber dem Bergbautrei= 
benden zufjtehende Borfaufsrecht folgende Rechtsgrundſätze: Gegen- 
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Stand des Vorkaufsrechts find nicht Grumdftüce, welche als Ganzes zu 
Zwecken des Bergbaubetriebes veräußert worden find, jondern nur die 
zu Diefem Zwecke veräußerten Theile von Grundjtüden. IThatjächliche 
Vorausſetzung tt ſtets, daß ein anderer Theil des betreffenden Grund- 
ſtücks, ein durch die Veräußerung „verffeinertes* Grundjtüd bei dem 
Eigenthümer zurücgeblieben ift. Andererjeit3 erſtreckt ich das Vorkaufs— 
recht auf „alle“ abgetretenen Theile des Grumdjtüds. Daß in Folge 
der Abtretung die „Theilung“ eines Grundjtüds ftattgefunden hat, wird 
anzunehmen jein, jobald letzteres ein „ſelbſtſtändiges“ Grundftüd im 
Sinne der Grundbuchordnung und, wo dieje noch nicht eingeführt ift, 
nad) Inhalt der Grunditeuerbücher bildet. 

Das Theilgrundftüd, an welchem das Vorfaufsrecht ausgeübt wer: 
den joll, muß „zu Zwecken des Bergbaubetriebes” ($ 135) abgetreten 
fein; auf Grunderwerbungen zu anderen Zwecken erftredt ſich das Vor: 
faufsrecht nicht. Dagegen ift e8 für die Ausübung des letzteren gleich“ 
gültig, ob die Abtretung „zwangsweife oder durch freien Vertrag“ ftatt- 
gefunden hat. 

Das Vorkaufsrecht tritt erjt dann ein, wenn in der Folge das 
Theilgrundftüd ganz oder theilweije zu den Zweden des Bergbaubetrie- 
be3 „nicht weiter nothwendig ift und veräußert werden joll”; beides 
muß zujammentreffen. Da das Vorfaufsrecht im Nechtswege geltend 
gemacht werden kann, jo ift grundfäßlich zuzugeben, daß im dieſem be— 
jonderen Falle auch die Beurtheilung der Entbehrlichkeit des Grundjtüds 
vor den Richter gebracht und der in allen anderen Fällen ausſchließli— 
chen Zuftändigfeit der im Enteignungsverfahren entjcheidenden Verwal- 
tungsbehörden entzogen werden kann. Urth. des Obertr. dv. 29. Mai 
1876, 3. Bd. 18 ©. 239, Entich. Bd. 77 ©. 260. Inde iſt der Fall 
faum denkbar, daß bei Geltendmachung des Vorkaufsrechts Streit dar: 
über entſtehen fünnte, ob das Grundſtück zu den Zweden des Bergbau- 
betriebes noch weiter nothwendig jei oder nicht; denn die Trage über 
das Vorfaufsrecht fann überhaupt nur dann entitehen, wenn der Berg: 
werfsbefiter fich zur Veräußerung des Grundſtücks, eben weil e8 für den 
Bergwerföbetrieb entbehrlich geworden it, freiwillig entichlojjen hat. 

Die Veräußerung, bei welcher das Vorfaufsrecht Anwendung fürs 
den joll, muß nach civilrechtlichen Grundjägen auf einem wirklichen Ver— 
faufe beruhen; andere Rechtsgeſchäfte ſtehen in dieſer Beziehung dem 
Verkaufe nicht gleich. 

Borfaufsberechtigter ift der „zeitige Eigenthümer des durch den 
urfprünglichen Erwerb (im $ 141 wohl richtiger ausgedrüdt „Durch Die 
urfprüngliche Veräußerung”) verkleinerten Grundſtücks“, aljo Derjenige, 
welcher zu der Zeit, wo der Fall der Ausübung des Vorkaufsrechts ein- 
tritt, Eigenthümer dieſes Grundjtüds ift. 

Der Bergwerföbejiger ijt verpflichtet, die Abficht der Veräußerung 
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und den angebotenen Kaufpreis dem berechtigten Eigenthimer anzuzeigen. 
Unterbleibt dieje Anzeige, jo nimmt das Vorkaufsrecht die Natur eines 
dinglichen Rechts an, welches von dem Berechtigten gegen jeden Befiter 
des veräußerten Theilgrundſtücks geltend gemacht werden kann. Der 
Eintragung des Borfaufsrechts in das Grundbuch bedarf es nicht, um 
demjelben dieje Nechtswirfung beizulegen. $ 12 des Gef. über den Ei- 
genthumserwerb dv. 5. Mai 1872. Erflärt der Berechtigte fich nicht bin- 
nen zwei Monaten nach) Empfang der. vorjtehenden Anzeige über Die 
Ausübung des Borkaufsrechts, jo erliicht dafjelbe gänzlich. 

3. 8 141 findet, joweit er überhaupt noch in Kraft fteht, nach 
$ 241 auf Die bereit3 vor dem Bergg. erfolgten Grundabtretungen feine 
Amvendung. Dagegen fann der Grundeigenthümer fich gemäß $ 7 aud) 
einem „Schürfer” gegenüber auf das Vorfaufsrecht des $ 141 berufen. 

4. Der Rechtszuftand, welcher bezüglich des Wiederkaufs- und 
des Vorfaufsrecht3 bei dem Bergbau in den übrigen deutjchen Staaten 
bejteht, weicht von der jegigen Nechtslage in Preußen ab. Während in 
verjchiedenen Eleineren Staaten nicht bloß das Vorfaufs-, jondern auch 
das Wiederfaufsrecht unter theilweije abweichenden Vorausjeßungen auf: 
recht erhalten ist, Hat man von beiden Rechten in den Bergg. für Bayern, 
Eljag-Lothr., Württemberg, Anhalt und Heſſen gänzlich) abgejchen. 
Dafjelbe iſt in dem E ſächſ. und dem öjterr. Bergg. der Fall. Vergl. 
Brafjert, 3. Bd. 16 ©. 73, 74. 


Zu 8 142. 


1. Das in den $$ 142 bis 147 behandelte formelle Necht betrifft 
das bei der berggejeglichen Grundabtretung jtattfindende Zwangsver— 
fahren. Wegen der hierbei in Betracht kommenden Eigenartigfeit der 
Bergbauverhältnijje war e3 angezeigt, auch das Berfahren im Bergg. 
zu vegelm und nicht dem allgemeinen Enteignungsgej. vorzubehalten. 
Vergl. $ 54 des Gel. v. 11. Juni 1874. 

Das Verfahren, welches fich jchon früher auf Grumd des A. L. R. 
Th. II Tit. 16 88 109 ff. und der Deklaration v. 27. Oft. 1804 aus— 
gebildet und als zwedmäßig erwiejen hatte, iſt im Wejentlichen beibe- 
halten, jedoch noch vereinfacht worden. Im feiner jegigen Geſtalt beſitzt 
dafjelbe gegenüber dem Verfahren nad) dem Enteignungsgeſ. den erheb- 
lichen Vorzug, daß es ein einheitliches, nicht in verjchiedene Abjchnitte 
getheiltes ijt und in Folge deſſen jelbit bei umfangreichen Enteignungen 
(Anlage von Grubenetjenbahnen zc.) eine verhältnigmäßig einfache und 
rasche Erledigung gejtattet. Alle älteren Vorjchriften über das Verfah- 
ven find außer Wirkſamkeit getreten; Min.-Erlaß v. 21. Aug. 1866, 3. 
35.7 ©. 406; Urth. des Obertr. v. 16. Dez. 1872, 3. Bd. 14 ©. 248. 

2. Bei dem Enteignungsverfahren find „die Betheiligten” im 
Sinne de3 $ 142 einerjeits der Bergwerksbeſitzer, welcher die nutzungs— 


& 142] Erjter Abſchnitt. Von der Grundabtretung. 375 


weile Grundabtretung verlangt, und andererjeit3 der Grundbejiger (Ei- 
genthümer, Niegbraucher, Pächter 2c.), welcher diejelbe verweigert, bezw. 
der Eigenthümer und Nubungsberechtigte gemeinschaftlich ; desgleichen, 
wenn es jich um zwangsweiſen Erwerb de3 Eigenthums handelt, einer« 
jeit3 der diefes Berlangen jtellende Grundeigenthümer und andererjeits 
der widerjprechende Bergwerksbeſitzer; $ 135 Bem. 2 u. 3, $ 137 Bem. 9- 
Dagegen gehören Realberechtigte, insbejondere auch Borkaufsberechtigte 
nicht zu diejen Betheiligten und find daher nicht zu dem Verfahren zu: 
zuziehen. Urth. des Obertr. v. 11. Sept. 1868, 3. Bd. 10 ©.429; Re 
fursbeich. dv. 7. Dez. 1870, 8. Bd. 12 ©.143; 8137 Bem. 12 ©. 368. 
Handelt es fih um ein Enteignungsverfahren behufs Einleitung von 
Grubenwaſſern in einen Privatfluß, jo iſt nur der widerjprechende Ufer: 
beſitzer als „Betheiligter“* zu behandeln; derjelbe kann die Zuziehung 
auch der übrigen Anlieger des Privatflufjes nicht verlangen. Min.Be— 
icheide v. 27. Ian. 1881 u. 1. Juli 1885, 3. Bd. 22 ©. 404, Bd. 27 
©. 540. 

3. Das Enteignungsverfahren tritt nur ein, wenn die Betheilig- 
ten ſich über die Grundabtretung nicht „gütlich einigen“ können und der 
Antragfteller fich hierüber auszuweifen vermag. Rekursbeſch. v. 6. Dez. 
1886, 3. Bd. 28 ©. 262. 

Hierbei fommt der Rechtsgrundjag in Betracht, daf ein Abkommen 
zwilchen dem Bergwerk: und dem Grundbefiger, durch welches dem 
Erjteren die Benugung eines Grundftüds zu bergbaulichen Zweden ge 
gen eine bejtimmte Entichädigung eingeräumt ift, für den Singular- 
juccejjor im Bejige de3 Grundſtücks auch ohne Eintragung in das 
Grundbuch vechtsverbindliche Kraft hat, und zwar ſowohl bezüglich der 
Ausübung des Gebrauchs: und Nutzungsrechts, als auch rüdjichtlid) 
der vereinbarten Entichädigung. Urth. des Obertr. v. 25. Jan. 1875, 3. 
Bd. 16 ©. 381. 

4. Eine fernere VBorausjegung für das auf Abtretung eines Grund» 
ſtücks an den Bergwerfsbefiger gerichtete Enteignungsverfahren ijt der 
Negel nad) die, daß letzterer fich nicht bereit3 im Befige des Grund: 
ſtücks befindet. Es giebt indeß Ausnahmen, bei welchen von diejer Vor: 
ausjegung abzujehen iſt. Dahin gehört der nicht jeltene Fall, daß dem 
Bergwerfsbejiter während der Verhandlungen über die Abtretung die 
Belignahme des Grundſtücks einjtweilen gejtattet, jodann aber eine Eini— 
gung über die Entjchädigung nicht zu Stande gefommen iſt; ferner der 
Fall, dat dem Bergwerksbeſitzer der Nechtstitel für die Fortjegung feiner 
bisherigen Benußung des Grundjtüds fehlt, indem z. B. der Pachtver- 
trag abgelaufen oder das Vertragsverhältnig aus irgend einem anderen 
Grunde hinfällig geworden iſt. In derartigen Fällen läßt die Praxis 
dem Zwecke des Enteignungsverfahrens entjprechend zu, daß im Wege 
des Ichteren das ganze Rechtsverhältnig bezüglich der Benußung des 
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Grundſtücks geregelt wird. Min.-Erlaß v. 12. Jan. 1872, Rekursbeſch. 
v. 4. Dez. 1873, 3. Bd. 21 ©. 400. 

5. Hat ein Bergwerfsbefiger eigenmächtig, ohne vorgängige güt— 
liche Einigung und ohne Enticheidung der zuftändigen Verwaltungsbe— 
hörden, fremden Grund und Boden zu bergbaulichen Zweden in Befit 
genommen, jo ift der Grundbefiger befugt, auf dem Rechtswege den unbe: 
rechtigten Eingriff zurückzuweiſen und die Befeitigung etwa errichteter 
bergbaulicher Anlagen zu verlangen. Urth. des Obertr. dv. 30. Nov. 
1874 u. 26. Juni 1876, 3. Bd. 16 ©. 238, Bd. 18 ©. 241. Entſch. 
Bd. 73 ©. 205, Bd. 78 ©. 78, Striethorft Bd. 96 ©. 172. 

6. Im Enteignungsverfahren ift zu entjcheiden, „ob, in welchem 
Umfange und unter welchen Bedingungen“ die Grundabtretung bezw. 
der Eigenthumserwerb zu erfolgen hat. Die Entjcheidung muß ſtets durch 
einen „gemeinfchaftlichen” Beichluß der zuftändigen Behörden erfolgen 
und zwar auch dann, wenn der Antrag als gänzlich unjtatthaft ohne 
Weiteres zurücgewiefen werden joll, was in unzweifelhaften Fällen jach- 
gemäß und ftatthaft ericheint. 

7. Es ift zwedmäßig, die Anträge auf Einleitung des Enteig- 
nungsverfahrens dem Oberbergamte einzureichen, weil diefe Behörde Die 
VBorprüfung vornimmt und jodann mit der mitwirfenden Verwaltungs: 
behörde in Verbindung tritt. 

Allgemeine Vorjchriften über Dasjenige, was der Antrag des Berg: 
werfsbefiters bezw. des Grundeigenthümers enthalten muß, beitehen nicht; 
der nothwendige Inhalt ergiebt jich aus der Sache jelbjt und der Be— 
Ihaffenheit des einzelnen Falles. Handelt es ji) um Abtretung einer 
beitimmten Grundfläche, jo bedarf es einer genauen (fataftermäßigen) 
Bezeichnung derjelben, der Namhaftmachung des jich aus dem Grund- 
buche oder der Grunditenermutterrolle ergebenden Grundeigenthiümers, 
unter Umftänden auch des Nubungsberechtigten oder beider, der Angabe 
de3 bergbaulichen Zwedes, für welchen das Grundſtück benußt werden 
joll, und des Ausweiſes über den erfolglojen Verſuch einer gütlichen 
Einigung. Außerdem ijt ein Situattonsplan erforderlich, welcher von 
einer öffentlichen Glauben befisenden Perjon oder einer Behörde (Land: 
meſſer, Markicheider, Kataſteramt ꝛc.) angefertigt it und die abzutretende 
Grundfläche erjichtlich macht. Bei größeren Anlagen, 3. B. Gruben- 
eijenbahnen, hat der Situationsplan das Projekt jelbit und ſämmtliche 
davon betroffene Grunditücde zu veranfchaulichen. (Das bayer. Berge. 
Art. 137, 138 ertheilt hierüber zu jehr in's Einzelne gehende Vorjchriften.) 

8. Die auf $ 142 beruhende Zuftändigfeit der Oberbergämter und 
der Bezirksregierungen (Abtheilung des Innern) in Enteignungsjachen 
beiteht unverändert nur noch in der Provinz Bofen. 

In allen übrigen Provinzen find die Bezirksausſchüſſe (für 
den Stadtkreis Berlin das Polizeipräfidium) an die Stelle der Bezirk3- 
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regierungen getreten. Das Zuftändigfeitsgefet v. 1. Aug. 1883 (©. ©. 
©. 237) beitimmt hierüber im $ 150 Ab. 2: 

„Auch gehen auf den Bezirksausſchuß beziehungsweiſe die erſte Ab— 
theilung des Polizeipräfidiums in Berlin die nach den 8 142 ff. des Allg. 
ne vom 24. Juni 1865 der Bezirksregierung zuftchenden Befug- 
niſſe über.” 


Dagegen hat fich in der Zuftändigfeit der Oberbergämter nichts ge= 
ändert. 

In Waldek-Pyrmont nimmt der Landesdirektor die Befugniſſe der 
Bezirksregierungen wahr. Auch in Braunfchweig, Bayern, Eljah-Lothr. 
und Heſſen find in den berggejeglichen Enteignungsiachen die Bergbe- 
hörde und die Behörden der allgemeinen Landesverwaltung gemeinichaft- 
[ich zuftändig. In den übrigen Staaten, deren Berggefeße dem preuf. 
nachgebildet find, ijt die Bergbehörde allein zuftändig, und in ©.-Mei- 
ningen entjcheidet die Landesregierung allein. Nach dem k jäch). Bergg. 
z8 133, 134 fteht die Enticheidung über die Nothwendigfeit der Ueber: 
lafjung dem Bergamte allein und im Uebrigen in Gemeinjchaft mit der 
Ortsverwaltungsbehörde zu. 


Zu $ 143. 

1. Die Entjcheidung in den Enteignungsfachen ($ 142) ſoll durd) 
eine fommiffarische Verhandlung vorbereitet werden. Das hierfür im 
$ 143 angeordnete Verfahren ift jo eingerichtet, daß an Ort und Stelle 
eine Prüfung der Anträge und maßgebenden Verhältniffe ftattfindet und 
die Nechte und Intereffen beider Theile, ſowie die etwaigen öffentlichen 
Sntereffen zur Erörterung gelangen. Allgemeine VBorjchriften wie im 
Eivilprozeffe, im Verwaltungsftreitverfahren oder auch in dem Enteig- 
nungsverfahren des Geſetzes v. 11. Juni 1874 bejtehen für den formel- 
len Gang jenes Verfahrens nicht; letzteres hat fich aber in der Praxis 
auf Grund der im $ 143 aufgeitellten Erforderniffe in ziwedentiprechender 
Weiſe gleichfürmig ausgeftaltet. 

2. Nach Verftändigung der beiden zur Entjcheidung berufenen 
Behörden über die Einleitung des Verfahrens geht die weitere Verhand— 
[ung zunächit in die Hände der beiderjeitigen Slommijjarien über. 

Zu der Unterfuchung an Ort und Stelle find „beide Theile” vor— 
zuladen, der Antragiteller mit dem Eröffnen, dat im Falle jeines Nicht: 
ericheinens der Antrag als zurüdgenommen betrachtet werde, der andere 
Theil mit dem Eröffnen, daß im Falle feines Nichterjcheinens mit der 
örtlichen Unterſuchung und mit der Erörterung des erhobenen Wider- 
ſpruchs ohne jeine Zuziehung nach Vorjchrift der Gejee werde verfahren 
werden. Min.Erlaß v. 21. Aug. 1866, 3. Bd. 7 ©. 404. Im Uebri— 
gen ergiebt fi) aus $ 135 Bem. 3 ©. 354 und $ 142 Bem. 2 ©. 374, 
welche Perjonen je nac) Lage des Falles als „Betheiligte“ vorzuladen 
find. Leßteren ift unbenommen, zu dem Verhandlungstermine Nechtsbei- 
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jtände mitzubringen; die hierdurch entftchenden Koften hat indeß der be- 
treffende Theil jelbjt zu tragen; eine gejegliche Erjtattungsverbindlichkeit 
bejteht nicht. Min.Beſch. v. 24. Sept. 1873, 3. Bd. 15 ©. 139. 

3. Behufs Ermittelung der zu leijtenden Entichädigung und in 
‚sällen des $ 137 der Kaution verlangt das Geſetz die Zuziehung von 
Sacjverftändigen. Es iſt aber nicht nothiwendig, daß diejelben als Taxa— 
toren bejtellt und beeidigt jind; vorjt. Erlaß v. 21. Aug. 1866. 

Die Bezeichnung der Sachverjtändigen iſt zunächit den Parteien 
überlafjen. Sind auf einer Seite mehrere Betheiligte vorhanden, jo ift 
jeder derjelben befugt, einen Sachverjtändigen zu bezeichnen; Mitbefiter 
eines Grundſtücks müſſen fich aber über einen Sachverjtändigen vereinis 
gen. Unterbleibt die Bezeichnung des oder der Sachveritändigen in der 
hierzu bejtimmten Friſt, jo erfolgt die Ernennung derjelben durch die 
Stommifjarien. Von der Befugniß, ihrerjeit3 einen dritten Sachverſtän— 
Digen zuzuziehen, machen die Kommiſſarien regelmäßig Gebrauch, weil 
die Abjchägung durch Mitwirkung eines ſolchen Obmanns wejentlich er: 
leichtert wird. 

Die Gebühren der Sacjverjtändigen werden nach der Gebühren- 
ordnung für Zeugen und Sacdveritändige v. 30. Juni 1878 (R. ©. BL. 
©. 173) in finngemäßer Amvendung derjelben berechnet. Die Feitfegung 
erfolgt Herfömmlich durch dag Oberbergamt und zwar fir die von den 
Barteien bezeichneten Sadverjtändigen auf Antrag, für die ſeitens der 
Kommiffarien ernannten von Amtswegen, während die Einziehung im 
eriteren Falle den Sachverſtändigen überlajjen bleibt, dagegen im leßteren 
alle durch das DOberbergamt bewirkt wird. 

4. Der Gegenftand der fommifjariichen Verhandlung ift im $ 142 
im Allgemeinen angegeben. Beide Theile müſſen gehört werden, wobei 
es in der Aufgabe der Kommiſſarien liegt, zunächſt eine gütliche Eini- 
gung der Betheiligten über die Streitpunfte zu verjuchen. Kommt eine 
jolche zu Stande, jo ift hierüber eine Berhandlung in recht3verbindlicher 
Form aufzunehmen; anderenfall® müfjen die für die Enticheidung maß: 
gebenden Verhältniſſe unterjucht und fejtgejtellt werden. Wünſcht der 
Bergwerksbefiger das Grundſtück jtatt zur vorübergehenden Benugung 
zum Eigenthum zu erwerben, jo fann auf diefer Grundlage nur dann 
weiter verhandelt werden, wenn der Grundeigenthümer ausdrücklich in 
die Abtretung des Eigenthums einwilligt. Verf. des Oberb. Bonn vd. 
6. Dez. 1866, Nekursbeich. v. 2. Nov. 1886, 3. Bd. 8 ©. 134, Bd. 28 
©. 112. 

Sit die Nothivendigkeit der von dem Bergwerfsbefiger verlangten 
Grundabtretung bejtritten, jo haben die Kommijjarien vor Allem dieje 
Frage nach den ſich aus den 88 135 u. 136 ergebenden Grundfäßen 
und Gefichtspunkten gemeinschaftlich zu prüfen und zu beantworten. Bei 
Ermittelung der Entichädigung für die vorübergehende Benutzung des 
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Grundſtücks oder für die Abtretung des Eigenthums, desgleichen bei 
Ermittelung der etwa zu beitellenden Kaution ($ 137) find die Kom— 
miſſarien zunächjt auf die Mitwirkung der Sacverjtändigen angewieſen 
und haben auch die Parteien über die Werthangaben der legteren zu 
hören; Min.-Erlaß v. 21. Aug. 1866, 3. Bd. 7 ©. 404. Indeß find 
die Gutachten der Sachverjtändigen für die Kommiſſarien ebenfo wenig 
bindend, wie demnächit die Erklärungen der Kommiſſarien für die ent- 
jcheidenden Behörden. Lebteren iſt vielmehr die Entjcheidung über alle 
zur Erörterung ſtehende Fragen vorbehalten ($ 144), wie diefelben auch 
befugt find, nöthigenfalls noch weitere Erhebungen durch die Kommiſſarien 
zu veranlafjen. (Das bayer. Bergg. Art. 140 bis 143 enthält eine aus— 
führliche Anweifung über die „Tagsfahrt” zur Verhandlung der Sadıe.) 


Zu 8 144. 


1. Mit Rücdficht auf die Wichtigkeit und die Rechtswirkungen des 
Enteignungsbejchluffes find die Gegenstände, welche aus demſelben un— 
bedingt hervorgehen müfjen, gejetlich ($ 144) vorgejchrieben. Motive ©.86. 

2. In dem Enteignumgsbeichluffe, welcher den Grundbefiger zur 
Abtretung eines Grundftüds an den Bergwerfsbefiger für verpflichtet er— 
Härt, muß jtets die Nothwendigfeit diefer Grundabtretung im Sinne 
des $ 135 ausdrüdlich ausgefprochen fein, mögen die Parteien über die 
Nothwendigkeit überhaupt oder nur darüber ftreiten, in welchem Umfange 
oder unter welchen Bedingungen die Abtretung erfolgen ſolle. Min. 
Erlaß v. 21. Aug. 1866, 3. Bd. 7 ©. 404; Rekursbeſch. v. 7. Juli 
1837, 3. Bd. 28 ©. 409; $ 135 Bem. 4 ©. 354. 

Der Beihluß muß ferner bejtimmte Feſtſetzungen darüber treffen, 
in welcher räumlichen Ausdehnung und wann die Abtretung des Grund» 
ſtücks zu gejchehen hat; der einjeitigen Beftimmung des Bergwerföbe- 
jigers kann dies jelbjtverjtändlich nicht überlafjen bleiben. Rekursbeſch. 
v. 6. Juni 1882, 3. Bd. 24 ©. 125. Bei Feſtſetzung der Entjchädigung 
bezw. der Kaution bedarf es einer genauen Bezeichnung des oder der 
Empfangsberechtigten; $ 135 Bem. 3, $ 137 Bem. 6 u.9, $ 142 Bem. 2. 
©. 354, 366, 367, 374. Die in dem Beichluffe zu berüdfichtigenden „jon: 
ſtigen Bedingungen“ der zwangsweijen Abtretung oder Erwerbung können 
jehr mannigfacher Art jein; es fann jich dabei um Wahrung von Rechten 
und Interejfen der einen oder anderen Partei oder auch Dritter, jowie 
um Sicherung des öffentlichen Interejjes handeln. Der gewöhnliche Fall 
ijt der, da zu diefem Behufe dem Bergwerfsbefiger gewiſſe Einrichtun: 
gen oder Anlagen, 3. B. Wegeübergänge, Abzugsgräben, Einfriedigun: 
gen ꝛc. vorgejchrieben, gewiſſe Beichränfungen in der Benutzung des 
Grundjtüds auferlegt oder aucd dem Grundbefiger bejtimmte Befugniffe 
hinsichtlich des Grundjtüds vorbehalten werden. Bergl. Kloftermann 
Anm. 322. Das Fehlen „jonjtiger Bedingungen“ in dem Bejchluffe iſt 
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nicht als Mangel defjelben zu bezeichnen, wenn die Nothwendigfeit zur 
Aufnahme nicht vorlag. Rekursbeich. v. 2. Nov. 1886, 3. Bd. 29 ©. 134. 

3. Können die zur Beichlußfaffung berufenen Behörden fich über 
die Entſcheidung nicht einigen, jo muß der Antrag auf zwangsweiſe Ab: 
tretung des Grundjtüds bezw. auf Erwerbung des Eigenthums als ab» 
gelchnt behandelt und demgemäß durch gemeinschaftlichen Beſchluß zu— 
rückgewieſen werden, jo dat das Rekursrecht des Antragitellers gemäß 
$ 145 gewahrt bleibt — ein Fall, welcher in der Praxis wohl nur jehr 
jelten eintreten wird. Klojtermann Anm, 323; Arndt ©. 153. 

4. Der Beichluß, welcher die Erwerbung des Eigenthums eines 
Grundſtücks jeitend des Bergwerfsbefigers ausipricht, begründet zwifchen 
dieſem und dem Grumdeigenthümer ein Nechtsverhältnig, welches fich 
nach jeinem Inhalte als ein erzwungenes Kauf- und Verkaufsgeſchäft 
charakterifirt und Hinfichtlich der daraus fir beide Theile hervorgehen 
den Rechte und Verbindlichkeiten nach den Negeln des freiwillig geſchloſſe— 
nen Kaufvertrages beurtheilt werden muß. Der Bergwerköbefiger kann 
ſich deshalb der Verpflichtung, das Grundſtück in Eigentum zu über- 
nehmen, nicht entziehen. Nekursbeich. v. 11. Juli 1866, 3. Bd. 7 ©. 407; 
$ 137 Bem. 12 ©. 368. 


Zu 8 145. 


1. Die „Neffortminifter“, an welche der Rekurs gegen Enteig- 
nungsbeſchlüſſe zuläſſig tt, find gegenwärtig der Miniſter der öffent: 
lichen Arbeiten und der Minifter für landwirthichaftliche Angelegendeiten, 
Domänen und Forften. 

2. Die Einlegung des Nekurjes muß ſtets „bei dem Oberberg- 
amte“ erfolgen und zwar nach näherer Vorjchrift der 88 192 u. 193. 
Hieraus ergiebt ſich, daß das Rekursrecht durch Einlegung des Rekurſes 
bei einer anderen Behörde, jelbjt bei derjenigen, welche den Enteignungs— 
beichluß mit erlaffen Hat, nicht gewahrt wird, daß ferner von dem Re— 
fursrechte bei Vermeidung des Erlöjchens dejjelben binnen vier Wochen 
nach Zuſtellung des Beichluffes Gebrauch gemacht werden muß, daß 
endlich die der Gegenpartei zur Beantwortung mitzutheilende Refurs- 
jchrift binnen vier Wochen beantwortet werden muß, widrigenfalls die 
Verhandlungen ohne Weiteres zur Rekursenticheidung eingelandt werden. 
Die Vorjchrift im $ 150 Abi. 3 des Zuftändigfeitsge). v. 1. Aug. 1883 
(6. ©. ©. 237), dal gegen Beichlüjfe, welche der Bezirksausſchuß in 
Enteignungsjachen auf Grund des Enteignungsgei. v. 11. Juni 1874 
gefaßt hat, „innerhalb zwei Wochen die Beichwerde an den Minijter der 
öffentlichen Arbeiten“ ftattfindet, betrifft die berggejeßlichen gemeinjchaft: 
lichen Enteignungsbejchlüffe nicht. 

3. Die Rekurſe in Enteignungsjachen find als Gejuche (Bejchwerde- 
ichriften) jtempelfrei. Dajfelbe gilt von der Rekursbeantwortung. Ge). 
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v. 26. März; 1873, ©. ©. ©. 131; Min.-Erlaß v. 3. Juni 1873, 3. 
Bd. 14 ©. 326. 

4. Der Rekuröbejcheid wird von den Reſſortminiſtern gemeinfchaft- 
lich erlajjen. Die Zurückweiſung eines Rekurſes wegen gejeglicher Un— 
Itatthaftigfeit kann nicht Durch die Behörden, welche den Enteignungs- 
beichluß erlajjen haben, erfolgen, jondern bleibt in allen Fällen den 
Rejjortmintijtern vorbehalten. Min.-Erlaß v. 15. Febr. 1866, 3. Bd.7 
©. 266. 


8 


5. Nicht der geſammte Inhalt eines Enteignungsbeſchluſſes iſt 
Gegenſtand des Rekursrechts; „die Feſtſetzung der Entſchädigung und 
der Kaution“ iſt von demſelben ausdrücklich ausgenommen und dem 
Rechtswege ($ 146) vorbehalten. Vergl. Beſchluß des Oberb. München 
v. 31. Jan. 1877, 3. Bd. 20 ©. 119. Dieje Unzuläffigfeit des Re— 
furjes trifft auch den Fall, wenn die Rekursbeſchwerde zwar gegen Die 
formelle Gültigkeit des ganzen Beſchluſſes, jachlich aber nur gegen die 
Feſtſetzung der Entichädigung gerichtet ift. Rekursbeſch. v. 2, März 
1866, 3. Bd. 7 ©. 410. 

Andererjeit3 ijt der Rekurs nicht ausgejchloffen gegen die dem 
Bergwerfsbefiger auferlegten „jonftigen Bedingungen” ($ 144), 3. B. 
gegen die Verpflichtung, einen Weg zu verlegen, indem letztere nicht als 
eine „Entſchädigung“ des Grundbefiters, jondern als eine der Abtretung 
des Grunditüds beigefügte Bedingung zu behandeln it. Rekursbeſch. 
v. 3. Mai 1870, 3. Bd. 11 ©. 363; $ 144 Bem. 2 ©. 379. 

6. Der Rekursbejcheid kann fich nicht auf eine fachliche Ent: 
jcheidung über den erjt in der Refursinitanz von dem Grundeigenthümer 
geftellten Antrag erjtreden, daß der Bergwerksbeſitzer das Eigenthum 
des Grundftüds erwerbe, es jei denn, daß nad) der Sach- und Nechts- 
lage ohne neue Erhebungen jofort über den nachträglichen Antrag be- 
funden werden fünnte. 8 138 Bem. 2 ©. 369, $ 139 Bem. 4 ©. 371. 

Auch die Behauptung des Grundbefigers, daß er von der geſetz— 
lichen Abtretungsverbindlichkeit auf Grund „eines jpeziellen Rechtstitels“ 
befreit jei, eignet ſich als privatrechtlicher Einwand zu einer jachlichen 
Entjcheidung jo wenig in der Rekursinſtanz wie überhaupt im Enteig- 
nungsverfahren, jondern iſt lediglich im Rechtswege zu entjcheiden ; Ne- 
fursbeich. v. 1. Sept. 1866, 3. Bd. 8 ©. 132; $ 136 Bem. 1 ©. 363; 
Dppenhoff Nr. 822. Anders Klojtermann Anm. 325 Nr. 2 und 
Arndt ©. 153. 

7. Gegen die Feſtſetzung der Entichädigung und der Kaution in 
dem Enteignungsbejchlufje findet der Rechtsweg ausnahmslos jtatt. Für 
das Prozefverfahren, insbejondere auch für die Entjcheidung „nach freier 
Ueberzeugung“ des Gerichts ift die C. P. O. maßgebend. 

8. Von der Negel, daß über die gejegliche Verpflichtung des 
Grundbefigers zur Abtretung eines Grundjtüds der Rechtsweg nicht 
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zuläſſig it, machen nur die beiden im 8 145 Abſ. 2 bezeichneten Fälle 
eine Ausnahme. Dagegen tt der Rechtsweg über die Verpflichtung des 
Bergwerköbefigers zur Erwerbung des Eigenthums eines Grundjtüds 
in den Fällen der 88 137, 138 u. 139 unbedingt gejtattet ($ 137 Bem. 11 
©. 368), weil es fich hierbei nicht wie bei der Zwangsabtretung um 
öffentliche Intereffen des Bergbaues, jondern lediglid) um die richtige 
Würdigung privater Intereffen handelt. Komm.Bericht d. 9. ©. 51, 
52, d. A. ©. 72, 73; Arndt ©. 154. Grundſätzliche und praftijche 
Bedenken ftehen hier der Zulafjung des Nechtsweges nicht entgegen. 

9. Der eine Ausnahmefall, in welchem über die Berpflichtung zur 
Srundabtretung die richterliche Entjcheidung angerufen werden kann, tritt 
ein, wenn der Grundbefiger behauptet, da das von dem Bergwerfs- 
befiter beanjpruchte Grundftüd zu den durch $ 136 Abi. 2 von dem 
Abtretungszwange ausgejchlofjenen Dertlichfeiten gehöre. Komm.-Bericht 
d. H. ©. 51,8. 4. ©. 72; 8 136 Bem. 4 ©. 364. Der andere Aus« 
nahmefall ſetzt einen „ipeziellen Nechtstitel” voraus, auf Grund defjen der 
Grundbefiger von der gejeglichen Abtretungsverbindlichkeit befreit zu fein 
behauptet. Es handelt ſich hier um ein von dem Grundbefiger erwor- 
benes bejonderes Recht, Durch welches gerade für ihn die im Uebrigen 
bejtchende allgemeine Verpflichtung zur Grundabtretung ausgeichlofjen 
wird. Der Rechtötitel kann demnach rechtsfräftiges Erkenntniß, Privi- 
legium, Vertrag, Verjährung ꝛc. fein. Dagegen bildet 3. B. die angeb- 
liche Aufläſſigkeit des Bergwerks, für welches die Grundabtretung ver: 
langt worden iſt, feinen jpeztellen Necht3titel im Sinne des $ 145; 
Urth. des Obertr. v. 6. Jan. 1873, 3. Bd. 14 ©, 249. 

Abgejehen von den beiden vorbezeichneten Fällen unterliegt die 
Frage, ob für den von den zujtändigen Behörden erlaffenen Enteignungs- 
beichluß die materiellen Borausjeßungen vorgelegen haben, der Prü— 
fung des Prozeprichters nicht; leerer hat den Beichluß Lediglich darauf 
zu prüfen, ob derjelbe von den zujtändigen Behörden ausgegangen ift. 
Urth. des DOberl.-Ger. Breslau v. 26. Sept. 1887, 3. Bd. 29. 


Zu 8 146. 


1. Es entipricht dem Zwecke des Enteignungsverfahrens, daß die 
Beſitznahme eines enteigneten Grundſtücks nicht auf ungewifje Zeit da- 
durch aufgehalten wird, daß der eine oder andere Theil wegen der „Feſt— 
jegung der Entichädigung oder Kaution“ in dem Bejchluffe die gericht: 
liche Entjcheidung anruft. In diefem, aber auch nur in diefem Falle 
hat deshalb die Beichreitung des Rechtsweges feine aufichiebende Wir: 
fung. Dagegen muß in den Fällen, in welchen ein Enteignungsbeichluf 
in Bezug auf „die Verpflichtung zur Abtretung eines Grundſtücks“ ge: 
mäß 8 145 Abi. 2 im Nechtswege angefochten werden kann, die Befit- 
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nahme und jomit auch die zwangsweiſe Einweiſung in den Beltz bis 
zur rechtsfräftigen Entjcheidung ausgejeßt bleiben. 

2. Den beichlußfaffenden Behörden liegt es ob, die Uebergabe des 
nad) eimem endgültig gewordenen Enteignungsbejchluffe abzutretenden 
Grundjtücds, wenn der Grundbeſitzer diejelbe verweigert, auf Antrag des 
Bergwerksbeſitzers zwangsweiſe durch Kommijjarien vollziehen zu laſſen 
und, ſofern es fich um Abtretung zum Eigenthum handelt, die Umjchrei- 
bung im Grundbuche von Amtswegen herbeizuführen. Ueber das Ver: 
fahren vergl. Fleckſer, 3. Bd. 15 ©. 341; ferner Bd. 7 ©. 410, Bd. 8 
©. 555, 556. In feinem Falle darf aber diefe Zwangsmaßregel ange- 
wandt werden, bevor nicht die Durch den Enteignungsbeichluß feſtgeſetzte 
Entihädigung an den Berechtigten gezahlt oder die vorjchriftsmäßige 
Hinterlegung derjelben und der etwa feitgejegten Kaution erfolgt ift. 
Die Entſchädigung und Kaution jelbit find niemals Gegenjtand der Bei: 
treibung auf dem Berwaltungswege. 

3. 8 146 jeßt den Fall voraus, daß der Bergwerksbeſitzer fich 
noch nicht im Befite des an ihn abzutretenden Grunditüds befindet ; 
Dagegen fommen die Fälle, in welchen der Bergwerksbeſitzer fich bereits 
im Beſitze des Grundjtüds befindet und der Grundeigenthümer erft bei 
einer jpäteren Beranlajjung die Erwerbung des Eigenthums von ihm 
verlangt, bei Anwendung des $ 146 nicht in Betracht. Gleichwohl kann 
auch die Vollitredbarfeit von Bejchlüffen der leßteren Art nicht beftritten 
werden; die Beichlußbehörden find vielmehr für befugt zu erachten, auf 
Grund ihres den Bergwerköbefiger zum Eigenthumserwerb verpflichten: 
den Beichlufjes die Umschreibung im Grundbuche von Amtswegen ber: 
beizuführen; auch kann der Grundeigenthümer auf Erfüllung des Be- 
ſchluſſes, namentlich auf Zahlung des Preijes gerichtlich lagen. Arndt 
©. 151. Anders Klojtermann Anm. 330. 

4. Soll der Bergwerksbejiger nad) dem Enteignungsbeichluffe das 
Eigenthum des Grundſtücks erwerben, jo geht daffelbe nach den maß: 
gebenden Rechtsgrundjäßen erjt mit der Bejignahme bezw. der Ein- 
weijung in den Bejig über. Hierbei fommt das Gel. über den Eigen- 
thumserwerb v. 5. Mai 1872 ($ 5 Ab. 1) in Betraht: „Außerhalb 
der Fälle einer freiwilligen Veräußerung wird Grundeigenthum nach dem 
bisher geltenden Recht erivorben. Das Recht der Auflaffung und Be- 
lajtung des Grundſtücks erlangt aber der Erwerber erjt durch feine Ein- 
tragung im Grundbuch“. Die bejondere Borjchrift des Enteignungsgel. 
v. 11. Juni 1874 $ 44, daß das Eigenthum ſchon mit der Zuflellung 
des Enteignungsbejchluffes auf den Unternehmer übergeht, läßt eine ſinn— 
gemäße Anwendung auf den Fall der berggejeglichen Enteignung nicht zu. 

5. Bit der Enteignungsbeichluß zur Vollitredung gelangt, jo fann 
der Grundeigenthümer die jo erfolgte Beſitzeinweiſung nicht als eine 
unrechtmäßige und fehlerhafte anfechten und pojjejjorijch den Schuß 
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der Gerichte anrufen. Urth. des Kompetenz-Gerichtshofes v. 5. Juli 1880, 
8. 3. 22 ©. 133. 

6. Für das Verfahren bei der gerichtlichen Depofition einer durch 
Enteignungsbejchluß feitgejegten Kaution ift die Hinterlegungsordn. v 
14. März; 1879 (©. ©. ©. 249) maßgebend. Vergl. Bergg. $9 Bem. 2 
©. 80; Arndt ©. 154. 

7. Hat der Bergwerköbejiger die durch den Enteignungsbeichluß 
feſtgeſetzte Entſchädigung wegen verweigerter Annahme hinterlegt ($ 146), 
und wird demnächjt durch richterliche Entjcheidung dem Grundbefiger 
feine höhere Gejammtjumme zugejprochen, jo erjcheint die Weigerung 
des leßteren, die Zahlung anzunehmen, als eine rechtlich unbegründete, 
und die erfolgte Hinterlegung hat daher die im rhein. Civilgeſetzbuch 
Art. 1257 ausgejprochene Wirkung, den Schuldner zu befreien. Urth. 
des Obertr. v. 15. Jan. 1878, 3. Bd. 20 ©. 359. 


Zu 8 147. 


1. Im $ 147 handelt es ſich nur um die Koſten des Enteig- 
nungsverfahreng jelbjt, nicht auch um Nebenfojten, 3. B. um Anwalts- 
gebühren; $ 143 Bem. 2 ©. 377. 

Bu den Kojten des Verfahrens gehören auch bie Stempelabgaben. 
Im Allgemeinen find die Verhandlungen in Enteignungsjachen ftempel- 
frei, namentlich die Anträge, VBorladungen und jonjtigen Verfügungen, 
die Protofolle, Rekurſe und Nefursbeantwortungen ($ 145 Bem. 3 
©. 380). Dagegen unterliegen die Bejchlüffe und Rekursbefcheide dem 
Stempel von 1,5 A. Stempeltarif v. 7. März 1822, Gef. v. 26. März 
1873; Min.-Erlaß v. 3. Juni 1873, 3. Bd. 14 ©. 326. 

2. Nach der unzweideutigen Faſſung des $ 147 ijt der Berg- 
werksbeſitzer in allen Fällen verpflichtet, die Koſten für die erſte Inftanz 
zu tragen, einerlei, ob er oder (bei Zwangserwerb des Eigenthums) der 
Grundeigenthümer Ertrahent des Verfahrens iſt; denn auch im leßteren 
Falle jollen dem Grumdeigenthümer feine Koſten aus der gejeßlichen 
Abtretungsverbindlichkeit erwachjen. Bergl. auch Art. 147 des bayer. 
Bergg. Dagegen fallen einem allgemeinen Grundſatze entjprechend die 
Koften der Rekursinſtanz Demjenigen zur Laft, dejjen Rekurs als unbe- 
gründet zurücdgewiejen wird, jo daß bei einer theilweilen Zurückweiſung 
auch eine Vertheilung dieſer Koſten eintreten kann. 

Der Bergwerksbeſitzer hat für die erſte Injtanz auch die often zu 
tragen, welche durch Erörterung eines öffentlichen Interejjes entitan- 
den find. Bergl. Beichluß des Oberb. München ıc. v. 13. Sept. 1876, 
3. Bd. 19 ©. 406. 

3. Die Beitreibung der Kojten im Verwaltungszwangsverfah- 
ren hat jic) auf die baaren Auslagen der entjcheidenden Behörden zu 
bejchränfen. Die Zahlung oder Erftattung der übrigen Koſten des Ent- 
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eignungsverfahrens (Gebühren der von den Parteien zugezogenen Sach— 
verjtändigen und Nechtsbeiftände 2c.) muß gegen den hierzu Verpflichteten 
nöthigenfalls im MNechtswege verfolgt werden. Rekursbeſch. v. 28. Juli 
1876, 3. Bd. 18 ©. 138; $ 143 Ben. 2 u. 3 ©. 378. 


Zweiter Abſchnitt. 
Don dem Schadenserfake für Befhädigungen des Grundeigenthums. 


Um die rechtlichen Beziehungen, welche aus der Trennung des 
Bergwerkzeigentgums von dem Grundeigenthum zwijchen Bergbautrei- 
benden und Grundbefigern entjtehen, jo zu regeln, daß der Gerechtigkeit 
und Billigfeit und nicht minder dem betheiligten Geſammtintereſſe Rech- 
numg getragen wird, reichen die Grundjäge des Civilrechts nicht aus; 
es bedarf des Eingreifens der Berggejeßgebung mit befonderen Borjchrif- 
ten. Wie dies für die Grundabtretung zu bergbaulichen Betriebazweden 
gilt, jo nöthigen auch die Beichädigungen, welche das Grundeigenthum 
in Folge eines am fich regelrecht und vorjchriftsmäßtg geführten Berg- 
baubetriebes unvermeidlich erleidet, zu einer Über die Grenzen der civil- 
rechtlichen Haftbarfeit Hinausgehenden Behandlung der Entichädigungs- 
frage. Im zweiten Abjchnitt (SS 148 bis 152) hat lettere in jenem 
Sinne ihre gejeßliche Beantwortung gefunden. Motive ©. 87. 

Die große Wichtigkeit und Tragweite diefer Vorſchriften Teuchtet 
ein; denn diejelben finden an erjter Stelle überall Anwendung, wo e8 
fih um Schadenserfag für Beichädigungen des Grundeigenthums und 
jeiner Zubehörungen durch den Bergbaubetrieb, jog. „Bergichäden“ han— 
delt; ſonſtige Vermögensbejchädigungen fommen hier nicht in Betracht. 
Daneben gelten jodann die Vorjchriften des Eivilrecht3 über den Scha- 
denserjaß, joweit fie nicht durch das Bergg. erweitert find, auch für den 
Bergbautreibenden. Dagegen befaßt fich das Bergg. nicht mit dem Scha— 
denserjage für Beichädigungen, welche umgekehrt dem Bergwerfseigen- 
thum durch die Benußung des Grundeigenthums zugefügt werden; hier: 
auf findet vielmehr, abgejehen von den bejonderen Fällen der SS 154 u. 
155 des Bergg., lediglic) das allgemeine Recht Anwendung. Motive ©. 90. 

Im Wefentlichen giebt der zweite Abjchnitt diejenigen Nechtsgrund- 
jäße wieder, welche auf dem dürftigen Boden der Iandrechtlichen Bejtim- 
mungen über die Vergütung der Bergjchäden durch eine langjährige, 
fortbildende Praris und ingbejondere durch die Rechtiprechung des vorm. 
Obertribunals ausgebildet und fejtgeftellt waren. Daubenſpeck (Berg- 
Ichaden ©. 7) hat bereit8 daran erinnert, daß das Obertribunal „in die- 
jer Lehre aus dem ungefügigen, wifjenjchaftlich vernachläjfigten Rechts— 
ftoffe ein harmonijches Ganze gejchaffen und fich damit ein dauerndes, 
ehrenvolles Denkmal gefichert hat”. Seitdem find auf Grund des Bergg. 
auch von dem Reichsgerichte zahlreiche wichtige Entjcheidungen über den 
bergrechtlichen Schadenserjaß getroffen, und ebenfo hat die neuere Fach— 
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literatur dem Gegenjtande bejondere Beachtung zu Theil werden laſſen, 
jo daß bezüglich des geltenden Nechts offene Fragen von praftijchem 
Belang kaum noch vorhanden find. 

In Kreifen der Grumdeigenthümer, namentlich innerhalb des nie- 
derrheinifch-weitfäliichen Steinfohlenbedens, fehlt es freilich nicht an 
Beitrebungen, eine Aenderung des beitchenden Rechtszuftandes und zwar 
in der Richtung herbeizuführen, daß die bergrecdhtliche Haftpflicht des 
Bergwerfsbefigers noch erheblich verjchärft werden joll. Es fann indeh 
von einer jolchen weiteren Beichwerung des ohnehin erheblich belafteten 
Bergbaues im Hinblik auf dag Gemeinwohl und im wohlverjtandenen 
Intereſſe beider Betheiligten mur ebenjo dringend abgerathen werden, 
wie dies bereits jeitens der Vertreter der Staatsregierung geſchah, als 
hierauf bezügliche Petitionen zum erjten Male in den Sigungen des 
Haujes der Abg. v. 23. u. 26. Juni 1876 zur Berathung kamen; vergl. 
3. 8. 17 ©. 455. Ms damaliger Minister für Handel x. warnte 
Dr. Achenbac nach Bekämpfung der auf Abänderung des vorliegenden 
Abjchnitts des Geſetzes gerichteten Anträge „vor Maßregeln, die nicht 
zum Heile des Bergbaues gereichen. Es Handelt ſich um große Interefjen, 
und diefe Interefjen jchädigen, heißt das Land ſchädigen“. In demiel- 
ben Sinne erhob damal3 Maas, 3. Bd. 17 ©. 369, feine abmahnende 
Stimme, und als jene Petitionen in der Seſſion von 1879/80 erneuert 
wurden, entjchied die Juſtizkomm. des Haujes der Abg. ſich einjtimmig 
gegen die beantragte Abänderung der geltenden Vorjchriften; 3. Bd. 21 
S. 429. Nicht minder vertritt Daubenjped (Haftpflicht ©. 98), wel: 
chem die Lehre vom Bergjchaden ihre wijjenjchaftlihe Durcharbeitung 
verdankt, die Anjicht, daß an den Grundprinzipien, auf welchen dieje 
Lehre beruht, „überhaupt nicht gerüttelt werden darf“. 

Waren demnach nicht anderweitige materielle Grundjäße über den 
Bergſchaden in's Auge zu fafjen, jo konnten andererjeit3 die Beſchwer— 
den über die Mängel des Prozekverfahrens bei Geltendmachung jolcher 
Entſchädigungsanſprüche nicht als unbegründet bezeichnet werden. Wller- 
dings hat feitdem die Eivilprozekordnung günjtig eingewirkt durch die 
Abkürzung des Verfahrens und hauptjächlich durch die freie richterliche 
Würdigung des Beweijes. Konnte doch der Bericht des Juftizminifters 
über die Juftizverwaltung und Rechtspflege in Preußen (1882 bis 1887) 
hervorheben, „wie jehr nad) den von den Gerichten gemachten Erfah- 
rungen die einfachen und elajtiichen Formen des neuen Verfahrens die 
fichere, ungehemmte Anwendung des materiellen Nechtes erleichtern”. 
Aber jchon vor der Reform des Prozeßrecht3 wurde der Verſuch ge— 
macht, durch Einjegung von Schiedsgerichten „zur Negulirung der 
Bergichäden” Abhülfe zu jchaffen. Vergl. 3. 85.19 ©. 18. Der Er: 
richtung des erjten Schiedsgericht und zwar für den Stadtkreis Efjen 
lag eine auf Zeit beſchränkte Vereinbarung zwilchen den Betheiligten vom 
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Sahre 1877 zu Grunde; jpäter erfolgte die Einſetzung der Schiedsge- 
richte von Amtswegen auf minijterielle Anordnung. Gegemwärtig be- 
jtehen deren jieben, nämlich fünf für den niederrheinisch-weitfälischen 
GSteinfohlenbezirt und je eines für Ober- und Niederjchlejien; in den 
übrigen Landestheilen ijt bis jet das Bedürfniß zu einer gleichen Ein- 
richtung nicht hervorgetreten. Zujammenjegung, Zuständigkeit und Ver: 
fahren diefer Schiedsgerichte beruhen auf minijteriell genehmigten Regu— 
lativen. Die Schiedsgerichte ſind eingejegt: 

1. für den Stadtkreis Eſſen. Regulativ v. 8. März 1881, 3. 
Bd. 22 ©. 178; 

2. für den Landkreis Ejjen. „Reglement“ nebjt Gejchäftsanwei- 
jungen, bejtätigt am 11. Oft. 1878, 3. Bd. 21 ©. 447 bis 454; 

3. für den Stadt- und Landkreis Bochum. Regulativ v. 5./17. Aug. 
1882, bejtätigt am 4. Sept. 1882, 3. Bd. 24 ©. 77; 

4. für den Stadt- und Landkreis Dortmund. NRegulativ v. 9./16. Dez. 
1832, bejtätigt am 29. Dez. 1882, 3. Bd. 24 ©. 324; 

5. für den Stadtkreis Duisburg und den Landkreis Mülheim 
a./d. Ruhr. Regulativ nebjt Geſchäftsanweiſungen dv. 28. Aug. 1879, 
3. Bd. 24 ©. 493; 

6. für den Regterungsbezirt Oppeln (Oberjchlefien). Regulativ v. 
15. Aug. 1881, 3. Bd. 23 ©. 341; 

7. für die Regierungsbezirfe Breslau und Liegnig (Niederjchlefien). 
Negulativ vd. 15. Aug. 1881, übereinftimmend mit Nr. 6. 

Die Regulative find größtentheils in den Amtsblättern veröffent- 
(icht worden, Diejenigen unter 1, 2, 4 und 6 aud) bei Daubenjped, 
Schiedsgerichte ©. 102 ff. abgedruckt. 

Jedes diefer Schiedsgerichte befteht aus zwei Abtheilungen. Die 
erjte hat über den urjachlichen Zufammenhang zwifchen dem Bergbau 
betriebe und der Grundjtücdsbejchädigung zu entjcheiden, die zweite Die 
volljtändige Entjchädigung zu ermitteln und feftzufegen, jedoch über den 
Minderwerth nur dann zu befinden, wenn beide Theile ausdrüclich hier— 
auf antragen. Für den Fall der Neparaturfähigkeit eines befchädigten 
Gebäudes hat die zweite Abtheilung auch die Kojten der Wiederherftel- 
lung zu ermitteln, jowie unter Umſtänden die angeordneten Reparaturen 
und Ausbejjerungen ausführen zu laſſen und die vorjchriftsmäßige Aus- 
führung zu überwachen. Bor Anrufung des Schiedsgericht? haben beide 
Theile ſich der Entjcheidung dejjelben unter Verzicht auf richterliche Ent- 
jcheidung zu unterwerfen. 

Wie Daubenjped gezeigt hat, regelt fich auch bei diejen berg- 
baulichen Schiedsgerichten das Verhältniß der Parteien unter einander 
und der Schiedsrichter zu den Parteien lediglich nach den Grundjäßen 
vom Scjiedsvertrage und iſt nur injofern eigenartig geftaltet, als eines- 
theil3 für das Verfahren und die Entjcheidung von der Staatsbehörde 
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vorgejchriebene Normen mahgebend find und dadurch die Privatwillfür 
beſchränkt it, und amderentheils die Staatsbehörde die Schiedsrichter im 
Voraus bejtimmt, jo daß die Parteien nur das eingejegte Kollegium als 
Ganzes zum Schiedsgerichte bejtellen dürfen. Die NRegulative find in 
ihrer rechtlichen Bedeutung aufzufaſſen als ein organifches Statut, ferner 
als eine Injtruftion des Minijters, endlich als lex contractus. Dau- 
benſpeck fmüpft hieran feine Vorſchläge zur Umbildung der neuen Ein- 
richtung, deren gejunde Grundlagen und Entwidlungsfähigfeit von ihm 
anerkannt werden. 

Soviel fteht außer Zweifel, daß die Schiedsgerichte troß hervor— 
getretener Mängel bejonders in der erften Zeit ihres Beſtehens günftige 
Erfolge erzielt haben. Daher wird der Umjtand, dag die Thätigkeit 
derjelben aus mehrfachen Gründen in den leßteren Jahren erheblich zu— 
rücgegangen und faft in's Stoden gevathen tft, noch feinen Grund ab- 
geben dürfen, den einmal betretenen Weg wieder gänzlich zu verlaffen. 
E3 wird ſich wejentlich nur darum handeln Fünnen, ob e3 angezeigt it, 
eine gejeßliche Grundlage für eine andere, die jetigen Mängel vermeis 
dende Einrichtung diefer Schtedsgerichte zu jchaffen. 

Ueber die Tragweite der Beichlüffe der Schiedsgerichte, namentlich 
in Bezug auf die Mindenwerthsklage vergl. auch Cappell, 3. Bd. 23 
©. 349. Im Uebrigen find zu dem zweiten Abjchnitte, abgejehen von 
den civilrechtlichen Schriften über den Schadenserjaß und von den 
ihon angeführten Schriften von Daubenjped, zu vergleichen die Ab- 
handlungen von R. Bluhme, über das engliche und von J. v. Brunn, 
über das franzöfische Recht, 3. Bd. 10 ©. 336, Bd. 16 ©. 133; auch 
Achenbach, 3. Bd. 8 ©. 520 u. Franz. Bergrecht ©. 287; Aguillon, 
Legislation des mines x. Th. I ©. 317. 

Die dem preußtichen folgenden Bergg. haben die Vorichriften über 
den Bergichaden größtentheils wörtlich übernommen; die wenigen Ab- 
weichungen find nicht von Belang. Mehr oder weniger abweichende 
Grundjäge enthalten das großh. und das königl. ſächſiſche Bergg. Die 
furzen Beitimmungen des öſterr. Bergg. über den Erjat der Bergfchä- 
den ($$ 106 u. 107) gehen der Abänderung durch eine Novelle zum 
Berggejete entgegen. 

Zu $ 148. 

1. $ 148 enthält den bejonderen bergrechtlichen Berpflichtungs- 
grund zu dem Schadenserjage, welchen der Bergbautreibende, abgejehen 
von jeiner etwaigen civilrechtlichen Haftpflicht, für Beichädigungen des 
Srundeigenthums und deſſen Zubehörungen zu leijten hat. Dieje Ent- 
jchädigungsverbindlichkeit, eine obligatio ex lege, iſt durch pofitives 
Geſetz Lediglich an die Thatjache geknüpft, daß ein Grundftüd oder 
ein Zubehör dejjelben bejchädigt und dieſer Schaden durch den Betrich 
eines Bergwerks unmittelbar oder mittelbar verurfacht worden ift; das 
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bloße Eintreten eines folchen Schadens begründet Fraft des Geſetzes die 
Verbindlichkeit zur volljtändigen Entjchädigung. Ein vertragsähnliches 
Verhältniß liegt hier nicht zum Grunde, und ebenſo wenig ijt eine un- 
erlaubte Handlung, ein jubjektives Verjchulden des Bejchädigers voraus: 
geſetzt; es fommt nicht darauf an, „ob die Beichädigung von dem Berg: 
werksbeſitzer verjchuldet ift, und ob fie vorausgejehen werden konnte oder 
nicht.“ Daß der bejchädigende Betrieb ordnungsmäßig, nach den Regeln 
der Technik und den Vorjchriften der Bergpolizei geführt worden, kann 
daher als Befreiungsgrund nicht geltend gemacht werden. Für die Ent: 
jtehung der Berbindlichfeit zum Schadenserjage ift der Zeitpunkt map- 
gebend, an welchem der Schaden wirklich eintritt. Urth. des Obertr. v. 
26. Juni 1872, 3. Bd. 13 ©. 547, Entich. Bd. 67 ©. 240, Striethorft 
Bd. 85 ©. 285; auch Urth. v. 16. März 1839 und Plenarbeichlüffe v. 
18. April 1843 u. 7. Nov. 1849, Entſch. Bd. 4 ©.354, Bd. 9 ©. 101, 
Bd. 18 ©. 71. Daubenjped, Haftpflidt ©. 5, Bergichaden ©. 18. 

Der auf dem $ 148 beruhende Entihädigungsanipruch Hat nicht 
die Natur eines dinglichen Nechts, jondern iſt, wie jchon nach den äl- 
teren landrechtlichen Vorfchriften, ein jubjektiv und objektiv perſönliches 
Necht, woraus fich für beide Theile wichtige Folgerungen ergeben. Urth. 
des Obertr. v. 26. Juni 1872, 24. Jan. 1873 u. 30. März 1874, 3. 
Bd. 13 ©.547, Bd. 14 ©. 251, Bd. 16 ©. 106; des Reichsg. v. 1. Mai 
1880, 3. Bd. 22 ©. 118; aud) Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 14. Febr. 
1867, Gruchot Bd. 11 ©. 784; des Uppell.-Ger. Köln v. 15. Mai 1874, 
Rhein. Arch. Bd. 66 ©. 1; des Landg. Dortmund v. 10. April 1883, 
3: Bd. 27 ©. 91. Daubenjped, Haftpfliht S. 10, Bergichaden 
©. 65. 

Welchen rechtlichen Einfluß das eigene Verſchulden des Beſchädig— 
ten auf die gejegliche Entichädigungsverbindlichkeit des Bergwerksbeſitzers 
ausübt, unterliegt der Beurtheilung nach Eivilrecht und dem hierauf be— 
ruhenden $ 150 des Bergg.; vergl. $ 150 Bem. 1 ©. 409. 

2. $ 148 handelt nur von dem Erjaße des Schadens, welcher 
dem Grundeigenthum, einem Grundjtüde und den darauf ftehenden 
Gebäulichkeiten, fowie den Zubehörungen dejjelben zugefügt wird. 
Was als Zubehör anzujehen ift, unterliegt der Beurtheilung nach Ei: 
vilreht. U. a. jind indujtrielle Anlagen Hierzu zu rechnen; Motive 
©. 88; Urth. des Reichsg. v. 9. Oft. 1882, 3. Bd. 24 ©. 500; Dau— 
benjped, Haftpflicht ©. 77. Demgemäß iſt entjchieden, daß, wenn be— 
hufs des Betriebes eines gewiſſen Gewerbes bejondere Einrichtungen und 
Anlagen in dem dazu benußten Gebäude bejtehen, nach Beichaffenheit 
des Falles Störungen in dem Fortbetriebe dieſes Gewerbes, welche in 
Beichädigungen des Gebäudes durch den Bergbau ihren Grund haben, 
unter diejenigen Beichädigungen zu rechnen find, für welche nach $ 148 
der Bergwerfsbefiger verhaftet iſt. Urth. des Reichsg. v. 20. Dez. 1882 
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und 25. Oft. 1883, 3. Bd. 25 ©. 396, Bd. 26 ©. 114. Ferner: Da 
das Nohrne einer Gasanjtalt, wenn nicht Beftandtheil, jo doch min- 
deitens Zubehör der Gasanftalt jelbjt und der für Iettere errichteten 
Gebäude ift, jo it der Bergwerfsbefiger nach $ 148 zum Erjate des 
Schadens verpflichtet, welchen jein Grubenbetrieb dem Gaswerfe durch 
Brüche und Undichtigfeiten der Gasrohre und den hierdurch verurjachten 
Gasverluft zugefügt hat. Urth. des Reichsg. dv. 24. Juni 1885, 3. 
Bd. 27 ©. 100. 

Dagegen erjtredt die Entjchädigungsverbindlichkeit aus $ 148 fich 
nicht auf Beichädigungen, welche durch den Betrieb des Bergbaues Ber: 
jonen oder beweglichen, nicht zum Zubehör eines Grundjtüds gehö- 
renden Sachen zugefügt find, und zwar auch dann nicht, wenn eine mittel: 
bare Einwirkung des beichädigten Grundftüds jtattgefunden hat, z. B. 
ein Menſch in einen Tagebruch geftürzt it. Im diefen Fällen ift vielmehr 
die Haftbarfeit des Bergwerfsbefigers nur nach Eivilrecht zu beurtheilen 
und alſo namentlich davon abhängig, ob demjelben ein Verſchulden zur 
Lait fällt. Motive ©. 88; Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 18. April 
1882, 3. Bd. 23 ©. 383; Rekursbeſch. v. 26. April 1886, 3. Bd. 27 
©. 396. Klojtermann Anm. 334; Daubenjped, Haftpflicht ©. 15. 
Anders Dernburg, Lehrbuc, (4. Aufl.) Bd. 1 ©. 690. 

Beichädigungen von Bergwerf3eigenthum durch den Betrieb 
eines anderen Bergwerk gehören ebenfalls nicht unter den $ 148. Ob 
und unter welchen Vorausjegungen hier ein Entichädigungsanjpruch be: 
gründet ift, richtet fich nach den allgemeinen Rechtsregeln über den Scha- 
denserjat. Oppenhoff Nr. 836. Der Fall, dat ein Bergwerfseigen- 
thümer oder ſächſ. Kohlenabbauberechtigter bergpolizeilich verpflichtet wor— 
den it, in feinem Felde zum Schuße eines benachbarten Feldes einen 
Sicherheitspfeiler jtehen zu laſſen, iſt dahin entjchieden, daß derjelbe einen 
Anſpruch auf Schadenserjag hierfür aus $ 148 nicht herleiten fann. 
Urth. des Obertr. v. 20. Nov. 1871, 3. Bd. 13 ©. 116, Entich. Bd. 67 
©. 213, Striethorft Bd. 83 ©. 143 ; $ 60 Bem. 1 ©. 210 u. $ 62 Bem. 2 
©. 213. 

3. Der Schaden, für welchen nach $ 148 Entjchädigung zu leiten 
it, muß durch den „Betrieb des Bergwerks“ zugefügt fein, mag derjelbe 
im Uebrigen unterirdijch oder mitteljt Tagebaues, mag er unter dem be= 
ſchädigten Grundſtücke oder jeitwärts von demfelben geführt fein. Vergl. 
Plenarbeſchluß des Obertr. v. 18. April 1843, Entih. Bd. 9 ©. 101. 
Jedoch fallen Beichädigungen durch. „planmäßiges Zubruchebauen“ der 
Oberfläche bei dem Bruchbau auf Braunfohlen nicht unter $ 148, jon- 
dern unter $ 135; vol. $ 135 Bem. 7g ©. 357. 

Der Schaden ($ 148) muß die unmittelbare oder mittelbare Folge 
des Betriebes eines Bergwerfs jein. Ob dieſe Borausjegung vorliegt, 
hängt von den Thatumftänden des einzelnen Falles ab. Im Allgemeis 
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nen find unter „Betrieb de3 Bergwerfs” im Sinne des $ 148 die ei- 
gentlichen bergbaulichen Berrichtungen, Bergbaubetrieb im engeren Sinne, 
zu verjtchen, jo daß 3. B. die Anlage eines Kohlenabfuhrweges nicht 
hierzu gehört und daher ein durch eine folche Anlage verurjachter Scha: 
den nur einen Entjchädigungsanjpruch nach Eivilrecht begründet. Das- 
jelbe gilt von Beichädigungen durch jonjtige Tagesanlagen (Majchinen, 
Dampfkeſſel 2c.) und Nebenbetriebe des Bergwerfsbefigerd. Komm.Be— 
richt d. U. ©. 78; Urth. des Reichsg. v. 10. Nov. 1880, 3. Bd. 22 
©. 528; Daubenjped, Haftpflicht ©. 23. Vergl. auch über ein ähn- 
liches Verhältniß Urth. des Neichöger. v. 18. Mai 1887, 3. Bd. 28 
©. 524. 

Dagegen iſt der Schaden, welcher dem Grundeigenthum durch den 
Brand der Bergehalde eines Steinfohlenbergiverf3 zugefügt wird, indem 
z. B. ein benachbartes Haus zeitweilig nicht bewohnt werden fann, von 
dem Bergwerfsbefiger nad) $ 148 zu erjegen, abgejehen davon, daß jeine 
Haftpflicht auch nad) den Grundjägen des Nachbarrechts und der Im— 
miljion jchädlicher Subjtanzen beſteht. Urth. des Reichsg. v. 3. April 
1886, 3. Bd. 27 ©. 369, Gruchot Bd. 30 ©. 1008. 

4. Die Anwendbarkeit des $ 148 jeßt voraus, daß dem Grund— 
eigenthume oder dejjen Zubehör ein wirklicher „Schaden“ zugefügt, d. h. 
daß dauernd oder vorübergehend eine jolche Veränderung dejjelben her: 
beigeführt worden ijt, welche den Vermögenszuſtand des Grundbejiters 
in Beziehung auf das betreffende Grundftüd verjchlimmert hat (vergl. 
$s1 Th I Tit.6 A.L. R) Daher berechtigen durch den Bergbau ver: 
urjachte Veränderungen, 3. B. geringfügige Bodenjenkungen oder Riffe 
im Boden, in Folge deren irgend eine Werthsverminderung des Grunde 
ſtücks nicht entjtanden tft, nicht zu einem Entjchädigungsanjpruche nad 
$148. Urth. des Reichsg. v. 13.Nov. 1886, 3. Bd. 28 ©. 507; aud) 
Urth. der Kreisg-Dep. Hattingen v. 18. Oft. 1876, 3. Bd. 19 ©. 90; 
Daubenjped, Haftpflicht ©. 18. Ebenjo kann ein Mühlenbefiter nad) 
$ 148 feinen Enjchädigungsanjpruch wegen Entziehung von Mahlwaffer 
durch den Bergbau erheben, wenn ihm ein ausjchliegliches oder bevor: 
zugtes Necht auf das Waſſer nicht zuftcht, da ihm alsdann fein Scha— 
den an einem VBermögungsrechte zugefügt wird. Urth. des Neichög. vd. 
10. Nov. 1880, 3. Bd. 22 ©. 588 5A 5 

Um Schadenserjag beanipruchen zu fünnen, muß der Schaden be- 
reit3 eingetreten, in Wirklichkeit vorhanden fein; bloß mögliche oder dro— 
hende Schäden genügen zur Berufung auf $ 148 nit. Daubenjped, 
Haftpfliht ©. 18. Ein Schaden ift aber z. B. jchon vorhanden, wenn 
die Ertragsfähigfeit eines Grundſtücks ſich verringert hat; der Eigen: 
thümer dejjelben kann daher auch dann jchon Erſatz hierfür verlangen, 
wenn er in Folge eines bejtehenden Pachtvertrages zur Zeit noch feine 
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Einbuße an den Nutzungen erleidet. Urth. des Obertr. dv. 26. Jan. 1872, 
2. Bd. 13 ©. 281, Gruchot Bd. 17 ©. 882. 

5. Zur Begründung des Entjhädigungsanjpruches aus 8 148 
bedarf es des Nachweijes, daß zwilchen dem Betriebe des Bergwerfs und 
dem entjtandenen Schaden ein urjadhlicher Zujammenhang (aus 
ſalnexus) beſteht. Im Prozeſſe hat das Gericht hierüber unter Wür— 
digung aller Umſtände nach freier Ueberzeugung zu entjcheiden, $ 260 
C. P. O. Es genügt aber nicht, daß diefer Zufammenhang nur als ein 
möglicher oder wahrjcheinlicher anzujehen ift. Daubenjped, Haftpflicht 
©. 25. Auch beſteht in diefer Beziehung eine gejegliche Vermuthung 
gegen den Bergbautreibenden nicht und darf auch nicht eingeführt werden. 
Andererjeits macht e8 für den Entichädigungsaniprud) feinen Unterjchied, 
ob der bejchädigende Bergbaubetrieb fi) noch im Gange befindet oder 
einer früheren Betriebsperiode angehört. 

Unter $ 148 fällt ferner nicht nur der unmittelbar und allein 
durch den Bergwerföbetrieb verurjachte, jondern auch derjenige Schaden, 
welchen diejer Betrieb mittelbar, in Verbindung mit irgend einem 
anderen Ereignifje herbeigeführt hat. Hierbei fommt es auf die Folge— 
ordnung, in welcher der Bergbau und das andere Ereigniß bejchädigend 
auftreten, nicht an; es ijt gleichgültig, ob die mit befchädigende Urjache 
zur Zeit der Eimwirkung des VBergbaues bereit3 vorhanden war oder 
erjt nachher hinzugetreten ift. Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 28. April 
1876 u. des Obertr. v. 11. Mai 1877, 3. Bd. 19 ©. 235, 241; des 
Reichsg. v. 9. Oft. 1882, 3. Bd. 24 ©. 500; Daubenjped, Hait- 
pfliht ©. 25 ff. 

6. Wer als Entichädigungsberechtigter anzufehen, iſt im $ 148 
nicht gejagt, jondern grundjäßlich der Enticheidung nach Eivilrecht vor: 
behalten. Hiernach fommt an eriter Stelle der Eigenthümer und der 
demjelben gleichitehende vollitändige redliche Beſitzer des bejchädigten 
Grundſtücks in Betracht; derjelbe kann Schadenserjag verlangen, wenn 
durch den angerichteten Schaden jeine Eigenthumsrechte verlegt und ihm 
Bermögensnachtheile zugefügt find. Da indeß der Entſchädigungsan— 
ipruch nur den Charakter eines perjünlichen Rechts hat (Bem. 1), jo 
erlangt der neue Erwerber eines durch den Bergbau bejcdjädigten 
Grundſtücks nicht auf Grund der bloßen Beſitznachfolge den Anfpruch 
mit, welcher dem bisherigen Eigenthümer aus einer Beichädigung vor 
der Veräußerung dem Beichädiger gegenüber zuftand; es bedarf hierzu 
einer bejonderen Ceſſion. Dajjelbe gilt bei der Zwangsverſteigerung 
eines bejchädigten Grundſtücks. Urth. des Obertr. v. 30. März 1874, 
3. Bd. 16 ©. 106; des Reichsg. vd. 1. Mai 1880, 3. Bd. 22 ©. 118; 
des Landg. Dortmund v. 10. April 1883, 3. Bd. 27 ©. 91. Dau— 
benjped, Haftpfliht ©. 8, 10, Bergichaden ©. 23, 24. Auch das 
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Recht des Hypothefengläubigers erjtredt fich nicht auf den Schadenser- 
ſatzanſpruch; vergl. Ge). über den Eigenthumserwerb v. 5. Mai 1872 $ 30. 

Dagegen fteht dieſer Anſpruch jedem Nubungsberechtigten 
des Grundſtücks zu, jofern der verurſachte Schaden fich auf das Nutzungs— 
recht (Gebrauchsrecht) dejjelben eritrect, aljo namentlich) dem Nießbraucher, 
dem Superficiar und den jonjtigen Servitutberechtigen. Motive ©. 88. 
Urth. des Obertr. v. 20. Oft. 1848, Entich. Bd. 16 ©. 518, u. v. 
20. März 1874, 3. Bd. 15 ©. 396; des Landg. Efjen v. 8. Nov. 1881, 
3. Bd. 24 ©. 226; auch Daubenjped, Haftpfliht ©. 8, Bergſcha— 
den ©. 25. 

Auch der Pächter und Miether des beichädigten Grundjtüds, 
Gebäudes, gehört zu dieſen Entichädigungsberechtigten, ſoferü der ver: 
urjachte Schaden ihn trifft. Vergl. Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 
25. Oft. 1860, Gruchot Bd. 5 ©. 220, u. dv. 14. April 1862, 3. Bd. 4 
©. 515; des Obertr. v. 26. Ian. 1872, Gruchot Bd. 17 ©. 882. Ob 
dem Pächter oder Miether nur ein perjönliches oder gemäß 88 2 ff. 
TH. I Tit. 21 A. 8. R. ein dingliches Necht an dem bejchädigten 
Grundjtüde zufteht, iſt bezüglich des Entichädigungsanipruches gegen 
den Bergwerksbeſitzer ($ 148) gleichgültig. 8 148 jchliegt Niemanden 
aus, der durch die Beichädigung des jeinem Nutzungsrechte unterworfenen 
Grundſtücks eine Verlegung diefes Rechts und in Folge deſſen einen 
Bermögensnachtheil erlitten hat. Anders Urth. des Oberl.-Ger. Hamm 
v. 18. April 1882, 3. Bd. 23 ©. 383, welches dem Miether (Pächter) 
ein jelbjtitändiges Recht auf Schadenserſatz gegen den Bergwerföbefiter 
nur dann zugejteht, wenn derjelbe nach preuß. Recht durch Beſitzüber— 
gabe bezw. Eintragung in das Grundbuch ein dingliches Recht an dem 
Grundjtüde erlangt hat. Ebenſo Daubeniped, Haftpflicht ©. 9, 
Bergichaden 5. 26, welcher in Folge deffen dem Miether und Pächter 
nach gemeinem und rhein. Recht den Schadenserſatzanſpruch nicht ein- 
räumt. Im Uebrigen kann diefer Anjpruch des Meiethers (Pächters) 
ohne bejondere Cejjion nicht von dem Grumdeigenthümer als Vermiether 
(Berpächter) geltend gemacht werden; vorft. Urth. u. Urth. des Reichsg. 
v. 25. Oft. 1883, 3. Bd. 26 ©. 114. Andererjeits hat jeder von Mich: 
reren, welchen Eigenthums= und nur Nutungsrechte an einem befchädigten 
Grundſtücke zuftehen, einem felbjtjtändigen, für fich verfolgbaren Anspruch 
auf Schadenserjag, joweit die Rechte des Einzelnen durch die Bejchä- 
digung des Grundjtüds verlegt find. Daubenjped, Haftpflicht S. 11, 
Bergichaden ©. 43. 

Dem Pfand» und Hypothefengläubiger gejteht die Praris einen 
jelbjtitändigen Entihädigungsanipruch gegen den Bergwerksbefiger aus 
$ 148 nicht zu; vergl. Urth. des Landg. Eſſen v. 4. Oft. 1881, 3. 
Bd. 24 ©. 223, Dagegen führt Daubenjped, Haftpfliht ©. 22, 
Bergihaden S. 26 u.40 aus, daß der Schuß des 3148 unter ganz be: 
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jtimmten, fich aus der Natur des Pfandrechts ergebenden Vorausſetzungen 
auch dem Pfand» und Hypothefengläubiger nicht verfagt werden könne, 
und es wird ſich nicht bejtreiten lajjen, daß es mit Zwed und Fafjung 
des $ 148 grundfäßlich vereinbar ift, auch einen jolchen Entfchädigungs- 
anſpruch zuzulaſſen, während die thatjächlichen Umſtände, von welchen 
derjelbe abhängig ift, wohl nur in den jelteniten Fällen vorhanden und 
nachweisbar jein werden. 

7. Zum Schadenserfage verpflichtet ift nach $ 148 der „Berg- 
werksbeſitzer“. Hierunter ift vornehmlich der Eigenthümer des Berg- 
werks, aber auch jeder Andere zu veritehen, welcher das Bergwerk für 
eigene Rechnung betreibt und jein Recht hierzu als Nießbraucher, Päch- 
ter ꝛc. von dem Eigenthümer herleitet. Da die Verpflichtung zum Scha- 
denserjage durch die Thatjache entiteht, daß ein Grundſtück durch 
den „geführten Betrieb des Bergwerks“ beichädigt worden ift, jo muß 
Derjenige, welchen das Eigenthum des Bergwerks zur Zeit des Ein- 
tretens der Bejchädigung zufteht, als Eigentümer für den Schadens 
erjag auffommen; es macht in Diejer Beziehung feinen Unterjchied, ob 
derjelbe das Bergwerk jelbjt betreibt oder jein Eigentgum Durch Leber: 
lafjung des Betriebes an einen Anderen ausübt; auch im letzteren Falle 
fann der Bejchädigte ſich unmittelbar an den Eigenthümer halten. Dies 
ichlieft jedoch feineswegs die Befugniß aus, auf Grund des $ 148 jtatt 
des Eigenthümers oder auch neben dieſem den wirklichen Betreiber des 
Bergwerk auf Schadenserjag in Anjpruch zu nehmen, vorausgejegt, 
daß der von diejem geführte Betrieb den Schaden verurjacht oder mit 
verurjacht Hat, aljo mit der Thatjache der Beichädigung in Cauſalzu— 
ſammenhang jteht. Im Anschluß an die civilrechtliche Terminologie be— 
zeichnet das Bergg. im $ 148 als Schadenserfaßpflichtigen nicht den 
Eigenthümer, fondern den Befiter des Bergwerks und macht hierbei 
feinen Unterjchied, ob leßterer im Sinne des A. L. R. volljtändiger oder 
unvollitändiger Beliter it. Nur eine folche Ausdehnung der Haftpflicht 
entjpricht der auf ausgedehnten Schuß des Grundeigenthumg gerichteten 
Abficht des Gejeßes. Uebrigens iſt die Frage, wer unter dem „Berg: 
werfsbefitter” des $ 148 zu verftehen ſei, jtreitig, Mit der hier und 3. 
Bd. 13 ©.279 vertretenen Anficht jtimmen überein: Urt). des Appell. 
Ger. Hamm v. 24. Febr. 1871, 8. Bd. 13 ©. 277; Oppenhoff 
Kr. 837; Dernburg, Privatrecht (4. Aufl) Bd. 1 ©. 690. Klo— 
jtermann Anm. 337b giebt wenigitens zu, daß die Haftpflicht aus 
$ 148 im gegebenen Falle auch einen Bergwerfsbefiger treffen kann, 
„welcher nicht Eigenthümer tt, 3. B. den Fideikommißbeſitzer oder den 
Nießbraucher.“ Dagegen beziehen den $ 148 lediglich auf den Berg: 
werfseigenthümer: Urth. des Obertr. v. 22. Sept. 1871 u. 7. Okt. 1872, 
3. Bd. 13 ©. 278, 553, Entſch. Bd. 66 ©. 226, Striethorjt Bd. 82 
©. 326; Daubenjped, Haftpflicht ©. 6, Bergichaden ©. 57, welcher 
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übrigens den Fideikommiß- und Lehnbefiger dem Eigentümer gleichitellt; 
Arndt ©. 156 Anm. 1. Achenbad, 3. Bd. 8 ©. 523 u. Franz. 
Bergrecht ©. 290, beipricht die Streitfrage, läßt fie aber unentjchieden. 

Unter mehreren auf einander folgenden Beſitzern eines Bergwerks 
iſt, abgejehen von bejonderen Berpflichtungsgründen, derjenige zum Scha— 
denserjage verpflichtet, in deſſen Befigzeit die Thatjache der Be- 
ihädigung eines Grundſtücks eintritt. Es ift hierbei gleichgültig, ob das 
Bergwerk zu diejer Zeit in oder außer Betrieb jtand, ob der beſchädi— 
gende Betrieb in einer früheren Periode oder erjt neuerlich, und ob er 
von dem vorigen oder dem gegemvärtigen Bejitter des Bergwerfs ge— 
geführt worden ijt; entjcheidend für die Perjon des VBerpflichteten it 
jtet3 Die Zeit, in welcher der Schaden wirklich eintritt. Urth. des 
Dbertr. v. 26. Juni 1872 (Bem. 1) und des Oberl.-Ger. Hamm v. 4. Dft. 
1881, 3. Bd. 23 ©. 244; Daubenjped, Haftpfliht ©. 5 u.6, Berg— 
ichaden ©. 63. Der Beichädigte mu ſich daher, wenn das Bergwerf 
den Eigenthümer gemwechjelt hat und ein durch den Betrieb des Vorbe— 
ſitzers verurjachter Bergjchaden erſt nach dem Beſitzwechſel entjteht, an 
den gegenwärtigen Eigenthümer halten, während letterem unbenommen 
bleibt, auf den Vorbeſitzer zurückzugreifen, wenn ihm ein ciwilrechtlicher 
Anspruch gegen denjelben zur Seite fteht. In dem Urth. v. 14. Sept. 
1877, 3. Bd. 19 ©. 123, Striethorit Bd.97 ©. 352, hat das Obertr. 
zwar angenommen, daß „für die Folgen eines bejtimmten Betriebes“ 
auc der Vorbefiger als Betreiber bergrechtlich hafte; da indeß Diele 
Entjcheidung einen bejonders gearteten Fall betraf, jo läßt ſich aus der- 
jelben ein dem obigen entgegenjtehender allgemeiner Grundjat nicht ab— 
leiten. 

Ein anderer bejonderer Fall ijt der, wenn ein Bergwerk, dejjen 
einjtiger Betrieb nachwirfend dem Grumdeigentyume Schaden zugefügt 
hat, inzwijchen in’s Freie gefallen und demnächjt ganz oder theil- 
weiſe anderweitig verliehen, dadurch aber Gegenjtand eines neuen Berg: 
werfgeigenthums geworden iſt. Es kann alsdann jener Schaden an fich 
nicht als ein durch den Betrieb des neu verlichenen Bergwerfs ent: 
Itandener Schaden angejehen werden, welchen der Befiter des letzteren 
nach $ 148 zu erjegen hätte. Werden aber die alten Baue eines in's 
Freie gefallenen Bergwerfs durd) den Bergbau des neu verlichenen oder 
überhaupt eines anderen Bergwerfs in Bewegung gejeht, jo it dieſer 
Bergbau als Urjache des Schadens anzujchen, der ohne ihn nicht ent- 
jtanden fein würde. Die alten Baue haben in diefem Falle in Anjehung 
der unter ihrer Mitwirkung eingetretenen Bergjchäden feine andere Ber 
deutung, als e8 natürliche oder durch Menjchenhand außerhalb des 
Bergwerfsbetriebes hervorgebrachte Hohlräume haben würden. Die 
Schadenserjagverbindlichfeit trifft jomit den gegemvärtigen Bergwerfs- 
bejiger. Urth. des Neichsg. v. 23. Ian. 1886, 3. Bd. 27 ©.380; aud) 
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Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 4. Oft. 1881, 3. Bd. 23 ©. 244. Der 
Bergfisfus kann für den Schaden, welcher dem Grundeigenthume durch 
den Betrieb eines demnächſt in's Freie gefallenen Privatbergwerks zuge— 
fügt it, in feinem Falle in Anſpruch genommen werden, da ein geſetz— 
licher Verpflichtungsgrund nicht beſteht. Min.-Beich. v. 24. Mat 1871, 
3. Bd. 12 ©. 406. 

Auf den neuen Erwerber eines Bergwerks geht die Verbindlichkeit 
zum Erſatze desjenigen Schadens, welcher in Folge des Betriebes be— 
reits vor der Erwerbung eingetreten und klagbar geworden iſt, nicht 
über, weil die Verpflichtung aus $ 148 feinen dinglichen Charakter Hat 
(Bem. 1). 

8. Für den Schaden, von welchem im $ 148 die Rede ift, gewährt 
legterer lediglich einen Anſpruch auf Schadenserjat, auf „vollitän- 
dige Entſchädigung“; andere oder weiter gehende Anfprüche kann der 
beſchädigte Grundbefiger aus $ 148 und überhaupt aus dem Berggejeße 
nicht herleiten. 

Der Grundbefiger ift demnach nicht berechtigt, wegen Beichädigung 
eines Grundſtücks durch den Bergwerfsbetrieb, 3. B. durch Tagebrüche, 
Zuführung von Grubenwafjern, mitteljt negatoriicher Klage die Ein: 
jtellung des befchädigenden Betriebes zu verlangen; denn der Bergbau 
treibende befindet fich in der Ausübung eines ihm zuftehenden und ge= 
ſetzlich nur zur vollftändigen Schadloshaltung verpflichtenden Nechts. 
Urth. des Oberappell.-Ger. Berlin v. 30. Nov. 1872, 3. Bd. 14 ©. 253, 
Fenner u. Mede, Civilrechtl. Entſch. Bd. 4 ©. 84; auch Urth. des 
Dbertr. v. 21. Mai 1869, 3. Bd. 11 ©. 295, Entich. Bd. 61 ©. 306; 
Dppenhoff Nr. 846; Daubenjped, Haftpflidt ©. 52. 

Ferner kann der Grumdeigenthümer nicht verlangen, daß der Berg- 
werfsbefiger, ſtatt Schadenserjag zu leiften, 3. B. den Minderwerth zu 
erjegen, das Eigenthum des bejchädigten Grundſtücks erwerbe ; eine ſinn— 
gemäße Anwendung des $ 137 auf diejen Fall it unzuläffig. Urth. 
des Obertr. v. 27. Oft. 1876, 3. Bd. 18 ©. 401, Striethorit Bd. 96 
©. 346. 

Endlich iſt der Grundbejiger weder nad) dem Bergg. noch nad) 
allgemeinen Grundjäßen berechtigt, von dem Bergwerfsbefiger die Be— 
itellung einer Kaution für die Anſprüche aus Beichädigungen des 
Grundeigenthums und dejjen Zubehörungen zu verlangen; auch hier 
kann $ 137 nicht finngemäk angewandt werden. Urth. des Obertr. v. 
26. Sept. 1873, 3. Bd. 15 ©. 276, Striethorit Bd. 89 ©. 291. Klo— 
jtermann Anm. 335. Daubenjped, Haftpflicht ©. 86; letzterer 
giebt zugleich die anderweitigen Maßregeln an, welche der Grundbeſitzer 
nach Civil- und Prozeßrecht zur Sicherung von Entjchädigungsanjpriis- 
chen ergreifen kann. 

9. Was unter der volljtändigen Entjchädigung ($ 148) be 
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griffen ift, unterliegt der Beurtheilung nach Civilrecht. Diejelbe umfaßt 
übereinftinmend in den verjchiedenen Rechtsgebieten den Erjaß des ge— 
jammten pofitiven Schadens und des entgangenen Gewinns (vergl. $ 7 
TH. I Tit. 6 A.L. R). Dabei fommt auch der außerordentliche Werth), 
das volle Interejje, nicht aber der Affektionswerth in Betracht. Motive 
©. 88; Daubenjped, Haftpfliht ©. 14, 17, 28, 33 bis 38. 

Als ein zu erjtattender entgangener Gewinn iſt u. a. der höhere 
Werth anzujehen, welcher dem bejchädigten Grumdjtüde deshalb beimohnt, 
weil es als Bauplat geeignet und verfäuflich ift; Urth. des Reichsg. v. 
24. Jan. 1880, 3. Bd. 22 ©. 98. Soll der entgangene Gewinn daraus 
hergeleitet werden, daß eine "Berkaufsgelegenheit in Folge des Bergbau 
betriebes entgangen jei, jo muß der Beweis erbracht werden, daß eine 
jolche Gelegenheit, das Grundjtüd zu einem bejtimmten Preiſe zu ver: 
faufen, wirklich bejtand, die Verfaufsunterhandlungen fich aber in Folge 
des Bergbaues zerjchlugen; Urth. des Oberl.-Ger. Hamm vd. 20. Juni 
1882, 3. Bd. 24 ©. 9. 

10. In welder Weife die „volljtändige Entichädigung“ zu 
feiften it, richtet fich ebenfall® nach dem Civilrecht (Motive ©. 88) 
und zwar des Ortes, wo das beichädigte Grunditüd lieg. Dauben— 
jped, Haftpfliht ©. 75. Für den Geltungsbereich des A. L. R. find 
die Vorjchriften im Theil I Tit. 6 maßgebend. Hiernach ($ 79) muß, 
wenn ein Schaden geichehen iſt, alles jo viel als möglich wieder in den 
Zuftand gejeßt werden, welcher vor der Anrichtung des Schadens vor- 
handen war. Sit diefe Wiederherjtellung nicht möglich, jo tritt Geld» 
entihädigung ein ($ 81). Dit die Sache ganz unbrauchbar geworden, - 
jo muß der volle Werth erjegt werden ($ 82). Hat die Beichädigung 
den Werth) der Sache nur vermindert, jo muß die Werthsverminderung 
(der Unterjchiedswerth) erjett werden ($$ 89, 90). 

11. Nach) diejen landrechtlichen Grundjägen ift demnach der Be— 
ſchädigte berechtigt, an erjter Stelle die möglichite Wiederheritellung 
des früheren Zuftandes des bejchädigten Grundjtüds bezw. Zubehörs 
und, wenn gleichwohl noch ein Minderwerth beftchen bleibt, den Erjat 
deffelben in Gelde zu verlangen. Urth. des Obertr. v. 27. Nov. 1876 
u. 14. Sept. 1877, 3. Bd. 19 ©. 64, 123, Entich. Bd. 79 ©. 35, Striet- 
horit Bd. 97 ©. 52, 352; vergl. auch Urth. des Obertr. v. 21. Juni 
1861, 11. Sept. u. 24. Nov. 1865, v. 30. Sept. 1872, 3. Bd. 2 ©. 396, 
Bd. 7 ©. 89, 98, Bd. 15 ©. 115. Daubenjped, Haftpflicht ©. 54 ff. 

Der Anſpruch auf Wiederheritellung des früheren Zuſtandes un- 
terliegt jedoch gewiſſen Beſchränkungen. Vor allem muß diejelbe that- 
jächlich möglich fein; ferner darf der Fortbetrieb des Bergwerks, gegen 
welchen dem Grundbefiger fein Widerjpruchsrecht zuſteht (Bem. 8), durch 
die Wiederheritellung des früheren Zuftandes nicht gejtört werden; end- 
lich müffen die Koſten der Wiederherjtellung zu der Höhe des Schadens 
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in einem angemeſſenen Berhältnijje jtehen und dürfen insbejondere den- 
jelben nicht überiteigen. Fehlt es an einer dieſer Vorausſetzungen, jo muß 
der Beichädigte fich mit der Entjchädigung in Gelde begnügen. Urth. 
des Obertr. v. 22. Nov. 1878, 3. Bd. 21 ©. 370, Striethorjt Bd. 100 
5.319 und die dajelbjt angeführten älteren Urtheile ; Urt. des Reichsg. 
v. 9. Dez. 1882, 3. Bd. 24 ©. 237. Daubenjped, Haftpflicht ©. 57. 

Andererſeits fann aber der Beichädigte verlangen, dat die Wieder: 
herjtellung des früheren Zuftandes jofort erfolgt, d. h. daß die zur 
Herbeiführung defjelben nöthigen Arbeiten ſofort und zwar in zweckent— 
iprechender Weiſe in Angriff genommen werden. Die Wiederheritellung 
darf nicht in eine ungewiſſe Zukunft verichoben werden, und es muß 
außerdem gemügende Ausficht vorhanden fein, daß durch die auszufüh- 
renden Arbeiten der frühere Zuſtand möglichjt wieder hergejtellt wird. 
Anderenfalls kann der Bejchädigte alsbald Entihädigung in Gelde for- 
dern. Daſſelbe gilt, wenn der zu den Reparaturbauten erforderliche po— 
lizeiliche Bauconjens verweigert worden tft. Urth. des Obertr. v. 27. Dft. 
1876 u. 22. Nov. 1878, 3. Bd. 18 ©. 401, Bd. 21 ©. 370; des 
DOberl.-Ger. Hamm v. 18. April u. 4. Juli 1882, 3. Bd. 23 ©. 383, 
Po. 24 ©. 236; des Reichsg. v. 18. März und 9. Dez. 1882, v. 21. Juni 
1884, 3. Bd. 24 ©. 96 u. 237, Bd. 26 ©. 376. Daubenjped, 
Haftpfliht ©. 58. 

Durch ein vages Anerbieten des bejchädigenden Bergwerksbeſitzers, 
den früheren Zujtand wieder herjtellen zu wollen, kann der Anjprud) 
des Grundbeſitzers auf Geldentichädigung nicht bejeitigt werden. Ein 
jolches Anerbieten muß jo bejchaffen jein, daß der Grundbefiger Die 
Wiederherjtellung mit Sicherheit innnerhalb eines Zeitraumes erwarten 
darf, welcher nach vernünftigem Ermejjen erforderlich ift, um die Repa— 
raturen ausführen zu können. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 18. April 
1882, 3. Bd. 23 ©. 383; des Reichsg. v. 20. Febr. 1884, 3. Bd. 25 
©. 398 (in den Entich. Bd. 11 ©. 266 unter dem 15. Dez. 1883 mit- 
getheilt); des Reichsg. vom 23. April 1884, 3. Bd. 26 ©. 369. Vergl. 
auch über die Bejchaffenheit eines ausreichenden Anerbietens zur Wie- 
derheritellung : Urth. des Obertr. v. 19. Oft. 1863; des Dberl.-Ger. 
Köln v. 21. Dft. u. 11. Nov. 1882, v. 17. März 1883, 3. Bd. 5 ©. 108, 
Bd. 24 ©. 108, Bd. 25 ©. 382. 

Verweigert der Beichädiger die Wiederherftellung des beichädigten 
Grundſtücks, Gebäudes 2c., jo bejteht das in Gelde zu Liquidirende In- 
tereſſe des Bejchädigten in erjter Linie in den zur Wiederherftellung er- 
torderlichen Koften. Die. Höhe derjelben iſt alsdann, infoweit die Wie: 
berjtellung nicht bereit durch den Beichädigten ſelbſt bewirkt worden, 
nach den Preiſen zur Zeit des erhobenen Anſpruchs (Anftellung 
der Klage) zu bemefjen; ein fpäteres Fallen der Preiſe kann dem im 
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Berzuge befindlichen Beichädiger nicht zu Gute kommen. Urth. des 
Reichsg. v. 16. Sept. 1855, 3. Bd. 27 ©. 86. 

12. Da das nächjtliegende natürliche Ausfunftsmittel für die „voll— 
jtändige Entihädigung” in der Wiederherjtellung des früheren Zuftan- 
des befteht, jo it der Bergwersbefiger nicht nur verpflichtet, jondern auch 
berechtigt, diefen Zuftand wieder herbeizuführen und die hierzu erforder: 
lichen Arbeiten vorzunehmen. Der Beichädigte darf daher die Vornahme 
der leßteren nicht verhindern, vorausgejeßt, daß ihm fein berechtigter Ein- 
wand gegen die Art und Zeit der beabfichtigten Wiederherjtellung zur 
Seite fteht (Bem. 11). Er fann namentlid) daraus feinen Grund zur Wei- 
gerung herleiten, daß der frühere Zuftand ſich nicht volljtändig wie- 
der heritellen läßt; denn das Gejeh verlangt nur, daß dies „jo viel als 
möglich gejchieht“, und behält das Uebrige der Geldentjchädigung vor. 
Die aus einer unberechtigten Weigerung des Beichädigten entjtehenden 
Rechtsnachtheile treffen dDiefen. Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 13. Dez. 
1860, 3. Bd. 2 ©. 403, Gruchot Bd.5 ©. 218; des Obertr. v. 21. Juni 
1861 u. 19. Oft. 1863, 3.8.2 ©. 396, Bd.5 ©. 108; der Kreisg-Dep. 
Hattingen v. 18. Dft. 1876, 3. Bd. 19 ©. 90; des Oberl.-Ger. — v. 

18. April 1882, 3. Bd. 23 ©. 383; des Reichsg v. 13. Nov. 1886, 3. 
Bd. 28 ©. 507. 

Ueber das Recht des Beichädigten, alternativ zu Hagen, vergl. Dau— 
benjped, Haftpflit ©. 59. 

13. Was zur Wiederherjtellung des früheren Zuftandes gehört, 
ist eine thatjächliche Frage, deren Entjcheidung wejentlicd) von der Art des 
beihädigten Grundftüds oder Zubehörs und des angerichteten Schadens 
abhängt. So müfjen 3. DB. einem bejchädigten Aderjtücde die Eigen- 
ichaften wiedergegeben werden, welche es zur landwirthichaftlichen Be— 
nußung, wenn auch vielleicht nicht mit demjelben guten Ertrage, befähigen. 
Urth. des Obertr. v. 22. Nov. 1878, 3. Bd. 21 ©. 370, Striethorſt 
Bd. 100 ©. 319. Fit ein Wafjerlauf verjchlämmt worden, jo gehört 
die Räumung und Sclämmung dejjelben zur Wiederheritellung des 
früheren Zuſtandes. Urth. des Obertr. v. 30. Sept. 1872, 3. Bd. 15 
©. 122. Hat ein Brunnen in Folge des Bergbaues das Wafjer ver- 
loren, jo genügt es, wenn in einem benachbarten neuen Brunnen Waſſer 
in gleicher Menge und Güte wieder verjchafft wird; es brauchen aufer- 
dem nur die etwaigen Mehrfojten für das Heranholen des Wafjers ver- 
gütet zu werden. Urth. des Obertr. v. 19. Oft. 1863, 3. 3b. 5 ©. 108, 
Striethorit Bd. 52 ©. 38. Vergl. auch Urth. des Oberl.:Ger. Hamm 
v. 13. Jan. 1880, 3.20.23 ©. 372, und wegen Feititellung des Scha- 


denserjaßes bei Entziehung des Wirthichaftswafjers Urth. des Reihe, * 


v. 10. April 1880, 3. Bd. 22 ©. 101. : 
14. Die vorjtehenden Rechtsregeln über die Wiederherftellung des 
früheren Zustandes (Bem. 11, 12 u. 13) ftehen zwar zunächjt auf dem 
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Boden des Allg. Landrechts, gelten aber im Wejentlichen ebenjo für den 
Bereich des gemeinen und des rheinischen Rechts. Auch dort iſt es all- 
gemeiner Grundſatz, daß Vermögensnachtheile, welche der Bergbau durch 
Beichädigungen des Grundeigenthums oder dejjen Zubehörungen herbei- 
führt, jofort wieder befeitigt werden müjjen, und daß dies entweder durch 
MWiederherftellung des früheren Zuſtandes oder durch Zahlung eines 
Geldbetrages bewirkt werden kann. Abgejchen von den oben angeführten 
Belchränfungen iſt der Beſchädigte einerjeit3 befugt, Die Ausführung der 
erforderlichen Hertellungsarbeiten zu verlangen, und andererjeit3 ver: 
pflichtet, dem Bejchädiger folche Arbeiten zu geſtatten. Vergl. 1. 81 D. 
de verb. sign. u. 1. 15 $7 D. quod vi aut clam, und für das rhein. 
Necht Art. 1382 des bürgerl. Geſetzbuchs. Hier ift nicht vorgejchrie- 
ben, daß der amgerichtete Schaden nur durch Zahlung eines Geldbe- 
trages zu repariren jet, und der daſelbſt gebrauchte Ausdrud, „röparer 
dommage“* jteht der Befugniß des Beichädigers, jeine Verpflichtung durch 
Wiederherjtellung der bejchädigten Sache in den früheren Stand zu er: 
füllen, nicht entgegen. Inwiefern übrigens dem Beichädiger die Aus— 
führung der Herjtellungdarbeiten im Streitfalle von dem Richter zu ver- 
jagen ijt, hängt von den obwaltenden thatjächlichen Verhältniſſen ab. 
Urth. des Appell.-Ger. Köln v. 14. Ian. 1874, Rhein. Archiv Bd. 65 
©. 200, u. 9. Juni 1876, 3. Bd. 17 ©. 415. 

15. Findet die „volljtändige Entſchädigung“ in Gelde jtatt, jo 
muß Ddiejelbe bei dauernden Schäden als Kapitalentichädigung ge- 
leijtet werden, „weil der Grundeigenthümer nach allgemeinen Rechtsgrund 
jägen Anspruch Hierauf hat“ (Motive ©. 88, Komm.-Bericht d. U. ©. 76, 
77), und nur bet vorübergehenden Schäden tritt, wie e3 in der Natur der 
Sache liegt, bis zur Wiederherjtellung des früheren Zuftandes eine jährliche 
Entichädigungsrente ein; eritere bildet die gejeßliche Regel, letztere die 
Ausnahme. Solche Renten, welche hauptjächlich bei vorübergehenden 
MWafjerentziehungen vorkommen, jollen dazu dienen, die für die Dauer 
der Schadenszufügung entgehenden Nutzungen und erforderlichen Auf- 
wendungen vollftändig zu vergüten. Urth. des Obertr. v. 14. Sept. 1877 
u. 22. Nov. 1878, 3. Bd. 19 ©. 123, Bd. 21 ©. 372. Daubenjped, 
Haftpflicht S. 60 ff., auch wegen Berechnung der Zwilchenzinfen ©. 61. 

16. Was den Zeitpunft der Geltendmachung des Entjchä- 
digungsanjpruches betrifft, jo fommt in Betracht, daß auch jolche Schä- 
den, welche mit Sicherheit im Voraus zu überjehen find und fich nad) 
dem gewöhnlichen Laufe der Dinge aus dem bejchädigenden Ereigmiffe 
entwiceln müfjen, jchon in der Gegenwart den Stand des Bermögens 
des Beichädigten beeinfluffen und daher von dem Bergwerfsbefiter, jo: 
weit fein Bergbau die Urjache davon it, jofort zu erjeßen find. Urth. 
des Dberl.:Ger. Hamm v. 26. Jan. 1883, 3. Bd. 24 ©. 515. Ferner 
ift zu berüdfichtigen, daß der Beichädigte mit der Geltendmachung jeines 
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Entihädigungsanfpruches nicht zu warten braucht, biß nach dem Ur— 
theil Sachverjtändiger eine weitere Veränderung des bejchädigten Grund: 
ſtücks in Folge des Bergbaues nicht mehr anzunehmen it. Die Mög— 
(ichfeit fernerer Schäden hat auf das Recht, wegen der bereits offenbar 
getvordenen Schäden Erjat zu fordern, ebenjowenig Einfluß wie die Be- 
hauptung, daß im Laufe der Zeit eine von jelbft fich vollziehende Wieder- 
ausgleichung entjtandener Tagebrüche und Senkungen zu erwarten ſei. Urth. 
des Obertr. v.26. Jan. 1872, 3. Bd. 13 ©. 281, Gruchot Bd. 17 ©. 882. 

17. Ie nach Art und Umfang der dem Grumdeigenthum oder 
deſſen Zubehörungen zugefügten Bejchädigungen iſt der volle Werth 
oder nur der Minderwerth (Unterjchiedswerth) der Sache zu erjeten. 
Der Erjat des vollen Werthes tritt ein, wen die Sache ganz verloren ge- 
gangen, vernichtet oder unbrauchbar geworden it, der Erjat des Minder- 
werthes, wenn durch den Schaden der Werth der Sache nur vermindert 
ilt, diejelbe aljo an Güte und Brauchbarkeit verloren hat (88 82, 89 
Th. I Tit.6 U. L. NR). Die Ermittelung des einen wie deö anderen 
Werthes erfolgt nach den hierfür allgemein maßgebenden Grundjägen. 
Bergl. das Nähere hierüber bei Daubenjped, Haftpflicht ©. 72 ff. 

Aus dem Erjate des vollen Werthes für ein durch den Berg: 
werföbetrieb unbrauchbar gewordenes Grundjtüd erlangt der Bergwerf3- 
befiter nicht das Recht, von dem Grundeigenthümer die Abtretung des 
Eigenthums diefes Grundſtücks bezw. die Auflaffung zu verlangen, wie 
andererjeit3 der Grundeigenthümer nicht berechtigt ijt, den Bergwerks— 
bejiger ftatt zur vollftändigen Entjchädigung zum Eigenthumserwerbe 
de3 Grundftüds anzuhalten. Ein allgemeiner Rechtsgrundjaß, aus wel- 
chem eine jolche Befugnif des einen oder anderen Theiles hergeleitet wer— 
den fünnte, befteht nicht; insbeſondere fann der Grundeigenthümer fi) 
nicht auf $ 137 Abf. 2 berufen. Urth. des Obertr. v. 27. Nov. 1876, 
3. Bd. 19 ©. 64, Entſch. Bd. 79 ©. 42, Striethorit Bd. 97 ©. 52; 
auch & 137 Bem. 13 ©. 368. 

18. Die Ermittelung und Feititellung des Minderwerthes bie- 
tet bei den Bergichäden mancherlei Schwierigkeiten dar und iſt zugleich 
für den Bergbau, insbejondere den Steinkohlenbergbau, von hervorra= 
gender Bedeutung, zumal gerade in Bezug auf den Minderwerth nicht 
jelten jehr übertriebene Forderungen gejtellt werden. Grundjäglich fommt 
e3 darauf an, als den zur erjeßenden Minderwerth die Differenz zwijchen 
dem Werthe, welchen das Grunditüd, Gebäude zc. nach der Schadens- 
zufügung uoc behalten hat („dem gegenwärtigen Werthe“ $ 89 TH. I 
Tit. 6A. 2. R.), und dem Werthe, den e8 vorher Hatte, feitzuftellen. 
Für die Höhe der Entichädigung ift demnach die Zeit der Entitehung 
des Entichädigungsanipruchs, d. h. die Zeit des Eintritt® des bejchädi- 
genden Ereigniffes und feiner Einwirkung auf das betreffende Grund- 
jtüc maßgebend. Hierbei muß jedoch unterjchieden werden zwijchen der 
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Schadenszufügung, welche jich in einem Akte oder doch in Furzer 
Zeit vollzieht, und derjenigen, welche in ihren jchädigenden Wirkungen 
längere Zeit fortdauert, erjt nach und nach entjteht und jich vergrößert. 
Im eriteren Falle wird die VBergleichung der Werthe, welche das Grund— 
ſtück ummittelbar vor und nach dem Eintritt der Beichädigung hatte, 
ein richtiges Bild von dem Umfange der durch letztere verurſachten Werths- 
verminderung geben. Im dem anderen Falle kann dagegen nicht auf die 
Beit vor Beginn der Bejchädigungen zurüdgegangen und der damalige 
Werth des unbejchädigten Grundjtüds mit dem Werthe des Ießteren 
nach Vollendung der Beichädigung in Vergleich gejeßt werden, vielmehr 
it im Sinne des obigen Rechtögrundjages der Zeitpunkt der vollen: 
deten Schadenszufügung injofern als maßgebend anzujehen, als bei 
Feſtſtellung des Minderwerthes derjenige Werth in Betracht kommt, 
welchen das Grundjtücd haben würde, wenn e8 an diefem leßteren Zeit: 
punfte noch unbejchädigt gewejen wäre. Urth. des Reichsg. v. 16. Sept. 
1885, 8. Bd. 27 ©. 86. 

Die Differenz zwilchen dem Werte eines Grundjtüds im unbe— 
jchädigten Zustande und dem Meijtgebote, welches nach der Beichädigung 
des Grundftüds bei der Zwangsverjteigerung erzielt worden ift, 
kann nicht ohne Weiteres als der nach $ 148 zu erjeßende Minderwerth 
angenommen werden. Urth. des Landg. Ejjen v. 29. März 1881, 8. 
Bd. 24 ©. 219. 

19. Am häufigſten werden Anjprüche auf Erjat des Minder- 
werthes bei Beichädigungen von Wohngebäuden durch den Bergwerks— 
betrieb erhoben. Durch Reparaturen, Beranferung ꝛc. läßt fich in der 
Negel der frühere Zujtand ſoviel als möglich wieder heritellen, eine 
Werthsverminderung bleibt aber in den meiſten Fällen bejtehen, und dieje 
muß zum Bwede des vollen Schadengerjages vergütet werden. Nach 
welchen Grundjägen Sachverjtändige und Richter den Minderwerth eines 
der Neparatur unterrworfenen Wohngebäudes zu berechnen haben, zeigt 
an einem bejtimmten Beijpiele das Urth. des Reichsg. v. 14. Juni 1884, 
3. Bd. 26 ©. 372. Im Allgemeinen ift es berechtigt, die am Orte 
herrichende allgemeine Meinung über den Kaufminderwerth folcher re- 
parirter Gebäude mit in Betracht zu ziehen. Urth. des Reichsg. v. 
25. Dft. 1883, 3. Bd. 26 ©. 114. 

Haben Konftruftionsfchler in der Bauart eines bejchädigten Gebäu- 
des den Umfang der durch den Bergwerfsbetrieb hervorgerufenen Schä- 
den erieitert, jo wird hierdurch die Höhe des Entjchädigungsanjpruchs 
beeinflußt. Urth. des Landg. Eſſen dv. 14. Juni 1881, des Oberl.-Ger. 
Hamm v. 18. April u. 13. Junt 1882, 3. Bd. 23 ©. 383, Bd. 24 ©. 233, 

Sit ein mit Gebäuden bejegtes Grundftüd durch fortdauernde Bo— 
denbewegungen oder jonjt derartig bejchädigt, daß dafjelbe nach dem 
früheren oder jpäteren Wegfall der Gebäude nicht mehr als Bauplat 


8148] Zweiter Abſchnitt. Schadenserjag f. Beihädigungen d. Grundeigentfums. 403 


benußt werden kann, jo fommt bei Feſtſtellung der Entſchädigung auch 
die hierdurch verurjachte Werthsverminderung der betreffenden Grund- 
fläche in Betracht, während diejer Anjpruch nicht erhoben werden fann, 
wenn das Grundſtück jeine Benutzbarkeit als Bauplat nach wie vor be- 
hält. Urth. des Obertr. v. 27. Oft. 1876, 3. Bd. 18 ©. 401, Striet- 
horſt Bd. 96 ©. 346; des Neichdg. v. 16. Sept. 1885, 8. Bd. 27 
S. 86; des Landg. Eſſen v. 9. März 1880, 3. Bd. 23 ©. 102. 

Hat das beichädigte Grundjtüd die Eigenichaft als Bauplat nur 
während einer bejtimmten Zeit verloren, jo ijt der Minderwerth zu er- 
jeten, welchen das Grundjtüd in den betreffenden Jahren gehabt hat. 
Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 24. Juni 1882, 3. Bd. 24 ©. 99. 

Wird ein bejchädigtes Grundſtück oder Gebäude nach dem Urtheil 
der Sachverftändigen auch nach ausgeführter Reparatur feinen früheren 
Werth nicht wieder erlangen, und läßt der bleibende Schaden Sich jchon 
vorher überjehen, jo kann der Bejchädigte den Erjat des Minderwerthes 
alsbald fordern, ohne erjt die Ausführung der Reparatur abwarten zu 
müfjen. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 18. April 1882, 3. Bd. 23 
©. 383; vergl. au) 3. Bd. 25 ©. 384 ff. Jedoch berechtigt die bloße 
Befürchtung, daß der Kaufwerth eines durch den Bergbau bejchädigten 
Haujes in Zukunft vermindert werden könne, noch nicht zu einem Ent- 
Ihädigungsanjpruche wegen Minderwerthes. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm 
v. 24. Dft. 1879, 3. Bd. 22 ©. 379. 

Bei Feſtſetzung der dem Beſitzer eines bejchädigten Gebäudes ge— 
bührenden Schadloshaltung it dem Prozekrichter unbenommen, aus den 
Kojten der Reparatur und Verankerung und dem verbleibenden Minder- 
werthe eine Gejammtjumme als Entjchädigung feitzujegen; er braucht 
den Schaden nicht in einzelne Anjprüche zu zerlegen. Urth. des Reichsg. 
v. 21. Juni 1884, 3. Bd. 26 ©. 376. 

20. Iſt die Räumung und Schliegung eines durch den Bergbau 
beichädigten Gebäudes von der Polizeibehörde angeordnet worden, jo 
hat der Bergwerksbejiser dem Haugeigenthümer auch für die Folgen 
diefer polizeilichen Maßregel aufzufommen. Ueber die Frage, ob die 
Schließung des Haufes nothwendig war, jteht den Gerichten nicht Die 
Entjcheidung zu. Urth. des Oberl.-Ger. Köln v. 4. Juni 1881, Rhein. 
Arhiv Bd. 72 ©. 43, 3. Bd. 24 ©. 217. Hat jedoch der Bergwerfs- 
bejiger jic) von vornherein zur Ausführung der von den Sacjverjtän- 
digen bezeichneten Reparaturen bereit erklärt, jo braucht derjelbe für 
weitere Zerjtörungen an dem Gebäude, welche durch den Mangel einer 
— ihm nicht obliegenden — Ueberwachung und durch VBernachläffigung 
rechtzeitiger Reparaturen jeitens des Hauseigenthümers entjtanden find, 
nicht aufzufommen. Urt). des Neichsg. v. 5. Jan. 1882, 3. Bd. 23 
©. 381. Vergl. auch Urth. des Oberl.-Ger. Köln v. 21. Oft. u. 11. Nov. 
1882, 3. Bd. 25 ©. 382. 


404 Fünfter Titel. Rechtsverhältn. zwiich. Bergbautreibenden u. Grundbefigern. [$ 148 


21. Wenn fejtitcht, daß dem Eigenthümer eines vermietheten, 
durch den Bergbau beichädigten Haujes während der nothiwendigen Re- 
paraturen ein Ausfall an Miethe erwachjen wird, jo kann der Richter 
demjelben eine Entſchädigung Hierfür unter Würdigung aller Umftände 
nach freier Ueberzeugung zuerfennen. Urth. des Reichsg. v. 23. April 
1884, 3. Bd. 26 ©. 369. So lange aber noch nicht feitfteht, ob und 
in welchem Umfange die Räumung eines vermietheten, durch den Berg- 
bau bejchädigten Haufes behufs Ausführung der Neparaturen nothiven- 
dig ift, und ob der Eigenthümer dadurch einen Ausfall von Nußungen 
haben wird, fann ein Entjchädigungsanfpruch für Miethverlujt nicht 
geltend gemacht werden. Urth. des Reichsg. dv. 7. u. 21. Mai 1884, 
8. Bd. 25 ©. 400, Bd. 26 ©. 371. 

22. Für die Berzinjung der nach $ 148 zu zahlenden Ent- 
ſchädigungsſumme ift im dem Bereiche des Allg. Landrechts nicht die 
Ausnahmebejtimmung im $ 66 Th. I Tit. 16 (Verzinſung der Entſchä— 
digung vom Tage des ergangenen Urtheils an), jondern die allgemeine 
Negel des $ 71 daſ. maßgebend, nach welcher der Beichädigte die Ver— 
zinfung der Entjchädigungsjumme mindejteng vom Tage der Klagebe— 
händigung an verlangen fann. Urth. des Reichsg. v. 24. Mai 1882 u. 
15. Dez. 1883, 3. Bd. 23 ©. 51l, Bd. 26 ©. 366. Daubenjped, 
Haftpflicht ©. 85. 

23. Anders wie in den Fällen der Grundabtretung zu bergbaus 
lichen Betriebszweden (38 142 ff.) gehört die Enticheidung von Rechts— 
jtreitigfeiten über den nach $ 148 zu leijtenden Schadenserjag nicht zu 
den Gejchäften der Berg: oder einer anderen Verwaltungsbehörde, ſon— 
dern unterliegt lediglicd; der Zuftändigfeit des ordentlichen Richters. 
Eine Ausnahme findet jedoch injoweit jtatt, als die für einzelne Berg- 
baubezirfe eingejegten Schiedsgerichte (S. 387) in Wirkſamkeit treten; 
durch die Zuftändigfeit derjelben wird diejenige der Gerichte in mehrfa- 
cher Weiſe beeinflußt. Es find in diefer Beziehung folgende Grundjäte 
fejtgeftellt: 

a. Der Schiedsfpruch eines zur außergerichtlichen Regulirung der 
Bergſchäden eingejeßten Schiedsgerichts, welchem die Parteien fich „mit 
Ausſchluß des Rechtsweges“ („unter Verzicht auf richterliche Entjchei- 
dung“) unterworfen haben, kann auf dem ordentlichen Rechtswege und 
mit den ordentlichen Rechtsmitteln nicht angegriffen werden; als einziges 
außergewöhnliches Rechtsmittel iſt die Nichtigfeitsbejchwerde gegen den 
Schiedsſpruch zuläſſig. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 21. Mai 1880, 
3. Bd. 22 ©. 380. 

b. Die Feltjtellung des Minderwerthes eines durd) den Bergbau 
bejchädigten Grundftüds oder Gebäudes gehört nicht zu den Gejchäften 
de3 Schiedsgerichts, es jei denn, daß beide Theile auch auf dieſe Feſt— 
ſtellung ausdrüclich angetragen haben; diefelbe hat vielmehr im Rechts- 
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wege zu erfolgen. Urth. des Landg. Efien v. 28. Oft. 1879 u. des 
Reichsg. v. 12. Nov. 1881, 3. Bd. 23 ©. 375. 

ce. Der Ausipruc der zweiten Abtheilung des Schiedsgerichts 
fennzeichnet jich al® ein wirklicher Schiedsipruch, und zwar als ein 
Theilurtheil im Sinne des $ 273 C. BP. D. und darf als ſolcher nicht 
in Frage geftellt werden. Urth. des Oberl.Ger. Hamm vd. 26. Dft. 1883, 
3. Bd. 25 ©.270. Daher muß bei Geltendmachung des Minderwerthes 
im Rechtswege die von der zweiten Abtheilung anerfannte Reparatur: 
fähigfeit des betreffenden Gebäudes als maßgebend angefehen und bier- 
nach der Anjpruch auf den Minderwerth begründet werden; vergl. Urth. 
unter b. Daher kann ferner der Eigenthümer eines bejchädigten Gebäu- 
des, deſſen Reparaturfähigfeit von der zweiten Abtheilung anerkannt 
worden ift, bei feiner gerichtlichen Minderwerthsforderung nicht davon 
ausgehen, daß das Gebäude total reparaturunfähig und zum Abbruche 
reif jet und der Grund und Boden nicht mehr als Bauplatz verwerthet 
werden fünne. Urth. des Kreisg. Eſſen v. 1. Juli 1879, des Oberl.: 
Ger. Hamm v. 18. April 1882, des Reichsg. v. 21. Nov. 1883, 3. 
Bd. 21 ©. 507, Bd. 24 ©. 231, Bd. 26 ©. 118. 

d. Iſt die Reparatur eines bejchädigten Gebäudes auf Anordnung 
der zweiten Abtheilung erfolgt und das Gebäude hiernächſt durch den 
Bergwerfsbetrieb noch weiter bejchädigt worden, jo unterliegt der Min— 
derwerth, auch joweit er aus den früheren Beichädigungen herzuleiten. 
ist, der Feſtſetzung durch den Prozekrichter. Urth. des Landg. Eſſen v. 
10. Mai 1881, 3. Bd. 24 ©. 221. 

e. Auch die Feſtſtellung der erjten Abtheilung eines Schiedsge— 
richts über den Caufalzufammenhang und über das Antheilsverhältnig 
mehrerer Beichädiger bindet den Prozekrichter bei der Entjcheidung über 
den Minderwerth, jedoch nicht als Judifat, jondern nur als Beweis— 
jurrogat, da die Feſtſtellung der erjten Abtheilung lediglich in das 
thatjächliche Gebiet fällt. Im Uebrigen iſt dieje Seititellung. als mah- 
gebend anzujehen für den ganzen Anſpruch des, eſchadigten, alſo 
auch für den dem Schiedsgerichte entzogenen und v* Entſche dung des 
ordentlichen Richters vorbehaltenen Theil des Anfih ach, namlich Den 
verbleibenden Minderwerth. Urth. des Ober! Fi Pant b. 36: DE. 
1883, 3. Bd. 25 ©. 270. 

Ferner: Wenn durch den Ausspruch der — Mörheitiii 2. gegen 
einen Bergwerksbeſitzer feitgeftellt ift, daß jein Berabaubettiehb den Scha- 
den verurſacht hat, jo bindet dieje Feftitellung den Bergiverfößejiger auch 
in dem nachfolgenden Prozefje iiber den Minderwerth derart, daß der: 
jelbe mit dem Eimvande, die Schäden jeien durch einen anderen Berg: 
werfsbefiser mit verurfacht ($ 149), nicht mehr gehört werden kan. 
Urth. des Neichsg. v. 15. Dez. 1883, 3. Bd. 26 ©. 366. Auf den erft 
durch jpätere neue Schäden herbeigeführten Minderwerth bezieht ſich 


406 Fünfter Titel. Rechtsverhältn. zwiſch. Bergbautreibenden u. Brundbefigern. [$ 148 


übrigens die bindende Wirkſamkeit des Schiedsspruches nicht. Urth. des 
Landg. Eſſen v. 22. Nov. 1881, 3. Bd. 24 ©. 228, 

f. Haben die Barteien den ganzen, durch die Zufügung von Berg- 
ichäden entjtandenen Rechtsstreit (abgejehen von dem Minderwerthe) der 
Entjcheidung des Schiedsgericht! unterbreitet, jo hat die erjte Abtheilung 
auch die in dem Verfahren erhobene Einrede der Verjährung zu 
prüfen und ihren Schiedsjpruch mit Rückſicht auf die Begründetheit oder 
Unbegründetheit derjelben abzugeben. Gejchieht dies nicht, jondern wird 
die Entjcheidung über die Berjährungseinrede dem ordentlichen Richter 
vorbehalten, jo kann der Schiedsſpruch nicht als rechtsgültig angejehen 
werden. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 14. Nov. 1884, 3. Bd. 26 
©. 385. Vergl. Ben. daj. ©. 388 u. 389, auch über die Rechtslage, 
wenn die Verweiſung jener Einrede an den Nichter mit Einverſtändniß 
der Parteien erfolgt it. 

24. Nach 88 259 u. 260 C. P. D. gilt der für die Bergjchäden- 
prozeſſe bejonders wichtige Grundjaß, daß der Richter ſowohl über die 
Thatjache der Beichädigung und den urjachlichen Zuſammenhang der— 
jelben mit dem Bergwerksbetriebe, als auch über den Betrag des Scha- 
denserfages „unter Berüdfichtigung des gefammten Inhalt der Ber: 
handlungen und des Ergebnijjes einer etwaigen Beweisaufnahme” bezw. 
„unter Würdigung aller Umſtände“ „mach freier Ueberzeugung“ zu ent— 
jcheiden hat. Vergl. aud) Daubenjped, Haftpflicht ©. 80 ff. 

Der Sachverſtändige iſt Gehülfe des Richter bei Löſung techni= 
jcher Fragen. Sind mehrere Sacverjtändige vernommen, jo muß unter 
der Vorausjegung gleicher perjönlicher Tüchtigfeit, gleicher Glaubwür— 
digfeit und gleich jorgfältiger Informationseinziehung, dasjenige Gut: 
achten al3 ausjchlaggebend angejehen werden, deſſen Gründe die Halt- 
barjten find, und welches ſich durch Folgerichtigfeit der Schlüffe aus- 
zeichnet. Urth. des Reichsg. v. 7. Mai 1884, 3. Bd. 25 ©. 400. Hat 
der Richter innerhalb der im $ 260 C. P. O. ihm ertheilten Befugniſſe 
einen Bergichaden nach dem materiellen Rechte richtig abgejchäßt, jo 
fommt es nicht darauf an, ob in dem von ihm als Grundlage benußten 
Gutachten eines Sacjverjtändigen zum Theil von unrichtigen rechtlichen 
VBorausjegungen ausgegangen iſt. Urth. des Reichsg. v. 15. Dez. 1883, 
8. Bd. 26 ©. 366. 

25. Soweit das im Vorprozeſſe ergangene Urtheil den Cauſal— 
zuſammenhang zwijchen dem Bergwerksbetriebe und dem entjtandenen 
Schaden nur im Brinzip fejtgeftellt, fich aber über die Schäden im 
Einzelnen nicht ausgeiprochen hat, bleibt im Nachverfahren auch die 
Eimvirkung des bejchädigenden Ereignijjes auf den Umfang der Schä- 
den zu unterjuchen. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 18. April u. 13. Juni 
1882, 3. Bd. 23 ©. 383, Bd. 24 ©. 235. 

26. Bon der Regel, daß die im Prozefje unterliegende Partei die 
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Koſten des Rechtsſtreits zu tragen hat ($ 87 C. P. OD.) macht $ 89 
daj. eine Ausnahme, inden er beitimmt, daß, wenn der Beklagte nicht 
durch jein Berhalten zur Erhebung der Klage Veranlaffung gegeben hat 
und den Anjpruch jofort anerkennt, dem Kläger die Prozeßkoſten zur 
Lait fallen. Die Anwendbarkeit diefer Ausnahmebeitimmung ist in Berg: 
ſchädenprozeſſen jchon wiederholt Gegenjtand der richterlichen Entjchei= 
dung gewejen, aber nur unter bejonderen thatjächlichen Vorausſetzungen 
zugelafien worden. Im Allgemeinen kann als mahgebender Grundjat 
angejehen werden, daß, wenn der Bergwerksbeſitzer feine Entjchädigungs- 
pflicht an fich niemals beitritten, jondern von vornherein dem Beichädig- 
ten volle Schadloshaltung angeboten, auch im Prozeſſe den Anſpruch 
ſofort anerfannt hat, und der Beichädigte durch die richterliche Entſchei— 
dung nichts weiter als die jeitens des Bergwerksbeſitzers angebotenen 
Leiltungen erreicht, die Prozehkojten dem Kläger zur Lajt fallen. Urth. 
des Oberl.-Ger. Köln v. 21. Oft. 1882, 3. Bd. 24 ©. 103, Bd. 25 
©. 382. Daß der Bergwerfsbefiger jeine Entichädigungspflicht vorher 
ausdrüdlich anerfannt hat, ijt zur Anwendung des $ 89 nicht erfor: 
derlich. Urth. des Landg. Ejjen v. 17. San. 1882, 3. Bd. 24 ©. 230. 
Fehlen die übrigen Vorausſetzungen, jo reicht das jofortige Anerkenntniß 
des Bergwerföbejigers im Prozefje nicht aus, um auf Grund des $ 89 
Befreiung von den Prozeßkoſten verlangen zu können. Urth. des Landg. 
Duisburg v. 12. Dft. 1881, 3. Bd. 23 ©. 254 (vergl. Gegenbem. daj. 
©. 355); Urth. des Oberl.-Ger. Köln v. 11. Nov. 1882 u. 17. März 
1883, 3. Bd. 25 ©. 382. 


Zu 8 149. 


1. $ 149 behandelt in enger Berbindung mit $ 148 das Necht3- 
verhältnig zweier oder mehrerer Beichädiger zu dem bejchädigten Grund- 
bejiger (Abi. 1) und das Nechtöverhältnig der Mitbeſchädiger zu ein- 
ander (Abſ. 2). Im Anjchlug an das frühere, auf der Gerichtspraris 
(vergl. Plenarbejchluß des Obertr. v. 7. Nov. 1849, Präj. 2153, Entſch. 
Bd. 18 ©. 71) beruhende Recht iſt hier der Grundjag geſetzlich feſtge— 
jtellt, daß die Befier zweier oder mehrerer Bergwerke, welche Bergſcha— 
den verurjacht haben, dem bejchädigten Grundbeſitzer gemeinjchaftlich, 
jedoch nicht jolidariich, und zwar zu gleichen Theilen haften, daß ihnen 
aber unter einander der Nachweis eines anderen Theilnahmeverhältniſſes 
freifteht. Der Grundbefiger hat jeinerjeitS zur Begründung feines Ent: 
ſchädigungsanſpruchs mur die Schadenszufügung durch die zwei oder 
mehreren Bergbautreibenden, nicht aber auch das bejondere Maß der 
Betheiligung jedes Einzelnen nachzuweiſen. Der Eimwand, daß ein an- 
deres als das gleiche Theilnahmeverhältniß bejtehe, darf in dem Ent: 
Ihädigungsprozejje um jo weniger erhoben werden, als hierdurch der 
baldige Erjag des Schadens aufgehalten würde; der Verjuch, einen jol- 


408 Fünfter Titel. Rechtsverhältn. zwiſch. Bergbautreibenden u. Grundbeſitzern. [$ 149 


chen Nachweis zu führen, gehört vielmehr in den etwa nachfolgenden 
Prozeß, in welchem der Beichädiger, welcher zu viel gezahlt zu haben be= 
hauptet, Erjtattung von dem Mitbejchädiger beanjprucht. Motive ©. 87, 
89; Komm.-Bericht d. H. ©. 53, d. A. ©. 78. Daubenſpeck, Haft: 
pfliht ©. 38 ff., Bergichaden ©. 68 ff. 

Andererjeits ſchließt die geſetzliche Haftbarkeit zu gleichen Theilen 
nicht aus, daß der Beichädigte den einzelnen Mitbeichädiger auf einen 
größeren als diefen Theil des Schadens in Anſpruch nimmt; nur Liegt 
alsdann ihm der Nachweis eines anderen Theilnahmeverhältnifjes ob. 
Dppenhoff Nr. 848; Daubenjped, Haftpfliht ©. 39. Nicht min- 
der iſt der Beichädigte befugt, nur den Beſitzer eines der Bergwerke, 
welche den Bergjchaden verurfacht haben, auf jeinen Kopftheil in Anſpruch 
zu nehmen. Daraus, daß $ 149 die Beſitzer der Bergwerfe „gemein: 
Ichaftlich“ zur Entjchädigung verpflichtet, folgt nicht, daß letztere auch 
in einer und derjelben Klage belangt werden müfjen. Urth. des Obertr, 
v. 30. Mat 1859, Striethorjt Bd. 33 ©. 275 und einige neuere Urt, 
des Oberl.-Ger. Hamm, 3. B. v. 13. Jan. 1882. Daubenjped, Haft- 
pfliht ©. 41, 42, Bergichaden ©. 74; Kloftermann Anm. 338; 
Dppenhoff Nr. 848, Arndt ©. 160. Anders: Urth. des Appell.Ger. 
Hamm v. 4. Juli 1873 und des Obertr. v. 6. März 1874, 3. Bd. 15 
©. 525. Dernburg, Breuß. Privatrecht, 4. Aufl. Bd. 1 ©. 691 
Anm. 15. 

2. Die allgemeinen Grundſätze des 8 148 über die Schadenserjah- 
verbindlichkeit finden auf jeden von zwei oder mehreren Beichädigern 
Anwendung, insbejondere muß jeder derjelben Miturheber des Schadens 
fein, um nach $ 149 verantwortlich gemacht werden zu können. Im 
Uebrigen iſt es für die Anwendung des $ 149 gleichgültig, ob der Be- 
trieb der Bergwerke, welche gemeinschaftlich die Beichädigung eines Grund- 
ſtücks hervorgerufen haben, gleichzeitig oder zu verjchiedenen Zeiten jtatt- 
gefunden hat, und ob der betreffende Betrieb des einen Bergwerfs zur 
Beit des Eintritt3 der Beichädigung noch fortgefeßt wurde oder bereits 
aufgehört hatte. Urth. des Oberl-Ger. Hamm v. 11. Febr. 1881, des 
Neichsg. v. 25. Febr. 1882, 3. Bd. 22 ©. 389, Bd. 24 ©. 105. 

Dagegen kann von einer gemeinjchaftlichen Verpflichtung zum Scha— 
denserjage nach $ 149 nicht die Nede fein, wenn das bei der Bejchädi- 
gung mitwirfende Bergwerk, dejjen Beſitzer jonjt in Anjpruch genommen 
werden fünnte, vechtlich gar nicht mehr befteht. Urth. des Reichsg. v. 
23. San. 1886, 3. Bd. 27 ©. 380; $ 148 Bem. 7 ©. 39. 

Sind Beichädigungen eines Grumdjtüds zu verjchiedenen Zeiten 
hervorgetreten, aljo thatjächlich verjchieden und zu jondern, jo ift 
derjenige Bergwerfsbefiger, dejjen Bergbau erit von einem bejtimmten 
Beitpunfte ab mitbejchädigend eingewirkt hat, für den vor dieſem Zeit: 
punkte entjtandenen Schaden nicht verhaftet; auf die früheren Beſchädi— 
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gungen findet $ 149 feine Anwendung. Urth. des Reichsg. v. 10. März 
1883, 3. Bd. 35 ©. 122, Entich. Bd. 8 ©. 283. 

3. In dem Antrage auf ungetheilte Verurtheilung der Befiter 
zweier oder mehrerer Bergwerfe zum Schadenserjaße aus 88 148 u. 
149 iſt zugleich der Antrag auf VBerurtheilung des einzelnen Berg: 
werfsbefiters zum Ganzen für den Fall implieite enthalten, daß der 
andere oder die anderen Bergwerksbeſitzer, jei es in eriter, jei es in 
höherer Inſtanz, befreit werden follten. it die Berurtheilung jchlechthin 
nicht zu einer Quote ausgelprochen und erfolgt in höherer Inſtanz eine 
Aenderung zu Gunſten eines Mitbeflagten, jo wird die gemeinjchaftliche 
Berpflichtung zu einer alleinigen. Urth. des Reichsg. v. 17. März 1886, 
3. Bd. 27 ©. 356. 

4. Hat von zwei für entjtandene Bergjchäden nach $ 149 gemein- 
Ichaftlich haftenden Bergwerksbeſitzern nur der eine fich dem Schiedsge: 
richte zur Negulirung der Bergichäden unterworfen, jo wird der andere 
hierdurch nicht ungünſtiger gejtellt, al wenn der Bejchädigte feinen An— 
ſpruch gegen beide Bergwerksbeſitzer im ordentlichen Prozefje verfolgt 
hätte; dem Bejchädigten liegt im Prozefje der Beweis des Zuſammen— 
hanges der Beichädigung mit dem Grubenbetriebe ob. Urth. des Landg. 
Eſſen v. 25. Ian. 1881, 3. Bd. 23 ©. 237. 


Zu 8 150. 


1. Unter Anwendung allgemeiner Grundjäße des Eivilrechts be: 
handelt $ 150 die Ausnahmen von der Regel des $ 148, alfo die Fälle, 
in welchen die kraft Geſetzes beitehende Entjchädigungsverbindlichkeit des 
Bergbautreibenden gegenüber dem Grundbefiter ausgejchlojjen ift. Die 
Regelung diejer Ausnahmen beruht auf der Betrachtung, daß einerjeits 
zwar der Grumdbejiger in der vollen Ausübung jeines Rechts nicht durch 
den Bergbau gehindert, andererjeits aber auch der Bergbau nicht der un— 
beichränften Willfür des Grundbefigers preisgegeben werden darf. Im 
Bergrecht des Ü.L.R. $ 116b TH. Tit. 16 (vergl. Brafjert, Ma: 
terialien ©. 311) war der Ausweg gewährt: 

„Hat Jemand Gebäude, Wafferleitungen, Teiche, Bleichen und 
dergleichen in einem Neviere, wo ein Bergbau jchon in jolcher Nähe 
— wird, daß eine weitere Ausdehnung deſſelben bis zu dieſen 
neuen Anlagen vernünftiger Weiſe vorausgeſehen werden konnte, dennoch 
angelegt, ohne ſich von dem Bergamte die Stelle, wo es ohne ſeine 
Gefahr geſchehen kann, anweiſen zu laſſen, jo iſt er wegen der durch 
den fortgehenden Bergbau daran entſtehenden Schäden zu keiner Ver— 
gütung berechtigt.“ 

Dieſe Vorſchrift hatte ſich jedoch nicht bewährt und konnte nach 
allſeitigem Einverſtändniſſe nicht in das Bergg. übernommen werden. 
Ebenſowenig befriedigten aber auch die anderweitigen Vorſchriften neuerer 


— 
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Berggeſetze, 3. B. des damaligen k. ſächſ. $ 236, des großh. ſächſ. $ 135, 
des öfterr. 88 106, 107. Es wurde vielmehr der von vielen Seiten ver: 
tretenen und auch im franz. Bergrechte maßgebenden Anficht der Vorzug 
eingeräumt, nach welcher jede jinguläre Ausnahmebeitimmung von der 
beragejeßlichen Entichädigungspflicht des Bergbautreibenden zu vermeiden 
und Lediglich auf die allgemeine Nechtsregel zurüdzugehen ift, daß der 
Beichädigte feinen Schadenserjab beanjpruchen kann, wenn ihm eigenes 
vertretbares Verſehen zur Laft fällt. Im $ 150 Abſ. 1 iſt diefe Rechts: 
regel auf den Fall des Bergbaues angewandt und nur aus dem Zweck— 
mähigkeitsgrunde ausdrüdlich ausgefprochen, damit über die Amvend- 
barkeit derjelben dadurch fein Zweifel verurjacht werde, daß das Bergg. 
die Entjchädigungspflicht des Bergbautreibenden im Uebrigen weiter aus: 
dehnt als das Civilrecht. Motive ©. 88, 89. 

$ 150 des Negierungsentwurfes beichränfte fich auf den jetzigen 
bj. 1, während Abi. 2 auf Vorjchlag der Herrenhaus-Komm. hinzuge— 
fügt wurde. Man machte geltend, daß 8 150 der Vorlage nur von dem 
Schaden, welcher an bereits errichteten Gebäuden oder anderen An— 
lagen entitche, nicht aber davon jpreche, was geichehen jolle, wenn der 
Grundbeſitzer in Folge einer durch den Bergbau drohenden Gefahr von 
der Errichtung von Gebäuden oder anderen Anlagen Abjtand nehmen 
müſſe, jo daß der Zweifel entitehe, ob micht der $ 150 die Entjchädi- 
gung auch für diefen Fall ausſchließe. Die Kommiſſion ſprach es be— 
jtimmt aus, dab es „in dieſer Beziehung bei den allgemeinen Rechts- 
grundſätzen“ verbleibe. Um jedoch jeden Zweifel hierüber auszuſchließen 
und zugleich die weiter geäußerte, auf Thatjachen gejtügte Bejorgniß zu 
bejeitigen, daß das bloße Vorgeben eines Grundbefigers, Gebäude zc. in 
der Nähe eines Bergwerfsbetriebes errichten zu wollen, zur jpefulativen 
Ausbeutung des Bergbautreibenden migbraucht werde, wurde die Zujah- 
beitimmung des Abſ. 2, „welche mit den allgemeinen NRechtsgrundfägen 
über dolus im Einflange ſteht“, vorgejchlagen und angenommen. Komm. 
Bericht d. 9. ©. 56, d. A. ©. 81. Ihre Aufnahme beruht demnach auf 
Zwedmäßigfeitsgründen. 

2. Die beiden im Uebrigen von einander verjchiedenen Fälle des 
$ 150 haben mit einander gemein, daß den Grundbefiter ein eigenes 
vertretbares Verſchulden trifft, welches im Falle des Abi. 1 in Nichtan- 
wendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit, im Falle des Abj. 2 in dolojem 
Berhalten beſteht, und daß der Bergwerfsbejiger aus feiner gejeßlichen 
Entihädigungspflicht ($ 148) in Anſpruch genommen wird. Wird da- 
gegen die Haftpflicht des Bergwerksbeſitzers aus einem vertretbaren 
Berjehen dejjelben hergeleitet, jo kommen die für den Fall eines beider: 
jeitigen Berjehens maßgebenden Grundſätze des Civilrcchts zur Anwen— 
dung. Motive ©. 89; Daubenjped, Haftpflicht S. 49. 

3. Um die richtige Anwendung des $ 150 zu fichern und faljchen 
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Schluffolgerungen aus demfelben, wie 3. B. der von Daubeniped, 
Haftpflicht S. 50, gerügten zu begegnen, müſſen die Vorausjegungen 
genau feitgehalten werden. Die Vorjchrift des Abi. 1 jett voraus: 
einen an Gebäuden oder anderen Anlagen durch den Betrieb eines Berg: 
werfs thatjächlich entitandenen Schaden; Errichtung dieſer Anlagen zu 
einer Zeit, zu welcher denjelben eine Gefahr durch den Bergbau bereits 
drohte; Nichtbeachtung diejer bereit drohenden Gefahr feitens des Grund: 
befitzer, obwohl ihm diejelbe bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſam— 
feit nicht unbefannt bleiben konnte. Die Vorfchrift des Abi. 2 hat da— 
gegen zur Borausiehung: die Kundgebung der angeblichen Abficht eines 
Srundbefiterd, auf einem Grundſtücke Gebäude oder andere Anlagen er- 
richten zu wollen; die zur Zeit diefer Kundgebung bereit8 drohende 
Gefahr, daß, wenn diefe Anlagen wirklich errichtet werden follten, dies 
jelben durch den Bergbau Schaden erleiden würden; die Kundgebung 
jener Abſicht lediglich zu dem Zwede, um von dem Bergbautreibenden 
Vergütung der Werthsverminderung zu erlangen, welche das Grundstück 
erleidet, wenn es nicht mehr als Bauplat benutzt werden fan. Nur 
bei dem Zujammentreffen diefer Vorausſetzungen wird der Bergwerks— 
bejiger in dem einen wie anderen Falle von der gejeglichen Entſchädi— 
gungspflicht befreit. Ihm liegt es ob, die Thatjachen nachzuweijen, 
welche zu jeiner Befreiung dienen. 

4. In dem Falle des Abj. 1 hat demnach der Bergwerksbeſitzer 
zu beweijen, daß das bejchädigte Gebäude ꝛc. zu einer Zeit errichtet wor: 
den tit, wo die Ddemjelben durch den Bergbau drohende Gefahr dem 
Grundbeſitzer bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht unbekannt 
bleiben konnte, und daß der Grundbefiter es an diefer Aufmerkſamkeit 
hat fehlen laſſen. Urth. des Obertr. v. 20. März 1874, des Oberl.-Ger. 
Hamm v. 4. Oft. 1881, 3. Bd. 15 ©. 396, Bd. 23 ©. 244. 

Hat der Bergwerföbefiger ein rechtliches Intereſſe an der Feſtſtel— 
lung, daß er nach dem bejonderen Verhältniffen des Falles gemäß $ 150 
Abſ. 1 zum Schadenserjage nicht verpflichtet jei, jo kann er nach $ 231 
C. P. O. auf alsbaldige Feititellung diejes Rechtsverhältniſſes Klage 
erheben. Urth. des Reichsg. v. 1. April 1882, 3. Bd. 23 ©. 515. 

5. Der im $ 150 der Negierungsvorlage gebrauchte Ausdrud 
„ohne eigenes grobes Verſehen“ wurde von der Herrenhaussstommt. 
(Bericht ©. 56) durch die Worte „bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerk— 
jamfeit” erſetzt, weil jener mit der dreigliederigen Eintheilung des Ber: 
jehens um Allg. Landrecht zujammenhängende Ausdrud dem gemeinen 
und dem rheinischen Rechte fremd ilt; vergl. 3. Bd. 26 ©. 382. In 
Folge diefer Abänderung it die Streitfrage entitanden, ob jene beiden 
Ausdrüde gleichbedeutend find und mit beiden die gleiche Aufmerſamkeit 
verlangt wird, oder ob dem Beſchädigten nach der jegigen Ausdrucksweiſe 
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des $ 150 auch jchon der Einwand entgegengejett werden fann, daß er 
fich ein „mäßiges“ Verſehen habe zu Schulden fommen Laffen. 

Die eritere Anficht, nach welcher alfo der Schadenserjaganjpruch 
nur wegen eigenen „groben“ Verſehens des beichädigten Grundbefiters 
verloren geht, vertreten: Urth. des Reichsg. v. 24. Mai 1882, 21. Febr. 
1883 u. 5. Juni 1884, 3. Bd. 23 ©. 511, Bd. 26 ©. 380 u. 383, 
Entih. Bd. 11 ©. 334, 338 (wo das letztere Urth. v. 5. Juli 1884 
datirt ift); Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 2. Dez. 1884, 3. Bd. 28 
S. 502; Kloftermann Anm. 339, Dppenhoff Nr. 851, Arndt 
©. 161. (In den ebenfalls den $ 150 betreffenden Urth. des Obertr. 
v. 20. Dft. 1873 u. 2. Mai 1879, 3. Bd. 16 ©. 103, Bd. 21 ©. 385, 
lag feine Veranlaffung zur Entjcheidung der Streitfrage vor.) Dagegen 
find unter Berufung auf $20 Th. J Tit. 3 W.L.R. Strohn, 3. Bd. 7 
©. 112, Daubenjped, Haftpfliht S. 47, und in der 4. Aufl. des 
preuß. Privatrechts Bd. I ©. 690 Anm. 12 auch Dernburg der Anficht, 
daß Schon ein „mäßiges“ Verjehen des Grundbefiterd genügt, um ihm 
im Sinne des $ 150 die Unterlaſſung „gewöhnlicher Aufmerfiamfeit“ 
entgegenhalten zu können. 

Sedenfall3 kann die letztere Auslegung nicht durch den Inhalt der 
Materialien zu $ 150 entfräftet werden. Im Uebrigen it die Streits 
frage nicht von praftifcher Bedeutung, denn abgejehen davon, daß der 
Regel nach ($ 21 TH. I Tit. 3 A. L. R) auch das „mäßige“ Verjchen 
vertreten werden muß, Liegt für den Richter, zumal für denjenigen im 
Bereiche des gemeinen und des franzöfiichen Nechts, nicht die Nöthigung 
vor, jene Entſcheidung, ob der Beichädigte die Anwendung „gewöhnlicher 
Aufmerkſamkeit“ vernachläffigt hat, davon abhängig zu machen, ob ihn 
nach der landrechtlichen Unterjcheidung ein „grobes“ oder ein „mäßiges“ 
Verjehen trifft. Der Richter hat vielmehr nach freier Würdigung aller 
Thatumſtände des Falles zu enticheiden, ob der Beichädigte wirklich die 
gewöhnliche, d. h. diejenige Aufmerkſamkeit vernachläfftgt hat, welche unter 
den gegebenen Berhältniffen und mit Rückſicht auf die Perſon des Be: 
Ichädigten im gewöhnlichen Leben verlangt wird. Das Urth. des Obertr. 
v. 22. Nov. 1867, Striethorit Bd. 69 ©. 146, vergl. mit 3. Bd. 27 
©. 113, hat dies zunächit bezüglich des $ 116b TH. II Tit. 16 A. L. R., 
aber auch unter Anwendung auf $ 150 treffend dahin ausgeiprochen: 
„Dieſe Vorjchrift jet voraus, daß zur Zeit der neuen Anlage ein Berg: 
bau jchon in jolcher Weije getrieben worden, daß eine weitere Ausdeh— 
nung dejjelben bis zu der neuen Anlage vernünftiger Weiſe vorausge— 
jehen werden fonnte, was dahin aufgefaßt werden muß, daß bei derjeni- 
gen Aufmerfiamfeit, welche allgemein erwwartet werden fann, der Unter: 
nehmer der neuen Anlage im Stande fein muß, die durch die Fortſetzung 
des Bergbaues jeiner Anlage drohende Gefahr vorauszujchen, daß er 
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vernünftiger Weife, d. h. bei Anwendung der nöthigen Vorficht und Ueber- 
legung dieſe Gefahr nicht ignoriren kann.” 

6. Nach vorjtehenden Grundjägen tft jeitdem wiederholt entjchieden 
worden. Dem Grundbefiger, welcher Schadenserjag für ein durch den 
Bergbau beichädigtes Gebäude verlangt, fann auf Grund des $ 150 
Abſ. 1 nicht der Einwand entgegengejegt werden, es habe bereits bei 
Errichtung des Gebäudes die Möglichkeit einer Beichädigung dejjelben 
durch den Bergbau beftanden, die Rüdfichtnahme hierauf jei aber ver- 
nachläffigt worden. Die bloße Möglichkeit einer jolchen Gefahr braucht 
der Grundbefiger nicht zu berücjichtigen. Es fommt darauf an, daß 
die Gefahr für das zu errichtende Gebäude eine wirklich drohende 
und al3 jolche auch erfennbar ilt. Nur wenn der Grundbefiger eine 
erfennbar drohende Gefahr, welche fich demnächjt in dem entitandenen 
Schaden verwirklicht hat, in Folge mangelnder gewöhnlicher Aufmerk— 
jamfeit unbeachtet ließ, ſteht ihm $ 150 Abſ. 1 entgegen. Dies jchlieht 
aber nicht aus, daß der Grundbejiger nicht allein die bei Errichtung des 
Gebäudes bereit3 vorhandenen Grubenbaue, jondern auch die vernünf- 
tiger Weije noch zu erwartende weitere Ausdehnung derjelben berück— 
fichtigen muß. Dagegen werden Erweiterungen und Einrichtungen des 
Bergwerfsbetriebes, welche zur Zeit des Baues eines Gebäudes „nicht 
vorausjehbar”“ waren und eine „erneute“ Gefährdung des leßteren be— 
Dingen, durch $ 150 nicht gededt, wenn jie demnächſt jchädlich wirken. 
Urth. des Obertr. v. 20. Oft. 1873 u. 2. Mai 1879, 3. Bd. 16 ©. 103, 
Bd. 21 ©. 385; des Neichsg. v. 4. Febr. 1885 u. 11. Juni 1887, 3. 
Bd. 27 ©. 109, Bd. 29 ©. 226; des Dberl.-Ger. Hamm v. 2. Dez. 
1884 u. 11. März 1837, 3. Bd. 28 ©. 502, 257, 

Eine technifche Unterfuchung der geognoſtiſchen Verhältniſſe und 
des in der Gegend betriebenen Bergbaues fann dem Grundbefiter, welcher 
zu bauen beabfichtigt, nicht zur Pflicht gemacht werden, Urth. des Obertr. 
v. 27. Sept. 1858, Entſch. 3.39 ©. 298, vergl. mit 3. Bd. 16 ©. 104, 
überhaupt nicht die Anwendung einer ungewöhnlichen Aufmerkſamkeit 
und Sachkenntniß, Urth. des Landg. Efjen v. 8. Nov. 1881, 3. Bd. 24 
©. 226. Wohl aber wird 3. B. von demjenigen Grundbejiger, welcher 
jelbit Bauverjtändiger ift, eine größere Sorgfalt als von einem Land- 
mann zu verlangen fein, wenn es fich um Prüfung der Bauficherheit 
mit Rüdjicht auf einen benachbarten Bergbaubetrieb Handelt. Vergl. 
Daubenjped, Haftpflicht S 48. 

Die Bergbehörde hat ſich im Allgemeinen technijcher Gutachten 
über die Frage, ob beabjichtigten Anlagen über Tage durch den Berg- 
bau Gefahr drohe, zu enthalten. Min.Erlaß v. 25. Nov. 1880, 3. 
Bd. 22 ©. 252. 

7. Eine Warnung, welche der Bergwerföbefiger einem zum Neu— 
bau jchreitenden Grundbefiger unter Verweifung auf $ 150 zuftellt, be 
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einträchtigt die Rechte des Grundbefigers in Bezug auf die Ausführung 
des Baues und auf etwaigen Schadenserjaß nicht. Ebenjo wenig befreit 
diejelbe den Bergwerfsbejiger von der Verpflichtung, eintretenden Falles 
den Beweis zu liefern, daß dem Grundbeſitzer die drohende Gefahr bei 
„Anwendung gevöhnlicher Aufmerkſamkeit“ nicht Habe unbekannt bleiben 
fönnen. Min.Beſch. v. 21. Oft. 1876, 3. Bd. 18 ©. 139. Eine folche 
Warnung kann unter Umftänden nur als ein diejen Beweis unterſtützen— 
des thatjächliches Moment dienen. 

8 Iſt ein durch den Bergbau beichädigtes Gebäude nachher in 
das Eigenthum eines Anderen übergegangen, jo muß auch diejer den 
Einwand, daß jeinem Vorbefiger die dem Gebäude bereits zur Zeit der 
Errichtung drohende Gefahr „bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſam— 
feit“ nicht habe unbekannt bleiben können, gegen ſich gelten laſſen; denn 
wenn dem Vorbeſitzer erweislich die Vorjchrift des $ 150 Abſ. 1 ent- 
gegenjtand, jo war damit die Entjchädigungsverbindlichkeit des Bergwerks— 
befiters überhaupt ausgeichlojjen, und an diefer Rechtslage kann 
jelbjtverjtändlich ein Eigenthumswechjel nichts zu Ungunſten des leßteren 
ändern. Die perfönliche Natur des Entichädigungsanjpruches, auf welche 
das Urth. des Landg. Dortmund v. 17. Febr. 1883, 3. Bd. 27 ©. 92, 
die entgegengeſetzte Anficht jtügt, hat für dieje Frage feine Bedeutung. 

9. 8150 begründet nicht, wie Klojtermann Anm. 340 annimmt, 
eine gejeßliche Einjchränfung des Grundeigenthums zu Gunsten des Berg- 
werks, eine Legaljervitut zur „Duldung künftiger Beichädigung der An— 
lage durch den Bergbau” (4. Aufl). Bergl. Oppenhoff Nr. 852, 
Daubenjped, Haftpfliht S. 45 Anm. 1. 

10. Bu den „anderen Anlagen“ des $ 150 find auch die im $ 116b 
Th. II Tit. 16 U. 8. R. beijpielöweije genannten „Wafjerleitungen, 
Teiche, Bleichen“ zu rechnen. Auf völlig „neue“ Anlagen bejchränkt fich 
die Beitimmung nicht; unter Umständen kann auch die Errichtung eines 
Umbaues oder eines Erweiterungsbaues hierher gehören. Vergl. Urth. 
des Obertr. v. 27. Febr. 1865, 3. Bd. 7 ©. 241, Striethorjt Bd. 57 
©. 235. 

11. Wie aus obigen Bem. 1 bis 3 hervorgeht, trifft $ 150 im 
Abſ. 2 eine Ausnahmebeitimmung von der auf $ 148 beruhenden Rechts: 
regel, daß der Bergwerfsbefiter aud) zum Erſatze des Schadens ver- 
pflichtet ift, welchen ein Grundſtück dadurch erleidet, daß eine auf dem— 
jelben beabfichtigte Anlage wegen der durch den Bergbau drohenden Ge- 
fahr unterbleiben muß und das Grumdjtüd in Folge defjen nicht mehr 
den Werth eines Bauplatzes, jondern nur noch einen geringeren Werth 
beſitzt. Nach Abi. 2 joll nun diejer bergrechtliche Grundjag (um einen 
allgemeinen Grundjat des Eivilrechts handelt es fich hierbei nicht, vergl. 
Dppenhoff Nr. 853, Daubenjped, Haftpflicht ©. 50 Anm. 2) als» 
dann feine Anwendung finden, vielmehr der Anſpruch auf Vergütung einer 
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angeblichen Werthsverminderung ausgejchlofjen jein, wenn der Grund: 
bejiger die in Wirklichkeit nicht bejtchende Abficht, eine durch den Berg: 
bau mit Gefahr bedrohte Anlage errichten zu wollen, nachweislich do- 
loſer Weije nur fundgegeben hat, um die Minderwerthsentjchädigung 
von dem Bergwerfäbefiger zu erlangen. 

12. In den Fällen, in welchen der Anfpruch auf Vergütung der 
vorbezeichneten Werthöverminderung durch Abi. 2 nicht überhaupt aus- 
geſchloſſen it, genügt zur Begründung diefes Anſpruchs nicht, daß der 
Grundbeſitzer ernjtlich beabfichtigt, eine Anlage an einer Stelle zu er- 
richten, an welcher diejelbe durch den Bergbau gefährdet iſt, jondern es 
gehört dazu, daß wegen einer folchen Gefahr die Errichtung der Anlage 
„unterbleiben“ muß. Urth. des Kreisg. Eſſen v. 12. Juli 1878, 3. Bd. 21 
©. 353. Der Fall, daß die Errichtung einer Anlage unterbleiben „muß“, 
liegt aber nicht nur dann vor, wenn die Anlage polizeilich unterjagt 
wird oder wenn thatjächlic” in der Nähe Beichädigungen bereits der 
Art hervorgetreten find, daß der Bau aus wirthichaftlichen Gründen 
unterbleiben muß, jondern er liegt tet dann vor, wenn der Grundbe- 
figer für den Fall, daß er den Bau ausgeführt hätte, bei einer dem— 
nächit eintretenden Beichädigung auf Grund des $ 150 Abi. 1 einer 
Vergütung hierfür verluftig gehen würde, weil man ihm für den Fall 
der Ausführung der Anlage die Nichtanwendung gewöhnlicher Aufmerf- 
jamfeit vorwerfen fünnte, mit anderen Worten, wenn das Unterlafjen der 
beabfichtigten Anlage in Folge von „Anwendung gewöhnlicher Aufmerf- 
ſamkeit“ erfolgt it. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 29. Nov. 1881, 
3. Bd. 23 ©. 508. 

3u $ 151. 


1. Die dreijährige Verjährung des 8 54 Th. I Tit. 6 A. L. N, 
welche nach der Deklaration v. 31. März 1838 (G. ©. ©. 252) auch 
auf die Anfprüche auf Erjat eines durch den Bergbau verurjachten 
Schadens Anwendung findet, dehnt $ 151 auf den ganzen Geltungs- 
bereich des Bergg. aus, weil auch außerhalb des Landrechtlichen Gebietes 
das Bedürfniß nach einer jolchen kürzeren Berjährungsfrijt hervorge- 
treten war. Motive ©. 88, 

2. Der Verjährung aus $ 151 umterliegen nur die Anjprüche auf 
den Schadenserjaß, zu welchem der Bergwerksbeſitzer berggejetlich (SS 148 
u. 149) verpflichtet ift. Daneben befteht auch im dieſen Fällen die or- 
dentliche dreifigjährige Verjährung. Oppenhoff Nr. 859, Dauben- 
jped, Haftpfliht ©. 90. 

Nur $ 54 Th. I Tit. 6 A. L. NR, nicht auch die Schlukbejtim- 
mung der Dekl. v. 31. März 1838 ift in den $ 151 aufgenommen und 
jomit der unrichtigen Anwendung diefer Beitimmung auf den Bergbau 
vorgebeugt. KHomm.-Beridt d. U. ©. 81, 82; Strohn, 3. BD. 7 
©. 111, 112; Oppenhoff Nr. 858. 
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3. Die Berjährung aus $ 151 fann nur dann eintreten, wenn 
der Anſpruch auf Schadenserjat Fagbar geworden, actio nata vorhan— 
den it. Es muß aljo ein Bergichaden im Sinne des $ 148 wirklich 
entjtanden jein; dieje Thatjache begründet kraft Geſetzes die Entſchädi— 
gungsverbindlichkeit des Bergwerfsbefiger8 und den gegemüberjtehenden 
flagbaren Anſpruch des Beichädigten ($ 148 Bem. 1 ©. 388), jo daß 
diejer Anspruch, die Wiljenjchaft von dem Dajein und dem Urheber des 
Schadens vorausgejegt, jofort geltend gemacht werden fann. 

Darauf, ob die Beichädigung gleich in ihrem ganzen Umfange ein= 
getreten iſt oder fich in ihren Wirkungen noch in die Zukunft fortjeßt, 
fommt es bezüglich der Verjährung des Entſchädigunganſpruchs zunächjt 
nicht an. Entſcheidend iſt hierbei nur, daß jämmtliche Bejchädigungen, 
auch die künftig noch eintretenden, auf einer und derjelben Thatjache be- 
ruhen, eine und diejelbe Urjache haben, und daß auch die künftigen 
Schäden ſich jchon gegenwärtig joweit überjehen laſſen, daß der Bejchä- 
digte in der Lage iſt, auch für legtere bereits Entichädigung verlangen 
zu können, jei e8 in Form einer Klapitalabfindung oder einer Rente. 
Liegen diefe Borausfegungen vor, was nad) den thatlächlichen Verhält- 
nifjen des Einzelfalles beurtheilt werden muß, jo verjährt der ganze An- 
ſpruch nad) $ 151. 

In diefem Sinne ſprach fich bereit3 der Plenarbeichl. des Obertr. 
v. 20. März 1846 (Entjch. Bd. 13 ©. 19) aus: „Die dreijährige Ver— 
jährung des Anſpruchs auf Erjaß eines außerhalb des Falles eines 
Kontraktes erlittenen Schadens trifft auch in den Fällen das ganze Recht, 
wo der aus einer Handlung entjtehende, dem Bejchädigten befannt ge- 
wordene Schaden jo beichaffen it, daß er, obwohl im wechjelnden Um— 
fange, fich auch in der Zukunft erneuert.” Durch jpätere Entjcheidungen 
hat das Obertr. diejen Grundja, dejjen Tragweite trrthümlich zu weit 
ausgedehnt war, noch jchärfer begrenzt. So ijt in dem Urth. v. 30. Sept. 
1872, 3. Bd. 15 ©. 115, ausgeführt, daß der Plenarbeichluß ſich nur 
bezieht auf die Fälle, in welchen der Schaden aus einer einmaligen, 
vollendeten Handlung entjteht, deren jchädliche Folgen jich auch in Zu— 
funft erneuern, nicht aber auf die Fälle, in welchen der Schaden aus 
mehreren wiederfehrenden Handlungen dergeftalt entjteht, daß jede Hand- 
lung für ſich Schaden erzeugt. Ferner Urth. v. 18. Sept. 1874 u. 
22. Febr. 1875, 3. Bd. 16 ©. 500, Bd. 17 ©. 264, Striethorjt Bd. 92 
©. 258, nad) welchen der Plenarbeſchluß vorausjeßt, daß das Eintreten 
der nachtheiligen Folgen und ihre Fortdauer in der Zukunft ſich jogleic) 
bei dem Bekanntwerden der bejchädigenden Handlung erfennen ließ, und 
daß ſich nicht etwa die bejchädigenden Handlungen ſelbſt wiederholten 
und einen neuen oder vielleicht umfangreicheren Schaden verurjachten; 
in diejen Fällen find die drei Jahre erjt von dem Beitpunfte ab zu be- 
rechnen, wo der jpätere Schaden zur Kenntniß des Beichädigten gefommen 
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it. In völliger Uebereinſtimmung hiermit hat demnächſt auch das 
Urth. des Reichsg. v. 9. Oft. 1882, 3. Bd. 24 ©. 500, den Grundjaß 
ausgeiprochen, daß, wenn mehrere wiederfehrende Handlungen, eine jede 
für ſich, Schaden verurjachen, die dreijährige Verjährung des $ 151 
erit von dem Beitpunfte ab zu berechnen iſt, an welchem das Dafein 
und der Urheber diejer jpäteren Schäden zur Kenntniß des Beichädig- 
ten gelangen. Bergl. auch Urth. des Oberl.-Ger. Köln v. 5. März 1880, 
Rhein. Archiv Bd. 71 ©. 86, 3. Bd. 24 ©. 217; Urth. des Reichs- 
Oberhandelsg. v. 15. März 1875, Entich. Bd. 16 ©. 178; Urth. des 
Neichsg. v. 1. Mai 1880, 3. Bd. 22 ©. 118, letzteres betr. den mit $ 151 
übereinftimmenden $ 16 des Schaumb.-Lippiichen Gef. v. 12. Dez. 1872, 
3. Bd. 14 ©. 302. Daubenjped, Haftpfliht ©. 91 ff., welcher zu- 
gleich die Auffaffung von Kloftermann Anm. 341 richtig geftellt Hat. 
DOppenhoff Nr. 861. 

4. Die Verjährung aus 8 151 ſetzt voraus, daß „Dafein“ und 
„Urheber“ des Schadens zur Wiſſenſchaft des Beichädigten gelangt find. 
Wer den Einwand der Verjährung erhebt, Hat dies nachzuweiſen. Es 
handelt jich aljo um die Wiljenjchaft von einem wirklich eingetrete= 
nen Schaden; Urth. des Obertr. v. 30. Sept. 1872, 3. Bd. 15 ©. 115. 
Unter „Urheber“ des Schadens verjteht $ 151, wie jchon der Hinweis 
auf die 88 148 u. 149 erfennen läßt, einen Jeden, welcher nach dem 
Bergg. zum Schabdenserjage verpflichtet it. Sowohl von dem Daſein, 
ala auch von dem Urheber des Schaden? muß der Beichädigte „Wiſſen— 
ichaft“ d. h. ſichere Kenntniß haben. Dieſe Wiſſenſchaft braucht zwar 
nicht die Ueberzeugung von der Unmöglichkeit, daß die Sache fich nicht 
auch anders verhalten könne, in fich zu ſchließen; die Kenntniß muß 
aber eine fo volljtändige fein, daß darauf hin die Anftellung der Klage 
erfolgen kann. Eine bloße VBermuthung genügt nicht; der Beichädigte 
muß wenigjtens glauben, Gewißheit zu haben. Urth. des Obertr. vd. 
20. Suni 1873, 3. Bd. 14 ©.390, Gruchot Bd. 17 ©. 890; v. 17. Jar. 
1876, 3. Bd. 17 ©. 100 u. die dort angeführten früheren Entjcheid. ; 
Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 24. März 1876, 3. Bd. 17 ©. 269. 
Daubenjped, Haftpflicht ©. 92, 93. 

Nach dem Urth. des Obertr. v. 13. Dft. 1876, 3. Bd. 19 ©. 233, 
Striethorit Bd. 96 ©. 308, trifft bei einer durch den Bergbau verur- 
jachten Wafferentziehung die Wifjenjchaft von dem Dafein eines Scha- 
dens ſpäteſtens zuſammen mit der Kenntniß von dem völligen Verſchwin— 
den der betreffenden Duellen. 

5. Die Verjährung aus $ 151 wird unterbrochen durch An- 
erfennung der Verpflichtung und durch Erhebung der Klage. Maßgebend 
hierfür find die Vorjchriften des EivilrechtS bezw. der C. P. D. 8 239. 
Die Streitfrage, ob auch in den Fällen des $ 151 ſchon durch gericht- 
liche Klageanmeldung ($ 551 TH. I Tit. I A.L. R.) die Unterbrechung 
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der Verjährung bewirkt werde, iſt mit Bejeitigung der Klageanmeldung 
gegenſtandlos geworden. Vergl. über die Streitfrage die Urth. 8. Bd. 10 
©. 404, Bd. 17 ©. 269, Bd. 24 ©. 107, Bd. 28 ©. 502, auch Woll- 
jtein, Gruchot Bd. 23 ©. 361. 

Wird die Klage zurüdgenommen, jo ift die Verjährung als nicht 
unterbrochen anzujehen; C. P. D. $ 243. 

6. Der berggejeglihe Entjchädigungsanipruch, welcher dem Be: 
Ichädigten durch richterliches Urtheil zuerkannt tft, unterliegt nicht der 
drei-, jondern der dreigigjährigen Verjährung und zwar auc) dann, wenn 
über den Anfpruch nur in quali entjchteden, dagegen die Feſtſtellung 
der Entjchädigung in quanto einer etwaigen weiteren Klage vorbehalten 
it. Vergl. Urth. des Obertr. v. 22. Juni 1863, 3. Bd. 5 ©. 234, 
Striethorjt Bd. 49 ©. 298. 

Das Urtheil, welches einen Bergwerföbefiger verurtheilt, für den 
durch Zubruchebauen eines Grundſtücks verurjachten Schaden vollitän- 
dige Entjchädigung zu leilten, entzieht den gefammten, in ihm prägifirten 
Scadensanjpruc) der dreijährigen Verjährung, mochte jein Betrag bei 
Erlaß des Urtheils jchon liquid oder noch nicht feitjtellbar, mochte jein 
Umfang feſt begrenzt oder durch Fortwirfen der jchädigenden Handlung 
der Erweiterung ausgejegt jein. Urt). des Neichdg. v. 6. Dft. 1886, 
3. Bd. 29 ©. 122. 

Zu $& 152. 


1. Die 88 148 bis 151 find hier auf den Schürfer und den Muther 
ausgedehnt, weil aus dem Umjtande, daß dieje noch feinen Bergwerfs- 
betrieb führen, jondern nur die bergmännijchen und bergrechtlichen Vor— 
bereitungen hierzu treffen, kein Grund entnommen werden fann, fie hin— 
fichtlich der Entjchädiqungsverbindlichkeit für Bergſchäden anders zu be- 
handeln als den Bergwerfsbefiger. Motive ©. 89. 

2. Auch der Schürfer auf eigenem Grund und Boden unter: 
liegt benachbarten Grundbefigern gegenüber der Vorjchrift des 8 152. 
Dppenhoff Nr. 864, Arndt ©. 162. Anders Klojtermann Anm. 
342. Für das ältere Necht war dieſer Grundjaß bereits durch Urth. 
des Obertr. v. 8. Sept. 1848, Präj.-Samml. Bd. 1 ©. 216, feitgeftellt. 

3. Mehrere gemeinschaftlich handelnde Schürfer haften für die 
durch ihre Schürfarbeiten verurjachten Bergjchäden jolidariich. Die Haft- 
pflicht jolcher Schürfgejellichaften (Bohrgejellichaften) beſchränkt fich nicht 
auf das Gejellichaftsvermögen, jondern erjtredt fich auch auf das Son- 
dervermögen jedes einzelnen Mitgliedes. Vor Gericht find die Geſell— 
ichaftSmitglieder jelbit, nicht die Gejellichaft, in Anfpruch zu nehmen. 
Große, Gruchot Bd. 19 ©. 738, auch 3. Bd. 17 ©. 129. 

4. Auf den ſächſ. Steine und Braunfohlenbergbau findet $ 152 
injfoweit Anwendung, als er die Arbeiten des Schürfers betrifft. Gel. 
v. 22. Febr. 1869 8 9 lit. d. 
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Dritter Abſchnitt. 
Don dem Berhältniffe des Bergbaues zu öffentlichen Berkehrsanftalten. 


Ob und inwieweit fin Bejchädigungen, welche dem Bergwerfeigen- 
thum durch Benubung des Grundeigenthums zugefügt werden, Scha- 
denserſatz geleijtet werden muß, ijt nicht nad) Bergrecht, fondern nach 
Civilrecht zu enticheiden, ©. 385. Eine Ausnahme tritt jedoch in Be- 
zug auf die befondere Frage ein, ob und welche Entjchädigung dem 
Bergwerköbefiger zu gewähren ift, wenn fein Bergbau zum Schutze 
öffentlicher Verkehrsanſtalten eingejchränft wird. 

Schon unter dem früheren Rechte bejaß dieje Frage eine große 
praktische Bedeutung in Fällen, in welchen Bergwerfsbefiger auf An- 
ordnung der Bergbehörde genöthigt waren, zum Schute von Eifenbahnen 
Sicherheitspfeiler unter und neben dem Bahnkörper jtehen zu laſſen und 
die Eifenbahngejellichaften auf Erjat des durch das Abbauverbot ent- 
ftandenen Schadens belangt wurden. Die Gerichte und bergrechtlichen 
Schriftiteller nehmen zwar fajt einjtimmig an, daß dem Bergbautreiben- 
den ein ſolcher Entjchädigungsanjpruch weder im Bereiche des Allg. 
Landrecht3, noch in demjenigen des gemeinen und rheinischen Nechts zu— 
Itehe, und derjelbe Grundjah war auch für das Verfahren der Verwal- 
tung maßgebend. Da indeß die entgegengejeßte, den Anſpruch des Berg- 
bautreibenden anerfennende Meinung ebenfalls ihre Vertheidiger gefunden 
hatte (vergl. Urth. des Kreisg. Beuthen v. 6. Juni u. des Appell.-Ger. 
Ratibor v. 30. Dez. 1861, 3. Bd. 4 ©. 246, und namentlich Veith, 
„Die Entjhädigungsverbindlichkeit der Eifenbahngejellichaften dem Berg- 
werfseigenthümer gegenüber“. Berlin 1864), jo mußte das Berggeſetz 
Stellung zu der Frage nehmen, zumal die auf der älteren Berggejeß- 
gebung beruhende Begründung jener herrichenden Anficht nach den ab- 
weichenden Grundfägen des Bergg. nicht mehr durchweg zutraf. Der 
veränderten Rechtslage entiprechend und aus Billigfeitsgründen war dem 
Bergwerföbefiger ein gewiſſer Anſpruch auf Schadloshaltung für die 
im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs ihm auferlegten Einschränkungen 
nicht zu verjagen. Andererjeits fonnte aber in Bezug auf den Umfang 
diejes Entichädigungsanjpruches nicht außer Acht gelafjen werden, daß 
hierbei gerade die gemeinnüßigen Berkehrsanftalten bejondere Berücfich- 
tigung verdienen, und daß namentlich die Ertrags- und Entwidelungs- 
fähigfeit der Eifenbahnen in den Bergbaubezirfen nicht durch eine drückende 
Entjchädigungsverbindlichfeitt zum Nachtheil der Allgemeinheit und des 
Bergbaues ſelbſt gefährdet werden dürfe Schon aus diefem Grunde 
war davon abzujehen, dem Bergbautreibenden einen Anjpruch auf den 
Werth derjenigen Mineralien zu bewilligen, welche al3 Sicherheitspfeiler 
jtehen bleiben müjjen und zur Zeit nicht gewonnen werden dürfen. Mo— 
tive ©. 90, 91. 
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Hiervon ausgehend wandte der Regierungsentwurf im $ 153 (jeßt 
8 153 Abi. 1) den allgemeinen Rechtsgrundjag, daß der Bergwerksbe— 
figer gegen die beliebige Benußung der Oberfläche jeitens des Grund- 
eigenthümers feinen Widerjpruch erheben kann, „zur Bejeitigung von 
Zweifeln“ ausdrüdlich auch auf den Fall der Benutzung zu öffentlichen 
Verkehrszwecken an, jo daß aljo der Bergwerksbeſitzer ebenjo wie der 
dem Enteignungsverfahren unterworfene Grundeigenthümer fich diejeni- 
gen Einſchränkungen gefallen laſſen muß, ohne welche die Ausführung 
oder Erhaltung öffentlicher Verfehrsanjtalten nicht möglich fein wiirde, 
Dagegen wurde dem Bergwerksbefiger im $ 154 (jet $ 154 Abi. 1) 
ein bejchränkter Anſpruch auf Schadenserjaß, nämlich für die Herftellung 
bezw. Bejeitigung oder Beränderung gewijjer Anlagen in dem Bergiwerfe 
eingeräumt und die vorläufige Feſtſetzung diefer Entjchädigung im $ 155 
(jet $ 154 Ab. 2) der Bergbehörde übertragen. Die folchergeitalt vor— 
geichlagene gejeßliche Regelung des Gegenjtandes veranlaßte in den Kom— 
mijfionen wie auch im Plenum des Herrenhauſes eingehende Erörte- 
rungen, aus welchen die jeßigen 88 153 bis 155 hervorgingen, indem 
Abi. 2 des 8 153 und $ 155 Hinzugefügt wurden. Komm.Bericht d. 
H. ©. 58, d. U. ©. 82, jtenogr. Prot. des Herrenh. von 1865 ©. 166, 
auch 3. Bd. 6 ©. 343. 

Die jebigen Vorjchriften find in Kürze: Dem Bergbautreibenden 
jteht ein Widerfpruchsrccht gegen die Ausführung öffentlicher, mit dem 
Enteignungsrechte ausgejtatteter VBerkehrsanftalten nicht zu. Die Berg: 
werf3eigenthümer, über deren Felder eine ſolche Anlage geführt werden 
joll, find jedoch vor FFeititellung der Richtung über die Art der Aus— 
führung zu hören. Wer bereit3 vor Genehmigung der öffentlichen Ver: 
fehrsanjtalt zum Bergwerksbetriebe berechtigt war, hat gegen den Unter- 
nehmer derjelben einen Anspruch auf Entichädigung für die Herftellung 
der lediglich zum Schuße der Verkehrsanſtalt nothivendigen neuen An: 
lagen in dem Bergwerfe, jowie für die lediglich zu demjelben Zwecke 
nothwendige Bejeitigung oder Veränderung bereit3 in dem Bergwerfe 
vorhandener Anlagen. Die Feſtſetzung dieſer Entjchädigung erfolgt beim 
Mangel gütlicher Einigung, vorbehaltlich des Nechtsweges, durch einen 
vorläufig vollſtreckbaren Befchluß des Oberbergamts. Etwa noch weiter 
gehende Schadenserjaganiprüche jolcher Bergbautreibenden, deren Be— 
rehtigung zum Bergwerksbetriebe aus der Zeit vor dem Bergg. her— 
rührt, unterliegen der Entjcheidung nach den früheren Gejeßen. 

Der dritte Abjchnitt gilt auch für den ſächſ. Kohlenbergbau, Ge. 
v. 22. Febr. 1869 $ 9 lit. d, aber nicht für die Eifenerzgewinnung in 
dem Herzothum Schlefien und der Grafichaft Glatz, $ 211 Bem. 7. 

In die übrigen, dem preuß. folgenden Berggejege find die 88 153 
u. 154 theil® wörtlich, theil® mit nur geringen Abweichungen überge- 
gangen; jedoch erfolgt nad) den Bergg. für Bayern, Eljaß-Lothr., 
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Württemberg und Heſſen die Feitiegung der Entichädigung ($ 154 Abſ. 2) 
zunächit nicht durch die Bergbehörde, ſondern lediglich durch die Gerichte; 
$ 155 findet ſich nur in den Bergg. für Anhalt und Heſſen. 

Nach dem k. jäch). Bergg. $ 141 muß, wenn durch den Bergwerks— 
betrieb Anlagen an der Oberfläche gefährdet oder am Entjtehen behindert 
werden, an deren ungejtörte Erhaltung oder Errichtung ein überwiegendes 
öffentliches oder volfswirthichaftliches Interefje fich fnüpft, und wenn die 
Kollifion fich nicht durch Veränderung oder Verlegung jener Anlagen 
bejeitigen läßt, der Bergwerfsbetrieb inſoweit bejchränft werden, daß Die 
Gefährdung oder Behinderung wegfällt. Einen Entichädigungsanfpruch 
hat in diefem Falle der Bergwerksunternehmer nach $ 142 nur dann, 
wenn derjelbe zu dem betreffenden Betriebe früher berechtigt war, als 
die Oberflächenanlage entitanden ijt; der Unternehmer der letzteren muß 
alsdann die Kojten der ficherjtellenden Veränderung tragen und, wenn 
eine Beichränfung des Bergwerfsbetriebes eintritt, dem Bergwerfsunter- 
nehmer deshalb Entichädigung leiften. Iſt dagegen die Berechtigung 
zum Bergwerksbetriebe jünger als die DOberflächenanlage, jo Hat der 
Bergwerföunternehmer feinen Anjpruch auf Schadenserjaß für die nöthi- 
gen Beichränfungen und muß die Koſten für die etwaige ficherjtellende 
Veränderung der Oberflächenanlage tragen. Handelt e8 ji) um Erz 
bergbau, jo kann nach $ 143 fogar jchon bei der Verleihung des Gru— 
benfelde3 eine angemejjene Beichränfung getroffen werden, um von einer 
beabfichtigten Dberflächenanlage der vorbezeichneten Art Schaden abzu— 
wenden, ohne daß deshalb dem zu Beleihenden ein Bergütungsanjpruc) 
zufteht. — Im Wefentlichen ſtimmen hiermit auch die Bergg. für das 
Großh. Sachſen und für Schwarzb.-Sondershaufen überein. 

In Defterreich find die Vorfchriften des bürgerl. Gejegbuches über 
Schadenserjag und Genugthuung (88 1293 bi8 1341) auch für den Ent- 
ihädigungsanfpruch des älter berechtigten Bergwerfseigenthümers für 
Einjchräntungen maßgebend, welche er zu Gunjten Dritter zu erleiden hat. 
Nur der Fall, daß der Bergwerfäbetrieb im Intereſſe von Eijenbahnen 
bejchränft werden muß, unterliegt den bejonderen VBorjchriften der Min.- 
Verordnung dv. 2. Ian. 1859, R. ©. BL. Nr. 25, 3. Bd. 18 ©. 280, 
und des Gej., betr. die Enteignung zu Eifenbahnzweden, v. 18. Febr. 
1878, 0.6. Bl. Nr. 30; das Berggeſetz jelbjt bejtimmt hierüber nichte. 
Haberer u. Zechner, Handbuc) des öjterr. Bergrechts ©. 255; Leut— 
hold, Dejterr. Bergrecht ©. 220. 

In Frankreich ift das Verhältnig des Bergbaues zu den öffent» 
lichen Berfehrsanftalten nicht durch beſondere gejegliche Vorſchriften ges 
regelt und die Entichädigungsfrage jtreitig. Aus Art. 50 des Bergg. 
v. 1810 kann ein Anfpruch des Bergbautreibenden auf Entjchädigung 
für die ihm im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit zc. durch den Prä- 
jeften gemachten Auflagen nicht hergeleitet werden; Doc) erkennt das 
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allgemeine Verwaltungsrecht einen Entjchädigungsanjpruch unter Umftän- 
den an, wenn der Bergwerfsbetrieb mit öffentlichen Verkehrsanſtalten, 
namentlich; mit Eijenbahnen in Kollifion fommt. Die Normativbedin- 
gungen für Eiſenbahnkonzeſſionen jchreiben vor, daß, wenn eine Eifen- 
bahn das Feld eines bereits verlichenen Bergwerks durchichneidet, die 
Behörde diejenigen Maßregeln treffen joll, welche einerjeits das Berg: 
werf vor Benachtheiligung bewahren und andererjeit3 der Eifenbahn die 
erforderliche Sicherheit gewähren; dann heißt es weiter: „Les travaux 
de consolidation à faire dans l’interieur de la mine, à raison de 
la traversee de chemin de fer, et tous les dommages resultant de 
cette traversde, pour les concessionaires de la mine, seront & la 
charge de la compagnie.“ Hiernach jteht aljo dem älter berechtigten 
Bergwerksbeſitzer ein beftimmter Entjchädigungsanfpruch gegen den Eijen- 
bahnumternehmer zu. In demjelben Sinne wurde jchon früher durch 
Urth. des franz. Kaffationshofes v. 18. Juli 1837, 3. März 1841 u. 
3. Januar 1853, jowie durch Beichlug des Staatsraths v. 15. Juni 
1864 entjchieden. Dem jünger berechtigten Bergwerksbeſitzer wird da— 
gegen ein Schadenserjakanipruch nicht zugeitanden. Aguillon, L&- 
gislation des mines Th. I Bd. 2 ©. 52. Achenbach, Franz. Berg: 
recht ©. 292 u. 3. Bd. 4 ©. 335. 

Außer der obigen Schrift von Beith vergl. die Abhandlungen 
von Klojtermann, 3. Bd. 13 ©. 336 u. Leuthold, 3. Bd. 22 
©. 2%; N. Bluhme, 3. Bd. 10 ©. 336; ©. Schneider, Studien 
aus dem öjterr. Bergr. ©. 55. 

3n & 153. 

1. Die VBorjchriften der 88 153 bis 155 haben den Zweck, die 
SInterefjen des Bergbaues und des öffentlichen Verkehrs, joweit diejelben 
einander entgegenstehen, möglichit auszugleichen. Demgemäß find dieje 
Borjchriften auf die „öffentlichen“ Berkehrsanftalten beſchränkt und gelten 
3. B. nicht für Privatgrubenbahnen. 

2. $$ 153 u. 154 find auf alle Bergwerke anwendbar, ohne Rüd- 
ficht darauf, ob deren Berechtigungstitel aus der Zeit vor oder nad) 
dem Berggeſetze herrühren. 

3. Sm $ 153 wie in den 88 154 u. 155 jpricht das Geſetz von 
dem „Bergbautreibenden“, nicht von dem Bergwerkseigenthümer. Beide 
Ausdrüde find hier nicht gleichbedeutend, wie Achenbach, 3. Bd. 8 
©. 527, Franz. Bergreht ©. 293, annimmt. Wer das Bergwerk für 
eigene Rechnung betreibt, der „Bergbautreibende”“, hat auch, wenn er 
nicht Eigenthümer it, unter Umständen das nächjte Interefje, nicht nur 
bei öffentlichen Verfehrsanlagen gehört, jondern auch für Arbeiten, welche 
er bei feinem Betriebe als Schugmahregeln ausführen muß, entichädigt 
zu werden. Daß hier nicht wie in den beiden erjten Abjchnitten des 
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Titel3 der Ausdrud „Bergwerksbefiger“ gebraucht it, hat feinen ſach— 
lichen, ſondern lediglich eimen äußeren, mit der Entjtchungsgejchichte des 
dritten Abjchnitts zufammenhängenden Grund und hindert nicht, beiden 
Bezeichnungen im Unterjchiede von dem Bergwerkseigenthümer dieſelbe 
rechtliche Bedeutung beizulegen. Bergl. auch $ 135 Ben. 2 ©. 354 
und $ 148 Bem. 7 ©. 394; Oppenhoff Wr. 871, 879, 

4. Ueber den rechtlichen Inhalt der Borjchrift im Abj. 1 des 
$ 153 heißt es in dem Urth. des Obertr. v. 21. Mat 1869, Entſch. 
Bd. 61 ©.317, 3. Bd. 11 ©. 304, zutreffend: „Der Schwerpunft dieſer 
nach ihrer Faſſung jelbitverjitändlichen und daher anjcheinend werthlojen 
Beltimmung ijt darin zu finden, daß ihr gemäß der Bergbautreibende 
die darin bezeichneten Anlagen durch feinen Bergiverföbetrieb nicht ver- 
hindern oder gefährden darf, vielmehr mit Ausübung jeines Bergbau: 
rechts zurücjtehen, alfo bei diefer Ausübung ſolche Borfehrungen treffen 
muß, daß die bezeichneten Anlagen einer Gefahr der Vernichtung oder 
Beſchädigung nicht ausgejegt find.“ Vergl. auch Komm.Bericht d. W. 
©. 87; Dppenhoff Nr. 866; Kloftermann Anm. 344. „Ueber: 
flüſſig“ (Arndt ©. 163) iſt die Vorfchrift daher nicht. 

5. Das im $ 153 Abſ. 2 vorgejchriebene Verfahren iſt dazu be= 
ſtimmt, die früher ungünftige Yage des Bergbaues gegenüber neu anzu: 
legenden Eifenbahnen und anderen öffentlichen Berfehrsanftalten dadurd) 
zu verbejjern, daß die Bergbautreibenden rechtzeitig Gelegenheit erhalten, 
ihre Intereſſen und Bedürfniffe geltend zu machen, und daß die Staats- 
vegierung in den Stand gejegt wird, bei ihrer Enticheidung über die Art 
der Ausführung der Anlage billige Rücjicht hierauf zu nehmen. Es 
handelt ſich hauptjächlich um die Unterfuchung, welche Richtung der be: 
abjichtigten Anlage, unbejchadet der zu wahrenden fonjtigen Intereſſen, 
gegeben werden fann, um einerjeits Einfchränfungen in der Benutzung 
des Bergwerköeigenthums möglichit zu vermeiden, und andererjeits die 
früher oder jpäter in dem Bergwerke auszuführenden Schugmahregeln 
und hiermit auch den nad) $ 154 zu leiltenden Schadenserjaß von vorn— 
herein möglichjt zu bejchränfen. Die Feitjegung des Schadenserjaßes 
jelbjt gehört nicht in dieſes Verfahren, welches im Uebrigen, wie Die 
Erfahrung gezeigt hat, bejonders geeignet ift, die beiderjeitigen. wirth: 
ichaftlichen Intereſſen auszugleichen und jpäteren Schwierigfeiten vor: 
zubeugen. 

6. Wer nad) Abi. 2 gehört werden joll, find zunächjt die Eigen- 
thümer der betreffenden Bergwerke bezw. deren Vertreter; wird aber ein 
Bergwerf von einem Nutungsberechtigten Mießbraucher, Pächter 2c.) 
betrieben, jo muß dieſer wegen jeines nahen Intereſſes zur Sache eben- 
falls gehört werden; ſ. Bem. 4. Sit die Zuziehung des Bergbautreiben- 
den der Vorſchrift im Abi. 2 zuwider unterblieben, jo hat dies Feine 
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rechtlichen Folgen für den einen oder anderen Theil. Kloftermann 
Anm. 345, Oppenhoff Nr. 869, Arndt ©. 163. 

Nachträglich gehört zu werden kann ein Bergwerfsbefiger, deſſen 
Grubeneijenbahn durch eine bereit3 ausgeführte öffentliche Eifenbahn ge- 
freuzt wird, auf Grund des $ 153 Ab. 2 nicht verlangen. Bejcheid des 
Dberb. Dortmund v. 12, Febr. 1867, 3. Bd. 8 ©. 136. 

7. Das im $ 153 Abſ. 2 angeordnete Verfahren richtet fich nach 
dem an die Stelle des Erlafjes v. 13. Juli 1867 (3. Bd. 8 ©. 424) 
getretenen Erlaß des Minifters der öffentlichen Arbeiten vom 
2. Mai 1887 (3. Bd. 28 ©. 315), welcher zwar zunächjt nur die Fälle 
der Anlage öffentlicher Eijenbahnen betrifft, jedoch auch unbedenklich 
finngemäße Anwendung finden kann, wenn andere öffentliche Verkehrs— 
anftalten in Frage fommen. Derjelbe beitimmt: 

1. Die zur Ausführung von Vorarbeiten ermächtigten Eifenbahn- 
Verwaltungen, Comites, Techniker ꝛc. haben zunächft durch Anfrage bei 
den K. Oberbergämtern, deren Bezirke von der beabfichtigten Eifenbahn 
berührt werben, fejtzuftellen, ob bergbauliche Intereſſen irgend welcher Art 
bei derjelben überhaupt in Betracht kommen. 

2. Iſt dies der Fall, jo Haben die K. Oberbergämter diejenigen 
Angaben zu machen, und nöthigenfall® Auszüge oder Kopieen aus Alten 
und Plänen (gegen Erftattung der Koften) zur Verfügung zu ftellen, aus 
welchen die bei Wahl der Bahnlinie in Betracht fommenden bergbaulichen 
Derhältniffe, insbefondere auch die Eigenthümer und Vertreter der betreffen- 
den Bergwerke zu entnehmen find. Eine gleiche Angabe haben diefelben 
bezüglich derjenigen Bergwerke zu machen, für welche ein Bahnanfchluß 
in Yrage kommen könnte. 

Für die Landestheile, in welchen das Geſetz vom 22. Febr. 1869 
(6. ©. ©. 401) gilt, haben fich diefe Angaben, unter Beachtung de $ 94 
dieſes Gefehes, auf das Vorkommen von Stein- und Braunfohlen über- 
zeubt, jowie auf die vorhandenen Betriebe der Grundeigenthümer oder Ab- 
auberechtigten zu erftreden. Dabei bleiben jedoch Kohlengewinnungs-Be— 
rechtigungen (dev Grundbeſitzer oder jonftiger Abbauberechtigter) von ver- 
hältnigmäßig unbedeutendem Umfange nach Ermeffen des Oberbergamts 
außer Betradit. 

3. Etwaige von den Bergmwerkdeigenthümern geäußerte Wünfche find 
feitend der mit den Vorarbeiten betrauten Ingenieure entgegen zu nehmen. 

4. Die von dem Oberbergamte bezeichneten Bergwerkzeigenthümer 
bezw. Abbauberechtigten find zu den Tandespolizeilichen und eiſenbahn— 
technischen Prüfungen der Entwürfe vorzuladen, welche die dazu berufenen 
Behörden der allgemeinen Berwaltung in Gemeinfchaft mit den K. Eifen- 
bahndireftionen bezw. dem K. Eijenbahnltommiffariate vorzunehmen Haben. 

Zu diefen Terminen find auch Kommifjarien der betreffenden Ober: 
bergämter zuzuziehen, welche die Wünfche und Einwendungen der erjchie= 
nenen Bergwerfzeigenthümer, jowie die in Betracht fommenden bergbaus 
lichen Fragen zu begutachten und das Intereſſe der nicht vorgeladenen 
Abbauberechtigten (Nr. 2 Abſ. 2) wahrzunehmen, auch fich darüber zu 
äußern haben, ob den Anforderungen des $ 153 des Allg. Berggejehes vom 
24. Juni 1865 genügt fei. 

5. Die bei diefer örtlichen Prüfung aufgenommenen Verhandlungen, 
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von welchen die betheiligten Behörden Abjchrift zur Erklärung erhalten, 
find mit den auf diefelben erfolgten Yeußerungen von der zuftändigen Re— 
gierung bei den Anträgen auf endgültige Feltftellung der Bahnlinien mir 
mit vorzulegen. 


Zu 8 154. 

1. Der Schadenserfag, von welchem $ 154 handelt, fteht dem 
„Bergbautreibenden“ zu, $153 Bem. 3; jedoch muß die Berechtigung zu 
dem Bergwerf3betriebe älter fein, als die Genehmigung der in Trage 
jtehenden öffentlichen Verkehrsanſtalt. Der Regierungsentwurf ($ 154) 
wollte auch dem jünger berechtigten Bergbautreibenden dieſen Schadens- 
erfaganfpruch einräumen; Motive ©. 91. Gemeint ijt hier der berg: 
rechtliche Titel, auf welchem das Bergwerkseigenthum beruht, ſei es eine 
Verleihungs- oder linksrheiniſche Konzeſſionsurkunde, ein Bergbauprivi- 
fegium ꝛc., nicht aber der etwaige ciwilrechtliche Titel de8 gegenwärtigen 
Betreibers des Bergwerks, wie Kauf, Pachtung ꝛc. Im Uebrigen findet 
$ 154 auf alle älter berechtigten Bergiverfe, namentlich) auch auf die— 
jenigen Anwendung, deren Berechtigung auf dem früheren Rechte be- 
ruht, $ 153 Bem. 2, unbejchadet des Vorbehalt im $ 155. 

2. Die Anwendbarkeit des 8 154 und ebenjo des $ 155 erſtreckt fich 
auch auf jolche öffentliche Verfehrsanftalten, welche bereit3 vor dem In— 
frafttreten des Bergg. genehmigt bezw. ausgeführt waren. Urth. des 
Stadtg. Breslau dv. 30. Nov. 1868, des dortigen Appell.-Ger. v. 26. Mai 
1869, 3. Bd. 11 ©. 313 ; des Obertr. (fünfter Senat) v. 10. Dez. 1878, 3. 
Bd. 20 ©. 529. Der dritte Senat des Obertr. hatte in dem Urtheil 
v. 6. Dez. 1869, 3. Bd. 11 ©. 319, Striethorit Bd. 77 ©. 94, den 
entgegengejegten Grundjaß angenommen, daß nämlich das Verhältniß 
des Bergbaues zu den vor jenem Zeitpunfte genehmigten Eijenbahnen ꝛc. 
fediglich nad) den früheren Gejegen zu beurtheilen fei, weil den Bor: 
Ichriften des Bergg. rüchwirkende Kraft nicht beigelegt werden fünne. 
Dieſer Auffaffung jtand jedoch entgegen, daß das hier in Betracht kom— 
mende Rechtöverhältnig zwijchen dem Bergbautreibenden und dem Unter: 
nehmer der Eifenbahn ꝛc. nicht Schon durch die Anlage der leßteren in- 
nerhalb des Feldes eines Bergwerks, jondern erft durch die Ausführung 
von Schugmaßregeln in dem Bergwerfe begründet wird, und daß es 
daher nur darauf ankommt, daß die zum Schadenserjage verpflichtende 
Herjtellung, Bejeitigung oder Veränderung bergbaulicher Anlagen unter 
der Herrichaft des Bergg. erfolgt it. Brafjert, 3. 3b. 11 ©. 322; 
Kloftermann, Anm. 349. 

3. Während nach der berrjchenden Anficht das frühere Necht 
dem Bergbautreibenden feinerlei Entſchädigungsanſpruch zugeitand, mochte 
er zum Schuße einer öffentlichen VBerfehrsanftalt in der Gewinnung 
des den Gegenjtand feiner Berechtigung bildenden Minerals bejchränft 
oder zu gewiffen Arbeiten und Einrichtungen bei dem Bergwerksbetriebe 
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genöthigt worden fein, fichert $ 154 Abj. 1 demjelben Schadloshaltung 
für gewiſſe ihm auferlegte Veränderungen in feinem Betriebe zu, fer es 
unterirdiicher oder Tagbau-Betrieb. Diejer bejondere Entjchädigungs- 
anſpruch ift aber jcharf begrenzt und wefentlich eingejchränft. Er erſtreckt 
fich namentlich nicht auf den entgangenen Gewinn, mithin auch nicht 
auf den Gewinn, welcher dem Bergbautreibenden vorübergehend vder 
dauernd Dadurch entgeht, daß er genöthigt ift, zum Schube einer öffent: 
lichen Verfehrsanftalt Sicherheitspfeiler ftehen zu Laffen. 

Ferner jeßt diefer Entichädigungsanfpruch voraus, daß die Noth— 
wendigfeit, neue Anlagen in dem Bergwerfe herzuftellen oder bereits in 
dem Bergwerfe vorhandene Anlagen zu bejeitigen oder zu verändern, ledig— 
lich in dem der öffentlichen Verfehrsanftalt gebührenden Schuße gegen 
Gefährdung durch den Bergbau ihren Grund hat. Dagegen bejteht 
eine Verbindlichkeit zum Schadenserjage für den Unternehmer der öffent: 
lichen Berfehrsanftalt nicht, wenn folche Neuanlagen oder Veränderungen 
in dem Bergwerfe im eigenen Intereffe des Bergbautreibenden zu dem 
Bwede vorgenommen werden, um den Bergwerfsbetrieb neben dem Be— 
jtehen der Verfehrsanitalt fortjeken zu können. Dieſe einfchränfende 
Auffafiung der Entſchädigungspflicht rechtfertigt fich durch den Wortlaut 
wie durch die Entjtehungsgejchichte des S 154. Vergl. das die Frage 
eingehend prüfende Urt. des Neichsg. v. 9. Juli 1881, 3. Bd. 23 ©. 391, 
Entich. Bd. 5 ©. 266 (identisch mit dem v. 22. Juni 1881, dem Tage 
der mimdlichen Berhandlung, datirten Urtheil 3. Bd. 24 ©. 111); ferner 
die in Ben. 2 angeführten Urtheile, auch Urth. des Oberappell.-Ger. Mün— 
chen v. 25. Febr. 1878, 3. Bd. 20 ©. 100; Rekursbeſch. dv. 3. Dez. 1874, 
3.80.16 ©. 252; Brafjert, 3.8d. 11 ©. 322; Oppenhoff Wr. 880; 
Klojtermann Anm. 348. 

Nach vorjtehenden Grundjägen hat der Bergbautreibende von dem 
Unternehmer einer öffentlichen Berfehrsanftalt feine Entjchädigung für 
Bergeverjab, Mauerung 2c. zu beanspruchen, welche zu dem Zwecke aus- 
geführt werden, um einen Sicherheitspfeiler, welcher zum Schuße der 
Berfehrsanftalt hat jtehen bleiben müfjen, mit bergpolizeilicher Erlaub— 
niß theilweile (schachbrettartig) abzubauen. 

Die Bergbehörde iſt zwar unftreitig befugt, unter oder neben einer 
öffentlichen Verkehrsanſtalt Grubenbetrieb zu gejtatten und namentlich 
auch die Durchörterung oder den Abbau eines dort bereits vorhandenen 
Sicherheitöpfeilers zuzulafjen, wenn zugleich die zur Verhütung von Be— 
Ichädigungen der Verfehrsanitalt nothiwendigen polizeilichen Anordnun- 
.gen getroffen werden. Damit jedoch die Bergbehörde in den Stand ge: 
jeßt wird, bei jolchen Mafregeln, dev Abjicht des Gejehes entiprechend, 
die beiderjeitigen Intereffen gegeneinander abzwvägen und eine billige 
Bermittelung derjelben herbeizuführen, verpflichtet der Min.Erlaß v. 
24. Sept. 1867, 3. Bd. 8 ©. 425, die Bergbehörde, bevor fie über 
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Mafregeln zum Schuße von Eifenbahnen, Kanälen ꝛc. auf Grund der 
88 67 u. 68 oder des 8 198 des Bergg. enticheidet, nicht nur die be— 
theiligten Bergwerföbefiter, ſondern auch die Vertreter der Verkehrsan— 
ftalten zur Sache zu hören. Vergl. auch 8 196 Ben. 15. 

4. Den Anspruch auf Schadenserjat kann der Bergbautreibende 
geltend machen, ſobald er die zum Schuße der öffentlichen Verkehrsan— 
jtalt erforderlichen Anlagen in dem Bergwerke herftellt bezw. bejeitigt oder 
verändert. 

5. Nach Abi. 2 des 8 154 hat die Feſtſetzung der gemäß Ab}. 1 
zu leiftenden Entichädigung mangels gütlicher Einigung zunächſt auf 
dem Berwaltungswege durch einen Beichluß des Dberbergamts zu er: 
folgen, und zwar ohne Mitwirkung einer anderen Behörde, da es fi) 
hierbei fediglich um Beurtheilung bergbaulicher Verhältniffe handelt. Die 
oberbergamtlich feſtgeſetzte Entſchädigung kann auf dem Rechtswege an- 
gefochten werden, der Beichluß ift jedoch vorläufig vollitredbar, weil es 
in der Billigkeit liegt, daß der Bergbautreibende auf jeinen Antrag die 
Entichädigungsfumme erhält, fobald er jeinerfeits leistet. Vergl. Mo- 
tive ©. 92. Gegen den Beichluß des Oberbergamts iſt der Rekurs zu: 
läffig ($ 191), und die Einlegung deffelben hat zur Folge, daß die 
Vollſtreckung des Beichluffes bis zu der Rekursentſcheidung ausgeſetzt 
bleiben muß; die vorläufige Vollftredbarkeit, von welcher im Abſ. 2 die 
Nede iſt, bezieht ſich nur auf den Fall, daß der Nechtsweg bejchritten 
wird. Oppenhoff Nr. 886. 

6. Nach dem Nefursbeich. v. 22. Aug. 1867, 3. Bd. 11 ©. 314, 
hat dag Dberbergamt fich der Feititellung der Entichädigung ($ 154 
Abi. 2) nur dann zu unterziehen, wenn lediglich die Höhe der letzteren 
in Frage Steht, nicht aber auch in dem Falle, daß die Betheiligten über 
die Verbindlichkeit zum Schadenserfage ftreiten. Indeß ſpricht ſowohl 
der Wortlaut und Zweck jener VBorjchrift, als auch der Umstand, daß 
e3 fich hier um Beurtheilung wejentlich bergtechnijcher Berhältnifje han- 
delt, für die erweiterte Zuftändigfeit des Oberbergamts, im Streitfalle 
auch über die Vorfrage, die Verbindlichkeit zum Schadenserjaße, zu ent 
ſcheiden. Brafjert, 3. Bd. 11 ©. 331; Kloſtermann Anm. 348 u. 
3. Bd. 13 ©. 354 Anm. 1. Anders Arndt ©. 164. 


3u 8 155. 

In Uebereinftimmung mit der herrjchenden Anficht (S. 419) bejtand 
bei Berathung des Bergg. auch unter den Faktoren der Gejeßgebung 
Einverjtändniß darüber, daß dem Unternehmer einer öffentlichen Ver: 
fehrsanjtalt nach dem bis dahin geltenden Nechte nicht die Verpflichtung 
obliege, den Bergbautreibenden für Beichränfungen feines Ausbeutungs: 
rechts, welche ihm zum Schuge der Verkehrsanſtalt auferlegt werden, 
insbejondere auch für dag Stehenlaffen von Sicherheitspfeilern zu ent: 
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jchädigen. Komm.-Bericht d. H. ©. 59, 61, d. A. ©. 86. Troß diejer 
Nechtsüberzeugung und obwohl aus Billigkeitsrücjichten den Bergbau— 
treibenden allgemein wenigjtens ein bejchränfter Entichädigungsanjpruch 
($ 154) zugejtanden wurde, jollte doch grundjäglich vermieden werden, 
denjenigen Befitern der vor dem Bergg. verliehenen Bergwerfe, welche 
auf Grund der früheren Gejeße noch weiter gehende Entichädigungsan- 
fprüche glaubten geltend machen zu können, dieje vermeintlichen Anfprüche 
durch das Bergg. zu entziehen. Dies ift der Zwed der auf Vorjchlag 
der Herrenhaus-Komm. vorjorglich aufgenommenen Zujagbejtimmung des 
$ 155, welche freilich die Streitfrage (S. 419) nicht aus der Welt ge: 
Ihafft, im Uebrigen aber bisher feine praktische Tragweite erlangt Hat 
und vorausjichtlich auch nicht mehr erlangen wird, nachdem das Neichs- 
gericht der Herrichenden Auffaffung ebenfalls beigetreten tft. 

Berneint haben den Entichädigungsanipruch des Bergbautrei- 
benden nach älterem Recht theils für das landrechtliche, theils für das 
gemeinrechtliche Gebiet: Urth. de Appell.-Ger. Hamm v. 10. Dft. 1861, 
3. Bd. 3 ©. 102; des Obertr. v. 28. März 1862, 3. Bd. 3 ©. 359, 
Entjch. Bd. 48 ©. 368; des Obertr. v. 20. März 1863, 3. Bd. 4 
©. 245; Striethorjt Bd. 49 ©. 121; des Juftizjenats v. 2. Nov. 1864, 
3. Bd. 6 ©. 474; des Dbertr. v. 16. Mai 1865, 3. Bd. 6 ©. 477, 
Striethorit Bd. 59 ©. 153; des Obertr. v. 24. Febr. 1868, 3. Bd. 10 
©. 271, Striethorit Bd.71 ©.74; des Appell.-Ger. Breslau v. 26. Mai 
1869, 3. Bd. 11 ©. 315; des DObertr. v. 6. Dez. 1869, 3. Bd. 11 
©. 319, Striethorft Bd..77 ©. 94; des Obertr. v. 10. Dez. 1878, 3. 
Bd. 20 ©. 529; des Neichsg. v. 9. Juli 1881, 3. Bd. 23 ©. 391 
(identisch mit dem v. 22. Juni daticten Urth. 3. Bd. 24 ©. 111); ferner 
Ebmeier, 3. Bd. 2 ©. 68; Achenbach, 3. Bd. 4 ©. 335, Franz. 
Bergrecht ©. 292 (auch nad) rhein. Necht bejtand der Entjchädigungs- 
anjpruch nicht); Brajjert, 3. Bd.5 ©.397; Kloftermann Anm. 343 
u. 3. Bd. 3 ©. 108, Bd. 13 ©. 345; Dppenhoff Nr. 888; Arndt 
©. 164; Dernburg, Preuß. Privatreht Bd. I ©. 612 Arm. 20. 


Schster Titel. 
Don der Aufhebung des Bergwerkseigenthums. 


1. Die Aufhebung des Bergwerfseigenthums kann unfreiwillig 
durch Entziehung dejjelben oder freiwillig durch Verzicht, und letzterer 
wiederum in Bezug auf das ganze Bergwerk oder auf einzelne Feldes: 
theile eine Bergwerfs erfolgen. Der jechste Titel behandelt die Vor- 
ausjehungen, das Verfahren und die Rechtswirkungen bei der Aufhebung 
des Bergwerkseigenthums, und zwar in den 88 156 bis 160 für den 
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eriteren, in den 88 161 u. 162 für den zweiten Fall, während die 88 163 
u. 164 beide Fälle betreffen. 

Wenn von den Reformen des Berggeſetzes gejagt worden tft, der 
Schwerpunkt derjelben beruhe zum nicht geringen Theil in Demjenigen, 
was das Gejeh nicht enthält, vielmehr durch Aufhebung des älteren 
Rechts ($ 244) einfach bejeitigt hat, jo gilt dies namentlich auch von 
der Aufhebung des Bergwerkseigenthums. Hier waren die rechtlichen 
Hinderniffe, welche bis dahin den für den wirthichaftlichen Aufſchwung 
des Bergbaues unentbehrlichen Realkredit jchädigten, gründlich zu beſei— 
tigen. Trat doch in den rechtsrh. Yandestheilen der unfreiwillige Verluft 
des Bergwerkseigenthums theils nach einzelnen Bergordnungen, theils 
nad) dem Allg. Landrecht in nicht weniger als neun Fällen ein, nämlich: 
wegen Nichtbetriebes, Nichtzahlung des Rezeßgeldes, Nichtzahlung der 
Zubuße, Verweigerung des Vermeſſens, jcheinweifer oder betrüglicher 
Zujchreibung von Bergwerfsantheilen, wegen Raubbaues, Beichädigung 
fremder Grubengebäude, betrüglicher Bejeitigung von Lochiteinen und Erb- 
Itufen 2c., wegen Eingehung gejeßwidriger Pachtverträge über Bergwerfe. 
Dazu kommen noch die befonderen Aufhebungsarten des Erbjtollenrecht3, 
namentlich die Enterbung ($ 223 Abj. 2). 

In diefem mit Hülfe des Bergregal® allmählich ausgebildeten 
Rechtszuſtande Hatten die berechtigten Klagen über Unficherheit und un— 
genügenden Stredit des Bergwerkseigenthums hauptjächlich ihren Grund. 
Die älteren Grundjäge über den Verluft des Bergwerfseigentdums muß: 
ten deshalb derjenigen wirthichaftlichen und rechtlichen Auffaffung Plab 
machen, welche das Bergwerkseigenthum nicht weiter bejchränft wiffen 
will, als im überwiegenden öffentlichen Intereſſe geboten iſt. 

Auch für die linksrh. Landestheile lag das Reformbedürfnig vor, 
weil das Bergg. von 1810 (Art. 49) in der entgegengejegten Richtung 
jelbft für den Fall, daß ein Bergwerk dem öffentlichen Intereffe zuwider 
unbenußt bleibt, Fein ausreichendes Mittel zur Entziehung des Berg- 
werfseigenthums darbot, und dieſe Lücke nicht wie in Frankreich durch 
das Gele dv. 27. April 1838 (Achenbach, Franz. Bergrecht ©. 368) 
ausgefüllt war. 

Bon dem Grundjaße der Ummwiderruflichkeit des Bergwerkseigen— 
thums macht das Bergg. eine Ausnahme nur in dem einzigen alle, 
wenn dem Nichtbetriebe eines Bergwerks überwiegende Gründe des 
öffentlichen Intereſſes entgegenftehen und der Bergwerkseigenthiimer 
die mit Rückſicht hierauf an ihn ergangene Aufforderung, Betrieb zu 
führen ($ 65), gleichwohl nicht befolgt. Dieſe Verlegung des öffent- 
lichen Intereſſes muß aber durch Entzichung des Bergwerkzeigenthums 
bejeitigt werden können, weil jonft, dem Weſen und Zwecke der Bergbau: 
freiheit zuwider, dag Gemeinmwohl in Bezug auf die Benutzung der uns 
terirdiichen Mineraljchäge gejchädigt ftatt gefördert würde (©. 215). 
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An die Stelle des früheren formlojen und über den Zwed hinaus— 
gehenden Verwaltungsverfahrens behufs Entziehung des Bergwerfseigen: 
thums mußte ferner ein Verfahren treten, welches dem Bergwerkseigen— 
thümer und den Realberechtigten ausreichenden Rechtsſchutz gewährt und 
nicht über den Zwed der Mafregel hinausgeht. Mit Rückſicht hierauf 
ift das Verfahren jo geordnet, daß der Bergwerkseigenthümer gegen den 
die Eigenthumsentziehung einleitenden Beichluß des Oberbergamts den 
ordentlichen Richter anrufen kann; daß ferner Die Hypothefengläubiger zc. 
ſowie der Bergwerfgeigenthümer jelbjt den Verkauf des Bergwerks im 
Wege der Zwangsverjteigerung beantragen können; daß endlich die Auf- 
hebung des Bergwerkseigenthums erft, wenn die Zmwangsverjteigerung 
nicht beantragt oder ohne Erfolg geblieben it, ausgejprochen wird, wo- 
mit alsdann alle Anſprüche auf das Bergwerf erlöjchen. Motive ©. 92 
bis 94. 

Es iſt als ein auf den verjtärkten Schuß des Bergwerkseigenthums 
berechnetes ungewöhnliches Zugejtändniß an den Bergwerkseigenthimer 
zu betrachten, daß derjelbe jogar gegen die Behörde, welche die Einlei- 
tung des Entziehungsverfahrens bejchlofjen hat, auf Aufhebung des 
Beichluffes gerichtlich Hagen fan. Die Umjtändlichkeit des Verfahrens 
ſelbſt ift im diefem Falle nicht al3 ein Mangel anzufehen und um fo 
weniger bedenflich, als dajjelbe nur äußerſt jelten zur Anwendung fom- 
men wird; denn die nothwendige Vorausjegung, Schädigung übertvie- 
gender Öffentlicher Intereffen, wird bei dem heutigen Entwidelungsitande 
des Vergbaues nicht leicht vorhanden fein. Die neuerlich wohl geäußerte 
Anficht, daß die Entziehung unbenußten Bergwerkseigenthums wieder zu 
erleichtern fein möchte, um der Unternehmungsluft das Feld zu öffnen, 
beruht auf Verkennung der maßgebenden Verhältniſſe und Bedürfniſſe; 
vergl. $ 65 Bem. 1 ©. 216. 

Auf den ſächſ. Kohlenbergbau findet der jechste Titel feine Anwen— 
dung; Gef. v. 22. Febr. 1869 8 9. 

2. Mit einzelnen, die leitenden Grundſätze nicht berührenden Ab- 
weichungen find die Vorjchriften dieſes Titels auch in die dem preuf. 
folgenden Berggejeße übergegangen; nur läßt das bayer. Bergg. nicht 
den Rechtsweg gegen den das Entziehungsverfahren einleitenden Beſchluß 
der Vergbehörde zu (vergl. auch Urth. des Dberappell..Ger. München 
v. 28. März 1874, 8. Bd. 16 ©. 224). 

Das k. ſächſ. Bergg. kennt ebenfalls das Erlöfchen des Bergbau- 
rechts durch freiwillige Aufgeben ($ 168) und durch Entziehung ($ 68). 
In beiden Fällen findet auf Antrag die gerichtliche Zwangsverfteigerung 
ftatt, und erst, wenn ein jolcher Antrag nicht geitellt oder bei der Ver- 
jteigerung fein Gebot erlangt it, erlischt das Bergbaurecht; 88 169, 
169a bis e, 170, 171 (in der Faſſung des Gel. v. 18. März 1887 
Art. I, 3. Bd. 28 ©. 317); vergl. auch SS 52 u. 52a daf. Die Ent- 
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ziehung des Bergbaurechts findet indeß nur auf den Erzbergbau (Negal- 
bergbau), nicht auf den dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers 
unterliegenden Kohlenbergbau Anwendung, und dient als Zwangsmittel 
zur Durchführung der im Abjchnitt V Kap. I des Bergg. „Bon dem 
Betriebe” enthaltenen Gebote und Verbote und der darauf bezüglichen 
Anordnungen de3 Bergamts. — Aehnliche Vorjchriften enthalten Die 
Bergg. für das Großh. Sachjen und für Schwarzb.-Sondershaufen. 

Auch das djterr. Bergg. unterjcheidet die beiden Fälle des Erlö— 
ichens von Bergbauberechtigungen: freiwillige Auflaffung (Heimjagung) 
und Entziehung durch die Bergbehörde (88 251 bis 267). Letztere kann 
erfolgen als Strafe der Berabjäumung von Sicherheitsvorfehrungen 
($ 240) und der Unterlaffung des gehörigen Betriebes ($ 243); ſie 
findet aber gewöhnlich erjt als dritter Strafgrad nach vorgängiger zwei— 
maliger Verhängung von Gelditrafen jtatt. Das Verfahren beiteht in 
beiden Fällen der Negel nach zunächſt in der gerichtlichen Schätzung 
und SFeilbietung des Bergwerkseigenthums zum Zwede der Veräußerung 
defjelben, und erſt, wenn die öffentliche Feilbietung ohne Erfolg geblie- 
ben ift, wird die Bergbauberechtigung von der Bergbehörde für erlojchen 
erklärt. 

Gegenüber dem älteren deutjchen Bergrechte ift demnach der neueren 
Berggejeggebung gemeinjam: die Beichränfung der Entziehung des Berg- 
werfseigenthums auf einen bezw. einige Fälle, in welchen das öffentliche 
Intereffe in Frage kommt, die Einführung feſter Formen für dag Ent- 
ziehungsverfahren und als erjtes Ausfunftsmittel in der Regel der 
öffentliche Berfauf des Bergwerks. 

3. Wie dem auf $ 65 des Bergg. beruhenden bedingten Betriebs— 
Zange auch die jchon vor dem Bergg. vorhandenen Bergwerfe unter: 
liegen, jo findet dem entjprechend der jechste Titel auch auf dieje älteren 
Bergwerke in der Art Anwendung, daß für fie die früheren bergrechtlichen 
BVBorjchriften über die Aufhebung des Bergwerfzeigenthums wicht mehr 
gelten. Vergl. Beichluß des bayer. Bergamts Zweibrüden v. 14. Juni 
1875, Rekursbeſch. des Oberb. München v. 14. Mat 1875, 3. Bd. 16 
©. 529, Bd. 17 ©. 534. 

4. Da der jechste Titel die Fälle der bergrechtlichen Aufhebung 
des Bergwerkseigenthums erichöpft, jo kann daffelbe von der Bergbehörde 
außerdem nur noch auf Grund rechtskräftigen richterlichen Urtheils auf- 
gehoben werden; $ 50 Bem. 3 ©. 157. 


Zu 8 156. 


1. Die Einleitung des Entzichungsverfahrens ift dem „Oberberg- 
amt” übertragen, weil leßteres nicht allein die verleihende Behörde ift, 
jondern auch nach $ 65 die Aufforderung zur Inbetriebjegung des Berg» 
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werf3 zu erlaffen und darüber zu wachen hat, daß diefer Aufforderung 
Folge geleiftet wird. Motive ©. 94. 

Das Verfahren kann von Amtswegen oder auf Antrag eingeleitet 
werden; ein Anjpruch hierauf jteht indeß Dritten nicht zu, vielmehr 
unterliegt e8 dem freien Ermejjen des Oberbergamts, ob es gemäß $ 65 
die Aufforderung zum Betriebe erlaſſen und ob es, wenn dies gejchehen, 
das gleichzeitig angedrohte Entziehungsverfahren einleiten will; es hängt 
dies von der Würdigung aller Umftände und der inzwifchen etwa vers 
änderten Sachlage ab. 

2. Um dem Entziehungsverfahren bei der Wichtigfeit defjelben 
für den Bergwerfseigenthümer und etwaige Nealgläubiger eine fefte 
formelle Grundlage zu geben, bedarf es zur Einleitung des Verfahrens 
eines fürmlichen Bejchluffes des Oberbergamts, gegen welchen nach $ 191 
der Rekurs und außerdem nad) $ 157 der Rechtsweg zuläffig iſt. 


3u $& 157. 


1. Das im $ 157 dem Bergwerfseigenthümer eingeräumte ſingu— 
färe Klagerecht hat inhaltlich die Bedeutung, daß Einwendungen privat- 
rechtlicher Natur gegen den die Einleitung des Entziehungsverfahrens 
ausfprechenden Beſchluß ($ 156) erhoben und z.B. auf die Behauptung 
geftügt werden fünnen, daß der Beichluß nicht gegen die richtige Perſon 
ergangen, der Betrieb wirklich eröffnet ſei c. Dagegen kann die Klage 
fich nicht darauf gründen, daß die nad) $ 65 ergangene „Aufforderung“ 
zum Betriebe des Bergwerks nicht gerechtfertigt gewejen jei; denn dar— 
über, ob der Unterlaffung des Betriebes überwiegende Gründe des öffent- 
lichen Intereſſes entgegenstehen, Hat lediglich die Bergbehörde und nicht 
der Nichter zu entjcheiden. Motive ©. 94. Hiermit erledigen ſich auch 
die von Wachler, 3. Bd. 10 ©. 25, erhobenen Bedenken gegen diejes 
als verſtärkte Schugmaßregel (S. 430) zu betrachtende Klagerecht des 
Bergwerkseigenthümers. In den Bergg. für Braunfchweig $ 160 und 
Anhalt 8 146 ift jene Unterfcheidung ausdrüdlich hervorgehoben. 

2. Zur Erhebung der Klage aus $ 157 iſt nur der „Bergwerks— 
eigenthümer” befugt. ealberechtigte können ihre durch das Verfahren 
berührten Rechte und Intereffen nur auf dem im $ 159 bezeichneten Wege 
wahrnehmen. 


Zu $ 158. 

Hat der Bergwerkseigenthümer von dem Klagerechte ($ 157) feinen 
Gebrauch gemacht oder feinen günftigen Erfolg hiermit erzielt, fo leitet 
der $ 158 das zum Schuße der Realberechtigten (unter andern auch der 
Bergleute wegen ihrer bevorrechteten Lohnforderungen, vergl. $ 249) 
dienende weitere Berfahren durch die angeordneten Bekanntmachungen 
ein. Der oberbergamtliche Beſchluß muß hiernach in allen Fällen, auch 
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wenn Nealberechtigte nicht befannt find, durch das Regierungsamtsblatt 
veröffentlicht und außerdem den aus dem Grundbuche (Berggegenbuche) 
oder den rhein. Hypothekenregiſtern erfichtlichen Gläubiger 2c. zugeftellt 
werden. Die hierzu erforderliche Auskunft aus den öffentlichen Büchern ift 
dem DOberbergamte von den zuftändigen Gerichtsbehörden zu ertheilen. 


Zu 8 159. 


1. Die Zwangsverjteigerung findet nur auf Antrag, niemals von 
Amtswegen jtatt, was den Bortheil gewährt, daß, wenn dieſelbe wegen 
Werthlofigkeit de3 Gegenjtandes feinen Erfolg verjpricht, ein jolcher An- 
trag überhaupt nicht zu erwarten iſt und daher ohne Weiteres mit der 
Aufhebung des Bergwerkseigenthums nach $ 160 vorgegangen werden 
fann. Berechtigt zu dem Antrage ijt jeder Hhypothefengläubiger oder 
jonjtige Realberechtigte und jeder privilegirte Gläubiger des rhein. Rechts, 
um jeine Befriedigung aus dem Kaufgelde möglichit zu erlangen. Auch 
der jeitherige Eigenthümer des Bergwerfs kann den Antrag auf Zwangs— 
verjteigerung jtellen, um die Aufhebung jeines Bergwerkseigenthums ab- 
zuwenden und das Kaufgeld für ich zu erlangen oder etwaige Gläubiger 
daraus befriedigen zu lajjen. In dem einen wie anderen Falle hat der 
Antragjteller die Koften der Zwangsverjteigerung zu tragen, jedoch jteht 
ihm im erjteren Falle der Anſpruch auf Eritattung aus dem Kauf— 
gelde zu. 

Dem jeitherigen Eigenthümer des Bergwerks ift im $ 159 nicht 
verboten, bei der Zwangsverjteigerung als Bieter aufzutreten. Oppen- 
hoff Nr. 907 erhebt gegen feine Zulajjung Bedenken; nad) Art. 161 
des bayer. Bergg. darf derjelbe in feinem Falle mitjteigern. 

Gläubiger, welche von dem durch $ 159 gewährten Rechte feinen 
Gebrauch machen, verlieren, falls demnächit die Aufhebung des Berg— 
werfgeigentHums ausgejprochen wird, ihren Realanipruch auf das Berg- 
wert ($ 160). Dies jchliegt jedoch nicht aus, daß auch dieſe Gläubi- 
ger, wenn auf anderjeitigen Antrag die Zwangsverjteigerung erfolgt, bei 
der Belegung und Vertheilung des Kaufgeldes nach dem Range ihrer 
Forderungen berücjichtigt werben. 

2. Das Verfahren bei der Zwangsverſteigerung richtet fich im 
Geltungsbereiche des Geſetzes vom 13. Juli 1883 nach diefem, vergl. 
©. 176 bi 182, und in den übrigen Landestheilen nach den älteren 
landesgejeglichen Borjchriften, vergl. ©. 182. 


Zu $ 160. 


1. Es ijt nicht Sache des Oberbergamts, von Amtswegen zu er- 
mitteln, ob eine Zwangsverſteigerung auf rechtzeitigen Antrag ($ 159) 
von dem zuftändigen Richter eingeleitet worden ift, vielmehr Tiegt diejer 
Nachweis Demjenigen ob, welcher den Antrag gejtellt Hat. Wird der 
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Nachweis bei Ablauf der dreimonatlichen Frift (vergl. 8 242) nicht er- 
bracht, jo hat das Oberbergamt den die Aufhebung des Bergwerfseigen- 
thums ausjprechenden Beſchluß ohne Weiteres zu erlaſſen. Bergl. 3. 
Bd. 8 ©. 551; $ 32 Bem. 2 ©. 139. 

2. Gegen diefen Beichluß it der Rekurs ($ 191), nicht aber, wie 
Dppenhoff Nr. 909 nad) Analogie des $ 157 annimmt, der Rechts- 
weg zuläjlig. 

3. Die Aufhebung des Bergwerkzeigenthums durch den Beichluß 
des Oberbergamts hat die rechtliche Bedeutung, daß alle Rechte aus der 
Verleihung erlöfchen, das Bergwerk in's Freie fällt und das Mineral: 
vorkommen nach 88 14 bezw. 16 aufs Neue gemuthet werden fan. 
Iſt das Bergwerk im Grundbuche (Berggegenbuche) eingetragen, jo wird 
dafjelbe auf Veranlafjung des Oberbergamts, unter Mittheilung des 
Aufhebungsbeichlufjes, mit allen darauf eingetragenen Forderungen und 
Nealrechten gelöjcht. Im Uebrigen erlöjchen nur die Realanjprüche auf 
das Bergwerk, während die perjönlichen Anfprüche der Gläubiger gegen 
den feitherigen Eigenthümer dejjelben von der Aufhebung des Bergwerks— 
eigentgums unberührt bleiben. 

4. Ueber die Zubehörungen des Bergwerk kann der jeitherige 
Eigenthümer bei Aufhebung des Bergwerkzeigenthums verfügen, ſoweit 
er hierin nicht durch die Vorjchrift des $ 163 bejchränkt it. Dagegen 
ift derjelbe im Falle der Zwangsverjteigerung nicht befugt, die Zube- 
börungen diefem Verfahren eigenmächtig zum Nachtheile der Realberech— 
tigten zu entziehen. 

3u & 161. 


1. Für den freiwilligen Verzicht auf Bergwerfseigenthum find 
beſondere bergrechtliche Vorjchriften nothivendig, weil hierbei auf das 
öffentliche, namentlich bergpolizeiliche Interefje und auf den Schub der 
Nealberechtigten Rücficht genommen werden muß. Motive ©. 95. 8 161 
trifft diefe Vorjchriften; neben denjelben kann die mit anderen Rechts— 
wirfungen verfnüpfte civilrechtliche Dereliction feine Anwendung finden. 
Dppenhoff tt. 914. Anders Klojtermann Anm. 360, Arndt ©. 166. 

2. Eine öffentliche Urkunde über die VBerzichtleiftungserklärung ift 
nicht erforderlich; es genügt jede jchriftliche glaubhafte Erklärung. Bei 
der Gewerfichaft bedarf es zu leßterer der „Einjtimmigfeit“ ($ 114 Ab}. 2). 

3. Abgejehen davon, daß der verzichtleistende Bergwerfzeigenthümer 
jeinerjeit3 nicht auf Zwangsverſteigerung antragen kann, it da8 Vers 
fahren bei dem freiwilligen Verzichte dafjelbe, welches nach 88 158, 
159 u. 160 bei der Entziehung des Bergwerfseigenthums eintritt. Hier: 
aus folgt u. a., daß troß des freiwilligen Verzichtes die Aufhebung des 
Bergwerkseigenthums doch erjt durch den nachfolgenden Beichluß des 
Oberbergamts bewirkt wird und auch erjt hiermit alle Anjprüche Dritter 
auf das Bergwerk erlöjchen. 
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3u 8 162. 

1. Im $ 162 ijt die rechtliche Zuläffigkeit des freiwilligen Ver— 
zichte8 auf das Bergwerkseigenthum Hinfichtlih nur einzelner Theile 
eines Grubenfeldes grundjäglich anerkannt, jedoch die Aufhebung jelbjt 
von der Erfüllung derjelben Formen, welche bei dem VBerzichte auf das 
ganze Bergwerk nothwendig find, und zwar aus den nämlichen Grün- 
den wie dort abhängig gemacht. Es findet deshalb auch hier das Ver— 
fahren nach den im $ 161 angezogenen 88 158, 159, 160 Anwendung; 
vergl. $ 161 Bem. 1 bis 3. 

2. Die nur einzelne FFeldestheile betreffende Aufhebung des Berg: 
werfgeigenthums kann unter Umſtänden verfagt und jomit der freiwillige 
Verzicht wirkungslos gemacht werden. Im diefer Beziehung ift in den 
Min.-Erlafjen v. 6. März 1873 u. 5. Jan. 1875, 3. Bd. 17 ©. 296, 
297, u. den Rekursbeſch. v. 22. Juli 1875 u. 20. Sept. 1881, 8. Bd. 16 
©. 526, Bd. 23 ©. 128, der Grundjaß feitgejtellt, daß bei der Ver— 
zichtleiftung auf einen den Fundpunkt eines verliehenen Bergwerks 
einjchließenden Feldestheil die Einleitung des in 88 158 ff. vorgefchrie- 
benen Verfahrens abzulehnen ift, wenn klar erhellt, daß der freizuge- 
bende Fundpunft zur alsbaldigen Einlegung einer neuen Muthung benußt 
werden fol. Der Rekursbeſch. v. 24. Jan. 1877, 8. Bd. 18 ©. 141, 
dehnt diefen Grundſatz auch auf den Fall aus, daß der betreffende Fel— 
destheil den Fundpunkt des Bergwerks nicht einjchließt, aber der Ber: 
zichtleiftung die ausgefprochene oder erkennbare Abficht zum Grunde liegt, 
die T5eldesfreiheit zur alabaldigen Einlegung einer neuen, dieſen Feldes— 
theil umfafjenden Muthung herbeizuführen. Vergl. Arndt ©. 166. 

In dem neueren Refursbeich. u. Min.-Erlafje v. 16. Dez. 1887, 
3. 3b. 29 ©. 267, iſt diefe „wohlbegründete" Praxis der Bergbehör- 
den, welche „zur Vermeidung einer Umgehung der gejeglichen Beſtim— 
mungen über die Marimalgröße der Bergwerfsfelder“ dient, für beide 
vorbezeichnete Fälle wiederum bejtätigt, jedoch gleichzeitig ausgeſprochen, 
daß bei der freiwilligen Verzichtleiftung auf Theile eine® Grubenfeldes 
die Einleitung des Verfahrens ($$ 158 ff.) nicht davon abhängig ge 
macht werden dürfe, daß „überwiegende Gründe des öffentlichen Inter: 
effes“ zu der Wiederheritellung der Bergbaufreiheit Anlaß geben. Die 
entgegenftehende, aber nicht zutreffende Anficht in jenem früheren Er- 
lafie v. 5. Ian. 1875 ijt demnach nicht weiter fejtgehalten. Kloſter— 
mann Anm. 360a u. 3. Bd. 24 ©. 333, beurtheilt die Fälle verſchie— 
den, je nachdem der Fundpunkt in dem aufzugebenden Feldestheile liegt 
oder nicht. 

3. Die Befugniß der Nealberechtigten, die Zwangsverfteigerung 
zu verlangen (8159), bezieht fich auch in dem Falle des $ 162 auf das 
ganze Bergwerk, nicht auf den einzelnen Tseldestheil. Kloftermann 
Anm. 362; Oppenhoff Nr. 920. 
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4. Weil die Beitimmung des $ 162 zu Mißbräuchen Anlaß ge- 
geben hat, iſt diefelbe in die Bergg. für Elſaß-Lothr, Württemberg und 
Heilen nicht aufgenommen worden und daher dort ein freiwilliger Ver: 
zicht auf einzelne Feldestheile unjtatthaft. Vergl. 3. Bd. 15 ©. 63, 
501; Bd. 17 ©. 245. 

Zu 8 163. 


Der Regel nad) find Zimmerung und Mauerung eines Gruben- 
gebäudes unentbehrlich, um leßteres vor dem Einjturze zu jchügen und 
für einen jpäteren Betrieb zugänglich zu erhalten ſowie gemeingefährliche 
Tagebrüche zu verhüten. Der bisherige Eigenthümer des Bergwerks 
darf daher bei Aufhebung jeines Bergwerkseigenthums durch Entziehung 
oder Berzicht die Zimmerung und Mauerung weder ganz noch theilweije 
wegnehmen, es jei denn, daß er die vorgängige polizeiliche Erlaubniß 
hierzu von dem Nevierbeamten ($ 189) erlangt hat. Uebertretungen 
unterliegen der Beitrafung nad $ 207. Ein Entſchädigungsanſpruch 
gegen den etwaigen Neumuther erwächjt aus der Zurücklaſſung jolcher 
Gegenjtände nicht. 

Zu $& 164. 


Diefe Borjchrift findet ihre Rechtfertigung darin, daß der Berg- 
werfzeigenthümer die Koften des Verfahrens der Bergbehörde entweder 
durch fein gejegwidriges Verhalten oder durch feinen freiwilligen Verzicht 
verurſacht. Motive ©. 96. Nach $ 194 fünnen diefe Koſten im Ber- 
waltung3-Zwangsverfahren beigetrieben werden. 


Siebenter Titel. 


Don den Knappſchaftsvereinen. 


1. Als bei Berathung des Gejeßes über die eingefchriebenen Hülfs- 
fafjen v. 7. April und der hiermit zufammenhängenden Novelle zum 
achten Titel der Gewerbeordnung v. 8. April 1876 im Neichstage von 
jozialdemofratifcher Seite der Antrag gejtellt war, die über die gewerb- 
lichen Hülfgkafjen neu zu erlaffenden Borjchriften auf fämmtliche Berge 
arbeiter auszudehnen und jonad) die bejtehenden Knappſchaftseinrichtun— 
gen als eine Tradition, vor welcher bisher die Reform ftehen geblieben 
jei, zu bejeitigen, befämpfte der damalige Minifter für Handel ıc. Dr. 
Achenbach diejen Antrag in der Sitzung v. 1. Febr. 1876 mit den 
ſchwer wiegenden Worten: „Es wirde dies nicht? Anderes fein, als 
Einrichtungen angreifen und lähmen, verfümmern und ihre weitere Blüthe 
verhindern, die auf diejem Gebiete das allein Bedeutende bei uns 
in Deutichland geleiftet haben... Die neuen Bejtrebungen, welche bei 
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uns zu Tage getreten find, jollen erſt in Zukunft diejenigen Erfolge 
zeigen, welche die Sinappichaftsvereine bereit3 erreicht haben... Es 
liegt hier ein theures Erbe unſerer Väter vor, was der Gegenwart 
zur weiteren Pflege überfommen ift.“ Stenogr. Berichte Bd. II ©. 1088, 
1089. Diejes Mahımvort hat die jeitdem thatkräftig fortgejchrittene 
jozialpolitiiche Geſetzgebung des Neiches nicht unbeachtet gelaffen; fie hat 
zwar auch das Knappſchaftsinſtitut in den Bereich ihrer Reformen hin— 
eingezogen, jedoch in Anerkennung feiner jegensreichen Wirkſamkeit den 
Fortbeſtand deffelben nicht in Frage geitellt. In der That handelt es 
Jich Hier um eine ehrwürdige Schöpfung des deutjchen Bergbaues, welche, 
mit ihren Anfängen tief in das Mittelalter zurücreichend, im fünfzehn- 
ten und jechszehnten Jahrhundert einen neuen, fräftigen Anſtoß erhielt. 
Ie deutlicher es hervortrat, daß die Zukunft des wieder aufblühenden 
Bergbaues mit der Arbeiterfrage eng verwachien war, um jo eifriger 
wurde jchon damals an der Löſung derjelben von Bergbautreibenden und 
GSejeßgebern gearbeitet. Eine finnige Eigenthümlichfeit des deutjchen 
Bergbaues, entitand das Knappichaftsinftitut unter dem Eindrude der 
den Bergmann jtet3 umgebenden Gefahren und der vielen Opfer an 
Menschenleben, welche der Bergbau unerbittlich fordert; es galt, dei be— 
ichädigten, erkrankten und mvaliden Bergleuten und ihren Hinterbliebenen 
die Segnungen eines geordneten Unterjtügungsweiens zu gewähren. So 
geitalteten die Sinappjchaftsvereine ſich ſchon früh zu einer jozialen Ein- 
richtung, welche auf gemeinjamer Thätigfeit der Arbeitgeber und Arbeit: 
nehmer beruhte und diejen fruchtbaren Gedanken im Laufe der Zeit im- 
mer mehr entwidelt hat. WBornehmlich waren es die von Friedrich dem 
Großen gejchaffenen verbefferten Grundlagen für das Knappſchaftsweſen, 
auf welchen feitdem mit zunehmendem Erfolge weiter fortgebaut wor- 
den ift. 

Einen bejonders wichtigen Abſchnitt in diefer Entwidelung bezeichnet 
das Knappſchaftsgeſetz v. 10. April 1854 (©. ©. ©. 139). Durd) das— 
jelbe wurde das Knappichaftswejen für das ganze Staatsgebiet einheit- 
lich geregelt und namentlich auch der gänzliche Mangel gejeßlicher Bor: 
jchriften hierüber in den linksrheiniſchen Landestheilen bejeitigt. Alle 
für Rechnung des Staates oder für Privatrechnung betriebenen und 
unter der Aufficht der Bergbehörde jtehenden Bergwerfe, Hütten, Salinen 
und Aufbereitungsanftalten müfjen nach dem Gejeße einem Knappſchafts— 
vereine angehören; die Beitritts- und Beitragspflicht erjtredt ſich auf 
die Arbeiter und Eigenthümer dieſer Werke. Mit Ietteren verbundene, 
nicht unter der Aufficht der Bergbehörde ſtehende Gewerbsanlagen kön— 
nen dem Vereine beitreten. Als Leiftungen der Knappſchaftsvereine be- 
ſtimmte das Geſetz: in Srankheitsfällen freie Kur und Arznei ſowie 
Krankenlohn, bei eingetretener Arbeitsunfähigfeit eine Tebenslängliche In- 
validenunterjtügung, bei Todesfällen einen Beitrag zu den Begräbni- 
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foften und Unterftüßung von Wittwen und Waiſen. Die Knappſchafts— 
vereine erhielten die Nechte einer juriftiichen Perſon und eine ſtatutariſche 
forporative Verfaſſung. Mit der gefammten Verwaltung wurde unter 
Aufficht der Bergbehörde ein Knappſchaftsvorſtand beauftragt, deſſen 
Mitglieder die Knappichaftsälteiten als Bertreter der Bereinsgenofjen 
und die Werfseigenthümer bezw. deren Nepräfentanten je zur Hälfte aus 
ihrer Mitte oder aus der Zahl der Königlichen oder Privat-Berg= oder 
Hüttenbeamten zu wählen haben. Der Beitrag der Werfseigenthimer 
zu den für die Vereinszwecke erforderlichen Geldmitteln wurde auf die 
Hälfte bis zum vollen Betrage des Arbeiterbeitrages beftimmt. 

In die jo geichaffene Neugeitaltung des Knappſchaftsweſens griff 
das ſog. Kompetenzgejeß v. 10. Juni 1861 (G. ©. ©. 425) injofern 
ftörend ein, als alle Hüttenwerfe und die fein Zubehör von Bergwerfen 
bildenden jelbjtitändigen Aufbereitungsanftalten aus dem Reſſort der 
Bergverwaltung ausgejchieden, den Regierungen und den Beitunmungen 
der Gewerbegejege unterjtellt und zugleich in die rechtliche Lage verjeßt 
wurden, auf gemeinjchaftlichen Antrag ihrer Beſitzer und Arbeiter aus 
dem Knappſchaftsvereine augjcheiden zu künnen. Zwar haben jeither nur 
verhältnigmäßig wenige Hüttenwerfe von diefer Befugniß Gebrauch ge— 
macht; indeß find durch diefe Abänderung der Gejetgebung doch manche 
ſich wiederholende Weiterungen und Schwierigkeiten für die betheiligten 
Sinappjchaftsvereine hervorgerufen worden. 

Das Bergg. hatte diefen von der Gejeßgebung eben erſt betretenen 
Weg einzuhalten und im Uebrigen die erprobten Grundjäge und Ein: 
richtungen des Knappſchaftsgeſ. v. 1854 nur in einigen Punkten, joweit 
bejtimmte Erfahrungen vorlagen, weiter zu entwideln. In diefem Sinne 
fand namentlich die jchon damals viel erörterte Frage wegen Trennung 
der Kranfenunterjtügung von der Fürjorge für die Invaliden, Wittwen 
und Waiſen der Knappſchaft ihre vorläufige Löfung dahin, daß die 
Bildung bejonderer, mit den Hauptvereinen organiſch verbundener Kran— 
fenfafjen gejeglich ermöglicht, aber nicht vorgejchrieben wurde, Sodann 
war es angezeigt, die Bergbehörde von der unmittelbaren Mitwirkung 
bei der Verwaltung der Snappichaftsvereine in die Stellung der ftaat- 
lichen Auffichtsbehörde zurüdtreten zu lafjen und die Selbjtverwaltung 
in der Richtung, welche jeitdem in der jozialpolitischen Gejeßgebung all: 
gemein zur Geltung gelangt tft, auszubilden. Motive ©. 96, 97. 

In den neu erworbenen Landestheilen fand das Bergg. zum Theil 
ihon Knappſchaftseinrichtungen vor und konnte auch Hier fortbildend 
und erweiternd eingreifen. Im Allgemeinen genügte hierzu die Ausfüh- 
rung des fiebenten Titels; einzelne bejondere Vorjchriften waren in den 
Einf.-VBerordnnungen zu treffen. 

Begünjtigt durch die Selbjtverwaltung erjtarkte das Knappſchafts— 
injtitut in erfreulicher Were. Nachdem bereits im Jahre 1870 die Vor: 
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jtände der Knappſchaftsvereine im Oberbergamtsbezirfe Bonn zu einem 
Berbande zujammerigetreten waren, deſſen jtatutenmäßiger Zweck darin 
beiteht, die gemeinfamen Intereffen diefer Vereine zu fördern und nament- 
lich; Borjchläge zur Berbefferung und Fortbildung der beitehenden Ein: 
richtungen den einzelnen Vereinen zur jelbitjtändigen weiteren Veran— 
lafjung mitzutheilen, ging aus dieſem Berbande im Jahre 1882 die Anre- 
gung zur Bildung des das ganze Neichögebiet umfafjenden „deutichen 
Knappichaftsverbandes“ hervor, welcher fich zunächſt die Aufgabe ftellte, 
in der die Neichsgejeßgebung bejchäftigenden Frage der Kranken- und 
Unfallverficherung der Arbeiter gemeinfam vorzugehen. Der auf reichen 
Erfahrungen fußenden Thätigfeit diejes Verbandes iſt es wefentlich zu 
verdanfen, daß nicht allein der Befigitand der Knappichaftsvereine von 
der Neueinrichtung der allgemeinen Kranken- und Unfallverficherung un- 
berührt geblieben, jondern auch für den gefammten deutfchen Bergbau 
eine einzige „Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaft“ gejchaffen und Hiermit 
ein äußerjt werthvolles gemeinfames Band um diejen großen Induſtrie— 
zweig geichlungen worden iſt. Außerdem hat jener Verband im Jahre 
1884 das „Normalitatut für die deutjchen Knappſchaftsvereine“ aufge: 
jtellt, mit deſſen Hülfe e8 gelungen ift, die Statuten der deutjchen Knapp⸗ 
ichaftsvereime, unter Berücfichtigung der durch das Krankenverſicherungs— 
ge). v. 15. Juni 1883 und das Unfallverficherungsgef. v. 6. Juli 1884 
gebotenen Aenderungen, joweit als irgend thunlich in Uebereinftimmung 
zu bringen. 

Dieſe beiden Reichsgeſetze hatten für die beſtehenden Knappſchafts— 
einrichtungen eine tief eingreifende Bedeutung. Nach dem Krankenver: 
jicherungsge). $ 74 mußten die jtatutenmäßigen Leiftungen der Knapp— 
Ichaftsfaffen in Kranfheitsfällen auf den Betrag der für die Fabrik— 
Krankenkaſſen vorgejchriebenen Meindeftleiftungen erhöht werden. Das 
Unfallverficherungsge). entlajtete die Knappſchaftskaſſen von den aus der 
Unfallverficherung erwachjenden Leiftungen und gejtattete ferner ($ 94) 
die Bereinigung der Unternehmer von Betrieben, welche Knappichafts- 
verbänden angehören, zu Knappjchafts:Berufsgenofjenfchaften, jowie die 
Mitwirkung der Snappichaftsorgane bei der Verwaltung diejer Berufs- 
genoſſenſchaften. 

Gegenwärtig iſt die Reichsgeſetzgebung mit der Alters- und In— 
validenverſicherung der Arbeiter beſchäftigt. Auch dieſes Geſetz wird 
ebenſo wie die noch vorbehaltene Wittwen- und Waiſenverſicherung einen 
weſentlichen Einfluß auf das Knappſchaftsinſtitut ausüben. Nach dem ver— 
öffentlichten Entwurfe des Geſetzes $ 24 (Reichsanzeiger v. 1888 Nr. 176) 
jollen nämlich Knappſchaftskaſſen und ähnliche Kaſſeneinrichtungen, „welche 
ihren nach den Bejtimmungen diejes Geſetzes verficherten Mitgliedern für 
den Fall des Alters oder der Erwerbsunfähigfeit Renten oder Kapita— 
lien gewähren“, berechtigt fein, „dieſe Unterjtügungen für jolche Perjonen, 
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welche auf Grund dieſes Gejeßes einen Anfpruch auf Alters- oder In— 
validenrenten haben, um den Werth der letzteren oder zu einem gerin- 
geren Betrage zu ermäßigen“ 2. Wird diefer mit dem Borjchlage des 
Volkswirthſchaftsraths und den Wünſchen der Intereffentenkreife überein- 
jtimmende Grundjat zum Geſetze erhoben, jo ijt damit der Fortbeſtand 
des Knappſchaftsinſtituts und feiner vieljeitigen Wirkſamkeit auch für die 
Zukunft gefichert. 

2. Den Borfchriften des fiebenten Titels unterliegen: zumächft die 
im $ 165 Abſatz 1 bezeichneten Bergwerfe, Aufbereitungsanftalten und 
Salinen jowie die gemäß Abi. 2 einem Knappſchaftsvereine freiwillig 
beigetretenen Gewerbsanlagen; jodann diejenigen Hüttenwerfe und dem 
Bergg. nicht mehr untertworfenen Nufbereitungsanjtalten, welche von der 
Befugniß zum Austritt aus dem Knappichaftsvereine ($ 166 Abſ. 2) 
feinen Gebrauch gemacht haben; ferner der Jäch). Stein- und Braunfohlen- 
bergbau (Gef. v. 22. Febr. 1869 $ 9 lit. e) und derjenige im Fürften- 
thum Galenberg (Einf.-Verordn. für Hannover Art. XTID, fowie der 
Braunfohlenbergbau in den im $210 des Bergg. und Art. I des Gel. 
v. 4. Aug. 1865 (G. ©. ©. 873) bezeichneten Theilen der Provinzen 
Preußen und Pommern; endlich der linksrh. Steinbruchsbetrieb (8 214 
des Bergg.). 

Andererjeit3 findet der fiebente Titel feine Anwendung auf: die 
Gewinnung von Rafeneifenerzen im ganzen Staatsgebiete ($ 1 des 
Bergg.); den gefammten Eifenerzbergbau in den im $ 211 genannten 
Landestheilen; die Salzbergwerfe und Salinen im Gebiete des vorm. 
Königreich Hannover (Art. II der Einf.-Verordn.); den Steinbruchs- 
betrieb mit der im $ 214 bezeichneten Ausnahme und alle übrigen nicht 
unter dem Bergg. jtehenden Meineralgewinnungen. Für diefe Werke iſt 
das Sranfenverficherungsge). dv. 15. Juni 1883 maßgebend. 

3. Bon den Bergg. für Braunfchweig, Bayern, ©.-Altenburg, 
Eljaß-Lothr., Württemberg, Anhalt und Heffen ift der Knappſchaftstitel 
mit nur einzelnen Abänderungen oder Ergänzungen, aber ohne grund 
jägliche Abweichungen übernommen worden. Zu erjteren gehört die obli- 
gatorische Errichtung befonderer Krankenkaſſen nach dem heffiichen Bergg,, 
zu leßteren die gejegliche Regelung des Gegenfeitigfeitsverhältniffes der 
Stnappichaftsvereine in den Bergg. für Eljaß-Lothr. und Württemberg, 
ſowie die Vorjchrift des bayer. Bergg. über die Verwendung des Ver— 
mögensrejtes bei Auflöfung eines Knappſchaftsvereins. Kleine Vorjchrif- 
ten über das Knappſchaftsweſen enthält das Bergg. für ©.-Meiningen, 
jondern verweiſt die Regelung dieſer Verhältniffe, joweit nicht ſchon die 
Gewerbe: und allgemeine Gejehgebung zur Anwendung kommt, auf den 
Verwaltungsweg, und in gleicher Weije verfährt das Bergg. für Neuß 
j. 2., während in dem Bergg. für Gotha lediglich auf das bereits be— 
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ftehende Knappſchaftsgeſetz v. 20. Mai 1863 (3. Bd. 9 ©. 456) ver- 
wieſen iſt. 

Nach den Bergg. für das Großh. Sachſen und für Schwarzb.- 
Sondershauſen beſteht die gejegliche Verpflichtung zur Errichtung von 
Snappjchaftsvereinen auf den dort vorgejchriebenen Grundlagen. Im 
Königreih Sacjen beruhen die Knappjchaftseinrichtungen gegenwärtig 
auf der Novelle zum Bergg. dv. 2. April 1884 (3. Bd. 25 ©. 293); 
das Bergg. jelbjt enthält nur wenige allgemeine Vorfchriften über das 
Knappichaftswejen. Durch dieſes neuere Geſetz, welches fich an das 
Neich3-Slranfenverficherungsgefet dv. 15. Juni 1883 anlehnt, hat eine 
vollitändige Trennung der Knappſchafts-Krankenkaſſen von den Knapp— 
ſchafts-Penſionskaſſen ftattgefunden. Erjtere müffen errichtet werden, um 
alle bei dem Bergbau dauernd bejchäftigten Bergarbeiter gegen Krank— 
heit zu verfichern. Die Knappſchaftskaſſen find, ſoweit fie bereit In— 
validen-, Wittiven- und Waifenpenfionen gewährten, einstweilen beftehen 
geblieben ; es liegt aber in der Abficht, dieſelben zu mehreren größeren 
Verbänden oder zur einer einzigen Landespenſionskaſſe zu vereinigen. 

Was endlich Dejterreich betrifft, jo enthält das Bergg. im zehnten 
Hauptſtück „Von den Bruderladen”“ nur die Grundzüge der Knappſchafts— 
einrichtung und verweilt deren weitere Ausführung in die Statuten. 
Die Bergwerfsbefiger find zur Errichtung von Bruderladen (Knapp— 
ichaftsfaffen) und die Bergarbeiter zum Eintritt in dieſelben gejeßlich 
verpflichtet. Das allfeitig anerkannte Reformbedürfnig ſoll im Anschluß 
an die Kranken- und Unfallverficherung durch ein bejonderes Gejeß be- 
friedigt werden. 3. Bd. 28 ©. 138. 

4. Aus der Literatur des Knappſchaftsweſens find hervorzuheben: 

Die Knappfchaftsvereine im preußischen Staate. Zeitſchr. für Berg-, 
Hütten- u. Salinenweſen Bd.2 ©. 11; 1854. Huyſſen, Beiträge zur 
Kenntniß der Lage der Berg: und Hüttenleute, befonders in Bezug auf 
die Knappſchaftsvereine. Daſ. Bd. 8 ©. 47, 205; Bd. 9 S. 117, 341; 
1860, 1861. Lahmeyer, Die Bergfnappfchaftsfaffen des hHannoverjchen 
Harzed. Daj. Bd. 9 ©. 306; 1861. Brafjert, Zur Frage des deut: 
chen Knappſchaftsweſens. 3. Bd. 13 ©. 101, 257; 1872. Derjelbe, 
Eingejchriebene Hülfskaſſen und Knappſchaftskaſſen. 8. Bd. 18 ©. 354; 
1877. Klojtermann, Ueber den Rejervefonds der Knappjchaftsvereine. 
3. Bd. 20 ©. 62; 1879. Tedlenburg, Organijation der Knapp— 
ichaftsvereine und Krankenkaſſen im Großherzogthum Heſſen. 3. Bd. 20 
©. 152; 1879. Caron, Die Reform de3 Knappſchaftsweſens und die 
allgemeine Arbeiterverficherung. Berlin 1882. Täglihsbed, Die Auf- 
gabe der deutjchen Knappfchaftsvereine nach dem Reichsgeſetz v. 15. Juni 
1883. 3. Bd. 24 ©. 468; 1883. G. Schneider, Die Unfallverfiche- 
rung der Arbeiter und die Bruderladen. Oeſterr. Zeitichr. für Berg: 
u. Hüttenwejen. Jahrg. 32 Nr. 10 biß 13 u. 21; 1884. Tedlenburg, 
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Die obligatorische und fakultative Trennung der Knappſchafts-Invaliden— 
und Krankenkaſſen. 3. Bd. 25 ©. 249; 1884. Lahmeyer, Die Neu- 
geftaltung des Knappſchaftsweſens im Oberbergamtöbezirfe Clausthal. 
3. 8b. 27 ©. 471; 1886. Kloſter mann, Knappſchaftsvereine in Schön: 
berg, Politiſche Oekonomie, 2. Aufl. ©. 381; 1886. Braffert, Reform 
der Bruderladen in Defterreich. 3. Bd. 28 ©. 138; 1887. 

3n & 165. 

1. Durch $ 165 Abi. 1 ift der Charakter der Knappſchaftskaſſen 
al3 geſetzliche Zwangskaffen aufrecht erhalten. Auf welche Werfe die 
Peitrittspflicht ſich eritredt und welche derſelben nicht unterliegen, iſt 
©. 440 angegeben; vergl. auch $ 58 Bem. 5 ©. 198. 

2. Zur Anwendbarkeit des Abſ. 2 gehört, daß die Gewerbsanlage, 
um deren Peitritt zum Knappſchaftsvereine es fich handelt, mit einem 
unter der Aufficht der Berabehörde ftchenden Werfe „verbunden“ ift, 
d. h. im Zufammenhange mit diefem als verwandte Unternehmung (Hüt- 
tenwerk, Walzwerk ze.) von dem nämlichen Befiter betrieben wird. Ferner 
jetzt die Aufnahme in den Berein einen „gemeinjchaftlichen" Antrag des 
Beſitzers und der Arbeiter diefer Gewerbsanlage voraus; die bloße „Zus 
ftimmung” ($ 1 des Knappſchaftsgeſ. v. 10. April 1854) oder ein ein- 
jeitiger Antrag des Werfabefigers reicht nicht aus. Eine bejtimmte Form 
ift jedoch für den Antrag der Arbeiter gejeßlich nicht vorgefchrieben. 
Urth. des Reichsg. v. 27. DEt. 1882, 3. Bd. 24 ©. 368; Verf. des 
Dberb. Clausthal v. 19. Sept. 1881, daſ. ©. 536. Eine gleichzeitige 
Vermögensübertragung muß vertragsmäßig geregelt werden; vergl. die— 
jelbe Verf. Für den Knappſchaftsvorſtand beiteht eine gejeliche Ver— 
pflichtung zur Aufnahme einer folchen Gewerbsanlage nicht. 

3. Abſ. 3 wiederholt die aleiche Beitimmung im $ 10 des Knapp: 
ſchaftsgeſ. Als „zu einem fortdauernden gemeinnüßigen Zwede verbun- 
dene” Genofjenjchaften gehören die Knappfchaftsvereine zu den Korpora— 
tionen und genießen Storporationsrechte ($$ 25 ff. Th. II Tit. 6 A. L. R.). 

Zu 8 166. 

1. Auch die bereits beftehenden Knappſchaftsvereine wurden durch 
$ 166 Abſ. 1 unter den fiebenten Titel geitellt, im Uebrigen aber un— 
verändert in Wirffamfeit erhalten, um den durch das Knappſchaftsgeſ. 
neu gejchaffenen Rechtszuftand nicht zu ſtören. Motive ©. 97. In 
gleicher Weife wurde mit den Snappjchaftgvereinen in den neu erwor— 
benen Landestheilen verfahren und nur für das Gebiet von Naſſau ein 
neuer Snappjchaftsverein an Stelle der im Jahre 1861 errichteten Knapp— 
Ichaftskafje gegründet. 

2. Die Uebergangsbeitimmung im Abſ. 1, nach welcher die Sta- 
tuten der bereits bejtehenden Knappſchaftsvereine mit den Hauptjächlich 
eine größere Selbitjtändigfeit der Stuappjchaftsverwaltung beziwedenden 
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Vorſchriften des Geſetzes in Uebereinftimmung zu bringen waren, ijt 
durch alljeitige Ausführung erledigt. 

3. Im Ab). 2 ijt die dem Hittenwerfen und den dem Gewerbe— 
reſſort unterjtellten Aufbereitungsanjtalten durch das Gel. v. 10. Juni 1861 
eingeräumte Befugmiß zum Austritt aus dem Knappſchaftsvereine (©. 438) 
aufrecht erhalten; der Austritt jollte denjelben „auch für die Folge ge— 
jtattet bleiben”, Motive ©. 98. Dieje Befugniß it nicht an eine be- 
Itimmte Friſt gebunden; fie geht nicht, wie das Urth. des Landg. Trier 
v. 29. Oft. 1886, 3. Bd. 28 ©. 83, annimmt, durch ein langjähriges 
Verbleiben im Knappſchaftsvereine verloren ; vergl. die Urth. unter 4. 

4. Das Ausjcheiden eines Hüttenwerks x. aus dem Knappſchafts— 
vereine ſetzt einen „gemeinjchaftlichen Antrag” des Werfsbefiters und 
jeiner Arbeiter und zwar jämmtlicher, dem Bereine als Mitglieder an— 
gehörenden Arbeiter voraus. Urth. des Landg. Aachen v. 8. Mai 1880, 
3. Bd. 21 ©. 330. Zugleich enthält aber das Ausjcheiden eines Ver: 
einswerkes aus einem Snappichaftsverbande eine Aenderung der Orga— 
nilation des leßteren, und dieſe fann nicht durch eine einfeitige Erklärung 
des betheiligten Werfbefigers und feiner Arbeiter in Vollzug geſetzt, ſon— 
dern nur im Wege anderweitiger ftatutarischer Regelung zu einem für 
alle Betheiligten rechtsverbindlichen Abjchluffe gebracht werden. Es be— 
darf jogar einer volljtändigen vermögensrechtlichen Auseinanderfegung 
zwilchen dem Hüttenwerfe und dem Snappjchaftsvereine, welche äußerten 
Falles durch Richterfpruch erfolgen müßte. Bis dahin bleiben die Be: 
ſtimmungen des Knappſchaftsſtatuts auch für das Hüttenwerk in Kraft; 
dajjelbe Hat bis dahin jeinen jämmtlichen Verpflichtungen gegen den 
Berein nachzufommen, insbejondere auch die fälligen Beiträge zu zahlen 
und die beitragspflichtigen Arbeiter anzumelden. Im Uebrigen erwirbt 
das Hüttenwerk durch eine dem $ 166 Abj. 2 entfprechende Austritts— 
erflärung das durch die vorgängige Auseinanderjegung juspenfiv be- 
dingte Recht des Ausſcheidens. Mekursbeih. v. 25. März 1878, 
3. Bd. 19 ©. 398; Urth. des Oberl.-Ger. Köln v. 19. März 1887, 
des Reichsg. v. 11. Nov. 1887, 3. Bd. 28 ©. 385, Bd. 29 ©. 239; 
auch Bejcheid des Oberb. Halle v. 3. Juli 1885, 3. Bd. 26 ©. 536. 

Durd) den Austritt eines Hüttenwerks ꝛc. aus dem Knappjchaftg: 
vereine werden im Uebrigen die gegen letzteren als juriſtiſche Perſon er: 
tworbenen Nechte der Benefiziaten nicht berührt, vielmehr bleibt die Unter: 
jtüßungspflicht des Stnappfchaftsvereins bejtehen, und es wird deshalb 
durch den Austritt des Einzelwerfes dejjen rechtliche Verpflichtung be- 
gründet, den Knappſchaftsverein von der beitchenden Unterjtüßungspflicht 
zu befreien. Urth. des Obertr. v. 9. Sept. 1873, 3. Bd. 15 ©. 361. 

Bergl. über den Austritt von Hüttemverfen aus den Knappſchafts— 
vereinen: Fledjer, 3. Bd. 15 ©. 346; Brajjert, da. ©. 368; 
Maas, 3. Bd. 21 ©. 323. 
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Zu 8 167. 


1. Abweichend von $ 2 des Knappſchaftsgeſ. überläßt $ 167 die 
Beltimmung der Bezirke für neu zu gründende Knappichaftsvereine zu— 
nächjt den Betheiligten, und erſt wenn dieje, d. h. die Werföbefiter nebft 
ihren Arbeitern fich unter einander hierüber nicht einigen können, tritt 
die Enticheidung des Oberbergamts ein, gegen welche der Rekurs offen 
steht (8 191). Vorher find die Werksbefiger und ein zu wählender 
Arbeiterausichuß zu hören. Da das Gefeg nichts über diefe Wahl be- 
jtimmt, jo kann dem Dberbergamte unbedenklich überlaffen bleiben, die 
geeigneten Anordnungen zu treffen; Anhaltspunkte hierfür giebt die An- 
weiſung zur Ausführung des Knappſchaftsgeſ. v. 3. April 1855 (Zeitichr. 
für B.-, 9. u. S.-Wefjen Bd.3 ©. 25) im Art. IV an die Hand. Zur 
Anwendung des $ 167 wird übrigens nur noch jelten Veranlaſſung 
vorliegen. 

2. Die Beichränfung und Erweiterung von Knappſchaftsbezirken 
fann gegemwärtig nur auf dem im 8 170 vorgejchriebenen Wege der 
Statutänderung erfolgen, da die Bezirke in den Statuten fejtgejtellt 
find. Auf demjelben Wege ijt auch die Verjchmelzung von Knappſchafts— 
vereinen zu vollziehen; $ 170 Bem. 3 ©. 447. 


Zu $ 168. 


1. Nach der unzweideutigen Faſſung des 8 168 erſtreckt fich wie 
die Berechtigung jo auch die Verpflichtung, dem Vereine anzugehören, 
auf „alle“ in dem Bezirke eines Knappſchaftsvereins „belegenen“ Berg— 
werfe, mithin auch auf die nicht betriebenen und die erjt nach der 
Gründung des Vereins verlichenen, wenngleich die Verpflichtung zu lau— 
fenden Beiträgen erjt mit der Inbetriebjeßung des Bergwerfs und der 
Annahme von Arbeitern ihren Anfang nimmt. Legt daher das Statut 
eines Knappſchaftsvereins den Befitern der Vereinswerke die Zahlung 
einer einmaligen Gebühr (3.8. bei Verleihung des Bergwerfs) auf, was 
an fich nicht als unzuläffig anzuſehen tft, jo kann fich auch der Beſitzer 
eines außer Betrieb ftehenden Vereinswerkes dieſer Berpflichtung nicht 
entziehen. Rekursbeſch. v. 10. Aug. 1870 u. 4. Mai 1872, 3. Bd. 11 
©. 365, Bd. 13 ©. 290. Anders Klojtermann Anm. 369, Oppen— 
hoff Nr. 946, Arndt ©. 170. 

2. Der Zugehörigkeit zum Knappſchaftsvereine unterliegen auch 
die Bergwerfe, welche nach dem früheren Nechte auf Mineralien verliehen 
find, die $1 des Bergg. nicht mehr aufführt ($ 222). Vergl. Bejcheid 
des Oberb. Clausthal v. 26. Nov. 1879, 3. Bd. 21 ©. 267. 

3. Bu den „Arbeitern“ im Sinne des 8 168 Ab}. 1 zählen aud) 
die aus dem Stande der Arbeiter hervorgehenden unteren technichen 
Werksbeamten; welche Klaſſen derjelben hierher zu rechnen find, hängt 
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je nach Verjchiedenheit der Verhältniſſe zunächſt von der näheren Feſt— 
itellung durch das Statut ab. 

4. Der Zujat „nach näherer Beitimmung des Statut3“ weit darauf 
hin, daß letzteres diejenigen Arbeiterklafjen zu bezeichnen hat, welche von 
dem Eintritt in den Knappſchaftsverein ausgeſchloſſen jein jollen, z. B. 
die nur vorübergehend bejchäftigten Arbeiter. Motive ©. 98. Solche 
jtatutarische Beitimmungen dürfen jedoch den Zwed des Gejeßes, allen 
dauernd und berufsmäßig bei dem Bergbau ꝛc. beichäftigten Arbeitern 
die Mitgliedichaft bei einem Knappjchaftsvereine zu fichern, nicht ver: 
eiteln. Die Autonomie der Knappjchaftsvereine iſt daher hier eng be- 
grenzt und giebt denjelben namentlich nicht das Recht, ganze Klaſſen 
von Arbeitern durch erjchwerende Aufnahmebedingungen von den Ber: 
einswohlthaten wider ihren Willen auszujchliegen. Rekursbeſch. v. 17. 
Mai 1887, 3. Bd. 28 ©. All; Dppenhoff Nr. 947. Abgejehen 
hiervon hat das Krankenverficherungsge). auf die Knappſchaftsvereine in 
der Weije zurücgewirft, daß auch diefe die Aufnahme als unjtändiges 
(nicht vollberechtiges) Mitglied gegenwärtig an Feine andere Bedingung 
fnüpfen, al3 an die Annahme zur dauernden Beichäftigung bei dem Be— 
triebe eines Vereinswerkes. Vergl. $ 4 des Normaljtatut3 ©. 439; 
Arndt ©. 170, 

5. Die Sicherjtellung der Rechte der Knappjchaftsmitglieder bei 
dem Uebertritt von einem Snappjchaftsvereine in den anderen iſt berg- 
gejeglich nicht geregelt. Nur die Bergg. für Elſaß-Lothr. ($ 163) und 
für Heſſen (Art. 179) enthalten hierüber die gleichlautende Beitimmung: 
„Die Knappjchaftsvereine find gegenjeitig verpflichtet, den Mitgliedern, 
welche den Bezirk eines Vereins verlaffen und in dem Bezirke eines 
anderen Vereins Arbeit nehmen, den Vebertritt in leßteren zu gejtatten 
und diejelben in die Klaſſe, welcher jie jeither angehört haben, mit dem 
bereit3 erworbenen Dienjtalter aufzunehmen.“ Ein ähnliches Gegenjeitig- 
feitsverhältnig war jchon früher vertraggmäßig zwiſchen einer Anzahl 
preußijcher Knappſchaftsvereine hergejtellt worden, um die der Freizügig— 
feit (Reichäge). v. 1. Nov. 1867, B. ©. Bl. ©. 55) entgegenjtehenden 
Erſchwerniſſe zu befeitigen. Neuerlich iſt aber eine in dem Normaljtatut 
(8 120) vorgejchlagene entiprechende Beitimmung in die Statuten der 
meilten deutjchen Knappſchaftsvereine aufgenommen und hiermit für dieſe 
Vereine die Freizügigkeit ihrer jtändigen Mitglieder obligatorijch ge 
macht worden. Bergl. Bejcheid des Oberb. Bonn v. 10. Oft. 1887, 3. 
Bd. 29 ©.137. Die Uebernahme erfolgt mit dem vollen, biß zur Zeit 
des Uebertritts erreichten Dienjtalter des Mitgliedes ; ein höheres Dienjt- 
alter zu gewähren, ijt der übernehmende Verein kraft des Gegenfeitig- 
feitsverhältnifjes nicht verpflichtet. Rekursbeſch. v. 15. Aug. 1882, 8, 
Bd. 24 ©. 128. 

6. Die Belegjchaft eines Bergwerks, kann unter Beachtung ge- 
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wiljer Formen aus dem Bezirke eines zur Zeit ruhenden Knappſchafts— 
verein in einen anderen Knappichaftsverein aufgenommen werden. Be: 
ſchluß des Oberb. Clausthal v. 24. Sept. 1877, 8. Bd. 19 ©. 137. 


Zu $ 169. 


1. Die früher ($ 2 des Knappſchaftsgeſ.) der Regierung vorbe- 
haltene Aufitellung des Statut3 überträgt $ 169 den Betheiligten und 
legt in die Hand der Bergbehörde nur die Wahrung der allgemeinen 
Intereffen. Motive ©. 98. Die Werfsbefiger haben fich bei Aufitellung 
des Statut3 der „Mitwirkung“ eimes von ihren Arbeitern zu wählenden 
Ausſchuſſes zu bedienen, woraus jedoch nicht mit Oppenhoff Nr. 952 
zu folgern ift, daß ſämmtliche Mitglieder diejes Ausſchuſſes ihr Einver- 
ſtändniß erklärt haben müſſen, wenn das Statut vechtögültig fein ſoll. 
Ueber die Wahl des Ausjchuffes iſt nichts vorgejchrieben, daher der Weg 
der Vereinbarung offen gelajjen; vergl. auch $ 167 Bem. 1 ©. 444. 

2. Durch das dem Oberbergamte vorbehaltene Beitätigungsrecht 
joU verhütet werden, dat das Statut „den gejeglichen Beitimmungen“, 
aljo namentlich auch denjenigen des fiebenten Titel3 nicht zuwiderläuft; 
weiter geht das Recht, die Beitätigung zu verjagen, nicht. Diefem Grund- 
ſatze widerjpricht e8 jedoch nicht, ergiebt ich vielmehr aus der Natur 
der Sache und den gejeglichen Beitimmungen, daß diefe Mitwirkung der 
Behörde verjagt werden fann, wenn der neu zu gründende Knappſchafts— 
verein nicht eine ausreichende Unterlage für feine Lebens» und Leiſtungs— 
fähigfeit darbietet. Rekursbeſch. v. 5. März 1885, 3. Bd. 26 ©. 404. 

3. Die Beitimmung eines Knappjchaftsitatuts, daß lediglich der 
Knappſchaftsvorſtand (oder auch der Knappjchaftsarzt in Gemeinschaft 
mit dem Stnappjchaftsälteiten und erjten Werfsbeamten) darüber zu ent- 
jcheiden hat, ob die thatlächlichen Borausjegungen vorliegen, unter wel- 
chen einem Bereinsmitgliede jtatutenmäßige Unterjtügung zufteht, ver— 
ſtößt nicht gegen die gejegliche Vorjchrift, dat Streitigkeiten über Sachen 
und Nechte des Privateigenthums durch richterlichen Ausſpruch entjchie- 
den werden müjjen, und daß die Erfüllung der Verträge nicht lediglich 
der Willkür des Verpflichteten anheimgegeben werden darf. Urth. des 
Obertr. dv. 9. April 1877, 3. Bd. 19 ©. 121; des Reichsg. v. 25. Sept. 
u. 20. Nov. 1880, 3. Bd. 22 ©. 352, 357, Entih. Bd.2 ©. 311, v. 
26. März 1881, 3. Bd. 24 ©. 366. 

4. Ein Knappichaftsitatut, welches die Bergbehörde von Amts- 
wegen aufgejtellt hat, weil die Betheiligten der Aufforderung zur Vor— 
legung des Statuts innerhalb Jahresfrijt nicht nachgefommen find, kann 
von den Betheiligten nur infofern angefochten werden, als daſſelbe „den 
gejeglichen Beſtimmungen“ zuwiderläuft. Vergl. Beicheid des Oberb. 
München v. 6. Juni 1874, 3. Bd. 16 ©. 264. 

5. Nachdem das Statut eines Knappichaftsvereins gemäß $ 169 
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die oberbergamtliche Beltätigung erhalten hat, kann dafjelbe im Ganzen 
oder Einzelnen ebenfo wenig wie der Beitand des Knappſchaftsvereins 
jelbjt im Berwaltungswege noch angefochten werden. Etwaige Ab- 
änderungen des Statut3 fünnen nur auf dem in demjelben vorgejehenen 
Wege erfolgen. Rekursbeſch. v. 4. Mai 1872 u. 8. Dez. 1880, 8. 
Bd. 13 ©. 290, Bd. 22 ©. 138. Hlojtermann Anm. 370a. Anders 
Arndt ©. 171. Auf dem Rechtswege kann dagegen die Rechtmä> 
Bigfeit eines Knappſchaftsſtatuts ungeachtet der erfolgten Bejtätigung 
angefochten werden. Urth. des Kompetenzger. dv. 10. Juni 1876, des 
Obertr. v. 9. Febr. 1877, 3. Bd. 18 ©. 117, Bd. 20 ©. 9. 


Zu 8 170. 


1. Das Knappſchaftsgeſ. enthielt feine Vorjchriften über die Ab- 
änderung von Snappichaftsitatuten ; nach den meijten älteren Statuten 
konnten Abänderungen auch ohne und jelbjt gegen den Antrag der Be- 
theiligten von der Auffichtsbehörde vorgenommen werden. Da diejes 
Berfahren von den für Korporationen maßgebenden allgemeinen Grund- 
ſätzen abwich, jo iſt daffelbe durch $ 170 bejeitigt worden. Motive ©. 98. 

2. Bu allen Abänderungen von Knappſchaftsſtatuten bedarf es 
nach $ 170 eines übereinjtimmenden Beſchluſſes der „Betheiligten“, alſo 
der Vertreter der Werfe und der Vertreter der Arbeiter (Knappſchafts— 
ältejten), und hieran kann das Statut nicht3 ändern. Min.Erlaß v. 
26. März 1866, Klojtermann Anm. 372; DOppenhoff Nr. 955; 
auch Bejcheid des Oberb. München v. 6. Juni 1884, 3. Bd. 16 ©. 264. 
Im Uebrigen find die näheren Beitimmungen über jolche Abänderungs- 
beichlüffe den Statuten vorbehalten und auch allgemein unter Rückſicht— 
nahme auf die Verhältniffe des einzelnen Vereins getroffen. Vergl. auch 
88 122 bis 125 des Normaljtatuts3 und wegen der Bejtätigung $ 169 
Bem. 2. 

3. Gegenjtand der Abänderung von Snappichaftsitatuten ift auch 
die Verjchmelzung beitehender Knappjchaftsvereine. Diejelbe kann als 
Erweiterung der beiderjeitigen Bereinsbezirfe rechtögültig auf dem Wege 
der Statutabänderung vollzogen werden; der vorgängigen Auflöfung 
der zu verjchmelzenden Vereine oder eines einjtimmigen Beſchluſſes der 
Betheiligten bedarf e8 nicht. Min.Beſcheid v. 7. Aug. 1872, 3. 8b. 15 
©. 408, Rekursbeſch. v. 8. Dez. 1880, 3. Bd. 22 ©. 138; $ 167 
Bem. 2 ©. 444. Im Uebrigen gehört zur Rechtsbejtändigfeit einer jol- 
chen Bereinigung, daß jeder der betheiligten Knappſchaftsvereine einen 
gültigen Korporationsbeichluß hierüber und über das neue Statut ge 
faßt hat, und daß auf dieje Weiſe eine Willensvereinigung, ein Vertrag, 
zwilchen den Vereinen zu Stande gekommen tft. Der Mangel eines 
jolchen Vertrages kann auch von Mitgliedern desjenigen Vereins gerügt 
werden, welcher jeinerjeit3 in rechtögültiger Weije die Zuftimmung zu 
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dem neuen Gejellichaftsvertrage ertheilt hat. Urth. des Obertr. v. 9. Febr. 
1877, 3. Bb. 20 ©. 9. 

4. Einen bejonders wichtigen Gegenjtand der Abänderung von 
Stnappichaftsitatuten bilden die jtatutariich feitgeitellten Bedingungen und 
Sätze der Leiftungen an die Unterjtügungsberechtigten. Hierbei handelt 
e3 ſich hauptſächlich um die Herabjegung oder Erhöhung der Invaliden-, 
Wittwen- und Waijenunterftügungen und insbejondere um die Frage, 
ob es rechtlich zuläſſig tft, die Herabjegung nachträglich auch auf Die 
bereits bewilligten Unterjtügungen auszudehnen. 

Ihrer Berfaffung gemäß bejtreiten die Knappſchaftsvereine die lau- 
enden Ausgaben nicht aus Kapitalzinjen und anderen mehr oder weni- 
ger unveränderlichen Einnahmen, fondern im Wejentlichen aus den laufen 
den Beiträgen der Mitglieder und der Werksbeſitzer, aljo aus einer Ein- 
nahmequelle, deren größere oder geringere Ergiebigkeit befanntlich von 
dem in fürzeren oder längeren Zwilchenräumen wiederkehrenden Wechjel 
der Gejchäftsfonjunfturen abhängig it. Schon hieraus ergiebt fich die 
wirthichaftliche Nothwendigfeit für die Knappichaftsvereine, bei der fta- 
tutarischen Regelung nicht nur der Beiträge jondern auch der Unter: 
ſtützungsſätze eine gewiſſe Beweglichkeit zu befien, um dauernd leiſtungs— 
fähig zu bleiben. Dem entiprechend haben denn auch die Knappichafts- 
vereine im Laufe der leßten Jahrzehnte nach beiden Seiten hin von 
ihrer Autonomie Gebrauch gemacht. Namentlich wurden die Invaliden-, 
Wittwen: und Watlenunterftügungen in günftigen Perioden angemejjen 
erhöht und wiederum, wenn die Ungunjt der Berhältniffe hierzu nöthigte 
und eine Erhöhung der laufenden Beiträge fich nicht ausfühbar oder 
ausreichend erwies, entjprechend herabgejegt. Hierbei jahen die Knapp— 
ichaftsvereine unter Zuftimmung der Auffichtsbehörde es als rechtlich 
zuläffig und als eine Forderung der Billigfeit und gleichmäßigen Bes 
handlung an, daß eine jolche jtatutarische Minderung der Unterjtügungs- 
beträge fich auch auf die bereit3 im Genufje befindlichen Empfänger er- 
jtrede. Bergl. Min.-Erlaß v. 18. April 1878, 3. Bd. 19 ©. 526; 
Beichluß des Oberb. Dortmund v.5. Juni u. Rekursbeſch. v. 29. Aug. 1882, 
3. Bd. 24 ©. 130. 

Inzwiſchen war im Öeltungsbereiche des Allg. Landrecht3 die Frage 
über die vechtlihe Zuläffigfeit einer ſtatutariſchen Herabjegung bereits 
bewilligter Invalidenunterftügungen auf den Rechtsweg gelangt 
und in den Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 9. Suli 1881 u. des Reichsg. 
v. 4. ehr. 1882, 3. Bd. 23 ©. 397, verneint worden. In jpäteren Ent- 
jcheidungen erklärten jedoch beide Gerichtshöfe eine Herabjegung auch 
jener Unterjtügungen für zuläjfig unter der auf $ 68 Th. II Titel 6 
U. L. R. beruhenden Vorausjegung, daß von diefer Maßregel ſämmt— 
liche berechtigte Mitglieder des Knappfchaftsvereins gleichmäßig be 
troffen werden, „die Gleichmäßigfeit der Wirkung für alle Betheiligte” 
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gewahrt ift. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 29. Jan. u. 25. April 1883, 
3. Bd. 24 ©. 257, Bd. 25 ©. 253; des Neichsg. v. 6. Febr. 1884 u. 
1. Oft. 1887, 3. Bd. 25 ©. 263, 268, Bd. 29 ©. 231, Entich. Bo. 11 
©. 269; ferner Urth. des Landg. Duisburg v. 20. April 1883, 2. 
Bd. 24 ©. 373; Kloftermann, 8. Bd. 23 ©. 363, Bd. 25 ©. 253. 

In Folge dieſer Entjcheidungen fteht nunmehr für das Tandrecht- 
liche Gebiet grumdjäglich feit, daß die Herabjegung bereits bewilligter 
Invalidenunterjtügungen durch Statutänderung dem $ 68 Th. I Tit. 6 
AU. ER. („Sejellichaftliche Rechte, welche nicht ſämmtlichen Mitgliedern, 
jondern nur Einem oder dem Andern unter ihnen als Mitglied zukom— 
men, können denjelben wider ihren Willen durch die bloße Stimmen: 
mehrheit nicht genommen oder eingejchränft werden“) nicht widerftreitet, 
jondern unter der Vorausſetzung zuläjfig tft, daß eine gleichmäßige Kür— 
zung der Unterjtügungen gegenüber jämmtlichen Berechtigten eintritt. 

Im Gebiete des rheinischen Rechts findet $ 68 cit. feine An— 
wendung, weil jeine Vorjchrift nicht jtaatsrechtlicher Natur ift. Dort 
fönnen die bereit3 bewilligten Invalidenunterjtügungen ohne jene 
Einſchränkung durch Abänderung des Statuts herabgejegt werden, indem 
die den Knappjchaftsmitgliedern zuftehenden Rechte nicht vertraglich be- 
gründete, fondern lediglich jtatutarijche md. Urth. des Oberl.-Ger. 
Köln v. 24. Febr. 1886; des Reichsg. v. 14. Dft. 1887, 3. Bd. 28 
©. 254, Bd. 29 ©. 234. — Dieje Auffaffung wird auch für den Bereich) 
des gemeinen Rechts al3 zutreffend anzujehen jein. 

Dagegen ijt die Trage in Bezug auf die bereits bewilligten Witt- 
wen- und Waijenunterjtügungen noch nicht als endgültig entjchieden 
zu betrachten, zumal das Reichsg. ſoviel bekannt, ſeither mit derjelben 
nicht befaßt gewejen ijt. Das Oberl.Ger. Köln (Urth. v. 14. März 
1883, 3. Bd. 24 ©. 370) hat die nachträgliche Kürzung folcher Unter: 
ftügungen für unzuläfjig erklärt und fich namentlich darauf berufen, daß 
e3 fich Hier um wohleriworbene Rechte von Perſonen handele, welche 
nicht wie die aktiven oder penfionirten Mitglieder des Knappſchafts— 
vereing durch eine jpätere Abänderung des Statut3 gebunden feien. Diefer 
Auffaffung fteht jedoch die Praxis der Knappſchaftsvereine und Auf: 
fihtöbehörden entgegen, welche ſich auf die wohlbegründete Anficht jtütt, 
daß gültig bejchlofjene Statutänderungen auch für die Angehörigen 
der Vereinsgenoſſen, und zwar auch für die bereits im Genufje von 
Unterjtügungen befindlichen Angehörigen verbindliche Kraft haben, und 
daß daher eine im gemeinfamen Intereſſe gebotene Einjchräntung der 
Anrechte und Bezüge auch von jolchen Perſonen nicht angefochten wer- 
den fan. Bergl. oben Min.-Erlaß v. 18. April 1878, Beichluß des 
Dberb. Dortmund v. 5. Juni u. Refursbeich. dv. 29. Aug. 1882. Auch 
die Begründung der beiden Urth. des Reichsg. v. 6. Febr. 1884 (f. oben) 
jteht diefer Anficht zur Seite. 

29 
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Zu $& 171. 

1. Die aus $ 3 des Knappſchaftsgeſ. übernommenen Mindejt- 
leiftungen, welche jeder Sinappichaftsverein jeinen vollberechtigten (ſtän— 
digen) und jeinen am wenigiten begünjtigten (unjtändigen) Mitgliedern 
gewähren muß, find im $ 171 dahin erweitert, daß die Invalidenunter: 
jtügung auch den leßteren Mitgliedern zu Theil werden joll, wenn fie 
bei der Arbeit verunglüden. Motive ©. 99, Komm.Bericht d. A. ©. 92. 

Die Statuten regeln die Erwerbung der Mitgliedichaft. Hiernach 
werden männliche und weibliche Arbeiter, einschließlich der jugendlichen, 
ohne Weiteres unjtändige Mitglieder durch die Annahme zu einer (ihrer 
Natur nach dauernden) Beichäftigung bei dem Betriebe eines Vereinswerfes. 
Dagegen kann die Mitgliedichaft als jtändiges Mitglied nur von männ- 
lichen Berjonen erworben werden, und zwar it hierzu im Allgemeinen 
erforderlich, daß der Aufzunehmende ein beitimmtes Lebensalter erreicht 
bezw. noch nicht überjchritten hat (in der Regel 18 und 40 Jahre), eine 
gewiſſe Zeit (1 Jahr, 3 Jahre 2c.) ununterbrochen unftändiges Mitglied 
gewejen it, fich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet und 
gejund beziv. nicht mit Krankheiten oder Gebrechen behaftet iſt, welche Ar- 
beitsunfähigfeit oder Tod vorzeitig erwarten lajjen. 

2. iranfenunterjtügung und Begräbnigbeihülfe Bon 
den beiden Gruppen, in welche die Leiftungen der Knappſchaftsvereine 
fich nach Zwed und Gegenstand theilen, hat die eine (Mr. 1, 2, 3) die 
Krankenunterſtützung und Begräbnigbeihülfe, die andere (Nr. 4, 5, 6) 
die Unterftügung der Invaliden, Witten und Watjen zum Gegenjtande. 
Die erjteren Leiftungen find durch das Krankenverſicherungsgeſetz weſent— 
lich erhöht und gefteigert worden. Andererſeits hat das Unfallverfiche- 
rungsgeſetz die Knappſchaftsvereine inſoweit entlajtet, als diejenigen Ent- 
ichädigungen, welche auf Grund diejes Gejeßes den gegen die Folgen 
von Betriebsunfällen verjicherten Perfonen und deren Hinterbliebenen 
zujtehen, von den Berufsgenofjenjchaften zu leisten ſind. 

Bezüglich diejer beiden Reichsgejege, dev Materialien, Ausführungs- 
vorjchriften, Ausdehnungsgejege 2c. find bejonders zu vergleichen: Bö— 
difer, Die Gewerbe- und VBerjicherungsgejeßgebung des deutichen Rei— 
ches. 2. Aufl. 1887; v. Woedtfe, Stranfenverficherungsgejeß, 3. Aufl., 
Unfallverficherungsgefeß, 3. Aufl. 1887; Eger, Die Unfall- und Kran— 
fenverjicherungsgejeße 2c. 1886. 


3. Rechtliche Stellung der Knappſchaftsvereine zu dem 
Krankenverſicherungsgeſetze. 
Geſetz, betreffend die Krankenverſicherung der Arheiter. 
Vom 15. Juni 1883. R. G. Bl. S. 73. 
Die für das Verhältniß der Knappſchaftsvereine zur Reichs-Kran— 
fenverficherung maßgebende Vorſchrift des Geſetzes ift enthalten im $ 74, 
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$ 74. Für die Mitglieder der auf Grund berggejeßlicher Vorfchriften 
errichteten Krankenkaſſen (Knappſchaftskaſſen) tritt weder die Gemeinde- 
Kranfenverficherung noch die Verpflichtung, einer nach Maßgabe der Vor— 
Ichriften dieſes Geſetzes errichteten Krankenkaſſe anzugehören, ein. 

Die ftatutenmäßigen Leitungen diefer Kaffen in Krankheitsfällen 
müſſen, fofern fie den Betrag der fir die Betrieba-(Fabrik-)Krankenkaffen 
vorgejchriebenen Mindeftleiftungen nicht erreichen, jpätejtena bi8 zum Ab— 
lauf de& Jahres 1886 für ſämmtliche Mitglieder auf diefen Betrag er- 
höht werben. 

Die dazu erforderliche Abänderung der Statuten der Knappfchafts- 
faflen ift, foweit fie nicht innerhalb der gedachten Frift auf dem durch die 
Landesgeſetze oder die Statuten vorgejchriebenen Wege erfolgt, durch die 
Auffichtsbehörden mit rechtsverbindlicher Wirkung vorzunehmen. 

Die Vorſchriften des 826 Abſatz 1 finden auch auf Knappſchaftskaſſen 
Anwendung. 

Im Uebrigen bleiben die landesgefeglichen Vorfchriften über die Knapp— 
ſchaftskaſſen unberührt. 


Zu $ 74 und dem von den freien Hülfsfafjen handelnden 8 75 
bemerfen die Motive: 

„sn die Verhältnijje der Knappſchaftskaſſen und der freien Hülfs— 
fajjen ſoll durch dieſes Geſetz nicht weiter eingegriffen werden, als er- 
forderlich it, um ihren Mitgliedern dafjelbe Maß der Krankenunter— 
jtüßungen zu fichern, welches den Mitgliedern der auf Grund diejes 
Geſetzes errichteten Kranfenkafjen gewährt wird. Mit Rückſicht auf die 
Eigenthümlichkeiten beider Arten von Kaſſen erjcheint es angemefjen, in 
diejer Beziehung die Knappſchaftskaſſen den Fabrik-Krankenkaſſen, die 
freien Hülfskafjen der Gemeinde-stranfenverficherung gleich zu ſtellen.“ 

Nah 8 1 des K. V. Geſ. erjtredt fich die Zwangsverſicherung 
gegen Krankheit auch auf Perjonen, welche gegen Gehalt oder Lohn be- 
Ihäftigt jind „in Bergwerfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten, Brüchen 
und Gruben, in Fabriken und Hüttenwerfen“. Hiervon nimmt aber $ 74 
diejenigen bei jolchen Betrieben bejchäftigten Perjonen aus, welche Mit: 
glieder berggejeglicher Knappſchaftskaſſen find, indem das Geſetz dieje 
forporativen Verbände an eriter Stelle zur berufsgenofjenjchaftlichen 
Keranfenverficherung benugen will. Welche Klaſſen von Werfen mit ihren 
Arbeitern dem Knappſchaftszwange unterliegen und daher die bejondere 
Stellung bei der Sranfenverficherung nach 8 74 einnehmen, it oben 
©. 440 angegeben. Die Mitgliedichaft bei einem Knappſchaftsvereine 
oder einer demjelben angegliederten Krankenkaſſe befreit demnach nicht 
nur don der Verpflichtung, einer nach Maßgabe des K. V. Gef. errich- 
teten Krankenkaſſe, insbeſondere aljo einer Orts-Krankenkaſſe (8 16) oder 
einer Betriebs⸗(Fabrik-)Krankenkaſſe ($ 59) anzugehören, jondern jchließt 
auch die „jubfidiäre Form“ der Gemeindesstranfenverficherung ($ 4) aus. 

Soweit nicht im $ 74 etwas Anderes bejtimmt ift, find nach dem 
Schlußſatze defjelben die landesgejeglichen Vorjchriften über die Knapp— 
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ihaftskafjen, aljo für Preußen der jiebente Titel des Bergg. und die 
einjchlägigen VBorjchriften der Einf.-VBerordnungen unberührt geblieben. 

Die im 8 74 vorgejchriebenen Abänderungen betreffen zwei Bunte, 
nämlich): 

A. die Erhöhung der ftatutenmäßigen Leiftungen der Knapp— 
ſchaftskaſſen in Krankheitsfällen auf den Betrag der für die Fabrik: 
Krankenkaſſen vorgejchriebenen Mindeftleiftungen; 

B. die Anwendung der Vorjchriften im Abſatz 1 des 8 26 auf 
die Knappſchaftskaſſen. 

Zu A. 


Ueber die Tragweite der VBorjchrift im $ 74 Abi. 2 des K. V. Gel. 
fünnten nad) dem Wortlaute Zweifel entjtehen, indem hiernach ftreng 
genommen nur verlangt it, daß die „tatutenmäßigen“, aljo diejenigen 
Leiftungen, welche das auf Grund des Bergg. (88 169, 170) beichlofjene 
und beftätigte Statut und zwar „in Krankheitsfällen“ vorjchreibt, für 
jämmtliche Mitglieder auf den „Betrag“ der näher bezeichneten Mindeft- 
feiftungen „erhöht“, d. h. auf den höheren Geldwerth gebracht werden 
jollen. Da indek die Motive den Zweck diejer Vorjchrift ausdrücklich 
dahin feititellen, daß den Mitgliedern der Knappſchaftskaſſen und der 
Knappſchafts-Krankenkaſſen „daſſelbe Maß der Stranfenunterftügungen“ 
gefichert fein joll, welches den Mitgliedern der reichsgeſetzlichen Kranken— 
fafjen gewährt wird, jo ijt die Vorjchrift allgemein in dieſer weiteren 
Bedeutung aufgefaßt und dem entiprechend zur Ausführung gebracht wor- 
den, jo daß die für die Fabrik-Krankenkaſſen vorgejchriebenen Mindeſt— 
leiftungen nunmehr auch jämmtlichen Knappſchaftsmitgliedern zuftehen, 
und zwar ohne NRüdjicht darauf, ob bis dahin alle dieje Leiftungen 
Jämmtlichen Mitgliedern jtatutenmähig gewährt waren oder nicht. 

Die hier in Betracht kommenden Mindeitleiftungen find nun ge— 
mäß $ 64 des K. V. Geſ. die im $ 20 fejtgejegten. 

8 20. Die Orts-Krankenkaſſen follen mindeften® gewähren: 

1. eine Kranfenunterftügung, welche nach 88 6, 7, 8 mit der Maß- 
gabe zu bemefjen ift, daß der durchichnittliche Tagelohn derjenigen Klaffen 
der Verficherten, für welche die Kaſſe errichtet wird, ſoweit er drei Mark 
für den Arbeitstag nicht überfchreitet, an die Stelle des ortsüblichen Tage— 


lohnes gewöhnlicher ZTagearbeiter tritt; 

2. eine gleiche Unterftügung an Wöchnerinnen auf die Dauer von 
drei Wochen nach ihrer Niederkunft ; 

3. für den Todesfall eine Mitgliedes ein Sterbegeld im zwanzig- 
fachen Betrage des ortsüblichen Tagelohnes (8 8). 

Die Feltftellung des durchſchnittlichen Tagelohnes kann auch unter 
Berüdfichtigung der zwifchen den Kaffenmitgliedern hinſichtlich der Lohn 
höhe beftehenden Berfchiedenheiten KHaffenweije erfolgen. Der durchjchnitt- 
liche Tagelohn einer Klaſſe darf in diefem Falle nicht über den Betrag 
von vier Mark und nicht unter den Betrag des ortsüblichen Tagelohnes 
($ 8) fejtgejtellt werben. 
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Ergänzend beſtimmt hierzu 

$ 64. Die $$ 20 bis 42 finden auf bie Betrieba-(Fabrif-)Kranten- 
faffen mit folgenden Abänderungen Anwendung: 

1. Durch Beftimmung des Statut3 können die Beiträge und Unter- 
ftüßungen ftatt nach durchjchnittlichen Tagelöhnen (8 20) in Prozenten des 
wirklichen Arbeitsverdienftes der einzelnen Berficherten feftgefeßt werben, 
foweit diejer vier Mark für den Tag nicht überfteigt. 

Die im $ 20 angezogenen, zunächit auf die Gemeinde-Verficherung 
bezüglichen 88 6, 7 u. 8 haben folgenden Wortlaut: 

8 6. Als Kranfenunterftüßung ift zu gewähren: 

1. vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung, Arznei, 
jowie Brillen, Bruchbänder und ähnliche Heilmittel; 

2. im alle der Erwerbsunfähigkeit, vom dritten Tage nad) dem 
Tage der Erkrankung ab für jeden Arbeitstag ein Krankengeld in Höhe 
der Hälfte de ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter. 

Die Krankenunterſtützung endet ſpäteſtens mit dem Ablauf der drei— 
zehnten Woche nach Beginn der Krankheit. 

Die Gemeinden find ermächtigt, zu beichließen, daß bei Krankheiten, 
welche die Betheiligten fich vorfäßlich oder durch fchuldhafte Betheiligung 
bei Schlägereien oder Raufhändeln, durch Trunffälligkeit oder gejchlechtliche 
Ausfchweifungen zugezogen haben, das Krankengeld gar nicht oder nur 
theilweife gewährt wird, ſowie daß Perfonen, welche der Berficherungspflicht 
nicht unterliegen und freiwillig der Gemeinde-Srankenverficherung beitreten, 
erft nach Ablauf einer auf höchſtens ſechs Wochen vom Beitritt ab zu be— 
meſſenden Frift Krankenunterftühung erhalten. 

Das Krankengeld ift wöchentlich poftnumerando zu zahlen. 

$ 7. An Stelle der im $ 6 vorgefchriebenen Leiſtungen kann freie 
Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe gewährt werden und zwar: 

1. für diejenigen, welche verheirathet oder Glieder einer Familie find, 
mit ihrer Zuftimmung, oder unabhängig von bderfelben, wenn die Art der 
Krankheit Anforderungen an die Behandlung oder Verpflegung ftellt, wel- 
chen in der Familie des Erkrankten nicht genügt werden fann; 

2. für jonftige Erkrankte unbedingt. 

Hat der in einem Srankenhaufe Untergebradte Angehörige, deren 
Unterhalt er bisher aus feinem Arbeit3verdienfte beftritten hat, fo ift neben 
der freien Kur und Verpflegung die Hälfte des im $ 6 fejtgefeßten Kranken 
geldes zu Leiften. 

$ 8. Der Betrag bes ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tage: 
arbeiter wird von der höheren Verwaltungsbehörde nach Anhörung der 
Gemeindebehörbe feſtgeſetzt. 

Die Feſtſetzung findet für männliche und weibliche, für jugendliche 
und erwachjene Arbeiter bejonders ftatt. Für Lehrlinge gilt die für jugend» 
liche Arbeiter getroffene Feſtſtellung. 

Auf Grund diejer verjchiedenen, in einander eingreifenden Vor: 
ſchriften jegen fich die Verpflichtungen zufammen, welche den Knapp— 
Ichaftövereinen durch $ 74 des K. V. Gel. Hinfichtlich der Krankenver— 
jiherung auferlegt find. E3 find demnach folgende Mindeitleiftungen 
für jämmtliche Vereinsmitglieder zu gewähren: 
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1. Bom Beginn der Krankheit ab freie Kur und Arznei, ein— 
schließlich der im $ 6 bezeichneten Heilmittel; 

2. im Falle der Ermwerbsunfähigfeit vom dritten Tage nach der 
Erkrankung ab bis zur Dauer von längitens dreizehn Wochen für jeden 
Arbeitstag ein Sranfengeld in Höhe der Hälfte des durchichmittlichen 
Tagelohnes der Kafjenmitglieder, joweit er drei Mark bezw. wenn Die 
Feſtſetzung dejjelben klaſſenweiſe erfolgt, vier Mark für den Arbeitstag 
nicht überjchreitet. 

Dieje Leiftung erhöht fich bei Betriebsunfällen auf Grund des 
Unfallverſicherungsgeſ. $ 5 Ab}. 9: 

„Bom Beginn der fünften Woche nad Eintritt des Unfalls bis 
zum Ablauf der dreizehnten Woche ift das Krankengeld, welches den 
durch einen Betriebaunfall verlegten Perjonen auf Grund des Kranken— 
verficherungsgejeßes gewährt wird, auf mindeſtens zwei Drittel des bei 
der Berechnung deffelben zu Grunde gelegten Arbeitälohnes zu bemeflen. 
Die Differenz zwiſchen diejen zwei Dritteln und dem gejeglich oder fta= 
tutengemäß zu gewährenden niedrigeren Krankengelde ift der betheiligten 
Krankenkaſſe (Gemeinde-franfenverficherung) von dem Unternehmer des— 
jenigen Betriebes zu erjtatten, in welchem der Unfall fich ereignet hat. 
Die zur Ausführung diefer Beltimmung erforderlichen Vorjchriften er= 
läßt das Reichs-Verſicherungsamt.“ 

Vergl. hierzu Bekanntm. des Reichs-Verſicherungsamtes v. 30. 
Sept. 1885, Amtl. Nachrichten Jahrg. I ©. 283; Rundſchreiben deſſ. 
v. 18. März 1887, Jahrg. III ©.55; Bejcheid deſſ. v. 23. Dez. 1885, 
Jahrg. H ©. 2. 

3. eine gleiche Unterjtügung wie diejenige unter 2 an Wöchne- 
rinnen für die Dauer von drei Wochen nach ihrer Niederkunft; 

4. für den Todesfall eines Mitgliedes ein Sterbegeld im zwan— 
zigfachen Betrage des von der höheren Verwaltungsbehörde (Regierung, 
Negierungspräfident) feitgejegten ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher 
Tagearbeiter. 

Es entipricht dem Wejen der vorbezeichneten Mindejtleiitungen, 
daß fie durch das Statut erhöht und erweitert werden fünnen (vergl. 
$ 21 des Gel). Demgemäß geftatten viele Knappſchafts- und Kranfen- 
fafienftatuten ausnahmsweiſe eine über die regelmäßige Dauer von drei: 
zehn Wochen hinausgehende Gewährung von freier Kur und Arznei 
und von Krankengeld. Was ferner die drei Karenztage betrifft, jo find 
dieſelben zivar, joweit fie nicht bereits beitanden, fajt von ſämmtlichen 
Knappſchaftsvereinen al3 Hülfsmittel zur Bekämpfung der bedauerlichen 
Simulation von Krankheit eingeführt worden; obligatorisch iſt jedoch 
dieje larenzzeit für die Knappſchaftsvereine nicht, und eine zwangsweiſe 
Einführung derjelben würde ich gejetlich nicht rechtfertigen laffen (Min.- 
Erlaß v. 11. Dez. 1885 — 1 6599). Endlich fann die Bewilligung des vol- 
fen oder eines ermäßigten Krankengeldes auc) auf die Sonn: und Feittage 
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ausgedehnt werden. Uebrigens find als „Arbeitstage“ im Sinne des 
Gef. auch jolche Feiertage anzujchen, an welchen ortsüblich (und micht 
verbotswidrig) gearbeitet wird; Beicheid des Oberb. Bonn v. 5. Sept. 
1885, 8. Bd. 27 ©. 116. 

Die Schlufbeftimmung des 8 6 des K. V. Geſ.,, daß das Kranken— 
geld „wöchentlich“ zu zahlen it, gehört micht zu den nach $ 74 auf die 
Stnappjchaftsvereine ammwendbaren Borjchriften und wiürde auch mit den 
hergebrachten Einrichtungen unverträglich fein. 

Die Borichrift im $ 171 Nr. 2 des Bergg, welche den gejeßlichen 
Anipruc auf Krankenlohn davon abhängig macht, daß die Krankheit 
„ohne eigenes grobes Verſchulden“ entitanden it, hat die Aenderung 
erlitten, daß das Krankengeld unbedingt gewährt werden muß, wenn 
nicht durch Statut bejtimmt it, daß dafjelbe in den im K. V. Gel. $ 6 
Abi. 3, $ 26 Abi. 4 genau bezeichneten Fällen groben Verjchuldens ganz 
oder theilweije entzogen werden ſoll. Dieje Beitimmung findet jich jett 
in den Snappichaftsitatuten. 

Die Unterbringung Erkrankter in einem Krankenhauſe an Stelle 
der obigen Leiftungen unter Nr. 1 u. 2 regelt ſich nach) $ 7 des Gef. 
Vergl. auch) 88 30 u. 39 des Normalftatuts. 

Die Berpflegungstoften für ein „im öffentlichen Interefje* in einer 
Irrenanſtalt untergebrachtes geiſteskrankes Knappjchaftsmitglied hat nicht 
der Verein, jondern die Ortögemeinde (Heimathsgemeinde) zu tragen. Re— 
fursbeich. v. 14. März 1888, 3. Bd. 29 ©. 413. 

Die Unterftügung an Wöchnerinnen (Nr. 3) fällt bei den Knapp— 
ichaftsvereinen wenig in's Gewicht, weil legtere in der übertviegenden 
Mehrzahl keine weiblichen Mitglieder haben. Einzelne Statuten jehen 
indeß auch dieje Unterjtügung vor. 

Das Sterbegeld (Nr. 4) iſt von den Kinappichaftsvereinen vielfach 
firirt oder auf den zwanzigfachen Betrag des Normaltagelohnes jtatt 
des geringeren Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter fejtgejtellt ; vergl. 
auch $ 42 des Normaljtatuts. 

Die zunächjt durch $ 74 des K. B. Gef. veranlagte Abänderung 
der Knappſchaftsſtatuten hat fich zugleich darauf erjtredt, das Verhält— 
niß der Vereine zu der Unfallverficherung auf Grund des Gel. v. 6. Juli 
1834 zu regeln und auch jolche VBerbejjerungen vorzunehmen, auf welche 
die praktische Erfahrung hinwies; vergl. Min.Erlaß v. 1. Oft. 1883, 
3.3.25 ©.1. 

Zu B. 

Der im 8 74 Abf. 4 des K. V. Gef. auch auf die Knappſchafts— 
fajjen anwendbar erklärte Abjat 1 des $ 26 lautet: 

Für fämmtliche Kaflfenmitglieder beginnt das Necht auf die Unter- 


ftüßungen der Kaffe zum Betrage der geießlichen Mindeftleiftungen der 
Kafje (820) mit dem Zeitpunkte, in welchem fie Mitglieder der Kaſſe ge— 
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worden find ($ 19). Bon Kaflenmitgliedern, welche nachweifen, daß fie 
bereit3 einer anderen Krankenkaſſe angehört oder Beiträge zur Gemeinde— 
Serankenverficherung geleiftet haben, und daß zwifchen dem Zeitpunkte, 
mit welchem fie aufgehört haben, einer folchen Krankenkaſſe anzugehören 
oder Beiträge zur Gemeinde-Srankenverficherung zu leiften, und dem Zeit- 
punfte, in welchen fie Mitglieder der Ortskrankenkaſſe geworden find, 
nicht mehr ala dreizehn Wochen liegen, darf ein Eintrittägeld nicht er- 
hoben werben. 

Hiernach beginnt für jämmtliche verficherungspflichtige Mitglieder 
der Stnappfchaftsvereine das echt auf die oben befprochenen Mindeft- 
feiftungen mit dem Erwerbe der Mitgliedichaft, demnach gemäß 8 19 
„mit dem Tage, an welchem fie in die Beichäftigung eintreten, fofern fie 
nicht nachweislich einer der übrigen im $ 4 benannten Kaffen angehören“. 
Eine Beihäftigung, welche „ihrer Natur nach cine vorübergehende oder 
durch den Arbeitsvertrag im voraus auf einen Zeitraum von weniger 
als einer Woche bejchränft iſt“ ($ 1 des K. V. Gef.), kommt hier nicht 
in Betradt. 

Eintrittsgeld (Einichreibegebühr) wird nur von einem Theile der 
Knappichaftsvereine erhoben. Für diefe hat das obige bedingte Verbot 
der Erhebung eines Eintrittsgelde3 Bedeutung. — 

Weiter, ald ſich aus Vorſtehendem ergiebt, erjtredt fich die recht- 
[iche Einwirkung des K. B. Gef. auf die Knappichaftsvereine und die 
berggejeglichen Vorſchriften über diejelben nicht. So finden 3. B. die 
Vorschriften des K. V. Gef. über die Kaſſenbeiträge der Berficherungs- 
pflichtigen und der Arbeitgeber feine Anwendung auf die Knappſchafts— 
vereine, und dafjelbe gilt, wie in dem Komm.Berichte S. 87 ausdrück— 
(ich feitgeftellt ift, von den 88 85 u. 86 ded Gel. Arndt ©. 367 
dehnt dem $ 74 zuwider die Anwendbarkeit des K. V. Gef. zu weit aus. 
Auch trifft die Annahme von Arndt ©. 172, dag Nr. 1, 2 u. 3 des 
$ 171 des Bergg., abgejehen von den Invaliden, aufgehoben feien, nicht 
zu, vielmehr bilden diejelben nach wie vor die gejegliche Grundlage für 
das Kranken-Unterſtützungsweſen bei den Sinappichaftsvereinen. 


4. Invaliden-, Wittwen- und Waifenunterftüßung. Die 
auf $ 171 Nr. 4, 5 u. 6 des Bergg. beruhende Verpflichtung zur Ges 
währung von Invaliden-, Wittiven- und Waiſenunterſtützungen beſteht 
für die Knappfchaftsvereine in dem gejeglichen Umfange unverändert 
fort, unbejchadet desjenigen Erftattungsanfpruches, welcher den Knapp— 
ichaftsvereinen auf Grund des $ 8 des Unfallverficherungsgei. zufteht. 

Der Autonomie der Knappjchaftsvereine ift vorbehalten, unter Be- 
achtung der gejeglichen Mindeftleiftungen jenes Unterſtützungsweſen im 
Einzelnen zu regeln. Die Statuten treffen demgemäß nähere Bejtim- 
mungen über Erwerbung, Verlust, Berechnung und Höhe der Unter: 
ſtützungen für Invaliden, Wittwen und Waijen ꝛc, bei manchen Bereinen 
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auch über Halbinvaliden. Hierbei befteht in den leitenden Grundjäßen 
Uebereinftimmung, in den Einzelheiten aber manche Verjchiedenheit. Vergl. 
auch 88 43 bis 58 des Normalitatut3 nebit Erläuterungen. 

Auf Grund jolcher ſtatutariſchen Beſtimmungen find durch gericht- 
liche Entjcheidungen manche wichtige Recht3grundfäge feitgejtellt, welche 
das Berhältnig der Invaliden und der Hinterbliebenen von Vereinsmit— 
gliedern zu dem Snappjchaftsvereine betreffen. Vergl. u. a. bezüglich 
der Invaliden Urth. des Appell.-Ger. Köln v. 29. San. 1867, 3. Bd. 9 
©. 189, des Oberl.:Ger. Hamm v. 14. Jan. 1881, 3. Bd. 23 ©. 230, 
des Dberl.-Ger. Naumburg v. 29. Mai 1884 u. des Reichdg. v. 25. März 
1885, 3. Bd. 26 ©. 384, des Reichsg. v. 30. Ian. 1886, 8. Bd. 27 
©. 375; ferner bezüglich der Hinterbliebenen Urth. des Appell.-Ger. 
Arnsberg v. 31. Mai 1865, 3. Bd. 8 ©. 104, des Landg. Eſſen v. 
6. April 1883, 3. Bd. 24 ©. 375, und über die bejondere Frage wegen 
Herabjeßung bereit3 bewilligter Unterjtügungen $ 170 Bem. 4 ©. 448. 


5. Rechtliche Stellung der Knappſchaftsvereine zu dem 
Unfallverfiherungsgejeße. 


Unfallverfiherungsgefeß. Bom 6. Juli 1884. R. ©. Bl. ©. 69. 


Der Bergbau ift bei der Unfallverficherung im hervorragender 
Weife betheiligt, nimmt aber vermöge feiner Knappſchaftseinrichtungen 
eine gewiſſe Ausnahmeftellung im U. V. Gejeße ein ($ 94). Soweit es 
zum Verſtändniß dieſer Verhältniffe erforderlich ift, bedarf es cines Eur- 
zen Hinweiſes auf den wejentlichiten Inhalt des Geſetzes. 

Den Unternehmern der im $ 1 bezeichneten Betriebe liegt die gejeß- 
liche Verpflichtung ob, auf ihre Koſten ihre Arbeiter und Betriebsbe- 
amten, letztere jofern das Jahresarbeitsverdienit 2000 Mark nicht über: 
jteigt, gegen die Folgen der bei dem Betriebe fich ereignenden Unfälle 
nach Maßgabe der Beitimmungen des Gef. zu verfichern. Zu diefen Be— 
trieben gehören u. a. die „Bergwerfe, Salinen, Aufbereitungsanitalten, 
Steinbrüche, Gräbereien (Gruben), Fabriken und Hüttenwerke“. Der 
Betriebsunfall kann Körperverlegung oder Tödtung zur Folge haben; 
der Erjat des hierdurch entjtehenden Schadens ift Gegenjtand der Ver: 
ſicherung ($ 5). 

Im Falle der Verlegung beiteht der Schadenserjag: 1. in den 
Koften des Heilverfahrens und 2. in einer dem Verlegten für die Dauer 
der Erwerbsunfähigfeit zu gewährenden Nente, beides jedoch erit vom 
Beginn der 14ten Woche nad) Eintritt des Unfalls. Die Rente beträgt 
bei völliger Erwerb3unfähigfeit 66 %/,; Prozent des nach näherer Bor: 
ichrift des Gefetes ($ 5 Abſ. 3 bis 5) ermittelten Arbeitsverdienites 
und bei theilweifer Erwerbsunfähigfeit einen nad) dem Maße der ver- 
bliebenen Erwerbsfähigkeit zu bemejjenden Bruchtheil jener Rente. Nur 
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wenn der Unfall von dem Verletzten „vorſätzlich“ herbeigeführt ift, fällt 
jeder Anfpruch weg ($ 5 Abi. 7). Für die eriten 13 Wochen nach Ein- 
tritt des Unfalls liegt die Gewährung der freien Kur umd Arznei jowie 
des Stranfengeldes auf Grund der Sranfenverficherungsgef. der Kranken— 
kaſſe (Knappſchaftskaſſe) ob, und zwar muß dieſe Kaffe von der 5ten 
bis einjchliegl. der 13ten Woche das auf mindeſtens zwei Drittel des 
maßgebenden Arbeitsverdienstes zu erhöhende Krankengeld bezahlen, vor- 
behaltlich der Erjtattung der Differenz gegen das für gewöhnlich nied- 
rigere Krankengeld ſeitens des Betriebsunternehmers (85 Abi. 9; vergl. 
oben ©. 454). 

Im Falle der Tödtung ift als Schadenserjag außerdem zu leiften: 
1. als Erjag der Beerdigungskoſten das Zwanzigfache des maßgebenden 
Verdienſtes für den Arbeitstag, jedoch mindeftens 30 Mark; 2. eine den 
Hinterbliebenen des Getödteten vom Todestage an zu gewährende Rente. 
Diejelbe beträgt für die Wittwe bis zu deren Tode oder Wiederverhei- 
rathung 20 Prozent, für jedes vaterloje Kind bis zum zurüdgelegten 
ldten Lebensjahre 15 Prozent und, wenn das Kind auch mutterlos ift 
oder wird, 20 Prozent des maßgebenden Arbeitsverdienites. Die Ren— 
ten der Witten und der finder dürfen zufammen 60 Prozent des Ar— 
beit3verdienftes nicht überfleigen und werden eintretenden Falles in glei- 
chem Berhältnifje gekürzt. Bei der Wiederverheirathung erhält die Wittwe 
den dreifachen Betrag ihrer Jahresrente als Abfindung. Die Nente für 
die Aszendenten des DVerftorbenen, wenn diefer ihr einziger Ernährer 
war, beträgt für die Zeit bi$ zum Tode oder bis zum Wegfall der Be- 
dürftigfeit 20 Prozent des Arbeitsverdienftes. Die Aeltern gehen bei 
Gewährung der Renten den Großältern vor. In Konkurrenz mit der 
Wittwe und mit Deszendenten haben die Aszendenten einen Anſpruch 
nur, joweit für jene der Höchjtbetrag der Rente nicht in Anjpruch ge— 
nommen wird ($ 6). 


An Stelle der obigen Leitungen an Berlette (8 5) kann bis zum 
beendigten Heilverfahren freie Kur und Verpflegung in einem Kranfen- 
hauſe nach näherer Beftimmung des 8 7 gewährt werden, in welchem 
Falle den Angehörigen die vorbezeichnete Nente zuiteht. 

Ueber das Verhältniß zu Kranfenkaffen, Armenverbänden ec. trifft 
das Geſetz wörtlich folgende, auch für die Knappſchaftsvereine wichtige 
Beitimmung: 

88 Die Verpflichtung der eingefchriebenen Hülfskaſſen ſowie der 
Tonftigen Kranken-, Sterbe:, Invaliden- und anderen Unterſtützungskaſſen, 
en don Betriebsunfällen betroffenen Arbeitern und Betriebsbeamten jo- 
Wie deren Angehörigen und Hinterbliebenen Unterjtüßungen zu gewähren, 
Be die Verpflichtung von Gemeinden oder Armenverbänden zur Unter— 
ſtützung hülfsbedürftiger Perſonen wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
Soweit auf Grund ſolcher Verpflichtung Unterſtützungen in Fällen gewährt 
ind, im welchen dem Unterftügten nad) Maßgabe diefes Geſetzes ein Ent- 
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Ihädigungsanfpruch zufteht, geht der Leßtere big zum Betrage ber geleifteten 
Unterftüßung auf die Kaflen, die Gemeinden ober die Armenverbände über, 
von welchen die Unterjtügung gewährt worden ift. 

Das Gleiche gilt von den Betriebsunternehmern und Kaffen, welche 
die den bezeichneten Gemeinden und Armenverbänden obliegende Verpflich- 
tung zur Unterftüßung auf Grund gefeßlicher Vorſchrift erfüllt haben. 

Die Unfallverficherung erfolgt auf Gegenfeitigfeit durch die Unter- 
nehmer der unter $ 1 des Gejetes fallenden Betriebe, welche zu diejem 
Bwede in Berufsgenofjenjchaften vereinigt werden ($ 9). Privatverfi- 
cherungsgejellichaften find ausgejchloffen. Die Berufsgenoffenichaften 
find Träger der Verficherung und mit den Rechten jurijtiicher Perjonen 
ausgeſtattet. 

Die Mittel zur Deckung der von den Berufsgenoſſenſchaften zu 
leiſtenden Entſchädigungsbeträge und der Verwaltungskoſten ꝛc., ſowie 
zur Anſammlung eines Reſervefonds ($ 18) werden durch Beiträge auf— 
gebracht, welche von den Mitgliedern nach Maßgabe der in ihren Be— 
trieben von den Verficherten verdienten Löhne und Gehälter bezw. des 
Sahresarbeitsverdienjtes jugendlicher und nicht ausgebildeter Arbeiter 
($ 3 Abi. 3), ſowie der jtatutenmäßigen Gefahrentarife (8 28) jährlich 
umgelegt werden ($ 10). Die verficherten Arbeiter und Betriebsbeamten 
find nicht „Mitglieder“ der Berufsgenofjenjchaft und haben Beiträge 
nicht zu zahlen, unbejchadet der Beiträge, welche fie gejeglich und ſtatu— 
tengemäß zu den Krankenkaſſen (Knappſchaftskaſſen) zu leiſten haben. 

Die Bildung der Berufsgenofjenjchaften erfolgt auf dem Wege der 
Vereinbarung der Betriebsunternehmer unter Zujtimmung des Bundes- 
raths, welche in den im Gef. bezeichneten Fällen verjagt werden kann 
($ 12); eventuell wird die Berufsgenoffenjchaft durch den Bundesrath 
gebildet ($ 15). Ihre innere Verwaltung und ihre Gejchäftsordnung 
regeln die Genojjenjchaften durch ein der Genehmigung des Reichs-Ver— 
ſicherungsamts unterliegendes Statut. Dafjelbe kann u. a. die Ein- 
theilung der Genoſſenſchaft in örtlich abgegrenzte Sektionen jowie die 
Einjegung von DVertrauensmännern als örtliche Genofjenjchaftsorgane 
vorjchreiben (SS 16 ff.) Der Genofjenichaft liegt namentlich auch die 
Bildung der Gefahrenklajfen ſowie die Aufitellung und Abänderung des 
Gefahrentarif3 ob ($ 28). Ein Theil des Riſikos kann von der Ge- 
nofjenschaft auf die Sektionen übertragen, auch die gemeinjame Tragung 
des Riſikos zwiſchen Genojjenjchaften vereinbart werden (88 29, 30). 

Als Mitglied der Genofjenjchaft iſt jeder Betriebsunternehmer ver- 
pflichtet, feinen Betrieb anzumelden und Menderungen defjelben anzu— 
zeigen. Das die verficherungspflichtigen Betriebe nachweijende Genofjen- 
Ichaftsfatafter führt die Genofjenichaft (38 35 ff.). 

Das Gef. betheiligt ferner die Arbeiter an gewiſſen Angelegenhei- 
ten der Unfallverjicherung (58 41 ff.). Für jede Genoſſenſchaftsſektion 
bezw. Genofjenjchaft werden nämlich Vertreter der Arbeiter gewählt zum 
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Bwede der Wahl von Beifigern des Schiedsgericht? (8 46), der Bequt- 
achtung der zur Verhütung von Unfällen zu erlaffenden Borfchriften 
(88 78, 81) und der Theilnahme an der Wahl zweier nichtitändiger 
Mitglieder des Neich3-Verficherungsamts ($ 87). Außerdem haben die 
Boritände der Kranken- und der Knappſchaftskaſſen alle zwei Jahre aus 
der Zahl der Kaſſenmitglieder zum Zwecke der Theilnahme an den Unfall: 
unterfuchungen ($ 54) je einen Bevollmächtigten und zwei Erjamänner 
zu wählen, wobei die dem Vorſtande der Kaffe angehörenden Pertreter 
der Arbeitgeber an der Wahl nicht theilnehmen ($ 45). 

Für jeden Bezirk einer Berufsgenoſſenſchaft oder, jofern diejelbe in 
Sektionen getheilt ift, einer Sektion bejteht ein Schiedögericht, welches 
auf die Berufungen gegen die von den Genojjenichaftsorganen getrof- 
jenen Entjcheidungen über Entjhädigungsanfprüche ($ 62 Abf. 2) zu 
entjcheiden hat und gegen dejjen Entjcheidung nad; näherer Beitimmung 
des Geſ. ($ 63) der Rekurs an das Reich3-Berficherungsamt jtattfindet. 
Das Schiedsgericht hat einen ftändigen, aus der Zahl der öffentlichen 
Beamten ernannten Vorſitzenden und vier Beifiter, von denen zwei durch 
die Genoſſenſchaft bezw. die Sektion und zwei durch die Arbeiterver- 
treter gewählt werden. (58 46 bis 50.) Das erfahren vor den 
Schiedsgerichten ift durch Kaijerl. Verordnung dv. 2. Nov. 1885, R. 
G. Bl. ©. 279, geregelt. Vergl. auch Kaiferl. Verordnung dv. 13. Nov. 
1887 Art. III, R. ©. Bl. ©. 523. 

Die Feititellung der Entichädigungen erfolgt nach vorgängiger, der 
Ortspolizeibehörde (im Bereiche der Bergverwaltung dem Bergrevierbe- 
beamten) obliegenden Unterfuchung der Unfälle, durch die Organe der 
Berufsgenoffenichaft (88 53, 57 ff.). Die Auszahlung der Entjchädi- 
gungen wird auf Anweifung des Genofjenichaftsvoritandes vorſchußweiſe 
durch die Pojtverwaltungen bewirkt, kann aber bei der Knappſchafts— 
Berufsgenoſſenſchaft durch die Knappſchaftskaſſen erfolgen ($$ 69, 94). 

Die Genoffenichaften find befugt, über die von den Mitgliedern 
zur Verhütung von Unfällen in ihren Betrieben zu treffenden Einrich- 
tungen und über das in den Betrieben von den Berjicherten zur Ver— 
hütung von Unfällen zu beobachtende Verhalten, unter Bedrohung der 
Buwiderhandelnden mit Strafen, Unfallverhütungsvorjchriften zu erlafjen, 
welche der Genehmigung des Neichs-Verficherungsamts bedürfen (88 78 
bis 80). Anordnungen der Landesbehörden zur Berhütung von Un— 
fällen jollen, fofern nicht Gefahr im Verzuge ift, vorher den betheilig- 
ten Genoſſenſchafts- oder Selktionsvorjtänden zur Begutachtung mitge- 
theilt werden ($ 81). Den Genofjenjchaften jteht ferner eine Ueberwa— 
chung der Betriebe in der durch das Gef. geregelten Weile zu (88 82 
bis 86). 

Auffichtsbehörde für die Berufsgenofjenichaften tft das Reichs-Ver— 
jicherungsamt in Berlin. Die Grundzüge feiner Organijation und Zu- 
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jtändigfeit find im Gef. (88 87 bis 91) enthalten. Die Formen des 
Berfahrens und den Geichäftsgang regeln die Kaiſerl. Verordnungen vd. 
5. Aug. 1885 u. 13. Nov. 1887, R. G. Bl. v. 1885 ©. 255 u. v. 1887 
©. 523. In den einzelnen Bundesjtaaten können für das Gebiet und 
auf Koſten derjelben Landes-Berfiherungsämter von den Landesregie- 
rungen errichtet werden ($$ 92, 93). 

Die ciwilrechtliche Haftpflicht tft den nad) Maßgabe des Gef. ver- 
jicherten Perjonen und deren Hinterbliebenen gegenüber auf diejenigen 
Betriebsunternehmer und Betriebsbeamten bejchränft, gegen welche durch 
Itrafgerichtliches Urtheil feitgeftellt ift, daß fie den Unfall vorjäßlich 
herbeigeführt haben ($ 95). Die Haftpflicht derjelben für alle Aufwen— 
dungen, welche von den Genojjenichaften oder Krankenkaſſen gemacht 
worden find, geht weiter ($ 96). Die Haftung Dritter beftimmt fich 
nad) den bejtehenden gejeßlichen Vorjchriften ($ 98). 

Bon welchen Staats- oder Gemeindebehörden die im Gej. den hö— 
heren Verwaltungsbehörden, den unteren Verwaltungsbehörden und den 
Drt3polizeibehörden zugewieſenen Berrichtungen wahrzunehmen find, ha- 
ben die Zentralbehörden der Bundesstaaten zu bejtimmen ($ 109). Dem- 
gemäß it für Preußen durch Verordnung des Minifters der öffentlichen 
Arbeiten v. 13. Aug. 1884, Beitichr. f. B-, H.- u. S.Weſen Bd. 32 
©. 58, 3. Bd. 26 ©. 153, bezüglich der berggejeßlich der polizeilichen 
Beauffihtigung der Bergbehörden unterworfenen Betriebe beſtimmt, 
daß die Verrichtungen der höheren Berwaltungsbehörden von den Ober- 
bergämtern, Diejenigen der unteren Verwaltungsbehörden von den Re— 
vierbeamten und die den Ortspolizeibehörden überwiejenen Funktionen 
ebenfall3 von den Revierbeamten bezw. von den als jolche fungirenden 
Staatswerfsdireftoren wahrzunehmen find. 

In gleicher Weiſe, wie das Srankenverficherungsgej. ($ 74) den 
beftehenden Snappichaftsvereinen die aus der Sranfenverficherung ent: 
Ipringenden Leiftungen übertragen hatte (S. 451), fonnten die Knapp— 
ſchaftsvereine als folche nicht zu Trägern der Unfallverficherung gemacht 
werden, weil diefelben nur zum Theil den Anforderungen, welche das 
U. V. Gef. an die Leiltungsfähigkeit macht, gewachjen jein würden und 
außerdem die Beitragspflicht nicht den Betriebsunternehmern allein aufs 
erlegen, jondern zwifchen diejen und den Vereinsmitgliedern theilen. Au— 
dererjeit3 beftand aber auf Seiten der Betheiligten der lebhafte Wunjch, 
die Knappichaftsvereine bei der Durchführung der reichsgejeglichen Un: 
fallverficherung al3 Organe benutzt und ihren Fortbeitand im Zuſammen— 
hange mit der neuen Einrichtung gefichert zu jehen. Zu dieſem Behufe 
wurde bei der zweiten Berathung des Gejegentwurfs der Antrag Leuſch— 
ner (Eisleben) auf Einfchaltung des $ le (jet $ 94) eingebracht und 
in der Reichstagsfigung v. 21. Juni 1884 angenommen; Berhandl. Bd. 4 
©. 1148; Utenftüd 146 Bd. 2 ©. 941. 
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8 94 lautet: 

Unternehmer von Betrieben, welche Iandesgefeglich beftehenden Knapp— 
jchaftsverbänden angehören, können auf Antrag der Vorſtände der letzteren 
nad) Maßgabe der SS 12 ff. vom Bundesrath zu Knappſchafts-Berufsge- 
nofjenfchaften vereinigt werden. 

Die Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaften können durch Statut be— 

immen: 
' a) daß die Entjchädigungsbeträge auch über fünfzig Prozent hinaus 
($ 29) von denjenigen Sektionen zu tragen find, in deren Bezirken die Un- 
fälle eingetreten find; 

b) daß den Snappfchaftsälteften die Funktionen der im $ 41 bezeich- 
neten Vertreter der Arbeiter übertragen werben; 

e) daß Knappſchaftsälteſte ftimmberechtigte Mitglieder des Genoffen- 
ſchaftsvorſtandes oder, fofern die Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaft in Sek— 
tionen getheilt ijt, der Seltionsvorftände find; 

d) daß die Auszahlung der Entjchädigungen durch die Knappſchafts- 
kaſſen bewirkt wird ($ 69). 

In Ausführung des $ 94 ijt unter dem Namen „Snappichafts- 
Berufsgenofjenschaft“ die Berufsgenofjenjchaft der deutjchen Knappſchafts— 
vereine mit dem Sibe in Berlin gebildet und von dem Bundesrath ge- 
nehmigt worden; Belanntm. des Reichs-Verſicherungsamts v. 22, Mai 
1885, Neichsanzeiger Nr. 119. Der Bezirk der Genofjenjchaft erſtreckt 
ſich über das ganze deutjche Reich. Diejelbe umfaßt alle Betriebe, welche 
(andesgefeglich beftehenden Knappſchaftsverbänden angehören, mit Aus- 
nahme der Hochöfen und Stahlhütten, Eijen- und Stahl-, Friſch- und 
Stredwerke, Eijengießereien, Schwarze und Weißblechfabrifen (III b 3, 
Ve 1 u. 2 der Reichsberufs:(Gewerbe-)Statijtil). Demgemäß find 
auch diejenigen Hüttenwerke, welche noch jegt Knappjchaftsvereinen an— 
gehören, mit den übrigen Werfen diefer Art bejonderen Berufsgenofjen- 
ichaften zugetheilt. Die Klaſſen von Werfen, welche fi, abgejehen von 
diefer Ausnahme, in Knappjchaftsvereinen und demnach auch in der 
Knappichafts-Berufsgenofjenichaft befinden, find oben (S. 440) angege- 
ben. Gegenwärtig gehören dieſer Genofjenjchaft 173 Knappichaftsvereine 
mit 346146 (im Jahre 1887) verficherten Mitgliedern an. Fir Die 
nicht fnappjchaftspflichtigen Bergwerfe und Steinbrüche 2c. beſteht für 
das ganze Neichsgebiet die „Steinbruch3-Berufsgenofjenichaft mit dem 
Site in Berlin. Vergl. Belanntm. des Reichs-Verſicherungsamts v. 
22. Mai 1885 und 15. April 1886, auch v. Woedtke ©. 391 u. 2. 
Bd. 26 ©. 419. 

Nach dem von dem Reich3-Berjicherungsamte am 9. Juli 1885 
genehmigten Statut der Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaft (3. Bd. 26 
©. 426) ijt diefelbe in acht Sektionen getheilt. Für jede Sektion find 
Bertrauensmänner und Stellvertreter derjelben als örtliche Genojjen- 
Ihaftsorgane zu wählen bezw. gewählt. Die Angelegenheiten der Be- 
rufsgenofjenjchaft werden durch die Genofjenjchaftsverfammlung, den Ge- 
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nofjenschaftsvorstand, die Sektionsverſammlung, die Sektionsvorſtände 
und die Vertrauensmänner verwaltet. 

Bon der Befugniß, die im $ 94 des U. V. Ge. unter a bis d 
bezeichneten Gegenjtände jtatutariich zu regeln, hat die Knappſchafts— 
Berufsgenoſſenſchaft in nachitehender Weile Gebrauch gemacht: 

a. So lange bei einer Sektion die aus dem U. V. Gef. erwad)- 
jenden Koſten im Laufe eines Jahres nicht um mehr als 10%, höher 
find, als die normale (von der Genoſſenſchaftsverſammlung feitgeftellte) 
Ausgabe, ausgedrückt in Prozenten der anrechnungsfähigen Lohnſumme, 
hat die Sektion fie allein volljtändig zu tragen. Gehen die Ausgaben 
eines Jahres für eine Sektion über dieſe Höhe hinaus, jo fällt das 
Weitere ganz der Genofjenjchaft zur Laſt. $ 35 des Statut. 

b. Al3 Vertreter der Arbeiter ($ 41 des Gef.) fungiren die Knapp— 
Ichaftsältejten der zu den Sektionen gehörigen Kinappfchaftsvereine, ſo— 
weit diejelben zu den verjicherten Betriebsbeamten und Arbeitern gehören. 
8 34 des Statuts. 

e. Die Knappichaftsälteiten find wählbar zu ftimmberechtigten Mit- 
gliedern des Genofjenichaftsvorjtandes und der Seftionsvorjtände. 88 11 
u. 25 de Statuts. 

d. Die Auszahlung der Entichädigungen kann auf Beihluß der 
Seftionsverjammlung durch die Knappſchaftskaſſen, in deren Bezirk Die 
Empfangsberechtigten wohnen, erfolgen. Auch für alle übrigen Aus— 
gaben jowie für die Einnahmen fünnen diefe Kaſſen den Seftionsvor- 
Itänden nach den von dieſen hierüber zu treffenden jpeziellen Beſtimmun— 
gen als Organe dienen. Die den Knappſchaftskaſſen zu letjtende Zins— 
vergütung wird den Ausgaben zugerechnet. $ 46 des Statuts. 


Was nun das Nechtsverhältnig der Knappſchaftsvereine zu Der 
Stnappichafts-Berufsgenofjenichaft bezüglich der beiderjeitigen Leiſtun— 
gen betrifft, jo fommt hauptjächlich die oben (©. 458) wiedergegebene 
Vorjchrift im S 8 des U. V. Gef. in Betracht, nad) welcher die beite- 
hende Berpflichtung der Knappſchaftskaſſen, den von Betyiebsunfällen 
betroffenen Arbeitern und Betriebsbeamten jowie deren Argehörigen und 
Hinterbliebenen Unterftügungen zu gewähren, durch das, RE nicht. 
berührt wird. Die Knappfchajtsvereine bleiben alſo rechtlich erplichte 
auch den durch Betriebsunfälle Betroffenen die Leiitiiigen, welche state 
tenmäßig fejtgeitellt find, unverfürzt fortzugewähren. Dies nilt nament⸗ 
lic) von den Invaliden:, Wittwen- und Waijenunteritibungen, von dem 
Sterbegeld und von dem Krankengeld, jofern diejes nach den Statnt 
noch über die erjten 13 Wochen hinaus gewährt wird. Dagegen hat 
der Sinappfchaftsverein einen Nechtsanfpruch gegen die Knappſchafts-Be— 
rufsgenoſſenſchaft auf Erjtattung desjenigen Betrages der Won ihm ger. 
leifteten Unterftügung, welchen die Berufsgenofjenichaft ihrerſeits auf 
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Grund des Geſetzes zu leijten hat, indem der Entichädigungsanjpruch 
des urjprünglich Berechtigten auf den Knappjchaftsverein übergeht. Auf 
beiden Seiten bejteht demnach eine prinzipale Verpflichtung zur Unter: 
jtügung bezw. zum Schadenserjage; dem Berechtigten fommt diejelbe 
jedoch nur einmal und zwar in dem Betrage, welcher der höchſte ift, 
zu Gute. Thatjächlich wird demgemäß der Knappſchaftsverein um die 
der Berufsgenoffenjchaft obliegenden Leiftungen erleichtert. Bei Feſt— 
jegung der laufenden Mitgliederbeiträge brauchen deshalb die von der 
Berufsgenofjenichaft zu erjtattenden Ausgaben nicht in Anſchlag gebracht 
zu werden, jo daß aljo die Mitglieder des Knappſchaftsvereins durch ihre 
Beiträge zur Bereinsfaffe nicht etwa doch, dem U. V. Gej. zuwider, 
indirekt zu den Koſten der Unfallverficherung beitragen. 

In gleicher Weife liegt das Verhältniß der Knappſchaftsvereine zu 
denjenigen Berufsgenofjen, welchen im Knappſchaftsverbande ftehende 
Hüttenwerfe (S. 462) angehören. 

Diejer Rechtslage freilich nicht ganz entiprechend, aber mit gleichem 
Erfolge für die Berechtigten und zu Gunſten der Gejchäftsvereinfachung 
haben manche Snappjchaftsvereine in ihr Statut die Beitimmung auf- 
genommen, daß in den Fällen, in welchen Entihädigung auf Grund 
des U. V. Gef. geleiftet wird, dieſe Entjchädigungen auf die Knappſchafts— 
leiſtungen in der Weije in Anrechnung fommen, daß legtere nur eintreten, 
fall3 und injoweit die Unfallkaſſe nicht ihrerjeit3 eintritt. 

Selbjtredend find die Knappſchaftsvereine verpflichtet, den Unfalls 
invaliden und deren Angehörigen auch diejenigen auf dem Statut be- 
ruhenden Leiftungen zu gewähren, auf welche das U. 3. Gel. fich über- 
haupt nicht erjtredt. Dahin gehören namentlich: 

in Krankheitsfällen freie Kur und Arznei für Unfallinvaliden, nach— 
dem das in Folge des Betriebsunfalls nothwendige Heilverfahren been- 
digt iſt; 

Ichliegliche völlige Penftonirung der Infallinvaliden, welche in Folge 
theilweijer Erwerb3unfähigfeit nad dem Maße der verbliebenen Erwerbs— 
fähigfeit entjchädigt worden find, vorausgejeßt, daß die jpätere völlige Er- 
werbsunfähigfeit nicht Folge des Betriebsunfalls iſt (vergl. 8 65 des Gef.); 

Unterjtügung für die Wittwen und Waijen derjenigen Unfallinva- 
liden, welche jpäter eines natürlichen, nicht durch den Betriebsunfall ver: 
urjachten Todes fterben; 

Sterbegeld für Unfallinvaliden im letzteren Falle; 

Kindergeld, welches einzelne Knappſchaftsvereine auch bei Lebzeiten 
der Invaliden gewähren. 


6. Unter Umständen hat nicht der Knappichaftsverein, jondern die 
Eivilgemeinde das Sterbegeld zu bezahlen ; Beich. des Oberb. Halle v. 23. 
Juni u. Refursbeich. v. 6. Sept. 1887, 3. Bd. 28 ©.535, Bd. 29 ©. 266. 
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7. Ein Ortdarmenverband, welcher einem invaliden Knappſchafts— 
genofjen Armenunterjtügung gewährt hat, kann gemäß 8 62 des Gei. 
über den Unterftüßungswohnfit v. 6. Juni 1870 (B. ©. Bl. ©. 360) 
die Fnappichaftlichen Benefizien, ſoweit dieſelben noch nicht ausgezahlt 
find, in Anfpruch nehmen. Urth. des Oberl.-Ger. Hamm v. 20. April 
1887, 3. Bd. 29 ©. 246, 

3u 8 172. 

Die Motive zu $ 172 (S. 99) wiejen darauf Hin, da, während 
das Penſionsweſen für Invaliden, Wittwen und Waiſen größere, mit 
Kapitalvermögen ausgeftattete Vereine und daher ausgedehntere Bezirke, 
jowie die Unabhängigkeit jolcher Vereine von dem Bejtande der einzel- 
nen Werfe bedinge, dieſe Einrichtung fich bei dem Kranfenunterjtügungs- 
weſen aus mehrfachen Gründen im Allgemeinen nicht bewähre. E& em— 
pfehle fich deshalb, die Verwaltung der Knappſchaftsvereine in Bezug 
auf das Krankenunterſtützungsweſen zu dezentralifiren, letzteres innerhalb 
engerer Kreiſe durch befondere Krankenkaſſen bejorgen zu lafjen, und 
auf diefe Weiſe die Vereine vor einer übermäßigen, die wichtigeren In— 
terefjen des Penſionsweſens gefährdenden Anjpannung ihrer Kräfte zu 
beivahren. Diefe Ueberzeugung wurde indeß damals nicht jo allgemein 
getheilt, daß es erreichbar gewejen wäre, die bei den Knappſchaftsver— 
einen jeit Alters beitehende und durch das Knappſchaftsgeſ. v. 10. April 
1854 auf's Neue befejtigte Zufammengehörigfeit der Fürjorge für die 
erkrankten Mitglieder und für die Invaliden, Witwen und Waiſen durch 
gejeglichen Zwang aufzulöjen. Da zudem die Verhältniffe in Bezug 
hierauf bei den einzelnen Knappſchaftsvereinen jehr verjchieden Tagen, jo 
beichränfte das Geſetz ($ 172) ſich darauf, die gejegliche Möglichkeit 
zur Abtrennung des Kranfen-Unterjtügungswejens zu gewähren und hier: 
mit der autonomijchen Reform den Weg zu bahnen. Werden demnach) 
auf Grund eines gemeinjchaftlichen Beichlufjes der Betheiligten innerhalb 
eines Knappſchaftsbezirks befondere Krankenkaſſen mit getrennter Verwal: 
tung eingerichtet, jo hat dies nicht etwa eine Auflöjung des Knapp— 
Ichaftsverbandes zur Folge, vielmehr bildet die Krankenkaſſe nur eine 
unter der Beauffichtigung des Knappſchaftsvorſtandes ftehende Abthei— 
lung des Hauptvereing mit derjenigen Selbjtitändigfeit, welche den Zwecken 
diejes Theiles des Unterjtügungswefens entſpricht, und dient zugleich dem 
Hauptvereine für manche Gefchäfte als Hülfsorgan. Die Eigenjchaft 
juriftijcher Perjonen bejigen dieſe Krankenfafjen nicht. Das Oberauf- 
fihtsrecht des Oberbergamts erjtredt fich auch auf fie. 

Nach dem der Abficht des Gejeßes entiprechenden Wortlaute des 
8 172 Ab. 1 jollen die befonderen Krankenkaſſen fich zwar auf „ſämmt— 
liche“ Vereinswerke erjtreden; dies hindert jedoch nicht, zunächjt nur auf 
einzelnen Werken verſuchsweiſe Krankenkaſſen einzurichten. Komm.Bericht 
d. WU ©. 9, 9. 

30 
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Anders geftaltete fich die Krankenkaſſenfrage im vormaligen Her- 
zogthum Naſſau. Anknüpfend an den durd) das dortige Gef. über die 
Knappſchaftskaſſen v. 23. Nov. 1861 (3. Bd. 3 ©. 26) geichaffenen 
Rechtszuſtand, jchrieb die Einf.-Berordn. v. 22. Febr. 1867 Art. V die 
Einrichtung bejonderer Krankenkaſſen gejeglich vor, verlieh denſelben die 
Eigenſchaft jurijtiicher Perjonen und ordnete fie der Beauffichtigung 
durch den Vorftand des Allgemeinen Knappjchaftsvereins Naffau unter. 

In lebhafteren Fluß kam die Frage wegen Abtrennung des Kranfen- 
Unterftügungswejens erjt wieder, als das Krankenverſicherungsgeſetz mit 
jeinen größeren Anforderungen auch an die Knappſchaftsvereine heran- 
trat. Man erkannte die Nothwendigfeit, diejen Zweig der Bereinsthätig- 
feit noch haushälterischer als feither einzurichten, der gefteigerten Ver— 
juhung zur Simulation von Krankheit entgegenzuwirfen und die hierzu 
dienlichen Mittel ausfindig zu machen, wobei ſich insbejondere die völlige 
Trennung der betreffenden Einnahmen und Ausgaben von denjenigen 
für das Penſionsweſen empfahl. In Folge defjen haben manche Knapp— 
ichaftövereine auf Grund des $ 172 bejondere Krankenkaſſen mit 
oberbergamtlich bejtätigten Statuten in's Leben gerufen, 3.3. der Claus— 
thaler Knappichaftsverein; vergl. Lahmeyer, 3. Bd. 27 ©. 471, 498. 
Andere haben es vorgezogen, das Stranken-Unterjtügungswejen nur rech— 
nungsmäßig abzuzweigen, jo daß für die Krankenkaſſen des Vereins— 
bezirks bejondere Etats von dem Knappſchaftsvorſtande aufgejtellt, Die 
Einnahmen und Ausgaben bejonders gebucht und die Beiträge abgejon- 
dert von den zur Penſionskaſſe zu leiftenden Beiträgen feitgeftellt, Die 
Verwaltungsgejchäfte aber, wie für die Penfionskaffe, von den Organen 
des Hauptvereing geführt werden; jo u. a. der Saarbrüder und der 
Märkische Knappfchaftsverein. Von den neueren Bergg. hat nur das— 
jenige für Helfen (Art. 164) die Einrichtung bejonderer Krankenkaſſen 
für obligatorisch erklärt; vergl. Tedlenburg 3. Bd. 25 ©. 249. 


Zu $ 173. 

Das Verbot der Uebertragung und Beichlagnahme der im 8 173 
bezeichneten Anſprüche bejteht für ähnliche Forderungen auch in der 
Neichsgejeßgebung ; vergl. K. V. Gel. $ 56, U. V. Geſ. $68 ꝛc. Außer: 
dem gehören aber dieje Anfprüche überhaupt zu den „unpfändbaren“, 
indem nach der maßgebenden Vorjchrift im $ 749 Nr. 4 C. P. O. der 
Pfändung nicht unterworfen find: „Die aus Kranken-, Hülfs- oder Sterbe- 
faffen, insbejondere aus Knappſchaftskaſſen und Kaſſen der Knappſchafts— 
vereine zu beziehenden Hebungen.“ 


Zu 8 174. 


Die im $ 174 ausgeſprochene Beitragspflicht beider Theile, der 
aktiven Vereinsmitglieder und der Werfsbefiger d. h. der Betreiber für 
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eigene Rechnung erhält eine bewährte Einrichtung des Knappſchaftsweſens 
in Webereinitimmung mit $ 4 des Knappſchaftsgeſ. aufrecht. 

Ueber einen den Beginn der Beitragspflicht betreffenden Spezial- 
fall vergl. Min.-Erlaß v. 2. März; 1872, 3. Bd. 13 ©. 291. 


3u & 175. 


1. Abſ. 1 des $ 175 giebt den bereit3 im $ 4 des Knappſchaftsgeſ. 
feitgeftellten Grundjat wieder. Die Beiträge der Mitglieder find bei der 
überwiegenden Mehrzahl der Snappjchaftsvereine dem Arbeitsverdienfte 
entiprechend firirt, vereinzelt aber auch in Prozenten des Normalarbeits- 
lohns ausgedrüdt, und jtufen ſich meiſtens nach den Mitgliederklaffen 
und nach der Trennung in unftändige und jtändige Mitglieder ab. Viele 
Statuten räumen dem Stnappichaftsvoritande die zweckmäßige Befugniß 
ein, innerhalb gewijjer Grenzen die Beitragsſätze zu erhöhen oder zu 
ermäßigen. Soweit bejondere Krankenkaſſen bejtehen oder wenigstens 
rechnungsmäßig von der Penſionskaſſe getrennt find, findet auch eine 
gejonderte Feſtſetzung der Beiträge ſtatt. 

2. Wie $ 4 des Knappſchaftsgeſ. jo jegt auch $ 175 Abi. 2 den 
Mindejtbetrag des Werfsbefigerbeitragd auf die Hälfte des Arbeiter 
beitrag feſt. Unter dieje Hälfte herabzugehen, erſchien nicht räthlich; 
Motive S. 101. Anders das K. B. Geſ., welches dem Arbeitgeber zwar 
auch 50%, des Beitrags des Arbeitnehmers al3 Beitrag auferlegt, aber 
der Regel nad) nur als Marimalleiftung ($$ 52, 65). Dagegen find 
die Beiträge zu der Unfallverficherung von erjterem allein zu leiſten, 
u. V. ©. 8 10. 

3. Die Beitimmung im $ 4 des Knappſchaftsgeſ. daß der Knapp— 
ſchaftskaſſe auch „zufällige Einnahmen“ durch das Statut zugewwiefen 
werden können, iſt wegen der Erwerbsfähigfeit der Kinappjchaftsvereine 
als juriftiiche Perſonen jelbjtverjtändlih und nur aus diefem Grunde 
nicht in das Bergg. übernommen; Motive ©. 101. Im der That haben 
auch die Knappichaftsvereine außer den ihnen durch) das Bergg. ſelbſt 
(88 90, 92) zugewiejenen Forderungen und Geldjtrafen bald diefe, bald 
jene mehr oder minder erheblichen Nebeneinnahmen, ald da find: Auf- 
nahme» und Einfchreibegebühren, Trau- oder Heirathsgebühren, Disci- 
plinaritrafen, freiwillige Gaben und Vermächtnifje, auch wohl eine Ver- 
leihungsgebühr; vergl. Rekursbeſch. v. 4. Mai u. 7. Aug. 1872, 3. 
Bd. 13 ©. 290, Bd. 15 ©. 408. 

4. Bei Erbichaftsanfällen können die Knappjchaftsvereine nicht 
völlige Befreiung von der Erbichaftsiteuer (Nr. 29 des Tarifs zum Erb- 
ſchaftsſteuergeſ. v. 30. Mai 1873, ©. ©. ©. 342) beanfpruchen, haben 
jolche Anfälle vielmehr nach der Tarifpofition C e mit 4°/, zu verjteuern. 
Min.-Erlafje v. 27. Nov. u. 3. Dez. 1878, 3. Bd. 20 ©. 275. 

5. Bei der Zwangsvollſtreckung in Bergwerkgeigenthum jteht den 
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Knappſchafts- und Krankenkaſſen für die Beiträge, welche nach 88 174 
u. 175 von dem „Werföbefiger“ (Arndt ©. 174) zu leiften find, im 
Geltungsbereiche des Ge. v. 13. Juli 1883 das Vorrecht der fünften 
Kaffe der Gläubiger zu, und zwar für die laufenden Beiträge und Die 
Rückſtände derjelben aus den beiden legten Jahren. Die laufenden Bei- 
träge nehmen ihren Anfang von dem leßtverflofjenen Fälligkeitstermine 
vor der erſten Beichlagnahme des Bergwerfseigenthums, und die Rück— 
ftände werden von demjelben Zeitpunfte zurücigerechnet. 88 159, 28 u. 
36 des Geſ.; oben ©. 178, 179. Nach 8 180 Abſ. 1 des Geſ. findet 
dieſes Vorrecht auch Anwendung, wenn die Zwangsverfteigerung von. 
Bergwerkseigenthum von dem Konfursverwalter beantragt wird, ſowie 
in den im Abj. 2 Nr. 3 daf. bezeichneten befonderen bergrechtlichen Fällen ; 
oben ©. 180. 

6. Im Konfkurje genießen die Knappſchafts- und Krankenkaſſen, 
abgejehen von dem vorbezeichneten Falle, in ihrer Eigenjchaft als „öffent: 
fiche Verbände“ nach $54 Nr. 3 der Reichs-Konkursordnung (R. ©. DI. 
v. 1877 ©. 362) das Vorrecht der dritten Klaſſe für die Beiträge der 
Merksbefiger und Arbeiter aus dem legten Jahre vor der Eröffnung 
des Verfahrens. Hierbei fommt in Betracht, daß die dem Werksbeſitzer 
im 8 176 Abſ. 1 des Bergg. auferlegte Verpflichtung zur Zahlung der 
Beiträge feiner Arbeiter an die Knappſchafts- und Krankenkaſſe als 
eigene Schuld des Werksbeſitzers aufzufaffen ift, und daß daher jenes 
Vorrecht im Konkurje über das Vermögen des Werföbefigers fich auch) 
auf die Arbeiterbeiträge erjtredt; Urth. des Reichsg. v. 31. März 1886, 
3. Bd. 27 ©. 367, Gruchot Bd. 30 ©. 1010; auch oben ©. 183 u. 
Arndt ©. 174. 


Zu 8 176. 

1. Die aus $ 11 des Knappſchaftsgeſ. übernommene Vorſchrift 
des 8 176 Abſ. 1 begründet eine eigene Schuld des Werksbeſitzers, $ 175 
Ben. 6. 

Die neu Hinzugefügten VBorjchriften im Abſ. 2 u. 3 Haben den 
Zweck, die Werfsbefiger zur regelmäßigen und rechtzeitigen Anmeldung 
ihrer Arbeiter bei dem Knappſchaftsvorſtande zu nöthigen und hiermit 
früher empfundene Uebelftände zu bejeitigen. Motive ©. 101. Bergl. 
auch U. ®. Gef. $$ 11, 35, 36. 

2. Die Verpflichtung der Werfsbefiger, für die Einzichung und 
Abführung der inappjchaftsbeiträge ihrer Arbeiter aufzufommen, erjtredt 
ſich auch auf die Beiträge der bei einem verdungenen Werfe, z. B. einem 
Schadjtabteufen bejchäftigten Arbeiter. Min.Beſch. v. 15. Sept. 1870, 
3. Bb. 11 ©. 366. Dagegen iſt der Eigenthümer eines jequeitrirten 
Bergwerfs nicht verpflichtet, die Sinappfchaftsbeiträge derjenigen Arbeiter, 
welche während der Sequejtration von dem Sequefter angenommen umd 
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beijchäftigt worden find, zur Kinappichaftsfaffe zu bezahlen. Urth. des 
Kompetenzg. dv. 18. März 1865, Juſt-Min.Bl. ©. 118; Oppenhoff 
Nr. 969. 

3. Für das „Zwangsverfahren“ zur Beitreibung rüdjtändiger Ar- 
beiterbeiträge von Werfsbefigern find die bei $ 177 Bem. 1 angegebenen 
Borjchriften maßgebend. 

4. Die dem Knappſchaftsvorſtande im Abi. 3 eingeräumte alter: 
native Befugniß erſtreckt fich auch auf den Fall, daß ein Werfsbefiter 
feine Arbeiter nur unvollitändig angemeldet hat; der Vorſtand kann 
auch in diefem Falle die Zahl der Beitragspflichtigen „nach feinem Er— 
meſſen“ (nicht willfürlich) bejtimmen. Rekursbeſch. v. 29. Juni 1878, 
3. Bd. 19 ©. 399. 

5. Der „Strafbefehl” des Oberbergamts (Abj. 3) hat fich dahin 
zu richten, die gänzlich unterbliebene oder unvollitändige Anmeldung der 
Arbeiter binnen einer bejtimmten Friſt bei Vermeidung einer exekutivi— 
ichen Gelditrafe nachzuholen bezw. zu berichtigen. Eine eigene Straf: 
befugnig dem Knappſchaftsvorſtande einzuräumen, würde fich mit der 
rechtlichen Stellung deſſelben nicht vertragen; Motive S. 101. Bergl. 
auch $ 190 Bem. 5 ©. 486. 


3u 8 177. 

1. Abſ. 1 des 8 177 Stimmt der Sache nach mit $ 11 des Knapp— 
Ichaftsgef. überein. Hiernach unterliegen „alle* zur Sinappfchafts- und 
Krankenkaſſe zu leiftenden Beiträge, mithin auch die einmaligen, 3. B. 
Strafgelder, Berleihungsgebühren ꝛc. der zwangsweiſen Beitreibung auf 
dem VBerwaltungswege. Min-Beicheid v. 8. Febr. 1874, 3. Bd. 15 
©. 410. Dagegen können Forderungen der Kaffe, welche nicht unter 
den Begriff der „Beiträge“ fallen, 3. B. Kapitalzinfen, Pachtgelder ꝛc. 
nicht auf diefem Wege beigetrieben werden. 

Das Verfahren richtet fich nach der Königl. Verordnung v. 7. Sept. 
und der Ausführungsanweiiung v. 15. Sept. 1879. Es ijt Sache des 
Vereinsvorjtandes, die Feitjegung der rücdjtändigen Beiträge jeitens des 
Oberbergamt3 herbeizuführen und jodann die Vollſtreckung durch) Ber: 
mittelung der hierzu bejtimmten Behörden (Steuerkajjen) zu betreiben. 
Bergl. $ 194 Bem. 2 ©. 491; 3. Bd. 21 ©. 8. Ueber die Feitfeßung 
und Einziehung von Beitragsrüdjtänden „feiriger“, d. 5. zur Zeit nicht 
in Arbeit jtehender Snappfchaftsmitglieder vergl. allg. Verf. des Oberb. 
Clausthal v. 25. Nov. 1879, 3. Bd. 21 ©. 145. 

2. Die frühere Ausjchliegung des Nechtsweges wegen Beitrags: 
forderungen der Knappichaftsvereine (Knappſchaftsgeſ. $ 11) ijt „als nicht 
genügend motivirt“ (Motive ©. 101) aufgehoben und der Rechtsweg mit 
der Maßgabe zugelaffen, daß durch Beichreitung dejjelben die Zwangs— 
vollitredung nicht aufgehalten werden joll (Abj. 2), was im Snterejje 
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einer geordneten Verwaltung liegt. Es kann daher die gerichtliche Ent: 
ſcheidung ſowohl über die Verpflichtung zur Zahlung der gefordeten Bei- 
träge, al3 auch über die Höhe derjelben angerufen werden ; vergl. 8 169 
Bem. 5 ©. 447. 

Zu $ 178. 

Der Knappfchaftsvoritand ift Hier im Anſchluß an 85 des Knapp— 
ſchaftsgeſ. als verwaltendes Organ des Bereins beibehalten, und zugleich 
iſt der bereits beſtehende Grundjaß, die Knappſchaftsälteſten an der Ver: 
waltung zu betheiligen, ausdrücdlich ausgeiprochen. Motive ©. 101; 
Komm.:Beriht d. A. ©. 94. Ueber die Zuftändigfeit des Vorjtandes 
vergl. $ 181 Bem. 1 u. 2 und der Xelteften $ 179 Bem. 2. 

Die jeit früher Zeit beitehende Vertretung der Knappichaftsmit- 
glieder durch jelbftitändig aus ihrer Mitte gewählte Aeltejte hat eine 
jozialpolitiiche Bedeutung erlangt, deren Werth dadurch nicht abge: 
schwächt werden kann, daß diefe Vertreter nicht immer diejenige Unab— 
hängigfeit von ihren Wählern befigen, welche einer alljeitig erfprießlichen 
Wirkſamkeit förderlich ift. 

3u 8 179. 


1. Die Statuten der Kinappfchaftsvereine bezw. Krankenkaſſen ma— 
chen das aktive Wahlrecht wie die Wählbarfeit zu Knappſchaftsälteſten 
von gewifjen, an fich zuläjligen Erforderniffen abhängig. Vergl. auch 
88 78 u. 80 des Normalitatut3. Die Beltimmung über die Wählbar- 
feit der Invaliden ijt im $ 179 Abf. 2 den Statuten überlaffen, weil 
die Anfichten über die Zweckmäßigkeit einer jolchen Einrichtung getheilt 
waren; Motive ©. 102. 

2. Die Rechte und Pflichten der Sinappjchaftsälteiten find durch 
$ 179 Abſ. 3 im Allgemeinen gejetlich feitgeitellt; Motive S. 102. 
Die Aeltejten find, was fie jeit alter Zeit waren, geblieben: Vertrauens— 
männer jowohl für den Vereinsvorſtand als auch für ihre Wähler. Sie 
haben demgemäß die zweifache Aufgabe, einerſeits die Befolgung des 
Statuts durch die Vereingmitglieder ihres Wahljprengels zu überwa- 
chen und den Vorjtand in der jtatutenmäßigen Verwaltung zu unter 
ſtützen, ſowie die ihnen zu dieſem Behufe obliegenden Gejchäfte zu be- 
jorgen, andererjeit3 in allen Bereinsangelegenheiten die Rechte der Mit- 
glieder dem Vorjtande gegenüber wahrzunehmen, Wünſche derjelben zur 
Kenntniß des Vorjtandes zu bringen und die Mitglieder in den General» 
verfammlungen zu vertreten. Insbeſondere find die Knappichaftsälteften 
Bertreter der Vereingmitglieder bei der Wahl der einen Hälfte des Vor— 
itandes ($ 180) und bei der Rechnungsabnahme ($ 182), desgleichen, 
wo das Statut dies auf Grund des $ 170 bejtimmt, bei der Beichluß- 
fafjung über Statutänderungen. Außerdem legt das Statut der Knapp— 
Ichafts-Berufsgenofjenjchaft ($$ 34, 11, 25) den Sinappjchaftsälteften die 
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Funktionen und die Wählbarfeit bei, von welchen im $ 94 lit. b u. ce 
des U. V. Gel. die Nede it; oben ©. 462. 


Zu $ 180. 


1. Die auf $ 5 des Knappſchaftsgeſ. beruhende Einrichtung, daß 
die Mitglieder des Knappſchaftsvorſtandes zu gleichen Theilen von den 
Arbeitgebern und den Arbeituchmern gewählt werden, hat ſich bewährt 
und iſt deshalb im $ 180 beibehalten. 

2. Die Wählbarkeit von „Privatbergbeamten“ in den Vorſtand 
ijt nicht davon abhängig, daß fie Mitglieder des Knappſchaftsvereins 
find, Kloftermann Anm. 388; auch brauchen fie nicht Beamte eines 
Vereinswerfes zu fein, Oppenhoff Nr. 975b. 

3. In Folge vorübergehender Einftellung des Betriebes eines 
Vereinswerkes verliert der Eigenthümer oder Nepräjentant dieſes Wer: 
fes nicht ohne Weiteres die ihm durch jtatutenmäßige Wahl übertragene 
Stellung als Mitglied des Knappjchaftsvoritandes. Rekursbeſch. v. 8. 
Dez. 1880, 3. Bd. 22 ©. 138. 

3u 8 181. 

1. 8 181 ftellt den Gefchäftsfreis des Knappſchaftsvorſtandes im 
Allgemeinen fejt und hebt hierbei diejenigen Gejchäfte hervor, bei wel- 
chen die frühere Mitwirkung der Bergbehörde, wie namentlich die Bejtä- 
tigung der Beamten und Aerzte des Vereins ($ 6 des Knappſchaftsgeſ.) 
in Wegfall gefommen und der Grundjag der Selbjtverwaltung zur Gel: 
tung gelangt ift. Motive ©. 102. 

Der Knappſchaftsvorſtand ift Vertreter (Repräfentant) des Knapp— 
ſchaftsvereins als juriftiiche Perſon und ijt als folcher zur Bejtellung 
von Bevollmächtigten befugt. Er führt die gefammte Verwaltung und 
vertritt den Berein in allen gerichtlichen und außergerichtlichen Ange— 
legenheiten. Durch die von ihm vorgenommenen Gejchäfte und Nechtö- 
handlungen wird der Verein nad) den maßgebenden allgemeinen Gejegen 
berechtigt und verpflichtet. 

2. Zur Emwerbuug, Veräußerung und Berpfändung unbeweglicher 
Sachen bedürfen die Knappfchaftsvereine der „bejonderen Einwilligung“, 
Genehmigung, des Oberbergamts als ftaatlicher Auffichtsbehörde ($ 183) 
nicht, und ziwar weder im Geltungsbereiche des Allg. Landrecht3 noch 
außerhalb defjelben. Insbeſondere kann die nur jubjidiarische Vorjchrift 
in $ 83 Th. II Tit. 6 A. L. R. auf die Knappſchaftsvereine nicht an— 
wandt werden, da dieje durch das Bergg. mit einer in fich abgeichlojje- 
nen Verfaſſung ausgejtattet find. Huyſſen ©. 98, Braſſert, Z. 
Bd. 24 ©. 344, Arndt ©. 175; für das Gebiet des gemeinen Rechts 
Beſchluß des Oberb. Clausthal dv. 6. Nov. 1882, 3. Bd. 24 ©. 538. 

Die Frage iſt indeß noch jtreitig. Die unbedingte Nothivendigfeit 
der oberbergamtlichen Genehmigung nehmen unter Berufung auf den 
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$83 cit. an: Klojtermann Anm. 389, Oppenhoff Nr. 983, Fürft, 
3. Bd. 24 ©. 336, während Lindig, 3. Bd. 8 ©. 137, die Genehmi- 
gung des Oberbergamts wenigjten® ausnahmsweiſe, nämlich dann für 
angezeigt hält, wenn der die Veräußerung ꝛc. eines Immobile betreffende 
Beſchluß von dem Snappjchaftsvoritande in Abwejenheit des (ordnungs— 
mäßig eingeladenen) oberbergamtlichen Kommiſſars ($ 184) gefaßt wor- 
den iſt. Dieſe Unterjcheidung emtbehrt aber der rechtlichen Begründung. 

Durch das von dem Berfahren in anderen Landestheilen abwei— 
chende Verlangen jchlefiicher Grundbuchämter, daß zu Beichlüffen der in 
Rede jtehenden Art die bejondere Genehmigung des Oberbergamt3 als 
Aufficht3behörde beigebracht werde, ijt das Dberb. Breslau in die Zwangs— 
(age verjegt worden, ich die Bejtätigung jolcher Immobiliarverträge 
vorzubehalten; allg. Verf. v. 5. Nov. 1883, 3. Bd. 25 ©. 410. Der 
Abficht des Geſetzes entipricht dies aber ohne Zweifel nicht. 

3. Die Beamten der Knappſchaftsvereine nehmen die rechtliche 
Stellung von Privatbeamten ein; zu dem mittelbaren Staat3beamten 
find fie nicht zu rechnen. 3. Bd. 8 ©. 139, Oppenhoff Nr. 932. 


3u $ 182. 


1. 8182 jchließt fich dem 8 7 des Knappſchaftsgeſ. an, jedoch mit 
Weglaffung der über die Grenzen des Auffichtsrechts hinausgehenden 
Beltimmung, nach welcher jede Jahresrechnung vor Ertheilung der Ent- 
lajtung der Prüfung durch die Bergbehörde unterlag. Dagegen ift das 
Necht der letteren zur Einficht der Vereinsrechnungen durch $ 185 ge— 
wahrt. Motive ©. 102. 

2. Ueber die Nothiwendigkeit der Aufitellung und Offenlegung einer 
fürmlichen Jahresrechnung neben der von dem Knappſchaftsvorſtande 
etwa eingerichteten faufmänntichen doppelten Buchführung vergl. Bejcheid 
des Oberb. München v. 31. Aug. 1876, 3. Bd. 19 ©. 408. 


Zu 8 183. 


1. Durch $ 183 iſt einerjeit3 das Auffichtsrecht des Staates über 
die Klorporationen gewahrt und Hinfichtlich der Knappſchaftsvereine den 
Oberbergämtern übertragen, jowie andererjeit3 auf das durch das öffent- 
liche Intereffe und die veränderte Stellung der Bergbehörde vorgezeich- 
nete Maß beichränft. Motive ©. 102. Bergl. auch $ 181 Bem. 2. 
Die jetzige Zuftändigfeit der Auffichtsbehörde jtimmt im Wejentlichen 
mit den desfallfigen Grundjäßen der neueren jozialpolitiichen Reichsge— 
jeßgebung überein; vergl. Hülfskaſſengeſ. $ 33, KR. V. Gel. 883 44, 45, 
u. V. Gef. $ 87. 

2. Das Aufjichtsrecht jchließt für die Oberbergämter die Befug- 
niß in fich, die fichere Anlegung des Kaffenvermögens zu überwachen, 
auch die Aupßerfursjegung von Inhaberpapieren zu verlangen bezw. mit 
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den gejeglichen Zwangsmitteln herbeizuführen. Selbjt kann das Ober: 
bergamt oder dejjen Kommiſſar ($ 184) die Außer: oder Wiederinfurs- 
jegung jolcher Werthpapiere nicht vornehmen. Min-Erlaß v. 17. Mai 
1884, 3. Bd. 25 ©. 417. 

3. Wegen der den Oberbergämtern bei Ausübung des Auffichts- 
recht3 ($ 183) zuftehenden exekutiviſchen Strafbefugnig vergl. $ 190 
Bem. 5 ©. 486. 

Zu & 184. 


1. Die Ausübung des Auffichtsrechts über die Knappſchaftsver— 
eine durch befondere oberbergamtliche Kommifjare ift zweckmäßig und da= 
ber aus $5 des Knappſchaftsgeſ. übernommen, jedoch tft die Gültigkeit der 
Boritandsbejchlüffe nicht mehr von der Anweſenheit des Kommifjars in 
den Situngen des Knappichaftsvorjtandes abhängig gemacht, und ebenfo 
wenig die Befugniß des Kommiſſars, bei Stimmengleichheit den Aus- 
ichlag zu geben, beibehalten. Motive ©. 103. 

2. Iſt die rechtzeitige Anzeige einer Borjtandsfigung an den Kom— 
miſſar gejeßwidrig unterblieben und in Folge deſſen die Beichlußfaffung 
in Abweſenheit des Kommiſſars erfolgt, jo find zwar aus dieſem Grunde 
die gefaßten Beſchlüſſe an fich nicht ungültig; der Kommiſſar ift aber 
in einem jolchen Falle befugt, die nachträgliche Mittheilung des Situngs- 
protofolles zu verlangen und etwaige ſtatutenwidrige Beichlüffe nachträg- 
lich zu juspendiren, um diejelben zur Entjcheidung des Oberbergamts 
zu bringen. 

3. Das Oberbergamt iſt verpflichtet, über die Aufrechterhaltung 
oder die Wiederaufhebung der Suspenfion eines Borftandsbeichluffes in 
jedem Falle Entjcheidung zu treffen. Die rechtlichen Wirkungen der Auf- 
hebung eines jtatuten= bezw. geſetzwidrigen Beſchluſſes find nach allge 
meinen Rechtsregeln zu beurtheilen. 

Zu $ 185. 

1. Die dem Knappſchaftsvorſtande im $ 185 auferlegten Ber- 
pflichtungen jollen die Bergbehörde zu einer wirfiamen Ausübung des 
Auffichtsrechts in den Stand jegen und zur weiteren Ausbildung der 
Snappichaftsitatiitif dienen. Motive S. 103. 

2. Nach dem Min.-Erlaß v. 30. Juli 1872, 3. Bd. 13 ©. 331, 
find die Knappſchaftskaſſen in der Negel alle zwei Jahre einer unerwar: 
teten Revifion durch den oberbergamtlichen Kommiſſar zu unterziehen, 
jedoch ift den Oberbergämtern überlaffen, dieſe Nevifionen bei bedeuten 
deren Kaſſen jährlich und bei Eleineren Vereinen in längeren Zwiſchen— 
räumen vornehmen zu lafjen. 


Zu $ 186. 


1. 8 186 läßt die Bejchwerdeführung über die Verwaltung des 
Knappichaftsvorjtandes bei der Auffichtsbehörde zu und regelt das Ver: 


474 Achter Titel. 


fahren. Es handelt fich hierbei namentlich um Bejchwerden von Ver— 
einsmitgliedern oder Unterjtügungsberechtigten bezüglich ihrer vermögens- 
rechtlichen Anjprüche an den Knappſchaftsverein. Die Zuftändigfeit des 
Dberbergamt3 und in weiterer Inſtanz des Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten ($ 187 Bem. 4) zur Entjcheidung über folche Streitigfeiten 
folgt zwar nicht mit Notwendigkeit aus dem ftaatlichen Auffichtsrechte, 
entjpricht aber der früheren Praxis und dem Intereſſe der Arbeiter, 
Motive S. 103, und jtimmt auch mit den Grundjäßen der neueren 
Neichsgejeßgebung überein, vergl. K. V. Gel. 88 58, 65, 72, 73. 

Gegen die Entjcheidung der Auffichtsbehörde findet nur die Beru- 
fung auf den Rechtsweg ftatt; durch exekutiviſche Zwangsmaßregeln die- 
jer Behörde kann eine jolche Entjcheidung über vermögensrechtliche An- 
jprüche gegen den Stnappjchaftsverein nicht in Vollzug gejegt werden. 
Dppenhoff Nr. 990. Anders Klojtermann Anm. 394 u. Arndt 
©. 177. Die vorläufige Vollſtreckbarkeit müßte, wie dies z. B. im K. 
B. Gel. $ 58 für Streitigkeiten über Unterjtügungsanjprüche gejchehen, 
ausdrüdlich ausgejprochen fein, was im Bergg. nicht der Fall it. 

2. Dadurch, dab das Knappichaftsitatut den Anſpruch auf In— 
validen= bezw. Wittwengeld von dem „Urtheil des Sinappichaftsvoritan- 
des“ abhängig macht, wird die Beſchwerde bei der Aufichtsbehörde nicht 
ausgeſchloſſen; die Entjcheidung des Vorſtandes iſt nicht endgültig, jon- 
dern ıumterliegt der Anfechtung. Rekursbeſch. v. 6. Aug. u. Min.-Berf. 
v. 22. Aug. 1878, 3. Bd. 19 ©. 528, 530; Urth. des Oberl.-Ger. Hamm 
v. 14. San. 1881, 3. Bd. 23 ©. 230. 

3. Die Anbringung von Befchwerden gegen Anordnungen umd 
Entjcheidungen des Snappichaftsvoritandes hat aufichiebende Wirkung. 
An eine ausschliegende Friit find die Beſchwerden über den Vorſtand 
nicht gebunden. Dagegen gelten für den Rekurs gegen Entjcheidungen 
des Oberbergamts in allen Fällen die Friſten der 88 192 u. 193. 
Bergl. auh Arndt ©. 177. 


Achter Titel. 
Don den Bergbehörden. 


1. Im achten Titel behandelt das Bergg. die Organiſation und 
Zuftändigkeit der Bergbehörden, jedoch nur injoweit, als Ddiejelben zu 
Staatlichen Auffichtsbehörden für das Bergwejen, die Privat: und die 
Staatswerfsbetriebe berufen und insbejondere auch mit der Handhabung 
de3 Bergg. betraut find. Außerdem liegt den Bergbehörden die Verwal— 
tung der für Rechnung des Staates betriebenen Bergwerfe, Hütten und 
Salinen ob. Als ausführende örtliche Organe beitehen für dieſen aus— 
gedehnten und wichtigen Zweig der Staatsinduftrie bejondere Bergbe- 
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hörden (Bergwerksdireftion zu Saarbrüden, Berginjpektionen, Hütten- 
ämter, Salzämter 2c.), welche den Betrieb und die Verwaltung jener Werfe 
unter der oberjten Leitung des Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten 
und in bejtimmten Angelegenheiten unter Mitwirkung der Oberbergämter 
zu führen haben. Eines näheren Eingehens auf diefe Einrichtungen be- 
darf es hier nicht. Vergl. auch $ 190 Bem. 1 ©. 483, 

2. Die Anwendbarkeit des achten Titels erjtredt ſich auf das 
ganze Staatsgebiet und zwar bezüglich aller dem Bergg. unterworfenen 
Werke und Betriebe, einfchlieglich der im $ 222 bezeichneten älteren 
Bergwerke. Außerdem findet derjelbe Amvendung: auf die in den $$ 210 
u. 214 namhaft gemachten Braunfohlen- bezw. Steinbruch&betriebe, ob⸗ 
wohl dort auf diefen Titel wicht ausdrüdlich mit verwieſen ijt, ferner 
auf den Steine und Braunfohlenbergbau in den ſächſ. Landestheilen 
(Gel. v. 22. Febr. 1869 $ 9 it. e) und im Fürſtenthum Calenberg 
(Einf.-Berordn. für Hannover Art. XI). 


3u $& 187. 


1. Für die Ausübung des Staatsauffichtsrechts ift im $ 187 
diejenige dreigliederige Organifation der Bergbehörden beibehalten, welche 
erjt wenige Jahre vorher auf Grund des Gef., betr. die Kompetenz der 
Oberbergämter, v. 10. Juni 1861 und des Allerh. Erlafjes v. 29. deſſ. 
Monats (G. ©. ©. 425, 429, 3. Bd. 2 ©. 188) in's Leben getreten 
und feitdem als zwedmäßig befunden war. In diefem Rahmen hat das 
Bergg. die in Bezug auf die Zuftändigfeit der einzelnen Behörden und 
die Bereinfachung des Gejchäftsbetriebes wünjchenswerthen Verbefjerungen 
vorgenommen. Motive ©. 104. Diejelbe Organifation iſt demnächſt 
auf die neu erivorbenen Landestheile ausgedehnt worden; vergl. unten 
die Einf.-Verordnungen u. Geſetze. 

2. Die frühere Verfafjung der Bergbehörden iſt mehrfach darge- 
jtellt worden. Vergl. u. a. bezüglich der älteren Landestheile: Huyſſen, 
Die allgemeinen Berhältniffe des Preußiſchen Bergweſens mit Rüdficht 
auf ihre Entwidelung, Ejjen 1864; Serlo, Beitrag zur Gejchichte des 
* Schlefischen Bergbaues in den legten hundert Jahren, Breslau u. Berlin 
1869; Achenbach, Gejchichte der Eleve-Märkiichen Berggejeßgebung und 
Bergverwaltung bis zum Jahre 1815, Zeitichr. F. B, 9. u. S.Weſen 
Bd. 17 ©. 178, 3. Bd. 28 ©. 154; Motive u. Komm.Berichte zu dem 
Se. v. 10. Suni 1861, Seifion 1861, Drudjachen d. U. H. Nr. 14 
u. 158, des 9. H. Nr. 96; ferner bezüglich der neuen Zandestheile: 
Braſſert, Bergrechtliche Zuftände ze. 3. Bd.7 ©.498, Bd. 8 ©. 61; 
Achenbah, Die Verfaffung des Kommunionharzes, 3. Bd. 8 ©. 66; 
Lahmeyer, Die Theilung des Kommunion-Unterharzes, 3. Bd. 15 
©. 513. 

3. Obwohl bei Einführung des Bergg. noch die vier durch das 
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Gef. v. 10. Juni 1861 errichteten Berg-Hypothekenkommiſſionen beftan- 
den, jo find dieſe Behörden doch im $ 187 nicht mehr genannt, weil 
deren (jeitdem erfolgte) Auflöfung ſchon damals beichloffen war; 8 246. 
Die früheren Berggerichte waren bereit? in Folge der Aufhebung des 
Spezialgerichtsitandes für Bergwerksſachen durch $ 13 der Verordnung 
v. 2. Ian. 1849, ©. ©. ©. 4, in Wegfall gefommen. 

4. Das Minifterialreffort über das Berg-, Hütten- und Salinen- 
wejen ift im Laufe der Zeit wiederholtem Wechjel unterworfen geweſen. 
Nach der auf dem Publikandum v. 16. Dez. 1808 (G. ©. v. 1806 bis 
1810 ©. 361) und der Verordnung dv. 27. Dft. 1810 (©. ©. ©. 3) 
beruhenden Verfaſſung der oberiten Staat3behörden ſtand die gefammte 
Bergverwaltung unter dem Minifterium des Innern, wurde dann durch 
Kabinetsorder v. 13. Dez. 1813 (G. ©. v. 1814 ©. 3) dem Finanz: 
miniftertum zugetheilt, fehrte aber bereit3 zufolge Kabinetsorder v. 3. Nov. 
1817 (©. ©. ©. 289) unter dad Minifterium des Innern zurüd, um 
auf Grund einer (in der G. ©. nicht veröffentlichten) Kabinetsorder 
v. 28, April 1834 abermals an das Finanzminiſterium überzugehen. 
Als jodann durch den Allerh. Erlaß v. 17. April 1848, ©. ©. ©. 109, 
das Miniftertum für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten neu ge 
bildet wurde, fiel demjelben (dem „Handelsminijter”) auch das Berg-, 
Hütten und Salinenwejen zu und bildete den Gejchäftsbereich der fünf— 
ten Abtheilung. Durch die Allerh. Erlafje v. 7. Aug. u. 14. Oft. 1878 
und das Gef. v. 13. Mär; 1879 (G. ©. v. 1879 ©. 25, 26, 123) 
wurde das genannte Minijterium in der Weije umgeftaltet, daß die Ver— 
waltung der Handeld- und Gewerbeangelegenheiten an das neu gebildete 
„Ministerium für Handel und Gewerbe“ und das technifche Unterrichts— 
wejen an das UnterrichtSminijterium überging, während die Verwaltung 
der übrigen, jeither im Minijterium für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten vereinigten Berwaltungszweige in diefem Meinijterium, welches 
die Bezeichnung „Ministerium der öffentlichen Arbeiten“ erhielt, verblieb. 
Die Abtheilung für das Berg-, Hütten» und Salinenwejen bildet ſeitdem 
die erjte Abtheilung diejes Minijteriums. 3. Bd. 20 ©. 279. 

Für die berggefeglichen Angelegenheiten ift demnach gegenwärtig 
der Miniſter der öffentlichen Arbeiten zujtändig. Außerdem rejjortiren 
von demjelben die Bergwerfe, Hütten und Salinen des Staates. Da— 
gegen find jämmtliche Privathüttenwerfe und diejenigen Aufbereitungs- 
anftalten, welche nicht Zubehör von Bergwerfen find, in das Refjort des 
Minitertums für Handel und Gewerbe übergegangen, weil fie jeit dem 
Gel. v. 10. Juni 1861 den Gewerbegejegen unterliegen und nicht mehr 
von der Bergverwaltung reſſortiren, jo daß der Vereinigungspunkt, 
welcher bis dahin wenigitend in einem und demjelben Miniſterium für 
beide zufammengehörige Zweige der Montanindustrie, Bergbau und Hüt- 
tenbetrieb, bejtand, verloren gegangen ijt. 
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5. Die Oberbergämter gehören zu den Provinzialbehörden und 
jtehen in gleichem Range mit den Regierungen und Oberlandesgerichten. 
Berordn. v. 7. Febr. 1817 $ 5, G. ©. ©. 6l. 

Rokal-Auffichtsbehörden find die Revierbeamten (Bergmeifter). Zur 
Bekleidung einer folchen Stelle ift gegenwärtig die Ablegung zweier Prü— 
fungen und die Ernennung zum Bergafjejjor erforderlich. 

6. In den übrigen deutichen Staaten find die zur Ausübung des 
Itaatlichen AuffichtsrechtS berufenen Bergbehörden je nach dem Umfange 
des Bergbaues und den allgemeinen Verwaltungseinrichtungen verſchie— 
den organifirt. So bilden 3. B. in Bayern vier Bezirfsbergämter die 
erite, das Dberbergamt München die zweite und das Mintjterium des 
Innern die dritte Verwaltungsinſtanz, 3. Bd. 10 ©. 320, Bd. 13 ©. 10, 
11; in Eljaß-Lothringen fungiren zwei Bergmeijter als Lokal-Bergbe— 
hörden, das Miniſterium für Elfaß-Lothringen, vierte Abtheilung, als 
Dberbergbehörde und der Statthalter als oberjte Bergbehörde, 3. Bd. 20 
©. 458, Bd. 22 ©. 426 u. |. w. 


Zu 8 188, 


1. Bei Einführung des Bergg. beitanden die vier Oberbergämter 
zu Breslau, Halle, Dortmund und Bonn mit den Wirkungskreifen, 
welche denjelben durch Art. III des Allerh. Erlaffes v. 29. Juni 1861 
($ 187 Bem. 1) zugewiejen waren. Das Bergg. änderte hierin nichts. 
Dagegen führte die Erweiterung des Staatdgebietes im Jahre 1866 
nicht nur zur Errichtung des fünften Oberbergamt3 mit dem Site zu 
Clausthal, jondern auch zu einer mehr oder minder erheblichen Ver- 
größerung der Dberbergamtsbezirfe Halle, Dortmund und Bonn. 

Gegenwärtig umfafjen die Bezirke der Oberbergämter die nach— 
ftehend bezeichneten Landestheile: 

A. Das Oberbergamt zu Breslau die Provinzen Schlefien, 
Poſen, Dit und Wejtpreußen. Erlaß v. 29. Juni 1861 Art. III 1. 

B. Das Oberbergamt zu Halle 

a. die Provinzen Sachſen, Brandenburg und Pommern, einjchl. 
der zur Provinz Sachſen gehörigen vormals bayerischen Enklave Kauls— 
dorf. Erlaß v. 29. Juni 1861 Art. III 2; K. Verordn. v. 24. Zuni 
1867 Art. 1, G. ©. ©. 884, 3. Bd. 8 ©. 97; 

b. von der Provinz Hannover das Amt Neuftadt im Regierungs- 
bezirt Hildesheim. K. Verordn. v. 30. Sept. 1870, 8. Bd. 11 ©. 410, 
vergl. mit Bd. 12 ©. 158. 

C. Das Oberbergamt zu Dortmund 

a. die Provinz Weitfalen mit Ausnahme des Herzogtums Weft- 
falen, der Grafichaften Wittgenftein-Wittgenftein und Wittgenftein-Berle- 
burg, des Fürſtenthums Stegen und der Aemter Burbach und Neun- 
firchen ; 
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b. von der NhHeinprovinz die Kreiſe Need, Duisburg und Eſſen 
(gegenwärtig Kreis Need, Stadtkreis Duisburg, Landkreis Mülheim 
a. d. Ruhr, Stadt: und Landkreis Eſſen), jowie die nördlich der Düfjel- 
dorj-Schwelmer Staatsjtraße belegenen Theile der Kreiſe Düſſeldorf und 
Elberfeld (gegenwärtig des Stadtkreijes und des Landfreijes Düfjeldorf, 
des Stadtfreijes Elberfeld und des Stadtkreiſes Barmen); 

Erlaß v. 29. Juni 1861 Art. III 3. 

c. von der Provinz Hannover die Regierungsbezirfe (früher Land» 
drofteibezirfe) Dsnabrüd und Aurich. K. Verordn. v. 25. Mai 1867, 
G. ©. ©. 735, 8. Bd. 8 ©. 194; Gel. v. 23. März; 1873, ©. ©. 
©. 107, 3. Bd. 14 ©. 325. 

D. Das Oberbergamt zu Bonn 

a. die Aheinprovinz mit Ausjchluß der unter 3b bezeichneten Lan- 
destheile ; 

b. von der Provinz Weitfalen die unter 3a genannten, von dem 
Wirkungsfreije des Oberbergamts3 zu Dortmund ausgeſchloſſenen Landes- 
theile; 

c. die Hohenzollernjchen Lande; 

Erlaß dv. 29. Juni 1861 Art. III 4. 

d. der Regierungsbezirt Wiesbaden; 

e. von dem Regierungsbezirke Kafjel denjenigen Theil des Kreiſes 
Frankenberg, welcher den früher großh. heſſiſchen Kreis Vöhl mit den im 
FürftentHum Walde gelegenen Enklaven Eimelrod und Höringhaufen 
umfaßt; 

K. Verordn. v. 6. März 1867, G. S. ©.351, 3. Bd. 8 ©. 36, 
vergl. mit K. Verordn. dv. 22. Febr. 1867 83 Nr.12, G. S. ©. 273; 
K. Verordn. v. 24. Juni 1867 Art. I, ©. ©. ©. 884, 3. BD. 8 
©. 227. 

Außerdem fungirt dafjelbe als Oberbergamt für die Fürjtenthümer 
Waldeck und Pyrmont. Einf-Geſ. Art. XIII; Min.-Berordn. v. 5. Ian. 
1869, 8. Bd. 10 ©. 145, 150. 

E. Das Oberbergamt zu Clausthal 

a. die Provinz Hannover mit Ausjchluß der Regierungsbezirle 
Osnabrück und Aurich, ſowie des Amtes Neuſtadt; 

b. von der Provinz Heſſen-Naſſau den Regierungsbezirk Kaſſel 
mit Ausschluß des früher großh. heſſiſchen Kreiſes Vöhl nebſt den En- 
flaven Eimelrod und Höringhaufen ; 

e. die Provinz Schleswig-Holitein ; 

K. Verordn. v. 25. Mat und 9. Nov. 1867, &. ©. ©. 735 u. 
1873, 3. Bd. 8 ©. 194, 457; K. Verordn. v. 24. Juni 1867 Art. II, 
G. S. ©. 884, 3. Bd. 8 ©. 227, u. 3. Febr. 1868 Art. I, ©. ©. 
©. 69, 3. Bd. 9 ©. 42; Bekanntm. v. 8. Juni 1868 und Min.-Erlaß 

v. 4. Juli 1876, 3. Bd. 9 ©. 293, Bd. 17 ©. 300. 
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Auf Grund von Staatverträgen erfolgt die obere Verwaltung der 
im gemeinjchajtlichen Befite von Preußen und Schaumburg=Qippe be- 
findlichen Steinfohlenbergwerfe in der Grafihaft Schaumburg ge 
meinjchaftlich durch das Oberbergamt zu Clausthal und die fürjtlich 
Schaumburg:Lippiiche Rentfammer zu Büdeburg, deögleichen die obere 
Verwaltung der königlich preußischen und herzoglich braunjchweig-lüne- 
burgiſchen Communion-Staatswerfe durch den Berghauptmann zu 
Clausthal und die herzogliche Kammer, Direktion der Bergwerke, zu 
Braunfchweig. Vergl. über die erfteren Verhältniſſe Siemens, 2. 
Bd. 14 ©. 294, und über die leßteren Yahmeyer, Z. Bd. 15 ©. 513. 

2. Wegen Stredung von Muthungsfeldern aus einem Oberberg- 
amtöbezirfe in den anderen vergl. $ 27 Bem. 7k ©. 129. 

3. Die Zahl der Bergreviere beträgt gegenwärtig 66, von welchen 
auf den Oberbergamtsbezirk Breslau 10, Halle 11, Dortmund 16, Bonn 
24, Clausthal 5 entfallen. Für die Hohenzollernichen Lande beiteht 
bis jet wegen mangelnden Bedürfnifjes eine Revierverwaltung nicht. 

Die Namen der einzelnen Reviere und die Amtsfite der Revier: 
beamten werden jährlich in der Zeitjichrift für B.-, 9. u. S.-Wejen amtlich 
veröffentlicht. Die Begrenzungen der Reviere find durch Bekanntmachungen 
der Dberbergämter zur öffentlichen Kenntnig gebradht. Ausgenommen 
von diefer Neviereintheilung find, abgejehen von Nafjau, die für Rech— 
nung des Staates betriebenen Bergwerfe, Aufbereitungsanftalten und Sa- 
linen. Nach den auf Grund des Bergg. $ 188 ergangenen Min.-Erlajjen 
v. 28. Sept. 1865 und (für den Oberbergamtsbezirt Clausthal) v. 18. 
Suli 1867 bildet jedes diejer Werke ein eigenes Revier und zwar in dem 
Sinne, daß der Werfsdirigent in den „Grenzen de3 fisfaliichen Berg: 
werfseigenthums“ die Funktionen des Revierbeamten und aljo auch, wo- 
rauf es hauptjächlich ankommt, die Bergpolizei auszuüben hat. Nur für 
die Staatöbergwerfe im vorm. Herzogthum Naſſau bejteht dieſe Anomalie 
nicht, vielmehr iſt dort die vorgefundene Einrichtung, derzufolge jene 
Werke ebenjo wie der Privatbergbau der berpolizeilichen Aufficht der 
Revierbeamten (Bergmeiftereien) unterjtellt waren, beibehalten worden. 
Min.-Berordn. v. 11. März 1867, 3. Bd. 8 ©. 37. 

Soweit für einzelne Privat-Regalbezirke noch bejondere Bergbe- 
hörden bejtehen ($ 250), find erjtere ebenfall® von der obigen Revier- 
eintheilung ausgenommen. 

4. Geht der Betrieb eines Bergwerks in zwei Bergrevieren um, 
jo kann die Handhabung der Bergpolizei einem der betheiligten Revier- 
beamten übertragen werden. Min.-Erlaß v. 26. Juni 1868, 3. Bd. 10 


©. 262. 
3n & 189. 


1. Soweit die Zuftändigfeit der Revierbeamten auf dem Bergg. 
beruht, ift diefelbe im $ 189 Abf. 1 durch den als Regel aufgejtellten 
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Grundſatz feitgeftellt, daß die Revierbeamten alle der Bergbehörde nach 
dem Berggejege obliegenden Gejchäfte, welche nicht ausdrüdlich den Ober- 
bergämtern vorbehalten find, als erſte Inſtanz jelbititändig zu beforgen 
haben. Die Fälle, in welchen das Oberbergamt die erite Inſtanz bildet, 
betreffen Gegenftände, deren Wichtigkeit oder bejondere Beichaffenheit es 
erheijcht, die Bearbeitung derjelben der mit Eollegialiicher Verfaſſung 
und rechtöfundigem Beiltande verjehenen oberen Bergbehörde vorzube- 
halten. Motive ©. 104. Obwohl die Zahl diejer Fälle nicht gering 
it, indem namentlich die Berechtigungs-, Grundabtretungs- und Knapp— 
Ichaftsjachen jowie gewiſſe bergpolizeiliche Entjcheidungen dem Oberberg- 
amte zugetheilt find, jo bilden die Revierbeamten nicht? deſto weniger 
eine jelbjtjtändige erſte Inftanz für viele wichtige Angelegenheiten, unter 
welchen die Handhabung der umfangreichen Bergpolizei die bedeutfamite 
und deshalb auch im Ab}. 2 befonders hervorgehoben ift. Zum Gejchäfts- 
freije der Revierbeamten gehören in leßterer Beziehung befonders die berg- 
polizeiliche Beaufjichtigung des gefammten Bergwerfsbetriebes und feiner 
Zubehörungen, einjchl. der Prüfung der Betriebspläne und der Entjchei- 
dung über die Befähigung der verantwortlichen Betriebsbeamten, die 
Arbeiterpolizei, auch bezüglich der Beichäftigung jugendlicher Arbeiter, 
die bergpolizeilichen Anordnungen in Fällen dringender Gefahr, die 
Mahregeln bei Unglüdsfällen, die Verfolgung von Uebertretungen berg- 
polizeilicher Vorſchriften ꝛc. 

Es entſpricht nicht minder der Abſicht des Geſetzes wie dem In— 
tereſſe des Dienſtes und des Bergbaues ſelbſt, die den Revierbeamten 
durch das Geſetz angewieſene Selbſtſtändigkeit ungeſchmälert aufrecht 
zu erhalten, und es kann ſich durchaus nicht empfehlen, das hierauf be— 
ruhende Bewußtſein der eigenen vollen Verantwortlichkeit durch Verwal—⸗ 
tungsvorſchriften abzuſchwächen, welche den Revierbeamten mehr oder 
weniger nur zum ausführenden Organe der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
machen und die geſetzlichen Reſſortverhältniſſe verwirren. Uebrigens neh— 
men die Revierbeamten jetzt keineswegs nur die „Stellung der ingéni— 
eurs consultants” (Arndt, Vorrede ©. IV) ein. 

Als Kommifjare des Oberbergamt3 oder im jedesmaligen bejonderen 
Auftrage dejjelben haben die Revierbeamten noch manche andere, auf dem 
Bergg. beruhende Amtsgejchäfte zu bejorgen, wie namentlich die Injtruf- 
tion der Muthungen ($ 12 Bem. 1), die örtlichen Verhandlungen in 
Enteignungsfachen ($ 143 Bem. 1), die Ausübung des Auffichtsrechts 
über die Knappjchaftsvereine ($ 184 Bem. 3), die Mitwirkung bei dem 
Beitenerungsgefchäfte ($ 245 Nr. II Ben. 3). 

Die Oberbergämter haben für die Nevierbeamten ihrer Bezirke be- 
jondere Dienjtanweifungen erlafjen, welche in allen wejentlichen Punkten 
übereinftimmen und nur Verjchtedenheiten untergeordneter Natur enthals 
ten. Diejelben find ergangen für den Oberbergamtöbezirt Bonn am 
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29. Sept. 1865, Dortmund am 1. März 1866, Halle am 2. Sept. 1866, 
Breslau am 6. Jan. 1867 und Clausthal am 1. Juli 1867. Die drei 
erjtgenannten finden ſich abgedrudt in der Zeitihr. f. B, 9. u. ©. 
Weſen Bd. 13 ©. 250 bezw. Bd. 14 ©. 71 u. 313. 

2. Nach $ 20 des Gef. über die Polizeiverwaltung v. 11. März 
1850 (G. ©. ©. 265) und $ 18 der K. Verordnung über die Polizei- 
waltung in den neu erworbenen Landestheilen v. 20. Sept. 1867 (©. 
©. ©. 1529) find die Orts- und Landes-Polizeibehörden berechtigt, ihre 
polizeilichen Verfügungen durch Anwendung der gejeglichen Ziwangsmittel 
durchzuſetzen; vergl. auch Gef. über die allgemeine Landesverwaltung v. 
30. Juli 1883 $ 132 (G. ©. 9.195). Im Bergg. ift diefe Berechtigung 
zwar den Revierbeamten als Bergpolizeibehörden nicht ausdrücklich bei- 
gelegt, wohl aber in Bezug auf gewiſſe Ziwangsmittel anerkannt. Da— 
hin gehört die Befugniß des Nevierbeamten zur Einftellung des Betrie- 
bes (88 70, 75) jowie zur Ausführung bergpolizeilicher Anordnungen 
auf Koſten des Bergwerksbeſitzers (83 202, 205). 

Dagegen find die Nevierbeamten nicht für zuftändig zu erachten, 
ihren bergpolizeilichen oder etwaigen ſonſtigen Anordnungen durch exe 
futivische Strafbefehle, nämlich Androhung von Gelditrafen und Haft 
Nachdruck zu geben. Der begründete Zweifel, ob eine ſolche Befugnif 
der Nevierbeamten fich überhaupt aus der bejtchenden Geſetzgebung her- 
leiten lafje Oppenhoff, Refjortverhältniffe ©. 182), ift dadurch er: 
ledigt, daß der noch maßgebende Min.-Erlaß v. 15. San. 1862 (3. Bd. 3 
©. 125) unter Hinweis auf $ 48 Nr 2 der Verordn. v. 26. Dez. 1808 
und $ 11 der Suftruft. v. 23. Oft. 1817 (G. ©. v. 1817 ©. 248, 282) 
beitimmt, daß exefutiviiche Strafbefehle nicht von den Revierbeamten, 
jondern nur von dem Oberbergamte zu erlaffen find. Huyſſen ©. 108 
Anm. b; Oppenhoff Nr. 1003; Arndt ©. 179. Anders Kloſter— 
mann Anm. 169 u.-445. Durch das Gejeh über die allg. Landesver- 
waltung dv. 30. Juli 1883 $ 182 iſt zwar die Befugniß der politischen 
Lofalbehörden zur Androhung und Feſtſetzung von Gelditrafen bezw. 
Haft nen geregelt; hieraus kann jedoch fein Hinreichender Grund für 
eine gleiche Einrichtung bei der Revierverwaltung hergeleitet werden, da 
das Bergg. nicht nur die erforderlichen Androhungen von Rechtsnach— 
theilen und Strafen enthält, jondern auch dem Revierbeamten die voran— 
gegebenen wirkſamen Zwangsmittel, wie Betriebgeinjtellung ꝛc. gewährt. 

3. Die Revierbeamten find zugleich Hülfsbeamte der Staats- 
anwaltichaft. $ 153 des Gerichtöverfaffungsge). v. 27. Jan. 1877 
(R. ©. Bl. ©. 41) bejtimmt: 

„Die Beamten des Polizei» und Sicherheitsdienjtes find Hülfsbeamte 
der Staatsanwaltichaft und find in diefer Eigenfchaft verpflichtet, den An— 
ordnungen der Staatsanwälte bei dem Landgerichte ihres Bezirks und der 
diefen vorgejeßten Beamten Folge zu leijten. 

31 
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Die nähere Bezeichnung derjenigen Beamtenkflaffen, auf welche diefe 
Beitimmung Anwendung findet, erfolgt durch die Landesregierungen.“ 

Auf Grund diefer Vorjchrift iſt durch gemeinjchaftliche Verfügung 
des Juſtizminiſters und des Minifters des Innern v. 15. Sept. 1879 
(Juſt.“Min.Bl. ©. 349) bejtimmt, daß zu den Hülfsbeamten der Staats— 
anwaltſchaft in jämmtlichen Provinzen mit Ausſchluß der Hohenzollern: 
ichen Lande gehören: „Die Nevierbeamten des Berg-, Hütten- und Sa- 
linenweſens einschließlich der Direktoren der fisfaliichen Bergwerfe und 
Salinen.” Unter legteren find übrigens nur diejenigen Direktoren zu 
verjtehen, „welche die Funktionen der Revierbeamten wahrzunehmen ha— 
ben“; Min.-Erlaß v. 1. Oft. 1879. Auf die Hüttenwerfe bezieht ich 
die Stellung der Nevierbeamten als Hülfsbeamte der Staatsanwaltichaft 
überhaupt nicht. 

Bezüglich des Disciplinarverhältnifjes find die Oberjtaatsanmwälte 
und die Erjten Staatsanwälte angewicjen, mit jelbjtjtändigen Disciplinar- 
maßnahmen gegen ſolche Hilfsbeamte erſt dann vorzugehen, wenn von 
den den leßteren im Hauptamte vorgejegten Behörden eine Abhülfe nicht 
zu erlangen geweſen iſt. Wegen ihrer Eigenjchaft als Hülfsbeamte der 
Staatsanwaltichaft find die Nevierbeamten von dem Amte eines Schöf- 
fen oder Gejchtvorenen nicht befreit; Min.Erlaß v. 4. Nov. 1879, 3. 
Bd. 21 ©. 6. 

4. Auf Grund des U. V. Gef. v. 6. Juli 1884 iſt der Wirfungs- 
freiß der Nevierbeamten durch die Min-Verordnung v. 13. Aug. 1884 
in Bezug auf Unfalljachen nicht unerheblich erweitert worden, vergl. 
©. 461. Das wichtigjte hierher gehörige Gejchäft ift die nach SS 53 
u. 54 des Gef. vorzunehmende Unterfuchung der Unfälle; vergl. $ 205 
Bem. 3. 

5. Bu den Obliegenheiten der Nevierbeamten gehört endlich die 
Mitwirkung bei der polizeilichen Beauffichtigung Des dem Grundeigen— 
thümer zuftehenden und dem Nefjort der Landes- bezw. Drtspolizeibe- 
hörden unteriworfenen (nicht unter $ 214 gehörenden) Steinbrucdsbe- 
triebes. Durch Min-Erlaß v. 15. Dez. 1854 (Min.Bl. f. d. innere 
Berw. 1855 ©. 35) iſt dieſes Verhältniß dahin geregelt, daß „auf jedes- 
maliges Erjuchen der Polizeibehörden“ die Bergbeamten ihren jachkun- 
digen Nath und ihre technische Hülfe zu gewähren haben, wenn es fich 
um die Unterfuchung der Zuläffigkeit eines jolchen Steinbruchsbetriebes 
handelt. Vergl. auch Min.-Erlaf v. 16. ehr. 1853, a. a. D. 1853 ©. 91, 
u. Min.-Beicheid dv. 14. Febr. 1866, 3. Bd. 7 ©. 267. In den Polizei- 
verordnnungen einzelner Zandespolizeibehörden über den Steinbruchsbetrieb 
jind im Einvernehmen mit den Bergbehörden weiter gehende Beſtimmun— 
gen bezüglich der Mitwirkung der Bergrevierbeamten getroffen ; vergl. 
3. B. Polizeiverordn. der Regierung zu Münjter v. 6. Aug. 1881, 3. 
Bd. 22 ©. 422. Eine Unterordnung des Steinbruchsbetriebes unter die 
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jelbititändige polizeiliche Aufficht der Bergbehörde würde aus mehrfachen 
Gründen zwedmäßig und wünjchengswerth jein. ©. auch $ 214 Bem. 2. 


Zu $ 190. 

1. Nachdem die Zujtändigfeit der Oberbergämter bereits bei Auf— 
hebung der Bergämter durch das Ge). v. 10. Juni 1861 (©. ©. ©. 425) 
anderweitig geregelt war, hat $ 190 den Zwed, hieran anfnüpfend den 
nunmehrigen Gejchäftsfreis derjelben, joweit er auf dem Bergg. beruht 
bezw. mit demjelben zufammenhängt, genau feitzuftellen. 

Für die Nevierbeamten bilden die Oberbergämter die Auffichts- 
und Refursinftanz in dem Sinne, daß fie die ordnungsmäßige Hand» 
habung des Bergg. und aller jonjtigen, für den Revierdienſt maßgeben- 
dem gejeglichen umd adminijtrativen Vorjchriften zu überwachen und auf 
Nekurje gegen Verfügungen und Beichlüffe der Nevierbeamten ($$ 191 
bi3 193) zu entjcheiden haben. 

Auch für die jtandesherrlichen zc. Bergbehörden ($ 250) nehmen 
die Oberbergämter nad) Maßgabe der betreffenden Negulative die Stel: 
lung der vorgejeßten Staatsbehörde ein. 

Als erjte Injtanz bezw. an erjter Stelle find die Oberbergämter 
nach $ 190 Abſ. 5 für diejenigen Gejchäfte zuftändig, welche das Bergg. 
in den betreffenden Baragraphen ihnen ausdrüdlich übertragen hat. 
Hieran reihen fich ſodann die Gefchäfte, welche den Oberbergämtern nach 
den allgemeinen Gejegen und Berordnungen in ihrer Eigenschaft als hö⸗ 
here Verwaltungsbehörden obliegen. 

Außerdem iſt denſelben eine beſtimmt begrenzte Mitwirkung bei 
der Verwaltung der Bergwerke, Hütten und Salinen des Staates über— 
tragen, wobei gegenwärtig als miniſterielle Normen namentlich in Be— 
tracht kommen: das Reglement, betr. die Reſſortverhältniſſe bei der Ver— 
waltung der K. Steinkohlengruben bei Saarbrücken, v. 24. Mai 1867 und 
fir die übrigen Staatswerfe das Sompetenzreglement v. 22. Oft. 1868, 

2. Die den Oberbergämtern in eriter Inſtanz obliegenden Gejchäfte 
betreffen vornehmlich das bergbauliche Berechtigungswejen ($$ 12 bis 
38, 215 bis 219, 41 ff, 51, 55, 56, 59, 61, 156 ff. verb. mit & 65), 
die Gewerkichaft ($$ 94, 2352 bis g), die NRechtsverhältniffe zwiſchen 
Bergbautreibenden und Grundbeſitzern (58 8, 142 ff., 154), die Knapp— 
jchaftsvereine ($$ 167 ff.) und verjchiedene Gegenjtände der Bergpolizei 
(SS 68, 72, 197 bis 199). 

3. Wie Schon früher, fo gehört auch nach $ 190 Abi. 2 u. 3 das 
Markſcheiderweſen zu dem Gejchäftsbereiche der Oberbergämter. Die 
reich8gejegliche Grundlage für dafjelbe ift im $ 34 der Gewerbeordnung 
enthalten, wo es heißt: 


„Die Landesgejege können vorfchreiben, daß .. .. das Gewerbe der 
Markjcheider nur von Perſonen betrieben werden darf, welche. ala jolche 
geprüft und konzeſſionirt find.” 
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Hierzu wurde in Nr. 8 der preuß. Ausführungsanweifung v. 4. Sept. 
1869 bemerkt, daß die bejondere Prüfung, durch welche die Konzeſſioni— 
rung der Markicheider nach dem Bergg. bedingt jei, beftehen bleibe, und 
daß es im Betreff der Zulafjung der Marficheider, der über die Zu- 
laſſung entjcheidenden Behörden und jener Prüfung bis auf Weiteres bei 
den in den einzelnen Yandestheilen bejtchenden Vorjchriften jein Bewenden 
behalte. Nachdem aber die Marfjcheider ganz den Grundjägen des neuen 
Gewerberechts unterrvorfen waren, bedurfte es der Beleitigung der früheren 
unklaren Mittelftellung derjelben als Gewerbetreibende und zugleich als 
Peamte und der Aenderung der älteren Markjcheiderreglements, welche in 
wejentlichen Punkten von dem jegigen Gewerberecht abwichen. Insbe— 
jondere mußte von dem Disciplinarverfahren, den amtlichen Gebühren- 
taren und der Beichränfung der fonzejlionirten Markicheider in der Wahl 
ihres Wohnfiges und Gejchäftsbezirfes abgejehen werden. Andererjeits 
lag das Bedürfnig vor, die Ertheilung und Wiederentziehung der Mark: 
jcheiderfonzejftion mit der Gewerbeordnung in Uebereinftimmung zu brür- 
gen, jowie den Gejchäftsbereich und die Berufspflichten der konzeſſionir— 
ten Markicheider jo genau feitzujtellen, daß die Thätigfeit derjelben von 
der Bergbehörde wirkſam überwacht und nöthigenfall® mit gewerbegeſetz— 
lichen Strafen vorgegangen werden kann. Nach diefen Gefichtspunften 
jind von dem Mintjter für Handel ꝛc. an Stelle der älteren Reglements 
erlaffen worden: 


Allgemeine Vorjhriften für die Markſcheider im Preußiſchen Staate 
vom 21. Dezember 1871. 


(Min.Bl. f. d. innere Berw. 1872 ©. 9; Zeitihr. f. Br, H.- u. S.Weſen 
Bd. 19 ©. 53; 3. Bi. 13 ©. 2.) 


Sm $ 1 diefer Vorſchriften ift bejtimmt, daß die Markicheider- 
arbeiten bei den unter Aufjicht der Bergbehörden jtehenden Werfen, ſo— 
weit die Ausführung Dderjelben nicht durch die Berggejeßgebung aus: 
drücklich auch dem Feldmefjern gejtattet tft, nur von Perſonen verrichtet 
werden Dürfen, welche nach vorgängiger Prüfung als Marficheider von 
einem preuß. Oberbergamte fonzejjionirt find. Die Konzeſſion gilt für 
das ganze Staatsgebiet; dem Markjcheider bleibt die Wahl feines dem 
Dberbergamte anzuzeigenden Wohnfiges überlajjen ($2). Die Zurüd- 
nahme der Konzeſſion kann im drei, im $ 3 näher bezeichneten Fällen 
erfolgen; für das Berfahren des Oberbergamts iſt hierbei $54 der Ge- 
werbeordn. maßgebend. Die Markicheiderarbeiten beitehen in Aufnahmen 
und riglichen Darjtellungen zum Zwecke des Angriffes und Fortbetriebes 
der Werfe, jowie der Erwerbung, Begrenzung und Sicherung des Berg- 
werkseigentyums und der Zubehörungen dejjelben ($ 5). Welche Ar- 
beiten der Marficheider je nad) dem Gegenjtande des Auftrages abzu- 
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liefern hat, bejtimmt $ 11. Der Markicheider iſt für die Nichtigkeit 
jeiner Arbeiten und — verantwortlich und haftet für den Schaden, 
welcher durch Unrichtigkeiten oder Mängel derſelben herbeigeführt wird 
($ 7). Dieſe Verantwortlichkeit und Haftpflicht erſtreckt ſich auch auf die 
von dem Hülfsperjonal des Markicheiders (Gehülfen, Lehrlingen), zu deren 
Annahme er im Uebrigen nach 88 41 u. 105 der Gewerbeordn. befugt 
ist, ausgeführten marficheideriichen Arbeiten. Die Fehler und zuläffigen 
Fehlergrenzen bet den Markicheiderarbeiten werden nad) den im $ 10 
aufgeitellten Grundfäßen beurtheilt. Die Gejchäftsführung und die Ar— 
beiten der Markſcheider unterliegen der amtlichen Kontrolle, welche von 
den Oberbergämtern in der Negel durch die Oberbergamtsmarffcheider 
ausgeübt wird ($ 13). Gejchäftsrevifionen finden periodiſch jtatt, können 
aber auch außerdem veranlaßt werden (88 14, 15). 

Die Bezahlung der Markicheiderarbeiten findet nach freiem Ueber— 
einfommen jtatt ($ 12). Als Grundlage dient hierbei die Diäten: und 
Sebührentare dv. 1. Suni 1876 (Min.Bl. f. d. innere Verw. 1876 ©. 209, 
Beitichr. f. B., 9. u. S.-Wejen Bd. 24 ©. 28), welche aber nur den 
Charakter einer Anleitung hat. Die Beitreibung von Diäten und Ge- 
bühren der Markjcheider im — findet nicht 
ſtatt. Vergl. auch Wachler, Z. Bd. 5 S. 89. 

Gemäß $ 6 der Vorſchriften v. 21. Dar. 1871 haben die Ober: 
bergämter befondere „Injtruftionen über die Gefchäftsführung und über 
die Art und Werje der Aufnahmen und riglichen Darjtellungen” für die 
Markicheider erlaffen. Diejelben datiren für den Oberbergamtsbezirf 
Halle v. 15. Aug. 1872 nebit Nachträgen ; Clausthal dv. 1. Sept. 1872 
nebit Nachtrag dv. 10. Febr. 1877; Bonn v. 1. April 1878; Breslau 
v. 10. Nov. 1879 und Dortmund v. 14. Mai 1837. 

Die Ausbildung und Prüfung der fonzejlionirten Markicheider er— 
folgt nach den von dem Miniſter für Handel x. erlafjenen „Borjchriften 
für die Prüfung der Markſcheider“ v. 8. April 1867 und einigen er: 
gänzenden bezw. abändernden Beitimmungen. Lebtere betreffen nament— 
(ich die Zulaſſung der Abiturienten der Marficheiderfachjichulen und der 
Gewerbejchulen zur Markicheiderprüfung. 

Nur bei einigen marficheiderifchen Arbeiten läßt das Bergg. Die 
Konkurrenz der öffentlich angeſtellten Feldmeſſer (Landmeffer) zu; vergl. 
$ 17 Bem. 2 ©. 106; 3. Bd. 11 ©. 249. 

In Bayern gehören die Marficheider zu den Bergbeamten des 
Staates und find den Bezirfsbergämtern zugetheilt, 3. Bd. 10 ©. 321; 
in Defterreich nehmen diefelben („Bergbau-Ingenieure*) Dagegen die Stel- 
lung behördlich autorifirter Privatperjonen ein, 3. Bd. 12 ©. 310 u. 319. 

4. Die Borjchrift im $ 190 Ab}. 4 erhält die frühere Einrichtung auf: 
recht, wonach die Ausbildung der in den Staatsdienft eintretenden Bergbe- 
amten von den Oberbergänntern zu überwachen ijt. Die reglementarichen 
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Borichriften über den Ausbildungsgang und die Prüfungen für diejen 
Berwaltungszweig haben mit den veränderten Anjchauungen und Ber: 
hältniffen in den Jahren 1839, 1856, 1863 und zuleßt 1833 cine wie: 
derholte Umgeftaltung erfahren. Gegemvärtig find die von dem Minifter 
der öffentlichen Arbeiten erlaffenen „Borjchriften über die Befähigung 
zu den technijchen Memtern bei den Bergbehörden des Staates“ v. 12. 
Sept. 1883 (3. f. B. H. u. S.-Weſen Bd. 31 ©. 87) nebjt einigen 
ergänzenden Beitimmungen maßgebend. Nach denjelben ift zur Beflei- 
dung der Stelle eines Nevierbeamten oder techniichen Mitgliedes der 
höheren Bergbehörden des Staates eine techniſch-wiſſenſchaftliche und 
praftiiche Ausbildung jowie die Ablegung der Bergreferendar- und der 
Bergaffeffor- Prüfung erforderlic). 

j 5. Der Schlußjab des $ 190 bezwedt, durch eine bis dahin feh— 
lende gejeliche Beitimmung auszufprechen, daß die Oberbergänter, ihrer 
Stellung als Provinzialbehörden und dem vorgefundenen Nechtszuftande 
entiprechend, im ihrem Gejchäftskreife diefelben Befugniſſe und Verpflich— 
tungen haben wie die Bezirksregierungen. Motive S. 105. Die Zu- 
jtändigfeit der leßteren beruhte auf der Inſtruktion v. 23. Dft. 1817 
und der Verordnung vd. 26. Dez. 1808 (©. ©. 1817 ©. 248, 282). 
Soweit dieje Borjchriften in Folge der neuen Organifatton der Landes» 
verwaltung, insbefondere durch das Geſetz v. 30 Juli 1883 (G. ©. 
©. 195) aufgehoben und die einschlägigen Gejchäfte der Negierungen auf 
die Negierungs-Präfidenten übergegangen find, werden die neuen Vor— 
jchriften auch feitens der Oberbergämter finngemäß anzınvenden, im Ue— 
brigen aber die älteren Vorjchriften noch ala maßgebend zu‘ betrachten 
jein. Es handelt fich hierbei hauptjächlich um die Prozepführung, die 
Beitreibung von Bergwerfsiteuern 2c. und die Anwendung exefutivischer 
Bwangsmittel. 

In eriterer Beziehung liegt den DOberbergämtern die Vertretung 
des Bergfisfus in den von demfelben al3 Stläger oder Beklagten zu 
führenden Prozeſſen ob, $ 14 der Inſtr. v. 23. Oft. 1817, und zwar 
auch in den mit der Berwaltung der Bergwerke, Hütten und Salinen 
des Staates zufammenhängenden Prozeſſen; Art. I der Neffortreglements, 
Bem. 1 ©. 483. Bezüglich der Prozehvollmachten und deren Einſchrän— 
fung vergl. Min.-Erlafje v. 17. u. 24. Aug. 1881, 3. Bd. 22 ©. 424. 

Die Befugniß der DOberbergämter zur exefutivischen Beitreibung 
von Bergwerksſteuern und jonftigen Gefällen beruht auf $42 der Ver: 
ordn. dv. 26. Dez. 1808 und ijt gegenwärtig nach Maßgabe der Verordn. 
v. 7. Sept. 1879 auszuüben; $ 194 Bem. 2 ©. 491. 

Nach 8 11 der Inſtr. v. 23. Oft. 1817 in Berbindung mit $ 48 
Ir. 2 der Verordn. v. 26. Dez. 1808 find die Oberbergämter befugt, 
ihren Berfügungen nöthigenfalls durch gejeßliche Zwangsmittel Nach: 
drud zu geben und insbefondere auch exekutiviſche Strafbefehle zu erlafjen. 
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Diefe Befugnig muß den Oberbergämtern grundjäßlich auch dann 
zugefprochen werden, wenn es fich um zwangsweile Durchführung von 
Anordnungen bergpolizeilicher Natur handelt. Bereit3 der Min. 
Erlaß v. 15. Ian. 1862, 3. Bd. 3 ©. 125, wies darauf hin, daß die 
Vorichrift im 8 20 des Gef. über die Polizeiverwaltung dv. 11. März 
1850 (G. ©. ©. 265): „Jede Polizeibehörde ift berechtigt, ihre polizei- 
lichen Berfügungen durch) Anwendung der gejeßlichen Zwangsmittel 
durchzuſetzen“, auch auf die Bergpolizeibehörden Anwendung finde, und 
daß aljo den Oberbergämtern (nicht auch den Nevierbeamten, $ 189 
Bem. 2 ©.481) das Necht zuitehe, die Befolgung berapolizeilicher An— 
ordnungen durch; Androhung und Feſtſetzung von Gelditrafen, an deren 
Stelle im Unvermögensfalle Freiheitsitrafe tritt, zu erzwingen ; Hinzu: 
gefügt wurde jedoch, daß „von diefem Zwangsmittel fein anderer als 
der dringend nothwendige Gebrauch zu machen tft.“ An dieſer Rechts: 
lage hat das Bergg. nichts geändert. Allerdings find abweichend gegen 
früher im $ 208 auch die Uebertretungen bergpolizeilicher Anordnungen 
unter gejeliche, von den Gerichten zu verhängende Strafe geftellt; in: 
dei kann hieraus micht gefolgert werden, daß nunmehr jene Exekutiv— 
gewalt der Oberbergämter in Anjehung der Bergpolizei aufgehoben jet. 

Andererjeits iſt e3 jelbjtverjtändlich, daß wegen einer und derjelben 
Hebertretung nicht die gerichtliche Bejtrafung erfolgen und außerdem 
eine Erefutivftrafe verhängt werden fann. Vergl. auch Erlaß des Mi: 
nijter8 des Innern v. 15. März 1869, Min.Bl. ꝛc. ©.74. Ueberhaupt 
entjpricht e3 mehr dem Geifte des Bergg. und dem vorerwähnten Erlafje 
v. 15. Jan. 1862, die Befolgung bergpolizeilicher Anordnungen jtatt 
durch Strafbefehl des Oberbergamts durch Strafantrag bei den Gerichten 
zu erzwingen und daneben nöthigenfalls von denjenigen Zwangsmitteln 
Gebrauch zu machen, welche das Bergg. jelbit vorjicht, wie Betriebgein- 
jtellung ($$ 70, 75) oder Ausführung auf Kojten des Bergwerfsbefigers 
(Ss 202, 205), zumal zur Amvendung diejer Zwangsmittel auch der 
Nevierbeamte gejeßlich befugt it; vergl. $ 189 Bem. 2 ©. 481. 

Böllig unzuläffig it die Androhung von Erefutivftrafen in den 
Fällen, in welchen das Berga. bejtimmte Nechtsnachtheile privatrecht- 
licher Natur eintreten läßt. 

Wenn Oppenhoff Nr. 1097, 1071 den Erlaß exrefutivischer Straf: 
befehle, joweit es ſich um polizeiliche Anordnungen im Sinne der 
s$ 198 u. 199 handelt, allgemein für ausgeſchloſſen hält, jo reichen Die 
hierfür geltend gemachten Gründe troß ihres Gewichtes doch nicht aus, um 
jene Fälle von der Zuftändigfeit der Oberbergämter ausnehmen zu können, 
da eine desfallfige ausdrüdliche Ausnahme von $ 190 nicht getroffen 
it. Kloſtermann Anm, 444 u. Arndt S. 200 ſprechen fich für 
dieſe Zuftändigfeit aus; der Erjtere geht aber zu weit, wenn er ans 
nimmt, daß ungeachtet der gejeglichen Strafandrohung in häufigen Fällen 


488 Adıter Titel. [$ 1% 


das Bedürfniß zur Anwendung erekutivischer Strafbefehle eintreten werde; 
die Praxis bejtätigt dies nicht. 

Die Strafbefchle der Oberbergämter können Gelditrafe bis zur 
Höhe von 300 AL. androhen und gleichzeitig nach Maßgabe der 88 28, 
29 des Strafgejegbuchs die Dauer der Haft feitjegen, welche für den Fall 
des Unvermögens an die Stelle der Gelditrafe treten joll. Vergl. auch 
8132 Nr.2 des Gef. über die allg. Landesverwaltung v. 30. Juli 1883. 

6. Auf Grund allgemeiner Gefege gehören zu dem Geichäfts- 
freife der Oberbergämter noch die nachbezeichneten Gegenftände, und zwar 
zunächit die Handhabung der Disciplin über die ihnen unterjtellten Bes 
amten, jowie insbejondere das Disciplinarverfahren nad) dem Dis- 
ciplinargejege v. 21. Juli 1852 (6. ©. ©. 465). Gemäß $ 24 Nr. 2 
deffelben find die Oberbergämter die enticheidende Disciplinarbehörde 
eriter Inſtanz in Anjehung aller Beamten, welche bet ihnen angejtellt 
oder ihnen untergeordnet find und zu deren Anjtellung nicht eine von 
dem Könige ausgehende Ernennung, Beitätigung oder Genehmigung er: 
forderlich it. Nach dem auf Grund des $ 26 des Gel. ergangenen 
Beichluffe des Staatsminiſteriums dv. 23. Aug. 1853 (Min.-Bl. f. d. 
innere Verw. ©. 227) erjtredt fich diefe Zuftändigfeit gegenwärtig auch 
auf alle von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten ernannten oder be— 
jtätigten Beamten der Bergverwaltung. Die Berufung gegen Entſchei— 
dungen der Oberbergämter in Disciplinarfachen geht an das Staats— 
minijterium. 

Auch die Entjcheidung über die Penjionirung von Beamten, 
deren Ernennung und Anstellung den Oberbergämtern zufteht, hat durch 
letztere zu erfolgen. Min.Erlaß v. 12. San. 1885, 3. Bd. 26 ©. 282. 

Die Oberbergämter find ferner nach $ 5 der K. Verordn. betr. 
die Kompetenzkonflifte zwischen den Gerichten und den Berwaltungsbes 
hörden, v. 1. Aug. 1879 (G. ©. ©. 573) zur Erhebung des Kompe— 
tenzkonflikts befugt. Desgleichen jteht ihnen nach $ 1 des Geſetzes, 
betr. die Konflikte bei gerichtlichen VBerfolgungen wegen Amts- und Dienfts 
handlungen, v. 13. Febr. 1854 (©. ©. ©. 86) die Befugniß zu, Den 
Konflikt zu erheben, wenn gegen einen Beamten wegen einer in Aus— 
übung oder in Veranlafjung der Ausübung jenes Amtes vorgenommes 
nen Handlung oder wegen Unterlajjung einer Amtshandlung eine ges 
richtliche Verfolgung im Wege des Eivil- oder Strafprozejjes eingeleitet 
worden iſt; vergl. $ 11 des Einf.-Gej. zum Gerichtsverf-Geſ. v. 27. Jan. 
1877 (R. ©. BL. ©. 77). Enticheidende Behörde iſt in den erjteren Fällen 
der „Gerichtshof zur Enticheidung der Kompetenzkonflikte“, in Teßteren 
das „Oberverwaltungsgericht”. 

Endlich find auch von den Oberbergämtern die in dem U. B. Gef. 
v. 6. Juli 1884 den höheren Berwaltungsbehörden zugewieſenen Ber: 
richtungen in Betreff derjenigen Betriebe wahrzunchmen, welche bergge: 
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jeßlich der polizeilichen Beauffichtigung der Bergbehörden unterliegen. 
Min.-Erlaß v. 13. Aug. 1884, oben ©. 461. 

7. Für die öffentlichen Bekanntmachungen der Oberbergämter jed— 
weder Art find die Negierungsamtsblätter bejtimmt, Verordnung über 
die Einrichtung der Amtsblätter v. 28. März; 18112 (6. ©. ©. 165); 
in einigen Fällen tritt der Staatsanzeiger Hinzu. 

8. Bon der in den Berggejeßentwürfen von 1848 und 1850 be 
abjichtigten Errichtung befonderer „Sewerfenfammern“, welche als eine 
aus der Wahl der Bergbautreibenden hervorgehende forporative Vertre— 
tung der leßteren die gemeinfamen Intereffen des Bergbaues nach dem 
Vorbilde der Handeläfanmern wahrnehmen jollten, ſah bereit3 der vor- 
läufige Berggejeßentwurf von 1852 ab, weil mit Rückſicht auf die in= 
zwifchen wejentlich veränderten Verhältniſſe die Bedürfnik- und Zweck— 
mäßigfeitsfrage nicht mehr unbedingt bejaht werden fonnte; Motive 
©. 146. Das Bergg. iſt nicht wieder auf dem Gegenſtand zurückge— 
fommen, indem in Ausficht genommen war, den Wirkungskreis der Hans 
delsfammern auf die Angelegenheiten des Bergbaues auszudehnen. Dies 
it zur Ausführung gefommen durch das „Geſetz über die Handelsfam- 
mern vd. 24. Febr. 1870* (G. ©. ©. 134, 3. Bd. 11 ©. 153), nad) 
deffen 88 4 u. 7 die Wahlberechtigung und Wählbarfeit für die Hans 
delsfammern auch den Bergbautreibenden bezw. den Vertretern derjelben 
zufteht. Vergl. v. Rynſch, 3. Bd. 11 ©. 156. 


Zu g 191. 


1. Während das Necht der Beichtwerde über Behörden und Beamte 
in Beziehung auf die Geſchäfts- und Dienftführung derjelben im Allge— 
meinen an Friſten und Formen nicht gebunden ift, empfahl es ich, für 
die zahlreichen Fälle, in welchen nach dem Bergg. durch Verfügungen 
und Bejchlüffe der Bergbehörden Rechtsverhältniſſe feitgeitellt und 
Brivatrechte betroffen werden, ein gejetlich geregeltes Refursverfahren 
einzuführen, damit ein geordneter Geichäftsgang aufrecht erhalten und 
die Erledigung von Streitfachen nicht von dem einen Theile zum Scha— 
den des anderen auf unbejtimmte Zeit hingehalten wird. Für das Ver: 
leihungsweſen war ein folches Nekursverfahren bereit3 durch $ 4 des 
Geſ. dv. 10. Juni 1861 eingeführt, und hieran lehnen fich die 88 191, 
192 u. 193 verallgemeinernd an. Motive ©. 105. 

2. Im $ 101 ift die allgemeine Zuläffigkeit des Rekurſes unter 
Hinweis auf ausdrücdliche Ausnahmen (vergl. $ 145 Abſ. 1) ausge 
jprochen und der Initanzenzug geordnet. An die Stelle des Handels- 
ministers ijt der Minifter der öffentlichen Arbeiten getreten. 


Zu 8 192. 
l. Die vierwöchentliche Rekursfriſt iſt eine ausjchliegende. Be— 
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züglich der nach $ 59 des Bergg. den Gewerbegejeßen unterliegenden 
Dampffeffel und Triebwerke kommt jedoch nicht dieſe, jondern die vier- 
zehntägige Nekursfrift der SS 20 u. 24 der Gewerbeordn. zur Anwen— 
dung. Vergl. Anweiſung zur Gewerbeordn. v. 4. Sept. 1869 Nr. 45, 
51, 54, 58, 65 u. Min.Erlaß v. 13. Sept. 1869, Zeitiehr. f. B., 9. 
u. S.Weſen Bd. 18 ©. 62; 3. Bd. 11 ©. 247. 

Die Friſt des 8 192 bezieht jich nur auf Rekurſe gegen „Verfü— 
gungen und Beichlüffe” ($ 191), nicht auch auf Beichwerden über öffent: 
lich verfiimdigte allgemeine Bergpolizeiverordnungen der Oberbergämter 
($ 197). 

2. Da die Berechnung der Nekursfriit von dem Tage der Zu: 
stellung oder jonitigen Bekanntmachung abhängt, jo it es erforderlich, 
diefen Zeitpunkt durch Pot Zuftellungsurfunde oder auf andere bewei— 
jende Art Feitzuitellen. 

3. Ob die Nekursfrift gewahrt ift, hängt lediglich davon ab, an 
welchem Tage die zuftändige Behörde die Rekursſchrift erwieſenermaßen 
empfangen bat; der Tag, an welchem letztere bei der Pojtanjtalt am 
Eitze der Behörde angelangt oder nad) Eingang bei der Behörde erſt 
jpäter mit dem Präfentationsvermerfe verjehen it, kommt nicht in Be— 
tracht. Nefursbeich. v. 12, April 1866, 3. Bd. 7 ©. 266. Min.-Er: 
fa v. 9. Ian. 1875, 8. Bd. 16 ©. 259. 

4. Die Zurücdweifung eines wegen Verjpätung unzuläjfigen Ne: 
furjes it der Behörde vorbehalten, welche ſonſt in der Sache jelbjt zu 
enticheiden haben würde. 

5. Die dem Nekursrechte unterliegenden Berfügungen und Be— 
ichlüffe werden erjt endgültig mit Ablauf der Rekursfriit und, wenn Re: 
furs eingelegt it, mit Erlaß der Rekursentſcheidung; bis dahin bleiben 
die rechtlichen Wirkungen bezw. die Ausführung ausgejeßt; ausgenom— 
men hiervon it gemäß 8 201 Ab}. 2 der Fall des $ 199. 

6. Die Rekurſe und Nefursbeantwortungen find jtempelfrei, da— 
gegen die Nekursbejcheide nur infoweit, als fie lediglich das öffentliche 
Intereſſe, namentlich die Bergpolizei betreffen. ——— v. 3. Juni 
1873, 3. Bd. 14 ©. 326; auch $ 194 Bem. 


Zu $ 193. 


Nicht allgemein, jondern nur für die im $ 193 bezeichneten beiden 
Fälle it Hier unter Androhung des Verluſtes des Rekursrechts vorge: 
jchrieben, dal der Rekurs bei derjenigen Behörde eingelegt werden muß, 
welche die bejchwerende Entjcheidung getroffen hat. Dieſe Borjchrift 
bezweckt Vereinfachung und Beichleunigung des Berfahrens; Motive 
©. 106. Es empfiehlt ſich in jolchen Fällen, die Betheiligten darauf auf: 
merkſam zu machen, wo ein etwaiger Rekurs einzulegen iſt; Min.-Er: 
laß v. 4. Nov. 1871, 3. Bd. 12 ©. 538. 
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Zu 8 194. 


1. Die mancherlet Gebühren, welche früher in den älteren rechtsrh. 
Landestheilen von den Bergwerfen zu entrichten waren, wurden bereits 
im & 6 de3 Gef. iiber die Beltenerung der Bergwerke v. 12. Mai 1851 
(G. ©. ©. 2361) und die übrigen in bergamtlichen Verwaltungsangele: 
aenbeiten zu entrichtenden Gebühren und Sporteln durch das Bei. v. 
21. Mai 1860 (G. ©. ©. 206, 3. Bd. 1 ©. 23) aufgehoben. Des: 
gleichen erfolgte in den neu erworbenen Landestheilen die Aufhebung 
der mit dem Bergbau zufammenhängenden verjchiedenartigen Abgaben 
und Gebühren bei Einführung des Bergg. und der altländischen Beſteue— 
rung der Bergwerfe. Demnach beitehen die bei den Bergbehörden in 
Berabanangelegenheiten erwachienden Koſten, von welchen $ 194 handelt, 
nur noch in baaren Auslagen, namentlich Schreibgebühren, Porto, Tage: 
geldern und Reiſekoſten von Beamten, jowie Stempelfojten. Für Die 
Verwendung der Stempel find das Stempelitenergejeß v. 7. März 1822, 
die über das Stempelweſen in den neu erworbenen Landestheilen und 
in den Hohenzollernjchen Landen ergangenen befonderen Geſetze und Ber: 
ordnungen, ſowie das für den ganzen Staat mit Ausſchluß der Hohen- 
zollernichen Lande ergangene Geſetz, betr. die Aufhebung bezw. Ermäßi- 
gung gewiſſer Stempelabgaben, v. 26. Mär; 1873 (6. ©. ©. 131) 
nebit Ausführungsbeitimmungen, namentlich auch der Min.Erlaß v. 
3. Juni 1873, 3. Bd. 14 ©. 336 maßgebend. Vergl. auch Hoyer, Die 
Breuß. Stempelgejeßgebung 4. Aufl. 1837. 

2. Die „VBerwaltungserefution“ erfolgt gegenwärtig nach der 


Berordunng, betr. das Berwaltungszwangsverfahren wegen Beitrei- 
bung von Geldbeträgen, vom 7. September 1879 


(G. ©. ©. 591) und der durch die Amtsblätter veröffentlichten Aus: 
führungsanweilung der betheiligten Miniſterien v. 15. Sept. 1879. (3. 
Bd. 21 ©. 7). Diefe Königl. Verordnung bejtimmt im 8 1: 

-Die Zwangsvollftredung wegen aller derjenigen Geldbeträge, welche 
nach den beftehenden WVorjchriften auf Grund einer Entjcheidung oder Anz 
ordnung der zuftändigen Berwaltungsbehörden, eines Verwaltungsgerichts, 
einer Auseinanderfegungsbehörde oder eines folchen Inſtituts einzuziehen 
find, dem die Befugniß der Zwangsvollſtreckung zufteht, erfolgt ausſchließ— 
lich nach den Vorfchriften diefer Verordnung. 

Die beftehenden Beftimmungen darüber, welche Abgaben, Gefälle und 
fonftigen Geldbeträge der Beitreibung im Berwaltungszwangsverfahren 
unterliegen, twerden durch die gegenwärtige Verordnung nicht berührt. 

Nach 8 3 der Verordi. bilden diejenigen Behörden oder Beamten, 
welchen die Einziehung der der Beitreibung im Verwaltungszwangsver— 
fahren unterliegenden Geldbeträge zusteht, die zur Anordnung und Leis 
tung des Zwangsverfahrens zujtändigen VBolljtredungsbehörden. Ferner 
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hat nach $ 5 die Bollitredungsbehörde das Zwangsverfahren durch die 
ihr beigegebenen VBollziehungsbeamten oder durch diejenigen Beamten, 
deren fie jich als folcher zu bedienen hat, auszuführen. Fehlt es der- 
jelben an jolhen Beamten, jo fann die Bezirfsregierung eine andere 
Vollſtreckungsbehörde beitimmen. 

Für das Bergweſen find die Oberbergämter, nicht auch die Berg— 
revierbeamten, die Bollitredungsbehörden im Sinne der Verordnung. Da 
denfelben indeß Bollziehungsbeamte nicht beigegeben find, jo iſt die frü- 
here Einrichtung beibehalten, daß die Steuerfaffen die Zwangsvollitredung 
auf Requifition de3 Oberbergamts ausführen. 

Das fo geregelte Verfahren bejchränft fich übrigens nicht auf die 
im $ 194 bezeichneten Koſten, jondern findet gleichmäßig Anwendung, 
wenn es fich um Beitreibung von Bergwerksſteuern und ähnlichen Ge- 
fällen, von Geldjtrafen und ebenfo gemäß 8 177 von Beiträgen zu den 
Knappichafts- und Krankenkaſſen handelt, im Tebteren Falle jedoch mit 
der Maßgabe, dab das Oberbergamt die beizutreibenden Geldbeträge nur 
feltzufeßen, dagegen der Vorstand die Zwangsvollſtreckung bei der Steuer: 
kaſſe jelbititändig au beantragen hat; $ 177 Bem. 1 ©. 469. 

Die Zwangsvollftrefung in das bewegliche Vermögen erfolgt durch 
Pländung ($ 24 der Verordn. dv. 7. Sept. 1879) und zwar mit denjel- 
ben rechtlichen Wirkungen, welche eine auf Grund der 88708 FF. C. P. O. 
bewirkte Pfändung hat. Die im $ 715 C. BP. D. bezeichneten Sachen 
und ebenjo gewiſſe Forderungen, u. a. die aus Knappſchafts- und Kran— 
kenkaſſen zu bezichenden Hebungen, find der Pfändung nicht unterworfen 
($$ 31, 51 der Verordn.). Die Zwangsvollitrefung in das unbeweg— 
liche Vermögen erfolgt als gerichtliche Zwangsvollſtreckung, tft aber un— 
bejchadet des Antrages auf Hypothefariiche Eintragung nur zuläffig, 
wenn feititcht, daß durch Pfändung die Beitreibung der Geldbeträge 
nicht erfolgen kann ($ 54 daj.). 


Zu 8 195. 


I. Bei Erlaß des Bergg. war den Bergbeamten de3 Staates, 
deren Frauen und unter väterlicher Gewalt jtehenden Kindern der Beſitz 
von Bergwerksvermögen gänzlich unterjagt. Weber den früheren wech: 
jelmden Nechtszuftand vergl. Brafjert, 3. Bd. 16 ©. 470. Zur Auf 
rechthaltung des Verbots in diefer Ausdehnung lag fein Grund mehr 
vor, nachdem die Bergbehörde auf die ftaatliche Oberaufficht über den 
Brivatbergbau bejchränft war. Im $ 195 Abf. 1 iſt deshalb das un— 
bedingte Berbot nur im Bezug auf die unmittelbare Erwerbung von 
Bergwerkseigenthum durch Muthung und zivar nur für den Verwaltungs— 
bezirf des Beamten beibehalten. Dagegen macht Abi. 2 die mittelbare 
Erwerbung von Bergwerfseigenthum durch Nechtsgeichäfte unter Leben— 
den und zwar ebenfalls für den Verwaltungsbezirk des Beamten von 
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der Genehmigung des Rejjortminiiters abhängig, während Erwerbungen 
von Todeswegen einer jolchen Beichränfung überhaupt nicht unterliegen. 
Auf diefe Weife ſoll Kollifionen zwijchen den Antspflichten und den 
Privatinterefjen der Bergbeamten ſowie einer Erjchütterung des Vertrauens 
des Publikums auf die Unparteilichfeit derjelben vorgebeugt werden. 
Motive ©. 106. 

Beide Vorjchriften des $ 195 betreffen nur die Bergbeamten „des 
Staates" und deren Angehörige, daher nicht die konzejlionirten Mark: 
icheider (Min.-Erlaß v. 1. Dez. 1869, 3. Bd. 11 ©. 367), und nicht 
die Privatbergbeamten. Auch kommen von den im Staatsdienfte ange- 
jtellten Bergbeamten nur diejenigen in Betracht, welchen ein „Verwal— 
waltungsbezirf” d. h. ein Bezirk zugewieſen it, in welchem fie den ihnen 
vermöge ihres Amtes obliegenden Dienjt zu verrichten haben. In den 
Fällen, in welchen bei Beamten der Staatswerfsverwaltung von einem 
jolchen Berwaltungsbezirfe zu reden it, gehören auch dieje hierher (2. 
Bd. 16 ©. 476). Dagegen unterliegen penſionirte und auf Wartegeld 
gejeßte Bergbeamte den Bejchränkfungen des $ 195 nicht. Desgleichen 
beziehen ich feßtere nicht auf andere als die im $ 195 ausdrüdlich be- 
zeichneten Angehörigen der Bergbeamten. 

Die Gegenftände, auf welche das Verbotsgeſetz Anwendung findet, 
find lediglich „Bergwerfe* und „Kuxe“ (Bergwerlsantheile im weiteren 
Sinne, 3. Bd. 16 ©. 477), nicht auch Hüttenwerfe und Salinen oder 
Antheile an jolchen. Aus dem Berbote der Erwerbung von Bergwerf3- 
eigentHum durch Muthung ergiebt fich, obwohl nicht ausdrücklich aus: 
geiprochen, auch das Verbot des Schürfeng als der die Muthung vor- 
bereitenden Handlung, als Mittel zum Zwecke. 3. Bd. 16 ©. 478; 
Wachler ©. 37. Anders Oppenhoff Nr. 35; Arndt ©. 137. 

$ 195 Abi. 2 umfaßt alle Rechtsgejchäfte, onerofe und Lufrative, 
welche das Eivilrecht zu den „Nechtsgejchäften unter Lebenden“ rechnet. 
Erwerbungen von Bergwerkseigenthum durch jolche Geichäfte find ohne 
Genehmigung des Reſſortminiſters, welche von der disfretionären Ent: 
ſcheidung defjelben abhängt, verboten. 

Abgejehen von der disciplinarischen Verantiwortlichfeit des dem 
8 195 zumwiderhandelnden Beamten, find die civilvechtlichen Wirkungen, 
welche in Folge verbotswidriger Erwerbung von Bergwerfsceigenthum 
eintreten, je nach Beſchaffenheit der Fälle verjchieden. Hat eine der im 
8 195 genannten Berjonen durch Muthung ein Bergwerk für fich allein 
erworben, jo muß die Verleihung als nichtig behandelt und von der 
verleihenden Behörde wieder aufgehoben oder, falls Rechte Dritter fon- 
furriren, diefen die vorgängige Beichreitung des Nechtsweges überlaffen 
werden. Beſchränkt fich das durch Muthung erworbene Necht auf eine 
MitbetHeiligung an einem Bergwerfe, jo bleibt zwar das verlichene Berg— 
werfgeigenthum als jolches bejtehen, dagegen fünnen die betreffenden 
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Perſonen weder von der Gewerfichaft zc. noch von der Bergbehörde und 
dem Grundbuchrichter ala Meitbetheiligte behandelt werden und machen 
ſich Dritten gegenüber civilrechtlich verantwortlich. Iſt Bergwerfseigen- 
thum durch ivgend ein anderes Nechtsgeichäft unter Lebenden ohne Ges 
nehmigung des Nejjortminiters erworben und diefem Mangel nicht nach— 
träglich abgeholfen worden, jo muß das NRechtsgeichäft, weil einem Ver: 
bot3gejeße zuwiderlaufend, als von Anfang an ungültig betrachtet und 
dem anderen Theile überlaffen werden, jeine etwaigen Entſchädigungs— 
anfprüche gerichtlich zu verfolgen. Brajjert, 3. Bd. 16 ©. 480, 481; 
Turnau, 3. Bd. 18 ©. 303 u. Grundbuchordnung TH. IT ©. 109; 
vergl. auch Urth. des Obertr. v. 9. Nov. 1855 u. 23. Sept. 1859, 
Striethorjt Bd. 18 ©. 306, Bd. 35 ©. 106. Anders Arndt ©. 187, 
welcher die Nichtigkeit eines jolchen Rechtsgeſchäfts nicht annimmt. 

2. Die Einlegung einer Muthung für den Staat von Seiten 
eined Bergbeamten dejjelben verjtößt nicht gegen $ 195. Urth. des 
Dbertr. v. 29. Juni 1870, 3. Bd. 11 ©. 345, 346. 

3. Dem Berbotögejege des $ 195 iſt für Die Bergbeamten des 
Staates eine weitere Beichränfung Hinzugetreten durch das Geſetz, betr. 
die Betheiligung der Staatsbeamten bei der Gründung und Verwaltung 
von Aktien, Kommandit= und Bergwerk3-Gefellichaften, v. 10. Juni 1874 
(G. ©. ©. 244). Nach $ 1 dürfen unmittelbare Staatsbeamte ohne 
Genehmigung des Reſſortminiſters nicht Mitglieder des Vorſtandes, 
Aufſichts- oder Berwaltungsrathes jolcher Gejellichaften fein und nicht 
in Komites zur Gründung derjelben eintreten. Gänzlich verboten iſt 
die mittelbar oder unmittelbar mit einer Nemuneration oder mit einem 
anderen Vermögensvortheile verbundene Mitgliedichaft. Zu den hier 
bezeichneten „Bergwerksgeſellſchaften“ gehören auch die Gewerkichaften 
alten wie neuen Rechts und Schürfgejellichaften. Vergl. im Uebrigen 
über Inhalt und Tragweite des Gel. v. 10. Juni 1874 Brafjert, 3. 
Bd. 16 ©. 482. 


Neunter Titel, 
Don der Bergpolizei. 


Nachdem das ſog. Miteigentdümergejeß v. 12. Mai 1851 (©. ©. 
S. 265) den Weg betreten hatte, auf welchem der PBrivatbergbau zur 
Selbjtverwaltung gelangen jollte, jtellte ſich alsbald das Bedürfniß her— 
aus, eine ausreichende gejeliche Grundlage für das Bergpolizeirecht 
zu Schaffen; denn darüber beitand fein Zweifel, daß der Bergbau ver: 
möge feiner natürlichen Verhältniſſe mehr als andere Induftriezweige 
der polizeilichen Beauffichtigung bedürfe. So lange aber die Bergbe- 
hörde in den meiſten älteren rechtsrh. Landestheilen den Betrieb der 
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Bergwerke unmittelbar leitete, jo daß Betriebsleitung und Bergpolizet 
zufammen fielen, und der ausführende Bergbeamte in der einen wie an: 
deren Beziehung nach den ihm ertheilten Anweiſungen zu verfahren hatte, 
lagen die Bedingungen für die jelbitjtändige Entwidelung eines Berg: 
polizeirecht3 nicht vor. Ein jolches beitand wejentlich nur in dem linksrh. 
Geltungsbereiche des franz. Bergpolizeidefrets dv. 3. San. 1813. Bahn 
brechend für die übrigen Landestheile wurde das Geſetz, betr. die Auf: 
fiht der Bergbehörden über den Bergbau, v. 21. Mai 1860 (G. ©. 
©. 201), indem es im $ 1 den Grundjag an die Spiße jtellte: „Der 
Bergwerkseigentgümer ift bei dem unter der Auflicht der Bergbehörde 
ſtehenden Bergbau der Einwirkung derjelben auf die Gewinnung und 
Benubung der Mineralien fortan nicht weiter unterworfen, al zur Wah— 
rung der Nachhaltigkeit des Bergbaues, der Sicherheit der Baue, der 
Oberfläche im Interefje des Privat: und öffentlichen Verkehrs, des Le- 
bens und der Gejundheit der Arbeiter nothwendig iſt.“ Hiernächit wurde 
durch das Gejeß, betr. die Kompetenz der Oberbergämter, dv. 10. Juni 
1861 88 8 u. 9 (G. ©. ©. 425) denjelben die Befugniß beigelegt, berg— 
polizeiliche Vorjchriften über die vorbezeichneten Gegenjtände zu erlaſſen. 
Bergl. 3. Bd. 1 ©. 1, 349; Bd. 2 ©, 188. 

An diefen die Zeichen einer Uebergangszeit an fich tragenden Rechts— 
zuſtand Hatte das Bergg. anzufnüpfen und, da auch das linfsrh. Berg- 
polizetrecht nur noch theilweije zu den veränderten Verhältniffen paßte, 
gemeinfame Vorjchriften über die Bergpolizei aufzuftellen, wie dies in 
den drei Abjchnitten des neunten Titels gejchehen ijt. Der vorläufige 
Entwurf von 1862 hatte außerdem eine Anzahl der wichtigften materi- 
ellen Grundjäte des Bergpolizeirecht3 aufgenommen, ähnlich den „General 
Rules“ der englischen Berggejeggebung. In dem Berga. it hiervon jedoch 
aus praktischen Gründen Abjtand genommen, um die weitere Ausbildung 
der bergpolizeilichen Vorjchriften nach Maßgabe der wachjenden Bedürf- 
niffe und fortchreitenden Erfahrungen nicht von erjchwerenden Formen 
abhängig zu machen. 

Die Vorjhriften des neunten Titeld werden von dem Grundſatze 
($ 196 Abj. 1) beherricht: 

„Der Bergbau jteht unter der polizeilichen Aufficht der Berg- 

behörbden.” 

Hier handelt e3 ſich demnach darum, die polizeiliche Aufficht, welche 
die Bergbehörden auf Grund de3 Berggeieges über den Bergbau 
zu führen befugt und verpflichtet find, gejeßlich zu regeln und die Gren- 
zen diejer Zujtändigfeit gegenüber anderen Organen der polizeilichen 
Gewalt und den Bergbautreibenden feſt zu beitimmen. Der reis der po— 
lizeilichen Thätigfeit der Bergbehörden tft hiermit zwar nicht geichlofjen, 
vielmehr find auch im Bereiche der Gewerbegejeßgebung den Berg: 
behörden polizeiliche Funktionen zugewiefen, namentlich in Bezug auf 
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die Dampffeffel, die Bejchäftigung der jugendlichen und weiblichen Ar: 
beiter 2c.; hiermit hat e8 aber die Bergpolizei und der nur dieſe be— 
treffende neunte Titel nicht zu thun. Das Gebiet der Bergpolizei ijt 
durch die namentliche Aufzählung jeiner Gegenjtände im $ 196 feſt be- 
grenzt (Motive ©. 107). Wenn dem entgegen Klojtermann Ann. 430 
die Gegenſtände der Bergpolizei als im $ 196 nicht vollitändig aufge: 
zählt anfieht, und Arndt ©. 188 meint, die Bergpolizei müfje über 
den Wortlaut des 8 196 hinaus joweit greifen, wie die Aufgaben der 
Vergverwaltung gejeßlich beſtimmt find, jo läuft dies darauf hinaus, 
daß die „Bergpolizei” nicht im Sinne des Bergg., jondern als Inbegriff 
ſänmtlicher polizeilicher Aufgaben der Bergbehörden, auch derjenigen, 
welche anderen gejeglichen Gebieten entjtammen, aufgefaßt ift. Dieſe Auf- 
faffung entjpricht aber der Abficht des Bergg. nicht und verdumfelt die 
Tragweite der VBorjchriften des neunten Titels. Es ift deshalb Werth 
darauf zu legen, daß letztere lediglich auf die Bergpolizet im eigentlichen, 
berggejeßlichen Sinne bezogen und bei Ausübung derjelben jtreng die 
im $ 196 geſteckten Grenzen eingehalten werden. Soll die von dem 
Geſetze gewollte Selbjtverwaltung des Bergbaues Wahrheit bleiben, jo 
muß die derjelben gegenüberjtehende Bergpolizei nothiwendiger Weiſe 
ihrem Gegenſtande nach feit begrenzt fein, wie andererjeit3 eine jolche 
Begrenzung auch für das Berfahren und dejjen Formen maßgebend ift. 

Dem neunten Titel unterliegen nicht nur die verlichenen Berg- 
werfe einfchl. der im 8 222 bezeichneten, jondern auch der Braunfohlen- 
bergbau im Bereiche des weſtpreußiſchen Provinzialrechts ($ 210 Abi. 2), 
der Stein- und Braunfohlenbergbau in den vorm. ſächſ. Landestheilen 
(Gef. v. 22. Febr. 1869 8 9 lit. e) und im Fürftentgum Galenberg (Einf.- 
Verordn. für Hannover Urt. XIII) jowie der linksrh. Steinbruch3betrieh 
($ 214). 

Die dem preußifchen folgenden Berggejege behandeln die Bergpolizei 
in weſentlicher Uebereinjtimmung mit erjterem. Namentlich iſt diejelbe 
nach ihren Gegenständen ebenfo begrenzt wie im $ 196, und nur im 
bayer. Bergg. (Art. 197) etwas weiter ausgedehnt, nämlich „auf Die 
Verhütung von Gefahren für Perjonen und Eigenthum, insbejondere 
für Leben und Gejundheit der DBergarbeiter, auf die Sicherung der 
Grubenbaue, auf den Schuß der Oberfläche und auf die Bejeitigung 
gemeinschädlicher Einwirkungen des Bergbaues." Im Uebrigen hängen 
die theilweifen Abweichungen in jenen Geſetzen Hauptjächlich mit der 
anderweitigen Organijation der Verwaltung zujammen. Außerdem haben 
die Bergg. für Bayern, Württemberg und Helfen den wejentlichen In— 
halt des preuß. Gejeßes über die unbefugte Gewinnung und Aneignung 
von Mineralien dv. 26. März 1856 mit in den neunten Titel aufge 
nommen. 

Eine erfte ſyſtematiſche Bearbeitung des Bergpolizeirecht3 lieferte 
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Achenbach, Die Bergpolizeivorjchriften des rheinischen Hauptberadi- 
jtrifts. Köln 1859. 


Erfter Abſchniti. 
Don dem GErlaſſe bergpolizeilicher Vorſchriften. 


3u 8 196. 


1. Der allgemeinen Aufgabe der Polizei entjprechend hat auch 
die polizeiliche Aufficht der Bergbehörde über den Bergbau fich nur mit 
dem Gemeinwohl, dem Schuße der öffentlichen Intereffen, nicht auch 
mit rein privatrechtlichen Intereffen zu befaffen. Unter diefem Geſichts— 
punfte find die Gegenjtände der Bergpolizei im $ 196 erjchöpfend an- 
gegeben. Die Aufzählung weicht von derjenigen im $ 9 des Gei. v. 
10. Juni 1861 theilweife ab. Gegenwärtig iſt nämlich der Schub der 
Dberfläche in der Weile genau begrenzt, daß Hierbei nur „die perjün- 
liche Sicherheit und der öffentliche Verkehr” in Betracht kommen ; neu 
ilt ferner der eine Lücke ausfüllende Zuſatz, nach welchem die Bergpolizei 
ſich auch auf „den Schuß gegen gemeinfchädliche Einwirkungen des Berg- 
baues“ erjtredt, Motive ©. 108, Komm.-Beriht d. 9. ©. 63. Da: 
gegen ift von der früheren Ausdehnung auf die „Wahrung der Nach- 
baltigfeit des Bergbaues“ abgejehen, „weil dieſer dehnbare Begriff eine 
icharfe Begrenzung der Bergpolizei verhindert, und es unter den heu— 
tigen BVerhältniffen regelmäßig im eigenen Intereffe des Bergbautreiben- 
den liegt, auf die Nachhaltigkeit feines Bergbaues Bedacht zu nehmen, 
überdies aber auch der fürmliche Raubbau jchon von dem eigentlich berg- 
polizeilichen Standpunkte aus verhindert werden fan." Motive ©. 107, 
108, Komm.Bericht d. A. ©. 97. 

2. Unter der jo abgegrenzten Bergpolizei jteht der gefammte dem 
Bergg. unterwworfene „Bergbau“, mögen die Bergwerfe ſich zur Zeit in 
oder außer Betrieb befinden; jelbjt die verlajjenen Bergwerke find hierher 
zu rechnen; ferner der Grundeigenthiümerbergbau und Steinbruchsbetrieb, 
joweit auf diejelben die Vorjchriften des neunten Titels ausdrücklich 
ausgedehnt find (S. 496). Weiter unterliegen der Bergpolizei ſämmt— 
(ihe Zubehörungen der Bergwerfe, darunter die Aufbereitungsan- 
stalten, Dampfkeſſel und Triebwerke, jowie die Röftöfen, Koksöfen, Theer— 
ſchwälereien und Briquettsfabrifen, vorausgejeßt, daß dieſe Anlagen zu 
einem Bergwerfe gehörende Betriebsanlagen find; $ 58 Bem. 2 ©. 196. 
Soweit auf diefe Zubehörungen zugleich die Gewerbegeſetzgebung An— 
wendung erleidet, geht neben der Handhabung der Bergpolizei die An— 
wendung der gewerbe polizeilichen Vorjchriften Her; vergl. $ 59 ©. 199. 
Nicht minder ftehen unter der bergpolizeilichen Aufficht die Mafchinen- und 
ſonſtigen Betriebsgebäude, unbejchadet der Zuftändigkeit der Orts- oder 
Landespolizeibehörde zur Ertheilung der Bauerlaubniß, $ 54 Dem. 6 
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©. 187, desgleichen die Aufbewahrungsräume für Sprengitoffe unter 
und über Tage, für deren Anlage, joweit es fi) um leßtere handelt, 
zugleich die Vorjchriften der Landespolizeibehörden maßgebend find, jo- 
wie die Transportanftalten der Bergwerfe, insbejondere die Drahtjeil- 
bahnen und die eigentlichen Grubeneijenbahnen. 

In Bezug auf die Grubeneijenbahnen, welche entweder den 
Anſchluß an eine dem öffentlichen Verkehr dienende Eiſenbahn vermit- 
teln (Anjchlußgeleife) oder, unabhängig von einer jolchen, anderen Be— 
triebszwecken jelbjtitändig dienen, hat die Zuftändigfeit der Auffichtsbe- 
hörden mehrfachen Veränderungen unterlegen. Gegenwärtig jteht der 
Bergbehörde allein Die polizeiliche Beauffichtigung des Baues und Be— 
triebes jänmtlicher Grubeneijenbahnen und zwar ohne Rüdjicht darauf 
zu, ob diejelben mit dem eigenen Betriebsmaterial des Bergwerksbeſitzers 
oder mit demjenigen einer anjchliegenden, dem öffentlichen Verkehr die- 
nenden Eijenbahn befahren werden jollen bezw. befahren werden. Min.- 
Erlafje v. 22. Dez. 1882 u. 4. Juni 1886, Eiſenbahn-Verordn.Bl. 1883 
©. 1, 1886 ©. 377, 3. Bd. 24 ©. 145, Bd. 27 ©.320. Im Uebri— 
gen ijt noch Folgendes zu bemerken: 

Dem Recht der öffentlichen Eifenbahnen, alfo namentlich dem Eifen- 
bahngejeße v. 3. Nov. 1838, den Art. 41 ff. der Neichsverfaffung und 
dem BahnpolizeisReglement v. 30. Nov. 1885 ꝛc. unterliegen die Gruben- 
eijenbahnen nicht. Einer bejonderen ftaatlichen Genehmigung bedarf es 
zur Herjtellung einer Grubeneijenbahn nicht; Min.-Erlaffe v. 13. Sept. 
u. 27. Nov. 1869, 3. Bd. 11 ©. 359. Unter Umftänden ift nur die 
zwangsweile Grundabtretung für die Anlage nach Vorſchrift des Bergg- 
herbeizuführen; $ 135 Bem. 7 ©. 356. Die polizeiliche Prüfung und 
Teitjegung des Bauprojektes und der dem Unternehmer zu machenden 
Auflagen erfolgt durch die Bergbehörde und zwar, wenn öffentliche und 
andere nicht ausschließlich bergbauliche Intereffen mit berührt werden, 
unter Mitwirkung der Landespolizeibehörden; Erlaß v. 27. Nov. 1869, 
3. Bd. 11 ©. 359. In gleicher Weije liegt unter eventueller Mitivir- 
fung der leßteren die Abnahme des Baues der Grubeneijenbahnen der 
Bergbehörde ob. Ergeben fich bei der Abnahme feine Anftände oder 
ijt deren Bejeitigung erfolgt, jo wird die Genehmigung zur Inbetrieb- 
nahme jeiten® des Oberbergamts ertheilt. Die Eifenbahnbehörden haben 
bei der Anlage von Gruben» und anderen Privatgeleifen, welche an eine 
dem öffentlichen Verkehr dienende Eifenbahn anjchliegen jollen, nur in— 
joweit mitzuwirken, als ſie über das Gejuch, den Anſchluß an die Haupt- 
bahn zu gejtatten bezw. das Eijenbahnbetriebsmaterial auf das Privat- 
geleife übergehen zu laſſen, zu befinden haben; vergl. die obigen Min.- 
Erlajje v. 22. Dez. 1882 u. 4. Juni 1886, 

Die polizeiliche Beauffichtigung des Betriebes durch die Bergbe— 
Hörde erjtredt fich auf die Grubeneifenbahnen „in ihrer ganzen Aus— 
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dehnung, aljo auch außerhalb der Grenzen der etwa vorhandenen abge- 
jchloffenen Zechenbahnhöfe und bis zum Anjchlu an die Geleife der K. 
Eijenbahnverwaltungen oder anderer Unternehmer”; Min.Erlaß v. 26, 
April 1884, 3. Bd. 25 ©.289. Diejes Auffichtsrecht der Bergbehörde 
umfaßt gegenwärtig auch diejenigen Grubeneifenbahnen, welche auf Grund 
landesherrlicher Konzeſſion erbaut find und früher von den Eifenbahn- 
auffichtsbehörden rejjortirten. 

Der Erlaß bergpolizeilicher Borjchriften für den Betrieb der Gru- 
beneijenbahnen ift Sache des Oberbergamts. Handelt es fich aber zu— 
gleich um Vorjchriften, welche vermöge der davon betroffenen Perſonen 
oder Gegenftände dem Verordnungsrechte der allgemeinen Polizei ange: 
hören, jo bedarf es der Mitwirkung der Orts- oder Landespolizeibe- 
hörden. Man bedient fich in ſolchen Fällen in der Regel der zweck— 
mäßigen Form gemeinschaftlicher Polizeiverordnnungen der beiderjeitigen 
Behörden. 

Die Prüfung, Revifion und Genehmigung zur Inbetriebnahme 
von Lokomotiven für Grubeneifenbahnen erfolgt ſeitens der Bergehörde, 
es jet denn, daß die Lokomotive zugleich auf einer dem öffentlichen Ber- 
fehr dienenden Hauptbahn verwendet werden joll. Min.-Erlaß v. 30. 
April 1877, 3. Bd. 18 ©. 277. 

Bergl. im Uebrigen: Sanner, Zuftändigfeit und Verfahren der 
Behörden bei Anlage und Betrieb von Grubeneifenbahnen; 3. Bd. 27 
©. 185. Gleim, Die rechtliche Natır und das Necht der Privatan- 
ichlußgeleife; Archiv für Eifenbahnwejen, 1887 ©.457. Der VBorjchlag 
des leßteren (S. 488, 489), in Anſehung dieſer Anfchlußgeleife die Prü- 
fung der Bauprojekte, die Reviſion der vollendeten Anlage und die Be- 
auffichtigung des Betriebes den „Eijenbahnauffichtsbehörden” zu über: 
tragen, begegnet, was die Grubeneijenbahnen betrifft, dem Einwande, daß 
der Bergbehörde die hierzu erforderlichen technijchen Kräfte zur Verfü— 
gung jtehen und daß eine unzweckmäßige Theilung des Reſſorts eintreten 
würde, je nachdem die Grubeneijenbahnen die Eigenjchaft von Anjchlup- 
geleifen bejigen oder nicht. 

Unter der polizeilichen Aufficht der Berabehörde jtehen nad) $ 196 
endlich die Salinen mit Ausnahme derjenigen im vorm. Königreich 
Hannover (Einf.-Verordn. Art. II). Bejondere Polizeiverordnungen für 
die Salinen haben erlajfen das Oberb. Halle am 21. Mai 1881 u. das 
Dberb. Dortmund am 14. März 1882, 3. Bd. 22 ©. 417, Bd. 23 
S. 417. 

Soweit bei Schürfarbeiten eine polizeiliche Beauffichtigung und 
namentlich die Sicherftellung derjelben im öffentlichen Intereſſe in Frage 
fommt, ift nach der herrichenden Praxis in Uebereinftimmung mit einem 
älteren Min.-Erlafje v. 27. Mai 1839 (Achen bach, Bergpolizeivor- 
jchriften ©. 28) nicht die Bergbehörde, fondern die Ortspolizeibehörde 
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zuftändig. Vergl. auch Huyſſen ©. 113, Oppenhoff Nr. 1044, 
Motive zum vorl. Berggejeßentw. v. 1862 ©. 32. E3 würde aber an 
fich fein Bedenken haben, die polizeiliche Aufficht der Bergbehörde nad) 
8 196 auch auf die Schürfarbeiten auszudehnen, da unter „Berg: 
bau“ auch die die „Aufſuchung“ nutzbarer Mineralien bezwedenden Ar: 
beiten und Vorrichtungen mit begriffen werden und ohnehin der Berg- 
behörde gewiſſe polizeiliche Befugnijje hinfichtlich der Schürfarbeiten nach 
88 4 u. 10 des Bergg. bereit3 zuftehen. Vergl. Arndt ©. 189. 

Einige neuere Berggejeße dehnen die Bergpolizei auf den Stein- 
bruchs- bezw. Gräbereibetrieb aus. So das Bergg. für Bayern Art. 197 
(vergl. 3. Bd. 16 ©. 260, 261), für Heſſen Art. 188, für Elſaß-Lothr. 
$ 172 (vergl. Z. Bd. 20 ©. 436, 451). Bergl. auch Leuthold, Die 
polizeiliche Ueberwachung der Steinbrüche und Gräbereien, ingbejondere 
im Königreich Sachſen, 3. Bd. 21 ©. 220. 

3. Wie nach ihren Gegenjtänden ($ 196), jo iſt die Bergpolizei 
auch in Bezug auf die Perfonen begrenzt. Sie kann in Angelegenheiten 
des Bergbaues zunächit und wejentlich nur Denjenigen gegenüber, welche 
bei dem Bergwerföbetriebe in der einen oder anderen Weiſe betheiligt find, 
ausgeübt, dagegen auf unbetheiligte Dritte und das Publifum nur in- 
joweit ausgedehnt werden, als es ſich für dem örtlichen Bereich eines 
der Bergpolizei unterivorfenen Werkes und feiner Zubehörungen um all- 
gemein zu befolgende Verbote Handelt, 3. B. um das Verbot des Be- 
fahrens einer Grube ohme Begleitung, des Betretend der Maſchinen— 
räume, Grubenbahnen ꝛc. Bet weiter greifenden, dritte Perfonen oder 
das Publikum mit betreffenden Anordnungen und Verboten bedarf es 
der Mitwirkung der Orts- oder Landespolizeibehörden. Die Bergbehörde 
ift daher 3. B. nicht, wie Wachler, 3. Bd. 8 ©. 493, annimmt, ein- 
jeitig befugt, einem Dritten die Anlage eines Teiches polizeilich zu unter: 
jagen, weil derjelbe den darumter liegenden Grubenbau bedroht. Vergl. 
Dppenhoff Nr. 1047; auch Nefursbeich. v. 14. Febr. 1882, 3. Bd. 23 
©. 409. 

4. Unter den „Bauen“, für deren Sicherheit die Bergpolizei zu 
jorgen hat, find im $ 196 zunächſt die eigentlichen Grubenbaue, aber 
dieje nicht allein, jondern auch die Betriebgeinrichtungen über Tage ver: 
Itanden; anderenfalls würde das Geſetz jene engere Bezeichnung gewählt 
haben. Dadurch, daß zu der erjten Ausführung von Tagesanlagen un: 
ter Umſtänden die ortspolizeiliche Bauerlaubniß erforderlich ift, wird 
die Bergpolizet nicht ausgejchloffen. Huyſſen ©. 113, Arndt ©. 190. 
Anders Klojtermann Anm. 431, Oppenhoff Nr. 1047. 

5. Die „Sicherheit der Baue“ fommt häufig bei Sicherheitspfei- 
lern und Grenzjtreitigfeiten zwijchen benachbarten Bergwerfen in Frage, 
und bei dem Steinfohlenbergbau Handelt e8 fich in folchen Fällen mei- 
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ſtens um Trennung und Abdämmung der beiderjeitigen Grubenwaffer. 
E3 beziehen fich Hierauf nachjtehende Grundjäße: 

Folgt die Berechtiamsgrenze zwilchen zwei mit einander marfichei- 
denden Bergwerfen dem wechjelnden Verhalten der Flötze im Streichen 
und Einfallen und eignet jich in Folge dejjen nicht zur Baugrenze und 
Feſtſtellung eines die beiderjeitigen Grubenbaue gegen das Eindringen 
der Waller jchügenden Markicheiden-Sicherheitöpfeilers, jo kann die Berg: 
behörde, unter Borbehalt der richterlichen Entjcheidung über die unter 
den Parteien jtreitige Ausdehnung der beiderfeitigen Berechtjame, Die 
Lage des Sicherheitspfeilers in möglichitem Anjchluffe an die ermittelte 
Berechtſamsgrenze bergpolizeilich feſtſtellen. Rekursbeſch. v. 4. Mai 1868, 
3. Bd. 26 ©. 134. 

Iſt der durch eine allg. Bergpolizeiverordnung vorgejchriebene Si— 
cherheitspfeiler an den Marficheiden der Steinkohlenbergwerfe zerjtört 
und für jeinen Zweck ungeeignet geworden, jo kann die Berlegung diejes 
Sicherheitspfeilers, unbejchadet der Berechtiamsgrenzen der marficheiden- 
den Bergwerfe, bergpolizeilich angeordnet werden. Rekursbeſch. v. 4. Febr. 
1870, 8. Bd. 11 ©. 369. z 

Die Verlegung oder Durchbrechung eines Marficheiden-Sicherheits: 
pfeiler3 fann von der Bergbehörde nur geftattet werden, wenn Die für 
diefen Fall durch Bergpolizeiverordnung vorgejchriebenen Bedingungen 
erfüllt find. Beichluß des Oberb. Dortmund v. 18. Febr. 1871, 3. 
Bd. 12 ©. 266. 

Bei obwaltendem Streite über die Lage der Berechtjamsgrenze 
zwilchen an einander grenzenden Bergwerfen hat die Bergbehörde berg- 
polizeilih nur die einzuhaltende Baugrenze zu bejtimmen und hierbei 
zunächit den Befititand zu berüdjichtigen; die Entjcheidung über die 
Nechtmäßigkeit des Beligitandes bezw. über die ftreitigen Eigenthums— 
verhältniffe jteht nur den Gerichten zu. Nefursbeich. v. 16. Oft. 1869, 
22. Dez. 1872 u. 27. Febr. 1878, 3. Bd. 11 ©. 368, Bd. 14 ©. 260, 
Bd. 24 ©. 379; vergl. auch Urth. des Obertr. v. 21. März; 1879, 3. 
Bd. 22 ©. 520, und über die civilrechtliche Schadenserjagpflicht bei 
widerrechtlichem Abbau eines Grenzficherheitspfeilers Urth. des Obertr. 
v. 14. Juni 1878, 3. Bd. 19 ©. 510. 

6. Die Bergbehörde ift befugt, zur „Sicherheit de3 Lebens und 
der Gejundheit der Arbeiter” eine Beichränfung der regelmäßigen Ar- 
beitszeit der bei dem Bergbau bejchäftigten Perjonen bergpolizeilich an- 
zuordnen; vergl. $ 80 Bem. 2 ©. 237. 

7. Der „Schuß der Oberfläche” durch bergpolizeiliche, den Berg— 
werksbeſitzer verpflichtende Anordnungen der Bergbehörde hat ſich joweit 
zu eritreden, als dies im Intereſſe „der perjünlichen Sicherheit” oder 
um Intereſſe „des öffentlichen Verkehrs“ nothivendig ijt. Unter perſön— 
licher Sicherheit ift hier die Sicherheit von Menjchen überhaupt, die Si- 
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cherheit des Publikums zu veritehen. Der Bergbehörde liegt daher u. a. 
ob, die Sicherjtellung von Senkungen und Rifjen, welche auf der Erd— 
oberfläche durch den Bergiverföbetrieb verurjacht find, jowie die Zufül- 
fung von Tagebrüchen und unbenugten Schächten ꝛc. anzuordnen. Zur 
Ausführung der getroffenen Anordnungen und zur Bejeitigung der Ge- 
fahr ift der Bergwerfseigenthümer auch dann verpflichtet, wenn zur Zeit 
des Eintritts der Gefahr fein Betrieb in dem Grubenfelde mehr umgeht, 
oder wenn der bejchädigende Bergbau in Uebereinjtimmung mit dem un 
beanjtandet gebliebenen Betriebsplane ausgeführt it, oder wenn der 
Betrieb von einem Pächter des Bergwerks geführt wird, welcher feiner: 
jeit3 nicht zur Sicherftellung älterer Schächte ꝛc. verpflichtet ift. Rekurs— 
beſch. v. 10. April 1872 u. 10. Sept. 1885, 3. Bd. 13 ©. 293, Bd. 27 
©. 116. 

Sind im Uebrigen die Vorausjegungen für bergpolizeiliche Maß— 
regeln zum Schuße der Oberfläche vorhanden, jo wird die Zuläffigkeit 
derjelben dadurch nicht ausgejchloffen, daß der Bergwerkseigenthümer 
nach $ 150 zur Bergütung des durch den Bergbau verurjachten Scha— 
dens nicht verpflichtet fein würde; auch in diefem Falle kann die Berg- 
behörde den bergpolizeilichen Schuß nicht verjagen. Rekursbeſch. v. 13. 
u. 29. Mai u. v. 29. Aug. 1868, 3. Bd. 15 ©. 86, 93, 97. Unter 
Umständen kann aber auch die Drtspolizeibehörde angegangen werden, 
ein Gebäude, welches unter Nichtbeachtung des $ 150 errichtet iſt, we- 
gen eingetretener gefährlicher Bejchädigung polizeilic) räumen zu Lafjen. 
Arndt ©. 192. Anders Kloftermann Anm. 433, welcher nur den 
legteren Weg für zuläſſig hält. 

Lediglich im Privatintereffe Beichädigungen der Oberfläche zu ver- 
hindern, gehört nicht zu den Aufgaben der Bergpolizei; Hier tritt nur 
die Entjchädigungsfrage auf. Rekursbeſch. v. 29. Aug. 1868, 3. Bd. 15 

©. 97. 

E3 Liegt ferner außerhalb der Aufgabe und der Befugniffe der 
Berabehörde, dem Grundbefiger die Bejeitigung von Anlagen auf der 
Oberfläche oder eine Aenderung in der Art und Weile ihrer Benußung 
polizeilich aufzugeben, um zu ermöglichen, daß ein beabfichtigter Gruben: 
betrieb, ohne „die perjünliche Sicherheit“, Leben und Gejundheit von 
Menſchen, zu gefährden, zur Ausführung gebracht werden könne. Re— 
fursbeich. v. 14. Febr. 1882, 3. Bd. 23 ©. 409. 

Auch bergpolizeiliche Vorkehrungen zum Schuge von Eijenbahnen 
gegen nachtheilige Einwirkungen des Bergbaues jeßen eine Gefährdung 
öffentlicher Intereffen, insbejondere des „öffentlichen Verkehrs“ voraus. 
Rekursbeſch. v. 14. Jan. 1869 u. 5. Jan. 1875, 8. Bd. 16 ©. 256, 257. 

8. Bei dem Bruchbau auf Braunfohlen kann mit Rückſicht auf 
das planmäßige Zubruchebauen der Oberfläche die bergpolizeiliche 
Genehmigung des Grubenbetriebes im Intereffe „der perjönlichen Sicher: 
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beit“ und unter Umjtänden auch „des öffentlichen Verkehrs“ davon ab- 
hängig gemacht werden, daß vorher die Genehmigung des Grundbefiters 
beigebracht bezw. die zwangsweije Grundabtretung herbeigeführt wird. 
Bergl. 8 135 Bem. 7g ©. 357, 358, namentlich die Erlafje v. 27. Juni 
1881 u. 10. Febr. 1882, u. die beiden Nefursbeich. v. 10. Febr. 1882. 

9. Auch auf Grund des Feld: und Forjtpolizeigejeges v. 1. April 
1880 8 29 (®. ©. ©. 230) fann der Bergbautreibende zur Einfriedi- 
gung oder Zuwerfung von Schächten, Schürflöchern ꝛc. angehalten wer- 
den; j. unten Anhang zu diejem Titel. 

10. Als „gemeinjchädliche Einwirkungen des Bergbaues“ find die 
Einwirkungen anzufehen, durch welche das Gemeinwohl erheblich benach- 
theiligt oder gefährdet wird. Wejentlich in demjelben Sinne jpricht die 
Gewerbeordn. 8 51 von den „überwiegenden Nachtheilen und Gefahren 
für das Gemeinwohl“, wegen deren die Benugung einer gewerblichen 
Anlage unterfagt werden kann. Ob eine Einwirkung des Bergbaues als 
„gemeinjchädliche“ anzujehen oder aber anzunehmen ijt, daß der Bergbau 
nur einem oder mehreren Einzelnen einen civilvechtlich zu verfolgenden 
PBrivatichaden zugefügt hat, hängt ganz von der thatlächlichen Bejchaf- 
fenheit des Falles ab. Ein bejtimmtes Ereigniß, 3. B. ein Tagebrud), 
fann unter Umftänden den Umfang der Gemeinjchädlichkeit annehmen 
oder nur einen privatrechtlichen Entſchädigungsanſpruch rechtfertigen. - 
Es fommt theil3 auf die Gegenstände, welche bejchädigt oder gefährdet 
find, theil® auf die Art und den Umfang der Beichädigung oder Ge— 
fahr an. Bedroht der Bergbau gemeinnügige Mineralquellen, öffentliche 
Bauten oder Denkmäler, Friedhöfe ꝛc, jo iſt eine „gemeinjchädliche“ 
Einwirkung ebenjo unzweifelhaft anzunehmen, wie in den Fällen, in wel- 
chen die Wafferbehälter oder Wafferzuflüffe einer Ortſchaft in größerer 
Ausdehnung ausgetrodnet, die Waſſer eines Privatfluffes auf eine län— 
gere Erftredung durch Verunreinigung unbrauchbar gemacht, ganze 
Stadttheile durch Bodenſenkungen bedroht werden. Als allgemeines 
Merkmal der Gemeinjchädlichkeit läßt fich nur eine erhebliche Benach— 
theiligung oder Gefährdung des Gemeinwohls — des öffentlichen Wohls, 
öffentlichen Intereſſes — hinftellen, und Hierauf muß die Beantwortung 
der Thatfrage in jedem einzelnen Falle gerichtet fein. Im Uebrigen 
fommt es nicht darauf an, ob eine unter diejen Gejichtspunft fallende 
ichädliche Einwirkung des Bergbaues unmittelbar die Gejammtheit als 
ſolche oder zunächſt nur gewiſſe Perjonen trifft. Die Feititellung des 
Begriffes der gemeinjchädlichen Eimvirkung des Bergbaues, welche Baron, 
3. Bd. 18 ©. 55, 56, unter Verwerthung des jtrafrechtlichen Begriffes 
der Gemeingefährlichkeit verjucht Hat, ift bereits von Klojtermann, 
Gruchot Bd. 22 ©. 300, 3. Bd. 20 ©. 411, als nicht befriedigend be- 
zeichnet worden; fie ift ebenjo wie die Begriffsbejtimmung von Arndt 
©. 192 zu eng. 
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Die Praris hat in einer Reihe verjchieden gearteter Fälle zutref- 
fend entjchieden, ob eine gemeinjchädliche Eimwirkung des Bergbaues in 
dem vorangegebenen Sinne anzunehmen ijt oder nicht. Die wichtigften 
hierbei angenommenen Grundjäge folgen unter 11 bis 18. 

11. Bekanntlich haben die durch den Bergbau verurjachten aus- 
gedehnten Bodenjenfungen und Häuferbeichädigungen in und bei der 
Stadt Eſſen zu eingreifenden bergpolizeilihen Anordnungen Veran— 
fafjung gegeben. Hierbei ift in einer Reihe von Beſchlüſſen des Oberb. 
Dortmund und von Nefursbejcheiden angenommen, dab die Beſchädi— 
gung und Gefährdung ganzer Häufergruppen, Straßen und Stadttheile 
al3 eine gemeinjchädliche Einwirkung des Bergbaues anzujehen iſt. Im 
gleicher Werje wurde die Gefährdung des Baſſins der dortigen jtädti- 
chen Wafferververjorgungsanftalt, nicht aber des jtädtiichen Gaswerks 
aufgefaßt. Die bezüglichen Entjcheidungen finden fich bei v. Brunn, 
Mittheilungen über die Bodenjenkungen bei Ejjen, 3. Bd. 15 ©. 77. 
Auch ift es für eine gemeinjchädliche Einwirkung des Bergbaues erklärt, 
wenn eine volfsreiche und in jtetem Wachsthum begriffene Stadt (Eſſen) 
durch den Bergbau an ihrer nothiwendigen Erweiterung gehindert würde, 
Beichl. des Oberb. Dortmund v. 27. Febr. 1867, 3. Bd. 8 ©. 128; 
desgleichen, wenn ein industrielle Etabliffement (wie dasjenige der Firma 
Fr. Krupp zu Eſſen), welches vielen Taufenden von Arbeitern die zu 
ihrem Lebensunterhalt erforderliche Beichäftigung gewährt und weſent— 
lich den Fortbeitand des Wohlitandes einer Stadt bedingt, Durch Be— 
ihädigung feiner Betriebsanlagen zum Stillitande gebracht würde, Ne: 
fursbeich. dv. 29. Aug. 1868, 3. Bd. 15 ©. 97. 

12. Eine Wafjerentziehung, welche fich auf eine größere Anzahl 
von Brunnen einer Gemeinde erſtreckt (im gegebenen Falle handelte es 
fih um 48 Brunnen, durch welche 107 Gehöfte mit Trint- und Wirth: 
ſchaftswaſſer verjehen wurden), ift al3 ein Gemeinjchaden im Sinne des 
$ 196 anzujehen. Rekursbeſch. v. 3. Juli 1877, 3. Bd. 19 ©. 137; 
auch Min-Erlaß v. 9. Oft. 1875, 3. Bd. 17 ©. 124. 

Eine jolche gemeinjchädliche Wafferentziehung kann im Wege berg- 
polizeilicher Anordnungen verhindert werden; dagegen hat die Bergbe- 
hörde über die Entjehädigungsfrage nicht zu entjcheiden, wenn die Waſſer— 
entzichung bereits eingetreten it. Rekursbeſch. v. 18. April 1867, 3. 
Bd. 9 ©. 224. 

Es iſt zuläffig, die Geftattung eines Grubenbetriebes, von welchem 
eine gemeinſchädliche Wafjerentziehung zu befürchten jteht, von der Be- 
dingung abhängig zu machen, daß der Bergwerksbeſitzer eintretenden 
alles eine künſtliche Wafferleitung hHerjtelle und vorgängig eine Die 
Koſten der leßteren dedende Kaution hinterlege. Min.Erlaß v. 9. Dft. 
1875 u. Rekursbeich. v. 24. Mai 1869, 3. Bd. 17 ©. 124, 125. BVergl. 
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wegen der Kautionsleiltung auch den vorbez. Rekursbeſch. v. 3. Juli 1877 
und Rekursbeſch. v. 19. Juni 1877, 3. Bd. 18 ©. 414. 

13. Auch gemeinjchädliche, durch den Bergbau verurjachte Waffer: 
anjfammlungen auf der Oberfläche bilden einen Gegenitand bergpolizei— 
licher Anordnungen. Min.-Erlaffe v. 12. Dft. 1880 u. 4. Nov. 1881, 
3. Bd. 22 ©. 145, Bd. 23 ©. 276; auch $ 67 Bem. 8 ©. 222. Große 
Tragweite erlangten diefe Anordnungen namentlich in dem flachen Fluß: 
gebiete der Emjcher im weitfäliichen Steinfohlenbeden. 

14. Ob Eimvirkungen des Bergbaues auf Mineralquellen, nament- 
lich auf Heilquellen, 4. B. durch Abtrodnung, Verminderung der Ergiebig- 
feit, Schwächung des Mineralgehaltes, als gemeinjchädliche zu behandeln 
und deshalb im Wege bergpolizeilicher Anordnungen zu verhüten find, 
hängt wejentlic) davon ab, ob die unveränderte Erhaltung jolcher Quel- 
len im öffentlichen Interejje liegt und insbejondere in therapeutijcher Be- 
ziehung einen namhaften Werth hat. Unter diefer Vorausjegung find 
bergpolizeiliche Schugmaßregeln gerechtfertigt, im anderen Falle nicht. 
Vergl. 3. B. wegen der Schußbezirke für gewiſſe Mineralquellen $ 4 
Bem. 5 bi8 7 ©. 72 ff. 

15. Die Verumreinigung fließender Gewäſſer durch den Bergbau 
ift im Allgemeinen al3 eine gemeinjchädliche Einwirkung anzufjehen, Mo— 
tive ©. 108, Refursbeich. v. 28. Nov. 1867, 3. Bd. 9 ©. 226; Achen— 
bad, 3.8. 11 ©. 103, 3. B. aud) dann, wenn ein wichtiger Gewerbs— 
zweig (Bleichereien) durch Verunreinigung des zu feinem Betriebe unent- 
behrlichen fliegenden Waſſers gejtört wird, Rekursbeſch. v. 16. Dt. 1877, 
3: Bd. 21 ©. 403. Die Bergbehörde ijt daher befugt, zur Verhütung 
eines durch eine jolche Verunreinigung entitehenden Gemeinjchadens Die 
erforderlichen Schußvorfehrungen bergpolizeilich anzuordnen, insbeſondere 
auch den Bergwerksbeſitzer zu denjenigen Beranjtaltungen anzubalten, 
welche zur Klärung bezw. zur Entjäuerung von Grubenwajjern oder von 
Abwaſſern der Kohlenwäjchen und Aufbereitungsanftalten nothwendig 
find. Bon feiner desfallfigen Verpflichtung wird der Bergwerfsbefiger 
durch die Mitwirkung anderer indujtrieller Etabliffements bei der Ver— 
unreinigung der fließenden Gewäſſer nicht entbunden. Vergl. die beiden 
vorbez. Nekursbeicheide und den Min.-Erlaß v. 8. Jan. 1880, 3. Bd. 21 
©. 406. 

Gemäß $ 196 gehört es in erjter Linie zu den Aufgaben der Berg: 
behörde, die polizeilichen Anordnungen zu treffen, welche nothwendig find, 
„um eine gemeinjchädliche bezw. eine im Sinne des $ 3 des Gel. über 
die Benußung der Privatflüffe v. 28. Febr. 1843 unzuläffige oder den 
gejeglichen VBorjchriften über den Schuß der Fiſcherei zumiderlaufende 
Verunreinigung fließender Gewäfjer durch Grubenwaſſer“ (Abgänge von 
Aufbereitungsanftalten 2c.) zu verhindern. Andererjeits fteht der Orts— 
polizeibehörde die Handhabung der Wafferpolizei zu. Da diejelbe jedoch 
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die Einführung der Abgänge von Gruben oder Aufbereitungsantalten in 
ein fliegendes Gewäſſer nicht wird verbieten können, ohne daß vorher eine 
ſorgſame Abwägung der kollidirenden Interefien des Oberflächeneigenthums 
und des Bergbaues ftattgefunden hat, und da ferner die Herjtellung entfpre- 
chender Klärvorrichtungen oder jonftiger Einrichtungen bei dem Gruben- 
betriebe nicht von der Ortspolizeibehörde, jondern nur von der Bergbe- 
hörde angeordnet werben kann, jo wirde ein einfeitiges Vorgehen der 
Drt3polizeibehörde, abgejehen von Fällen dringender Gefahr, weder zweck— 
mäßig nod) zielführend fein. Mit Rückſicht hierauf iſt das Verfahren 
durch gemeinschaftlichen Erlaß der Miniſter für Handel x. und für die 
landw. Angelegenheiten v. 7. April 1876, 3. Bd. 17 ©. 298, dahin ge- 
regelt, dab Beichwerden der in Frage ftehenden Art an den Bergrevier- 
beamten zu richten bezw. abzugeben find, daß in wichtigeren Fällen eine 
gemeinschaftliche Erörterung der Beichwerden jeitens beider betheiligten 
Behörden zu erfolgen hat (wobei nach $ 198 das Oberbergamt zuftändig 
iſt, Min⸗Erlaß v. 23. Ian. 1879, 3. Bd. 21 ©. 405), um eine Ber: 
jtändigung darüber herbeizuführen, welche polizeilichen Maßnahmen in 
Beziehung auf die Abführung der Grubenwaffer ꝛc. bezw. deren Klärung 
zu treffen find, und daß die Ueberwachung der Ausführung der dem 
Bergwerfsbetreiber dieferhalb gemachten Auflagen in die Zuftändigfeit 
der Bergbehörde fällt, unbejchadet der Befugnig der Ortspolizeibehörde, 
ji von den Ergebniffen der angeordneten Maßregeln in Kenntniß zu 
erhalten und nach Befinden deren Ergänzung in Anregung zu bringen. 
Bergl. auch $ 198 Bem. 8. ©. 512. 

Uebrigens darf der Grundjaß, daß eine „da® Maß des gemein: 
üblichen und regelmäßigen Gebrauchs” eine Brivatfluffes nicht über- 
jchreitende Zuleitung von Grubenwaſſern von den Uferbefigern geitattet 
werden muß, auch bei Handhabung der Polizei nicht unberüdfichtigt 
bleiben. Bergl. $ 135 Ben. 9d ©. 359. In das „Verwaltungsitreit: 
verfahren“ gehört das polizeiliche Einjchreiten der in Rede jtehenden 
Art nicht; Urth. des Oberverw.-Ger. v. 4. Nov. 1876, 3. Bd. 20 ©. 524. 

16. Zu den „gemeinjchädlichen Einwirkungen des Bergbaues“ ijt 
auch eine durch denjelben verurfachte, die religiöfen Gefühle und die Pie 
tät verleßende Störung der Friedhofsruhe zu rechnen. Die Bergbehörde 
tt daher befugt, die zur Bejeitigung einer jolchen Störung erforderlichen 
bergpolizeilichen Anordnungen zu treffen, 3. B. die Schiegarbeit unter 
dem Areal eines alten Todtenhofes zu unterfagen; Min.-Erlaf v. 18. Oft. 
1883, 3. Bd. 25 ©. 140. 

17. Auf den bergpolizeilichen Schuß gegen gemeinjchädliche Ein— 
wirfungen des Bergbaues hat auch der Bergbau ſelbſt Anſpruch. Beichl. 
des Oberb. Dortmund v. 19. Dez. 1866, 3. Bd. 8 ©. 127; auch $ 67 
Bem. 8 ©. 222. Abgejehen von dem Falle einer gemeinjchädlichen Ein- 
wirkung ijt aber die Bergbehörde nicht befugt, dem Bergwerksbeſitzer Ein- 
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ichränfungen in jeinem Gewinnungsrechte zu dem Zwede aufzuerlegen, 
um ein benachbartes, nicht in Betrieb genommenes Bergiverf gegen nach» 
theilige Einwirkungen auf die zur Berechtiame dejjelben gehörigen Mi— 
neralablagerungen zu jchügen und Erſchwerniſſe des zukünftigen Betrie- 
bes von demſelben abzuwenden. Rekursbeſch. v. 23. Juni 1869, 3. 
Br. 11 ©. 367. 

18. Eine Befreiung von der öffentlich-rechtlichen Verpflichtung 
des Bergwerksbefigers zur Abjtellung gemeinjchädlicher Einwirkungen 
de3 von ihm geführten Bergwerfsbetriebes kann weder durch Erfigung 
noch durch die erfolgte Einjtellung des Betriebes erworben werden. Re— 
kursbeſch. v. 23. Jan. 1879, 3. Bd. 21 ©. 405, 


Zu $ 197. 


1. Bis zu dem Geſetze v. 10. Juni 1861 war das Recht zum 
Erlaß von Polizeiverordnungen in Bezug auf den Bergbau gejetlic) 
nicht ausreichend und zweckmäßig geregelt. Nur das Oberbergamt Bonn 
beſaß für den linksrh. Theil feines Bezirks auf Grund des franz. Bergg. 
die Befugniß, felbftitändig allgemeine Bergpolizeiverordnungen zu erlajjen. 
Achen bach, Bergpolizeivorichriften Einl. S. XXI ff. Erſt durch $ 8 
des erfteren Gef. wurde diefe Befugniß fämmtlichen Oberbergämtern bei- 
gelegt. Im 8197 ift die Beitimmung des $8 wiederholt, während die 
mit leßterem zufammenhängenden 88 10 u. 11 daj. nicht übernommen 
zu werden brauchten. Motive ©. 108. 

2. Unter den „Polizeiverordnungen“, von deren Erlaß $ 197 hans 
delt, verſteht derjelbe diejenigen auf den Bergbau bezüglichen allgemei— 
nen Polizeivorjchriften der Oberbergämter, deren Gebote und Verbote 
von den davon betroffenen Perjonen fortdauernd in allen künftigen Fällen 
befolgt werden müfjen. Den Gegenjat bilden die bergpolizeilichen „Ans 
ordnungen“, welche nach 88 198 bezw. 199 für den einzelnen Fall 
zum Bwede der Bejeitigung einer drohenden Gefahr getroffen wer: 
den. Die Bergpolizeiverordnung des $ 197 enthält ebenjo wie ein Ge- 
jeß dauernde Nechtsregeln, welche jo lange in Kraft bleiben, bis neue, in 
gejeglicher Form erlaffene Vorjchriften an ihre Stelle treten; ihre Ver— 
anlafjung fann eine jehr verjchiedenartige fein und der Zeit nach weit 
zurüdliegen, fie braucht nicht auf einer gegenwärtigen Gefahr zu beruhen. 
Dagegen jegen die bergpolizeilichen Anordnungen der 88 198 u. 199 
allemal voraus, daß in dem einzelnen Falle eine Gefahr beiteht, zu 
deren Befeitigung bejondere Mafregeln erforderlich find; letztere erle- 
digen ſich mit Erreichung des Zwedes. Der Unterjchied zwijchen beiden 
Arten bergpofizeilicher Vorjchriften ift demnach ein fachlicher, nicht ein 
rein formeller; die Verfchiedenheit des Verfahrens findet in dem jach- 
lichen Unterjchiede ihre Begründung; es hängt von den gegebenen Ber: 
hältnifjen ab und ift nicht bloß Zwedmäßigfeitsfrage, ob dag Oberberg- 
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amt nad) $ 197 oder nach $ 198 zu verfahren hat. Motive ©. 108; 
Klojtermann Anm. 438; Oppenhoff Nr. 1052, 1058 u. 3. Bo. 6 
©. 454; Roſin, Das Polizeiverordnungsrecht in Preußen ©. 41. An— 
ders Arndt ©. 194 u. Das Verordnungsrecht des deutichen Reiches 
©. 168. 

Bezüglich ihres Inhaltes haben beiderlet bergpofizeiliche Vorſchrif— 
ten mit einander gemein, daß fie jich nur mit den im $ 196 bezeichne- 
ten Gegenständen zu befajjen haben. Im Uebrigen fünnen Bergpolizeis 
verordnungen nad) $ 197 für den ganzen Berwaltungsbezirk eines Ober: 
bergamt3 oder nur für einzelne Theile dejjelben, mithin auch, wenn etwa 
befondere Verhältniſſe dies mit fich bringen, für ein einzelnes Werf er: 
fafjen werden; fie können jämmtliche Bergwerfe 2c. oder nur eine gewiſſe 
Gruppe derjelben, 3. B. die Schlagwettergruben, umfaſſen; fie können 
nur einzelne Materien der Bergpolizei oder den gejammten Stoff der: 
jelben mehr oder weniger erjchöpfend behandeln und auf dieſem Wege 
das Bergpolizeirecht Eodifiziren. Lebteres ift im Wejentlichen in den all 
gemeinen Bergpolizeiverordnungen der Oberb. Bonn v. 8. Nov. 1867, 
Clausthal v. 5. Juni 1869, Halle v. 10. Dez. 1884, Breslau v. 2. San. 
.1888, jowie für die Salinen in den PBolizeiverordnungen der Oberb. 
Halle v. 21. Mat 1881 und Dortmund v. 14. März 1882 gejchehen. 
Vergl. 3. Bd. 8 ©. 433, Bd. 10 ©. 474, Bd. 22 ©. 417, Bd. 23 
©. 417, Bd. 26 ©. 283, Bd. 29 ©. 278. 

Die Befugniß zur jelbititändigen Wiederaufhebung von Berg- 
polizeiverordnungen jteht den Oberbergämtern auch dann zu, wenn es 
ſich Hierbei um ältere Vorfchriften handelt, welche nach den früher maß- 
gebenden Grundſätzen vom Miniſterium erlaffen oder bejtätigt worden 
find. Min.Erlaß v. 22. Juni 1867, 3. Bd. 8 ©. 452. 

3. Handelt e3 ich bei dem Erlaß von Polizeiverordnungen nicht 
bloß um die im $ 196 bezeichneten, jondern auch um jolche Gegenftände, 
welche in den Zuftändigfeitsbereich der allgemeinen Landespolizei gehören, 
jo empfiehlt fich in der Regel die Form einer gemeinjchaftlichen 
Bolizeiverordnung des Oberbergamts und der Yandespolizeibehörde. Für 
jolche Vorjchriften bilden alsdann die gejegliche Grundlage einerjeits die 
58 196 u. 197 des Bergg. und andererjeits dag Gel. über die Polizei: 
verwaltung v. 11. März 1850 (©. ©. ©. 265) bezw. für die neu er— 
worbenen Zandestheile die Verordn. dv. 20. Sept. 1867 (G. ©. ©. 1529) 
und für Lauenburg das Geſetz v. 7. San. 1870 (offiz. Wochenbl. ©. 13), 
jowie das Geſetz über die allg. Landesverwaltung v. 30. Juli 1883 
SS 136 ff. Vergl. Brauchitich, Die neuen Preußijchen Verwaltungs— 
gejeße, 9. Aufl. Bd. I ©. 125 ff., auch oben ©. 259 die Bolizeiverord- 
nungen über die Sonntagsarbeiten. 

4. It in einer Bergpolizeiverordnnung (gemeinjchaftlichen Polizei— 
verordnung) feine Zeitbeftimmung für den Anfang ihrer Wirkſamkeit ents 
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halten, jo beginnt leßtere mit dem achten Tage nach dem Ablaufe des- 
jenigen Tages, an welchem das die Verordnung verfündende Stüd des 
Regierungsamtsblatt3 ausgegeben it. $ 4 der VBerordn. v. 28. März 
1811 (©. ©. ©. 165) nebſt Ergänzung v. 14. Jar. 1813 (G. ©. ©. 2) 
und für den Bereich des rheinischen Rechts $ 10 der Verordn. v. 9. Juni 
1819 (©. ©. ©. 148); vergl. aud) $ 141 des Gel. über die allg. Lan- 
desverwaltung v. 30. Juli 1883. 

5. Anfechtbar find Bergpolizeiverordnungen (8 197) jowie berg- 
polizeiliche Anordnungen ($$ 198, 199) nur auf dem Beſchwerdewege, 
wobei das Berfahren jich in den leßteren Fällen nach 88 191 bis 193 
richtet. Es findet nämlich auch auf die polizeilichen Vorjchriften der 
Bergbehörden das Gejeß, betr. die Zuläffigfeit des Nechtsweges in Be- 
ziehung auf polizeiliche Verfügungen, v. 11. Mai 1842 (G. ©. ©. 192) 
Amvendung. Dafjelbe beitimmt im $ 1: 

Beihwerden über polizeiliche Verfügungen jeder Art, fie mögen bie 
Gejegmäßigkeit, Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit derfelben betreffen, ge- 
hören dor die vorgeſetzte Dienftbehörde. 

Der Rechtsweg ift in Beziehung auf folche Verfügungen nur dann 
zuläffig, wenn die Verlegung eines zum Privateigenthum gehörenden Rechts 
behauptet wird, und nur unter den nachfolgenden näheren Beſtimmungen. 

Die Beſtimmungen des Gejeges über die allg. Landesverwaltung 
v. 30. Juli 1883 wegen der „Rechtsmittel gegen polizeiliche VBerfügun- 
gen (SS 127 ff.) kommen Hier nicht zur Anwendung. 

Die Prüfung bergpolizeilicher Borjchriften ſeitens der Gerichte im 
Strafverfahren Hat ſich auf deren gejeßliche Gültigkeit zu bejchränfen. 
Bergl. $ 209 Ben. 8 u. wegen der Strafandrohung $ 208 Bem. 1 ur. 2, 

6. Bei Erlaß von Bergpolizeiverordnungen kommt gegenwärtig 
$ 81 des U. V. Gef. v. 6. Juli 1884 in Betracht, welcher vorjchreibt: 

Die von den Landesbehörden für bejtimmte Induftriezweige oder 
Detriebsarten zur Verhütung von Unfällen zu erlaffenden Anordnungen 
jollen, fofern nicht Gefahr im Verzuge ift, den betheiligten Genoſſenſchafis— 
vorſtänden oder Sektionsvorftänden zur Begutachtung nach Maßgabe des $ 78 
vorher mitgetheilt werden. Dabei findet der $ 79 entjprechende Anwendung. 

Nach S 78 Hat diefe Begutachtung durch die Vorftände derjenigen 
Sektionen, immerhalb welcher die Vorſchriften Gültigkeit haben follen, 
oder, jofern die Genofjenjchaft in Sektionen nicht eingetheilt ift, durch 
den Genofjenjchaftsvoritand zu erfolgen, und nach $ 79 find zu der 
Berathung und Beichlußfafjung der Seftiong- oder Genoſſenſchaftsvor— 
jtände die Vertreter der Arbeiter ($ 41) mit vollem Stimmrecht zuzu— 
ziehen. Für die Oberbergämter kommen hierbei hauptjächlich die Sek— 
tionsvorjtände der Snappjchafts-Berufsgenofjenichaft, ausnahmsweise 
auch diejenigen der Steinbruch®-, Ziegelei-, Töpferei- ac. Berufsgenoffen- 
ſchaft in Betracht. 

Die Vorausjeßung für die Anwendbarkeit des 8 81, daß die 
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Anordnungen „zur Verhütung von Unfällen“ erlaffen werden jollen, 
wird bei der Mehrzahl der von den Oberbergämtern ausgehenden Berg: 
polizeiverordnungen vorliegen. Auf Die bergpolizeilihen Anordnungen 
der 88 198 u. 199 findet $ 81 feine Anwendung ; vergl. Motive ©. 79, 
v. Woedtke, Unfallverficherungsgejeg, 3. Aufl. ©. 2838 Ann. 2. 

Da andererjeit3 die Genoſſenſchaften nach $ 78 des U. 3. Gel. be- 
fugt find, Unfallverhütungsvorjchriften zu erlafjen, jo ift auf Veran— 
laffung des Reichs-Verſicherungsamts die für die Sache fürderliche und 
zur Vermeidung von Kollifionen mit den Maßnahmen der Staatsauf- 
fihtsbehörden dienende Einrichtung getroffen, daß Vertreter der letzteren 
zu den Vorberathungen folcher Unfallverhütungsvorjchriften zugezogen 
werden. Nundjchreiben v. 16. u. 27. April u. 11. Juni 1887, Amtl. 
Nachrichten des N.-Verficherungsamts Jahrg. III ©.139, 145, 158; 3. 
Bd. 28 ©. 339. 

7. Der reichögejeßlich vertirklichte Gedanken, über zu erlafjende all- 
gemeine Polizeivorjchriften die gutachtliche Aeußerung der Betheilig- 
ten herbeizuführen, hat fich auf dem Gebiete der Bergpolizei bereits früher 
fruchtbar erwieſen, feitdem durch Min.-Erlaß v. 22. Juni 1867 beftimmt 
worden, daß „die hauptjächlichiten Vertreter der Privatbergbauinduftrie” 
über die Entwürfe von Bergpolizeiverordnungen zunächjt gehört werden 
jollen. Soweit Vereine für die bergbaulichen Interefjen beitehen, pflegt 
deren Gutachten eingeholt zu werden. Obwohl im Bergg. nicht aus— 
drücklich vorgefehen, entſpricht dieſe zweckmäßige Einrichtung doch dem 
für die Spezialordnungen in den 88 198 u. 199 vorgefchriebenen ähn— 
lichen Verfahren. 

8. Mit einer der wichtigften und ſchwierigſten Aufgaben der Berg- 
polizei war die im Jahre 1881 in Preußen eingejegte Schlagwetter- 
Kommifjion betraut. Den Abſchluß ihrer umfaſſenden Arbeiten bilden 
die „Grundſätze für den Betrieb von Schlagwettergruben“ 3. Bd. 27 ©. 1, 
durch welche die Grundlage für die Revifion der diefen Gegenftand be- 
treffenden bergpolizeilichen Vorjchriften geichaffen wurde. Vergl. Haupt: 
bericht der Preuß. Schlagwetter-Kommilfion, erjtattet im Namen der 
Kommilfion durch U. Haßlacher, Oberbergrath. Nebſt 5 Bänden An- 
lagen und einem Atlas. Berlin 1887; ferner die Bergpolizeiverordnungen 
der Oberb. Bonn v. 1. Aug. 1837, Dortmund v. 12. Oft. 1887 n. 
4. Juli 1888, Breslau v. 2. Ian. 1888 88 65 ff., Clausthal v. 23. Febr. 
1888, 3. Bd. 28 ©. 443, Bd. 29 ©. 27 u. 420, 283, 302. 

9. Die auf Grund des 8 197 von den Oberbergämtern erlafjenen 
Bergpolizeiverordnnung find, abgejehen von der amtlichen Veröffentlichung 
durch die Regierungsamtsblätter, zum Theil in bejonderen amtlichen 
Bufammenftellungen (Breslau, Dortmund, Clausthal), ferner in der 
Sammlung von Buff, Die Gejege und Verordnungen betr. den Betrieb 
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der Bergiverfe zc. Ejjen 1883 nebjt Ergänzungsheft 1885, und bis zur 
Gegenwart in der Zeitjchrift für Bergrecht erjchienen. 


3u 8 198. 


1. Die zujammen gehörenden 88 198 u. 199 lehnen fich an das 
franz. Bergpolizeidefret v.3. Jan. 1813 Art. 4 ff. und das hiernach auf 
der linken Rheinſeite ausgebildete Verfahren an, welches dem öffentlichen 
Intereſſe vollftändig gerecht wurde, ohne andererjeit3 den Rechten des 
Bergbautreibenden zu nahe zu treten. Motive ©. 109; Achenbach, 
Bergpolizeivorjchriften Einl. S. XXXVIH; Franz. Bergrecht ©. 312. 

„Es find die Fälle dringender Gefahr von denjenigen unterjchie- 
den, in welchen die Gefahr Feine dringende ijt, indem ſich aus der Natur 
der Sache dort ein anderes Verfahren ergiebt, als hier. Iſt die Gefahr 
feine dringende ($ 198), jo erheifcht es die Rüdficht auf den Rechts— 
ſchutz des Bergwerksbeſitzers, daß nicht allein ein fürmlicher Beichluf 
des Oberbergamts über die zu treffende polizeiliche Anordnung abgefaßt, 
jondern auch vorher der Bergwerksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter 
vernommen wird; denn Häufig greifen derartige Anordnungen tief und 
nachhaltig in die Betriebs- und Wirthichaftsverhältnifje eines Bergwerks 
ein. Bei dringender Gefahr fünnen dagegen die erforderlichen Anord- 
nungen weder von einem Bejchluffe des Oberbergamt3 noch von jener 
borgängigen Vernehmung abhängig gemacht werden. Hier hat vielmehr 
der Revierbeamte jofort, vorbehaltlich der Bejtätigung oder Wieder- 
aufhebung jeiner Anordnungen durch das Dberbergamt und der Ber: 
nehmung des Werfsbefigers, einzujchreiten.” Motive ©. 109. 

2. Im Gegenjage zu den allgemeinen Bergpolizeiverordnungen 
($ 197) find die bergpolizeilichen Anordnungen der 88 198 u. 199 ala 
Spezialverordnungen anzujehen, welche durch die Gefahr drohenden be: 
jonderen Berhältniffe des einzelnen Falles veranlaßt werden, weil 
zur Bejeitigung der Gefahr die beitehenden allgemeinen Bergpolizeivor- 
jchriften nicht ausreichen; 8 197 Bem. 2. Es gilt hier der in einem 
Beicheide des Oberb. Dortmund v. 1. Juni 1866, 3. Bd. 7 ©. 413, 
ausgeiprochene Grundjaß, daß der Bergbau nur ausnahmsweise und 
nur in Fällen der Gefahr polizeilichen Anordnungen nad) Maßgabe der 
88 198 u. 199 zu unterwerfen ift, Dagegen der Regel nach den all— 
gemeinen polizeilichen Beitimmungen unterliegt, welche ausdrücklich durch 
die Gejege oder durch die auf Grund des $ 197 erlafjenen Bergpolizei- 
verordnungen vorgejehen jind. 

Verſchieden von den vorbezeichneten Spezialverordnungen find die— 
jenigen Anordnungen der Bergbehörde, welche lediglich die Ausfüh- 
rung bereit® bejtehender, aber nicht befolgter bergpolizeilicher 
Vorſchriften bezweden. Im diefen Fällen tritt nicht das Verfahren der 
88 198 ober 199 ein; vielmehr kann der Revierbeamte ſoſort über die 
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vorliegenden Uebertretungen Protokolle behufs gerichtlicher Verfolgung 
aufnehmen ($ 209) oder auch zunächſt nur die alsbaldige Abjtellung 
der vorgefundenen Mängel anordnen. 

3. Indem $ 198 von der „auf einem Bergwerke“ eintretenden 
Gefahr redet, bezeichnet derjelbe nur den regelmäßigen, hauptjächlichiten 
all, iſt aber gleichmäßig anwendbar nicht nur auf die Zubehörungen 
eines Bergwerks und die Salinen ($ 196), jondern auch auf den Fall, 
daß mehreren Bergwerfen eine gemeinjame Gefahr droht; Achenbach, 
3. Bd. 8 ©. 267; Franz. Bergredt ©. 264. Ob ein Bergwerk fich 
im Betrieb befindet oder nicht, it für die Amvendbarfeit des $ 198 
gleichgültig. Auf verlafjfene Bergwerke paßt leßterer nicht, vielmehr Han- 
delt es fich hier in der Negel nur um Ausführung beftehender Vor— 
ſchriften (Sicherftellung oder Zufüllung von Schächten ꝛc.) 

Diejelben Grundſätze gelten für $ 199. 

4. „Gefahr“ im Sinne der 88 198 u. 199 ift vorhanden, wenn 
von einem Zujtande, einem Ereigniſſe, einer Handlung eine nachtheilige 
Einwirkung auf die nach $ 196 dem Schuße der Bergpolizei unterftellten 
öffentlichen Intereſſen bezw. eine Schädigung oder Verlegung derjelben 
zu bejorgen ift. Vergl. Rekursbeich. v. 23. Ian. 1879, 3. Bd. 21 ©. 406. 

5. Der Regel nach hat auch in den Fällen gewöhnlicher (nicht 
dringender) Gefahr (8 198) der Revierbeamte die einleitenden Schritte 
zu thun. Ihm liegt ob, die für die Anordnungen des Dberbergamts 
erforderlichen thatjächlichen TFeititellungen vorzunehmen und hierüber jo- 
wie über die von ihm vorzufchlagenden polizeilichen Anordnungen den 
Bergwerfsbefiger oder Nepräjentanten zu vernehmen. Für die Verneh- 
mung (88 198, 199) ijt Feine bejtimmte Form vorgefchrieben; fie kann 
zu Protokoll oder durch Schriftwechjel erfolgen; 3. Bd. 7 ©. 414. 

6. Da lUebertretungen der auf Grund der $$ 198 u. 199 ge 
troffenen bergpolizeilichen Anordnungen im Gejete jelbft ($ 208 Abi. 2) 
unter Strafe geftellt find, jo findet die Androhung einer befonderen 
Strafe hier ebenjo wenig wie in den allg. Bergpolizeiverordnungen 
(8 197) ftatt; es genügt die Hinweifung auf jene Gejeßesvorjchrift. 

7. Die zur Befeitigung der Gefahr erforderlichen polizeilichen 
Anordnungen (88 198, 199) zu treffen, ift die Bergbehörde jo berufen 
wie verpflichtet ohne KRücdficht darauf, durch weilen Verſchulden der 
gefahrdrohende Zustand herbeigeführt ift und welche Rechte und Ber: 
bindlichfeiten fich hieraus etwa unter ftreitenden Parteien ergeben. Re— 
fursbeich. dv. 18. Nov. 1873, 3. Bd. 15 ©. 140. 

8. Soweit nach $ 198 bezw. $ 199 die Zuftändigfeit der Berg: 
behörde begründet ift, im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit ꝛc. berg- 
polizeiliche Anordnungen zu treffen, ijt ein unmittelbares Eingreifen jeder 
anderen Behörde, 3. B. der Ortspolizeibehörde ausgejchlojjen; dieje hat 
nur die Befugniß, ihrerjeits die Bergbehörde in Anfpruch zu nehmen 
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und an diejelbe etwaige Anträge zu richten. Urth. des Obertr. v. 12. 
Sept. 1872, 3. Bd. 14 ©. 483, Entich. Bd. 68 S. 284, Gruchot Bd. 17 
©. 885. Für Fälle, in welchen gleichzeitig außer der Bergpolizei ein 
anderes Gebiet der Polizei, 3. B. die Wafferpolizei in Frage kommt, 
iſt ein gemeinjchaftliches Verfahren der betheiligten Behörden vorgejehen ; 
8 196 Bem. 15 ©. 506, 


Zu $ 199. 


1. Vergl. zunächſt die den $ 199 mit betreffenden Bem. zu $ 198. 

2. Ob die Gefahr eine „dringende“ und demnach die Vorausſetzung 
des $ 199 vorhanden ift, unterliegt zunächit der Beurtheilung des Nevier- 
beamten. Die bergpolizeilichen Anordnungen find von demjelben ſchrift— 
lich zu treffen. Zu ihrer Volljtändigkeit gehört die Angabe der Gründe 
und die Verweiſung auf $ 199, erjteres, weil es einer Unterlage für die 
nachfolgende Entjcheidung des Oberbergamts (Abi. 2) bedarf; letzteres, 
weil die Verpflichtung zur jofortigen Ausführung diefer Anordnungen 
($ 201) davon abhängt, daß der Fall als ein Fall dringender Gefahr 
bezeichnet iſt. 

Sofern die jofort erforderlichen bergpolizeilichen Anordnungen 
hierdurch nicht aufgehalten werden, fann der Revierbeamte jchon vorher 
den Bergwerföbefiter oder den Repräjentanten über diejelben vernehmen. 
Anderenfalls muß die Bernehmung durch den NRevierbeamten ohne Ber: 
zug nachgeholt und die desfallfige Erklärung dem Oberbergamte einge: 
reicht werden. Die Anzeige von den getroffenen Anordnungen ijt dem 
Dberbergamte in jedem Falle jofort zu erjtatten. 

Der von Kloftermann Anm. 439 vermißte Grund für die dem 
DOberbergamte vorbehaltene nachträgliche Prüfung der auf Grund des 
8 199 getroffenen Anordnungen liegt darin, daß es fich auch Hier wie 
in den Fällen des 8 198 um Spezialverordnungen handelt, in Anfehung 
deren dem Bergwerföbefiger „ein unverkürzter Rechtsſchutz“ gewährt wer: 
den joll; Motive zu dem vorl. Entw. v. 1862 ©. 154. 

3. In dem Urth. des Kammerg. v. 9. Oft. 1882, 3. Bd. 27 
©. 233, Entich. des Kammerg. Bd. 4 ©. 314, heißt es: „Wenn $ 199 
vorausjeßt, daß die erforderliche polizeiliche Anordnung in erjter Linie 
von dem Nevierbeamten vorbehaltlich der Bejtätigung durch das Ober- 
bergamt getroffen werde, jo verjteht es jich von jelbjt, daß, wenn in 
einem dazu geeignet jcheinenden Falle jolches jeitens des Revierbeamten 
nicht gejchehen ift, auch das Oberbergamt, jobald e3 von der Sachlage 
Kenntniß erhält, direkt eingreifen und die ihm durch das Borhanden- 
jein dringender Gefahr geboten erjcheinende polizeiliche Anordnung un: 
mittelbar treffen kann." Hinzugefügt it, daß auf einen desfallfigen 
Beichluß des Oberbergamts die Beitimmungen des 8 201 analoge An- 
wendung finden, vorausgejett, daß die Abficht, mitteljt des Bejchlufjes 
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einer dringenden Gefahr im Sinne des $ 199 zu begegnen, ausdrücklich 
ausgeiprochen ijt. Ein folches direktes Eingreifen des Oberbergamts 
in Fällen des $ 199 entipricht jedoch der bejtimmten Abgrenzung der 
Buftändigfeit im Gejeße nicht; korrekter ift vielmehr eine im Auffichts- 
wege an den Nevierbeamten ergehende Anweifung, jeinerjeit3 die erfor- 
derlichen polizeilichen Anordnungen jofort zu treffen. 

4. Die auf Grund des $ 199 von dem Revierbeamten getroffenen 
Anordnungen haben die Wirkung, daß die Ausführung derjelben bei 
Vermeidung der Beitrafung ($ 208) und der Awangsausführung auf 
Koſten des Bergwerksbeſitzers ($ 202) jofort erfolgen muß und weder 
von der nachfolgenden Entjcheidung des Oberbergamt3 noch von einer 
Rekursenticheidung abhängig gemacht werden darf. 

5. Bu den Fällen dringender Gefahr im Sinne des $ 199 gehört 
auch der Ausbruch der Choleraepidemie auf Bergwerken. Beichluß des 
Oberb. Dortmund dv. 19. Dez. 1866, 3. Bd. 8 ©. 142. 


Zu $ 200. 


1. Für das Strafverfahren bedurfte es geſetzlicher Vorjchriften 
über die Formen, in welchen die auf Grund der 88 198 u. 199 getroffe- 
nen bergpolizeilichen Anordnungen befannt zu machen find. 8 200 fchreibt 
diefe Formen nach DVerjchiedenheit der Fälle vor, indem zwifchen den 
Bekanntmachungen an den Bergwerfsbefiger und Repräjentanten, an die 
Betriebsführer und Grubenbeamten und an die Arbeiter unterjchieden, 
und für jeden diefer drei Fälle eine befondere Art der Bekanntmachung, 
der Natır der Berhältniffe und den herfümmlichen Einrichtungen ent- 
Iprechend vorgejchrieben iſt. Das Gejeß verlangt zugleich, daß auf jedem 
Bergwerfe ein Zechenbuch zu dem angegebenen Zwede gehalten wird, 
deffen übliche Mitbenugung zu anderen Eintragungen dem Werfsbefiter 
und der Bergbehörde überlafien iſt. Motive ©. 109. Gilt eine berg- 
polizeiliche Anordnung jämmtlichen im $ 200 bezeichneten Perſonen oder 
mehreren derjelben, jo jind die verjchiedenen Arten der Bekanntmachung 
mit einander zu verbinden. 

Die Strafbarfeit wegen Uebertretung bergpolizeilicher Anordnungen 
(68 198, 199) hängt davon ab, daß die Bekanntmachung an die be- 
treffenden Perfonen in der gerade für fie vorgejchriebenen Form ftatt- 
gefunden hat. Andererjeit3 genügt aber zur Strafbarkeit des Einzelnen 
der Nachweis, daß die gejeßliche Form der Bekanntmachung erfüllt wor— 
den ift. Urth. des Reichsg. dv. 28. Jan. 1837, 3. Bd. 28 ©. 522, nad) 
welchem übrigens die „Rechtsgültigfeit“ einer bergpolizeilichen Anord- 
nung dadurch nicht ausgejchloffen wird, daß die vorgejchriebene Eintra- 
gung in das Zechenbuch unterblieben it. Die Zuftellung an den Berg- 
werksbeſitzer oder Repräfentanten ift durch Zuftellungsurfunde nachzu- 
weiſen. 
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2. Die Anwendung der Strafvorjchrift des $ 207 Abſ. 1 auf den 
8 200 hat die Bedeutung, dat der Bergwerksbefiter oder Nepräfentant, 
welcher fein Zechenbuch auf dem Werfe hält, desgleichen Derjenige traf: 
fällig ijt, welcher der Verpflichtung, auf Anweiſung des Revierbeamten die 
Eintragung in das Zechenbuch beziv. die Befanntmachung durch Verlejen 
und Aushang zu bewirken, nicht nachgekommen: ift. 

3. Eintragungen des Revierbeamten in das Bechenbuch, welche 
nur Hinweiſungen auf bereit bejtehende polizeiliche Vorſchriften ent- 
halten, brauchen dem Bergwerfsbefiger oder Repräjentanten durch Zu— 
jtellung nicht mitgetheilt zu werden. Bejcherd des Oberb. Halle v.9. Dft. 
1885, 3. Bd. 27 ©. 244. 


Zu 8 201. 


Die Gründe für die VBorjchriften des 8 201 liegen in der Sache 
jelbjt. Motive ©. 109; $.199 Bem. 4. Das Gefeh fordert hier, daß 
mit der Ausführung der auf Grund des $ 199 getroffenen polizeilichen 
Anordnungen jofort begonnen wird, und jtellt Zuwiderhandlungen gegen 
diejes Gebot im $ 207 unter Strafe. Die Aufführung des $ 201 im 
$ 207 it deshalb nicht unrichtig, wie Oppenhoff Nr. 1068 annimmt. 


3u 8 202. 


1. Kommt der Bergwerksbefiger der Berpflichtung zur Ausführung 
der polizeilichen Anordnungen der Bergbehörde (38 198, 199) nicht recht- 
zeitig nach, jo entjpricht es nicht nur der Erefutivgewalt der Bergbe- 
hörde, jondern iſt auch zur Bejeitigung der Gefahr unerläßlich, daß die 
Ausführung unmittelbar durch den Nevierbeamten auf Kojten des Berg- 
werfsbejiers bewirkt wird. Motive ©. 110. 

Es ijt zwar grundfäßlich nicht ausgejchlofjen, daß ftatt der jofor- 
tigen Ausführung durch den Nevierbeamten zunächſt ein exefutivischer 
Strafbefehl jeitens des Dberbergamts an den renitenten oder jäumigen 
Bergwerksbeſitzer erlajjen wird, um denjelben zur eigenen Ausführung 
zu zwingen (vergl. $ 190 Bem. 5 ©. 487); indeß wird in der Regel 
und namentlich bei dringender Gefahr ($ 199) der eritere, fichere Weg 
den Vorzug verdienen. Sobald derjelbe betreten iſt, muß es bei diejem 
Zwangsmittel ſein Bewenden behalten. 

2. Die Koſten jeglicher Art, welche die Ausführung durch den 
Revierbeamten veranlaßt, können gemäß 8 194 im Wege des Verwal— 
tungszwangsverfahrens von dem Bergwerksbeſitzer beigetrieben werden; 
8 194 Bem. 2 ©. 491, $ 197 Bem.5 S. 509. Ob letzterer den Erſatz 
der in Nede ftehenden Koſten von einem Dritten beanfpruchen Tann, 
hängt von der Beichaffenheit des Falles ab und unterliegt der Beur— 
theilung nach allgemeinen Rechtsgrundfägen. 
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Zu 8 203. 

1. Die Anzeigepflicht, ohne welche ein vechtzeitiges Einjchreiten der 
Bergpolizei Häufig vereitelt werden würde, ijt dem Betriebsführer und 
deſſen Stellvertreter, nicht dem Bergwerföbefiger jelbjt auferlegt, weil 
dDiefer in der Regel nicht perjönlich auf dem Werke anweſend iſt. Mo— 
tive ©. 110. Macht jedoch leterer ſeinerſeits die alsbaldige Anzeige, 
jo ijt damit dem Gejege genügt. 

2. Das Gebot des $ 203 erjtredt fich auch auf die Zubehörungen 
der Bergwerfe und die Salinen; $ 198 Bem. 3 ©. 512. Die Anzeige muß 
ohne Verzug don dem Eintritt einer jeden Gefahr ($ 198 Bem. 4 ©. 512), 
auch der nicht dringenden, gemacht werden. 

3, Uebertretungen de3 $ 203 unterliegen der Beitrafung nach $ 207. 
Straffällig ift der Betriebsführer bezw. deſſen Stellvertreter, wenn der= 
jelbe unterläßt, ohne Verzug, nachdem er von dem Eintritt einer Gefahr 
Kenntniß erlangt hat, dem Revierbeamten Anzeige hiervon zu machen. 


Zweiter Abichnitt. 
Don dem Verfahren bei Anglücksfällen. 


Zu $ 204. 


1. Die Verpflichtungen der Bergbautreibenden und das Verfahren 
der Bergbehörden bei Unglüdsfällen waren vor Erlaß des Bergg. in 
genügender Weiſe nur in den linksrh. Landestheilen durch das Berg— 
polizeidefret v. 3. San. 1813 gejeglich feitgeftellt; rechtsrheiniſch beruhte 
das Verfahren wejentlich nur auf Berwaltungsvorichriften. Nachdem 
aber die Betriebgleitung don der Bergbehörde auf die Bergbautreiben- 
den übergegangen war, bedurfte es auch für jenen Zweig der Bergpolizei 
gejeglicher Negeln. Dieje find in 88 204 u. 205 im Anſchluß an die 
jachgemäßen Borfchriften des Dekrets v. 3. Jan. 1813 aufgeftellt. Mo— 
tive ©. 110. 

2. Die Anzeigepflicht (8 204) und das Verfahren ($ 205) er- 
jtreden fich zunächjt auf die „Bergwerke“, dann aber auch auf die Zu: 
behörungen derjelben und die Salinen; $ 198 Bem. 3 ©. 512. 

Die Anzeige- liegt dem Betriebsführer und im Verhinderungsfalle 
dem ihn vertretenden Grubenbeamten ($ 203) ob. Sie muß „ſofort“ 
erfolgen und zwar nicht nur an den Nevierbeamten, jondern gleichzeitig 
auch an die nächte Polizeibehörde, leßteres wegen der Genehmigung 
zur Beerdigung und der etwaigen Einleitung eines gerichtlichen Unter: 
juchungsverfahrens; $ 157 der Strafprozeßordnung. 

3. MUebereinitimmend mit Art. 11 des Defrets v. 3. Ian. 1813 
verlangt $ 204 die Anzeige bei allen ſchweren Berleßungen („blessures 
graves“). Ob eine jolche vorliegt, hängt von der Beichaffenheit des 
Falles ab; der ftrafrechtliche Begriff der ſchweren Verlegung (Straf: 
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gejegb. 88 224, 227, 229) iſt hier nicht maßgebend. Im Allgemeinen 
werden als jchwere Verlegungen im Sinne des $ 204 nicht bloß Ver— 
legungen angejehen, welche eine Gefahr für das Leben des Verwundeten 
mit jich bringen, jondern auch jolche, welche einen bleibenden Nachtheil 
für die Gejundheit oder die Arbeitsfähigfeit des Verletzten befürchten 
lajjen. Um hierbei ein gewiljes Anhalten zu haben, it eine Arbeits- 
unfähigfeit von wenigjtens vier Wochen als untere Grenze angenommen 
und letztere auch für die jährliche Statiſtik der Unglücksfälle feitgeitellt. 

4. Unabhängig von der Anzeigepflicht des $ 204 iſt diejenige, 
welche das U. V. Gel. v. 6. Juli 1884 im $ 51 dem Betriebsunter: 
nehmer und im Falle der Abwejenheit oder Behinderung deifelben dem 
Betriebgleiter auferlegt. Hiernach haben dieje Perjonen „von jedem in 
einem verjicherten Betriebe vorfommenden Unfall, durch welchen eine in 
demjelben bejchäftigte Perjon getödtet wird oder eine Slörperverlegung 
erleidet, welche eine Arbeitsunfähigfeit von mehr als drei Tagen oder 
den Tod zur Folge hat”, und zwar binnen zwei Tagen nach erlangter 
Kenntnig von dem Unfall bei der Ortspolizeibehörde Anzeige zu er— 
itatten. Gegenüber dem $ 204 iſt hier aljo die Zahl der anzeigepflich- 
tigen Fälle wejentlich erweitert und andererjeits die Anzeigefrijt verlän- 
gert. Die Stelle der Ortspolizeibehörde nimmt bei den berggejeßlich 
der polizeilichen Aufficht der Bergbehörde unterworfenen Betrieben der 
Revierbeamte ein; Min.-Erlaß v. 13. Aug. 1884, 3. Bd. 26 ©. 153; 
vergl. 8 189 Bem. 4 ©. 482 u. ©. 461. 

5. Abgejehen von den vorerwähnten Anzeigen muß regelmäßig, 
wenn eine amtliche Ermittelung über einen Todesfall jtattfindet, eine 
Schriftliche Mittheilung an den Standesbeamten behufs Eintragung in 
das Sterberegifter erfolgen (Gef. über die Beurkundung des Perſonen— 
itandes ac. v. 9. März; 1874 $ 41 (©. ©. ©. 95) und Reichsgeſ. v. 
6. Febr. 1875 8 58 (NR. ©. BL. ©. 23). Diefe Mittheilung Tiegt aber 
auch bei den von der Bergbehörde zu unterfuchenden Unglücdsfällen der 
Drtspolizeibehörde, nicht dem Revierbeamten ob; Min.Erlaß v.8. März 
1875, Min.Bl. f. d. innere Berw. ©. 64, 3. Bd. 16 ©. 148. 

6. Durch Uebertretung der Vorfchrift des $ 204 macht der Be: 
triebsführer bezw. der ihn vertretende Grubenbeamte fich nach $ 207 
Itrafbar. Wegen Verhängung von Ordnungsitrafen gegen Denjenigen, 
welcher die ihm nach $ 51 des U. 3. Gef. obliegende Unfallsanzeige 
nicht rechtzeitig gemacht hat, vergl. Ss 104 Abſ. 2 daſ. 


Zu $ 205. 

l. Der mit $ 204 unmittelbar zujammenhängende $ 205 ſetzt 
Unglüdsfälle voraus, bei welchen Perjonen bereit3 zu Tode gekommen 
oder ſchwer verleßt oder jonft, 3. B. durch Verſchüttung, Grubenbrand ıc. 
an ihrem Leben bedroht find. Im folchen Fällen bedarf es eines ſofor— 
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tigen energijchen, Häufig gefahrvollen Eingreifens und der umfichtigiten 
Amvendung der geeigneten technischen Hilfsmittel. Da hierzu die Werks— 
beamten nicht immer geeignet oder in der Lage find, jo legt das Gejeß 
die Mafregeln, welche erforderlich find, um die verunglücten Perjonen 
zu retten und weitere Gefahr für Perjonen abzuwenden, in die Hand 
des Nevierbeamten; die demjelben übertragene erefutive Gewalt jegt ihn 
in den Stand, die Rettungs- und Sicherungsarbeiten, auf welche es im 
Augenblik anfommt, an Ort und Stelle anzuordnen und jofort zur 
Ausführung bringen zu laffen. Um hierbei unter allen Umſtänden der 
thätigen Mitwirkung des Bergwerksbeſitzers und nöthigenfalls der Hülfe- 
feiftung der Befiter benachbarter Bergwerke ficher zu jein, verpflichtet 
das Geje beide, der desfallfigen Aufforderung und Anordnung des 
Nevierbeamten bei Vermeidung der Strafe des $ 207 umweigerlich Folge 
zu leiſten. 

Wie ſich aus diefer dem Nevierbeamten zugewiejenen Aufgabe und 
Stellung ergiebt, handelt es ſich im $ 205 nicht, wie Klojtermann 
Anm. 451 annimmt, um polizeiliche Anordnungen im Sinne des 8 199. 
Allerdings können auc) dieje in Folge eines bereit3 eingetretenen Uns 
glüdsfalles in Frage fommen; hiervon find aber die auf $ 205 beru— 
henden exefutiven Befugniffe des Revierbeamten unabhängig. Ber Aus— 
übung der leßteren bedarf es daher auch der Formen des $ 199 nicht; 
dieje Formen würden ſich jogar dadurch verbieten, daß in der Regel ſo— 
fortige mündliche Anordnungen nothwendig find. 

Andererjeit3 darf aber jene Exefutivgewalt des Revierbeamten nicht 
über ihren im Geſetze bejtimmt ausgejprochenen Zwed hinaus, mithin nicht 
auf jolche Unfälle und Fälle drohender Gefahr ausgedehnt werden, bei 
welchen die Rettung verunglücdter Perfonen oder die Abwendung wei— 
terer Gefahr für Perſonen zunächſt nicht in Frage steht. In Fällen 
diefer Art muß vielmehr, jobald die Gefahr eine dringende iſt, nad) 
Borichrift des $ 199 verfahren werden. Auch kann auf jolche Fälle die 
den Beſitzern benachbarter Bergwerfe im 8 205 Abſ. 3 auferlegte Ver: 
pflichtung zur Hülfeleiftung nicht ausgedehnt werden, wie jchon aus dem 
äußeren Zujammenhange diefer Vörjchrift mit dem übrigen Inhalte der 
einen jelbititändigen Abjchnitt des Gejeges bildenden 88 204 bis 206 
hervorgeht. Oppenhoff Nr. 1080. Anders Achenbach, 3. Bd. 8 
S. 270, Franz. Bergredt ©. 268, welcher hauptjächlich unter Beru— 
fung auf Art. 12 u. 17 des BergpolizeidefretS v. 3. Jan. 1813 jene 
Verpflichtung zur Hülfeleiftung auf alle Unglüdsfälle ausdehnt, welche 
in Bezug auf die im $ 196 des Bergg. bezeichneten Gegenftände ein: 
treten. 

Im Uebrigen würde die unberechtigte Weigerung der Hülfeleiftung 
auf vorgängige Aufforderung auch da, wo $ 205 nicht ammwendbar er: 
Icheint, nad) $ 360 Nr. 10 des Strafgeiehbuches jtrafbar jein. 
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2. Ueber die Unterfuhung der Unglüdsfälle durch den Revier: 
beamten ertheilt das Bergg. feine Borjchriften. Dagegen jchreiben die 
Dienjtanweifungen für die Nevierbeamten ($ 189 Bem. 1 ©. 480) in 
wejentlicher Uebereinjtimmung vor, daß der Revierbeamte nad) Erfüllung 
der ihm im $ 205 des Bergg. auferlegten Pflichten die Urjachen des 
Unglüdsfalles durch VBernehmung der Grubenbeamten und der über den 
Hergang unterrichteten Perjonen jowie durch eigene Unterfuchung mög- 
lichjt zu ermitteln und über den Borfall ein Protokoll aufzunehmen hat, 
welches eine genaue Bejchreibung des ermittelten Befundes und der ge— 
‚troffenen Maßregeln, die Ausjage der vernommenen Perjonen und das 
Gutachten des Revierbeamten über die Urjachen des Unglüdsfalles und 
die etwaige Verſchuldung dritter Perjonen enthalten muß. Die Urjchrift 
des Protofolles geht jofort an die Staatsanwaltichaft und eine Abjchrift 
an das DOberbergamt. 

In ihrer Eigenjchaft als Hülfsbeamte der Staatsanwaltjchaft ($ 189 
Bem. 3 ©. 481) fünmen die Nevierbeamten auch von leßterer bei Un— 
glüdsfällen Aufträge erhalten. 

Ueber das von den Beamten der Staatsanwaltjichaft nach Eingang 
der Verhandlungen des Revierbeamten einzujchlagende Verfahren vergl. 
allg. Berfügung des Eriten Staatsanwalts zu Ejjen v. 19. Aug. 1886, 
3. Bd. 28 ©. 131. 

3. Für die Unterjuchung derjenigen Unfälle, auf welche das 
U. V. Gel. v. 6. Juli 1884 Anwendung findet, find die Vorjchriften die— 
jes Gejeßes maßgebend. Nach $ 53 dejj. iſt „jeder zur Anzeige gelangte 
Unfall, durch welchen eine verjicherte Perjon getödtet ijt oder eine Kör— 
perverlegung erlitten hat, die voraussichtlich den Tod oder eine Erwerbs⸗ 
unfähigfeit von mehr als dreizehn Wochen zur Folge haben wird, von 
der Drtspolizeibehörde jobald wie möglich einer Unterfuchung zu unters 
ziehen, Durch welche feitzujtellen find: 1. die Beranlafjung und Art des 
Unfalls, 2. die getödteten oder verlegten Perjonen, 3. die Art der vor: 
gefommenen Berlegungen, 4. der Verbleib der verlegten Perjonen, 5. die 
Hinterbliebenen der durch den Unfall getödteten Perjonen, welche nach) 
5 6 dieſes Geſetzes einen Entſchädigungsanſpruch erheben können“. Be— 
züglich der berggeſetzlich der bergpolizeilichen Beaufſichtigung der Berg— 
behörden unterworfenen Betriebe liegt dieſe Unterſuchung den Revierbe— 
amten ob; $ 189 Bem. 4 ©. 482. 

Nicht alle Unglüdsfälle, welche bergpolizeilich unterjucht werden 
müſſen, unterliegen auch der Unterfuchung nad) dem U. 3. Gej., und 
andererjeits bedarf es mitunter auf Grund diejes Gel. der nachträglichen 
Unterjuchung von Unfällen, welche die Bergpolizeibehörde nicht in An— 
jpruch genommen hatten. Iſt leiteres der Fall, jo Hat der Revierbeamte 
in der Negel einen bezüglichen Antrag des Vertreterd der Berufsge— 
nofjenjchaft abzuwarten. Im Uebrigen jollen beiderlei Unterjuchungen 
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von dem Nevierbeamten unter Vermeidung von Verzögerungen möglichjt 
mit einander verbunden werben. Hierbei find die für die bergpolizeiliche 
Unterfuchung bejtehenden Vorſchriften nach wie vor genau zu befolgen. 
Außerdem hat aber der Nevierbeamte die im $ 54 des U. V. Gef. be— 
zeichneten Perſonen von der vorzunehmenden Unfallunterjuchung mit dem 
Anheimgeben in Kenntniß zu jegen, an den Unterfuchungsverhandlungen 
theilzunehmen. Außerdem find ſoweit thunlich die jonjtigen Betheiligten 
und auf Antrag und Koſten der Genoſſenſchaft Sachverjtändige zuzu— 
ziehen. Das über den Unglüdsfall aufzunchmende Protokoll muß einer: 
jeits den für die bergpolizeiliche Unterjuchung vorgejchriebenen Erforder- 
nijfen entjprechen und andererjeit3 auch den oben angegebenen Anforde- 
rungen des $ 53 des U. B. Gel. genügen. Die Aufnahme getrennter 
Brotofolle empfiehlt ſich in der Regel nicht. 


Zu 8 206. 


1. Die Verpflichtung des Beligers des von einem Unglüdsfalle 
betroffenen Bergwerfs zur Uebernahme jämmtlicher Koſten, welche durch 
die auf Grund des $ 205 ausgeführten Maßregeln entjtehen, war bereits 
im Art. 20 des Bergpolizeidefrets v. 3. Jan. 1813 ausgejprochen und 
rechtfertigt fich dadurch, daß diefe Koften im unmittelbaren oder mittel: 
baren Intereffe des Werksbeſitzers aufgetvandt werden. Motive ©. 111. 

2. Soweit die Kojten, 3. B. auch für Heranziehung von Rettungs— 
mannjchaften, bei der Bergbehörde erwachjen, können diejelben von dem 
Werfsbefiger im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens eingezogen 
werden; $ 194 Bem. 2 ©. 491. SKoften, welche dritten Perjonen er: 
wachjen find, müſſen von diefen nöthigenfalls gerichtlich gegen den Berg: 
werfsbefiger eingeflagt werden. Ebenjo kann letterer etwaige Regreß— 
anjprüche auf dem Rechtswege geltend machen. 


Dritter Abſchnitt. 
Don den Aebertretungen bergpolizeilicyer Vorſchriften. 


Zu 8 207. 


1. 8 207 jtellt diejenigen VBorjchriften des Bergg. unter bergpo- 
lizeiliche Strafe, bei welchen dies mit Rückſicht auf ihren Inhalt und 
Zweck nothivendig erſcheint. Zuwiderhandlungen werden gegemvärtig mit 
Geldjtrafe bis zu 150 H. geahndet, find daher „Uebertretungen“ im 
Sinne des $ 1 Abi. 3 des Strafgefegbuches und unterliegen den für 
legtere überhaupt mahgebenden Grundjägen des Strafrechts. Hieraus 
folgt u. a. gemäß 88 27, 28 u. 29 des Strafgejehb. auch für die berg- 
gejelichen Mebertretungen, daß der Mindeitbetrag der Gelditrafe eine A. 
it, daß eine nicht beizutreibende Geldftrafe in Haft umzuwandeln und 
hierbei der Betrag von 1 bis zu 15.4. einer eintägigen Freiheitsitrafe 
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gleich zu achten, der Mindeitbetrag der an Stelle einer Gelditrafe tre- 
tenden Freiheitsſtrafe aber ein Tag, ihr Höchitbetrag bei Haft jechs 
Wocen iſt. Zuftändig für die Uebertretungen jind die Schöffengerichte, 
S 27 des Gerichtsverf.-Gejehes. 

2. Wer wegen MWebertretung der im $ 207 aufgeführten Vor— 
Ichriften jtraffällig it, hängt von der Beichaffenheit des Falles ab. 
Arndt ©. 198; Klojtermann Anm. 175, 176. So unterliegt z. B. 
der Strafe des $ 207 wegen Uebertretung der 88 66, 67, 73, 74 jeder 
Betreiber eines Bergwerks ohne Rückſicht auf feinen Rechtstitel; Beſcheid 
des Appell.-Ger. Arnsberg v. 27. April 1869, 3. Bd. 10 ©. 464. 

3. Da die Betriebseinjtellung, von welcher im $ 207 Abj. 2 die 
Rede ıjt, als Erefutivmaßregel der Bergbehörde den Zwed hat, einem 
bergpolizeiwidrigen Zujtande ein Ende zu machen und weitere VBerleguns: 
gen des Gejetes zu verhindern, jo ijt die Beſtrafung bereits begangener 
Uebertretungen der 88 67, 69, 73 u. 74 hiervon völlig unabhängig. 
Dagegen werden durch dieje Beitrafung exrefutiviiche Strafbefehle der 
Bergbehörde und deren Vollſtreckung ausgejchloffen ; vergl. $ 190 Bem. 5 
©. 487. 

4. Das bayer. Bergg. ftellt in Art. 208 u. 209 die nämlichen 
Handlungen und Unterlaffungen wie $ 207 unter Strafe, zählt diejelben 
aber noch einmal einzeln auf. Die Uebertretungen werden als „Polizei: 
übertretungen“ behandelt (Art. 5 des bayer. Vollzugsgef. zum Straf: 
geſetzbuche v. 26. Dez. 1871) und durch den ordentlichen Richter abge: 
urtheilt (Art. 207 des Bergg.). 


Zu 8 208. 


1. Das fog. Kompetenzgeſ. v. 10. Juni 1861 $ 8 (©. ©. ©. 425) 
legte den DOberbergämtern die Befugniß bei, gegen die Nichtbefolgung 
der von ihnen zu erlaffenden bergpolizeilichen Borjchriften Gelditrafen 
bi3 10 Thlr. anzudrohen. Diejes höchſte Strafmaß ftimmte mit dem: 
jenigen im $ 11 de3 Gef. über die Bolizeiverwaltung v. 11. März 1850 
überein. Da jedoch mit Rückſicht auf die große Gefährlichkeit des Berg- 
baues die pünktliche Befolgung der bergpolizeilichen Vorjchriften durch 
Androhung Hoher Strafen gejichert werden muß, jo machte fich das 
Bedürfniß nad) einem höheren Strafmaße als dem vorbezeichneten gel- 
tend, zumal die Borausjegungen für die Anwendbarkeit der allgemeinen 
Strafgejege mur in jeltenen Fällen vorzuliegen oder nachweisbar zu jein 
pflegen. Andererſeits fand e8 aber Bedenken, die Zuftändigfeit der Ober- 
bergämter in Bezug auf den Höchitbetrag der anzudrohenden Gelditra- 
fen erheblich weiter auszudehnen, als diejenige der Landespplizeibehörden. 
Um diejes Bedenken, welches übrigens noch jetzt geltend zu machen jein 
würde (vergl. Gel. über die allgemeine Landesverwaltung v. 30. Juli 1883 
z8 136 ff.) zu bejeitigen und doch dem unbejtrittenen Bedürfnifje zu 
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entiprechen, hat das Bergg. dem bereit3 von dem franz. Bergg. Art. 96 
eingeichlagenen zwedmäßigen Weg ebenfalls betreten und im $ 208 all- 
gemein gegen die Mebertretungen bergpolizeilicher Borjchriften eine geſetz— 
liche Strafe angedroht. Won der obigen Befugniß der Oberbergämter, in 
den Bergpolizeiverordnungen bejondere Geldjtrafen anzudrohen, konnte 
demnach gänzlich abgejehen werden; diejelbe bejteht nicht mehr. Motive 
©. 111, 112. Selbſt einer bloßen Hinweiſung diejer Verordnungen auf 
die Strafvorjchrift des Geſetzes würde es, um die Strafbarfeit der Ueber: 
tretungen zu fichern, nicht bedürfen; dieſelbe ift jedoch zweckmäßig und 
üblih. Oppenhoff Nr. 1096 bis, 

Zu Gunjten der Gleichmäßigfeit der gejeglichen Strafe iſt $ 208 
auch auf die „bereit3 erlaſſenen“ Bergpolizeiverordnungen ausgedehnt, 
mochten die Uebertretungen der leßteren bi dahin mit geringerer oder 
höherer Strafe bedroht jein. Motive ©. 112. 

2. Die Ausdehnung der Strafandrohung des Geſetzes auch auf 
die in den 88 198 u. 199 bezeichneten bergpolizeilichen Anordnungen 
($ 208 Abi. 2) entipricht dem Charakter der lebteren als Spezialvers 
ordnungen; $ 198 Bem..2 u. 6 ©. 511, 512. 

3. Die Beitrafung auf Grund des $ 208 jchließt den Erlaß und 
die Vollſtreckung exekutiviſcher Strafbefehle der Bergbehörde als gleich: 
zeitig unzuläjfig aus; $ 190 Bem. 5 ©. 487, 

4. Unabhängig von der nach $ 208 verwirkten Strafe begründet 
die Uebertretung bergpolizeilicher Borjchriften, wenn Hierdurch) Schaden 
zugefügt wird, die civilrcchtliche Verbindlichkeit zum Schadenserjage. 

Nach diefem Grundjage (WU. 2. R. Th. I Tit. 6 $ 26) iſt u. a. 
in dem Urt. des Obertr. v. 14. Juni 1878, 3. Bd. 19 ©. 510, ent- 
ichieden, daß, wenn eine Gewerfichaft einen auf beſtehenden Bergpolizei- 
verordnungen beruhenden Grenzficherheitspfeiler widerrechtlich abgebaut 
und fich einer Grenzüberfchreitung ſchuldig gemacht hat, diejelbe für den 
hierdurch einem benachbarten Bergwerfe zugefügten Schaden auch civil- 
rechtlich erfaßpflichtig ift. Das Urtheil entjcheidet zugleich, worauf Die 
Erjagpflicht fich erjtredt. Einen ähnlichen Fall eivilrechtlicher Entſchä— 
digungsverbindlichkeit wegen Grenzüberjchreitung behandeln Die von 
Schede bejprochenen Enticheidungen, 3. Bd. 5 ©. 241. 


3u $ 209. 

1. $209 regelt das Verfahren, in welchem Uebertretungen berg— 
polizeilicher Vorjchriften zur Beltrafung zu bringen find. Hinfichtlich 
aller jonjtigen Uebertretungen jowie der Vergehen und Verbrechen richtet 
ſich das Verfahren auch in Bezug auf den Bergbau lediglich nad) den 
allgemeinen Gejeßen. 

Das jetzige berggejehliche Verfahren, nach welchem die Bergbehör- 
den zum Erlaß polizeilicher Strafverfügungen nicht zujtändig, jondern 
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Auffichtsrecht und Strafgewalt in der Weiſe von einander getrennt find, 
da eriteres von den Bergbehörden, letere von den Gerichten ausgeübt 
wird, beitand vor Erlaß des Bergg. mur im Geltungsbereiche des rhein. 
Rechts. In den übrigen Landestheilen waren die Nevierbeamten auf 
Grund des Gej., betr. die vorläufige Straffeitiegung wegen Uebertre— 
tungen, v. 14. Mai 1852 (G. ©. ©. 245), des Neglements v. 30. Sept. 
1852 und des Erlaſſes v. 8. Aug. 1857 (Min.Bl. f. d. innere Verw. 
1852 ©. 259, 1857 ©. 148) befugt, unbejchadet des Rechtsweges, polizei— 
liche Strafverfügungen wegen Uebertretungen bergpolizeilicher Vorſchrif— 
ten zu erlaſſen. Dieje mit der Ueberleitung zur Selbjtverwaltung zu— 
jammenhängende Zuftändigfeit unterlag jedoch von vornherein wejentli- 
chen Beſchränkungen und erwies fich auch aus mehrfachen anderen Grün— 
den in der Praxis nicht als zweckmäßig. Durch das Bergg. wurde des— 
halb diefe Einrichtung bejeitigt und dem bewährten Verfahren des rheur. 
Rechts der Vorzug gegeben. Motive ©. 112, 113; Komm.-Bericht d. A. 
©. 97; Huyſſen ©. 117. 

Das hiernächſt auf Grund des $ 6 Nr. 3 des Einf.Geſ. zur 
Strafprozegordnung v. 1. Febr. 1877 erlaſſene Gejeß, betr. den Erlaß 
polizeilicher Strafverfügungen wegen Uebertretungen, v. 23. April 1883 
(G. ©. ©. 65) hat die Rechtslage nur injoweit geändert, als nunmehr 
aud) die Orts- und Landespolizeibehörden im Bereiche des rhein. Rechts 
die Befugniß befigen, wegen Webertretungen „die Strafe durch Verfü— 
gungen feſtzuſetzen, ſowie eine etwa verwirkte Einziehung zu verhängen“. 
Dagegen iſt die auf $ 209 des Bergg. beruhende Zuitändigfeit der Berg: 
behörden und der Gerichte von jenem neueren Gejege unberührt geblieben, 
inden dafjelbe im $ 2 bejtimmt: „Die Feitjegung einer Strafe durch 
die Polizeibehörde findet nicht ftatt..... 3) bei Uebertretungen berg- 
polizeilicher Borjchriften.“ 3. Bd. 24 ©. 275, 278. 

Wenn demzufolge die Bergrevierbeamten bezüglich der polizeilichen 
Strafgewalt nicht die Stellung der Organe der allgemeinen Polizeiver- 
waltung einnehmen, jo iſt diefe Verſchiedenheit als eine wohlbegründete 
anzujehen, deren Berechtigung vor Allem darauf beruht, daß die Aus: 
übung der Bergpolizei nur einen Theil der ausgedehnten Wirkſamkeit 
des Revierbeamten bildet, und daß letztere ich nach den verjchiedenen 
Seiten hin freier und erfolgreicher zu entwideln vermag, wenn nicht 
gleichzeitig aud) die Strafgewalt in feiner Hand liegt, vielmehr auf jeinen 
Antrag von dem außerhalb jtehenden ordentlichen Nichter ausgeübt wird; 
auch bei den Revierbeamten handelt es ſich in mancher Bezichung we— 
jentlih um eine Vertrauensſtellung, ähnlich derjenigen, welche den mit 
der Beaufjichtigung der Fabriken betrauten Gewerberäthen angewiejen it. 

2. Die Vorjchrift im $ 209 Abi. 1 u. 2 ijt lediglich als Rechts— 
norm über das Berfahren, nicht als materielle Rechtsnorm anzujehen. 
Daß Uebertretungen bergpolizeilicher Borfchriften nur auf dem hier vors 
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gejehenen Wege verfolgt werden könnten, ergiebt ſich aus $ 209 nicht; 
vielmehr ijt die Staatsamwaltichaft befugt, auch auf die in der Straf- 
prozeßordnung 88 156 ff. vorgejehene gewöhnliche Beranlaffung Hin ein- 
zujchreiten. Urth. des Stammerg. v. 19. Nov. 1883, 3. Bd. 27 ©. 234, 
Entjch. des Kammerg. Bd. 4 ©. 309. 

3. In Fällen, in welchen die Bergbehörde jich zur Ueberwachung 
ihrer polizeilichen Anordnungen der Beihülfe von Organen der Orts: 
oder Landespolizeibehörden bedient hat, wird der Vorjchrift im 8 209 
Abſ. 1 genügt, wenn der Revierbeamte die von dem Hülfsbeamten wahr: 
genommene Webertretung zum Protokolle vermerkt hat. Rekursbeſch. v. 
20. Aug. 1872, 3. Bd. 13 ©. 565. 

4. Aus dem Protokolle, welches der Nevierbeamte über die Ueber: 
tretungen in der allgemein vorgejchriebenen Form aufzunchmen hat, 
müſſen fich nach den Dienitanweifungen ergeben: die Perfon der Be: 
ichuldigten, die den Gegenjtand der Beichuldigung bildenden Thatjachen, 
die etwaigen Beweismittel und die übertretenen VBorjchriften. Die von 
Klojtermann Anm. 461 angezogenen 88 167 u. 186 der Strafprozep- 
ordnung find für das Protokoll des Nevierbeamten und deſſen Inhalt 
nicht maßgebend. 

5. Das Amt der Staatdamwaltichaft wird bei den Webertretun: 
gen bergpolizeilicher VBorjchriften von dem Amtsanwalt ausgeübt; ihm 
ind die Protofolle von dem Revierbeamten zur Verfolgung zu übers 
geben. Gerichtsverf.:Gej. $ 143, Ausf.-Ge. zu dem. 88 62 ff., Amts: 
anmwaltsordnung v. 28. Aug. 1879, Juſt-Min.Bl. ©. 260. 

Die Entjcheidung über die Uebertretungen bergpolizeilicher Vor— 
ichriften gehört in allen Fällen zur Zuftändigfeit der Schöffengerichte. 
Gerichtsverf-Geſ. $ 27 Nr. 1. 

6. Das gerichtliche Verfahren richtet ſich nach den VBorjchriften 
der Strafprozekordnung. Demgemäß kann auch bei Uebertretungen berg- 
polizeiliche Worjchriften auf Grund der 88 447 ff. dajelbjt „durch 
schriftlichen Strafbefehl des Amtsrichter8 ohne vorgängige Verhandlung 
eine Strafe feitgejegt werden, wenn die Staatsamwaltichaft jchriftlich 
hierauf anträgt”. 

7. Bufolge Erlajjes des Juſtizminiſters v. 15. Mai 1873, 3. 
Bd. 14 ©. 326, haben die Amtsanwälte „in den bei ihnen zur Anzeige 
gelangenden bergpolizeilichen Webertvetungsjachen dem Revierbeamten un- 
ter Angabe der Gründe unverzüglich Mittheilung zu machen: 1. wenn 
fie die Erhebung der Anklage ablehnen; 2. wenn in Folge ihres Ein- 
jchreitens vom Gerichte die Anklage zurückgewiejen oder eine freifprechende 
Entjcheidung gefällt wird. Demjelben Beamten ijt von dem Inhalte 
des rechtskräftig gewordenen Strafbefehls oder Strafurtheils Kenntniß 
zu geben“. 

3. Der Schlußſatz des $ 209 wiederholt inhaltlich die Vorſchrift 
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im 8 17 des Gef. über die Polizeiverwaltung v. 11. März 1850 (©. ©. 
©. 265), welche bereit3 durch $ 11 des Gel. v. 10. Juni 1861 auf die 
von den Oberbergämtern erlajjenen bergpolizeilichen Vorſchriften ausge— 
dehnt war. Motive S. 113, Komm.-Beriht d. H. ©. 64. 

Da hiernach die „Nothiwendigfeit oder Zweckmäßigkeit“ der von 
den Bergbehörden erlajjenen polizeilichen Vorjchriften der Prüfung des 
Richters entzogen it, jo hat letzterer auch nicht darüber zu befinden, ob 
die Gefahr bezw. die dringende Gefahr, zu deren Bejeitigung eine der 
richterlichen Entjcheidung zum Grunde zu legende bergpolizeiliche An- 
ordnung (88 198, 199) getroffen worden iſt, wirklich beitanden hat. 
Dppenhoff Nr. 1102 neigt zu der entgegengefegten Anficht. Dagegen 
unterliegt die „gejegliche Gültigkeit“ der bergpolizeilichen Vorjchriften der 
unbejchränften Prüfung des Richters. Er hat demnach zu prüfen, ob 
die in Frage kommende Vorjchrift von der zuftändigen Behörde und in 
der gejeglichen Form erlaffen iſt, ob diejelbe einen im $ 196 des Bergg. 
bezeichneten Gegenstand betrifft, und ob die Bekanntmachung gejegmä- 
Big jtattgefunden hat (8 197 bis 200). Erfennt der Richter die gejeß- 
liche Gültigkeit nicht an, jo hat dies für ihn nur die Bedeutung, daß 
er dem Strafantrage feine Folge geben fan. 


Anhang 
zum neunten Titel. 
Strafrehtlide Beitimmungen, 

Indem das Berggejeß nur die Uebertretungen bergpolizeilicher Bor- 
ichriften behandelt, läßt e8 im Uebrigen die Anwendung des Strafrechts 
auf den Bergbau und die bei demjelben bejchäftigten oder in anderer 
Weiſe betheiligten Perſonen völlig unberührt. Eine Sonderftellung neh: 
men daher dieje Perjonen in der Strafgejeßgebung nicht ein. Dies gilt 
namentlich auch in Anjehung des Strafgejetbuchs. Auf diejenigen 
Vorſchriften des leßteren, welche für die bejonders auch bei dem Berg: 
werfsbetriebe vorfommenden jtrafbaren Handlungen maßgebend find, hat 
Wachler, Das Strafgeje im Gebiete des Bergrechts, Z. Bd. 11 ©. 259, 
bingewiejen. 

Eine den Bergbau unmittelbar angehende Anwendung hat $ 267 
&t. ©. B. gefunden. Sit nämlich eine „Gedingſtufe“ ordnungsmäßig 
d. h. unter Mitwirkung des zujtändigen Grubenbeamten und des be: 
treffenden Arbeiters hergeftellt worden, jo ift Diejelbe eine „Privaturfunde” 
im Sinne des $ 267, und es unterliegt daher das im rechtswidriger 
Absicht ausgeführte Zurüdichlagen einer ſolchen Gedingjtufe der auf die 
Urkundenfälichung gejegten Strafe. Beſchluß des Obertr. v. 9. Sept. 1874, 
3. Bd. 15 ©. 528. 
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An zwei anderen Stellen gedentt dag St. G. B. ausdrücklich auch) 
der Bergwerfe, nämlich bet der vorſätzlichen und fahrläffigen Branditif- 
tung (88 308, 310, 325) und bei der vorfäßlichen und fahrläfjigen Zer- 
jtörung oder Beichädigung von Sachen, wie „dem Bergwerfsbetriebe 
dienende Vorrichtungen zur Wafjerhaltung, zur Wetterführung oder zum 
Ein- und Ausfahren der Arbeiter“ ($$ 321, 326). Vergl. im Uebrigen 
die Kommentare zum St. ©. B. von Oppenhoff, Daude, Ols— 
hauſen x. 

Neben den St. G. B. iſt noch einiger Spezial-Strafgejeße zu ge- 
denfen, welche den Bergbau theils wejentlich mit berühren, theils ledig- 
lich auf diejen berechnet find. Zu eriteren gehört das preußifche 
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Hervorzuheben find die 88 29 u. 30 dejjelben. 

Der Bergbautreibende macht fich nach dem Bergg. ftraffällig, wem 
er die zum Schuße der Oberfläche „im Intereffe der perfönlichen Sicher- 
heit und des öffentlichen Verkehrs“ (8 196) erlaſſenen bergpolizeilichen 
Vorichriften Übertritt, und nach 8367 Nr.12 St. G. B. alddann, wenn 
er „an Orten, an welchen Menjchen verfehren”, vom Bergbau herrüh— 
rende Deffnungen, Bingen, Einjtürze ꝛc. an der Oberfläche dergeitalt 
unverdedt oder unvderwahrt läßt, dab daraus „Gefahr für Andere ent- 
jtehen kann.“ Dieſe VBorjchriften haben durch den $ 29 cit. eine Er— 
weiterung dahin erfahren, daß der Bergiverföbetreiber und Schürfer fich 
ihon jtrafbar macht, wenn er den Anordnungen der Behörden zumider 
unterläßt, Tagesöffnungen, wie Schächte, Schurflöcher zc., zu deren Ein- 
friedigung oder Zuwerfung er verpflichtet ift, einzufriedigen oder zuzu— 
werfen. Auf die örtliche Lage und die Gefährlichkeit jolcher Deffnungen 
für Menjchen kommt es hier nicht an. Die desfallfigen Anordnungen 
hat, joweit es fich um den Bergwerfsbetrieb handelt, auf Anjtehen der 
Polizeibehörde die Bergbehörde zu treffen, während die Verfolgung von 
BZuwiderhandlungen Sache der erfteren ijt. Es tritt Geldjtrafe bis zu 
150 A. oder Haft ein. 

Andererjeit3 gewährt $ 30 cit. dem Bergbautreibenden einen ver- 
ſtärkten Schuß gegen Bejchädigung oder Bernichtung der von ihm ange- 
legten und zu unterhaltenden Einfriedigungen ꝛc. Während nämlich $303 
St. G. B. nur die vorfägliche und rechtswidrige Sachbejchädigung be- 
handelt, wird nach $ 30 Nr. 4 jchon bejtraft, wer „unbefugt Einfrie- 
digungen, Geländer oder die zur Sperrung von Wegen oder Eingängen 
in eingefriedigte Grundjtüde dienenden Vorrichtungen bejchädigt oder 
vernichtet.“ Die Strafe ift auch hier Geldjtrafe bis zu 150 4. oder Haft. 

Bergl. 3. Bd. 21 ©. 276; v. Bülow u. Sterneberg, Feld— 
und Foritpolizeigejch. 
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Ferner kommt hier in Betracht das für das ganze Reich ergangene 


Geſetz gegen den verbredherifchen und gemeingefährlihen Gebrauch von 
Spreugftoffen. Bom 9. Juni 1884. R. ©. Bl ©. 61. 


Die 88 1, 2, 3, 4, 8 u. 9 diefes (auch Z. Bd. 26 ©. 27 abge- 
dructen) Geſetzes lauten wörtlich: 


$ 1. Die Herftellung, der Vertrieb und der Beſitz don Gpreng- 
ftoffen, jowie die Einführung berjelben aus dem Auslande ift unbejchadet 
* — ſonſtigen Beſchränkungen nur mit polizeilicher Genehmigung 
zuläſſig. 

Wer ſich mit der Herſtellung oder dem Vertriebe von Sprengſtoffen 
befaßt, hat ein Regiſter zu führen, aus welchem die Mengen der herge— 
ſtellten, aus dem Auslande eingeführten oder ſonſt zum Zweck des Ver— 
triebes angeſchafften Sprengſtoffe, ſowie die Bezugsquellen und der Ver— 
bleib derſelben erſichtlich ſein müſſen. Dieſes Regiſter iſt der zuſtändigen 
Behörde auf Erfordern jederzeit vorzulegen. 

Auf Sprengſtoffe, welche vorzugsweiſe als Schießmittel gebraucht 
werden, finden vorbehaltlich abweichender landesrechtlicher Vorſchriften die 
Beſtimmungen des erſten und zweiten Abſatzes keine Anwendung. Die 
Bezeichnung dieſer Stoffe erfolgt durch Beſchluß des Bundesraths. 

Inſoweit Sprengſtoffe zum eigenen Gebrauch durch Reichs- oder Lan— 
besbehörden von der zujtändigen Verwaltung hergeftellt, beſeſſen, eingeführt 
oder vertrieben werden, bleiben die Vorjchriften des erjten und zweiten Ab— 
ſatzes ebenfalls ausgefchloffen. 

$ 2. Die Zentralbehörden der Bundesſtaaten erlaſſen die zur Aus— 
führung der Borfchriften in dem $ 1 Abſ. 1 und 2, fowie in dem $ 15 
erforderlichen näheren Anordnungen und bejtimmen die Behörden, welche 
über die Gefuche um Gejtattung der Herftellung, des Vertriebes, des Be— 
fies und der Einführung von Sprengjtoffen Enticheidung zu treffen haben. 

$ 3. Gegen die verjagende Verfügung ift nur die Beichwerde an 
die Auffichtsbehörde innerhalb 14 Tagen zuläffig. Diejelbe Hat feine auf- 
Ichiebende Wirkung. 

$ 4. Die Ertheilung der nach $ 1 Abi. 1 erforderlichen Erlaubniß 
erfolgt in widerruflicher Weile. Wegen der Beichwerde gegen die Zurück— 
nahme gilt die Vorſchrift des 8 3 des gegenwärtigen Gejehes. 

$ 8. Wer Sprengjtoffe Herftellt, anjchafft, beftellt, wiffentlich in ſei— 
nem Befite hat oder an andere Perfonen überläßt unter Umftänden, welche 
nicht erweifen, daß dies zu einem erlaubten Zwed geichieht, wird mit 
Zuchthausftrafe bis zu fünf Jahren oder mit Gefängniß nicht unter einem 
Jahre beftraft. Dieſe Beſtimmung findet auf die gemäß $ ı Abi. 3 vom 
Bundesrath bezeichneten Stoffe nicht Anwendung. 

S 9. Wer der Vorfchrift in dem erjten Abſatz des $ 1 zumider es 
unternimmt, ohne polizeiliche Ermächtigung Sprengitoffe Herzuftellen, vom 
Auslande einzuführen, feilzuhalten, zu verkaufen oder ſonſt an Andere zu 
überlaffen, oder wer im Beſitze derartiger Stoffe betroffen wird, ohne polizei= 
liche Erlaubniß Hierzu nachweifen zu können, ijt mit Gefängniß von drei 
Monaten bis zu zwei Jahren zu bejtrafen. 

Gleiher Strafe verfällt, wer die Vorfchriften des $ 1 Ab. 2, die 
von den Bentralbehörden in Gemäßheit des 8 2 getroffenen Anordnungen 
oder die bereit beftehenden oder noch zu erlaffenden jonjtigen polizeilichen 
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Beitimmungen über den Verkehr mit Sprengftoffen, auf welche 81 Abf. 1 
Anwendung findet, übertritt. 

Zur Ausführung dieſes Gejeßes iſt auf Grund des $ 2 defjelben 
von den preußischen Nefjortminijtern die Verordnung v. 11. Sept. 1884 
erlafjen und diefe demnächjt durch Girculaverlaß v. 4. Juli 1885 und 
Verordnung dv. 24. Dez. 1887 ergänzt bezw. abgeändert worden. Min.-Bl. 
f. d. innere Verw. 1884 ©. 237, 1885 ©. 186, 1888 ©.4; 3. Bd. 26 
©. 31, Bd. 29 ©. 192. Die 


Ausführungsbeftimmungen des Bundesraths und der preußijchen 
Behörden zu dem Gefege v. 9. Juni 1884, jowie die dafjelbe 
betreffenden Rechtsgrundſätze des Neichsgerichts 


find nachjtehend infoweit zujammengejtellt, als diejelben für den Berg- 
bau und die bei diejem betheiligten Perſonen bejondere Wichtigkeit haben. 

1. Ueber Gejuche um Geftattung der Heritellung, des Vertriebes, 
des Beſitzes, ſowie der Einführung von Sprengitoffen aus dem Aus- 
ande haben die Landräthe, in Städten von mehr als 10000 Einwoh— 
nern die Drtspolizeibehörden (bezw. in gewiljen Städten der Provinz 
Hannover die Magijtrate) in erjter Inſtanz Entjcheidung zu treffen. Zu— 
jtändig iſt diejenige Behörde, in deren Bezirk der die Genehmigung Nach- 
juchende wohnt. Aufjichtsbehörde find die Negierungs-Präfidenten (Ne: 
gierungen) und für den Stadtkreis Berlin der Oberpräfident. Verordn. 
v. 11. Sept. 1884 Nr. 1. Soll die Herftellung oder Aufbewahrung 
von Sprengftoffen außerhalb des Wohnortes bezw. Kreiſes des die poli- 
zeiliche Genehmigung Nacjjuchenden jtattfinden, jo hat die genehmigende 
Wohnfigbehörde der betreffenden nachbarlichen Kreis- bezw. Ortöbehörde 
entiprechende Benachrichtigung zukommen zu laſſen. Circularerlaß v. 
4. Suli 1885 Lit. b. 

2. Unter „Herjtellung“ von Sprengjtoffen im Sinne des Ge). iſt 
die thatfächliche Heritellung zu verftehen und demgemäß die Nachſuchung 
der polizeilichen Genehmigung ſowie die Führung des Negiiters ($ 1 
Abi. 2 des Gef.) jedesmal von demjenigen zu fordern, „unter dejjen ver: 
antivortlicher Leitung, gleichviel, ob für eigene oder für fremde Rech— 
nung, die Herjtellung unmittelbar jtattfindet“. Min.Erlaß v. 28. März 
1885; Min. Bl. ©. 104, 3. Bd. 26 ©. 280. 

3. Unter „Befig“ von Sprengftoffen im Sinne der SS 1 u. 9 
des Gef. ijt nicht der juristische Befiß, jondern jedes bewußte thatjäch- 
liche Innehaben, die wifjentliche Detention, zu verjtehen. Die zuftändige 
Behörde ift unbedenklich befugt, die polizeiliche Genehmigung entweder 
nur für die Perſon oder zugleich zur Benutzung für jeine Vertreter oder 
Gehülfen zu ertheilen. Urth. v. 26. Febr., 12. Juni, 13. Oft, 21. Nov. 
1885; Entjch. des Neichsg. in Strafjachen Bd. 12 ©. 73, 256, 431, 
Bd. 13 ©. 90; 3. Bd. 27 ©. 238, 
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Demgemäß ift darüber, in welcher Weife die Erlaubnißjcheine (8 1 
des Geſ.) auszujtellen find, wenn Herjtellung und Bertrieb von Spreng- 
Itoffen unter Zuziehung von Hülfsfräften erfolgt, durch die Min. 
Berordn. dv. 24. Dez. 1887, 3. Bd. 29 ©. 192, beitimmt : „Die zuftän- 
dige Behörde kann die Genehmigung zur Herjtellung, zum Vertriebe, 
zum Befige, jowie zur Einführung von Sprengjtoffen aus dem Aus: 
lande dem Nachfuchenden nicht nur für feine Perſon, ſondern auch für 
jeine Vertreter oder Gehülfen (Betriebsbeamte, Gejchäftsangeftellte, Ar- 
beiter x. 2c.) ertheilen. Derartige Erlaubnißſcheine find nur unter Be- 
ichränfung auf beftimmt zu bezeichnende Zwecke und Dertlichkeiten aus- 
zuftellen. Der namentlichen Aufführung der Vertreter oder Gehülfen 
bedarf es nicht.“ 

4. Die Erlaubnißjcheine ($ 1 des Gef.) find, weil wejentlich im 
Öffentlichen Intereſſe ausgeftellt, ſtempelfrei. Erlaß des Finanzmin. v. 
9. April 1885; Min.-Bl. ©. 194, 3. Bd. 26 ©. 381. 

5. Bei der Auffichtsführung über den Bergbau haben die Revier- 
beamten darüber zu wachen, daß die Bergwerfsbefiter bezw. deren Re— 
präjentanten mit dem erforderlichen Erlaubnißjcheine zum Beſitze von 
Sprengjtoffen verjehen find, und Zuwiderhandlungen zur ftrafrechtlichen 
Verfolgung anzuzeigen, auch darauf zu halten, daß die Grubenbeleg- 
ichaften in geeigneter Weiſe (Verlejen, Aushang auf dem Werfe 2c.) auf 
die ftrengen Strafen der 88 8 u. 9 des Gef. aufmerkſam gemacht wer- 
den. Min.Erlaß v. 14. Oft. 1884; 3. Bd. 26 ©. 34. 

6. Für das nach 8 1 Abſ. 2 des Gel. zu führende Negifter ift 
das vorgefchriebene Schema in Anwendung zu bringen. Verordn. vd. 
11. Sept. 1884 Nr. 4; Circularerlaß v. 4. Juli 1885 Lit. a. 


7. Durch Beichlug des Bundesraths find auf Grund des $ 1 


Abi. 3 des Gef. ald Sprengjtoffe, „welche vorzugsweiſe als Schiegmittel 
gebraucht werden“ und den Beitimmungen des erjten und zweiten Ab- 
-jaßes nicht unterliegen, u. a. bezeichnet: „1. alle zum Schiegen aus 
Jagd- oder Scheibengewehren oder zu Sprengungen in Bergiwerfen, 
Steinbrüchen zc. dienenden, aus Salpeter, Schwefel und Kohle herge— 
ftellten Bulverjorten. Belanntm. des Reichskanzlers v. 13. März 1885; 
Centralbl. f. d. deutjche Reich ©. 65, 3. Bd. 26 ©. 279. 

8. Die mit der Verwaltung der Bergwerfe, Hütten und Salinen 
des Staates betrauten Werfsbehörden gehören zu den „Landesbehörden“ 
im Sinne des $ 1 Ab. 4 des Gel. und handeln innerhalb ihrer ver: 
faffungsmäßigen Zuftändigfeit, wenn fie für Betriebszwede der ihnen 
unterjtellten Werfsverwaltung Sprengftoffe anjchaffen und für den Fis— 
fus in Beſitz Halten. Inſoweit dies „zum eigenen Gebrauch“ der ihnen 
zuftändigen Verwaltung gejchieht, Liegen die Vorausſetzungen vor, unter 
welchen nad) $ 1 Ab. 4 die Befreiung von der Verbindlichkeit zur 
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Einholung polizeiliher Genehmigung eintritt. Min.Erlaß v. 6. Dez. 
1884; Min.-Bl. 1885 ©. 17, 3. Bd. 26 ©. 148. 

9. Wenn auch unter „Bertrieb* im Sinne des $ 1 des Gef. jede 
Thätigfeit zu verjtehen ijt, durch welche der Uebergang von Spreng- 
ftoffen in den thatjächlichen Befig eines Anderen herbeigeführt wird, fo 
iſt es doch ein nothwendiges Erfordernik diefes Begriffes, daß der An- 
dere in Die Lage gebracht wird, den Beſitz für fich jelbjt ausüben zu 
fönnen, daß er aljo den Sprengjtoff erwirbt. Anderen Falles liegt 
der Thatbeitand des „Vertriebes“ und die Verpflichtung zur Regiſter— 
führung aus $ 1 Abj. 2 nicht vor. Urth. v. 28. Jan. 1887; Entſch. 
Bd. 15 ©. 237. 

Auch das einmalige, aus Gefälligkeit erfolgte Ueberlaffen einer 
Dynamitpatrone fällt unter den Begriff des „Vertriebes“ im Sinne des 
81. Urth. v. 25. Juni 1886, Entſch. Bd. 14 ©. 231, 3. Bd. 28 
®©7. . 

10. Unter „einem erlaubten Zweck“ im Sinne des $ 8 des Gef. 
ift jede Verwendung von Sprengitoffen zu verjtehen, bei welcher die in 
dem Geſetze bezeichnete verbrecherische Abjicht erweislich nicht vorhanden, 
bei welcher aljo der Wille des Thäters erweislich nicht auf Die Herbei- 
führung einer Gefahr für das Eigenthum, die Gejundheit oder das Leben 
eine Anderen gerichtet ijt. Urth. v. 25. Nov. 1884; Entich. Bd. 11 
©. 263. 

11. Die Anwendung des $ 9 des Gel. ſetzt voraus, daß der An- 
geflagte von dem Vorhandenjein der bei ihm vorgefundenen Sprengitoffe 
Kenntniß gehabt hat. Urth. v. 8. Juni 1885; Entſch. Bd. 12 ©. 244. 

12. Die Beitrafung aus $ 9 fett nicht das Bewußtjein der 

"Nechtswidrigfeit bei dem Thäter voraus, jondern erfordert nad) der 
jubjektiven Seite nicht mehr, als daß der Thäter das Bewußtjein der: 
jenigen Thatumftände gehabt hat, welche zum geſetzlichen Thatbeitande 
gehören, dat er aljo einerjeit3 Sprengitoffe wiljentlich in feinem Befite 
gehabt und andererjeit3 den Mangel der polizeilichen Genehmigung ges " 
fannt hat. Urth. v. 30. Dft. 1885 u. 17. Jan. 1887; Entſch. Bd. 13 
©. 35, Bd. 15 ©. 158. 

13. Zur Anwendung des $ iſt nicht erforderlich, daß der. Be- 
figer des Sprengftoffes vorjäglich unterlaffen Hat, die polizeiliche 
Erlaubniß zum Befige einzuholen. Ob Hierbei begangene Fahrläffigkeit 
etwa entjchuldigen fan, hängt von der Beichaffenheit des Falles ab. 
Urth. v. 16. Nov. 1885; Entſch. Bd. 13 ©. 46. 

14. Hat der Angeklagte auf Grund eines entjchuldbaren Irrthums 
über die Bedeutung der ihm ausgeſtellten Bejcheinigung geglaubt, im 
Beſitze der gejeßlich vorgejchriebenen polizeilichen Erlaubniß zu fein, jo 
fann er auf Grund des $ 9 jtrafrechtlich nicht verfolgt werden. ($ 59 
St. ©. 3.) Urth. v. 13. Oft. 1885; Entſch. Bd. 12 ©. 431. 
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15. Der thatjächliche Inhaber von Sprengitoffen, welchem für 
jeine Perſon die polizeiliche Erlaubniß nicht erteilt bezw. nicht mit er- 
theilt iſt, kann fich der Beitrafung dadurch nicht entziehen, daß er nach— 
weist, er habe civilrechtlich den Befit nur Namens und in Vertretung 
eines Anderen ausgeübt. Urth. v. 21. Nov. 1885; Entſch. Bd. 13 ©. 90, 
3. BD. 27 ©. 238. 

16. Sit einem Stellvertreter die polizeiliche Erlaubniß für den 
von ihm ausgeübten Gewahrjam von Sprengjtoffen ertheilt, jo deckt 
dieje Erlaubniß auch den Hinter ihm ftehenden juristischen Befiter, jedoch 
nur jo lange, bis der Sprengitoff aus dem Gewahrjam des Stellver- 
treter8 in den felbititändigen Beſitz und perjönlichen Gewahrjam des 
Eigenthümers zurüdgelangt. Urth. v. 15. Oft. 1885; Entich. Bd. 13 
©. 22. 

17. Derjenige, welcher zum Bejite von Sprengitoffen legitimirt 
ift, bedarf auch noch der bejonderen polizeilichen Erlaubniß zur Ueber- 
lajjung derjelben an Andere, welche gleichfalls die polizeiliche Erlaub- 
niß zum Belite von Sprengitoffen erhalten haben. Urth. v. 4. April 
1887; Entſch. Bd. 15 ©. 387, 3. Bd. 28 ©. 404. Ueber den Begriff 
des jtrafbaren „Unternehmens“ der Ueberlafjung vergl. Urth. v. 19. März 
1888, Entſch. Bd. 17 ©. 257. 

18. Die Strafbeitimmung des 89 findet auch dann Anwendung, 
wenn die ohne polizeiliche Erlaubniß erfolgte Ueberlaſſung eines Spreng- 
ftoffes zu einem erlaubten, durch Gejeß nicht verbotenen 3. B. geiverb- 
lichen Zwede erfolgt it. Urth. v. 25. Juni 1886; Entih. Bd. 14 
©. 231, 3. Bd. 28 ©. 76. 

19. „Im Befige betroffen werden” ($ 9) bedeutet jedes wiſſent— 
liche Innehaben von Sprengitoffen, ohne daß es auf die Art der Ent- 
dedung des nicht genehmigten Beſitzes ankommt. Urth. v. 30. Oft. 1885; 
Entih. Bd. 13 ©.35. Im Uebrigen jteht der Umstand, daß der Thäter 
im Beſitze von Sprengjtoffen in nur geringer Menge (einiger Zünd— 
hütchen zu Dynamitpatronen) betroffen worden ijt, der Anwendung des 
8 9 nicht entgegen. Urth. v. 10. April 1888, Entih. Bd. 17 ©. 278, 

20. Um die Beitrafung aus $ 9 auszuſchließen, muß die polizet- 
liche Erlaubniß zum Beſitze von Sprengitoffen jchow,beidem Beginne 
des Befiges ertheilt fein. Urth. v. 30. Dit. 1888. N 12 

21. Die innerhalb der reichsgejeglichen Gryiganerlejicnen  Aus- 
führungsverordnungen ($ 9 Abſ. 2 des Gef.) Hpufigen fire: Deu Straf- 
richter genau diefelbe Kraft und Bedeutung, wie. das Reichsgeſetz ſelbſt. 
— Unkenntniß der Ausführungsverordnungen ſchütt den Angeichuldigten 
ebenfo wenig, wie Unkenntniß des Geſetzes ſelbft. Ulh d Oft, 1885; 
Entich. Bd. 12 ©. 398. | 

22. Die Strafbeitimmung des I 9 Ab}. 2 wegen bereit beftchender 
Beitimmungen über den Verkehr mit Sprengitoffen iſt aueh, dann anwend— 


ik 
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bar, wenn eine bejtehende Polizeiverordnung für gewiſſe Fälle die Be— 
achtung speziell zu erlafjender polizeilicher Anordnungen ausdrücklich 
vorjchreibt und diefem Gebote zuwider gehandelt wird. Urth. v. 14. Jan. 
1887; Entid. Bd. 15 ©. 207. 

23. Im $ 9 Abf. 2 werden unter dem Ausdrud „Verkehr mit 
Sprengitoffen“ alle diejenigen Handlungen verjtanden, welche fich mit 
der Behandlung des Sprengitoffes bejchäftigen. Mithin umfaßt diejer 
Ausdruck auch die Thätigfeit der auf Bergwerfen mit der Empfangnahme 
und der Verausgabung von Sprengitoffen an die Arbeiter betrauten 
Perjonen. Urth. v. 29. Nov. 1837; 3. Bd. 29 ©. 242. 

24. Unter den polizeilichen Bejtimmungen über den „Verkehr“ 
mit Sprengjtoffen im Sinne des $ 9 Abi. 2 find auch die über den 
Transport von jolchen erlafjenen landespolizeilichen Verordnungen zu 
verjtehen. Urth. v. 4. Febr. 1887; Entſch. Bd. 15 ©. 245. 

25. Ueber den „Verkehr mit erplofiven Stoffen” hat der Bundes- 
rath am 13. Juli 1879 allgemeine Bejtimmungen getroffen (Min.Bl. 
S. 269), und es find in Folge dejjen, unbejchadet der internationalen 
Verabredungen über diejen Gegenitand, konforme Polizeiverordnungen 
jeiten3 der Regierungsbehörden erlajjen worden, welche hauptjächlich den 
Transport und die Aufbewahrung der Sprengitoffe betreffen. 

Was insbejondere die Aufbewahrung, Verausgabung und Verwen— 
dung von Sprengitoffen bei dem Bergwerfsbetriebe betrifft, fo ift 
den Bergbehörden die verichärfte Ueberwachung der bezüglichen Einric)- 
tungen durch die Min.-Erlafje dv. 6. Juni 1881 u. 19. Mai 1884, 3. 
Bd. 22 ©. 284, Bd. 26 ©. 35 Anm. 1, zur Pflicht gemacht worden. 

Die von den Oberbergämtern erlajjenen einjchlägigen Bor- 
jchriften find im Wejentlichen folgende: 

Breslau: Allg. Bergp.-Verordn. v. 2. Ian. 1888 88 98 bis 142. 

Halle: Allg. Bergp.-Berordn. v. 10. Dez. 1884 88 76 bis 95; 
Bergp.-Berordn. dv. 16. Sept. 1886, betr. den Transport der Spreng- 
jtoffe nach den unterirdischen Aufbewahrungsräumen ꝛc.; 3. Bd. 27 ©. 469. 

Clausthal: Bergp.-Verordn. dv. 30. Nov. 1885, betr. den Ge- 
brauch von Nitroglycerin-Sprengitoffen; 3. Bd. 27 ©. 145. 

Dortmund: Bergp.-Verordn. v. 12. Juli 1883 über die Behand- 
fung von Sprengjtoffen und die Schiegarbeit beim Bergwerfsbetriebe, 
nebjt Nachtragsverordn. v. 5. Oft. 1885; 3. Bd. 24 ©. 419, Bd. 27 ©. 9. 

Bonn: Bergp.-Berordn. dv. 20. Mai 1875, betr. die Benugung 
der Sprengölpräparate für Zwecke des Bergwerfsbetriebes; 3. Bd. 16 
©. 334. Anweiſ. v. 1. März 1884, betr. die Sprengöl enthaltenden 
Sprengjtoffe und deren Anwendung; 3. Bd. 25 ©. 146. Anweiſ. v. 15. 
Dez. 1885, betr. die Aufbewahrung der Sprengöl enthaltenden Spreng- 
jtoffe auf den Bergwerfen; 3. Bd. 27 ©. 150. 
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Endlich ift Hier als cin lediglich den Bergbau angehendes Straf: 
gejeh mitzutheilen das 


Geje über die Beitrafung nubefugter Gewinnung oder Aneignung 
von Mineralien. Bom 26. März 1856. ©.©. ©. 203. 


$1. Wer ohne Befugniß bergbauliche Anlagen zur Gewinnung 
bon Mineralien macht, welche der Staat fich vorbehalten hat oder zu deren 
Gewinnung e3 einer Verleihung, einer Konzeifion oder einer Erlaubniß 
der Behörde bedarf, wird mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern ober 
Gefängniß bis zu drei Monaten bejtraft. 

Die Strafe ift Geldbuße bis zu fünfhundert Thalern oder Gefängnif 
bis zu ſechs Monaten, wenn die mittelft der Anlagen gewonnenen Mine— 
ralien weggenommen find. 

$ 2. Wer ohne Befugniß, jedoch ohne Errichtung bergbaulicher An— 
lagen, anftehende Mineralien, welche der Staat fich vorbehalten hat oder 
zu deren Gewinnung es einer Verleihung, einer Konzeffion oder einer Er= 
laubniß der Behörde bedarf, in der Abficht wegnimmt, diefelben fich zu— 
zueignen, wird mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder mit Gefängniß 
bis zu ſechs Wochen beftraft. 

Der Berfuch, die Theilnahme, die Hehlerei und die Begünftigung wird 
mit gleicher Strafe beftraft. 

$ 3. Wer bei Benußung feines Bergeigenthums fahrläffigeriveije die 
Grenzen feines Grubenfeldes überjchreitet, hat Geldbuße bis zu fünfzig 
Thalern oder Gefängniß bis zu ſechs Wochen verwirft. 

Geſchieht eine folche Ueberfchreitung der Grenze vorfätlich, jo finden 
die in dem $ 1 angedrohten Strafen Anwendung. 

$ 4. Die rechtäwidrige Zueignung ſchon gewonnener Mineralien ift 
nad den Beitimmungen des Strafgefeßbuchs über Diebjtahl oder Unter: 
Ihlagung zu betrafen. 


Zur Erläuterung diejes Geſetzes dienen folgende Bemerkungen : 

1. Im Geltungäbereiche des Allg. Landrecht3 wurden früher die 
allgemeinen Strafbeitimmungen dejjelben gegen die unbefugte Anmaßung 
eines Hoheitsrecht (Th. II Tit. 20 88 229 bis 232, 236, 237) aud) 
auf die Verlegung des Bergregals, die unbefugte Gewinnung von Mi- 
neralien, angewandt. Nachdem aber diefe Beitimmungen durch das Straf: 
geſetzbuch v. 14. April 1851 aufgehoben und durch anderweitige Bor: 
Ichriften nicht erjeßt waren, auch die WVorjchriften dieſes Gejeßbuches 
über Diebjtahl und Unterjchlagung nicht ausreichten, um alle hier in 
Betracht fommenden Fälle zu deden, trat das Bedürfniß ein, befondere 
itrafrechtliche Vorjchriften zum Schuße gegen Beeinträchtigungen des 
Bergregals und überhaupt der durch eine Genehmigung der Bergbehörde 
bedingten Rechte zur Mineralgewinnung zu treffen. Zu diefem Behufe 
erging das Gel. v. 26. März 1856. Vergl. Verhandl. des Haufes der 
Abg. Seſſion 1855/56, Aktenſt. Nr. 19 u. 20, Bd. 4 ©. 59, 60; 
Itenogr. Berichte Bd. 1 ©. 315; Verhandl. des Herrenhaujes, Aktenit. 
Nr. 16, Bd. 2 ©. 70; jtenogr. Berichte Bd. 1 ©. 137. 
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Der Geltungsbereich des Geſetzes erſtreckt fich auch auf die Linke 
NHeinfeite und die neu erworbenen Landestheile, in welchen dafjelbe zu— 
gleich mit dem Bergg. eingeführt wurde. Da dieſes Landesgeſetz eine 
Materie behandelt, welche nicht Gegenstand des Reichs-Strafgeſetzbuches 
ift, fo beiteht dafjelbe neben leterem in Kraft; $ 2 des Einf.-Gef.; 
Wadler 3. Bd. 11 ©. 265. 

Seinem vorangegebenen Zwecke entiprechend bejchränft das Geſetz 
ſich auf den von einer Verleihung oder jonjtigen bergrechtlichen Geneh— 
migung abhängigen jog. freierflärten Bergbau, im Gegenjage zu dem 
auf dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers beruhenden Bergbau; 
feßterer wird von dieſen jtrafrechtlichen Borjchriften nicht betroffen; 
vergl. Komm.-Bericht des Abg.-Hauje® ©. 3 u. 4, Nr. 68 der Drud). 
Die „unbefugte Gewinnung“ der dem Grundeigenthümer gehörenden Mi: 
neralien unterliegt vielmehr der Beitrafung nach) $ 370 Nr. 2 St. G. B. 
(Geldjtrafe biß zu 150 AL. oder Haft). Für die Beitrafung der unbe: 
fugten Aneignung von Bernjtein, welcher überhaupt nicht in den Bereich 
des Bergrecht3 gehört (oben ©. 59), iſt das Spezialgejeh v. 22. Febr. 
1867 (©. ©. ©. 372) mahgebend; vergl. auh 3.3.9 ©. 39 u. Urth. 
des Reichsg. v. 25. Nov. 1837, Entſch. in Strafſ. Bd. 17 ©. 16. 

Die Bergwerfe, welche nad) dem früheren Recht auf Mineralien 
verliehen find, die $ 1 des Bergg. nicht mehr aufführt ($ 222), nament- 
lich die auf NRafeneifenerz verliehenen, genichen auch jett noch den .itraf- 
rechtlichen Schuß de3 Gel. v. 26. März 1856; Urth. des Obertr. v. 
14. Juli 1876, Rekursbeſch. v. 28. Mai 1881, 3. Bd. 18 S. 121, 
Bd. 22 ©. 536; Arndt S. 287. Anders Kloftermann Anm. 11, 
deſſen Gegengrund indeß nicht jtichhaltig ift. Dagegen führt das Urth. 
de8 Kammerger. v. 30. Oft. 1884, 3. Bd. 27 ©. 105, zutreffend aus, 
daß, während vor dem Inkrafttreten des Bergg. eine Beitrafung nad) 
$2 jenes Geſetzes ohne Rückſicht auf dolus oder eulpa zu erfolgen hatte, 
gegenwärtig eine Beitrafung in jolchen Fällen nur noch eintreten kann, 
wenn der Thäter das entgegenftehende Necht des Belichenen gekannt hat 
oder etwa nach Lage der Umftände fennen mußte ($ 59 St. ©. B.). 

Die Anwendbarkeit des Gel. v. 26. März 1856 auf den Stein: 
und Braunfohlenbergbau im Geltungsbereiche des Ge). v. 22. Febr. 1869 
war vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beitritten, jedoch nach 
der als richtig anzuerfennenden, auch in den Urth. des Obertr. v. 28. 
Sunt 1866 u. 6. Febr. 1868 (Oppenhoff Nr. 1247) ausgejprochenen 
Anficht zu bejahen; v. Hin deldey 3.85.6 ©.423, Huyjjen ©. 220. 
Nachdem aber die Erlaubniß bezw. fürmliche Klonzejfion, von welcher 
das frühere Recht jenen Kohlenbergbau abhängig machte, durch das Gel. 
v. 22. Febr. 1869 bejeitigt und in Diefer Beziehung das Verfügungs— 
recht de Grundeigenthümers nicht mehr bejchränft it, find auch Die 
Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des in Rede jtehenden Straf: 
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gejeges auf jenen Bergbau in Wegfall gefommen. Ausgenommen hier: 
von find nur Diejenigen älteren Berechtigungen, welche noch jet auf 
Grund einer früher ertheilten Konzeſſion beitehen; vergl. 8 1 Abſ. 2 
des Geſ. v. 22. Febr. 1869; Wachler 3. Bd. 11 ©. 266. 

Nach Zweck und Faſſung des Gel. v. 26. März 1856 erftredt 
ſich die Wirkſamkeit dejjelben auch auf diejenigen Gebiete, in welchen die 
Ausübung des Bergregals PBrivat-Regalberechtigten zusteht; Huyſſen 
©. 222. 

2. Bumwiderhandlungen gegen den $ 1 des Gel. find „Vergehen“, 
gegen SS 2 u. 3 „Uebertretungen“ im Sinne des $ 1 &t. ©. B. und 
unterliegen den hierfür maßgebenden Borjchriften des letzteren, des Ge: 
richtsverf⸗Geſ. und der Strafprozekordn. Bei den Uebertretungen findet 
ftatt Gefängnig „Haft“ Anwendung; Verfügung des Injtizminift. v. 
28. Dez. 1870 Nr. 2, Juſt. Min. Bl. ©. 380. 

3. Unter den „Mineralien“, deren unbefugte Gewinnung oder 
Aneignung das Geſetz unter Strafe jtellt, find gegenwärtig (abgejehen 
von den im $ 222 bezeichneten älteren Berechtigungen), lediglich diejeni— 
gen Mineralien zu verjtehen, zu deren Gewinnung e8 auf Grund des 
Bergg. und der Einf.-Berordnungen einer „Verleihung“ bedarf. Durch 
„Konzeſſion“ oder „Erlaubnig“ wird dieſes Necht nicht mehr ertheilt. 
Die „Behörde*, von welcher die 88 1 u. 2 reden, ift die Bergbehörde. 

4. Zum Thatbeitande des im $ 1 Abj. 1 bezeichneten Bergehens 
genügt die unbefugte Ausführung bergbaulicher Anlagen zum Zwecke 
der Gewinnung von Mineralien; daß diefer Zweck jchon erreicht jet, iſt 
nicht erforderlih. Die im Abi. 2 angedrohte härtere Strafe tritt erſt 
ein, wenn auf dieje unbefugte Weiſe Mineralien gewonnen und wegge- 
nommen jind. 

Zur Anwendung des $ 2 gehört, daß beragbauliche Anlagen zwar 
nicht errichtet, aber anjtehende Mineralien unbefugter Weife behufs An- 
eignung weggenommen find. „Anſtehende“ Mineralien find diejenigen, 
welche fich auf ihrer natürlichen Ablagerung über oder unter Tage be: 
finden. Ausgeſchloſſen find demnach einzelne Erzjtüde, welche fich in 
alten, verlaffenen Halden oder loſe auf der Erdoberfläche finden (Moll: 
jtüde, Molliteine); ftenogr. Ber. des Haufes der Abg. Bd. 1 ©. 316. 

Auc der unbefugte Schürfer (58 5 u. 8) unterliegt der Strafe 
des $2. Huyjien S.221. Anders v. Beughem, Berggeſetz ©.75 u. 
Kloftermann Anm. 11°, jedoch aus nicht zutreffenden Gründen. 

5. Ob Verſuch, Theilnahme, Hehleret oder Begünftigung ($ 2 
Abi. 2) im jtrafrechtlichen Sinne vorliegen, it nach 88 43 bis 46, 47 
bis 50, 258, 259 und 257 St. ©. B. zu beurtheilen. 

6. Ueberjchreitungen der Grenzen von Grubenfeldern, welche weder 
„ahrläffigerweife” noch „vorjäglich“ jtattgefunden haben, unterliegen der 
Strafe des $ 3 nicht, ohne indeß ciwilvechtliche Anjprüche auszuſchließen. 
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7. 83 findet gegen alle Berfonen Anwendung, welche entweder 
als Bergbauberechtigte jelbjt oder ala deren Theilnehmer und Gehülfen 
im allgemeinen jtrafrechtlihen Sinne oder als deren Stellvertreter im 
befonderen bergrechtlichen Sinne (Grubendireftoren, verantwortliche Be— 
triebsführer 2c.) fich bei Benugung verlichenen Bergwerkgeigenthums einer 
fahrläffigen oder vorfäglichen Grenzüberjchreitung ichuldig machen. Urth. 
des Reichsg. v. 26. Nov. 1881, Entſch. in Strafſ. Bd. 5 ©. 182, 3. 
Bd. 23 ©. 518. 

8. Die nah $ 4 zur Anwendung kommenden Borjchriften über 
Diebitahl und Unterjchlagung find in den 88 242 big 248 St. ©. 8. 
enthalten. 

9. Nach feinem wejentlichen Inhalte ift das Ge). v. 26. März 
1856 übergegangen in die Bergg. von Bayern, Württemberg und Hejjen 
(oben ©. 496) jowie von Eljaß-Lothr. u. S.-Meiningen. 


Sehnter Titel. 
Provinzialrechtliche Beſtimmungen. 

Unbeſchadet bereits erworbener Privatrechte hob das Bergg. das 
geſammte Partikularbergrecht auf und nahm hiervon nur die beſchränkte 
Zahl provinzialrechtlicher Beſtimmungen aus, welche den Gegenſtand 
des zehnten Titels bilden und den Grundeigenthümerbergbau in einigen 
rechtsrh. Landestheilen ſowie gewiſſe Steinbruchsbetriebe auf der linken 
Rheinſeite betreffen. Nach den Motiven S. 114 lag es außerhalb des 
Zweckes des Bergg., die bis dahin partikularrechtlich von dem Bergre— 
gal ausgenommenen Mineralien allgemein den bergrechtlichen Regeln zu 
unterwerfen, zumal hierdurch die beſtehenden Beſitz- und Rechtsverhält— 
niffe wejentlich umgejtaltet und insbejondere die Rechte des Grundeigen- 
thümers eingejchränft worden wären. Die Anwendbarkeit des Bergg. 
auf jenen Grundeigenthümerbergbau ift deshalb theils vollitändig ausge: 
ichlofjen, theil8 auf gewiffe Materien bejchränft worden. Dem erwähn— 
ten Steinbruch3betriebe iſt aber im Anjchluß an den früheren Rechtszu— 
ftand infofern eine Ausnahmeftellung angewiejen, al3 ein Theil der berg- 
gejeglichen Borjchriften auch auf ihn Anwendung findet. 

Ber Einführung des Bergg. in den neu erworbenen Landestheilen 
ſind einzelne von dem Bergg. abweichende Beitimmungen des dort vor- 
gefundenen Bergrechts aufrecht erhalten worden, jo daß der Kreis der 
partifularbergrechtlichen Ausnahmen ſich wieder etwas erweitert hat. 
Bergl. Einf.-Berordnungen u. $ 1 Bem. 2 ©. 60. 


3u 8 210. 
1. 8 210 findet gegenwärtig Anwendung: 
A. im Geltungsbereiche des Provinzialrecht3 für Weftpreußen, 
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umfaſſend: a. nach dem Publikationspatent v. 19. April 1844 (G. S. 
S. 103) „diejenigen jetzt zur Provinz Preußen gehörenden Landestheile, 
welche im Jahre 1806 zu Weſtpreußen gerechnet wurden, mit Einſchluß 
des Thorner Kreiſes in ſeiner gegenwärtigen Begrenzung“, jedoch mit 
Ausnahme der „zu dem früheren Marienwerderſchen landräthlichen Kreiſe 
gehörigen Landestheile“; b. nach dem Geſ., betr. die Einführung des 
weitpreuß. Provinzialrecht3 in die Stadt Danzig und deren Gebiet, v. 
16. Febr. 1857 (G. ©. ©. 87) in diefer Stadt und deren Gebiet, wie 
jolches im Jahre 1793 mit der Monarchie vereinigt worden; 

B. nad) dem Gejehe wegen Aufhebung des preußischen Landrechts 
vom Sahre 1721 zc, dv. 4. Aug. 1865 Art. I (G. ©. ©. 873) in fol- 
genden zur Provinz Pommern gehörigen LZandestheilen: den Kreiſen 
Lauenburg und Bütow und den in den Kreifen Belgard, Dramburg und 
Neuftettin belegenen Ortichaften, welche früher zu Wejtpreußen gehört 
haben. 

Art. III Nr. II des Geſ. bejtimmt nämlich: „Die im $ 210 des Allg. 
Berggejeßes v. 24. Juni 1865 für den Geltungsbereich des Provinzial: 
rechts für Wejtpreußen getroffenen Bejtimmungen find auch für die im 
Art. I benannten Landestheile maßgebend.” 

2. Das Provinzialrecht für Weftpreußen bejtimmt im $ 82: „Bon 
den in den 88 69 bis 71 einichl. Tit. 16 Th. II des Allg. Landrechts 
benannten Foſſilien find nur Steinjalz und Salzquellen als Negal zu 
betrachten und vom gemeinen Verkehr ausgenommen.“ Dieſen Nechts- 
zultand bezwedt $ 210 Abi. 1 aufrecht zu erhalten. Motive ©. 114. 
Obwohl das Bergg. fich hierbei an den Wortlaut diefer partifularrecht- 
lichen Beitimmung Halten mußte und letztere daher auf die mit dem 
Steinjalz „auf der nämlichen Lagerjtätte vorfommenden Salze” nicht 
ausdrücklich ausgedehnt hat, jo wird es doch feinem Bedenken unterliegen, 
eintretenden Falles die dem Steinjalze beibrechenden Salze mit alö Ge- 
genjtand der Berleihung zu behandeln. Vergl. die Begründung des 
Nekursbeich. v. 26. April 1872, 3. Bd. 13 ©. 284; Huyfien ©. 118, 
Oppenhoff Nr. 1108, Kloftermann Anm. 467a, Arndt ©. 202. 

3. Der Braunfohlenbergbau in den unter 1 bezeichneten Landes- 
theilen unterliegt nach wie vor dem Verfügungsrechte des Grundeigen- 
thümers. Die Vorſchrift im $ 210 Ab. 2 Hat lediglich den Zwed, für 
den Fall einer namhaften Entwidelung diefes Bergbaues die Arbeiter: 
verhältnifje und die polizeiliche Beauffichtigung von vornherein im all- 
gemeinen Intereſſe ebenjo zu regeln, wie dies ſchon früher für den Kohlen— 
bergbau in den jäch). Landestheilen geichah und im 8 213 beibehalten 
wurde. Motive ©. 114. Nachdem aber für die leßteren Landestheile der 
$ 213 durch das Gel. v. 22. Febr. 1869 aufgehoben und der Kreis der 
auf den fäch). Kohlenbergbau anwendbaren VBorjchriften des Bergg. we— 
je ntlich erweitert worden tjt, deden fich die für die einen und die an- 
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deren Landestheile geltenden berggejeglichen Vorjchriften nicht mehr voll- 
ſtändig. 

Zur Handhabung der im 8 210 aufgeführten Vorſchriften find 
ebenfo wie in dem übrigen Bereiche des Bergg. die Bergbehörden be— 
rufen, da im diefer Beziehung feine Ausnahme von der allgemein gere— 
gelten Zuftändigfeit diefer Behörden gemacht ift. 

Noch andere als die im $ 210 ausdrücklich bezeichneten Vorjchriften 
des Bergg., 3. DB. diejenigen über die Betriebsführung (88 66 ff.), ohne 
Weiteres auch auf den Braunfohlenbergbau im Geltungsbereiche des 
$ 210 anzuwenden, erjcheint nicht zuläſſig. Dagegen hat es fein Be— 
denken, im Wege der Bergpolizeiverordnung auf Grund der 88 210 u. 
197 den Betrieb wejentlich in derjelben Weile, wie dies für den übrigen 
Bergbau im Tit. III Abſchn. 2 des Bergg. geichehen iſt, einer berg- 
polizeilichen Regelung zu unterwerfen. In diefem Sinne find die Berg: 
polizeiverordnungen des Oberb. Breslau v. 7. Nov. u. des Dberb. Halle 
v. 6. Dez. 1867 für jenen Braunfohlenbergbau erlaffen worden; 3. Bd. 9 


©. 49, 50. 
3u 8 211. 

1. Im den im $ 211 genannten Landestheilen gehörten jämmtliche 
Eijenerze ohne Rüdjicht auf die Art ihres Vorkommens nicht zu den 
Segenftänden des Bergregals. Um bedenkliche Störungen dieſes Rechts— 
zultandes zu vermeiden, hat das Bergg. denjelben beibehalten und ſomit 
die im $ 1 zu Guniten der Raſeneiſenerze gemachte Ausnahme hier ver: 
allgemeinert. Motive ©. 114, Komm.-Bericht d. H. ©. 64, d. A. ©. 98. 

Im Herzogthum Schlejien, zu welchem auch der jetige Kreis 
Schwiebus der Provinz Brandenburg, dagegen nicht die einen Theil der 
Provinz Schlefien bildende Oberlaufig gehört, und in der Grafichaft 
Glatz beruht das Ausnahmeverhältniß auf der jchle). Bergordnung v. 
5. Sun 1769 Kap. I 88 1 u. 2. Im Neuvorpommern, auf der Inſel 
Rügen und in den Hohenzollernjchen Landen, wo das landrechtliche Berg: 
recht nicht galt, fehlten hinreichende gejegliche Grundlagen für die Ne 
galität der Eijenerze, weshalb diejelbe dort ſeitens des Staates nicht in 
Anſpruch genommen wurde. 

2. Der vorbezeichnete Eijenerzbergbau jteht nicht unter der Berg- 
polizei, jondern unter der polizeilichen Beauffichtigung durch die Orts: 
bezw. Landespolizeibehörden. Soweit es ſich Hierbei um die Provinz 
Schlefien handelt, fommt die Poltzeiverordnung des Ober-Präfidenten 
diefer Provinz v. 27. Sept. 1880, 3. Bd. 22 ©. 37, zur Anwendung, 

3. Die jchlej. Bergordnung bejtimmt im Kap. 182 (Brafjert, 
Bergordnungen ©. 945): „Es verbleiben aber denen Domintis alle Eiſen— 
erze, fie mögen Namen haben, wie fie wollen”. Was unter Dominium 
zu verjtehen jei, war jtreitig; nach der fonjtanten Praris des Obertr. 
ilt aber hiermit nicht der Gutsbejiger, die Gutsherrichaft, jondern der 
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Eigenthümer des Grund und Bodens, in welchem die Eifenerze vorkom— 
men, bezeichnet. Urth. v. 14. Febr. 1834, Präj.-Samml. Bd. 1 ©. 300; 
v. 9. Juni 1852, Entjch. Bd. 23 ©. 381; v. 8. Nov. 1855, Striethorit 
Bd. 28 ©. 296; v. 17. Oft. 1859, da. Bd. 35 ©. 166. 

4. Das Berfügungsrecht des Grundeigenthümers erjtredt ſich auch 
auf die manganhaltigen, zum Hochofenbetriebe dienenden Eijenerze; 
fie ſind nicht als Manganerze zu behandeln und daher nicht verleihbar; 
$ 1 Bem. 5d ©. 62. 

5. Das Recht, auf dem Grundftüde eines Anderen Eijenerze, 
welche dem Bergg. nicht unterworfen find, zu juchen und zu fürdern, 
jtellt jich nicht als eine unveräußerliche Berjonaljervitut dar, jondern 
gehört zu denjenigen Nechten, deren Uebertragung jeitens des Berechtig- 
ten auf einen Dritten auch ohne ausdrüdliche Zuftimmung des Eigen- 
thümers des verpflichteten Grundſtücks jtatthaft ift. Verf. des Appell. 
Ger. Ratibor v. 15. Febr. 1879; Johow, Jahrb. Bd. 1 ©. 74, 3. Bd. 24 
©. 352. 

6. Bei der nicht unter das Bergg. fallenden Eijenerzgewinnung 
muß die Zahlung des Entjchädigungsbetrages an den Grundeigenthümer 
mindejtend Zug um Zug mit der Befignahme der Bodenfläche erfolgen; 
die berggejeßlichen Bejtimmungen über die Feſtſtellung der Grundent- 
Ihädigung find nicht maßgebend. Urth. des Obertr. v. 18. Oft. 1878, 
3. 3. 21 ©. 512, Striethorjt Bd. 100 ©. 250. 

7. Wo das Recht der Eijenerzgeawinnung dem Grumdeigenthümer 
zujteht, find Entſchädigungsanſprüche, welche aus einer Kollifion diejes 
Gewinnungsrechts mit dem Eijenbahnbetriebe entjtehen, nach den Grund— 
Jägen der allgemeinen bürgerlichen Gejeggebung zu beurtheilen; die Vor— 
Ichriften des Bergg. 88 153 ff. kommen hier nicht zur Anwendung. Urth. 
des Obertr. dv. 11. Nov. 1872, 3. Bd. 15 ©. 272. 

8. Dadurch, daß ein Grundſtück zum Zwecke der Anlage einer 
Eijenbahn an die Eijenbahnverwaltung verkauft und zu der Anlage ver: 
wendet tworden iſt, hat das auf diefem Grundſtücke beitehende Eijenerz- 
fürderungsrecht gejeglich nicht aufgehört. Urth. des Obertr. v. 18. Oft. 
1867, Striethorjt Bd. 68 ©. 280. 


Zu 88 212 und 213. 
Die $$ 212 und 213 find aufgehoben durch das 


Gejeß, betr. die Necdtsverhältuiffe des Stein und Braunfohlen: 
Bergbanes in denjenigen Landestheilen, in welden das Kurfürſtlich 
Sächſiſche Mandat vom 19. Auguſt 1743 Geſetzeskraft hat. 
Bom 22, Februar 1869. ©. ©. ©. 401. 

$ 1. In den nachbenannten Landestheilen, nämlich: 


1) in den vormal3 zum Königreich Sachjen gehörigen Landestheilen 
der Provinz Sachſen, mit Ausfchluß der Graffchaften Mansfeld und Barby 
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und der ftandesherrlichen Gebiete der Grafen von Stolberg-Stolberg und 
Stolberg-Roßla, 

2) in den vormals zum Königreich Sachſen gehörigen Landestheilen 
der Provinz Brandenburg, insbefondere in der Standesherrichaft Baruth 
und den Aemtern Jüterbogk, Dahme, Belzig und Rabenftein nebſt enkla= 
virten vitterfchaftlichen Orten, fowie in den vormals zum Kreife Witten- 
berg gehörigen Orten Blanfenjee und Stangenhagen, 

3) in dem Markgrafentbum Oberlaufiß, 

4) in dem Markgrafenthum Niederlaufiß, mit Einjchluß der Herr- 
Ihaft Sonnenwalde, jowie der Nemter Dobrilugk, Finjterwalde und Senf: 
tenberg, 

unterliegen die Stein- und Braunfohlen fernerhin Lediglich dem Ber: 
fügungsrechte des Grundeigenthümers. 

Die beftehenden Berechtigungen zum Betriebe des Stein- oder Braun 
fohlen=Bergbaues bleiben jedoch aufrecht erhalten. Gründet fich die Be— 
rechtigung auf eine zur Gewinnung der Stein= oder Braunfohlen auf frem— 
dem Grund und Boden ertheilte Konzeifion des Etaated, jo fommen hin- 
fichtlich der Verbindlichkeit zum Betriebe und der Aufhebung der Konzelfion 
die Borjchriften der 8865 und 156 bis 164 des Allgemeinen Berggefehes 
vom 24. Juni 1865 in Anwendung. 

8 2. Das Recht zum Steine und Braunfohlen-Bergbau kann von 
dem Eigenthume an dem Grundjtüde, in welchem die Stein- und Braun» 
fohlen anftehen, abgetrennt und ala eine jelbftitändige Gerechtigkeit ſowohl 
dem Grundeigenthümer ſelbſt, ala auch dritten Perjonen zuftehen. 

Die Eigenschaft einer jelbftftändigen Gerechtigkeit erlangt dafjelbe 
entweder 

1) durch gerichtliche oder notarielle Erflärung des Grundeigenthümers, 
daß das Abbaurecht von dem Eigenthume an dem Grundftüde oder einem 
Theile deffelben in Zukunft abgetrennt jein ſolle, oder 

2) durch die in gleicher Form bewirkte gejonderte Veräußerung des 
Abbanrechtes an dritte Perfonen. 

Einer derartigen gerichtlichen oder notariellen Erklärung oder dem 
in gleicher Form abgejchloffenen Veräußerungsvertrage muß ein Situation 
riß beigefügt fein, auf welchen die VBorjchriften de 8 17 des Allgemeinen 
Berggejeßes vom 24. Yuni 1865, mit Ausschluß jedoch der Beltimmung 
über die Angabe des Fundpunktes, zur Anwendung kommen. 

$S 3. Die bei Erlaß diejes Gejehes nach S 1 beftehenden Kohlen— 
abbau-Gerechtigkeiten, ſowie diejenigen Kohlenabbau-Gerechtigkeiten, welche 
gemäß $ 2 von dem Grundeigenthun abgetrennt worden find, haben die 
Eigenſchaft unbeweglicher Sachen und können in das Hypothekenbuch ein- 
getragen werden. 

Ss 4. Es finden auf diejelben hinfichtlich der Veräußerung, der Ber- 
pfändung und des Arreftes, jowie in Bezug auf die Subhaftation, den 
Konkurs und die Rangordnung der Gläubiger die gejeßlichen Beſtimmun— 
gen Anwendung, welche in diefer Beziehung für verliehene® Bergwerks— 
eigenthum gelten. 

85. Für die Führung des Hypothekenbuches find die allgemeinen 
gejehlichen VBorichriften maßgebend, ſoweit nicht in den nachfolgenden SS 6 
bis 8 einjchließlich etwas Anderes beftimmt ift. 

z 6. Befinden fich auf dem Grundſtücke, von welchem das Recht 
zum Stein= oder Braunfohlen-Bergbau abgetrennt worden ift, Eintragungen 
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im Hypothekenbuche, welche fich auf die anftehenden Kohlen mit beziehen, 
jo fann gleichwohl auf Antrag des Berechtigten die Abjchreibung der Koh— 
lenabbau-Gerechtigfeit und deren Eintragung auf ein befonderes Folium 
des Hypothekenbuches erfolgen; es find aber aladann die vorhandenen Ein= 
tragungen unverändert auf diefes neue Yolium mit zu übernehmen, wenn 
nicht die eingetragenen Realinterefjenten die Kohlenabbau-Gerechtigfeit aus 
der Haftbarkeit gänzlich entlaffen haben oder die Aufhebung der folida- 
rifchen Verpflichtung des Grundjtüdes und der Kohlenabbau-Gerechtigkeit 
vereinbart worden ilt. 

Auf dem Folium des Grundbefites ift bei jeder bezüglichen Poſt zu 
vermerken, daß und auf welchem Folium die Uebertragung gejchehen  ift. 

Der Uebertragung der bezüglichen Eintragung bedarf es nicht, wenn 
der KohlenabbausBerechtigte ein Unjchädlichkeitsatteft nach Maßgabe des 
Gejeßes vom 3. März 1850 (G. ©. ©. 145) beibringt. 

Ein folches Unjchädlichkeitsatteft fan von den im $ 1 defjelben Ge= 
jehes bezeichneten Behörden auch dann ertheilt werden, wenn die vorhan— 
denen Eintragungen im Hypothekenbuche nach Abtrennung der Kohlenab- 
bau-Gerechtigkeit noch innerhalb der erften zwei Drittel des Werths Tänd- 
licher oder der erſten Hälfte des Werths jtädtifcher Grundſtücke verfichert find. 

Sind auf dem Grundſtücke gerichtliche Depofitalgelder eingetragen, 
jo iſt Hinfichtlich ihrer die Ertheilung des Unjchädlichkeitsatteftes an die 
Buftimmung des zuftändigen Gerichte gebunden. 

8 7. Mehrere Kohlenabbau-Gerechtigkeiten, welche demjelben Be— 
rechtigten zuftehen, können unbejchadet ihrer rechtlichen Bejonderheit auf 
einem Yoliun des Hypothekenbuchs eingetragen werden. 

Sollen mehrere in ihren Feldern an einander grenzende, fowie zu 
einem einheitlichen Baue zujammengefaßte KohlenabbausGerechtigkeiten zu 
einem rechtlichen Ganzen vereinigt und als folche unter einem gemeinfamen 
Namen im Hypothefenbuche eingetragen werden, jo bedarf e8 Hierzu einer 
gerichtlichen oder notariellen Erklärung des Berechtigten. 

Haften in diefem Falle auf den zu vereinigenden Kohlenabbau=&e- 
rechtigkeiten Eintragungen im Hypothekenbuche, jo ift außerdem eine mit 
den Realberechtigten vereinbarte Beitimmung darüber erforderlich, daß und 
in welcher Rangordnung die Rechte derjelben auf die zu einem rechtlichen 
Ganzen vereinigten Kohlenabbau-Gerechtigkeiten übergehen jollen. 

88 Iſt ein Kohlenfeld vollftändig abgebaut, jo fann die Kohlen- 
abbausGerechtigkeit auf Antrag eines betheiligten Grundeigenthümers oder 
Nealinterefjenten im Hypothefenbuche wieder gelöfcht werben. 

Zur Begründung eines folchen Antrages ift ein von der Bergbehörde 
nach vorgängiger Vernehmung der betheiligten Realinterefjenten zu erthei— 
lendes Atteft beizubringen, daß das bezügliche Kohlenfeld gänzlich abge- 
baut und auf demjelben Gebäude oder fonjtige zur Grube gehörige unbe- 
wegliche PBertinenzien nicht mehr vorhanden find. 

Der Hypothefenrichter ſchließt auf Grund diefes Atteftes das Folium 
und löſcht die auf demjelben eingetragenen Forderungen, ohne daß es dazu 
der Beibringung der Schuldurfunden bedarf. 

Die Realintereffenten werden von der Schliekung des Foliums und 
der Löjchung der Forderungen mit der Aufforderung benachrichtigt, behufs 
bes auf diejelben zu ſetzenden Löfchungsvermerkes die Schuldurkfunden ein- 
zureichen, widrigenfalla fie für jeden Mißbrauch, der mit den letzteren ge= 
ſchehen könne, verantwortlich bleiben. 
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$ 9. Auf den Betrieb des Stein oder Braunfohlen-Bergbaues im 
Bereiche dieſes Geſetzes, einerlei, ob eine vom Grund und Boden abgetrennte 
jelbitjtändige Kohlenabbau=Gerechtigkeit befteht oder nicht, kommen die nach- 
folgenden Vorjchriften des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
zur Anwendung: 

a) Zit. III Abjchn. 1 (von dem Bergwerkzeigenthume im Allgemeinen) 
die 88 58 und 59, fowie die 88 60 bis 63 einfchließlih Hinfichtlich der 
Anlage von Hülfsbauen im Felde eines anderen Kohlenabbau-Berechtigten ; 

b) Zit. III Abjchn. 2 (von dem Betriebe und der Verwaltung) die 
88 66 bis 79 einfchließlich und ferner Abjchn. 3 diejes Titel (von den 
Bergleuten); 

e) Zit. V Abjchn. 1 nebit der. zugehörigen Uebergangabeftimmung 
des 8 241 Tit. XI (von der Grundabtretung) mit der Maßgabe, daß die 
Grundabtretung nur infoweit gefordert werden kann, als die Benußung 
eines fremden Grundſtückes zur Anlage von Wegen, Eijenbahnen, Kanälen, 
MWaflerläufen und Hülfsbauen zum Zwecke des Grubenbetriebe® und des 
Abſatzes der Kohlen nothwendig ift; 

d) Zit. V Abſchn. 2 (von dem Schadenserſatze für Bejchädigungen des 
GrundeigenthHums) mit Ausnahme des $ 152, ſoweit dajelbjt von „Ar- 
beiten der Muther“ die Rede ift, Abſchn. 3 (von dem Verhältniſſe des 
Bergbaues zu Öffentlichen Verkehrsanſtalten); ferner 

e) Zit. VII (von den Knappfchaftsvereinen), Tit. VIII (von den 
Bergbehörben), Zit. IX (von der Bergpolizei) und die 88 242 und 244 
des XII. Titels (Schlußbeftimmungen). 

$ 10. Wird der Stein- oder Braunfohlen-Bergbau von mehreren 
Perſonen betrieben, jo find biejelben, jofern deren Vertretung nicht durch 
die allgemeinen Geſetze geordnet ift, verpflichtet, mittelft notarieller oder 
gerichtlicher Urkunde einen im Inlande wohnenden Repräjentanten zu be— 
jtellen, welchem die Befugniß zufteht, alle VBorladungen und andere Zu— 
jtellungen an die Betheiligten mit voller rechtlicher Wirkung in Empfang 
zu nehmen und leßtere bei den Verhandlungen mit der Bergbehörde, mit 
dem Snappjchaftsvereine und mit anderen auf den Bergbau bezüglichen 
Snftituten zu vertreten. 

Dafjelbe gilt, wenn der Alleineigenthümer einer Stein oder Braun- 
fohlengrube im Auslande wohnt. 

Wird ein Repräfentant auf die Aufforderung der Bergbehörde inner- 
halb einer Yrift von drei Monaten nicht bejtellt und unter Einreichung 
der Beitallungsurfunde namhaft gemacht, jo ift die Bergbehörde befugt, 
bis dahin, daß dies gejchieht, einen Repräjentanten zu bejtellen und diefem 
eine angemeffene, von den Betheiligten aufzubringende und nöthigenfalls 
im Verwaltungswege erefutivifch einzuziehende Belohnung zuzufichern. 

Diefer interimiftiiche Repräfentant hat die vorher angegebenen Be— 
fugniffe de3 gewählten Repräfentanten, injofern die Bergbehörde feine Be— 
Ichränfungen eintreten läßt. 

Bei Anwendung diefer Beitimmungen macht e3 feinen Unterfchied, 
ob eine bejondere Kohlenabbau-Gerechtigkeit befteht oder nicht. 

$ 11. Das Kurfürftlich Sächfiihe Mandat vom 19. Auguft 1743, 
das Regulativ vom 19. DOft./13. Nov. 1843, das Gefeß vom 1. Juni 
1861 (G. ©. ©. 353 ff.) und die $$ 212 und 213 des Allgemeinen Berg- 
gejeges vom 24. Juni 1865 find aufgehoben. 
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In den vormals k. ſächſiſchen, mit Preußen vereinigten Landes- 
theilen der Provinzen Sachſen, Brandenburg und Schlefien waren die 
Steine und Braunfohlen von Alters her nicht Gegenjtand des Berg- 
regals und der Bergbaufreiheit, jondern unterlagen dem Verfügungs- 
rechte des Grumdeigenthümers, und nur, wenn diejer die Gewinnung 
„ohne triftige Urſachen“ unterließ, hatte der Staat das Recht, dritten 
Perjonen die Konzeffion zur Gewinnung zu ertheilen. Die gefjegliche 
Grundlage für diejen Rechtszuftand bildeten das kurf. ſächſiſche Mandat 
„wegen Entdedung derer im Lande befindlicher Steinfohlenbrüche, und 
wie ſich bey deren Aufnahme und Fortbau zu verhalten” v. 17. Aug. 
1743 (Brajjert, Bergordn. ©. 473) und das durch Kabinetzorder v. 
13. Nov. 1843 genehmigte „Regulativ für den Betrieb und die Beauf- 
jichtigung der Stein- und Braunfohlengruben in den chemals zum König: 
reich Sachſen gehörigen Landestheilen der Provinz Sachſen“ v. 19. Dit. 
1843 (a. a. ©. ©. 478; ©. ©. von 1861 ©. 356). 

Während der Geltungsbereich des Mandats von 1743 fich auf 
jämmtliche im $ 212 des Bergg. und gegemwärtig im $ 1 des Gef. v. 
22. Febr. 1869 unter Nr. 1 bis 4 aufgeführten Landestheile erjtredte, 
war derjenige des Regulativs von 1843 auf die unter Nr. 1 genannten 
Theile der Provinz Sachſen bejchränft. Dagegen war für die Marf? 
grafenthiümer Ober: und Niederlaufig (Nr. 3 u.4) auf Grund des Man— 
dats von 1743 87 das Bergpolizeireglement v. 20. Dez. 1854 ergangen, 
dejjen Wirkſamkeit demnächit durch die Min.-Verordnung v. 8. Juni 
1857 auch auf die unter Nr. 2 bezeichneten Landestheile der Provinz 
Brandenburg ausgedehnt wurde; Brajjert, Bergordn. ©. 502. An 
die Stelle diejer Bergpolizeivorjchriften trat dann jpäter die von den 
Dberbergämtern zu Halle u. Breslau gemeinschaftlich erlaffene Bergpo- 
lizeiverordnung vd. 8. u. 11. Aug. 1866, 3. Bd. 7 ©. 304, 307. Auf 
dieſe Weije beitanden im Bereiche de3 Mandat? von 1743 zwei von 
einander verjchiedene engere Nechtögebiete, der Negulativbezirk, in wel- 
chem das Regulativ von 1843 galt, ($ 1 Nr. 1) und der Mandatsbezirk 
im engeren Sinne, ($ 1 Nr. 2, 3, 4); die aus der gemeinfamen Grund» 
lage hervorgegangenen Syſteme wichen in mehrfacher Beziehung erheb- 
lich von einander ab. 

Dieſe Rechtsungleichheit und nicht minder der Umſtand, daß die 
Vorjchriften des Mandat? von 1743 und des Negulativs von 1843 
nach Inhalt und Fafjung dem veränderten Anjchauungen und Bedürf- 
nifjen der Gegenwart nicht mehr entiprachen, veranlaßten jchon bei Ab- 
fafjung des Bergg. den Vorjchlag, die wenigen, für den Stein» und 
Braunfohlenbergbau jener Landestheile noch beizubehaltenden provinzials 
rechtlichen Beitimmungen in das Bergg. mit aufzunehmen. Man jah 
jedoch damal3 von der gleichzeitigen Erledigung dieſes Gegenjtandes 
wejentlich aus dem Grunde ab, um durch die für erforderlich erachtete 
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bejondere Prüfung dejjelben die dringliche Reform der Berggejeßgebung 
nicht länger aufzuhalten. In den $$ 212 u. 213 des Bergg. wurden deshalb 
die Beſitz- und Nechtsverhältniffe des Stein und Braunfohlenbergbaues 
in den vormals jäch). YLandestheilen aufrecht erhalten und im öffentlichen 
Intereffe einſtweilen nur die die Arbeiter und Knappſchaftsverhältniſſe 
jowie die Bergpolizei vegelnden Vorſchriften des Bergg. auch auf diefen 
Bergbau ausgedehnt. Motive ©. 115, Komm.Bericht d. A. ©. 98. 

Die vorbehaltene Verbeſſerung dieſes unfertigen Rechtszuſtandes 
wurde alsbald in Angriff genommen und jchon im Jahre 1867 ein be- 
züglicher Gejegentwurf nebſt Motiven veröffentlicht, 3. Bd. 8 ©. 347, 
351, auch im Frühjahr 1868 den Provinziallandtagen für Sachjen, 
Brandenburg und Schlefien zur Begutachtung vorgelegt. Hiernächſt ge- 
langte die Negierungsvorlage im Herbit 1868 an den Landtag und wurde 
von dieſem mit einigen jachlichen Aenderungen in der Faſſung, in wel— 
cher das Geſetz vorliegt, angenommen. Vergl. aus der Situngspertode 
1868/69: ftenogr. Ber. d. Herrenhaujes Bd. II ©. 39 Nr. 9 u. ©. 96 
Nr. 21 der Anlagen, Bd. I ©. 28; ferner jtenogr. Ber. des Hauſes der 
Abg. Anlagen Bd. II ©. 1174 Nr. 199; Protofolle Bd. II ©. 1356, 
1370. Der bei der Berathung im Abgeordnetenhaufe geftellte Antrag, 
die Bergbaufreiheit auch auf die Stein und Braunfohlen in den vor— 
mals ſächſ. Landestheilen auszudehnen, falls dies aber nicht angängig 
je, den bejtehenden Nechtszuftand unverändert aufrecht zu erhalten, 
wurde mit überzeugenden Gründen befämpft und abgelehnt. 

Die weientlichiten Grundjäße, auf welchen das Gef. v. 22. Febr. 
1869 beruht, find: Beibehaltung des VBerfügungsrechts des Grundeigen- 
thümers über die unter jeinem Eigenthum vorkommenden Stein und 
Praunfohlen; Beleitigung der früheren Einſchränkungen dieſes Verfü— 
gungsrechts, namentlich) auch des jtaatlichen Konzeſſionsrechts, unter 
gleichzeitiger Wahrung des öffentlichen Interefjes; Heritellung der Rechts- 
einheit im ganzen Geltungsbereiche des Mandats von 1743; Ausdeh- 
nung des Bergg. auf dieſen Kohlenbergbau mit Ausnahme nur einiger 
Abſchnitte; Aufnahme der Vorjchriften des Gel. v. 1. Juni 1861, betr. 
die Anlegung von Hypothekenfolien für Kohlenabbau-Gerechtigkeiten, ſo— 
weit deren Beibehaltung neben den allgemeinen gejeglichen Bejtimmungen 
über die Führung des Hypothekenbuches erforderlich war. 

Im Königreich Sachjjen und im Herzogthum S.-Altenburg unter: 
liegt der Stein» und Braunfohlenbergbau ebenfall® dem Verfügungs— 
rechte des Grumdeigenthümers. Vergl. das k. ſächſ. Bergg. v. 16. Juni 
1868 nebjt Novelle v. 18. März u. Ausf.-Verordn. dv. 19. März 1887, 
3. Bd. 9 ©. 487, Bd. 28 ©. 317, 323, 332; ferner für ©.-Altenburg 
das Gef. v. 18. April 1872, welchen das preuß. Ge). dv. 22. Febr. 1869 
zur Grundlage gedient hat, 8. Bd. 13 ©. 169, 180. 

Zur Literatur: Kreßner, Bergrechtsverhältnifje der E. ſächſ. Ober- 
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lauſitz x. 3. Bd. 2 ©. 31; Derjelbe, Die rechtliche Verfaffung bei dem 
Stein und Braunfohlenbergbau im K. Sachſen, 3. Bd. 3 ©. 184; 
Braffert, Berggejegentwürfe für S.-Altenburg, 3. Bd. 5 ©. 180; 
Heine, Hypothefenfolten für Stein- und Braunfohlenwerfe, 3. Bd. 9 
©. 277; v. Rynſch, Bemerkungen zu dem Gel. v. 22. debr. 1869, 3. 
Bd. 10 'S. 120. 


Bu $ 1 Geſ. v. 22. Febr. 1869. 


1. Die im $ 1 aufgeführten Landestheile umfaffen den Geltung? 
bereich des Geſetzes. In Nr. 1 fehlt unter den ausgenommenen Thei- 
(en der Provinz Sachſen das „Amt Gommern“, während dafjelbe im 
8 212 des Bergg. genannt war. Mangels eines jeden anderen Anhalts- 
punktes iſt anzunehmen, daß die Auslafjung, welche übrigens praftiich 
ohne Belang zu fein jcheint, Tediglich auf einem Redaktionsfehler beruht. 
Nach Nr. 4 gehört Hierher das alte „Markgrafenthum“ Niederlaufi, 
welches zum K. Sachſen in dem Verhältniffe einer Perjonalunion ftand; 
dagegen iſt in demjenigen altpreußiichen Enclaven aus der Kur- und 
Neumark, welche die „Niederlaufit“ als politiiche Einheit in ihrem ge- 
genwärtigen Umfange einjchließt, die Stein und Braunkohle nach wie 
vor Gegenjtand der Bergbaufreiheit. Komm.Bericht d. U., 3. Bd. 10 
©. 129. 

Mit Ausnahme des dem Oberbergamte Breslau unterjtellten Mark— 
grafenthums DOberlaufig gehören die übrigen Gebiete zum Bezirke des 
Dberbergamts Halle. 

2. Aus dem an die Spite geftellten Satze, daß die Stein- und 
Braunfohlen Lediglich dem VBerfügungsrechte des Grundeigenthümers un- 
terliegen, folgt zunächit, daß Konzeffionen zur Kohlengewinnung auf 
fremdem Grundeigenthum jeitens des Staates überhaupt nicht mehr er— 
theilt werden fünnen. Motive ©. 47 u. Komm.-Beriht d. U. ©. 1176; 
Min.Erlaß v. 19. März 1869, 3. Bd. 10 ©. 135. Dagegen waren die 
„beitehenden Berechtigungen“ (Ab. 2) ala wohlerworbene Rechte aufs 
recht zu erhalten. Da aber die bereits ertheilten „Konzeſſionen“ nach 
dem Mandat v. 1743 und dem Regulativ v. 1843 dem Betriebszwange 
unterlagen und fachlich den Verleihungen auf bergfreie Mineralien gleich- 
fommen, jo find auf fie folgerichtig auch die Vorfchriften des Bergg. 
über die Betriebspflicht und die eventuelle Entziehung des Rechts aus— 
gedehnt worden. Motive ©. 47. 


Bu $ 2 Geſ. v. 22. Febr. 1869. 

1. Anschließend an das Gef., betr. die Anlegung von Hypothefen- 
folien x, dv. 1. Juni 1861 gewährt $ 2 die rechtliche Möglichkeit, dem 
Rechte zum Kohlenbergbau die Eigenjchaft einer von dem Grundſtücke 
getrennten, jelbjtjtändigen, des Hypothekenkredits fähigen „Kohlenabbau— 
Gerechtigkeit” beizulegen. Die desfallfigen Akte bedürfen der gerichtlichen 
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oder notariellen Form. Für die beizufügenden Seftionsrifje hat das 
Dberb. Halle den Maßſtab 1: 6400 vorgejchrieben; Verordn. v. 19. April 
1869, 3. Bd. 10 ©. 295. 

2. Eine Kohlenabbau:Gerechtigfeit kann nicht durch Auflaffung 
(88 1 u. 2 des Ge. über den Eigenthumserwerb v. 5. Mai 1872) kon— 
ftitwirt werden, vielmehr erfolgt die Trennung des Rechts zum Abbau 
der Kohlen von dem Grundjtüde und die Konjtituirung dejjelben als 
ſelbſtſtändige Gerechtigkeit und neues Rechtsobjekt lediglich nach Maß— 
gabe des $ 2 des Gel. v. 22. Febr. 1869. Eine Auflaffung findet nur 
bei denjenigen Kohlenabbau-Gerechtigfeiten jtatt, welche als jolche bereits 
ſelbſtſtändig beitehen und ein eigenes Grundbuchblatt haben. Urth. des 
Dbertr. v. 5. San. 1877, 3. 3b. 19 ©. 110, Entid. Bd. 79 ©. 56, 
Striethorit Bd. 100 ©. 7; Beſcheid des Appell.-Ger. Naumburg v. 
21. Mai 1875, 3. Bd. 19 ©. 264, Iohow, Jahrb. Bd. 7 ©. 162; 
auch oben ©. 164. 

3. Durch) Einräumung eines zeitlich begrenzten, fündbaren Rechts 
zum Betriebe des Stein- oder Braunfohlenbergbaues wird nicht das dem 
Grundeigenthümer zujtehende Ausfohlungsrecht übertragen und demnach) 
nicht eine jelbitjtändige Gerechtigfeit im Sinne des $ 2 konſtituirt. Die 
Abtretung eines jolchen Rechts erfordert daher auch nicht Abjchreibung, 
Uebertragung auf ein bejonderes Grundbuchblatt und Auflaſſung, erfolgt 
vielmehr durch Eefjion, auf Grund deren das Recht, wenn es in Abth. II 
des Grundbuchblattes des belajteten Grundſtücks eingetragen ift, auf den 
neuen Erwerber umgefchrieben werden kann. Beichluß des Kammerg. v. 
17. Dez. 1883, 3. Bd. 27 ©. 236, Johow, Jahrb. Bd. 4 ©. 170. 

4. Unbejchadet der Selbititändigfeit, welche die Kohlenabbau:Ge- 
rechtigfeiten al3 unbewegliche, zur Eintragung in das Grundbuch geeig- 
nete Sachen ($ 3 des Gef.) befiten, find Ddiejelben vor ihrer Abjchrei- 
bung von dem Grundbuchblatte des Grundſtücks im Verhältniffe zu die- 
jem als objektiv dingliche Rechte, Rechte auf die Subjtanz einer fremden 
Sache anzujehen und nach Tit. 19 TH. J A. L. R. zu beurtheilen. Eine 
jolhe noch nicht abgejchriebene Kohlenabbau-Gerechtigkeit kann daher 
nach den maßgebenden allgemeinen Rechtsgrundjäßen einem dritten Er- 
werber des Grundjtüds gegenüber nur geltend gemacht werden, wen 
diejer bei der Erwerbung des Grundjtüds das Beſtehen der Kohlenab— 
bau-Gerechtigfeit gefannt hat. Urth. des Obertr. v. 3. Dez. 1875 u. 
5. San. 1877, 8. Bd. 17 ©. 80, Bd. 19 ©. 110; Entich. Bd. 76 
©. 180, Bd. 79 ©. 56; Striethorft Bd. 100 ©. 7. 

5. Bei den Kohlenabbau-Gerecdhtigkeiten handelt es ſich ebenjo 
wenig um ein Sacheigenthum, wie bei dem regalen und dem auf dem 
Bergg. beruhenden Bergwerfseigenthum. Vorbez. Urth. des Obertr. v. 
3. Dez. 1875 u. oben ©. 55 u. 156. 

6. Bei der vertragsmäßigen Einräumung einer Kohlenabbau-Ge— 
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rechtigkeit hängt e3 in Ermangelung einer Fritbeitimmung nicht ledig: 
ih von der Willfür des Berechtigten ab, wann er mit dem Betriebe 
des Bergbaues beginnen will; es tritt richterliche Bejtimmung ein ($$ 230, 
231 Th. J Tit. 5 U. L NR) Urth. des Obertr. v. 5. San. 1877, ſ. 
Bem. 4. 

Bu $ 3 Geſ. v. 22. Febr. 1869. 

Schon die Vorfchriften des Gef. v. 1. Juni 1861 beruhten auf 
der Eigenjchaft der Kohlenabbau-Gerechtigfeiten als unbewegliche Sachen ; 
im $ 3 ijt diefe Eigenjchaft ausdrüdlich hervorgehoben, um rechtlichen 
Zweifeln zu begegnen. Bergl. auch Bem. zu $ 2. 


Zu $ 4 Gel. v. 22. Febr. 1869. 

Die Berjchiedenheit, welche zwischen dem verliehenen Bergwerfs- 
eigenthum und den Kohlenabbau-Gerechtigkeiten Hinfichtlich ihrer Rechts— 
grundlagen beiteht, hat für die weitere Behandlung der einen wie an— 
deren Bergbauberechtigung im bürgerlichen Verkehr feine rechtliche Be 
deutung. Es war deshalb angezeigt, die Kohlenabbau-Gerechtigfeiten in 
Bezug auf die im $ 4 bezeichneten, dem Bereiche der allgemeinen Gejeh- 
gebung angehörenden Nechtsgeichäfte und Recht3einrichtungen ebenfo zu 
behandeln wie das Bergwerkseigenthum. Wie die Verhältniffe diejer 
Gerechtigkeiten ſich hiernach bei der Veräußerung, der Berpfändung, dem 
Arreit, der Subhajtation, dem Konkurſe und der Nangordnung der 
Gläubiger im Einzelnen geitalten, ergiebt ji) aus den 88 52 u. 53 des 
Bergg. und den hiernach für das Bergwerkseigenthum maßgebenden all: 
gemeinen Gejegen. Bergl. die Zujäße und Bem. zu $$ 52 u. 53, ©. 162 
bis 183. 

Bu $ 5 Geſ. v. 22. Febr. 1869. 

1. Die „allgemeinen gejeßlichen Vorſchriften“ über die Führung 
des Grundbuches find, wie nad) $ 53 des Bergg. für das Bergwerks— 
eigenthum, jo nad) $ 5 auch für die Kohlenabbau-Gerechtigfeiten maß— 
gebend. Während jedoch das Bergg. feine abändernde oder ergänzende 
Beitimmungen bezüglich des Bergwerfseigenthums enthält, fommen auf 
die Kohlenabbau-Gerechtigkeiten noch die befonderen Borjchriften der 88 6 
bis 8 des Gel. v. 22. Febr. 1869 zur Anwendung. Abgejehen von leb- 
teren handelt es fich gegenwärtig auch hier hauptſächlich um das Gel. 
über den Eigenthumserwerb und die Grundbuchordn, v. 5. Mai 1872; 
vergl. oben ©. 163 bis 171. Hervorzuheben ift, daß die Kohlenabbau— 
GSerechtigfeiten dem für das Bergwerkseigenthum bejtehenden Eintra- 
gungszwange nicht unterworfen find; ©. 164. 

2. Ueber den bejonderen Fall der Eintragung einer Kohlenabbau- 
Gerechtigkeit aus Anlaß der Separation einer Gemarkung vergl. Be— 
iheid des Appell.-Ger. Naumburg v. 26. Mai 1876, Johow, Zahrb. 
Bd. 7 ©. 164, 3. Bd. 19 ©. 265. 
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Bu $ 6 Gef. v. 22. Febr. 1869. 


Nach dem Gef. v. 1. Juni 1861 $ 6 konnte eine Kohlenabbau- 
Gerechtigkeit von dem Folium des Grundjtüds nur dann abgejchrieben 
und auf ein bejonderes Folium übertragen werden, wenn zuvor die Ent: 
laſtung diejer Gerechtigkeit von den fie mit ergreifenden, auf dem Folium 
des Grundjtüds eingetragenen Realverbindlichkeiten ftattgefunden Hatte. 
Hiervon iſt jet abgejehen, um die Abtrennung des Rechts zur Kohlen- 
gewinnung von dem Grundeigentum und die Eintragung deſſelben als 
jelbftftändige Gerechtigkeit auf einem eigenen Folium zu erleichtern. Statt 
defjen verlangt $ 6 die umveränderte Uebernahme der vorhandenen Ein- 
tragungen auf das neue Folium, jofern nicht ein anderweitige Ueber— 
einfommen zwijchen den Betheiligten getroffen oder ein Unſchädlichkeits— 
attejt beigebracht iſt. 

Das für die Unjchädlichkeitsattefte maßgebende Gej., betr. den er- 
feichterten Abverfauf Kleiner Grundjtüde, v. 3. März 1850 (©. ©. ©. 145) 
überträgt die Ausjtellung derjelben bei Tandjchaftlich beliehenen Gütern 
der Kreditdireftion, bei anderen der Auseinanderjegungsbehörde. Gemäß 
8 2 des Gef. darf ein jolches Attejt nur ertheilt werden, „wenn das 
Trennftüd im Berhältnig zu dem Hauptgute von geringem Werth und 
Umfang ist, und wenn die auferlegte Geldabgabe oder das verabredete 
Kaufgeld den Ertrag oder den Werth de8 Trennjtüds erreicht.” ALS 
Bujag Hierzu ift die Bejtimmung im vorliegenden $ 6 Ab. 4 zu dem 
Bwede getroffen, um die Entlaftung der Kohlenabbau-Gerechtigfeiten von 
der Mitverhaftung für die Grundſtücks-Hypotheken und Laſten noch mehr 
zu fördern, wie dies für die jelbjtitändige wirthichaftliche Entwidelung 
des Kohlenbergbaues ein Bedürfniß ijt. Genießen die vorhandenen Ein: 
tragungen auch nach Abtrennung der Kohlenabbau-Gerechtigfeit noch 
pupillarische Sicherheit, jo ift die Ertheilung des Unſchädlichkeitsatteſtes 
zuläſſig. Die Schlußbejtimmung des $ 6, welche mit den bejonderen 
Vorſchriften über die Ausleihung gerichtlicher Depofitalgelder im Ein- 
Hang ſteht, hat den Zwed, die Depofital-Interefjenten davor zu jchügen, 
daß fie durch Ertheilung eines Unjchädlichfeitsattejtes benachtheiligt wer: 
den. Komm.-Bericht und Berathung d. 9. ©. 98 bis 100 bezw. ©. 99; 
Komm.:Beriht d. U. ©. 1177; 3. Bd. 10 ©. 130. 


Bu $ 7 Geſ. v. 22. Febr. 1869. 

$ 7 behandelt die Eintragung mehrerer Kohlenabbau-Gerechtigkeiten 
auf einem und demjelben Foltum des Grundbuches und bezweckt ebenfo 
wie $ 6 die Erleichterung des Verkehrs mit folchen Gerechtigkeiten ſowie 
die Hebung ihres Realkredits. Es kommen zwei in ihren Vorausſetzungen 
und rechtlichen Wirkungen wejentlich von einander verjchiedene Fälle in 
Betracht. Der eine Fall (Ab. 1) fegt voraus, daß die mehreren Kohlen» 
abbau-Gerechtigkeiten dem nämlichen Berechtigten zuftehen, und erhält 
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die rechtliche Bejonderheit einer jeden derjelben ausdrücdlich aufrecht, fo 
daß aud) eine verjchiedene Belaftung nicht ausgeichloffen ift. Ob ein 
gemeinfamer Betrieb geführt werden kann, hängt hauptjächlich von den 
technischen VBerhältnifjen ab. Im zweiten Falle (Abſ. 2 u. 3) ift dagegen, 
wie bei der Konjolidation von Bergwerfen ($ 41 des Bergg.), die Ver: 
einigung mehrerer Kohlenabbau-Gerechtigkeiten zu einem rechtlichen Gan— 
zen vorausgejegt, jo daß auf das Folium eine neue, als ſolche Freditfähige 
Gerechtigkeit eingetragen wird. Die zu vereinigenden Kohlenabbau-Ge— 
rechtigfeiten können einem und demjelben, aber auch verjchiedenen Berech— 
tigten gehören, welche alsdann in Folge der gerichtlich oder notariell 
erklärten Vereinigung eine Gejellfchaft bilden. Falls die zu einem recht: 
lichen Ganzen zu vereinigenden Gerechtigfeiten belaftet find, bedarf es 
ebenjo wie in den im $ 43 des Bergg. bezeichneten Fällen einer vor: 
gängigen Bereinbarung mit den Realberechtigten binfichtlich des Ueber: 
ganges der Rechte derjelben auf die vereinigte Kohlenabbau-Gerechtigfeit. 
Die 88 44 bis 48 des Bergg. finden hier feine finngemäße Anwendung. 


Zu $ 8 Gel. v. 22. Febr. 1869. 

Die im Wefentlichen jchon im $ 9 des Gef. v. 1. Juni 1861 ent- 
haltenen Borjchriften des $ 8 find dazu beitimmt, einerjeits den Gerichten 
die Möglichkeit zu geben, Grundbuchfolien, welche in Folge des voll: 
jtändigen Abbaues eines Kohlenfeldes gänzlich werthlos geworden find 
und jonjt in endloje Zeit aufbewahrt werden müßten, zu bejeitigen, und 
andererjeit3 den Grundeigenthiimer im Intereffe jeiner Kreditfähigfeit 
in die Lage zu verjeßen, die Schließung des Foliums der werthlofen 
Kohlenabbau-Gerechtigkeit erwirfen zu fönnen. Komm.Bericht d. A. 
©. 1177. 

Das zu der Löſchung erforderliche Attejt über den volljtändigen 
Abbau des Kohlenfeldes hat nicht der Bergrevierbeamte, jondern das 
DOberbergamt zu ertheilen. Min.-Erlaß v. 19. März 1869, 3. Bd. 10 
©. 135. Ohne das Atteſt der Bergbehörde über den vollitändigen 
Abbau kann die Löſchung einer Kohlenabbau-Gerechtigkeit jelbjt dann 
nicht erfolgen, wenn die Interefjenten mit der Löjchung einverjtanden find. 
Beicheid des Oberb. Halle v. 8. Ian. 1885, 3. Bd. 26 ©. 405. 

Bu $ 9 Geſ. v. 22. Febr. 1869. 

1. Auf Grund des Mandats von 1743 und des Negulativs von 
1843 unterlag der Stein und Braunfohlenbergbau namentlich in dem 
jog. Negulativbezirfe bereit3 vor Erlaß des Bergg. einer größeren An— 
zahl von Vorjchriften, welche auch für den Regalbergbau galten. Soweit 
‚ diefe Vorschriften fich auf die Arbeiter: und Knappſchaftsverhältniſſe be— 
zogen, traten die betreffenden Titel des Bergg. an deren Stelle ($ 213). 
Das Gef. v. 22. Febr. 1859 hat jodann die rechtliche Gleichſtellung 
dieſes Grundeigenthümer-Bergbaues mit dem auf der Bergbaufreiheit be— 
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ruhenden Bergbau noch weiter durchgeführt. Nach $ 9 finden auf den- 
jelben die Borjchriften des Bergg. mit geringen Abänderungen und nur 
mit der Beichränfung Amvendung, daß die von der Enwerbung und Auf: 
hebung des Bergwerfseigenthums ſowie von der Gewerfichaft handeln: 
den Abjchnitte ausgenommen find. Die Ausfchliegung der erjteren Be: 
Stimmungen war jelbjtverjtändlich, und zur Einführung der gewerfichaft- 
lichen Berfaffung lag mit Nüdficht auf die bejtehenden Verhältniffe kein 
Bedürfniß vor. Motive S. 45 bis 47. 

2. Zu 89 lit. a. 

a. Die auf die Aufbereitungsanſtalten, Dampfkeſſel und Trieb— 
werke bezüglichen 88 58 u. 59 des Bergg. find auch auf den Kohlen— 
bergbau für anwendbar erklärt, um Hiermit die Zujtändigfeit der Berg: 
behörde zur polizeilichen Beauffichtigung diejer Anlagen feſtzuſtellen. Mo— 
tive ©. 48. Bergl. Bem. zu $$ 58 u. 59 ©. 195 bis 208. 

b. Das Hülfsbaurecht ($$ 60 bis 63 des Bergg.) iſt dem Kohlen 
abbau-Berechtigten als ein zwedentiprechendes Mittel eingeräumt, um die 
einzelnen Theile eines Baufeldes, welche Durch fremde, zum Kohlenbau 
berechtigte Grundſtücke getrennt werden, mit einander in Verbindung zu 
jeßen und übermäßige Preisforderungen des betreffenden Grundeigen- 
thimers für die Abtretung jeines Abbaurechts zu hemmen. Motive ©. 46, 

Die Faffung: „Anlage von Hülfsbauen im Felde eines anderen 
Kohlenabbau⸗Berechtigten“ Hat nicht die einjchränfende Bedeutung, daß 
nur ein dritter Abbauberechtigter, der die Gerechtjame zur Kohlenge— 
winnung von dem Grundeigenthümer erworben hat, nicht aber der Grund: 
eigenthümer, der dieje Gerechtjame kraft gejetlicher Vorjchrift ($ 1) beſitzt, 
zur Gejtattung eines Hiülfsbaues verbunden ſei. Vielmehr beruht die 
Faffung darauf, daß bei diefem Grundeigenthümer:Bergbau von „freiem 
Telde* im Sinne des $ 60 Abſ. 1 des Bergg. überhaupt nicht die Rede 
jein fann. Die Verpflichtung zur Geftattung eines Hülfsbaues unter 
den Vorausſetzungen des 8 60 bezicht fich deshalb auf jeden, die Ge- 
rechtjame zur Kohlengewinnung befigenden Grundeigenthümer. Rekurs— 
beich. v. 6. März 1874, 3. Bd. 15 ©. 406, 

Die Borjchrift im 8 68 Nr. 3 des Gef. über den Eigenthums— 
erwerb v. 5. Mat 1872 gilt auch für den zu Gunsten einer Sohlen: 
abbau=Gerechtigfeit angelegten Hülfsbau. Bergl. ©. 143 und im Uebrigen 
wegen des Hülfsbaurechts die Bem. zu 88 60 bis 63 ©. 208 bis 213. 

c. Das Vorrecht zum Muthen aus $ 55 des Bergg. fteht dem 
Kohlenabbau-Berechtigten nicht zu. Urth. des Obertr. v. 23. Juni 1876, 
3. 3b. 19 ©. 79. 

3. Zu $ 9 it. b. 

a. Durch $ 2 der gemeinjchaftlichen Bolizeiverordnung der Oberb. 
Halle u. Breslau v. 8./11. Aug. 1866 (©. 543) waren die 88 66 bis 
76 des Bergg. auf den Mandatsbezirk im engeren Sinne ($ 1 Nr. 2,3 
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und 4 des Gej.) fiir anwendbar erflärt. Dieje Verordnung wurde indeß 
durch $ 9 lit. b des Gel. gegenjtandslos und daher durch Bekanntm. 
v. 4. Mai 1869 außer Kraft geieht; 3. Bd. 10 ©. 135, 295. Die 
SS 66 bis 79 des Bergg. gelten demnach gleichmäßig im ganzen Bereiche 
des Gel. v. 22. Febr. 1869. Bergl. ©. 217 bis 234. 

b. Für das Markgrafenthum Oberlaufit hat das Oberb. Breslau 
beitimmt, daß der Kohlenabbau=Berechtigte mit dem Betriebsplane einen 
von einem konzeſſionirten Markicheider oder Feldmeſſer angefertigten Si— 
tuationgrig des ganzen Srubenfeldes, deſſen Maßſtab nicht Fleiner als 
1:10000 fein darf, in zwei Eremplaren einzureichen hat; Bekanntm. vd. 
13. Juli 1869. 

c. Die BZeitabjchnitte, in welchen die Nachtragung der Grubenbilder 
jtattfinden muß ($ 72 Abi. 2), find durch Verordn. des Oberb. Halle 
v. 19. April 1869, 3. Bd. 10 ©. 295, vorgejchrieben. 

d. Die Einwirkung der Bergbehörde auf den Betriebsplan hat 
fi) nicht mit Erledigung vermögensrechtlicher Kollifionen zwiſchen dem 
Kohlenabbau-Berechtigten und dem Eigenthümer eines verliehenen Berg- 
werks zu befafjen. Urth. des Obertr. v. 23. Sunt 1876, 3. Bd. 19 ©. 79. 

4. Zu 8 9 lit. e. 

a. Früher ſtand dem ſächſ. Kohlenbergbau das Enteignungsrecht 
weſentlich in demſelben Umfange zu, wie‘ gegenwärtig nad) $ 135 des 
Bergg. den verliehenen Bergwerfen, was jchon wegen der auf jtaatlicher 
Konzeffion beruhenden Kohlengewwinnungen nothwendig war. Mit dem 
Aufgeben diefes Konzeffionsrecht3 beichränfte aber das Gel. v. 22. Febr. 
1869 das Enteignungsrecht der Kohlenabbau-Berechtigten erheblich, und 
zwar ſowohl in Bezug auf die Zwede, für welche es in Anſpruch genome 
men werden kann, als auch in Bezug auf die Grundjtüde, welche dem- 
jelben unterworfen find; letzteres ijt allerdings nicht unbeitritten. Zur 
Begründung diefer Abänderung des früheren Rechtszuftandes bemerfen 
die Motive S. 45 u. 46: „Ebenjo wie es in Zukunft dritten Bergbau: 
luſtigen überlaffen bleibt, im Wege vertraggmäßiger Vereinbarung das 
Ktohlengewinnungsrecht des Grundeigenthümers an fich zu bringen, muß 
und kann e8 fernerhin den Intereffenten überlafjen werden, ſich unter 
einander über die Benußung des Grund und Bodens, welcher behufs 
der Ausbeutung des Kohlengewinnungsrechts zu Schädhten, zu Maſchi— 
nen= und Zechengebäuden, Halden, Niederlageplägen und zu anderen 
Betriebsanlagen innerhalb der Grenzen des zum Kohlenbergbau 
berechtigten Grundftüds verwendet werden muß, zu verftändigen und Die 
dafür zu leiftende Vergütung unter fich zu vereinbaren. ... Anders 
iſt aber die Sachlage bei jolchen Betriebsanlagen, welche nicht inner: 
halb der Grenzen des dem Grundeigenthümer oder dem Ceſſionar 
dejjelben zuftändigen Baufeldes ausgeführt werden können, vielmehr nad) 
ihrer Natur der Regel nach die Inanjpruchnahme fremden Grund und 
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Bodens erfordern ; dies find die Anlagen der „Wege, Eijenbahnen, Ka— 
näle, Wafjerläufe und Hülfsbaue“ (Stollen, Wafferröjchen). Für diefe 
Zwecke kommen derzeitig ſehr Häufig Erpropriationen vor. Das Bedürf- 
niß dazu wird ohne Zweifel fortdauern, da der Kohlenbergbau in den 
hier fraglichen Landestheilen fich immer weiter ausbreitet und bei dem 
Fortſchreiten deſſelben in größere Tiefen die Schwierigkeit der Waffer- 
wältigung und der Abführung der Grubenwafjer wächit.“ 

Dem entiprechend ift im $ 9 lit. e das Enteignungsrecht auf die 
Fälle beſchränkt, in welchen die Benutzung eines fremden Grundſtücks 
zur Anlage von Wegen, Eifenbahnen, Kanälen, Wafferläufen und Hülfs— 
bauen nothwendig ift. Aber auch für diefe Zwede kann Derjenige, wel- 
her von dem Eigenthümer eines Grundſtücks eine Kohlenabbau-Gerech— 
tigkeit erworben hat, die zwangsweiſe Grundabtretung nur bezüglich jol- 
her Grundſtücke verlangen, welche außerhalb der Grenzen des er- 
worbenen Baufeldes liegen. Dies ift wenigftens die auf die Worte des 
Geſ.: „Benutzung eines fremden Grundſtücks“ geftügte Auffaffung in 
dem Urth. des Obertr. v. 26. Juni 1876, 3. Bd. 18 ©. 241, Entjch. 
Bd. 78 ©. 78, Striethorit Bd. 96 ©. 172. Auch Oppenhoff Nr. 1312. 
u. Arndt ©. 328 theilen diefe Anficht, leßterer mit der Maßgabe, daß 
dem Abbauberechtigten das Enteignungsrecht auch auf dem Grundſtücke 
feines Rechtsurhebers in Anjehung folcher Kohlen zuftehe, welche er 
unter Grundjtüden Dritter gewinnt. Für dieſe Unterjcheidung bietet 
aber das Gejeh feine Unterlage dar. 

Nach der entgegenstehenden Anficht ift auch dasjenige Grundſtück, 
bon welchem die Ktohlenabbau:Gerechtigkeit abgetrennt worden iſt, für 
den Abbau-Berechtigten als „fremdes“ Grundftüd im Sinne des $ 9 
lit. e anzujehen, jo daß aljo auc) auf dieſem (imnerhalb der Gren- 
zen des erworbenen Baufeldes) das Enteignungsrecht ausgeübt werden 
fan, wenn die übrigen VBorausfegungen vorliegen. Brafjert, 3. Bd. 18 
©. 245 Anm. 2; Klojtermann Anm, 473, welcher zutreffend hinzu— 
fügt, daß der Grundeigenthümer bei Einräumung des Abbaurecht3 durch 
Vertrag die künftige Grundabtretung ausjchließen kann. 

b. $ 9 lit. e bezieht ſich nur auf die Verbindlichkeit zur Grund— 
abtretung gegenüber dem KohlenabbausBercchtigten. Außerdem ift der 
Grundbeſitzer nach $ 135 des Bergg, aber auch verpflichtet, dem Beſitzer 
eines außerhalb des Geltungsbereiches des Ge. v. 22. Febr. 1869 
gelegenen verlichenen Stein= oder Braunfohlenbergwerfs den zu Betriebs: 
Zwecken erforderlichen Grund und Boden abzutreten, wie denn auch die: 
jelbe Verpflichtung den metallifchen Bergwerfen gegenüber befteht, mögen 
dieſe innerhalb oder außerhalb jenes Bereiches liegen. Rekursbeſch. v. 
31. Oft. 1867, 3. Bd. 9 ©. 216. 

5. Zu 8 9 lit. d. 

Unter lit. d ift der tohlenabbau-Berechtigte denfelben Vorſchriften 
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des Bergg. unterivorfen, welche für den Bergwerksbeſitzer in Bezug auf 
den Schadenserjaß für Bergfchäden und das Verhältniß des Bergbaues 
zu öffentlichen Berfehrsanftalten maßgebend find, da hier zu einer ab- 
weichenden Behandlung feine Veranlaſſung vorlag, Motive ©. 46. 
Nach letzteren und der bejtimmten Faſſung der Vorjchrift kann es nicht 
zweifelhaft jein, daß der Entjchädigungsanfpruch des Ktohlenabbau-Be- 
rechtigten gegen eine öffentliche Berfehrsanftalt nach $ 154 des Bergg. 
beurtheilt werden muß. Sloftermann Anm. 474. Anders Arndt 
S. 329, 330, deſſen Anficht jedoch nicht beizutreten ift, daß die Vorfchrift 
im $ 9 lit. d, joweit die Schadenserfagfrage in Betracht komme, ich 
jelbft aufhebe, und daß die öffentlichen Verkehrsanftalten für Kohlen: 
jelder im Gebiete des Gel. v. 22. Febr. 1869 nach den allgemeinen 
Rechtsregeln in eben dem Umfange Schadenserjat zu leisten haben, wie 
wenn es fich um Lehm, Thon, Kies- oder Marmorgruben handelt. 

6. Zu$ 9 it. e. 

a. Den bereit3 im $ 213 des Bergg. genannten Tit. VII u. IX 
find hier noch Tit. VIII über die Bergbehörden und die 88 242 u. 244 
des Bergg. Über die Berechnung der Friſten bezw. über die Aufhebung 
der älteren Geſetze hinzugefügt. 

b. Das Strafgefeh v. 26. März 1856 findet auf den ſächſ. Koh— 
lenbergbau feine Anwendung; vergl. ©. 534. 


Bu 8 10 Gel. v. 22. Febr. 1869. 


1. Die Mitbetheiligten einer Kohlenabbau-Gerechtigfeit bilden feine 
Gewerkſchaft im Sinne des Bergg., jondern find beim Mangel ander: 
weitiger vertragsmäßiger Verabredungen als Miteigenthiümer anzujehen, 
welche zu einer Erwerbsgejellichaft (Th. I Tit. 17 U. L. R.) zufammen: 
getreten find. Urth. des Reichsg. v. 20. April 1880, 3. Bd. 22 ©. 111; 
vergl. $ 94 Bem. 4 ©. 274; $ 133 Bem. 7 ©. 350. 

2. Ueber die Verpflichtung zur Beftellung eines Repräjentanten 
bemerken die Motive ©. 47: „Die Kohlenbau-Gejellichaften im „Regu— 
lativbezirfe* waren verpflichtet, einen Vorſtand zu ihrer Vertretung bei 
den Berhandlungen mit der Bergbehörde zu beitellen. Unerläßlich it 
8, hieran feitzuhalten und diejelbe Beitimmung auch auf den „Man: 
datsbezirk auszudehnen. Es entjpricht dies der Vorſchrift, welche im 
S 134 des Bergg. für den gleichen Fall getroffen ift, wenn bei dem ver- 
liehenen Bergbau eine von der gewerfichaftlichen Berfaffung abweichende 
Sejellichaftsform angenommen tft.“ Obwohl der $ 10 nur von der „Be— 
fugniß“ diejes Nepräjentanten zur Bejorgung der dort bezeichneten Geichäfte 
redet, jo muß doch aus der Faſſung des $ 10 in Verbindung mit den 
Motiven gefolgert werden, daß der Gejetgeber nicht die Abficht gehabt 
hat, in diefer Beziehung etwas Anderes zu bejtimmen, als für den im 
$ 134 des Bergg. bezeichneten Repräjentanten gilt; vielmehr ift anzu— 
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nehmen, daß die im $ 10 ertheilte gejegliche Befugniß zugleich die ent- 
jprechende unabänderliche Verpflichtung des Nepräfentanten gegenüber 
der Bergbehörde zc. einschließt. Im Uebrigen ift die Vollmacht dieſes 
Repräfentanten nicht nach dem vierten Titel des DBergg., jondern nad) 
den eivilvechtlichen Vorjchriften über den Vollmachtövertrag zu beurtheilen. 


Zu 8 214. 


1. Während in den rechtsrh. Yandestheilen der gefammte Stein- 
bruch3betrieb, abgejehen von einzelnen partifularrechtlichen Ausnahmen, 
nicht unter dem Berggejehe und der Bergpolizei, fondern unter der Auf- 
jicht der gewöhnlichen Orts- oder Zandespolizeibehörden fteht, und der 
Bergrevierbeamte unter Umftänden nur technische Beihülfe zu leisten Hat, 
vergl. $ 189 Bem. 5 ©. 482, kamen in den linksrh. Landestheilen die 
Borjchriften des franz. Bergg. v. 21. April 1810 zur Anwendung, nach 
deſſen Art. 81 u. 82 der Steinbruch3betrieb mittelft Tagebaues lediglich 
der Aufficht der gewöhnlichen Polizeibehörde und den allgemeinen oder 
örtlichen Gejeßen und Reglements, dagegen der unterivdiiche Steinbruchs- 
betrieb der Beauffichtigung durch die Bergbeamten nach WVorjchrift des 
Tit. V unterworfen tft. Durch die Inftruftion v. 3. Aug. 18310$VAS7 
und das faiferl. Dekret v. 18. Nov. 1810 Art. 40 waren indeß die Berg: 
ingenieure angewiejen, auch die mit Tagebau betriebenen Steinbrüche zu 
befahren und wegen des Betriebes derjelben unter Berückſichtigung der 
Sicherheits und Gejundheitsverhältnifje Anleitung zu geben. Auf diejer 
Grundlage handhabte die Bergbehörde in dem linfsrh. Theile der Rhein— 
provinz die Polizei über die Dachichieferbrüche, die Traßbrüche und die 
unterirdisch betriebenen Mühliteinbrüche nach Maßgabe bejonderer Berg- 
polizeiverordnungen des Oberb. Bonn. Achenbach, Bergpolizeivorjchrif: 
ten ©. 128 bis 138. 

Da gerade dieje Steinbrüche, deren Produkte bekanntlich wichtige 
Handelsartifel bilden, wegen ihrer eigenthlümlichen Betriebsweife, der 
großen Anzahl und Ausdehnung der Betriebspunfte, der Gefährlichkeit 
des Betriebes und häufiger Unglüdsfälle die polizeiliche Beaufjichtigung 
Durch eine technijche Behörde nicht entbehren können, erſchien e8 angezeigt, 
die Zuftändigfeit der Bergbehörde hier aufrecht zu erhalten. Motive 
©. 115, 116. Auf andere linfsrh. Steinbruchsbetriebe erſtreckt fich die— 
jelbe aber nicht; vergl. Min.Erlaß v. 14. Febr. 1866, 3. Bd. 7 ©. 267. 

In den Eigenthumgverhältnifien und dem Berfügungsrechte des 
Grundeigenthümers hat $ 214 jelbjtverjtändlich nicht geändert. Dagegen 
it der Betrieb diefer Steinbrüche Durch die Bergpolizeiverordn. des Oberb. 
Bonn dv. 3. Juni 1871, 3. Bd. 12 ©. 147, polizeilich neu geregelt worden. 

Sinappichaftsvereine waren für jene Steinbrüche bereit auf Grund 
des Knappſchaftsgeſ. v. 10. April 1854 eingerichtet worden, weßhalb Titel 
VII des Bergg. auf diejelben für anwendbar erflärt werden mußte. 
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2. In Frankreich ift die polizeiliche Beauffichtigung des Stein- 
bruchsbetriebes durch neuere Verordnungen des Präfidenten der Republik 
zwar departementsweife, aber doch nad) Inhalt und Form wejentlich 
übereinftimmend allgemein geregelt worden, und zwar unter Rückkehr zu 
der in den Art. 81 u. 82 des Bergg. von 1810 gemachten Unterjchei- 
dung zwifchen den offenen und unterirdischen Steinbrüchen. Bergl. als 
Beilpiel 3. Bd. 21 ©. 154. 

Die empfehlenswerthe Einrichtung, daß die polizeiliche Beauffichti- 
gung des geſammten unterirdischen Steinbruchbetriebes, unbefümmert um 
den Berechtigungstitel des Betreibers, durch die Bergbehörde zu erfolgen 
hat, iſt auch in den Bergg. für Bayern, Elſaß-Lothr. und Hefjen getroffen; 
$ 196 Bem. 2 ©. 500. 

3. Zur Literatur: Die in 3. Bd. 12 ©. 157 namhaft gemachten 
Aufſätze und Schriften; ferner Nöggerath, Die örtlich technischen Aus: 
drüde bei dem linksrh. Steinbruch&betriebe, 3. Bd. 12 ©. 360, vergl. 
mit Giebeler, Die örtlich technischen Ausdrücde bei dem Dachichieferberg- 
bau im Bergrevier Wiesbaden, 3. Bd. 23 ©. 52; Achenbach, Franz. 
Bergrecht ©. 179 ff.; Schon, Die franz. Gejege 2c. über den Steinbruchs— 
betrieb, 3. Bd. 13 ©. 57; Leuthold, Die polizeiliche Ucberwachung der 
Steinbrüche und Gräbereien ꝛc. 3. Bd. 21 ©. 220. 


Elfter Titel, 
Mebergangsbefimmungen. 


In Preußen fand die Bergrechtsreform einen ausgebreiteten, hoch 
entiwidelten Bergbau und hiermit als nächjtliegende und wichtigjte die 
Aufgabe vor, für die weitere Erjtarkung diejes bedeutjamen Förderers 
des nationalen Wohlitandes mit Hülfe zeitgemäßer Nechtseinrichtungen 
Sorge zu tragen. Dies war indeß dadurd) allein nicht zu erreichen, 
daß der bereit3 bejtehende Bergbau einem großen Theile der Borjchriften 
des neuen Gejches von vornherein und unmittelbar untergeordnet wurde; 
es bedurfte vielmehr außerdem einer vermittelnden Ueberleitung der unter 
dem früheren Rechte ausgebildeten Verhältniffe auf den neuen Rechts» 
boden, und hierzu waren Uebergangsbejtimmungen in größerer Zahl er: 
forderlih. Ohne dieje zwiichen dem alten und dem neuen Rechte ge- 
Ichlagene Brüde würde der ältere Bergbau auf unbejtimmte Zeit an 
mangelhafte Rechtszuſtände gebannt und dem jüngeren, vechtlich bejjer 
ausgeltatteten Bergbau gegenüber in eine ungünjtige Lage verjeßt wor: 
den fein. Die Uebergangsbeitimmungen des Bergg. hatten demnach umd 
haben in vieler Beziehung noch fortgejegt eine hervorragende Bedeutung 
für zahlreiche Bergwerfe und Bergwerkgeigenthümer. Neu hinzugefommen 
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ſind demnächſt die Uebergangsbeftimmungen partifularrechtlicher Natur, 
welche bei Einführung des Bergg. in den neu erworbenen Landestheilen 
getroffen werden mußten. 

Die Uebergangsbeftimmungen des Tit. XI, welchen aus Tit. VII 
auch S 166 Hinzuzufügen it, erjtreden fich mit wenigen Ausnahmen 
auf alle rechtsrh. älteren wie neueren Landestheile und theilweije auch 
auf die linke Aheinfeite. Ste zerfallen in zwei Hauptgruppen; Die eine 
(88 215 bis 225, 241) bejchäftigt fich mit dem Bergwerfgeigenthum und 
gewiſſen Berechtigungen und Belaftungen des Bergbaues, Die andere 
(SS 226 bis 240) mit der Betheiligung am Bergbau, hauptjächlich mit 
den älteren Gewerfichaften. An die Stelle des 8 235 ijt die Novelle 
v. 9. April 1873 (88 2352 bis g) getreten. 

In Bezug auf ihre Geltungsdauer und Tragweite find die Be 
Itimmungen diejes Titels wefentlich von einander verjchieden. Einige 
derjelben (58 218, 221 u. 225) haben längft ihre Erledigung gefunden 
und wiederum andere (88 215 bis 217) feine Bedeutung mehr, joweit 
e3 ſich in denjelben um Anträge auf Feldegerweiterung handelt; dagegen 
werden die übrigen Bejtimmungen des Titels ihre Anwendbarkeit jo lange 
behalten, als die bezüglichen, auf dem älteren Bergrechte beruhenden 
Verhältniſſe fortbeitehen, was vorausfichtlich noch während einer län— 
geren Reihe von Jahren der Fall fein wird. Imsbejondere gilt dies von 
den Gewerfichaften alten Rechts. 

Zur Literatur: Achenbach, Die Amvendbarkeit des Allg. Bergg. 
auf vorher entitandene Rechte und Nechtsverhältnifje, 3. Bd.6 ©. 441; 
Brafjert, Die Uebergangsbejtimmungen des Allg. Bergg., 3. Bd. 16 


©. 209. 
Zu $$ 215 bis 218. 

1. Die $$ 215 bis 218 ſtehen unter einander in innigem Zu— 
jammenhange und erheischen deshalb eine gemeinschaftliche Erläuterung. 
Die Feldesummwandlung und die Feldeserweiterung, von welchen fie han- 
deln, find in diefer rechtlichen Gejtaltung erjt durch das Bergg. neun in 
das Bergrecht eingeführt. Ihr gemeinfamer Zwed geht dahin, Die näm- 
lichen Vortheile, welche durch die verbefferten Vorjchriften über die Ver— 
feihung des Bergwerkseigenthums zunächſt nur den auf Grund des 
Bergg. verlicehenen Bergwerfen zu Gute fommen, auch den beveit3 früher 
entitandenen Bergwerfen darzubieten. In Bezug auf leßtere mußte einem 
zweifachen, der technijchen und wirthichaftlichen Entwidelung des Berg: 
baues hinderlichen Mangel abgeholfen werden, nämlich der unzweck— 
mäßigen Begrenzung und ungenügenden Ausdehnung vieler Grubenfelder, 
jowie der Gefährdung des Bergwerfseigenthums in diefen Feldern durch 
Anſprüche Dritter. Es fam daher darauf an, joweit möglich einestheils 
auch für die älteren Bergwerke nachträglich Felder zu jchaffen, deren 
Lage, Begrenzung und Größe den heutigen Anforderungen eines ratio— 
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nellen Bergbaues entipricht, und anderentheil in diejen Feldern ein ge 
fichertes, von dem Vorbehalte der Rechte Dritter befreites Bergwerks— 
eigenthum zu begründen. Zu dieſem Behufe gejtattet das Bergg. die 
„Umwandlung“ der gejtredten Felder (Längenfelder) in gevierte ‘Felder 
(Geviertfelder) mit jenfrechten, bis in die ewige Teufe niedergehenden, 
unveränderlichen Begrenzungsebenen und die „Erweiterung“ der älteren 
gevierten Felder bis zu der für neue Verleihungen nach $27 zuläſſigen 
Teldesgröße. Formen und NRechtswirkungen des Verfahrens jind im 
Weſentlichen diejelben, wie bei der erjten Verleihung von Bergwerfs- 
eigenthum; jedoch ift die Feldesveränderung in beiden Fällen an gewifje 
beichräntende Bedingungen geknüpft, welche zur Wahrung der allgemei- 
nen Bergbauinterefien nothwendig erjchienen. 

In der Ausführung diejer gejeßlichen Maßregel hat fich deren große 
Tragweite herausgeitellt. Soweit die thatjächlichen Verhältniffe es zu— 
ließen, haben die Bergwerfseigenthümer in eimer jehr erheblichen Zahl 
von Fällen von dem Rechte zur Umwandlung bezw. Erweiterung ihrer 
Felder Gebraud) gemacht und dadurch die rechtliche, technijche und wirth- 
Ichaftlihe Lage der Bergwerfe ungemein verbejjert, ohne daß die auf 
der älteren Berechtigung beruhenden Rechte und überhaupt wohlertvorbene 
Rechte geichmälert worden wären. 

Bi! zu ihrer gegenwärtigen Faſſung haben die VBorjchriften der 
SS 215 bis 218 einen längeren Entwidlungsgang durchgemacht, aus 
welchem bejonders die Vorjchläge in dem im Dez. 1856 dem Landtage 
vorgelegten, aber nicht zur Erledigung gelangten Entwurfe eines Geſetzes 
über „die Bergeigenthumsverleihung und Beitimmung der Grubenfelder”, 
ſowie in dem vorläufigen Berggejeßentwurfe von 1862 hervorzuheben 
find. Vergl. Brafjert, Ueber Feldesummwandlungen und Feldeserwei— 
terungen, 3. Bd. 7 ©. 183, Bd. 10 ©. 45. Damald und auch noch 
in der Regierungsvorlage von 1865 handelte es fich indeß lediglich um 
die Umwandlung der beitehenden Längenfelder in Geviertfelder. Die 
Vorſchriften über die Ausdehnung der bejtehenden Geviertfelder bis zu 
der jegigen Feldesgröße, die Feldeserweiterung, famen erjt auf den An— 
trag der Herrenhaus⸗Kommiſſion mit Einverjtändniß der Regierung in 
das Geſetz. Es jei recht und billig, — jo wurde geltend gemacht — 
daß, nachdem den Befigern von gejtrecdten Feldern die Umwandlung in 
geviertes Feld und gleichzeitig die Ausdehnung bis zu der in Zukunft 
zuläjfigen Größe geitattet jei, auch den Beſitzern von gevierten Feldern 
eine gleiche Begünftigung zugejtanden und aljo die Möglichkeit gewährt 
werde, die an ihre verliehenen Felder angrenzenden freien Feldestheile 
bis zu jener Größe zu erwerben, ohne daß fie nöthig hätten, auf Grund 
eines bejonderen Fundes zu muthen und demmächjt den Umweg der 
Konjolidation einzufchlagen; Komm.Bericht d. H. ©. 65, auch) Komm,- 
Bericht d. A. ©. 9. 
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Da das Bergg. die Feldesummwandlung und die Feldegerweiterung 
als zwei von einander verjchiedene bergrechtliche Akte behandelt, fo ift 
es zur Vermeidung von Irrthümern nothwendig, die gejegliche Bezeich- 
nung genau beizubehalten und demnach von „Feldesumwandlung“ nur bei 
geitredtem, von „Feldeserweiterung“ nur bei geviertem Felde zu reden, 
obgleich im der Regel auch die Umwandlung zugleich eine Vergrößerung 
des umgewandelten Feldes und andererjeit® die Erweiterung in ge 
wiſſer Beziehung eine Umwandlung des älteren gevierten Feldes in fich 
ſchließt. 

Gemeinſam iſt den Umwandlungs- und den Erweiterungsanträgen 
die rechtliche Geltung als Muthung ($ 215 Abſ. 2), die Zuläſſigkeit für 
jedes einzelne Feld eines Eonfolidirten Bergwerks ($ 215 Abf. 3), die 
Beſchränkung bei der Feldeslegung gegenüber benachbarten Zängenfeldern 
($ 216) und die Behandlung mehrerer auf das nämliche Feld gerichte- 
ter Anträge ($ 217). Abweichend von den Ummwandlungsanträgen ftand 
dagegen den Erweiterungsanträgen das Vorzugsrecht des $ 218 nicht 
zu und war deren Zuläfligfeit überhaupt an die jechsmonatliche Frijt 
des 8 215 Abi. 4 geknüpft. 

Diefe Friſt lief für die älteren Landestheile bereit? am 1. April 
1866 ab und endigte auch für die neu erworbenen Zandestheile mit dem 
Ablaufe von ſechs Monaten, nachdem dort das Bergg. in Kraft getre- 
ten war. Die damaligen Erweiterungsanträge find jeitdem vollitändig 
erledigt und fomit die Webergangsbeitimmungen der 88 215 bis 217 in 
Anfehung der Teldegerweiterung gegenſtandslos geworden, was jelbjtver- 
jtändlich ein Zurückgehen auch auf dieſe Beitimmungen nicht ausſchließt, 
fall die Rechtswirkungen einer erfolgten Feldeserweiterung noch in Frage 
fommen jollten. 

An diejelbe ſechsmonatliche Friſt waren ferner auch die lediglich 
die Längenfelder berührenden Uebergangsbeitimmungen des 8 218 geknüpft, 
und demgemäß haben leßtere ebenfalls ihre Erledigung gefunden. Die- 
jelben hatten den Zweck, während diejer Uebergangszeit nicht nur der 
Feldesumwandlung möglichjt Vorſchub zu leiſten (Abſ. 1), jondern auch 
die bejtehenden Längenfelder gegen eine vorzeitige, die Feldesumwandlung 
vereitelnde Umjchliegung durch Muthungen Dritter zu jchügen (Abi. 2). 

Obwohl die halbjährige Friſt der 88 215 u. 218 in ausgiebigiter 
Weiſe und mit günftigem Erfolge benußt worden tft, vergl. die ſtatiſti— 
ichen Angaben 3. Bd. 6 ©. 62 u. Bd. 16 ©. 212, jo bejteht doch noch 
jeßt, namentlich in einigen Erzrevieren de3 Oberbergamtsbezirf3 Bonn, 
eine große Zahl von Längenfeldern, bei welchen die Verhältnifje meiſten— 
theil3 jo liegen, daß die Umwandlung überhaupt entbehrlich oder doc) 
nur vor und nach ausführbar iſt. Dieje Längenfelder find nämlich zum 
Theil von ihren Eigenthümern jelbjt mit Geviertfeldern umjchloffen und 
hierdurch für alle Zeiten gegen Kollifionen mit benachbarten Bergwerfen 
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geichügt worden, zum Theil aber in einem folchen Gemenge durcheinan- 
der gelegen, daß der Umwandlung nothwendiger Weile eine Bereinfa- 
hung der Eigenthumsverhältniffe vorhergehen muß. Wenn daher die 
Teldesummwandlung nur noch Tangjame Fortichritte machen kann, jo be- 
halten doch die für diefelbe maßgebenden VBorjchriften und Rechtsgrund- 
jäge ihre Bedeutung. 

Nachdem 8 218 jeine Anwendbarfeit verloren hat, kommen nur 
noch die 88 215, 216 u. 217 und zwar injoweit in Betracht, als fie 
die „Umwandlung“ der LZängenfelder verliehener Bergwerfe betreffen. 

Das Geſetz jtellt nur die leitenden Grundjäge für die Feldesum— 
wandlung auf und überläßt im Uebrigen der Praxis, diefelben auf die 
außerordentlich mannigfaltig gejtalteten Fälle anzuwenden. 

2. Den älteren, auf ſolche Mineralien verlichenen Bergwerfen, 
welche nach früheren Recht zum Bergregal gehörten, gegenwärtig aber 
dem Berfügungsrechte des Grundeigenthümers unterliegen, jteht das 
Recht der Feldesumwandlung nicht zu, was dem $ 222 nicht wider- 
ipricht. Rekursbeſch. v. 29. Dez. 1866 u. 14. Febr. 1868, 3. Bd. 8 
©. 142, Bd. 9 ©. 230. 

3. Zu den dem Gegenjtand der Feldesumwandlung bildenden „ge= 
ſtreckten“ Feldern gehören im Sinne des $ 215 auch die „Breitenfelder”, 
welche im vorm. Herzogtum Naſſau nach der Bergordn. v. 18. Febr. 
1857 auf Dachichiefer verliehen worden find, während die dortigen „Ver: 
tifallagerungsfelder” als „gevierte“ Felder behandelt wurden. 3. Bd. 7 
©. 461, Bd. 8 ©. 20, Bd. 10 ©. 66. 

4. Die Feldesummwandlung jet jtet3 einen hierauf gerichteten An- 
trag voraus. (Nach dem Bergg. für Gotha $ 158 kann diejelbe auch von 
dem Bergamte angeordnet werden.) Der Antrag gilt in Beziehung auf 
das begehrte freie Feld als „Muthung“ ($ 215 Abſ. 2) und unterliegt 
deshalb auch den für die Muthung maßgebenden VBorjchriften, ſoweit 
deren Anwendung nicht durch die Verjchiedenheit de3 Gegenjtandes von 
jelbjt ausgejchloffen wird, indem z. B. weder ein Fundpunft noch ein 
bejonderer Namen des Feldes ($ 14 Nr. 3, 4) in Trage fommt. Der 
Situationsriß muß, abgejehen von dem Fundpunfte, den 88 17 u. 18, 
die Lage und Größe des begehrten Feldes den 88 26 u. 27 entiprechen zc. 
Wie die Muthung, jo muß auch der Umwandlungsantrag bei dem zu— 
jtändigen Bergrevierbeamten angebracht werden. 

Berechtigt zu dem Antrage ift mur der Bergwerfseigenthümer, nicht 
auch der Nußungsberechtigte. Für die Gewerkichaft kann der Repräſen— 
tant oder Grubenvorjtand die Feldesumwandlung beantragen, wenn mit 
derjelben nicht zugleich eine Veränderung und namentlich eine Verrin— 
gerung der Subjtanz des Bergwerk verbunden iſt, was indeß in der 
Regel nicht der Fall jein wird. An fich kann in der Feldesumwandlung 
eine Verfügung über die Subjtanz des Bergwerks im Sinne des $ 114 
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des Bergg. nicht gefunden werden, da es ſich wejentlich nur darum 
handelt, an die Stelle eines unzwedmäßigen Längenfeldes ein feſt be— 
grenztes und zugleich ausgedehnteres Geviertfeld zu jeßen, in welchem 
das urjprünglich verliehene Mineral vortheilhafter ausgebeutet werden 
fann. 3. Bd. 10 ©. 67, 68. 

Das auf Grund des Immandlungsantrages einzuleitende Ber: 
leihungsverfahren hat jich im Wejentlichen ebenfall® nach denjelben Vor— 
jchriften zu richten, welche im diefer Beziehung für die Muthungen be- 
ftehen. 3. Bd. 10 ©. 71 bis 75. 

5. Aus den bejonderen Borjchriften der 88 215, 216 u. 217 er: 
geben jich für die Behandlung der Anträge auf Feldesummwandlung nach- 
ſtehende Nechtsgrundjäge, wobei zunächit von den Fällen einer Konkurrenz 
mit anderen Bewerbern (vergl. unten Bem. 6) abgejehen tt: 

a. Das Umwandlungsfeld muß den Bedingungen der 88 26 u. 27 
in der Weije entjprechen, daß das umzuwandelnde Längenfeld, abgejehen 
von etwa aufgegebenen Feldestheilen, in die gejeglich zuläflige Marimal- 
größe des Ummwandlungsfeldes eingerechnet und bei der Maxrimalentfer- 
nung je zweier Punkte der Begrenzung mit berüdjichtigt wird. 

b. Die Freiheit, welche das Bergg. dem Muther bei der Feldes— 
legung in den Grenzen der 88 26 u. 27 läßt, und der Rechtsanjpruch 
des Muthers auf das gejeßliche Feld erleiden bei der Feldesummwandlung 
eine nicht unerhebliche Bejchränfung dadurch, daß im $ 216 die gängzliche 
oder theilweije Umjchliegung der geitredten ‘Felder anderer Bergmwerfe 
durch ein begehrtes Umwandlungsfeld von dem ausdrüdlichen Einver— 
Itändniffe der Eigenthümer diefer Bergwerfe abhängig gemacht und, falls 
dieſe Vorausſetzung fehlt, die entjprechende Beichränfung des begehrten 
Feldes der Beurtheilung und Entjcheidung des Oberbergamt3 als der 
verleihenden Behörde vorbehalten ift. Dieje Beichränfung war hier, wo 
e3 jih um eine ausnahmsweiſe Begünjtigung der -Betheiligten durch 
Einräumung des Umwandlungsrecht3 handelt, unbedenklich, aber auch 
unerläßlih, um einem gemeinjchädlichen Mifbrauche des neuen Rechts 
vorzubeugen und namentlich zu verhüten, daß im einfeitigen Intereſſe 
einzelner Zängenfeldbefiger zahlreichen anderen Zängenfeldern die Mög— 
lichkeit einer Umwandlung für immer entzogen würde Der hierdurch 
den Lüngenfeldern gewährte Schub bleibt jo lange bejtehen, als über: 
haupt noch Umwandlungen jtattfinden können, während der gleiche Schuß, 
welchen $ 218 Abi. 2 auch gevierten Muthungsfeldern gegenüber für 
ſechs Monate gewährte, beabjichtigter Weiſe in Wegfall gekommen: ift. 

c. Die Umjchliegung des gejtredten Feldes eines anderen Berg: 
werfs durch ein begehrtes Ummvandlungsfeld ift nur dann von dem aus— 
drüclichen Eimverjtändnifje des betreffenden Bergwerfseigenthümers ab- 
hängig, wenn es fich bei beiden Feldern um das nämliche Mineral 
handelt; ſtehen dagegen verjchiedene Mineralien in Frage, jo findet die 
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Beichränfung des 8 216 feine Anwendung. Bejchl. des Oberb. Breslau 
v. 16. Oft. 1866, 3. Bd. 8 ©. 143, Bd. 10 ©. 77; Kloftermann 
Anm. 509, Dppenhoff Nr. 1135, Arndt ©. 205. Anders Huyſſen 
©. 149. 

d. Nach $ 216 dürfen die gejtredten Felder anderer Bergwerke 
durch ein begehrte Umwandlungsfeld nicht „ganz oder theilweife* um— 
ichlofjen werden. Ob eine jolche gänzliche oder theilweife Umſchließung 


anzunehmen it, hängt wejentlich von der jehr mannigfaltigen Geſtaltung 


der einzelnen Fälle ab. Das Bergg. jchreibt deshalb auch nicht vor, 
wann eine unzuläſſige Umjchliegung von Längenfeldern anzunehmen tft 
und wann nicht, jondern überläßt dies der freien Beurtheilung der ver- 
feihenden Bergbehörde und ermächtigt diejelbe zugleich, nöthigenfalls auch 
über eine „entiprechende“ Bejchränfung des begehrten Umwandlungsfel- 
des zu befinden, damit die unjtatthafte Umſchließung anderer Längen: 
felder bejeitigt wird. Vergl. 8. Bd. 10 ©. 79 bis 81. 

e. Bei fonjolidirten Bergwerken kann nach der Wahl des Berg- 
werfzeigenthümerd das durch die Konjolidation entjtandene Feld als 
Ganzes umgewandelt werden, aber auch „jedes einzelne Feld“ den Ge- 
genjtand eines Ummwandlungsantrages bilden, was auf der pofitiven 
Vorſchrift des 8 215 Abi. 3 beruht, „weil in dieſer Beziehung der 
Eigenthümer eines jolchen Bergwerfs in Folge der Konfolidation nicht 
ungünftiger gejtellt jein darf, als derjenige, welcher jeine Felder nicht 
fonjolidirt hat“. Motive ©. 117. Die Umwandlung jolcher Einzelfel- 
der bewirkt aber niemals die rechtliche Auflöjung der Konjolidation jelbft. 
3. 3. 10 ©. 81 bis 83. 

6. Für die Konkurrenz von Umwandlungsanträgen mit anderen 
Bewerbern gelten folgende Rechtsgrundjäge, nachdem das vorübergehende 
VBorzugsrecht des $ 218 Abſ. 1 nicht mehr ausgeübt werden kann: 

a. Zwiſchen Ummwandlungsanträgen, welche auf das nämliche Feld 
gerichtet find, bejteht fein Vorrecht des Alters ; diefelben begründen nach 
8 217 Abſ. 1 ohme Rückſicht auf das Präjentatum für jeden der Antrag- 
fteller „ein gleiches Recht“. Rekursbeſch. v. 2. Nov. 1867, 3. Bd. 9 
©. 231; Urth. des Kreisg. Beuthen v. 10. Sept. 1868 u. des Appell. 
Ger. Ratibor v. 22. April 1869, 3. Bd. 10 ©. 466; ferner 3. Bd. 6 
©. 611, 613, Bd. 10 ©. 83, 504. 

Gegenjtand des gleich jtarfen Rechtes iſt nur dasjenige Feld, auf 
welches die fonfurrivenden Anjprüche gerichtet find; auf Feldesſtücke, die 


von diefer Kollifion nicht berührt werden, findet $ 217 feine Anwendung, 


jo daß diejelben nicht mit in die Theilung gehen. 
Die Enticheidung der Bergbehörde hat in jolchen Kollifionsfällen 
nur einzutreten, wenn eine Einigung der Betheiligten nicht zu Stande 


kommt. Die Theilung des treitigen Feldes in gleiche reale Theile bif- 
det aladann die Negel ($ 217 Abi. 2). Da jedoch die ausnahmsloſe 
36 
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Durchführung diefer Regel zu unpraftifchen Ergebnifjen führen und unter 
Umftänden offenbare Nachtheile für den Betrieb verurjachen würde, jo 
hat das Oberbergamt als verleihende Behörde die Befugnik, ein anderes 
Theilungsverhältniß feitzuftellen, welches fi) „für einen zweckmäßigen 
Betrieb als erforderlich darjtellt” ; jonjtige Beweggründe können nicht 
in Betracht fommen. 3. Bd. 10 ©. 85, 86. 

b. Dem dem Bergwerfseigenthümer „vor jedem Dritten” zuſtehen— 
den Vorrechte zum Muthen (8 55) muß im Kollifionsfalle auch der 
Ummwandlungsantrag nachjtehen. Beſchl. des Oberb. Bonn v. 5. Febr. 
1866, 3. Bd. 7 ©. 262; vergl. auch Rekursbeſch. v. 13. Juli 1867, 
83. Bd. 9 ©. 209. 

7. Abgejehen von den bergbaulichen und wirthichaftlichen Vor— 
theilen, welche die gejetlich vollzogene Feldesummwandlung gewährt, ge 
langen die rechtlichen Wirkungen derjelben im Wejentlichen in den 
nachjtehenden Grundjägen zum Augdrud: 

a. In Folge der Feldesumwandlung wird dad auf dem älteren 
Nechte beruhende Bergiverkseigenthum nicht etwa durch ein neu entſte— 
hendes Bergwerfseigenthum befeitigt, jondern nur gewiljen, ganz be- 
ftimmten Veränderungen unterworfen. Die Perſon des Berechtigten 
bleibt diefelbe; daher iſt die Gewerfichaft alten Rechts nicht genöthigt, 
die neue gewerfjchaftliche VBerfaffung anzunchmen. Das Bergwerk ſelbſt 
behält in Bezug auf die zu gewinnenden Mineralien feine urjprüngliche 
Berechtigung, e3 jei denn durch Die neue Urkunde etwas Anderes hier- 
über bejtimmt. Desaleichen behält das Bergwerk jein bisheriges Blatt 
im Grundbuche (Berggegenbuche), und zwar in der Weile, daß die er- 
folgte Umwandlung des Feldes durch eine entjprechende Eintragung auf 
dem Titel erfichtlich gemacht wird. 

Dagegen erleidet das urjprüngliche Feld eine wejentliche Verän— 
derung; das Längenfeld bleibt als ſolches nicht bejtehen, an feine 
Stelle tritt vielmehr vermöge der Umwandlung das Geviertfeld als 
Ganzes, mit Einjchluß der neu hinzugefommenen, jeither im Freien ge- 
legenen Feldestheile. Urth. des Appell-Ger. Köln v. 8. Juli 1874, 
Rhein. Archiv Bd. 66 ©. 52, 3. Bd. 24 ©. 217. Dem Bergwerfs- 
eigenthümer jtehen demnach außerhalb der Grenzen des Geviertfeldes 
feinerlei Rechte mehr zu, auch dann nicht, wenn etwa Theile der ur- 
Iprünglich durch) das Längenfeld überdedten Lagerjtätte bei der Umwand— 
fung von dem Geviertfelde ausgejchloffen worden find. Cine weitere 
Folge der Aufhebung des Längenfeldes iſt die, daß ein Vorbehalt des 
Bergwerkseigenthümers, durch welchen die Nechte eines Längenfeldes troß 
der erfolgten Umwandlung aufrecht erhalten werden jollen, unzuläffig 
it; Nefursbeich. v. 15. Nov. 1867, 3. Bd. 9 ©. 228. 

b. Haften auf dem Bergwerfe, dejjen Längenfeld umgewandelt it, 
Hypotheken und andere Nealrechte oder Privilegien des rhein. Nechts, 
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jo geht die Berpfändung und Belajtung zufolge allgemeiner Rechtöregeln 
ohne Weiteres auf das ganze Umwandlungsfeld einjchl. der neu hinzu— 
gefommenen Tseldestheile über. Das Interefje der Gläubiger wird hier- 
durch nicht gefährdet, vielmehr deren Lage verbejjert. Zu ihrer Befrie- 
digung kann aber auch nur das Umwandlungsfeld, nicht das frühere 
Längenfeld in Anfpruch genommen werden. 8. Bd. 10 ©. 90, 91; 
auch Urth. des Obertr. v. 30. Juni 1873, 3. Bd. 14 ©. 394, Entſch. 
Bd. 70 ©. 298. 

c. Nach Vorjtehendem hat die Unterjcheidung zwischen dem alten 
und neuen Bergwerkdeigenthum in einem Ummandlungsfelde oder auch 
zwijchen dem alten und neuen Theile des Feldes jelbit im Wejentlichen 
nur eine theoretische Bedeutung, kann aber in gewiſſen Rechtsverhält- 
nifjen zu Dritten ausnahmsweiſe auch eine praftiiche Seite darbieten, 
3. B. wenn ein Längenfeld umgewandelt worden ift, durch welches ein 
jüngeres Längenfeld Ausfall erlitten hat; 3. Bd. 10 ©. 91, 92. 

8. Für die bis jegt noch nicht umgewandelten Längenfelder find 
die zahlreichen Entjcheidungen der Bergbehörden und Gerichte, nament= 
[ich diejenigen von Wichtigkeit, welche ſich auf die rechtlichen Wirkungen 
der Längenvermeſſung, den Identitätsbeweis und den mit der Verleihung 
verfnüpften gejeßlichen Vorbehalt der echte Dritter beziehen. Von 
neueren Entjch. vergl. Urth. des Obertr. v. 7. Febr. u. 11. Juli 1873, 
3. Bd. 14 ©. 400, 408, Gruchot Bd. 17 ©. 897; Urth. des Ober- 
appell.-Ger. Berlin v. 27. März 1873 u. des Reichsg. v. 30. April 1881, 
B. Bd. 14 ©. 257, Bd. 23 ©. 120. Rekursbeſch. v. 25. Aug. 1882, 
3. Bd. 24 ©. 265. Wegen der Bermejjung von Längenfeldern vergl. 
8 39 Bem. 5 ©. 145 und von der Berden, „Das Alter im Felde“ 
und „Die Grubenfelder mit ewiger Teufe und Vierung“, 8. Bd. 1 
©. 109, Bd. 2 ©. 53. 

9. Bon den neueren Bergg. haben nur diejenigen für Bayern 
(Art. 215 bis 218) und für ©.-Meiningen (Art. 163 bis 167) die Be- 
ftimmungen der $$ 215 bis 218 unverändert übernommen; dagegen fin- 
den fich in dem braunſchw. Bergg. ($$ 211 u. 212) nur die auf Die 
Feldeserweiterung bezüglichen VBorjchriften, während das Bergg. für Gotha 
($$ 158 bis 161) lediglich von der Feldesummandlung handelt. Im die 
Bergg. für Eljaß-Lothr., Württemberg, Hefjen, Anhalt u. S.-Altenburg 
find wegen mangelnden Bedürfnifjes Beſtimmungen über Feldesummwand- 
lung und Feldeserweiterungen überhaupt nicht aufgenommen. Aus dent: 
jelben Grunde enthält auch das k. ſächſ. Bergg. nichts hierüber. 


3u $ 219. 


Da Längenfelder, welche in Folge der Aufhebung des Bergwerks— 
eigenthums (Tit. VI) frei geworden find, als jolche nicht wieder ver- 
liehen werden künnen und eine Wiederverleihung als Geviertfeld in der 
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Negel nicht ausführbar jein wird, wenn das Längenfeld von einem an: 
deren Geviertfelde umſchloſſen war, dagegen die Vereinigung eines folchen 
Feldes mit dem umjchließenden Geviertfelde aus bergbaulichen und wirth- 
Ichaftlichen Gründen zwedmäßig ift, jo begünjtigt $ 219 dieſe Vereini- 
gung. Motive ©. 118. Dem Eigenthümer des umjchliegenden Berg- 
werfs iſt das Vorzugsrecht auf Erwerbung des frei gewordenen Längen- 
feldes eingeräumt und für den Fall der Ausübung dejjelben ein einfaches, 
von den Förmlichkeiten des Verleihungsverfahrens entkleidetes Verfahren 
angeordnet, indem die FFeldesvereinigung lediglich durch einen Nachtrag 
zu der Verleihungsurkunde des Geviertfeldes ausgeiprochen wird. Auch 
einer Veröffentlichung dieſes Nachtrags bedarf es nicht. 3. Bd. 9 ©. 
235. Wird das Vorzugsrecht nicht ausgeübt, jo kann jeder Dritte im 
Wege der Muthung die Wiederverleihung des Bergwerkseigenthums in 
dem frei gewordenen Felde begehren ($ 16), jedoch gemäß $ 26 nur 
mit fejten, jenkrecht in die ewige Teufe niedergehenden Begrenzungs- 


ebenen. 
3u 8 220. 


In dem zu dem Bergreviere Wetzlar gehörenden Kreiſe Weblar 
wurden vor Einführung des Bergg. die flöhartigen Ro th eijenfteinlager- 
ftätten auf Grund der 88 156 u. 157 Th. U Tit. 16 U. L. R. mit 
geviertem Felde (Fundgrube und zwanzig Maaßen) verliehen. Es waren 
Zweifel darüber entjtanden, ob die jenfrechten Begrenzungsebenen diejer 
Geviertfelder in Folge des Geſ. v. 1. Juli 1821 (G. ©. ©. 106) big 
zur. ewigen Teufe niedergehen, oder ob die Berechtigung auf die Fund- 
lagerjtätte bejchränft ſei. Diejen Zweifel befeitigt im Sinne der erjteren, 
richtigen Annahme die Beitimmung des $ 220, welche die Bedeutung 
einer gejeglichen Deklaration hat. Motive ©. 118, 119. Eine gleiche 
deflarirende Beſtimmung wurde jpäter für die älteren „gevierten“ Felder 
im vorm. Herzogtum Nafjau getroffen; Art. X der Einf.Verordn. 


3u $ 221. 


Wie das neu verliehene Bergwerkseigenthum durch das Publika— 
tions und Präflufionsverfahren der $$ 35 u. 36 des Bergg. gegen 
Anſprüche dritter Muther dauernd gefichert wurde, jo mußte ein gleicher 
Schuß aud für das ſchon vor Erlaß des Bergg. verliehene Bergwerks— 
eigenthum gejchaffen werden. Da dajjelbe (abgejehen von dem Geltungs- 
bereiche des franz. Bergg.) nach dem Grundjage des älteren deutjchen 
Bergrecht3 (vergl. $ 352 Th. II Tit. 16 A. L. R.) überall nur „älteren 
Rechten unbejchadet” verliehen war, jo entbehrten die beftehenden Berg- 
werfe jede rechtliche Sicherheit gegenüber jolchen Muthern, welche auf 
das Feld oder auf Theile defjelben Borzugsrechte behaupteten, jedoch 
aus irgend einem Grunde nicht geltend gemacht Hatten. Es kam vor, 
daß aus älterer Zeit noch Anſprüche von Muthern auftauchten, durch) 


— 
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welche im guten Glauben unternommene Bergbauanlagen in ihrem Fort: 
beftande bedroht wurden. Zur Bejeitigung diejes Uebelſtandes bejtimmte 
$ 221 eine einjährige Präklufivfrift zur Geltendmachung etwaiger Bor: 
zugsrechte aus älteren Muthungen. Motive ©. 119, Komm.-Bericht 
d. A. ©. 100. Mit dem Ablaufe dieſer Friſt iſt 8 221 gegenſtands— 
[08 geworden; er hat jeinen Zwed erfüllt und die älteren Bergwerfe 
von allen nicht gerichtlich verfolgten Anfprüchen dritter Muther befreit. 

Es iſt jelbjtverftändlic) und ergiebt fich auch aus der Faſſung des 
Geſetzes und den Motiven, daß $ 221 die gegenfeitigen Rechtsverhält- 
niffe, welche zwijchen den älteren Bergwerfen, insbeſondere denjenigen 
mit Längenfeldern nach den Grundfäßen des früheren Bergrecht3 über 
das „Alter im Felde“ (vergl. 88 359 ff. TH. IT Tit. 16 A. L. R.) ent: 
Itanden find, unberührt gelafien hat; an den wohlerworbenen Rechten 
des Bergwerfseigenthümers, um welche es fich hierbei handelt, durfte 
das Bergg. nicht? ändern. Kloftermann Anm. 514. 


Zu 8 222. 


1. Indem das Bergg. gewiſſe Mineralien, welche nach dem älteren 
Bergrecht dem Bergregal untenvorfen waren, in den $1 nicht mit auf- 
nahm und demnach fortan dem Verfügungsrechte des Grundeigenthlümers 
überließ, erhielt daſſelbe andererjeits, den allgemeinen Grundſätzen über 
die Rückwirkung neuer Gejege auf vorhandene Rechtsverhältniſſe ent- 
iprechend, die auf jolche Mineralien früher ertheilten Verleihungen in 
Kraft; die hierauf beruhenden Rechte der Bergwerkgeigenthümer wurden 
als fortbeftehend anerkannt. Urth. des Obertr. v. 6. Febr. 1872, 8. 
Bd. 13 ©. 541, Entich. Bd. 67 ©. 147, Striethorſt Bd. 84 ©. 200, 
u. vd. 16. Mat 1879, 3. Bd. 21 ©. 388; auch Rekursbeſch. v. 31. Ian. 
1866, 3. Bd. 7 ©. 255 und Beſch. des Oberb. München v. 6. Juli 
1876, 3. Bd. 19 ©. 531. Da aber im Uebrigen die älteren Gejehe 
aufgehoben wurden, fo mußten die bergrechtlichen Verhältniffe auch jener 
Bergwerfe nach dem neuen Bergg. geregelt werden und zwar in Leber: 
einftimmung mit denjenigen aller übrigen Bergwerfe, was durch $ 222 
geichehen ijt. Die Mineralien, auf welche die Vorjchrift des $ 222 Bezug 
hat, find bei $ 1 Bem. 1 ©. 58 namhaft gemacht. 

2. Das Recht der Feldesumwandlung (TFeldederweiterung) ſtand 
bezw. jtcht den im $ 222 bezeichneten Bergwerken nicht zu; 88 215 bis 
218 Bem. 2 ©. 559. Dagegen genießen diejelben den ftrafrechtlichen 
Schuß des Gel. v. 26. März 1856; oben ©. 534. 


Zu $& 223. 


1. Wenn die Alten von den Erbftöllen rühmten, fie jeien „die 
ichönfte Kunft auf dem Bergwerke“, „das Hertz ‚und Schlüffel des Ge- 
bürges und geben dem Bergwerk die meifte Fortjegung“, jo geichah dies 
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mit gutem Grunde; fie waren vielfach zur bergmännifchen Aufſchließung 
des Gebirges unentbehrlich, und ohne die Wafjer- und Wetterlöjung, 
welche durch fie beforgt wurde, wäre mancher Orten der Bergbau nicht 
zu blühender Entwidelung, jondern zum frühen Erliegen gefommen. 
Die ältere Berggejeßgebung begünjtigte deshalb die Anlage von Erb— 
ftöllen durch jelbjtftändige Unternehmer und jtattete diefe mit bejonderen 
Nechten und reichlichen Emmahmequellen aus; es galt ein eigenes, zum 
Theil recht verwickeltes Erbſtollenrecht. Der Staat jelbjt kam dem Berg- 
bau dadurch zur Hülfe, daß er für eigene Rechnung große Erbftöllen 
(Haupterbjtöllen) trieb. 

Allein in demjelben Maße, wie im Laufe diefes Jahrhunderts die 
Bergbautechnif fortjchritt und die dem Bergbau dienenden majchinellen 
Kräfte vervollflommnet wurden, nahm die Bedeutung der Erbftöllen ab. 
Die vorhandenen Erbitöllen wurden in vielen Fällen entbehrlich, und 
itatt neuer folcher Anlagen führte man Tiefbauanlagen aus, welche in 
kürzerer Zeit und mit geringeren Koften größere Erfolge erzielten. Es 
entiprach dem Intereſſe der Bergwerksbefiger nicht mehr, wenn gegen 
ihren Willen und um den Preis drüdender Stollenabgaben Erbſtöllen 
von dritten Perjonen in ihre Felder getrieben wurden. Zudem Hatte 
fi) die Spekulation ohne wirklichen Nutzen für den Bergbau auf die 
Erwerbung von Erbjtollengerechtigfeiten geworfen, was zu berechtigten 
Klagen der Bergbautreibenden Anlaß gab. Demzufolge beitand Einver- 
ſtändniß darüber, daß das Erbitollenrecht in dem Bergg. feinen Platz 
mehr finden fünne. Motive ©. 59, 160; Komm.Bericht d. 9. ©. 67, 
d. A. ©. 101. $ 223 hat zwar die beitehenden Erbjtollengerechtigfeiten 
nach Maßgabe der früheren Gejeße aufrecht erhalten, dagegen die Erwer— 
bung neuer Erbjtollenrechte gänzlich ausgejchloffen (vergl. Rekursbeſch. 
v. 28. Dez. 1865 u. 2. Mai 1866, 3. Bd. 6 ©. 620, Bd. 7 ©. 269); 
an die Stelle des Erbjtollenrechts trat auf wefentlich anderen wirthfchaft- 
fichen und rechtlichen Grundlagen dag Hülfsbaurecht der 88 60 bis 63, 
©. 208 bis 213. 

2. Aus der Beichränfung der beitehenden Erbitöllen auf die ihnen 
früher gewährten Rechte folgt, daß die Uebertragung von Erbjtoflen- 
rechten auf einem Grubenbau, für welchen diefelben auf Grund der ur: 
jprünglichen Erbitollenverleigung nicht in Anſpruch genommen werden 
können, nicht mehr zuläffig tft, Rekursbeſch. v. 13. Jan. 1880, 3. Bd. 21 
©. 268; daß ferner die Verleihungsurfunde für einen Erbſtollen nicht 
mehr dahin abgeändert werden kann, daß von der verleihungsmäßigen 
Richtung des Erbitollens abgewichen werden dürfe, Rekursbeſch. v. 26. Jar. 
1880, 3. Bd. 21 ©. 269. 

3. Die Reform, welche in Bezug auf die Aufhebung des Berg: 
werkseigenthums im jechsten Titel ftattgefunden hat, berührt die Erbjtollen- 
gerechtigkeiten nicht. Für dieſe iſt es, wie $ 223 Abi. 2 zur Vermei— 
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dung von Zweifeln ausdrüclich hervorhebt, bei den Aufhebungsarten 
des älteren Rechts verblieben, zumal feine Veranlaſſung vorlag, die 
Berpflichtungen der Erbjtöllner, von deren Erfüllung die Erhaltung ihrer 
Gerechtiame abhängt, zu erleichtern. 

Im Geltungsbereiche des A. L. R. ift daher auch nach wie vor die 
demjelben eigenthümliche Enterbung eines Erbſtollens durch eine Waſſer— 
haltungsmaſchine jtatthaft, vorausgejegt, daß lettere den materiellen Er- 
forderniffen entjpricht, von welchen diejes Enterbungsrecht nach 88 468 ff. 
TH. II Tit. 16 U. 2. R. abhängt. Dagegen mußte von der früher er- 
forderlichen formellen Verleihung der Erbjtollengerechtigfeit für die Waſſer— 
haltungsmaſchine (Erbjchachtverleihung), weil nach Erlaf des Bergg. nicht 
mehr ausführbar, abgejehen werden, was um jo unbedenflicher war, ala 
die Waſſerhaltungsmaſchine nur das Enterbungsrecht, nicht aber Erb— 
jtolfenrechte für fich) mehr erwirbt. $ 223 Abf. 3, Motive ©. 120, Komm.- 
Beriht d. A. ©. 101. 

4. Es ift hier nicht der Ort und würde zu weit führen, die für 
die beftehenden Erbitöllen noch maßgebenden Vorjchriften der Bergord— 
nungen und des U. 2. R. wiederzugeben und zu erläutern. Ein kurzer 
Hinweis auf die Quellen und die hauptjächlichen Enticheidungen wird 
genügen, zumal die Zahl der noch zu Recht beitehenden Erbitollengerech- 
tigfeiten fich bereit3 \wejentlich vermindert hat. In dem am ſtärkſten 
betheiligten Bezirke des Oberb. Dortmund find zwar noch 80 Erbſtollen 
vorhanden, indeß werden von diefen nur noch 13 zu bergwirthichaftlichen 
Zwecken benußt, während die übrigen 67 in diefer Beziehung feinerlei 
Bedeutung mehr bejigen. Im Bezirfe des Oberb. Bonn find von 49 im 
Jahre 1883 vorhandenen Erbitollen und Erbichachtgerechtigfeiten nur 
noch 25 aufrecht erhalten und auch dieſe zum Theil ohne befonderen Werth 
fir den Bergbau. Der Bezirk des Oberb. Breslau befitt noch 10 Erb» 
itollen bezw. Erbjtollengerechtigfeiten, von welchen jedoch 8 als jelbititän- 
dig nicht mehr anerkannt werden, da fie mit den Bergwerken, denen fie 
Waffer: und Wetterlofung brachten, fonfolidirt find. Im Oberb.-Bezirke 
Halle beitehen nur noch 2 feit langer Zeit nicht mehr betriebene, berg- 
wirtbichaftlich bedeutungslojfe Erbftollen. Auch im Bezirke des Oberb. 
Slausthal, namentlich) am Harz, gehören die Erbitollengerechtigfeiten im 
Wejentlichen der Gejchichte an; nur im alten Amt Elbingerode bejtehen 
noch 3 Erbitollen und bei St. Andreasberg 2 ebenfalls von dem Regal- 
herrn getriebene Stollen, deren Eigenschaft als Erbitollen jedoch als 
zweifelhaft angejehen wird. 

Im Tandrechtlichen Gebiete bilden die wichtigite Quelle für das 
Erbitollenrecht die jubjidiarischen Vorjchriften im TH. II Tit. 16 SS 221 
bis 252 und 383 bi8 471 A. L. R. von welchen jedoch die 88 238, 
239, 241 bi3 243, 248 u. 250 in Folge des $ 223 Abſ. 1 des Bergg. 
nicht mehr anwendbar find. Außerhalb dieſes Gebietes fommen die ein- 
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ichlägigen Beitimmungen der Bergordnungen, welche das Erbitollenrecht 
nur zum Theil in ausreichender Vollitändigfeit behandeln, und als her— 
borragende Erfenntnigquelle die kurſächſ. Stollenordnung v. 12. Juni 
1749 in Betracht, obwohl diefelbe nur in einzelnen Bezirken Geſetzes⸗ 
kraft befigt. Hervorzuheben find namentlich die Beitimmungen fulgen- 
der Bergordnungen: Nafjausfatenelnd. Art. 29 bis 35, kurtrierſche Art. 
VI, hennebergifche Art. 88 bis 98, kurſächſiſche Art. 77, 79 bis 82, fur- 
fölnische TH. VI, eisleben-mansfeldiſche Art. 38, jülich-bergifche Art. 5, 
clevesmärfifche Kap. XIII bis XXV, fchlefifche Kap. XIV bis XXVI, 
magdeburg -halberjtäbtiiche Kap. XIV bis XXVI. Vergl. Braffert, 
Bergordnungen. Außerdem ift auf die älteren Bergordnungen zu ver 
weilen, welche in einzelnen Theilen des vorm. Königreichs Hannover 
und des vorm. Kurfürſtenthums Heffen galten; vergl. Z. Bd.8 ©. 158 
u. 209. Für das vorm. Herzogthum Nafjau enthält auch die neuere 
Bergordnung vd. 18. Febr. 1857 8 35 einige das Erbftollenrecht be— 
treffende Vorjchriften. 

Zur Literatur: Hake, Kommentar Kap. X ©. 279 bis 327; 
Karſten, Grundriß 88 368 bis 406; Gräff, Handbuch, ©. 144 bis 
149, 182 bis 199; Mloftermann, Lehrbuch ©. 366 bis 378, u. Kom— 
mentar, dritte Aufl. ©. 324 bis 339 (die vierte Aufl. enthält diefen 
Abſchnitt nicht mehr); Achenbach, Deutjches Bergrecht ©. 141 bis 147, 
380, 381; Brafjert, Bergrecht des A. 2. R. (Materialien zu Th. II 
zit. 16 $$ 221 bis 252, 383 bis 471); von der Berden, Ueberficht 
der Erbitollengebühren x. in 3. f. B. 9. u. S-Weſen Bd. V ©. 61; 
Veith, Bergwörterbuch ©. 154 ff. 

5. Im Anſchluß an das Vorbemerkte folgt hier nach der Reihen- 
folge der 88 im Th. II Tit. 16 A. L. R. eine Ueberficht über die das 
Erbitollenrecht betreffenden, theils auf dem A. 2. R. theils auf den 
Bergordnungen u. der kurſächſ. Stollenorduung beruhenden wichtigeren 
Entſcheidungen der Bergbehörden und der Gerichte, unter kurzer Andeu- 
tung des Inhalts: 

($ 221.) Urth. des Obertr. v. 14. Dez. 1864, 3. Bd. 7 ©. 220, 
Striethorit Bd. 57 S. 164 — Erbſtollengerechtigkeit zur Löfung eigener 
Gruben. Urth. des Obertr. v. 31. März 1865, 8. Bd. 7 ©. 234 — 
fein Erbftollenrecht des Bergwerkseigenthümers an einem eigenen Gru- 
benftolfen. 

(88 223 bis 225.) Urth. des Obertr. v. 12. Dez. 1856, Striethorft 
Bd. 23 ©. 149 — Zuläſſigkeit des Anfteigens des Erbſtollens mit Ge— 
nehmigung der Bergbehörde. Urth. des Appell.-Ger. Ratibor v. 16. Febr. 
1865, Wachler S. 279, Kloftermann, dritte Aufl. Anm. 524 — 
Unzuläffige Geiprenge im Erbſtollen. Urth. des Obertr. dv. 13. Sept. 
1867, 8. Bd. 9 ©. 179 — nachträgliche Genehmigung zu Gefprengen 
und größerem Anjteigen. 


* 
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(88 227, 228.) Rekursbeſch. dv. 3. Nov. 1869, 3. Bd. 11 ©. 373 
— Rechtsweg bei Streitigkeiten über Erzgetwinnung außerhalb der Dimen— 
fionen des Erbſtollens. 

($ 230.) Min.Erlaß v. 13. Aug. 1865, Kloftermann, dritte 
Auflage Ann. 530 — Beichränfung der Befugniß des Erbftöllners zum 
Ausbrechen. 

($ 234.) Urth. des Obertr. dv. 5. Nov. 1852, Entich. Bd. 24 ©. 202, 
Striethorit Bd. 8 ©. 27; v. 5. Dit. 1855, Striethorft Bd. 18 ©. 186; 
v. 19. Febr. 1869, 3. Bd. 10 ©. 407, Striethorit Bd. 74 ©. 42 — 
Finderrecht des Erbitöllners auf überfahrene Gänge und Flötze; Nechts- 
zubehör der Erbftollengerechtigfeit. Wergl. auch $ 24 Bem. 5 oben 
©. 123 u. Wadler, 3. Bd. 15 ©. 338. 

($ 235.) Ueber Friſtung und Freifahrung von Erbftöllen vergl. 
3: Bd. 6 ©. 616 ff. 

($ 247.) Verf. des Oberb. Dortmund v. 26. Febr. 1867, 3. Bd. 9 
©. 236 — Bauhafthaltung des Erbitollens. Rekursbeſch. v. 3. Jar. 
1868, 3. Bd. 9 ©. 237 — Freierflärung eines Erbftollens wegen un— 
terlaffenen Betriebes. Rekursbeſch. v. 8. Juli 1871 u. Urth. des Obertr. 
v.5. März 1875, 3. Bd. 12 ©. 409, Bd. 16 ©. 404 — Unftatthaf- 
tes Anjteigen eines Erbitollens fein Grund der Aufläffigfeit. Urth. des 
Obertr. v. 7. Juni 1872 u. Rekursbeſch. v. 26. Juni 1872, Striethorft 
Bd. 85 ©. 214, 3. Bd. 14 ©. 237, 266 — Verluſt der Erbſtollenge— 
rechtigkeit wegen Nichtbetriebes durch ein ganzes Quartal. Urth. des 
Obertr. v. 24. Dft. 1873, 3. Bd. 15 ©. 130, Entich. Bd. 71 ©.76 — 
Rechtsweg über Aufläffigkeit eines Erbſtollens. Wegen Aufnahme eines 
aufläjfigen Erbitollens ala Hülfsbau vergl. $ 60 Bem. 1 ©. 210. 

($ 252.) Refursbeich. v. 10. San. 1866, 3.3.7 S. 129 — 
Nichtanwendbarfeit der Beitimmungen des Bergg. über den Verluft des 
Bergwerkseigenthums auf Erbitöllen. Rekursbeſch. dv. 12. San. 1870, 
3. 8. 11 ©. 374 — feine Verpflichtung des Erbftöllners zur Bau— 
hafthaltung eines enterbten Flügelorts. 

($ 387.) Urth. des Obertr. v. 27. Jan. 1860, 3. Bd. 1 ©. 281, 
Striethorit Bd. 36 ©. 170, u. v. 27. März 1868, 3. Bd. 10 ©. 441 
— Ausjchliegung der Beſitzſtörungsklage gegen den fein Rechte ausüben: 
den Erbitöllner. 

($ 394.) Urth. des Obertr. v. 22. Sept. 1845, Präj.-Samml. 
Bd. 1 ©. 299 — feine Verpflichtung des Erbitöllners zur Herbeifüh- 
rung des durch ein Naturereigniß gehemmten Abfluffes der Gruben- 
waſſer. Urth. des Obertr. v. 6. Jan. 1873, Striethorit Bd. 87 ©. 297 
— Verpflichtung des Erbjtöllners zur Befeitigung der Schädlichkeit der 
gelöften Waſſer. 

(88 405, 409.) Urth. des Obertr. v. 6. März 1861, 3. Bd. 2 
©. 516, Entich. Bd. 46 ©. 285, Striethorit Bd. 42 ©. 19 — Erfor: 
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dernifje des Anfpruches des Erbftöllners auf den Stollenhieb und den 
vierten Pfennig. 

($ 417.) Ueber den Betrag des Neunten des Erbftöllners vergl. 
unten $4 des Gef., betr. die Beiteuerung der Bergwerke, v. 12. Mai 1851. 

($ 423.) Urth. des Obertr. v. 13. Sept. 1867, 3.3.9 ©. 179, 
Striethorft Bd. 68 ©. 141 — Betrieb eines Erbſtollens für Rechnung 
des Staates ohne Verleihung. 

($ 429.) Urth. des Obertr. dv. 9. April 1875, 3. Bd. 16 ©. 504 
— Vermeffung der Erbteufe bis zur Sohle der Wafjerröfche. 

(8 434.) Urth. des Obertr. v. 13. Suli u. 14. Dez. 1864, 2. 
Bd. 7 ©. 215, 220, Striethorit Bd. 56 ©. 83, Bd. 57 ©. 164 — 
Erfordernifje des Anfpruches auf den halben Neunten. 

(88 449 bis 452, 468 bis 471.) Rekursbeſch. v. 22. März u, 
10. Juli 1862, 3. Bd. 3 ©. 130, 393, u. Urth. des Obertr. v. 14. Dez. 
1864, 3. Bd. 7 ©. 220, Striethorft Bd. 57 ©. 164 — Erbitollenrechte 
für Wafferhaltungsmafchinen; Anwendbarkeit der Tandrechtlichen Vor— 
ſchriften als Subfidiarrecht. Verf. des Oberb. Bonn v. 17. Oft. 1861, 
3. Bd. 2 ©. 532 — feine Erbjtollenrechte für Wafferhaltungsmafchinen 
im Bereiche de3 gemeinen Bergrechts. 

($ 457.) Urth. des Obertr. dv. 30. April 1858, Striethorit Bd. 29 
©. 278 — Erforderniffe der Enterbung; ein Ueberfichbrechen zur eigenen 
Wetterverforgung des Erbitollens genügt zur Enterbung nicht. Urth. 
des Obertr. v. 31. März 1865, 3. Bd. 7 ©. 234 — zwei Erbjtollen 
al3 nothwendige Vorausſetzung für die Enterbung. Urth. des Obertr. 
v. 29. San. 1866, 3. Bd. 7 ©. 228 — bedingte Vorzugsrecht des 
Erbitöllner8 auf eine tiefere enterbende Stollenanlage, auch gegenüber 
der Anlage einer enterbenden Wafferhaltungsmafchine, nach Art. 31 der 
naffausfaenelnb. Bergordn. Vergl. auch über die Tragweite des Art. 31 
Komm.-Berichte d. 9. ©. 68 u. d. A. ©. 102, ferner 3. Bd. 1 ©. 335, 
Pb. 4 ©. 272, Bd. 6 ©. 620, Bd. 7 ©. 228 Anm. 1. 

6. Bon den neueren Berggefegen enthalten nur diejenigen für ©.- 
Meiningen (Art. 171), Anhalt ($ 215) u. Bayern (Art. 223) Bejtim- 
mungen über das Erbitollenrecht, und zwar geben die beiden Teßteren 
den Abſ. 1 u. 2, das erftgenannte nur den Abi. 1 des $ 223 wieder. 
Auch nach dem F. ſächſ. Bergg. ($ 121) ift die Verleihung neuer Erb— 
ftolfenrechte mit Ausnahme derjenigen, welche fich auf den Fortbetrich 
verftufter Erbſtöllen beziehen, unftatthaft. Für die bereit3 beitchenden 
gilt Abſch. VII des älteren Gef. v. 22. Mat 1851. 


Zu 8 224. 


1. Durch 8 224 Ab. 1 find die dem älteren Bergrecht angehö- 
renden Freifure in Anjehung des Bergwerkseigenthums, welches auf 
Grund des Bergg. verliehen wird, ausnahmslos aufgehoben. Die übri- 
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gen Beitimmungen gelten den bereits bejtchenden Freifurberechtigungen, 
und zwar haben diejenigen des Ab). 2 u. 3 einen deflaratoriichen Cha- 
rafter, während Abj. 4 neues Recht enthält. 

2. Die lediglich auf der clevesmärf. Bergordn. Kap. 30 81 be- 
ruhenden landesherrlichen Freikuxgelder waren bereits durch 8 6 des Gef. 
über die Beitenerung der Bergwerfe v. 12. Mai 1851 und demnächit die 
beiden Freikuxe, welche nach den drei revidirten Bergordn. und 8 134 
Th. I Tit. 16 U. 2. R. den Knappſchaftskaſſen zuftanden, durch 89 
des Knappſchaftsgeſ. v. 10. April 1854 aufgehoben. Demnach fand das 
Bergg. noch die Kirchen: und Schulfure jowie den Erb» oder Grundkux 
und die Mitbaufure des Grundeigenthümers vor. Ueber die einen wie 
die anderen galten bis dahin jehr verjchiedene Vorjchriften. Das A. 2. R. 
gewährte zwei Freikuxe für Kirche und Schule, „jofern die Provinzial- 
gejee feine Ausnahme enthalten“. Von den älteren Bergordn. Fannte 
nur die kurkölniſche zwei jolche Freifure, welche den „Bergitädten” zur 
Erhaltung der Kirche und Schule berechnet werden jollten. Nach den 
drei revidirten neueren Bergordn. waren ebenfall3 zwei Kuxe für Kirche 
und Schule frei zu bauen, jedoch nahm die cleve-märf. Bergordn. die 
Steintohlenbergwerfe hiervon aus. Im Bereiche der jchlej. Bergordn. 
fiel der Ertrag der Freikuxe nicht der Kirche des Abbauortes, jondern 
auf Grund der Königl. Verordnung dv. 9. März 1830 (©. ©. ©. 48, 
Brafjert, Bergordnungen ©. 986) dem FFreifurgelderfonds zu, um bei 
feßterem für firchliche und Schulzwede verwandt zu werden. 

Dem Grundeigenthümer gewährten die älteren Bergordn. einen, 
die vevidirten Bergordn. zwei Freikuxe und zwar in der Regel als Ent- 
ichädigung für den Grund und Boden, welcher durch den Bergbau be- 
jchädigt oder zu gewifjen bergbaulichen Anlagen, wie Halden, Wegen ıc. 
abgetreten war. Nach der Mehrzahl der älteren Bergordn. hatte der 
Grundeigenthümer das Wahlrecht zwijchen dieſem Freikux, vier Mitbau- 
furen und der Entjchädigung in Gelde, wogegen das A. L. R. Th. II 
Tit. 16 88 112, 117 ff, 134 dem Grundeigenthümer außer den beiden 
Freikuxen (dem Erbfur) vollitändige Geldentichädigung zubilligte. 

Aus einer Reihe triftiger Gründe rechtlicher und wirthjchaftlicher 
Natur war die Befreiung des nach dem Bergg. zur Berleihung kom— 
menden Bergwerkseigenthums von fämmtlichen Freikuxen geboten; Mo— 
tive ©. 120 bis 122; Komm.Bericht d. 9. ©. 68, d. U. ©. 102. 

3. Soweit Freifurberechtigungen nach dem älteren echt bereits 
erworben waren, al3 das Bergg. in Kraft trat, find dieſelben beitehen 
geblieben. Diefer Schub wohlerworbener Rechte geitaltet ſich indeß in 
der Anwendung verjchieden, je nachdem es jich um Kirchen und Schulfure 
oder um den Erbfur und die Mitbaufure handelt. Die Freifurberechti- 
gung von Kirche und Schule ift nämlich auch bezüglich derjenigen damit 
belafteten Bergwerfe aufrecht erhalten, bei welchen fie noch nicht zur Aus» 
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übung gefommen war, als das Bergg. in Kraft trat; denn diefe Bercch- 
tigungen entjprangen lediglich aus den früher geltenden Gejegen und 
wurden bezüglich eines bejtimmten Bergwerks mit der rechtlichen Ent- 
ſtehung deffelben erworben; darauf, ob das Bergwerk bei Eintritt der 
Geſetzeskraft des Bergg. bereit? in Ausbeute jtand und ob der Berech— 
tigte damals fein Recht ausgeübt hatte oder nicht, fommt es nicht an. 
Motive zu dem vorl. Entwurfe v. 1862 ©. 196; Urth. des Obertr. v. 29. 
San. 1875, 3. Bd. 16 ©. 387, Entſch. Bd. 74 ©. 98, Striethorft 
BD. 93 ©. 167. 

Anders iſt die Rechtslage bei dem Erbfur und den Mitbaukuren. 
Hier wird die Freikurberechtigung im einzelnen Falle nicht ſchon durch 
die Entftehung des Bergwerks, fondern erjt durch eine nachfolgende jelbit- 
Itändige Thatjache, ein jelbititändiges Ereigniß erworben, welche den 
Bergwerfseigenthümer zur Gewährung des Erbfures 2c. gejeglich ver: 
pflichten, mag nun der Erbfur nach der verjchiedenen Auffaffung der 
früheren Berggejege als Entjchädigung für Grundabtretung oder für 
Bergichäden oder für beides behandelt werden. So lange dieje thatjäch- 
liche Borausfegung nicht vorliegt, kann von einem wohlerworbenen Rechte 
auf den Erbfur nicht die Nede jein. Gegenwärtig find vielmehr auch 
diejenigen Grundeigenthümer, welche unter dem älteren Necht den Erb» 
fur hätten in Anjpruch nehmen können, Tediglich den Vorjchriften im 
fünften Titel de8 Bergg. über die Entichädigung bei der Grundabtre- 
tung und bei Bergichäden untenvorfen, was für fie zugleich eine befjere 
Wahrung ihrer Intereffen bedeutet. Die fortbeftehende Anwendbarkeit 
des älteren Rechts beichränkt fich demnach Tediglich auf die fchon vor 
der Gejehesfraft des Bergg. thatjächlich erworbenen Erbfure und 
Mitbaufure. Anders Kloftermann Anm. 285. 

Bergl. bezüglich der Freikurberechtigungen hauptjächlich folgende 
Bergordnungen: Naſſau-katzenelnb. Art. 28; furtrieriche Art. IV 25; 
homburgische Art. 7; kurſächſ. Art. 72, vergl. mit Art. 1 u. 4 der 
Stollenordnung; kurkölniſche TH. II Urt. 8, TH. III Art. 19; cleve- 
märfiiche Kap. 30 88 1 bis 3; jchlefifche u. magdeburg-halberjt. Kap. 31 
88 1 bis 3; ferner U. L. R. TH. II Tit. 16 $$ 134, 277, und foweit 
e3 jich um den Begriff „Ausbeute“ handelt, 88 296 bis 306. Brajfert, 
Bergordnungen. 

4. Ueber die rechtliche Natur der Freikuxe bejtanden Meinungs» 
“ verjchiedenheiten. Während in einem Urth. des Obertr. v. 5. Juni 1857 
(Striethorit Bd. 24 ©. 354) die Freikuxe als Miteigenthumsantheile 
und die Freifugberechtigten als Meiteigenthümer des Bergwerks angejehen 
waren, wurden die Freikuxe von anderer Seite (Kloftermann, Ueber: 
ficht der bergrechtl. Entſch. ©. 209) als eine auf dem Bergwerfe ruhende 
Reallaſt, als eine Realberechtigung auf einen aliquoten Antheil an dem 
Nupungsertrage des Bergwerks aufgefaßt. Durch die deflaratorifche 
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Beitimmung im $ 224 Abſ. 2 ijt die Streitfrage im Sinne der letzteren 
Auffafiung befeitigt, indem nur dieje der rechtlichen Stellung des Frei— 
furberechtigten zu dem Bergwerfseigenthümer entjpricht und mit der neuen 
Gewerkichaftsverfaffung vereinbar ift. Motive ©. 122. Vergl. aud) 
Urth. des k. ſächſ. Landg. zu Freiberg v. 9. Nov. 1886 u. des Oberl.- 
Ger. zu Dresden v. 27. April 1887, 3. Bd. 29 ©. 492. Für die Be— 
jtimmung des Ausbeuteantheils, auf welchen die Realberechtigung fich 
bezieht, find „die bisherigen Gelege“ maßgebend. 

5. Dem früher entjtandenen Zweifel, welchen Einfluß die Auf: 
hebung der beiden Inappichaftlichen Freikuxe (Bem. 2) auf die Zahl der 
gewerkichaftlichen Kuxe und auf die Ausbeuteantheile der bejtehen ge- 
bliebenen Freikuxe ausgeübt habe, bejeitigt die deflaratorische Beſtimmung 
im $ 224 Abf. 3. Hiernac hat die Gewerfichaft alten Rechts nach wie 
vor 128, nach der jchlej. und magd.-halberjt. Bergordn. 122 gewerf- 
ichaftliche Kure und die Kirche und Schule bezw. der Grundeigenthümer 
einen Anspruch auf je 2/43, Itel (nach jenen Bergordn. auf je %/ya5 ſtel und 
nach der clevesmärf. Bergordn. auf Yıssitel) der Ausbeute. Motive 
©. 123, Klojtermann Anm. 521. 

6. Nach Lage der früheren Gejeßgebung waren die Freikuxe nicht 
ablösbar. 8 224 Abi. 4 jpricht die Ablösbarkeit, weil im Interefje des 
Bergbaues liegend, aus, jieht jedoch von dem Ablöſungszwange aus 
triftigen Gründen ab; Motive ©. 123. 

7. Durch die Verwaltungs: und Gerichtspraris it eine Reihe von 
Rechtsgrundſätzen feitgejtellt, welche für die noch bejtehenden Freikuxbe— 
rechtigungen maßgebend find. Die wichtigeren folgen hier: 


A. Allgemeine Grundjäße. 


a. „Die bisherigen Geſetze“ ($ 224 Ab. 2), durch welche der Aus: 
beuteantheil der Freikuxberechtigten bejtimmt wird, verjtehen unter „Aus: 
beute“ den Ueberjchuß, welcher von dem Ertrage eines Bergwerks nad) 
Zurüderjtattung ſämmtlicher Zubußen d. h. der zum Betriebe des Wer- 
fes geleijteten und verwendeten Beiträge der Gewerfen (des Bergwerks— 
beſitzers), nach Tilgung der etwa zu dem Betriebe aufgenommenen Schulden, 
jowie nach Abzug der für die nächjte Zeit zum Betriebe erforderlichen 
Koſten übrig bleibt. Lediglich dieſe gejeglichen Merkmale des Begrifs 
fes „Ausbeute“ jind maßgebend, wenn es ſich um die Ermittelung han 
delt, ob ein freifugpflichtiges Bergwerk Ausbeute gebaut und davon einen 
entjprechenden Antheil an den FFreikurberechtigten zu entrichten hat, mag 
das Bergwerk jich im Befige einer Gewerkjchaft, eines Alleineigenthümers, 
einer Aktien- oder ſonſtigen Gejellichaft befinden. Urth. des Reichsg. 
v. 4. Nov. 1882; Min.:Bejcheid v. 9. Jan. 1883, Entjch. Bd. 8 ©. 220, 
3: Bd. 24 ©. 510, Bd. 25 ©. 136. Uebrigens hat der Prozekrichter 
bei Ermittelung der Ausbeute und des dem reifurberechtigten gebüh— 
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renden Geldbetrages nicht die Beweisregeln des 8 260 C. P. O. zur 
Anwendung zu bringen, denn es handelt fich Hier nicht um ein „zur er— 
ſetzendes Intereffe” im Sinne des $ 260; vorſt. Urth. des Reichsg. 

Etwaige Einnahmerejte, welche durch den Verkauf von Kohlen auf 
Kredit entitanden find, dürfen bei Berechnung der Ausbeute den Frei— 
fuxberechtigten nicht in Abzug gebracht werden. Urth. des Appell.-Ger. 
Breslau dv. 5. Mai 1859; Min.Beicheid v. 30. Jan. 1867, 3. Bd. 9 
©. 240, 241. Auch kann der Freifurberechtigte verlangen, daß der bei 
den Produftenverfäufen thatjächlich erzielte Reinerlös in Rechnung ge 
jtellt wird und nicht etwa jtatt deffelben die Säße der amtlichen Erz. 
tare in Anja gebracht werden. Min.-Beicheid v. 17. Mai 1883, 3. 
Bd. 25 ©. 138. Der TFreifurberechtigte ift, wenn nach der Anordnung 
der Gewerkichaft die Ausbeute in Natur vertheilt wird, zu verlangen be— 
fugt, daß ihm die auf feinen Antheil fallenden Erze ebenjo wie den 
Gewerfen in aufbereitetem Zuftande gewährt werden; er braucht ſich mit 
Zuweiſung der Erze, wie fie aus der Grube gefördert werden, nicht 
zu begnügen. Urt). des Reichsg. v. 12. Nov. 1884, 3. Bd. 26 ©. 530, 
Entih. Bd. 22 ©. 269. 

b. Die Freifurberechtigten find befugt, von dem Eigenthümer des 
freifurpflichtigen Bergwerfs Rechnungslegung über den aus dem Berg- 
werfsbetriebe erzielten Ertrag (die Ausbeute) zu verlangen. Urth. des 
Dbertr. v. 29. Ian. 1875, 3. Bd. 16 ©. 387, Entſch. Bd. 74 ©. 98; 
v. 21. Jan. 1878, 3. Bd. 20 ©. 353, Entich. Bd. 81 ©. 187; v. 11. Juli 
1879, 3. Bd. 21 ©. 529, Striethorjt Bd. 93 ©. 167; Min.-Bejcheid 
v. 9. San. 1883, 3. Bd. 25 ©. 136. (Anders das ältere Urth. des 
Obertr. dv. 30. Juni 1865, 3. Bd. 7 ©. 239, Entjch. Bd. 55 ©. 180.) 

Unter mehreren freifurberechtigten Kirchen» und Schulgemeinden 
ift jede derjelben ohne Zuziehung der übrigen befugt, von dem Verpflich- 
teten die Rechnungslegung an die Gejammtheit der Berechtigten zu ver- 
langen und hierauf zu Hagen. Vorſt. Urth. v. 29. Ian. 1875 u. 21. 
San. 1878. 

ce. Die Verjährung der Treifurberechtigung durch Nichtgebrauch 
nimmt ihren Anfang erjt von dem Zeitpunfte, in welchem Ausbeute er- 
zielt worden ift, und ihre Vollendung hat im Geltungsbereiche des A. 
L. R. zur Vorausfeßung, daß in der Verjährungsfriſt zweimal Gelegen- 
heit gegeben war, Anſpruch auf einen der reifurberechtigung entſpre— 
chenden Ausbeuteantheil zu erheben. Dbiges Urth. v. 29. Jan. 1875. 

d. Bei der Konfolidation geht die ?Freifurberechtigung ohne Wei: 
tere auf das Eonfolidirte Werk über; $ 48 Bem. 2 ©. 154. 

e. it die Berechtiguug eines freifurpflichtigen Bergwerks unter 
der früheren Gejegebung durch nachträgliche Mitverleihung eines anderen 
Mineral auf Grund einer jog. Deklaration der Verleihungsurkunde 
ausgedehnt worden, jo erjtredt fich der Anfpruch des Freikuxberechtigten 
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auch auf das hinzu verlichene Mineral. Urth. des Obertr. v. 11. Juli 
1879, 3. Bd. 21 ©. 529. Auf die Fälle einer nachträglichen Mitver- 
leihung eines anderen Minerals, welche nach Borjchrift des Bergg. er- 
folgt, ijt aber diefer Grundjag nicht anzuwenden ; dagegen wird bei der 
berggejeßlichen Feldesummwandlung (?Feldeserweiterung) das ganze Feld 
von der Freifuxberechtigung erfaßt. Brajjert, 3. Bd. 10 ©. 90, 91. 
Zum Theil anders Kloftermann Anm. 526a u. Arndt ©. 209. 


B. Kirchen- und Schulfure. 

a. Auch diejenigen metalliichen Bergwerke, welche bei Inkrafttreten 
der cleve-märf. Bergordn. v. 29. April 1766 bereits bejtanden, unter: 
liegen der Verpflichtung zur Gewährung von zwei Freifuren für Kirche 
und Schule. Urth. des Obertr. v. 29. San. 1875, vorjt. unter A b. 

b. In dem (zum Kreiſe Siegen gehörenden) Grund Seel- und 
Burbach find die Bergwerke gewohnheitsrechtlich von der Gewährung 
von Freikuxen an Kirche und Schule frei, mag die Verleihung vor oder 
nad) Einführung des A. L. R. in diefem Landestheile erfolgt fein. Urt. 
des Appell.-Ger. Arnsberg v. 29. Dft. 1870, des Obertr. v. 1. Mai 
1871, 3. Bd. 12 ©. 394; aud) Achenbadh, 3. Bd. 2 ©. 92. 

c. Die Beitimmung im 8 134 TH. II Tit. 16 A. L. R., daß den 
Kirchen und Schulen zwei Freifure beigelegt werden, fommt nur in den- 
jenigen Rechtsgebieten zur Anwendung, in welchen die bergrechtlichen 
Verhältnifje nicht durch die Bergordnungen oder durch andere Provin- 
zialgejege oder Obſervanzen geordnet find. Urth. des Obertr. v. 19. Dft. 
1877, 3. Bd. 20 ©. 350, Striethorjt Bd. 99 ©. 236. 

d. Die nach dem älteren Bergrecht bejtehenden TFreifurberechti- 
gungen der Kirchen und Schulen jowie die Grundfurberechtigungen find 
auch nad) Erlaß des Bergg. nicht als Lajten, welche auf einem privat- 
rechtlichen Titel beruhen, jondern als „gemeine Laſten“ anzujehen und 
bedürfen als jolche nad) dem Gef. über den Eigenthumserwerb und der 
Grundbuchordnung dv. 5. Mat 1872 der Eintragung nicht, um gegen 
Dritte Wirkſamkeit zu erlangen. Der Eigenthümer des freifurpflichtigen 
Bergwerks ijt nicht verpflichtet, jich die Eintragung in das Grundbud) 
gefallen zu laſſen. Urth. des Obertr. v. 5. Febr. u. 15. Nov. 1875, 
v. 21. San. 1878, 8. Bd. 16 ©. 394, Bd. 17 ©. 522, Bd.20 ©. 353, 
Entſch. Bd. 74 ©. 214, Bd. 76 ©. 176, Striethorit Bd. 93 ©. 353; 
ferner Bejcheide der Appell.-Ger. Ratibor, Breslau u. Oppeln v. 22. u. 
30. April u. 21. Mai 1873, 3. Bd. 14 ©. 487, Johow, Jahrbuch 
Bd. 3 ©. 187; vergl. auch oben ©. 165 u. Turnau, Grundbuchord- 
nung, 3. Aufl. TH. II ©. 125. 

e. Sm Bereiche der jchlej. Bergordn. v. 5. Juni 1769 fließt der 
Ertrag der beiden Freikuxe für Kirche und Schule bereits jeit dem Jahre 
1778 zu dem „Schleſiſchen Freikuxgelderfonds“. Die Königl. Verordn. v. 
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9. März 1830 (Braffert, Bergordnungen ©. 986) bejtimmt hierüber, 
„daß die Einkünfte aus den in der ſchleſ. Bergordn. SS 1 u. 2 Kap. 31 
bejtimmten Kirchen- und Schulfuxen, wie bisher gejchehen, jo auch ferner 
nicht der Slirche des Abbauortes bejonders zu berechnen oder zur Dis: 
pofitton zu jtellen, jondern von den Behörden nach dem jedesmaligen 
Bedürfniſſe für Eirchliche und Schulzwede, auch vorzüglich zum Beten 
der Berg-Knappſchaftsgenoſſen und deren Kinder, ohne Unterjchied der 
Konfeffion, auch an jolchen Orten zu verwenden, wo der eigentliche Frei- 
bau jener Kuxe nicht jtattgefunden Hat.“ Auf diefer Grundlage erfolgt 
die Verwaltung des Freikuxgelderfonds nad) dem Regulativ v. 24. März 
1868 (3. f. B- 9- u. S.Weſen Bd. 16 ©. 13) gemeinjchaftlich durch 
die Minijter der öffentlichen Arbeiten umd für geijtliche 2c. Angelegen- 
heiten. | 

Die an den Freikuxgelderfonds zu entrichtenden Freikuxbeträge find 
Öffentliche Abgaben und unterliegen der Beitreibung im Verwaltungs: 
zwangsverjahren nad) der Verordn. v. 7. Sept. 1879; $ 194 Bem. 2 
©. 491. Sie fünnen nach fruchtlojer Zwangsvollitrefung auf Antrag 
des Oberbergamts als Bolljtredungsbehörde in das Grundbuch einge 
tragen werden. Min.Beſch. v. 30. Jan. 1867, Urth. des Kompetenzger. 
v. 28. Juni 1879, 3. Bd. 9 ©. 240, Bd. 21 ©. 362. 

Bei verpachteten Bergwerfen bildet das Pachtgeld die Ausbeute, 
auf welche der Freifurgelderfonds Anjpruch hat. Bei Berechnung der 
Freikuxgelder ijt der von dem Pächter aufgewendete Berlag ebenjo wenig 
wie umgefehrt der etwaige Gewinn des Pächters in Betracht zu ziehen. 
Min.:Beicheid v. 13. San. 1877, 3. Bd. 18 ©. 415. 

f. Eine eigenartige, nach ihrem Zwecke den Freikuxen für Kirche 
und Schule verwandte Abgabe ift der „Mansfelder geiftliche Fünfzigfte“, 
welcher über drei Jahrhunderte aus den Erträgen des Mansfelder Kupfer: 
ichieferbergbaues zu Gunſten von Geiftlichen und Lehrern in den Städten 
Eisleben und Mansfeld geleiftet wurde. Derjelbe beitand in dem 50jten 
Gentner des gewonnenen Schwarzfupfers bezw. jeit 1844 des entiprechen- 
den Garkupfers und wurde nach den Verfaufspreijen in Gelde berechnet 
und entrichtet. Er vertheilte fich unter die verjchiedenen Empfänger nach 
1784 Antheilen. Ueber die Rechtstitel und den Umfang der Abgabe 
wurde zwijchen Teßteren und der „Mansfeldiichen Kupferjchiefer bauen: 
den Gewerfichaft” als jegigen Eigenthümerin der Werfe ein Rechtsſtreit 
geführt, in welchem das Neichsgericht durch Urth. v. 30. Juni 1880 
entichied, daß der Anſpruch auf den geijtlichen Fünfzigiten gegenüber der 
jegigen Gewerkichaft nicht aus gejeglichen oder landesherrlichen Anord- 
nungen, vertragsmäßiger Feititellung, Verjährung oder Objervanz her- 
geleitet werden fünne. Noch während des Prozefjes (1879) kam zwijchen 
der Gewerfichaft und dem größten Theile der Empfänger des Fünfzig— 
iten ein Vergleich zu Stande; nach demjelben iſt die Abgabe für immer 
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durch ein Kapital abgelöft werden, welches in zehn gleichen Jahresraten 
bezahlt wird umd eine jährliche Zinseinnahme von 66000 AA. gewährt; 
außerdem find verſchiedene perjönliche Entjchädigungen für den Wegfall 
de3 Fünfzigſten übernommen worden. Brafjert, Der Mansfelder geift- 
liche Fünfzigſte, 3. Bd. 23 ©. 312 u. da). ©. V Anm. 1. 

g. „Das Recht der Bergitädte des Oberharzes auf Freikuxe“ it 
von Dithaus, 3. Bd. 21 ©. 163, behandelt. 


C. Erb: oder Grundfur. 


a. Der Erb- oder Grundfur kann als fubjektiv dingliches Necht 
nach dem älteren Bergrecht, insbejondere auch nach $ 118 TH. II Tit. 16 
UL NR. „von dem Grund und Boden, auf welchem das Bergwerf 
betrieben wird, nicht getrennt noch bejonders veräußert werden.” An 
diejem Verbote ift durch 8 224 des Bergg. nicht geändert, denn aus 
der hier ausgejprochenen Ablösbarkeit der Freikuxe folgt nicht die Trenn- 
barfeit, jo lange fie beitehen. Urth. des Obertr. v. 2. April 1875, 3. 
Bd. 17 ©. 65, Striethorit Bd. 93 ©. 301. 

Gegen das Berbot des $ 118 cit. kann auch der provinzialrecht« 
(ih in Schlefien nicht zum Erbfur berechtigte Gutsherr den Erbfur 
durch erfigende Verjährung dem Grundeigenthümer gegenüber nicht er— 
werben ($ 664 Th. 1 Tit. 6 A. L. NR). Urth. des Obertr. v. 1. Nov. 
1872, 3. Bd. 14 ©. 243, Entjch. Bd. 68 ©. 106, Striethorft Bd. 86 
©. 321. Die frühere Rechtiprechung des Obertr. hatte bezüglich diejes 
Grundjaßes gewechjelt. Darüber, daß unter dem „Grundherrn“, wel- 
chem die drei revidirten "Bergordn. den Erbkux gewähren, der Grund- 
eigenthümer, nicht der Gutsherr zu verjtehen iſt, vergl. Kloftermann, 
Ueberficht der bergrechtl. Entſch. ©. 220. 

b. Unter zwei oder mehreren Grundeigenthümern ift die Theilung 
des Erbfures gemäß 8 121 TH. I Tit. 16 A. L. R. „verhältnigmäßig” 
d. 5. nach) dem Antheile vorzunehmen, welchen jeder Grundeigenthümer 
an dem Fundgrubenterrain befigt. AU. Achenbach 3. Bd. 2 ©. 73. 

c. Nach Kap. 39 $ 3 der clevesmärf. Bergordn. und der Defla- 
ration v. 13. Sept. 1877 (Brafjert, Bergordnungen ©. 858 ff., Nov. 
Corp. Constit. Tom VI ©. 907) jtand bei den Steinkfohlenbergwerfen 
dem Grundeigenthümer, auf dejjen Grundjtüd ein Schacht abgeteuft 
wurde, ftatt der beiden Erbfure die „Tradde“ (das „Traddefaß'“) zu. 
Sie beitand, je nachdem der Bergbau auf Aedern und Wiejen oder auf 
unfultivirtem Lande getrieben wurde, an jedem Arbeitstage aus 1 bezw. 
1/, Faß Kohlen oder überhaupt aus dem 6öjten bezw. 130jten Faß der 
aus dem Schachte geförderten Kohlen und diente mindejtens als Ent- 
ichädigung für jede Art der Benutzung der Oberfläche zu Bergwerks— 
zweden; ob auch für jonftigen, durch den Bergwerfsbetrieb entjtandenen 
Grundſchaden, ift jtreitig. Statt der Tradde fonnte der Grundeigen- 
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thümer eine Geldentjchädigung für den jährlich entjtchenden Schaden 
verlangen; er hatte das Wahlrecht. 

Als eine „den Bergbau unverhältnigmäßig belastende Naturalab- 
gabe” ift die Tradde mit der Aufhebung jener älteren Geſetze ($ 244) 
in Wegfall gefommen, unbejchadet der durch) Ausübung des Wahlrechts 
bereit3 erworbenen Rechte auf den Bezug der Tradde. Motive ©. 122. 

Für die letzteren Fälle können noch jeßt die Rechtsgrundjäge Werth 
haben, welche bezüglich der Tradde von dem Appell.:Ger. Hamm u. dem 
Obertr. feitgeitellt worden find; vergl. namentlich Urth. des Appell.-Ger. 
v. 14. April 1862 u. 28. April 1876, 3. Bd.4 ©.515, Bd. i9 ©.81, 
Gruchot Bd. 7 ©. 391; des Obertr. v. 23. März u. 20. Dez. 1849, 
Entſch. Bd. 17 ©. 440, Bd. 19 ©. 385; dv. 11. Dez. 1854, Striethorft 
Bd. 16 ©. 86; v. 11. u. 22. Jan. 1858, Striethorit Bd. 29 ©. 16, 
Entſch. Bd. 37 ©. 159; v. 8. Dez. 1876, 3. Bd. 19 ©. 85, Striethorft 
Bd. 97 ©.84. Brajjert, Bergordnungen ©. 863. Turnau, Grund: 
buchordnung, 3. Aufl. TH. II ©. 125. Daubenjped, Haftpflicht des 
Bergwerfsbejigers ©. 64 ff., welcher den Einfluß der Traddeberechtigung 
auf die Entichädigungsansprüche des Grundbefigers eingehend behandelt, 
gelangt zu dem Gabe, dat die Traddebercchtigung ein Surrogat der 
beiden Grundkuxe jet und die Vergütung für Benugung und Entziehung 
des Grund und Bodens bilde, während die jonjtigen Bergichäden, auch 
wen der Grundeigenthümer die Tradde bezogen habe, den allgemeinen 
gejeglichen Bejtimmungen unterliegen. 

d. Mit der Aufhebung des franz. Berggejeges ($ 244) iſt auch 
die auf demjelben beruhende linksrh. „Grundrechtsentſchädigung“, ſog. 
„Srundrente” (la redevance tr&foneiere) in Anjehung aller nach dem 
Bergg. neu verliehenen Bergwerfe in Wegfall gekommen. Dagegen ift 
die den älteren Bergwerfen durch die Konzeſſionsurkunden auferlegte 
Srundrente nicht aufgehoben, jondern nach wie vor zu entrichten; Urth. 
des Landg. Aachen v. 27. Juli 1874 u. des Obertr. v. 21. Dez. 1875, 
8. Bo. 16 ©. 169, Bd. 17 ©. 524; Dppenhoff Nr. 1167. Anders 
Maas, Die Aufhebung der linksrh. Grundrente, 3. Bd. 16 ©. 168. 

Wie der Grundkur, jo ijt auch diefe Grumdrente eine zu Gunften 
des Grundeigenthümers auf den betreffenden Bergwerfen ruhende, jeden 
nachfolgenden Bergwerfseigenthümer verpflichtende Reallaft, unterjcheidet 
ſich aber im Uebrigen Hinfichtlich ihrer rechtlichen Begründung, gejeglichen 
Behandlung und praktischen Tragweite wejentli” von dem Grundfur. 
Sie beruht auf den Art. 6 und 42 des Bergg. v. 21. April 1810, nach 
welchen der Konzeſſionsakt die Rechte der Grundeigenthümer an dem 
Ertrage der Bergwerfe und zwar auf eine bejtimmte Summe fejtzu- 
jegen hat. Nach Art. 18 des Gef. bleibt die Grundrente mit dem Grund 
und Boden vereinigt und haftet mit fir die auf demjelben ruhenden 
Hypothefen, kann aber, vorbehaltlich der Rechte der Hypothefengläubiger, 
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von dem Grundſtücke getrennt und bejonders veräußert werden ; fie ift 
ablösbar und verjährbar. Im Anjchlug an die franz. Praris ift die 
Grundrente in der Regel auf den niedrigen Sat von 1 Pfennig, aus- 
nahmsweiſe auf 1 bis 2 Sgr. für den Morgen der Oberfläche des Kon- 
zeſſionsfeldes feitgejeßt worden. 

Das Nähere über die Grundrente enthalten: Achenbach, Franz. 
Bergrecht 88 37 bis 41; Aguillon, Legislation de mines ete. 1886, 
Th. I Kap. VI 88 279 bis 313; Feraud-Giraud, Code des mines 
et mineurs etc. 1837, Th. 1 88 505 bis 544. 


3u $ 225. 


Durch 8 225 ift ein provinzielles, für den Bergbau jehr drücken— 
des Grundeigenthiimerrecht, das „Recht des Mitbaues zur Hälfte“ oder 
furziweg das „Mitbaurecht” bejeitigt. Auf der jchle. Bergordn. Kap. I 
8 3 und dem beiden deflarirenden oder richtiger abändernden Verord— 
nungen vd. 4. Aug. 1770 u. 1. Febr. 1790, jowie auf der magdeb.-hal- 
berjt. Bergordn. Kap. I $ 3 (Brafjert, Bergordnungen ©. 946 bi 
954 u. 1078) beruhend, gewährte das Mitbaurecht dem Eigenthümer 
des Fundgrubenterrains neben der vollen Grundentichädigung und neben 
den beiden Grundfuren das Recht, mit der Hälfte der 122 gewerfichaft- 
lichen Kuxe jener Bergordnungen, aljo mit 61 Kuren als Miteigenthiimer 
des Bergwerk einzutreten. Die jchlej. Bergordn. geſtand dem Grund: 
eigenthümer jogar ein den Finder gänzlich ausjchliegendes Vorzugsrecht 
(Vorbaurecht) zu; dieſes mußte jedoch alsbald durch die vorerwähnten 
Verordnungen „zur Conjervation des Bergbaues und Abwendung eines 
gänzlichen Verfalls dejjelben“ in das abſchwächende Mitbaurecht umge: 
wandelt werden. Nach dem A. L. R. TH. II Tit. 16 88 124 bis 127 
jollte da8 Mitbaurecht nur aladann ftattfinden, „wenn bejondere Pro- 
vinzialgejeße dajjelbe dem Grundeigenthümer ausdrücklich beilegen.“ Schon 
damals hatten Männer wie Freiherr v. Stein und Graf v. Reden ge: 
wichtige Bedenken gegen diejes Ausnahmerecht erhoben, weil e8 „dem 
Begriffe des Bergrecht3, dem allgemeinen deutjchen Bergrechte und dem 
Wohle des Bergbaues ſelbſt“ widerjpreche (Brajjert, Materialien des 
landr. Bergrecht3 ©. 309). Auch ftrebten die meiſten jpäteren Berg- 
gejeentiwürfe die Aufhebung des Mitbaurecht3 an; fie ijt indeß erſt 
durch $ 225 zur Ausführung gefommen. Ueber die rechtlichen und 
wirthichatflichen Gründe für dieſe durchgreifende Maßregel, jowie die 
Erwägungen, auf welchen die Beitimmungen des $ 225 beruhen, vergl. 
Motive ©. 124, auch Komm.-Beriht d. H. ©. 69, 70 und ftenogr. 
Protokolle d. H. ©. 176 bis 182. 

Die Frijten, in welchen nach $ 225 die noch Schwebenden Ansprüche 
auf das Mitbaurecht geltend gemacht werden mußten, find Tängjt abge- 
laufen, und in Folge deſſen ift das Mitbaurecht jelbit völlig gegen: 
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ſtandslos geworden; denn jobald das Mitbaurecht wirklich ausgeübt 
war, hörte dafjelbe als jolches auf zu beſtehen; an feine Stelle trat die 
Mitbetheiligung an dem Bergwerfe mit 61 Kuxen. In Folge defjen 
haben auch die vielen Streitfragen, zu welchen dag Mitbaurccht Anlaß 
gab, für alle Zeiten ihre praftijche Bedeutung verloren. Es genügt da— 
her ein Hinweis auf die ausgiebige Literatur und die gerichtlichen Ent: 
ſcheidungen. W. I. D. Brafjert, das Recht des Mitbaues zur Hälfte, 
Beitichr. F. B. 9. u. S.:Wejen Bd. 4 ©. 1. Gräff, Die Rechtsver- 
hältniffe des Dominial-Mitbaurechts. Breslau 1859, Koch, Schle— 
ſiſches Ardiv Bd. 6 ©. 1. Steinbed, Provinzialbergrecht in Schle- 
fin. Breslau 1841. Wengel, Provinzialrecht von Schlefien ©. 25, 
227. H. Simon, Das Bergwerfsrecht von Schlefien ©. 25. Lindig 
3: 3.6 ©.621. Klojtermann, Ueberficht der bergr. Entſch. S. 215. 
Ferner die Min.-Erlafje und die Urth. des Obertr. bei Brajjert, 
Bergordnungen ©. 951 und 3. Bd. 2 ©. 389, Bd. 4 ©. 118, 120, 
B.5 ©. 370, 379, Bd.6 ©. 623, 624, Bd. 8 ©. 423, Bd.10 ©. 447, 
454, 458, Bd. 14 ©. 399. 

Das im Art. 225 des bayer. Bergg. erwähnte, auf Art. 8 der 
Bergordn. dv. 6. Mai 1784 beruhende „Mitbaurecht“ ijt nicht das hier 
in Rede jtehende, jondern das Recht des Grunmdbefigers, neben dem Erb: 
fur dier Hure in Anspruch zu nehmen und ala Mitgewerfe zu bauen. 

Auc mit der Grundrechtsentjchädigung des franzöfiichen und des 
englischen Rechts war dag Mitbaurecht nicht auf gleiche Linie zu jtellen. 


Zu 8 226. 


1. Obwohl das Bergg. davon abjah, die Gewerfichaften alten Rechts 
zur Annahme der neuen Gewerfichaftsform gejeglich zu zwingen (S. 270), 
jo entſprach es doch einem dringenden Bedürfnijfe und unterlag feinen 
rechtlichen Bedenken, da8 aus dem früheren Rechtözuftande entwidelte 
Sewerkichaftsrecht des vierten Titels auf die bereits bejtehenden Ge- 
werfichaften ſoweit auszudehnen, als dies gejchehen konnte, ohne leßteren 
auch die juriftische Perjönlichkeit mit beweglichen Kuxen beizulegen. Zu— 
gleich war aber dieſen Gewerkſchaften durch erleichternde Beitimmungen 
die Anregung zu geben, fich der neuen gewerkichaftlichen Verfaffung in 
ihrem ganzen Umfange zu unterwerfen. Auf diefen Gefichtspunften be- 
ruht 8226 mit den nachfolgenden SS 227 bis 239.. Motive ©. 125, 127. 

Bon der Anwendbarkeit auf die Gewerfichaften alten Rechts find 
demnach nur die im $ 227 bezeichneten Borjchriften des vierten Titels 
ausgenommen; alle übrigen Borjchriften dejjelben finden in Verbindung 
mit den abändernden $$ 228 bis 239 bezw. der an die Stelle des 8 235 
getretenen Novelle v. 9. April 1873 (88 235a bis g) auch auf jene 
Gewerkſchaften Anwendung. Im Uebrigen find die Nechtsverhältnifje 
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derjelben zumächjt mac) den etwaigen „vertragsmäßigen Berabredungen“ 
zu beurtheilen. 

Rückwirkende Kraft iſt dem $ 226 nicht beigelegt; find Nechte gegen 
Gewerfichaften alten Rechts bereit3 vor dem Inkrafttreten des Bergg. 
erworben, jo finden hierauf die früheren Vorjchriften Anwendung; 8 99 
Bem. 2 ©. 293. 

2. Die $$ 226 bis 239 und die Novelle dv. 9. April 1873 finden 
auch auf die Gewerkichaften alten Rechts in allen neu erworbenen rechtsrh. 
Landestheifen, einjchlichlich des vorm. Königreichs Hannover Amvendung. 
Vergl. ©. 271. Auf der linken Rheinſeite bejtanden vor dem Bergg. 
deutjchrechtliche Gewerkichaften überhaupt nicht. 

3. Bon den dem preuß. folgenden Bergg. enthalten nur diejenigen 
für Bayern (Art. 226 bi3 238), für Anhalt (88 217 bis 236) und für 
©.-Meiningen (Art. 173 bis 179) theils die nämlichen, theils ähnliche 
Uebergangsbeitimmungen, wie die 88 226 bis 239. In das Bergg. für 
Braunſchweig ($ 216) it nur der $ 227 übergegangen. Das Bergg. 
für Heffen (Art. 208) unterwirft auch die alten Gewerfichaften den Vor: 
ichriften des vierten Titeld. In den Bergg. für Württemberg, ©.-Alten- 
burg, Gotha, Reuß j. 2. und Eljaß-Lothr. find hierher gehörige Ueber: 
gangsbeitimmungen überhaupt nicht enthalten. 


Zu 8 227. 


1. Da der ganze, die 88 226 bis 239 umfafjende Abjchnitt der 
Uchergangsbeftimmungen nur von den bereit bejtehenden „Gewerfichaf- 
ten“ handelt und namentlich auch $ 227 mit dem grundlegenden $ 226 
ummittelbar zufammenhängt, jo kann e3 feinem begründeten Zweifel unter: 
liegen, daß der ungenaue Ausdrud des $ 227 „die bejtchenden Berg: 
werke“ Lediglich die beftchenden „gerverfichaftlichen” Bergwerfe meint. Vergl. 
Kloftermann Anm. 533 u. 3.85.19 ©. 14; Turnau, Grundbuch: 
ordn. 3. Aufl. Th. II S. 113 u. 3. Bd. 18 ©. 309; Eſſer, Gewerfichaft 
©. 116; auch Art. 227 des bayer. Bergg. Unrichtig iſt daher die aus 
$ 227 gezogene Folgerung, daß, wenn ein vor Inkrafttreten des Bergg. 
von einem Alleineigenthümer bejeffenes Bergwerk nach dieſem Zeitpunfte 
auf mehrere Betheiligte übergegangen ift, dieſe eine Gewerfichaft alten 
Rechts bilden; es entjtcht hier vielmehr eine Gewerkſchaft neuen Rechts. 
Mloftermann a. a. D.; Min.-Schreiben v. 28. Dez. 1877, 3. Bd. 19 
©. 300, 301. 

2. Nach dem die Abjicht des Geſetzgebers beftimmt wiedergeben 
den Wortlaute des $ 227 find die hier aufgezählten Paragraphen des 
vierten Titeld von der Anwendbarkeit auf die älteren Gewerfichaften 
gänzlich ausgefchloffen. Wenn Kloftermann Anm. 535 diejelben gleich: 
wohl nur infoweit für ausgejchloffen erachtet, als fie „neues Recht“ ent- 
halten, dagegen troß des $ 227 auch auf die älteren Gewerfichaften an: 
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getvandt wiſſen will, joweit in denjelben „die Grundjäße des früheren 
gewerfichaftlichen Rechts unverändert wiederholt werden“, jo ift dieje 
einschränfende Auslegung des $ 227 weder mit dejjen Faſſung, noch mit 
den Regeln über die derogatorische Kraft jpäterer Geſetze vereinbar. Die 
Nechtslage ift vielmehr die, daß, injoweit das ältere Gewerfichaftsrecht 
ſich mit den im $ 227 ausgejchloffenen VBorjchriften des neuen Gewerf- 
Ichaftsrechts deckt, für beiderlei Gewerfjchaften zwar gleiche bergrechtliche 
Grundſätze, aber nicht die nämlichen gejeglichen Vorjchriften gelten. Es 
muß bier, wie Kloſtermann im Berlaufe jeiner Ausführung jelbjt zu— 
giebt, bei der Beurtheilung dev Nechtsverhältniffe der Gewerfichaften 
alten Rechts auf die früheren, insbejondere die landrechtlichen Vorſchrif— 
ten zurüdgegangen werden. Bergl. auch Oppenhoff Nr. 1177. 

3. Die Gewerfichaften alten Rechts befiten, da die 88 94 bis 98 
auf fie feine Anwendung finden, nicht die Eigenjchaft juriftiicher Per— 
ſonen; nad) wie vor find fie erlaubte Privatgejellichaften mit den inneren 
Nechten der Korporationen und die einzelnen Gewerfen Miteigenthümer 
des Bergwerks. Urth. des Obertr. v. 26. Juni 1872 u. 21. Jan. 1878 
und die dort angezogenen früheren Entſch, 3. Bd. 13 ©. 547, Bd. 20 
©. 353, Entſch. Bd. 67 ©. 240, Bd. 81 ©. 187; aud) oben ©. 262. 
Wegen der weiteren rechtlichen Folgen hieraus vergl. $ 94 Bem. 8 
©. 275 u. $ 14 Bem. de ©. 91. 


3u 8 228. 

1. In Folge der Beihaltung der früheren Kuxeintheilung bejte- 
hen bei den Gewerfichaften alten Rechts nach wie vor 128 und im Be: 
reiche der jchlef. und magdeb.-halberjt. Bergordn. 122 gewerfjchaftliche 
(verzubußte) Kuxe. 

2. Im älteren Bergrecht fehlte eine genügende gejegliche Beſchrän— 
fung der Theilbarfeit des Kuxes; $ 135 TH. II Tit. 16 A. 2. R. ver- 
bot nur, daß Unterabtheilungen eines Kuxes nicht „unter einem Achtel* 
betragen dürfen. Diejer Mangel führte bei vielen Gewerfichaften eine 
regellofe, bis im’3 Ungeheuerliche gehende Zerjplitterung des Kuxbeſitzes 
und in Folge deſſen unhaltbare Rechtszuftände herbei, welche nicht allein 
die innere Verwaltung, jondern auch den Verkehr mit Bergwerksanthei- 
len und die Führung des Berghypothefenbuches außerordenlich erſchwer— 
ten. Vergl. Motive des Gejegentiv. über die Mobilifirung der Sure 
von 1861 ©. 35 ff. Um dieſe Uebelftände allmählig zu bejeitigen, be— 
ſchränkt $ 228 die ThHeilbarkeit eines Kuxes auf Zehntheile, jo daß jede 
andere und weitere Theilung unzuläſſig und eine entgegenjtehende Ver- 
tragsbeitimmung ungültig it. 

Das Verbot erjtredt fich auch auf die bereits bejtehenden Bruch— 
theile von Kuxen, jo daß jede weitere Theilung derjelben unjtatt- 
Haft ijt, wenn die neuen Theile des feitherigen Theilkuxes nicht ſämmt— 
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ih in Zehnteln ausgedrüct werden fünnen. Beſcheid des Appell.-Ger. 
Hamm v. 7. Mai 1874, 3. Bd. 15 ©. 402, Johow, Jahrb. Bd. 4 
©. 123. Es iſt aber mit $ 228 nicht vereinbar, wenn dieſer Beſcheid 
die weitere Theilung eines bereit3 getheilten Kuxes auch unter der Vor: 
ausjegung für zuläſſig erachtet, daß der bisherige „Nenner“ bleibt; 
vergl. 3. Bd. 15 ©. 403 Anm. 1, Bd. 6 ©. 628. Von einer zwangs— 
weiſen Zurücdführung der Kurbruchtheile auf Zehntel mußte abgejehen 
werden; Motive ©. 126. 

3. Die Zwangsverfteigerung eines zahlenmäßig bejtimmten ideel- 
len Antheils an einem Kuxbruchtheile it zuläjfig; auch wenn derjelbe 
nicht in Zehnteln auszudrüden it, ſteht $ 228 nicht entgegen. Beſchluß 
des Landg. Ejjen v. 9. März 1883, 3. Bd. 25 ©. 119. 

4. Der Kur alten Nechts ift an ſich unförperlicher Natur, gilt 
aber als unbewegliche Sache; er ift zunächit der ideelle Antheil an dem 
Bergwerfe jelbit, umfaßt aber auch einen entiprechenden Theil an dem 
übrigen gemeinjchaftlichen Bermögen. Bergl. u. a. Urt). des Obertr. v. 
14. Sept. 1877, 3. Bd. 19 ©. 103, Entich. Bd. 80 ©. 293. 


Zu 8 229. 


Sm $ 229 ift lediglich bejtehendes Recht aufrecht erhalten. Bergl. 
im Uebrigen wegen des Grundbuchtwejens ©. 162 bis 174. 


3u 8 230. 


1. Daß die unbeweglichen Kuxe mit Hypotheken belajtet werden 
fönnen ($ 230 Abj. 1), entjpricht der rechtlichen Natur derjelben und 
der älteren Geſetzgebung. 

Im Ab. 2 iſt eine Neuerung enthalten. Nach) $ 7 des Gel. v. 
12. Mat 1851 fonnte das ganze Bergwerk durch einen mit Dreiviertel- 
mebrheit gefahten Beichluß der Gewerfichaft verpfändet werden; Beſcheid 
des Appell.-Ger. Hamm v. 21. Dez. 1861, 3. 30.3 ©. 258; Strohn, 
Bemerf. über den Berggejeßentw. v. 1862 ©. 30. (Eine entgegenjte- 
hende Meinung verlangte Einſtimmigkeit; Ebmeier, 3. Bd. 1 ©. 133, 
v. Rynſch, 3. Bd. 3 ©. 259.) Da ein jolcher Mehrheitsbeichluß auch 
dann zuläffig war, wenn einzelne Kuxe bereit verpfändet und nicht mehr 
freditfähig waren, jo befand der beichliegende Theil der Gewerkichaft ſich 
in der Lage, den Kredit der noch lajtenfreien Kuxe für feine Intereffen 
in recht3verlegender Weife auszubeuten. Um dies zu verhindern, bedarf 
8 nunmehr zur Verpfändung des ganzen Bergwerfs eines einſtimmigen 
Beichluffes, falls einzelne Kuxe bereits hypothefarijch belajtet find. Mo— 
tive ©. 126; Ejjer, Gewerfichaft ©. 120. 

2. Die Rangordnung unter den Hypothefengläubigern des ganzen 
Bergwerks und der einzelnen Kuxe bejtimmt fich lediglich nach der Rei— 
henfolge der Eintragungen im Grundbuche; der Gläubiger, welchem das 
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ganze Bergwerk dinglich verhaftet ift, hat aus diefem Grunde fein befferes 
Recht, als der Gläubiger des einzelnen Kuxes. Urth. des Obertr. v- 
10. Febr. 1871, 3. Bd. 12 ©. 386, Striethorit Bd. 81 ©. 147; 
Brafiert, 3. Bd. 20 ©. 135. Anders Plathner, Gruchot Bd. 22 
©. 583, 3. Bd. 20 ©. 131. 

3. Wenn in Folge Mehrheitsbeichluffes der Gewerfichaft (8 114) 
das ganze Bergwerk verfauft ift, jo dürfen die auf einzelnen Kuren 
dejjelben eingetragenen Hypotheken auf Grund dieſes Verfaufes nicht ge- 
löjcht werden, auch wenn die Beträge der verficherten Forderungen hin- 
terlegt find. Bejcheid des Appell.-Ger. Hamm v. 3. Sept. 1873, Johow, 
Jahrb. Bd. 3 ©. 197, 3. Bd. 17 ©. 59. 


3n 8 231. 

Nach dem älteren Rechte waren für die mittelbare Erwerbung un- 
beweglicher Kuxe diefelben Beitimmungen maßgebend, welche für die 
mittelbare Eriverbung des Grundeigenthums galten. Plenarbeſchl. des 
Obertr. v. 7. Juli 1851, Präj.-Samml. Bd. 2 ©. 72, Entjch. Bd. 21 
©. 10, Striethorit Bd. 2 ©. 235. Denjelben Grundjaß wiederholt $ 231, 
die Rechtswirkung iſt aber eine andere. Während nämlich früher der 
Eigenthumsübergang nicht von der Zujchreibung im Berggegenbuche ab» 
hängig war, jondern die Bejiübergabe hierzu genügte, wird gegenwärtig 
nach 88 68 u. 1 des Gel. über den Eigenthumserwerb v. 5. Mai 1872 
bet der freiwilligen Veräußerung unbeweglicher Hure das Eigenthum 
nur durch Anflaffung und Eintragung im Grundbuche erworben. Nach 
58 15ff. ift auch die Verpfändung unbeweglicher Kuxe zu beurtheilen. 

Gleiche Grundjäge gelten für die Veräußerung und Berpfändung 
jolcher Kurze im vorm. Herzogthum Naffau; Art. XII der Einf.-Verordn. 


Zu 8 232. 

Für welche von der Gewerfichaft bejchloffenen Beiträge der Ge: 
werfen der jeitherige Eigenthlimer freiwillig veräußerter Sure der Ge— 
werkichaft gegenüber verpflichtet war, mußte in Anjehung der unbeweg— 
lichen Kuxe zeitlich anders beftimmt werden, al3 dies bezüglich der Hure 
neuen Rechts im 8 107 gejchehen tft. Nach $ 323 TH. I Tit. 16 X. 
ER. erjtredte ich diefe Haftpflicht auf die Zubuße, welche vor der 
„Zuſchreibung“ der Kuxe auf den neuen Erwerber im Berggegenbuche 
geichloffen (ausgejchrieben) war. Statt deſſen bejtimmt $ 232 den Zeit: 
punkt der Beräußerung der Sure als den entjcheidenden und zwar 
deshalb, weil eine jolche Zujchreibung da, wo fein Grundbuch bejteht, 
nicht ftattfindet, und es darauf ankam, eine allgemein anwendbare Regel 
aufzuftelen. Schon aus letzterem Grunde kann nicht mit Arndt ©. 213 
gegen den Wortlaut des $ 232 angenommen werden, daß gegemwärtig 
im Geltungsbereiche des Gel. v. 5. Mai 1872 wieder die Eintragung 
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des neuen Erwerbers im Grundbuche dem entjcheidenden Zeitpunkt bilde. 

Im vorm. Herzogthum Naffau it der Zeitpunft des gejeßlichen 
Antrages auf Ab- und Zufchreibung im Berggegenbuche maßgebend; Art. 
XI der Einf.-Verordn. 


Zu $& 233. 


Nach 8 18 des Gef. v. 12. Mai 1851 konnten die Repräfentan- 
ten und Grubenvorstände mit bejonderen (erweiternden oder beſchränken— 
den) Bollmachten verjehen werden. Soweit ſolche Vollmachten bei dem 
Inkrafttreten des Bergg. bejtanden, durften diejelben durch das neue 
Geſetz nicht geändert werden; Motive ©. 127. Eine „bejondere Voll- 
macht“ im Sinne des $ 233 ift aber vorhanden, wenn die Gewerfen- 
verjammlung eine die einzelnen Befugniffe des Repräfentanten oder Grus 
benvorjtandes regelnde Willenserklärung abgegeben, wenn fie demjelben 
einen bejonderen VBollmachtsauftrag (8 5 Th. I Tit. 13 A. 2. R.) er: 
theilt hat. Urth. des Obertr. v. 23. März 1877, 8. Bd. 19 ©. 117, 
nach welchem auch der Fall der Bevollmächtigung eines Mitgliedes des 
Grubenvorftandes zur Ausübung der äußeren Rechte und Verpflichtun- 
gen des Teßteren ($ 15 des Gel. v. 12. Mai 1851) hierher gehört. 
Vergl. auch Urth. des Obertr. v. 10. Sept. 1866, 3. Bd. 7 ©. 530, 
Entſch. Bd. 57 ©. 202; Lindig, 3. Bd. 6 ©. 608. Anders Oppen— 
hoff Nr. 1187. 

Uebrigens wird die Uebergangsbeftimmung des $ 233 gegenwärtig 
faum noch eine praftiiche Tragweite haben. 


Zn 8 234. 


Das frühere Zubuß- und Kaduzirungsverfahren ift auch für die 
Gewerfichaften alten Rechts in Wegfall gefommen und durch 88 129 
bis 131 erſetzt; $ 129 Bem. 1 ©. 341. Der Berfauf eines der Ge- 
werfichaft behufs ihrer Befriedigung zur Verfügung geftellten Kuxes 
($ 130) kann jedoch wegen jeiner Eigenschaft als unbewegliche Sache 
ebenjo wie im Falle des freiwilligen Verzichtes ($ 132) nur nach den 
Borjchriften über die Zmwangsverfteigerung in das unbewegliche Vermö— 
gen erfolgen; es findet mithin das Gef. v. 13. Juli 1883 gemäß $ 180 
Nr. 3 deif. Anwendung; vergl. oben ©. 180. 

Die Anheimgabe des Verkaufes nach $ 130 ift nicht von der Hypo— 
thefenfreiheit de8 Antheils abhängig; $ 130 Bem. de ©. 343. Auch 
bedarf e3 der Weberreichung einer Urkunde über den Beſitz diejes An— 
theils nicht; Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 9. Febr. 1876, 3. Bd. 17 
©. 413. Ein unverfäuflicher Antheil wird der Gewerfichaft im Grund- 
buche „Lajtenfrei” zugefchrieben; $ 131 Bem. 5 ©. 347. 

Für das vorm. Herzogthum Naffau ift Art. XIII der Einf.-Ver- 
ordn. maßgebend. 
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Zu & 235a. 


1. In den 88 235a bis 239 find gegenwärtig diejenigen Weber: 
gangsbeitimmungen zujammengefaßt, welche die Ummvandlung der Ge 
werfichaften alten Rechts in jolche neuen Rechts zu erleichtern und recht- 
lich zu regeln bezweden. Nach $ 235 in feiner urjprünglichen Faſſung 
konnte dieſe Umbildung zwar mit Dreiviertelmehrheit bejchlofjen, jedoch), 
wenn auf gewerfichaftlichen Antheilen Hypotheken oder Privilegien des 
rhein. Nechts haften, nur mit Eimvilligung oder nad) vorgängiger Ab— 
findung diefer Gläubiger ausgeführt werden, indem Bedenken getragen 
war, die Nechte derjelben gegen deren Willen durch) die Mobilifirung 
der Kuxe weſentlich umzugeltalten. Motive ©. 127; Komm.Berichte 
d. 9. ©. 70, 71,8. %. ©. 103. Die Erfahrung lehrte indeß, daß die 
beabjichtigte Umgeftaltung der Gewerfichaftsverhältniffe durch dieſe er- 
jchwerenden Bedingungen ungebührlich verlangfamt wurde. Die Novelle 
v. 9. April 1873 erjette deshalb den $ 235 durch die 88 2352 bis g 
und jchuf damit einen neuen Nechtsboden, auf welchem es den Gewerf- 
Ichaften alten Rechts erleichtert werden follte, ihre Verfaffung mit den 
erprobten WVorjchriften des vierten Titel3 in Einklang zu bringen. 

Dem Gef. v. 9. April 1873 war jchon im Jahre 1870 ein den- 
jelben Zweck verfolgender minifterieller Gejegentwurf voraufgegangen und 
nebjt Motiven behufs Begutachtung veröffentlicht worden; 3. Bd. 11 
©. 133 und die Gutachten daj. ©. 378, 386. Sodann ging in der Land- 
tagsjejfion von 1871/72 aus der Initiative des Haufe der Abgeoröne- 
ten (v. Beughem) ein überarbeiteter Gefegentwurf hervor, welcher indeß 
wegen Schließung des Landtags nicht zur Erledigung fam; vergl. den- 
jelben nebjt Motiven 3. Bd. 13 ©. 192. Im der folgenden Sitzungs— 
periode brachte die Regierung zufolge Allerh. Ermächtigung v. 9. Dez. 
1872 diefen Entwurf mit einigen Faffungsänderungen wieder ein. (Druckſ. 
des Herrenh. Nr. 20), worauf dejjen Annahıne in beiden Häufern des 
Landtags mit geringen Abänderungen erfolgte; vergl. Komm.-Bericht 
d. H. Drudf. Nr. 48, jowie ftenogr. Berichte d. 9. ©. 147, 148, d. A. 
©. 1761, 1762; 1807, 1808. Das Geſetz jelbjt vergl. oben ©. 41 bis 
44, au) 3. Bd. 14 ©. 145. 

E3 waren zwei Punkte, in denen fich die Vorjchriften des $ 235 
al3 ungenügend bezw. als Hinderlich für die Erreichung des beabjichtig- 
ten Zweckes eriviefen, nämlich 1. der Mangel einer Beltimmung über 
die Unterbringung von Kuxtheilen, welche bei Zurüdführung der älteren 
KureintHeilung auf die Zahl 100, 1000 oder 10000 überjchießen ; 2. das 
Erfordernig der Zuftimmung oder vorgängigen Abfindung der Kux-Hy— 
pothefengläubiger oder Inhaber von Privilegien des rhein. Rechts. In 
Folge der hieraus erwachienen Schwierigkeiten mußte bejonders im Be— 
zirfe des Oberb. Dortmund unter den bei dem dortigen Bergwerkseigen— 
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thum bejtchenden verwidelten Bejig- und Hypothefenverhältniffen viel 
fach Abjtand davon genommen werden, die Umbildung der gewerfichaft- 
lichen Berfaffung in Angriff zu nehmen, fo daß ſich dort die Befeitigung 
jener Erjchwernijje der Umwandlung als dringendes Bedürfnig heraus: 
jtellte. Motive ©. 8 bis 10; Komm.-Beriht d. 9. ©. 3. 

Das Gel. dv. 9. April 1873 hat in Bezug auf beide vorbezeichnete 
Punkte Abhülfe geichaffen. Eritens iſt der fich ummwandelnden Gewerk— 
ihaft die Befugniß eingeräumt, nöthigenfall3 die bei der neuen Kuxein— 
theilung überjchießenden Bruchtheile nach gejchehener Zufammenlegung zu 
ganzen Kuren im Wege der Zwangsverfteigerung zum Verkaufe zu brin- 
gen (8 235g). Zweitens find die Kux-Hypothekengläubiger und die In— 
haber von Privilegien des rhein. Rechts, anfchliegend an die für Konjoli- 
Dationen von Bergiverfen maßgebenden 88 45 bis 49 des Bergg. für 
befugt erflärt, ihre Befriedigung vor der Berfallzeit zu verlangen, ſo— 
weit dies die Natur des Anſpruches geitattet ($ 235d). Zugleich ift 
aber der Ummwandlungsbeihluß in allen Fällen der Beitätigung des 
Oberbergamts unterworfen, damit vorher feitgejtellt werden kann, daß 
zu berüdfichtigende Gläubiger nicht vorhanden oder deren Anfprüche im 
Wege gütlicher Einigung oder durch gerichtliche Geltendmachung erledigt 
find ($$ 235b u. e). 

Wenn die Umbildung der gewerfichaftlichen Verfaſſung, wie bereits 
©. 270 erwähnt, troß der dargebotenen Erleichterungen langjamer, als 
anzunehmen war, vor fich geht, jo wird man die Verlängerung des Ueber- 
gangszuftandes eben Hinnehmen müfjen, da ein zwangsweiſes Eingreifen 
auch jet nicht gerechtfertigt fein würde. 

2. 8 235a räumt das Necht der Umwandlung allen Gewerfichaften 
ein, welche aus der Zeit vor Inkrafttreten des Bergg. in den alten und 
den neu erworbenen LZandestheilen noch beitehen. 

3. Das Recht zur Umwandlung ift jo aufzufaffen, daß die alten 
Gewerfichaften denjenigen Vorjchriften de vierten Titels, welchen fie 
nach $ 226 geſetzlich unterworfen find, durch Beſchluß auch die Vor- 
ichriften Hinzufügen können, welche nach $ 227 auf fie feine gefetliche 
Anwendung finden, jo daß fie aljo gleich den Gewerkichaften neuen Rechts 
volljtändig unter die Wirffamfeit des vierten Titel treten; es handelt 
ſich alſo um Unterwerfung unter jämmtliche im $ 227 ausgejchlofjene 
Beitimmungen. Achenbach, 3.8.7 ©. 177; DOppenhoff Nr. 1192. 
Anders Strohn, 3. Bd. 7 ©. 44 bi 49, infofern er nur die 88 96 
bis 110 als untheilbares fyitematisches Ganzes behandelt wiſſen will, 
dagegen die Gewerfichaft alten Rechts zu der Errichtung eines Statuts 
gemäß $ 94 für befugt erachtet, auch ohne fich zugleich den übrigen 
ausgeſchloſſenen Bejtimmungen unterwerfen zu müſſen; vergl. jedoch $ 94 
Bem. 8 ©, 275. 

4. Auf den Fall der Umwandlung einer Gewerkichaft alten Rechts 
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in eine Aftiengefellichaft bezieht ſich 235 a nicht; $ 133 Bem. 4 ©. 349, 
Ebenfowenig ift derjelbe anwendbar auf den Fall der Annahme der ge- 
werkichaftlichen Verfaſſung ſeitens einer in anderer Form beftehenden 
Geſellſchaft; Min.Beſcheid v. 18. Ian. 1876, 3. Bd. 17 ©. 126. 

5. Da fich gezeigt hatte, daß die im $ 235 ausnahmsweiſe zuge- 
lajjene Eintheilung in 10000 Kuxe zur Erreichung des beabfichtigten 
Zweckes nicht genügte, jo gewährt 8 235a Ab. 2 einen weiteren Spiel: 
raum, behält aber die Genehmigung des Reſſortminiſters vor. Eine 
jolche ausnahmsweiſe Kuxzahl beiteht u. a. bei der Mansfeldfchen Kupfer: 
ichiefer bauenden Gewerkichaft, welche 69120 bewegliche, untheilbare Kuxe 
beſitzt. 


Zu 8 2356. 


1. Abweichend von der früheren, auf 88 235 u. 101 beruhenden 
Praxis (Nekursbeih. v. 11. April 1866, 3. Bd. 9 ©. 239) ift nad) 
$ 235b Abf. 1 die oberbergamtliche Beltätigung des Umwandlungsbe- 
ichluffes in jedem Falle erforderlich, um dem Verfahren einen bejtimm- 
ten, leicht erkennbaren formalen Abjchluß zu geben und eine geeignete 
Grundlage für die etwaige Zwangsverſteigerung überjchießender Bruch. 
theile zu gewinnen; Motive ©. 11. 

2. Nach $ 235b Abi. 2 iſt der Ummandlungsbeichluß, wo die 
Einrichtung des Hypothekenweſens es gejtattet, im Grundbuche (Berg- 
gegenbuche) zu vermerken und jpäter wieder zu löjchen, letzteres auf Ans 
trag des Dberbergamts. Dagegen iſt es Sache der Gewerfichaft bezw. 
des Repräfentanten oder Grubenvorjtandes, die Eintragung des Ber: 
merks bei dem Grundbuchamte zu beantragen; Motive ©. 12. Uebri— 
gens kann diefe Eintragung von dem Grundbuchamte nicht deshalb ab- 
gelehnt werden, weil der Beichluß nicht in rechtsgültiger Weiſe zu Stande 
gefommen ſei. Beſcheid des Appell.-Ger. Naumburg v. 25. Sept. 1874, 
Sohow, Jahrb. Bd. 7 ©. 192, 3. Bd. 19 ©. 263. 

3. Die rechtliche Wirkung der erfolgten Eintragung des Vermerks 
iſt lediglich die im 8 235f angegebene. Die Eintragung enthält Feine 
„Beränderung eines eingetragenen Rechtsverhältniffes“, auch bewirkt fie 
feine „Verfügungsbeſchränkung“ und hat ebenjowenig die Bedeutung einer 
„Vormerkung“; die Koſten derjelben find daher nicht nach Pofition C 1, 
jondern nach Poſition C 2 des Koftentarifs für Grundbuchjachen zu 
berechnen und überjteigen demnach niemal3 den Betrag von 9 A. Bes 
ihluß des Kammerg. v. 6. Febr. 1888, 3. Bd. 29 ©. 396. 


Zu 8 235c. 


Die Bekanntmachung durch das Amtsblatt hat „in jedem Falle“, 
mithin auch dann zu erfolgen, wenn Hypothekengläubiger oder privile— 
girte Gläubiger des rhein. Rechts nicht vorhanden bezw. nicht bekannt ſind. 
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Zu 8 2354. 


Nur die Hypothefengläubiger und die privilegirten Gläubiger des 
thein. Rechts, nicht auch andere Nealberechtigte fünnen nach $ 235 d 
Befriedigung vor der Verfallzeit verlangen. Komm.-Bericht d. 9. ©. 4 


bis 7. 
Zu $ 235. 


Die Beitätigung des Umwandlungsbeſchluſſes hängt nicht von dem 
Ermefjen des Oberbergamt3 ab, jondern muß erfolgen, wenn die Vor: 
ausjegungen des $ 235e vorhanden find. 


Zu & 2351. 


Maßgebend ift hier der Zeitpunkt der Eintragung des Vermerks 
im Hppothefenbuche ($ 235 b) und in dem Fällen, in welchen dieje nicht 
jtattgefunden hat, der Tag der Ausgabe des betreffenden Amtsblattes. 


Zu 8 2358. 

1. Das „Uebereinfommen“ über die „anderweitige Zuſammenle— 
gung“ überjchießender Kuztheile, durch welches die Zwangsverfteigerung 
entbehrlich wird, kann gültig in Gejtalt eines Gewerkſchaftsbeſchluſſes 
gefaßt werden, jofern jämmtliche am den überjchiegenden Kuxtheilen 
betheiligten Gewerfen dem Beichluffe zuftimmen. Beſcheid des Appell. 
Ger. Hamm v. 20. Sept. 1874, Johow, Jahrb. Bd.4 ©. 126, 8. Bd. 17 
©. 530. 

2. Gegenitand der „nothwendigen Subhaftation” find nicht die 
alten, überjchiegenden unbeweglichen Kuxtheile, jondern die neuen, zu— 
jammengelegten beweglichen Hure. Bejchlüfje des Landg. Dortmund v. 
14. Febr. u. 7. Aug. 1883, 3. Bd. 26 ©. 391. Tür diefe Abweichung 
von der Regel, nad) welcher die Mobiliarverfteigerung eintreten müßte, 
iſt maßgebend gewejen, daß die Form der nothwendigen Subhajtation 
den Nealberechtigten und den Kuxeigenthümern größere Sicherheit für 
die Wahrung ihrer Interefjen darbiete, als die Mobiliarverjteigerung, 
daß zudem letztere feine wejentliche Abkürzung des Berfahrens herbei: 
führen würde, und daß überhaupt die Wirkung der Umwandlung der 
unbeweglichen Anthetle in bewegliche jo lange ausgejeßt bleibe, bis die 
neue Kureintheilung thatfächlich durchgeführt fei; 3. Bd. 11 ©. 143, 
144; Bd. 13 ©. 218. 

Den Antrag auf Zwangsveriteigerung haben nicht die beteiligten 
Gewerken, jondern der Nepräfentant oder Grubenvorftand zu jtellen. Im 
Geltungsbereiche des Gel. v. 13. Juli 1883 findet diejelbe gemäß $ 180 
Abi. 2 Nr. 3 nach Vorſchrift der 88 157 ff. und 186 dieſes Geſetzes 
ftatt; vergl. oben ©. 180. 

3. Die Mobilifirung der Kuxe tritt erjt in Kraft, wenn die Zwangs— 
verjteigerung der überjchießenden Kuztheile zu Ende geführt it. Bis da- 
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hin behält das bisherige Grundbuchblatt feine volle rechtliche Bedeutung, 
und erjt dann kann mit der Löſchung der auf den zufammengelegten 
Kuzrtheilen Haftenden Hypotheken und anderen Realrechte vorgegangen 
werden. Die betreffenden Gläubiger find daher auch berechtigt, fich an 
den bei der Zwangsverfteigerung erzielten Kauferlös zu halten. VBejcheid 
des Appell.-Ger. Hamm v. 7. Oft. 1874, Johow, Jahrb. Bd.4 ©.7, 2. 
Bd. 17 ©. 529. 

4. Im Falle der Konjolidation von Bergwerken, unter gleichzei- 
tiger Umwandlung der Gewerfjchaften in eine Gewerfichaft neuen Rechts, 
fann das neue Grundbuchblatt erjt dann angelegt werden, wenn der Um— 
wandlungsbejchluß vollitändig ausgeführt, namentlich auch die Zwangs— 
versteigerung oder die freihändige Veräußerung der aus überjchiegenden 
Kurtbeilen zufammengelegten Kuxe bewirkt ijt. Bejcheid des Appell.-Ger. 
Hamm v. 20. Sept. 1874, Johow, Jahrb. Bd. 4 ©. 126, 8. Bd. 17 
©. 530. Im Uebrigen hat aber der Grumdbuchrichter die Nechte der 
Gewerken bezüglich der überjchiegenden Kuxtheile nicht wahrzunehmen, 
Beſchluß dei. Appell.-Ger. v. 25. Sept. 1378, Johow, Sahrb. Bd. 8 
©. 286, 3. Bd. 20 ©. 382, 


Zu 8 236. 


Das Hyothefenrecht derjenigen Kur-Hypothefengläubiger, welche 
von der Befugnik, ihre Befriedigung vor der Berfallzeit zu verlangen 
($ 235d), feinen Gebrauch gemacht haben, venvandelt fich nach $ 236 
Ab}. 1 in ein Pfandrecht, Fauftpfand, an den beweglichen Kuren. Die 
bejonderen Beitimmungen darüber, wie es mit diefen Pfandrechten, ins- 
befondere auch unter zwei oder mehreren Gläubigern gehalten werden 
jo, treffen im Anjchluß an die allgemeinen Rechtsregeln die 88 236 
bis 239. 

Für den rechtsrhein. Geltungsbereich des rheinischen Rechts Haben 
dieſe Beitimmungen jo lange feine Anwendbarkeit, als dort das Grund— 
buch noch nicht eingerichtet iſt (vergl. Gef. v. 12. April 1888, ©. ©. ©. 52 
u. oben ©. 173), aber auc) bei der geringen Zahl der in diefem Lan- 
destheile noch vorhandenen Gewerfichaften alten Rechts kaum praftiiche 


Bedeutung. Zu 8 237 
u : 


1. Die zur Entjtehung des Prandrechts erforderliche Aushändigung 
bezw. Aufbewahrung des verpfändeten Kuxſcheins (8 237) bringt es mit 
fih, daß der Gewerke feinen Antheil inzwiichen nicht weiter verpfänden 
fann. Dagegen erwächit hieraus für die Ceſſion des Antheils fein recht- 
liches Hinderniß; $ 105 Bem. 2 ©. 301. 

2. Werden die Kuxſcheine über verpfändete Hure von dem Grund: 
buchamte aufbewahrt ($ 237), und ftellt der Gewerfe demnächſt der Ge— 
werfichaft den Verkauf diejer Hure nach $ 130 anheim, jo kann die Her: 
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ausgabe der Kuxſcheine von der Gewerkſchaft nur mit Einwilligung der 
Piandgläubiger vder auf Grund einer gegen diejelben gerichteten Zwangs— 
volljtrefungsmaßregel des zuftändigen Nichters verlangt werden. Bes 
ichlüffe des Landg. Dortmund v. 3. Oft. 1833 u. des Kammerg. Berlin 
v. 26. Mai 1884, 3. Bd. 26 ©. 394. 

3. Das bayer. Bergg. befaßt die Hhypothefenbehörden nicht mit 
den in 88 237 u. 239 bezeichneten Gejchäften. Sind zwei oder mehrere 
Gläubiger vorhanden, jo wird der Kuxrſchein durch einen von dieſen zu 
bejtimmenden Notar aufbewahrt. 


Zu $ 238. 


Die Vorjchriften des $ 238 ergeben fich aus allgemeinen Rechts: 
grundfägen in Verbindung mit 88 109 u. 236. Eine finngemäße An- 
wendung der 88 129 bis 131, welche Arndt ©. 218 annimmt, ijt nicht 


uläſſig. 
zuläſſis 3u 8 239. 

1. In den Fällen, in welchen jeitherigen Kux-Hypothekengläubigern 
ein Fauſtpfandrecht an den zufolge eines Umwandlungsbeichluffes (8 235 a) 
entjtandenen beweglichen Kuren zuiteht ($ 236), erfordert die Führung 
des Gewerfenbuches und die Ausfertigung der Kuxſcheine, namentlich 
wegen der in Iettere nach $ 236 zu übertragenden Vermerke, bejondere 
Geſchäftskenntniß und Sorgfalt und it deshalb im $ 239 vorübergehend 
den Hypothefenbehörden, jet den Amtsgerichten übertragen, um auch 
auf diefe Weiſe den Uebergang der Gewerkichaften alten Rechts in die 
neue Gewerkichaftsform zu befördern und zu erleichtern; Motive ©. 128. 

2. Die Führung des Gewerfenbuches und die Ausfertigung der 
Kuricheine Hat nicht durch das Amtsgericht ($ 239) zu erfolgen, 
wenn auf den neuen Kuren nicht Fauſtpfandrechte, welche an die Stelle 
jeitheriger Hypotheken getreten find, jondern lediglich andere NRealrechte 
haften. Plenarbeichl. u. Verf. des Appell.-Ger. Hamm v. 12. Nov. 1873, 
3. Bd. 15 ©.400, Bd. 17 ©.42 Anm. 1; Rintelen, Gruchot Bd. 18 
©. 108, 3. Bd. 17 ©. 33 

3. Die im $ 239 bezeichneten Gejchäfte find gegenwärtig von den 
Amtsgerichten nad) Maßgabe der Min.-Injtruftion v. 19. Nov. 1866 
zu bejorgen. Vergl. diejelbe nebjt Formularen 3. Bd. 7 ©. 437, Huyſſen 
©. 169, Klojtermann Anm. 552, Ejjer, Gewerfichaft ©. 137. 

4. Sind Kuxe, über welche das Gewerfenbuch nach) $ 239 von 
dem Amtsgerichte geführt wird, Gegenjtand der Ceſſion, jo ijt in finn- 
gemäßer Anwendung der 88 33 u. 35 der Grundbuchordn. als Grund- 
ja angenommen, daß die Unterjchrift des bisherigen Gewerfen unter 
dem Ceſſionsakte der notariellen oder gerichtlichen Beglaubigung bedarf, 
es ſei denn, daß eine öffentliche Behörde die Eeifion vorgenommen hat 
und letere ordnungsmäßig unterjchrieben umd unterfiegelt iſt. Beſcheid 


592 Elfter Titel. [8$ 240. 241 


des Appell.:Ger. Hamm vd. 28. Mai 1873, Johow, Jahrb. Bd. 3 ©. 195, 
196, 3. Bd. 17 ©. 528; vergl. auch $ 105 Bem. 2 ©. 301. 


Zu $ 240. 

1. Da das franz. Bergg. v. 21. April 1810 feine befonderen Vor: 
Ichriften über Bergwerkögejellichaften enthält, jo waren in den linksrh. 
Landestheilen die Rechtsverhältniſſe der Mitbetheiligten von Bergwerfen, 
abgejehen von vertragsmäßigen Berabredungen, lediglich nach Civilrecht 
zu beurtheilen. Zur Abänderung diejes Rechtszuſtandes lag feine Ver: 
anlaffung vor, weshalb derjelbe im $ 240 aufrecht erhalten und nur 
dahin abgeändert ift, daß die Mitbetheiligten ebenſo wie in den Fällen 
des $ 134 einen Repräjentanten zu bejtellen haben. Vergl. $ 134 Bem. 1 
bi8 5 ©. 350, 351; auch) Oppenhoff Nr. 1204 und 1204 bis, 

2. Auch den Mitbetheiligten der linksrh. Bergwerke ($ 240) ift 
die Annahme der gewerkichaftlichen Berfafjung des vierten Titels da— 
durch erleichtert, daß Hierzu die Dreiviertelmehrheit genügt. Motive 
©. 129; Komm.-Beriht d. 9. ©. 72. 

3. Iſt eine im Geltungsbereiche des franz. Bergg. gegründete 
Bergbaugejellichaft in eine Aftiengejellichaft umgewandelt, jo bedarf es 
zur Umfchreibung derjenigen Bergwerfe, welche im Bereiche des Gef. über 
den Eigenthumserwerb v. 5. Mai 1872 liegen, der Auflaffung. Beſcheid 
des Appell.Ger. Hamm v. 13. Sept. 1876; Johow, Jahrb. Bd. 6 ©. 116, 
8. 3b. 19 ©. 88. 

Zu $ 241. 

1. Durch $ 241 joll in Betreff derjenigen Grundftüde, welche 
bereit8 vor Inkrafttreten des Bergg. an Bergwerfsbefiger eigenthümlich 
abgetreten oder von denjelben in Benugung genommen find, jeder Zweifel 
darüber ausgeichlojjen werden, „daß auf das dadurch zwilchen ihnen und 
den Grundbefigern begründete Rechtsverhältnig nur die bisherigen Gejeße 
und zwar auch dann zur Anwendung fommen, wenn die Benugung uns 
ter dem gegenwärtigen Gejege fortdauert“. Komm.-Bericht d. 9. ©. 72, 
d. A. ©. 104. Namentlich jtehen dem Grundeigenthümer in diejen Fäl— 
fen nicht die Vortheile zu, welche die ausgejchlofjenen $$ 137 bis 141 
demjelben abweichend von dem A. L. R. jonjt einräumen; Urth. des 
Obertr. v. 29. Mai 1876, 3. Bd. 18 ©. 234, Entſch. Bd. 77 ©. 251. 

Indem die 88 137 bis 141 nicht rüchvirfend zur Anwendung kom— 
men jollen, handelt es fich um Ausjchliegung gewifjer VBorjchriften des die 
Zwangsabtretung von Grundeigenthum für Bergbauzwede betreffenden 
materiellen Nechts; dagegen find die Borjchriften des Bergg. bezüglich 
der Zuftändigfeit der Behörden und des Verfahrens nicht ausgejchloffen. 
Min.-Beicheid v. 20. Dit. 1866, 3. Bd. 9 ©. 242, 

2. Die Frage, ob und in welchen Fällen ein beveit3 vor Inkraft— 
treten des Bergg. ergangener Enteignungsbeihluß im Rechtswege ange: 
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griffen werden kann, ift lediglich nach den damaligen Gejeßen zu beur- 
theilen. Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 25. Juli 1868, des Obertr. 
v. 4. Juni 1869; 3. Bd. 10 ©. 431, Striethorit Bd. 75 ©. 130. 


Zwölfter Titel. 
Schlußbeſtimmungen. 
Zu 8 242. 


Der auf Vorſchlag der Komm. d. H., Beridt ©. 72, aufgenommene 
8 242 führt für die im Bergg. (88 31, 35, 46, 51, 65, 110, 127, 159, 
161, 215, 218) nad; Monaten bejtimmten Friſten, unter Ausjchliegung 
der Friſtberechnuung im $ 550 Th. I Tit. I AU. L. R., diejenige Be- 
rechnungsart ein, welche bereit? im Art. 328 9. ©. B. und Art. 32 
Wechjelordn. angenommen war und gegenwärtig auch im $ 200 C. P. O. 
enthalten ijt. Seine Anwendung auf die berggejeglichen Friſten findet 
aber die im Art. 329 9. G 3. und $ 200 Abſ. 2 C. BP. D. getroffene 
weitere Beitimmung, daß, wenn das Ende der Friſt auf einen Sonntag 
oder allgemeinen Feiertag fällt, die Friſt erſt mit Ablauf des nädhit- 
folgenden Werftages endigt. Nach $ 9 lit. e des Gef. v. 22. Febr. 
1869 gilt $ 242 auch für den Bereich dieſes Geſetzes; ©. 558. 

Das bayer. Bergg. enthält den $ 242 nicht und hat ftatt der drei- 
monatlichen Friften jolche von 90 Tagen angenommen, jedoch die Friſten 
von ſechs Monaten (Art. 215, 218) beibehalten. 


Zu & 243. 


Das Bergg. iſt in Kraft getreten: in den neu erworbenen Gebieten 
von Naſſau, Oberheſſen und Hefjen-Homburg nebjt Meijenheim am 1. 
April 1867, von Hannover, Kurheſſen, Frankfurt a M. und in den 
bayerifchen Landestheilen am 1. Juli 1867, im Herzogthum Lauenburg 
am 1. Juli 1868, in Schleswig-Holjtein am 1. April 1869 und im 
Sadegebiet am 1. April 1873; vergl. Einf.-Berordn. 


Zu 8 244, 


1. Durch 3 244 find „alle“ allgemeinen und bejonderen Gejeße, 
Verordnungen und Gewohnheiten über Gegenjtände, auf welche das 
Berggeſetz „ſich bezieht”, außer Kraft gejeßt; die namentlich aufgeführten 
Geſetze dienen als die wichtigjten Beijpiele für das damalige Gebiet des 
preußifchen Staates. Im gleicher Weije iſt die Aufhebung des älteren 
Bergrechts bei Einführung des Berggejeges in dem neu erworbenen Lan: 
destheilen ausgeiprochen; vergl. Einf.-Berordn. 

38 
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Mit der Außerkraftjeguug der älteren Gejege haben auch die le— 
dDiglich zur Ausführung derjelben ergangenen Vorjchriften jedweder Art 
ihre Anwendbarkeit verloren. Bergl. u. a. Rekursbeſch. v. 20, Febr. 1873, 
3. 3b. 15 ©. 137. 

Die Gejeße ꝛc. über Gegenjtände, auf welche das Bergg. ſich nicht 
bezieht, find von der Aufhebung durch 8 244 nicht betroffen. Dahin 
gehören namentlich auch die im $ 245 bezeichneten VBorjchriften über 
die Bergbauhülfskaſſen und die Bergwerksabgaben. 

Auch die durch $ 244 aufgehobenen Gejege ꝛc. haben trotzdem 
ihre Anwendbarkeit injoweit behalten, ala nach denjelben wohlerworbene 
Rechte und jolche ältere Einrichtungen, welche, wie Freikuxe, Erbjtollen- 
gerechtigfeiten, Grundrenten 2c. durch das Bergg. erit von deſſen Ein- 
führung ab befeitigt wurden, nach wie vor beurtheilt werden müffen. 

2. $ 244 findet auch auf den ſächſ. Kohlenbergbau Anwendung; 
$ 9 lit. e des Gel. v. 22. Febr. 1869, ©. 553. 

3. In Folge der Aufhebung der das Koalitionsrecht betreffenden 
Borichriften des Gel. v. 21. Mai 1860 durch die $$ 152 u. 153 der 
Gewerbeordnung ift der Vorbehalt im $ 244 gegenjtandslos geworden; 
©. 260. 


Zu $ 245. 
I. Bergbauhülfsfafsjen. 
1. Nach $ 245 Abſ. 1 ijt in Kraft geblieben das 


Geje wegen Verwaltung der Bergbauhülfsfafien. 
Bon 5. Juni 1863. ©. ©. ©. 365. 


$ 1. Die aus Beiträgen oder Gefällen der Bergwerksbeſitzer gebil- 
beten Bergbauhülfskaſſen, nämlich: 

1. die Oberfchlefifche Steinkohlen-Bergbauhülfskaſſe, 

. die Niederjchlefiiche Steinkohlen-Bergbauhülfskaffe, 

. die Märkische Berggewerkſchaftskaſſe, 

. die Eſſen-Werdenſche Berggewerktichaftstaffe, 

. die gewerkichaftliche Bergbauhülfstaffe für den Niederſächſiſch— 
Thüringichen Dijtrikt, 

. die Kamsdorfer (Neuftädter) Schurfgelderkaffe, 

gehen mit dem 1. Januar 1864 in die Verwaltung der Befiber der bethei- 

ligten Bergwerfe über. 

8 2. Die Bergbauhülfgfaffen haben die Rechte juriftiicher Perfonen. 

Die Verwaltung wird durch ein von den Beſitzern der betheiligten 
Bergwerke fejtzuftellendes Statut geregelt, welches den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes nicht zuwiderlaufen darf und der Bejtätigung des Handelsminifters 
unterliegt. 

Die Verwendungen aus den Bergbauhülfskaffen erfolgen, nach näherer 
Beltimmung des Statut3, zur Hebung und Beförderung des Bergbaues, 
ſowie zur Unterftügung folcher Anlagen und Unternehmungen, welche allen 
oder mehreren Betheiligten zum Bortheil gereichen. 


Kb BE u 3 2 IS) 
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Die Erhebung von Beiträgen kann durch das Statut mit Genehmi- 
gung des Handelsminifterd angeordnet werden. 

Spätere Abänderungen des fejtgeftellten Statut, ſowie die Beichluß- 
faffung über Auflöfung der Kaffe unterliegen der Genehmigung des Han— 
delsminiſters. 

8 3. An den Bergbauhülfskaſſen find alle Werke desjenigen Bezirks 
und derjenigen Kategorien betheiligt, für welche die Kaffe gegründet ift, 
ohne Rüdficht darauf, ob die Befiter bereit8 einen Beitrag zu der Kaſſe 
geleiftet haben oder nicht. Das jedegmalige Stimmverhältnig wird nad) 
dem Umfange beziehungsweije dem Werthe der Produktion ($ 9) des letzten 
Yahres beftimmt, fo jedoch, daß der Alleinbefiger oder Repräfentant jedes 
im Betrieb befindlichen Werks mindejtend Eine Stimme ausübt. Das 
Statut kann ein Marimum der Stimmenzahl feitjegen, welche von ben 
Befigern eines Werks geführt werden kann. 

8 4. Die Verwaltung der Bergbauhülfgkaffen erfolgt unter der Auf: 
ficht des Oberbergamt3 durch einen Vorftand, welcher von den Alleinbes 
figern und Repräfentanten der betheiligten Werke aus ihrer Mitte ge— 
wählt wird. 

$ 5. Nach näherer Beitimmung des Statut3 wird der Voranichlag 
der Einnahmen und Ausgaben jedes Jahres (Etat) von dem Vorſtande 
aufgejtellt und von ber Generalverfammlung der Betheiligten fetgeftellt. 

Ebenjo wird die Jahresrechnung vom Vorſtande revidirt und von 
ber Generalverfjammlung dem Vorftande und den Kaffenbeamten die De- 
charge ertheilt. 

Ueber das Stimmrecht der Betheiligten uud den Umfang beffelben 
entfcheidet endgültig die Generalverfammlung. 

Der feitgeftellte Etat wird dem Oberbergamte eingereicht. Daffelbe 
ift befugt, alle ftatutenwidrigen Anſätze zu ftreichen, wogegen dem Vor— 
ftande binnen drei Wochen der Rekurs an den Handel3minifter offen fteht. 

86. Durch das Statut können die im $ 5 den Generalverfamm- 
lungen überwiejenen Funktionen ganz oder theilweije dem Vorſtande über- 
tragen werben. 

8 7. Das Dberbergamt ernennt zur Ausübung des Auffichtärechts 
einen Kommiffar, welcher befugt ift, allen Situngen des Vorſtandes und 
der Generalverfammlung der Betheiligten beizumohnen. 

Zeit und Ort der Situng, jowie der Gegenftand der Berathung muß 
dem Kommiffar bei Strafe der Ungültigkeit der gefaßten Beichlüffe min- 
deſtens drei Tage vorher angezeigt werden. Der Kommiſſar ift befugt, jeden 
ftatutenwidrigen Beihluß vor Schluß der betreffenden Situng zu fuspen- 
diren. Ueber die Aufrechthaltung der Suspenfion hat das Oberbergamt, 
welchem der Kommiſſar fofort von derfelben Anzeige zu machen hat, binnen 
zehn Tagen, unter Vorbehalt des Rekurſes an den Handelsminifter, zu 
entjcheiden. 

$ 8. Der Borftand ift jederzeit verpflichtet, dem Oberbergamte und 
deſſen Kommiffar auf Verlangen die Einficht der über feine Verhandlungen 
zu führenden Protokolle, der Kafjenbücher und der gelegten Rechnungen, 
ſowie die Revifion der Kaffe zu geftatten. 

8 9. Das Berhältniß, in welchem die Betheiligten bei der Feſt— 
ftellung des Statut? ($ 2) mitzuwirken haben, wird dahin beftimmt, daß 
jedes Werk, welches im Jahre 1862 in Förderung geftanden hat, Eine 
Stimme, wenn aber die Förderung in dem Bezirke: 
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1. der im $ 1 unter Nr. 1 und 2 bezeichneten Schlefifchen Bergbau- 
Hülfskaſſen 100000 Tonnen Kohlen, 
2. der unter Nr. 3, 4 und 5 bezeichneten Kaſſen den fteuerbaren 
Merth von 10000 Athlr. 
3. der unter Nr. 6 bezeichneten Kamsdorfer Schurfgelderfaffe den 
Werth von 1000 Athlr. 
überftiegen hat, jo viele Stimmen, ala vorjtehende Maßeinheit in der För— 
derung oder in deren fteuerbarem Werthe enthalten ift. Der überjchießende 
Bruchtheil wird für voll gerechnet. 

8 10. Die Weitfäliiche Bergbauhülfskaſſe wird mit dem 1. Januar 
1864, vorbehaltlich der Rechte der Staatskaſſe und der Märlifchen Ge- 
werkichaftlaffe auf da3 vorhandene Bermögen, aufgelöft. 

8 11. Die ftatutarifchen und gejeßlichen Bejtimmungen, welche in 
Bezug auf die im $ 1 aufgeführten Bergbauhülfskaffen ergangen find, ins- 
bejondere die Verordnung vom 12. November 1779 wegen Errichtung ber 
Schleſiſchen Bergbauhülfskaffe, Kap. LXXIV der revidirten Gleve-Mär- 
fifchen Bergordnung vom 29. April 1766, dad Kurfürftli Sächſiſche 
Refkript vom 4. November 1767 und die Art. 8 und 77 des Weſtfäliſchen 
Dekret3 vom 27, Januar 1809, welche als ftatutarifche Beltimmungen 
für die $1 Nr. 5 benannte Kaffe noch in Geltung find, werden, injoweit 
fie — Geſetze widerſprechen, hierdurch aufgehoben. 

8 12. Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Der Entwurf zu vorjtehendem Geſetze wurde nebſt Motiven auf 
Grund Allerh. Ermächtigung v. 16. Febr. 1863 dem Landtage vorge- 
legt und in der nach den VBorjchlägen der Komm. des Haujes der Abg. 
theilweije abgeänderten Fafjung von beiden Häujern des Landtags an- 
genommen. Nr. 41 u. 80 der Drudj. d. A. Seſſion 1863; ftenogr. 
Ber. ©. 624 bis 631; Nr. 38 u. 54 der Drudf. d. H.; ftenogr. Ber. 
©. 147; vergl. aud) 3. Bd. 4 ©. 273, 276. 

Die Motive verbreiten ſich des Näheren über Entjtehung, Zweck 
und frühere Verfaffung der Bergbauhülfsfafjen. Hiernach wurden unter 
diefem Namen (auch Berggewerksſchaftskaſſen, Schurfgelderkafjen) in der 
zweiten Hälfte de3 vorigen und zu Anfang des jegigen Jahrhunderts in 
den verjchiedenen Bergbaubezirfen des Staates aus gewiljen Abgaben 
von der Produktion der Bergwerfe gemeinnügige Fonds begründet, welche 
theils die Unterjtüßung einzelner Bergwerfsunternehmer durch Darlehen, 
theil3 die Unterhaltung gemeinnügiger Anlagen (Bergjchulen, Bergwerks— 
ftraßen 2c.) bezwedten. Solcher aus Beiträgen und Gefällen der Berg- 
werfsbejiger begründeter Kaſſen waren im Ganzen jechs, nämlich die im 
$ 1 unter 1 bis 6 des Gejeßes benannten vorhanden. Die Märkische Berg- 
gewerksichaftsfajje reichte in ihren Anfängen jogar auf die ältefte cleve- 
märfische Bergordn. dv. 27. April 1542 zurüd. Außerdem bejtand jeit 
1815 die Weſtfäliſche Bergbauhülfskaffe zu denſelben gemeinnüßigen 
Zweden; fie beruhte aber nicht auf Beiträgen der Bergwerksbeſitzer, 
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fondern auf Einlagen der Märkischen Berggewerfichaftsfaffe und der 
Staatsfaffe; ihre Aufhebung erfolgte durch S 10 des obigen Geſetzes. 

Sämmtliche vorbezeichnete Kaſſen jtanden unter der Berwaltung 
der Bergbehörde. Ein jchon im Jahre 1851 angeregter Vorjchlag, Die 
Verwaltung den Beſitzern der betheiligten Bergwerfe zu übergeben, fam 
damals nicht zur Ausführung. Dagegen wurde jeitens der Staatsregie- 
rung genehmigt, daß, nachdem die zu der Märkiſchen und der Eſſen— 
Werdenſchen Berggewerkichaftsfaffe fliegenden Gefälle jchon durch $ 6 
des Gef. über die Beiteuerung der Bergwerfe v. 12. Mai 1851 aufge- 
hoben waren, auch die Beitragsleiftungen zu den vier anderen Bergbau 
hülfskaſſen eingeftellt wurden. Demzufolge beichränfte jich die Verwal: 
tung der Kaſſen im Wejenlichen auf die Verwaltung des für die beab- 
fichtigten gemeinnüßigen Zwede ausreichenden Kapitalvermögend. Das 
Gel. v. 5. Juni 1863 war hauptjächlich darauf berechnet, dieſe Verwal— 
tung an die Bergwerfäbefiger übergehen zu laſſen und der Bergbehörde 
nur ein Auffichtsrecht vorzubehalten ; im Uebrigen bleiben die Verwen— 
dungszwecke bejtehen ($ 2 Abi. 3). 

Für die Abfafjung der Statuten ($ 2 Abſ. 2) und die erfte Ein- 
richtung der neuen Verwaltungen war die lediglich zu dieſem Zwecke 
erlaffene Min.-Inftr. v. 19. Juni 1863 (Beitichr. f. B. 9. u. S.-Wefen 
Bd. 11 ©. 67) maßgebend. Aus der Märkischen und der Ejjen-Wer- 
denfchen Berggewerfichaftstaffe wurde inzwijchen zufolge Fufionsvertra- 
ges v. 1./18. März 1864 die „Weſtfäliſche Berggewerkſchaftskaſſe“ ge 
bildet. 

E3 find ergangen: das Statut der Kamsdorfer Schurfgelderfaffe 
am 3. Dez. 1863, der Niederſächſiſch-Thüringiſchen Bergbauhülfskaffe 
am 7. Dez. 1863, der Niederjchlefiichen Bergbauhülfsfajje am 10. Dez. 
1863 nebjt Nachtrag v. 16. Febr. 1867, der Oberjchlefiichen Bergbau: 
hülfskaſſe am 20. Mai 1864; Beitichr. F. B., 9. u. S.-Wejen Bd. 13 
©. 70 bis 94, Bd. 14 ©. 391. Das erite Statut der Wejtfälifchen 
Berggewerfichaftsfafje v. 15. April/16. Juni 1864 erhielt einen Nachtrag 
v. 1. Febr. 1872 (daſ. Bd. 13 ©. 65 u. Bd. 20 ©. 14; 3. Bd. 28 
©. 477, 487), wurde dann aber am 1. März 1887 durch ein vevidirtes 
Statut erjegt. Lebteres hat einerjeit3 den Zweck des Inſtituts inner: 
halb der gejeglichen Grenzen wejentlich erweitert, u. a. auf die Ausfüh- 
rung oder Unterjtüßung der Anlage von Schiffahrtsfanälen (Rhein: 
Emshäfen-Kanal) ſowie auf die Mitwirkung bei Ausführung gewiljer, 
durch die Unfallverficherung erwachjener Aufgaben ausgedehnt, und an: 
dererjeit8, wie dies theilweile jchon durch den Nachtrag v. 1. Febr. 1872 
geichehen war, den betheiligten Bergwerfen die Verpflichtung auferlegt, 
regelmäßige und außerordentliche Beiträge an die Kaſſe zu entrichten. 
Bergl. Dr. 9. Schulg, Die Weſtfäliſche Berggewerfichaftsfaffe, 8. 
Bd. 28 ©. 470. 
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2. Die Ausführung des Gef. v. 5. Juni 1863 gehört gegenmwär- 
tig zum Gefchäftsbereiche des Minifter8 der öffentlichen Arbeiten. Das 
den Oberbergämtern übertragene Aufjichtsrecht über die Bergbauhülfs- 
kaſſen ift im Wejentlichen nach den für die Knappjchaftsvereine maß— 
gebenden Vorjchriften ($$ 183, 184, 185 des Bergg.) geregelt; für Die 
Verichärfung im $ 7 („bei Strafe der Ungültigkeit der gefaßten Be— 
ſchlüſſe“) find hinreichende Gründe nicht erfichtlich; $ 184 Bem. 2 ©. 473, 

Die Außerkursſetzung von Werthpapieren der Bergbauhülfskaſſen 
gehört nicht zu den Befugniffen der Auffichtsbehörde; Min.Erlaß v. 
17. Mai 1884, 3. Bd. 25 ©. 417. 

3. Da die Bergbauhülfsfaffen nicht zu den Korporationen im 
Sinne des $ 25 TH. II Tit. 6 A. L. R. gehören, jo befigen die Lehrer 
der von diefen Kafjen unterhaltenen Bergjchulen nicht die Eigenschaft 
Öffentlicher Beamten. Urth. des Appell.-Ger. Hamm v. 29. Jan. u. des 
Obertr. v. 4. Juli 1877, 3. Bd. 19 ©. 507. 

4. Den Bergbauhülfskaffen verwandt, aber dem Geſ. v. 5. Juni 
1863 nicht unterworfen ift die „Elausthaler Bergbaufafje”, welche den 
jtiftungsmäßigen Zwed hat, zur Erhaltung und weiteren Ausdehnung 
des Bergbaues am Oberharz jowie zur Hebung der Ertragsfähigfeit 
dejjelben beizutragen und auf Grumd des jegigen Statuts v. 14. Dez. 
1868 von dem Oberbergamte zu Clausthal verwaltet wird. Vergl. Art. 
XVIII der Einf.-Berordn. für Hannover; ferner 3. Bd. 10 ©. 308. 


II. Bergmwerfsabgaben. 


1. In der Bejtenerung des Bergbaues hat das Bergg. feine Aen- 
derung vorgenommen, jondern die älteren Vorjchriften im $ 245 Abf. 2 
unverändert aufrecht erhalten, weil durch das Gef. über die Bergwerks— 
abgaben v. 20. Dft. 1862 erjt furz vorher, jeit dem 1. Jan. 1865, für 
den ganzen Staat einjchl. der linksrheiniſchen Landestheile eine gleich» 
förmige, dem Bergbau erleichternde Beſteuerung eingeführt war. Die 
Geſetzgebung verfolgte in den legten Jahrzehnten den Plan, die aus 
früherer Zeit überfommenen zahlreichen Abgaben und Gefälle, welche der 
Bergbau in mannigfachiter Gejtalt an den Staat zu entrichten hatte, 
Ichrittweije, joweit die Finanzlage des Staates dies zulich, zu ermäßi— 
gen oder ganz aufzuheben — ein Plan, durch welchen die feit dem 
12. Mat 1851 ergangenen Bergwerfsiteuer-Gejege mit einander verbun— 
den find. 

Freilich liegt den zur Zeit noch geltenden Vorjchriften fein einwand— 
freies Beſteuerungsſyſtem zu Grunde; fie legen namentlich dem Zubuß- 
bergbau eine drüdende Laſt auf, entbehren der erforderlichen Ueberficht- 
lichkeit und find zum Theil ohne genügende gejegliche Unterlage nur 
auf dem Berwaltungswege ergangen. Es bejteht daher das alljeitig 
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anerkannte Bedürfniß nach einer zeitgemäßen Bergwerfsiteuerreform, und 
gegenwärtig jcheint diejelbe der Ausführung näher gerüdt zu jein. 

Die für die Praris hauptjächlich maßgebenden Vorſchriften find 
in den beiden Gejeßen über die Bergiwerfsabgaben v. 12. Mai 1851 u. 
20. Oft. 1862 nebjt den zu letterem ergangenen Ausführungsinftruftios 
nen enthalten. Durch das eritere, nur die rechtörheinischen Yandestheile 
angehende Geſetz (G. ©. ©. 261) wurde der Bergbau von dem in Gelde 
oder in Natur zu entrichtenden Bruttozehnten und von 24 anderen, 
geringfügigeren Abgaben befreit; an die Stelle de3 Zehnten trat der Zwan— 
zigite und an die Stelle diefer Nebenabgaben die einprozentige Auf- 
jichtsfteuer ; für beide Steuern wurden Abonnements zugelafjen. Betreffs 
der Berechnung des Zwanzigiten behielt es aber bei den nämlichen Grund- 
jägen, nach welchen der Zehnte zu ermitteln war, fein Bewenden, und 
in Folge dejjen geben die einschlägigen Vorjchriften der Bergordnungen 
und des A. 2. R. nad) wie vor die gejegliche Grundlage ab. Aus ers 
jteren geht indeß im Allgemeinen nur die Verpflichtung hervor, von den 
Produkten des regalen Bergbaues den Zehnten zu entrichten, während 
dag A. L. R. TH. II Tit. 16 die nachjtehenden näheren Vorjchriften 
enthält: 

$ 98. Bon allen zum Bergwerksregale gehörenden Metallen und 
Mineralien, welche die Beliehenen gewinnen, gebührt dem Staate der Zehent. 

S 99. Zu den Berggewinnungsfojten diefer Metalle und Mineralien 
trägt der Staat wegen feines Zehenten nicht bei. 

$ 100. Es muß alſo von Bergproduften, welche jo, wie fie aus 
der Erde gebracht worden, ohne weitere Zurichtung verkauft werden können, 
der Zehent in Natur oder das dafür gelöfte Geld ohne Abzug fofort ent- 
richtet werden. 

$ 101. Bei metallifchen und mineralifchen Werfen hingegen, deren 
Produkte durch Feuer oder andere Zurichtung erft verfäuflich gemacht wer— 
den müſſen, trägt der Staat zu den Poch-, Waſch-, Hütten- und jonftigen 
Zubereitungstoften nach Verhältniß feines Zehenten mit bei. 

Den nächiten weiteren Schritt zur Berbejferung der Bejteuerung 
des Bergbaues that das Gel. v. 22. Mai 1861 (G. ©. ©. 225, 3. 
Bd. 2 ©. 185): Der Zwanzigite wurde mit dem 1. Jan. 1862 um ein 
Fünftel ermäßigt und jollte jodann v. 1. San. eines jeden Jahres ab, 
in deſſen Vorjahr diefe Abgabe mit Hinzurechnung der Auffichtsjteuer 
die Summe von Einer Million Thalern erreicht hatte, um ein ferneres 
Fünftel ermäßigt werden, bis er auf zwei von Hundert des Ertrages 
herabgejeßt jei. Diejes Endergebniß wurde jedoch in bejchleunigter Weiſe 
durch das bereit3 am 20. Dft. 1862 nachfolgende Geſetz (G. ©. ©. 351, 
3: Bd. 3 ©. 402) herbeigeführt. — 7 zu dieſem Geſetze gab 
der deutſch-franzöſiſche Handelsvertrag v. 2. Auguſt 1862 und nament— 
lich die in demſelben vereinbarte ————— Ermäßigung der Eiſenzölle; 
es galt damals, die Konkurrenzfähigkeit der heimiſchen Eiſeninduſtrie 
durch noch weitere Abgabenerleichterungen zu steigern. Dem Eiſenerz— 
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berabau wurde deshalb vom 1. Januar 1863 ab völlige Befreiung 
von Bergwerfsabgaben bewilligt, und für den übrigen rechtsrheiniſchen 
Bergbau trat eine ſtufenweiſe Herabjegung der Bergwerfsabgabe in der 
Weiſe ein, dag nunmehr jeit dem 1. Januar 1865 außer der unverän- 
dert gebliebenen einprozentigen Aufficht3fteuer noch eine Abgabe von einem’ 
Prozent des Produftionswerthes zu entrichten it. Außerdem wurde 
eine Neihe feiter Abgaben aufgehoben, welche unter verjchiedenen Namen 
auf Hüttenwerken, Aufbereitungsanftalten, Gemwinnungen nicht vegaler 
Mineralien, Kunſtgezeugen, Waffergefällen ꝛc. ruhten, und nicht minder 
fam das Rezehgeld in Wegfall, welches durch das Geſ. v. 12. Mai 1851 
auf den geringen Betrag einer Nekognitionsgebühr von einem Thaler 
herabgeſetzt, deſſen Nichtzahlung aber gleichwohl mit dem Berlufte des 
Bergwerkseigenthums bedroht geblieben war. 

Auf der anderen Seite bejeitigte das Gel. v. 20. Oft. 1862, um 
die Stenerlaft nach Gerechtigkeit und Billigfeit gleichmäßig zu vertheis 
len, die beit der veränderten Sachlage nicht mehr gerechtfertigten Steuer- 
befreiungen verfchiedener Art, foweit fie nicht auf privatrechtlichen Titeln 
beruhen, namentlich die Freijahre für neu verlicehene Bergwerfe, die Ab- 
gabenfreiheit der Bleierzbergwerke während des Zubußzuftandes, Die 
Behntfreiheit gewiſſer Erzbergwerfe in der vormaligen Grafichaft Sayn— 
Altenkirchen, die Abgabenfreiheit der Bergwerfe im Grunde Seel- und 
Burbach) und die Befreiung der Hüttenwerfe von der Gewerbeiteuer. Die 
Gebühren und Sporteln, welche in den recht3rh. Zandestheilen „in berg- 
amtlichen Verwaltungsangelegenheiten” zu entrichten waren, hatte bereits 
das Gef. dv. 21. Mai 1860 aufgehoben ($ 194 Bem. 1 ©. 491). 

Sonach war der geeignete Zeitpunkt gefommen, um die Bergwerf3- 
jteuerreforın auch auf die linksrh. Landestheile auszudehnen und hier— 
mit die Klagen über die Ungleichheit in der Bejteuerung des Bergbaues 
beider Rheinjeiten zu bejeitigen. Hierbei mußte jedoch das franzöfiich- 
rechtliche Syitem der Beſteuerung der Bergwerfe nach dem jteuerbaren 
(nicht wirklichen) Reinertrage geopfert werden, weil die Ermittelung diejes 
der verhältnigmäßigen Steuer (redevance proportionnelle) zur Grund— 
lage dienenden Reinertrages erfahrungsmäßig mit erheblichen Mängeln 
und Weiterungen behaftet war und die Ausdehnung diejes Syitems auf 
den ganzen Staat eine wejentliche Vergrößerung des Verwaltungsauf— 
wandes bedingt haben würde. Ebenjo wenig fonnte es fich empfehlen, 
die mit der Art der Verleihung von Bergwerkseigenthum nach dem franz. 
Bergg. zujammenhängende feſte Feldesſteuer (redevance fixe) auf den 
nach anderen Recht3grundjägen zur Verleihung gelangenden rechtsrh. 
Bergbau zu übertragen und leßteren wieder mit einer neuen Steuer zu 
belaften. Unter diefen Umständen blieb es der weiteren Erfenntnig und 
Erfahrung vorbehalten, eine Beſteuerung der Bergwerfe ausfindig zu 
machen, bei welcher die wirthichaftlichen und finanziellen Rüdjichten mit 
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der bejonders wünjchenswerthen Einfachheit der Ermittelung und Kon» 
trole der Steuer vereinigt find. Das Gef. v. 20. Dft. 1862 begnügte 
fich vorläufig, in den linksrh. Landestheilen v. 1. Jan. 1865 ab die 
auf der franz. Gejeßgebung beruhenden Bergwerksſteuern durch die Berg- 
werfsfteuer von zivei Prozent des Produftionswerthes zu erjegen und da— 
mit eine gleiche Beſteuerung im ganzen Staatsgebiete herbeizuführen, 
ſoweit nicht daS Befteuerungsrecht einzelner PBrivat-Regalbefiger noch Aus— 
nahmen bedingte, welche jeitdem erjt theilweile haben bejeitigt werden 
fönnen. Uebrigens find die einjchlägigen Vorjchriften des franz. Rechts 
mit Einjchuß des von Klojtermann ©. 377 als noch geltend bezeichne- 
ten Art. 31 des Dekrets v. 6. Mai 1811 vollitändig außer Kraft ges 
treten. 

Zur Ausführung des Gef. dv. 20. Dt. 1862 erging zumächit für Die 
linksrh. Landestheile die Min.Inſtruktion v. 23. Nov. 1864, 3. f. B., 
9. u. S.Weſen Bd. 12 ©. 203, 3. Bd. 5 ©. 446; ihr folgte, in der 
Hauptjache und meistens wörtlich übereinftimmend, die Injtruftion für 
die rechtrh. Zandestheile v. 29. San. 1866, 3.5.8, 9. u. S.Weſen 
Bd. 14 ©. 60, 8.3.7 © 7. 

Neben dem Bollzuge jenes umgeftaltenden Gejeßes ging der Er— 
laß der Novelle v. 17. Junt 1863 her, welche die Abänderung des $ 13 
des Gel. dv. 12. Mai 1851 betraf (G. ©. ©. 462, 3. Bd. 4 ©. 279). 
Durch $ 1 diejer Novelle wurde geftattet, die auf Grund von „Verträ— 
gen oder anderen jpeziellen NRechtstiteln“ an den Staat zu entrichtenden 
Bergwerfsabgaben auf die in dem Gef. v. 20. Dft. 1862 feitgejegten 
Beträge zu ermäßigen; eine Beitimmung, welche namentlich der auf Grund 
älterer Webereinfünfte höher bejteuerten „Mansfeldiſchen Kupferſchiefer 
bauenden Gewerkſchaft“ zu Statten fam. Ferner wurde nach $ 2 bei 
Bergwerfen, von welchen der Staat „in Gemeinjchaft mit einem anderen 
Berechtigten” den Zehnten oder die an deſſen Stelle getretene Bergwerks— 
abgabe erhob, der an den Staat zu emtrichtende Theil diefer Abgabe 
auf den entiprechenden Theil der durch das Gel. v. 20. Dft. 1862 be- 
Itimmten Abgabe ermäßigt, ausgenommen den Fall, daß der Abgaben 
Mitberechtigte wegen eigenen Bergbaubetriebes zugleich dem Staate ab— 
gabepflichtig war. 

Sn den neu erworbenen Landestheilen wurde die Beſteuerung des 
Bergbaues in Uebereinftimmung mit den in dem übrigen Staat3gebiete 
beſtehenden Borjchriften neu geregelt. 

Für das vorm. Herzogthum Naffau, die vorm. großh—heſſiſchen 
Landestheile und die vorm. Landgrafichaft Hefjen-Homburg mit Meijen: 
heim geichah dies durch die bejondere Verordnung v. 1. Juni 1867 (©. 
©. ©. 802, 3. Bd. 8 ©. 229; Motive daj. ©. 231). Unter Aufhe— 
bung jämmtlicher bisher erhobener Bergwertsabgaben wurde vom 1. Juli 
1867 ab, ausjchl. der für jteuerfrei erklärten Eijenerzbergwerfe, die zwei— 
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prozentige Bruttofteuer eingeführt und bejtimmt, daß „Hinfichtlich der 
Eritattung eines verhältnigmäßigen Antheiles der Poch-, Waſch-, Hütten- 
und jonjtigen Zubereitungsfoiten bei Erzbergwerfen durch den Staat, 
ſowie der Ermitteluna, Feititellung und Einziehung der Bergwerksſteuer“ 
die in den älteren Provinzen des Staates beitehenden VBorjchriften zur 
Anwendung fommen jollen (Art. I 88 1, 2, Art. II). Rückſichtlich der 
im vorm. Herzogthum Naffau gelegenen „Braunfohlengruben“ wurde 
die Beſtimmung des Beitpunftes, „von welchem an diejelben die Berg: 
werföftener zu entrichten haben“, einer bejonderen Verordnung vorbe- 
halten (Art. IT). Lebtere iſt bisher nicht ergangen. Die auf privat» 
rechtlichen Titeln beruhenden Befreiungen von den Bergwerfsabgaben 
wurde aufrecht erhalten, und ebenjo blieben die von dem Staate über 
Bergwerksabgaben abgejchlojjenen Verträge unverändert; indeß jollte 
hinfichtlich der Aufhebung oder Ermäßigung diefer Bergwerfsabgaben 
das oben erwähnte Geje v. 17. Juni 1863 zur Anwendung kommen 
(Art. 18 3). 

In wejentlicher Uebereinjtimmung hiermit ift die Befreiung des 
Eijenerzbergbaues von Bergwerksabgaben und die Einführung der zivei- 
prozentigen Bergwerfsjteuer vom Produftionswerthe für den übrigen 
Bergbau in den anderen neuen Gebieten erfolgt; Einf.-Berordn. für 
Hannover Art. 21 und für Kurheſſen, Frankfurt ıc. Art. 17, jowie Einf. 
Ge). für Lauenburg Art. 7 und für Schleswig-Holftein Art. 9. 

2. Die hauptfächlich in Betracht fommenden Gejeßesvorjchriften 
jind folgende: 


Geſetz über die Beftenerung der Bergwerfe ꝛc. Vom 12. Mai 1851. 


81. (Ermäßigung des Zehnten auf den Zwanzigften.) 

82. Bei der Berechnung des Zwanzigſten kommen die nämlichen 
Grundſätze, wie bisher bei der Ermittelung des Zehnten, zur Anwendung. 

Bei Erzbergwerken trägt der Staat zu dem Poch-, Waſch-, Hütten- 
und jonjtigen Zubereitungsfoften nad) Verhältnif des Zwanzigſten bei. 

8 3. (Umwandlung der ftatt des BZehnten zu entrichtenden feften Abgaben 
in den Zwanzigften.) 

84. Auf den Betrag des Neunten, welchen Bergwerfe an Erbitollen 
entrichten, bleibt die Herabſetzung des Zehnten ($ 1) ohne Einfluß; bei 
diefen Bergwerken ift auch ferner von der Geldeinnahme für Produfte der 
zehnte Theil in Abzug zu bringen und nur von dem Reſte der Stollen— 
neunte zu zahlen. 

8 5. Mufgehoben durch 8 2 des Gef. v. 20. Oft. 1862.) 

8 6. (Aufhebung der von Bergwerken entridhteten 24 Abgaben.) 

8 7. (Aufgehoben durd 83 des Gef. dv. 20. Oft. 1862, das Gef. v. 21. Mai 
1860 und den zu $ 141 der Brundbuchordn. v. 5. Mai 1872 gehörenden Koſtentarif.) 

8 8. Bon allen Bergwerken wird, wenn fie im Betriebe ftehen und 
fo lange dajelbjt ein Abja von Produkten jtattfindet, ftatt der nah S 6 
aufgehobenen Abgaben eine Auffichtsfteuer entrichtet. 

Diefe Steuer. beträgt Ein Prozent von dem Erlöſe beziehungsweije 
dem Werthe der Produlte des Bergwerks zur Zeit des Abjates der lehteren. 
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Bei Erzbergwerken werden bie Poch-, Waſch-, Hütten» und jonftigen 
Zubereitungstoften von dem Erlöfe beziehungaweife dem Werthe der Pro— 
dukte in Abzug gebracht. 

Bergwerköbefiger, welche den Zwanzigjten in natura abführen, haben 
die Auffichtäfteuer auch von dem Werthe diejes Zwanzigſten, aljo von dem 
ganzen Werthe der Produktion und zwar in dem Maße, wie die lehtere 
zur Abfuhr gelangt, zu entrichten. 

$ 9. Bergwerke, welche zur Entrichtung von Neunten an einen Erb- 
ftollen verpflichtet find, haben zwar die Auffichtsfteuer von ihrer ganzen 
Geldeinnahme für Produkte zu zahlen, find jedoch berechtigt, den auf den 
Stollenneunten fallenden Betrag diefer Steuer dem Exbftollenbefiger in An- 
rechnung zu bringen. 

$ 10. Kommt bei einem vom Staate verliehenen Erbjtollen eine 
Gewinnung von Mineralien vor, welche Gegenftände des Bergregals find, 
jo ift von dem Werthe diefer Mineralien die Auffichtsfteuer ebenjo zu ent= 
richten, wie bei anderen Bergwerfen. 

8 11. Eowohl für den Zwanzigſten, ala für die Auffichtäfteuer, 
oder für beide zugleich fann von dem Handeläminifter ein Abonnement 
bewilligt werden, und zwar entweder in fejten Vierteljahrsbeträgen oder 
nah Süßen, welche für die Maß- oder Gewichteinheit der Produkte feit- 
zuftellen und nach dem wirklichen Abſatze vierteljährlich zu entrichten find. 
Solche Abonnements find jedoch nur auf höchſtens drei Jahre einzugehen. 

$ 12. Hinfichtlih der Termine zur Abführung des Zwanzigſten 
und der Auffichtsfteuer, ſowie hinfichtlich der Beitreibung von Rüdjtänden 
finden überall die in Betreff des Zehnten gegebenen VBorjchriften Anwendung. 

8 13. (Wufgehoben dur das Gef. v. 17. Zuni 1863 und $5 des Gef. v. 
20. Dt. 1862.) 

8 14. (Nufgehoben durch 8 5 des Gef. v. 20. Dt. 1862.) 

8 15. (Ausführung des Geſetzes.) 


Gejet, die Bergwerfsabgaben betreffend. Vom 20. Oftober 1862. 


$ 1. Die bisher von den Eifenerzbergwerken an den Staat entrich- 
— find vom 1. Januar 1863 an in der ganzen Monachie auf— 
gehoben. 

$ 2. Desgleichen ift vom 1. Januar 1865 an das Rezeßgeld (85 
des Geſetzes vom 12. Mai 1851) von allen übrigen Bergwerken aufgehoben. 

$ 3. Vom 1. Januar 1863 an find ferner die bisher nach Alinea 1 
im 8 7 des Geſetzes vom 12. Mai 1851, ſowie die von Sunftgezeugen, 
MWaflerrädern, Waflergefällen, Waflerfäulenmafichinen, Stollenwaſſern und 
Bergichmieden unter verfchiedenen Namen an die Königlichen Bergbehörden 
entrichteten feiten Abgaben aufgehoben. 

S 4. Die in den rechtörheiniichen Landestheilen nach dem Geſetze 
vom 22. Mai 1861 (G. ©. ©. 225) außer der Auffichtäfteuer von dem 
Bruttoertrage der Bergwerfe an den Staat zu entrichtende Bergwerksab— 
gabe von vier Prozent wird mit dem 1. Januar 1863 auf drei Prozent, 
mit dem 1. Januar 1864 auf zwei Prozent und mit dem 1. Januar 1865 
auf Ein Prozent herabgejeht. 

85. Dom 1. Januar 1865 an hören alle jeitherigen Befreiungen 
von der Auflichtsjteuer und der Bergwerfsabgabe (8 4) auf, ſoweit diejelben 
nicht auf privatrechtlichen Titeln beruhen. Bon demjelben Zeitpuntte an 
unterliegt der Betrieb der Hüttenwerfe ohne Unterjchied der Steuer vom 
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Handel nach dem Geſetze wegen Entrichtung der Gewerbefteuer vom 30. Mai 
1820 und dem Gejeße vom 19. Juli 1861. 

8 6. Zn den Linförheinifchen Yandestheilen wird vom 1. Januar 
1865 ab an Stelle der nad dem Bergwerfägejege vom 21. April 1810 
und dem Kaiferlichen Dekrete über die Bergwerfäfteuern vom 6. Mai 1811 
an den Staat zu entrichtenden proportionellen und feiten Bergwerksſteuer 
nebſt Zuſchlagszehntel und Hebegebühr eine Bergwerksſteuer von zwei Pro- 
zent von dem Werthe der Produkte des Bergwerks zur Zeit des Abſatzes 
der letzteren, ausfchließlich der Eifenerzbergwerfe, erhoben. 

8 7. Mit der Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes wirb der 
Finanzminiſter und der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar— 
beiten beauftragt. 


3. Aus den Ausführungsvorjchriften zu den vorjtehenden Gejegen, 
insbefondere den allgemeinen Inftruftionen v. 23. Nov, 1864 u. 29. Jan. 
1866 it Nachitehendes hervorzuheben: 

Die Bergwerfsiteuer wird mit zwei Prozent von dem Werthe der 
„abgejegten“ Bergwerfsprodufte berechnet. Bei Erzbergwerfen, deren 
Produkte für eigene Rechnung aufbereitet werden, iſt der Abſatz der auf: 
bereiteten Produfte maßgebend. Die auf Stein- und Braunfohlenberg- 
werfen für die eigenen Betriebseinrichtungen abgegebenen Kohlen werden 
nicht als abgejeßt behandelt und daher nicht beſteuert; vergl. Rekursbeſch. 
v. 19. Nov. 1886, 3. Bd. 28 ©. 263, und betreff3 der an die Briquettes- 
fabrifen 2c. der Braunfohlenbergwerfe zum eigenen Gebrauche (zur Hei- 
zung) abgegebenen Braunfohlen: Min.-Erlaß v. 19. Aug. 1884 u. 19. Jan. 
1885; 3. Bd. 26 ©. 35, 154. 

Die Feititellung der jteuerbaren Produftenmengen erfolgt nach Maß, 
Gewicht oder Stüdzahl und zwar auf Grund von Abjagregiftern, welche 
durch die hierzu von dem Bergwerksbefiger angejtellten und von dem 
Bergrevierbeamten vereidigten Produftenauffeher zu führen find. Das 
Vermeſſen, Verwiegen und Abzählen der Produkte darf mur durch dieje 
geichehen. 

Der der Belteuerung zu Grunde zu legende Werth der Produfte 
wird, ſoweit nicht die bei öffentlichen Verkäufen erzielten Preiſe maß— 
gebend find, in dem bejonders geregelten amtlichen Tarregulirungsver: 
fahren jährlich feitgeftellt. Kommt hierbei eine Vereinbarung der Tar- 
preije mit den Betheiligten zu Stande, jo gelten leßtere; im anderen 
Falle jet das DOberbergamt die Taren feit, und es bleibt alsdann dem 
Bergwerfsbefiger überlafjen, einen etwaigen wirklichen Mindererlös aus 
dem PBroduftionsverfaufe nachzuweiſen, damit diejer jtatt der feſtgeſetzten 
Taren der Beitenerung zu Grunde gelegt werde. 

Ber Feititellung des Werthes der Bergwerfsprodufte werden in 
Anrechnung gebracht: die Transportkoften der Produkte, welche zur Er- 
langung höherer Preiſe oder größeren Abjates nach einem zum Verfaufe 
geeigneten Punkte gebracht werden, und bei Produkten, die für Rechnung 
des Bergwerfs erjt durch Aufbereitung oder durch Verhüttung verfäuf- 
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lich gemacht werden müſſen, die hierfür nach wirthſchaftlichen Grund— 
ſätzen in Anſatz zu bringenden Koſten (Poch-, Waſch-, Hütten- und ſon— 
ſtige Zubereitungskoſten). Auch die Koſten der Aufbereitung von Stein— 
kohlen gehören hierher; Min.Erlaſſe v. 27. Dez. 1877 u. 11. März 
1837, 3. Bd. 19 ©. 197, Bd. 28 ©. 312. Außerdem ijt bei der Ver: 
jtenerung gewajchener Kohlen der Wafjergehalt zu berüdfichtigen; Min.- 
Erlaß v. 1. März 1888, 3. f. B, 9. u. S.Weſen Bd. 36 ©.69. Die 
Ermittelung und Feitjegung jener jog. Abzugskojten gehört mit zu dem 
Tarregulirungsverfahren. 

Abonnements für die Bergwerksſteuer können nach) Maßgabe des 
Geſetzes von dem Minifter der öffentlichen Arbeiten bewilligt werden. 
Das Verfahren behufs Abjchliegung von Abonmementsverträgen regeln 
die 88 11 bis 14 der obigen Injtruftionen. 

Auf Grund der von dem Produftenaufjeher geführten Abſatzregiſter 
und der vereinbarten bezw. fejtgejegten Einheitswerthe hat der Berg— 
werföbefiger oder Repräjentant vierteljährlich Steuernachweifungen, in 
welchen die Richtigkeit der Angaben über die abgejegten Produftenmengen 
von dem Produftenaufjeher bejcheinigt ijt, aufzujtellen und dem Revier: 
beamten einzureichen. Nach vorgängiger Prüfung diefer Nachweiſungen 
jeßt daS Oberbergamt den VBierteljahrsbetrag der zu zahlenden Berg- 
werfsjteuer feit. Reklamationen gegen die Feitjegung müffen binnen drei 
Monaten angebracht werden. $ 1 des Geſ. über die VBerjährungsfriften 
bei öffentlichen Abgaben v. 18. Juni 1840, ©. ©. ©. 140; auch Min.: 
Erlaß v. 17. Febr. 1885, 3. Bd. 26 ©. 282. 

Die Beitreibung rüdjtändiger Bergwerksſteuern erfolgt im Ver: 
waltungszwangsverfahren nach der Verordn. dv. 7. Sept. 1879; $ 194 
Bem. 2 ©. 491. 

4. Während der Bergwerkszehnte die rechtliche Natur einer mit 
dem Bergregal zufammenhängenden Reallajt hatte, gehört die durch all- 
mählige Ermäßigung an die Stelle des Zehnten getretene einprozentige 
„Bergwerfsabgabe“ unjtreitig ebenjo zu den allgemeinen direkten Staats— 
fteuern, wie Dies von vornherein mit der einprozentigen „Auffichtsiteuer“ 
und linfsrheinijch mit der zweiprozentigen „Bergwerksſteuer“ der Fall 
geweſen tit. 

5. Die auf dem Berfügungsrechte des Grundeigenthümers beru— 
henden Bergwerfe unterliegen der an den Staat zu entrichtenden Berg- 
werfsiteuer nicht. Desgleichen find Steinjalz jowie die mit demjelben 
auf der nämlichen Lagerjtätte vorfommenden Salze und die Soolquel- 
len feiner Bergwerksſteuer unterworfen. $ 3 des Gel., betr. die Aufhe— 
bung des Salzmonopols, v. 9. Aug. 1867, ©. ©. ©. 1317, 8. Bd. 8 
©. 381; Min.-Erlafje v. 14. Juni 1866 u. 10. Mär; 1873, 3. Bd. 7 
©. 415, Bd. 14 ©. 259; auch $ 2 de Bergg. Ben. 4 ©. 67 und 
Arndt, Die Salzjteuer, 3. Bd. 24 ©. 34. 
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6. Für die Heranziehung des Einfommens aus dem Bergwerks— 
betriebe zu der Staats- und der Gemeinde-Einfommensteuer jowie zu 
den Streisabgaben find die bezüglichen Vorjchriften der allgemeinen 
Steuergefegebung, insbejondere das Gejeß v. 1. Mat 1851 (©. ©. 
©. 193) und die Kreisordnung v. 13. Dez. 1872 (G. ©. 1881 ©. 180) 
maßgebend. Vergl. auch Urtheile des Oberverwalt.:Ger. 3. Bd. 20 ©.510, 
Bd. 21 ©. 488 bis 506, Bd. 29 ©. 257 u. 408. 

7. Bur Literatur: v. Carnall, Die Bergwerfe in Preußen und 
deren Bejtenerung. 1850. Arndt, Die Beitenerung der Bergwerfe; 3. 
Bd. 23 ©.18. Vergl. auch 3. Bd. 3 ©. 273, Bd. 5 ©. 439, Bd. 7 ©. 6. 


II. Bergpolizeiverordnungen. 


Die Beitimmung im $ 245 Abi. 3 wegen Infraftbleibens der vor 
Einführung des Bergg. erlafjenen Bergpolizeiverordnungen kann gegen- 
wärtig im Allgemeinen als gegenjtandslos betrachtet werden, jeitdem das 
Bergpolizeivecht theils durch allgemeine, theils durch bejondere Berg- 
polizeiverordnungen über einzelne Gegenstände in den älteren wie den neu 
erworbenen Landestheilen erneuert worden it. Vergl. $ 197 Bem. 2, 
8 u. 9 ©. 508 u. 510. 


Zu $ 246. 


1. Auf Grund des Gef., betr. die Kompetenz der Oberbergämter, 
v. 10. Juni 1861 $ 2 und des Allerh. Erlafjes v. 29. Juni 1861 (©. ©. 
©. 424 u. 429; 3. Bd. 2 ©. 188, 189) war für jeden der damaligen 
vier Oberbergamtsbezirke eine Berg-Hypothefenfommijfion errichtet, welche 
an Stelle der gleichzeitig aufgehobenen Bergämter in denjenigen Landes— 
theilen, im welchen die Hypothefenordnung v. 20. Dez. 1743 galt, das 
Berghypothekenbuch zu führen hatte und zugleich zur Aufnahme von 
Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit befugt war. In Folge der 
Abänderung der Berggefeßgebung wurden diefe bejonderen Behörden 
entbehrlich; aus Zwechmäßigkeitsgründen blieb indeß die Aufhebung der- 
jelben und die Ueberweiſung ihrer Gejchäfte an die ordentlichen Gerichte 
der Stönigl. Verordnung vorbehalten. Motive ©. 129, 130; auch oben 
©. 475, 476. Die Aufhebung zc. ift demnächſt durch K. Verordnungen 
v. 9. Aug. 1867, 22. Juli 1868, 24. März; 1869 u. 14. Dez. 1874 er- 
folgt (3. Bd. 8 ©. 379, Bd. 9 S. 295, Bd. 10 ©. 289, Bd. 16 
©. 16), jo daß Abi. 1 u.2 des $ 246 ihre Erledigung gefunden haben. 

2. Die „bejonderen Bejtimmungen* über die Einrichtung und 
Führung der Berghypothefenbücher, welche nach $ 246 Abſ. 3 in Kraft 
blieben, find inzwijchen durch die Gejeßgebung v. 5. Mat 1872, deren 
Geltungsbereich fich gegenwärtig auf den größten Theil des Staatsge— 
bietes erjtredt, aufgehoben; vergl. oben ©. 162 bis 174. 

In den neu erivorbenen Landestheilen find die bezüglichen älteren 
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Beitimmungen, foweit folche bejtanden, bei Einführung des Bergg. eben- 
falls aufgehoben werden; vergl. Einf.-Verordn. für Hannover Art. XV 
85 u. Art. XIX; für Kurheſſen 2c. Art. VO. Nur in dem vorm. her: 
zogl. nafjauischen Gebiete gelten für die Führung der Berggegenbücher 
noch die früheren landesgejeglichen Vorichriften ; Einf.-VBerordn. Art. XII, 
auch oben ©. 172. Dagegen iſt das Grumdbuchwejen bezüglich des 
Bergwertseigenthums in den vorm. großh. und landar. heſſiſchen Landes— 
theilen durch das Geſ. v. 31. Mai 1887 geordnet; oben ©. 163, 171. 


Zu $ 247. 

8 247, welcher zwei bereit3 bejtehende Spezialvorjchriften des preuß. 
Subhajtationsrecht3 aufrecht erhielt (Motive ©. 130), wurde bereits 
durch die Subhajtationgordnung v. 15. März 1869 (G. ©. ©. 421) 
$ 116 aufgehoben; an jeine Stelle traten die 88 107 bis 111 derjelben. 
Gegenwärtig richtet jich die Zwangsvollſtreckung in verliehene Bergwerke, 
unbewegliche Bergwerfsantheile und jäch). Kohlenabbau-Gerechtigfeiten 
nad) dem Geſ., betr. die Zwangsvollitrefung in das unbewegliche Ver— 
mögen, vd. 13. Juli 1883, oben ©. 176 bis 180, auch Ge). v. 22. Febr. 
1869 $ 4, ©. 540, 547. Weber den Geltungsbereich des Gef. v. 13. Juli 
1883 vergl. ©. 176 u. 182. Im Gebiete des rhein. Necht3 wird das— 
jelbe erjt mit Anlegung der Grundbücher bezirksweiſe Anwendbarkeit er- 
langen, ©. 182 Nr. 6, und in den daj. Nr. 4 u. 5 genannten neu er: 
worbenen Zandestheilen find für die Zwangsvollitredung zur Zeit noch 
die älteren landeögejeglichen Borjchriften maßgebend. 


Zu 8 248. 


1. Da die rheinische Subhaftationsordnung v. 1. Aug. 1822 (©. ©. 
©. 195) auf das Bergwerkseigenthum nicht befonders Rückſicht nimmt 
und nicht in allen Punkten auf dafjelbe paßt, jo wurden einige Zujaß- 
beitimmungen nothwendig, welche im $ 248 getroffen find und fich dar- 
auf beziehen, daß die bei anderen Immobilien vorgejchriebenen Erforder- 
niffe (8 4 Nr. 2 u. 3, $ 12 Nr. 2 u. 3) durch eine amtliche Bejchrei- 
bung des Bergwerks erjeßt, und die nach 88 13 u. 14 von dem Jahres» 
betrage der Grundſteuer abhängigen Unterjcheidungen bezüglic) des Lici- 
tationstermind und der Bekanntmachung des Subhaftationspatents be- 
jeitigt find. Die Schlußbejtimmung des $ 248 beruht darauf, daß bei 
Subhajtationen, welche nach dem jechsten Titel des Bergg. eingeleitet 
werden, von einem vorgängigen Hahlungsbefehle (88 2 u. 3 der Sub. 
Drdn.) nicht die Rede fein fann. Motive ©. 130. 

Mit der bezirfsweifen Einführung des Gef., betr. die Zwangsvoll- 
jtredung in das unbewegliche Vermögen, v. 13. Juli 1883 im Gebiete 
des rhein. Rechts (vergl. ©. 182 Nr. 6), wird $ 248 ebenſo wie Die 
Subh.-Drdn. jelbjt vor und nach außer Kraft treten. Bis dahin gilt 
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letztere nebſt $ 248 mit denjenigen Abänderungen, welche auf dem all« 
gemeinen Gel. über die Zwangsvollitredung zc. v. 4. März 1879 (G. ©. 
©. 102) beruhen. Tür das Verfahren bei Vertheilung der Kaufgelder 
it gegenwärtig das an die Stelle der Art. 749 bis 779 der rhein. 
Eivilprozegordnung getretene Gef. v. 18. April 1887 (G. ©. ©. 117) 
maßgebend. 

2. Ueber die Anwendbarfeit des $ 42 der Subh.-Ordn. v. 1. Aug. 
1822 in Verb. mit Art. 2210 des rhein. bürgerl. Gejegbuchs auf Berg: 
werfe, welche in verjchiedenen landräthlichen Kreiſen liegen, vergl. Urth. 
des Appell.-Ger. Köln v. 15. Ian. 1868, 3. Bd. 9 ©. 185. 


Zu & 249. 


1. Gemäß 88 63 u. 402 der Konkursordn. v. 8. Mai 1855 (©. 
©. ©. 321) war die Rangordnung der jog. Berggläubiger bei der Ver: 
theilung der Kaufgelder und Revenüen von verliehenem Bergwerkseigen- 
thum im Konfurje und in der nothwendigen Subhajtation nach den „bes 
fonderen” Vorjchriften zu beurtheilen, welche hierüber in den Bergord— 
nungen und im $ 343 Th. II Tit. 16 A. L. R. enthalten waren. Ein 
Bedürfniß zur Beibehaltung diejer Vorjchriften bejtand nicht, weshalb 
deren Aufhebung im $ 249 Ab. 1 ausgejprochen und eine Ausnahme 
im Abf. 2 nur zu Gunjten der Bergarbeiter gemacht wurde. Motive 
©. 131. Seitdem find die Theilnahmerechte und namentlich die Rang- 
ordnung der früheren Berggläubiger nad) denfelben allgemeinen Gefeßes- 
vorjchriften zu beurtheilen, welche in diefer Beziehung für die übrigen 
Gläubiger im Konkurſe und bei der Zwangsverjteigerung in das unbe- 
wegliche Vermögen maßgebend find, aljo gegenwärtig hauptjächlich nach 
der deutjchen Konkursordn. v. 10. Febr. 1877 (R. ©. Bl. ©. 351) und 
dem Gel. v. 13. Juli 1883 (G. ©. ©. 131), bezw. außerhalb des Gel- 
tungsbereiches des letzteren nad) den einschlägigen Yandesgejegen und dem 
rhein. Rechte. Vergl. ©. 182, 183. Von Berggläubigern und Gruben: 
ihulden im Sinne des $ 343 TH. I Tit. 16 A. L. NR. kann daher auch 
füglich nicht mehr die Nede fein; Urth. des Obertr. v. 26. Juni 1872 
u. 24. San. 1873, 3. Bd. 13 ©. 547, Bd. 14 ©, 251; Entjch. Bd. 67 
©. 246. 

2. Nur zur Sicherjtellung der Bergarbeiter, deren zweijährige 
Lohnrückſtände nach $ 343 TH. II Tit. 16 A. L. R. an erjter Stelle 
zur Hebung famen, bedurfte es einer anderweitigen bejonderen Negelung 
dieſes Vorrechts, was in der Weije geſchah, daß das den ländlichen 
Arbeitern nad) $ 50 der Konfursordn. dv. 8. Mai 1855 zuftehende Vor- 
recht auch den Bergarbeitern eingeräumt und zugleich im Gebiete des 
thein. Recht3 das ähnliche Privilegium des Art. 2101 Nr. 4 des bürgerl. 
Geſetzbuchs auf fie ausgedehnt wurde. : Motive ©. 131. 

Diefe Rechtslage Hat ich jeitdem geändert. Nach 8 159 Abi. 1 
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und 8 26 des Gej., betr. die Zwangsvollitrefung in das unbewegliche 
Bermögen, v. 13. Juli 1883 (G. ©. ©. 131; oben ©. 178) jteht ge- 
genwärtig den Bergarbeitern „wegen der laufenden Beträge und der 
Rückſtände aus dem letzten Jahre an Lohn und anderen Bezügen“ das 
Necht auf vorzugsweiie Befriedigung aus den Kaufgeldern und zwar an 
dritter Stelle zu, und in Folge dejjen gehen dieje Forderungen nun- 
mehr den auf das Bergwerfseigenthum haftenden direkten Abgaben und 
gemeinen Laſten vor, was früher nicht der Fall war. 

Diejes Vorrecht findet auch Anwendung in den im $ 180 Abi. 2 
Nr. 3 des Ge. v. 13. Juli 1883 bezeichneten Fällen der Zwangsver— 
fteigerung von Bergwerkseigenthum (oben ©. 180), desgleichen nad) 
demjelben 8 180 Abi. 1 aladann, wenn die Zmwangsverjteigerung „von 
dem Konkursverwalter“ beantragt wird (oben ©. 180, 183); vergl. auch 
8 39 der Konkursordnung. 

Im Uebrigen bezieht fich jenes Vorrecht nur auf die Kaufgelder 
aus dem Bergwerfseigenthum, nicht auch aus dem übrigen unbe- 
weglichen Vermögen des Bergwerfseigenthümers, weil 8 26 des Gef. 
im $ 159 Abſ. 1 nur bezüglich des Bergwerkseigenthums auf die Lohn- 
rüdjtände ꝛc. der Bergarbeiter für anwendbar erklärt ift. 

In denjenigen neu erworbenen Landestheilen, in welchen das Gef. 
v. 13. Juli 1883 zur Zeit noch nicht gilt (S. 182 Nr. 4 u. 5), ift bei 
der Zmwangsverfteigerung von Bergwerkseigenthum die ältere Landesge— 
feßgebung auch für die Befriedigung der Bergarbeiter wegen ihrer Lohne 
rüdjtände maßgebend. Vergl. die Einf.-Verordnungen. 

Im Konkurje nehmen die Bergarbeiter, joweit es ſich um das be— 
wegliche Vermögen des Gemeinjchuldners Handelt, nach 8 54 Nr. 1 
der deutichen Konfursordn. ihren Pla in der erjten Klafje der Kon— 
fursgläubiger ein, und zwar in Anjehung der „für das legte Jahr vor 
der Eröffnung des Verfahrens oder dem Ableben des Gemeinjchuldnerg 
rüdjtändigen Forderungen an Lohn, Kojtgeld oder anderen Dienſtbe— 
zügen.“ Nach $ 8 des preuß. Ausf.-Gel. zur Konfursordn. dv. 6. März 
1879 (©. ©. ©. 109) findet dieje Vorjchrift auch „auf die Fälle, im, 
welchen außerhalb des Konkursverfahrens eine Befriedigung perjünlicher 
Gläubiger nad) dem Range ihrer Forderungen ftattzufinden hat“, ent- 
Iprechende Anwendung. Die Geltung diejer Vorjchriften erftreckt fich 
auf das ganze Staatögebiet; die entgegenjtehenden Bejtimmungen find 
allgemein aufgehoben. 

Was fpeziell das Gebiet des rheinischen Rechts betrifft, jo um— 
faßte das den Bergarbeitern durch 8 249 Ab. 2 beigelegte Privilegium 
des Art. 2101 Nr. 4 des bürgerl. Gejeßbuchs die Lohnforderungen aus 
dem verflojjenen und dem laufenden Jahre und erftredte fich nicht nur 
auf die Mobilien, jondern nach Urt. 2104 und 2105 auch auf die Im: 
mobilien des Schuldners. Allein auch dieje VBorjchriften find nicht mehr 

39 
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maßgebend. Art. 2101 ift, wie erwähnt, durch 8 54 Nr. 1 der Fon: 
fursordn. und $ 8 des Gel. v. 6. März 1879 aufgehoben, und in Folge 
der Einjchränfung, welche die Art. 2104 u. 2105 durch $ 10 des Ieß- 
teren Geſetzes erfahren haben, bezieht ſich das Privilegium der Berg- 
arbeiter nicht mehr auf das ganze unbewegliche Vermögen, jondern nur 
auf das Bergwerkzeigenthum des Schuldnere. Zu feiner Wirkfamfeit 
bedarf übrigens dieſes Privilegium der Einjchreibung in die Negifter 
des Hypothekenbewahrers nicht; Art. I $ 4 des Gef. v. 20. Mai 1885, 
G. ©. ©. 139; 3. Bd. 25 ©. 354. — Mit der fortichreitenden Ein- 
führung des Gef. v. 13. Juli 1883 im Gebiete des rhein. Rechts (S. 173, 
182) werden auch dort die obigen Vorjchriften dieſes Geſetzes bezüglich 
des Vorrechts der Bergarbeiter bezirföweije Geltung erlangen. 


3u 8 250. 

1. Bet Aufhebung des dem Staate zuftehenden Bergregals fand 
die Bergrechtsreform des Jahres 1865 eine Anzahl von Bezirken vor, 
in welchen das Bergregal theils vormals unmittelbaren deutjchen Reichs— 
ftänden, theils anderen Privatperſonen zujtand. Dieſe wohlerworbenen, 
auf anerfannten Rechtötiteln beruhenden Rechte hätten im Wege der 
Gejeggebung nur gegen Entjchädigung aufgehoben werden fünnen. „Wie 
wünjchenswerth diefe Aufhebung im Intereſſe des Bergbaues der be- 
treffenden Landestheile und gleichförmiger bergrechtlicher Zuftände“ auch 
erichien, jo lagen doch die Vorausſetzungen nicht vor, unter welchen der 
Staat fich zu einer ſolchen Maßregel veranlaßt jehen müßte, und jeden- 
fall3 gehörte legtere nicht in das Gebiet des Berggejeßes; Motive ©. 131. 
Durch 8 250 Abſ. 1 ijt deshalb außer Zweifel gejtellt, daß das Bergg. 
an dem rechtlichen Fortbeitande der auf dem Privatbergregal beruhen- 
den Rechte nichts geändert hat. Dagegen iſt ſeitens der Staatsregie- 
rung „in vollfommener Anerkennung der Unzuträglichkeiten, welche fich 
aus dem FFortbejtehen des Privatregals in vielfacher Hinficht ergeben“ 
(Komm.-Bericht d. A. ©. 105), der jchon früher mit Erfolg betretene 
Meg der Unterhandlung mit den Berechtigten und den betheiligten Berg- 
bautreibenden weiter verfolgt worden. 

2. Ein nad) amtlichen Quellen von v. Rynſch verfaßter Auf- 
fat „Ueber den Erwerb von Privat-Bergregalitätsrechten durch den 
Staat und die gegenwärtig noch bejtehenden Rechte diefer Art in Preu— 
gen“ (3.5.8. 9. u. S.-Wefen Bd. 19 ©. 136ff.) giebt einen Ueber— 
blick über die Lage diejer wichtigen Angelegenheit im Jahre 1871, welcher, 
abgejehen von nur wenigen Beränderungen, noch jegt ald maßgebend 
betrachtet werden kann. Hiernach jteht das Privatbergregal den Ber 
rechtigten theilg mit allen auf der früheren Berggejeßgebung beruhenden 
Befugnijjen, theils mit der Einſchränkung auf beftimmte Mineralien oder 
auf ein bloßes Zehntrecht zu. Den vormals unmittelbaren deutjchen 
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Reichsſtänden war auf Grund des Art. 14 der deutſchen Bundesakte 
v. 8. Juni 1815, des 8 5 der Verordnung v. 21. Juni 1815 (G. ©. 
©. 105) und des $ 23 der Imitruftion hierzu dv. 30. Mai 1820 (©. ©. 
©. 81) die Ausübung des Bergregals in ihren jtandesherrlichen Ge— 
bieten zugejtanden und durch bejondere, in vertragsmäßiger Form feſt— 
geitellte Regulative näher geregelt. Die übrigen Privatregalbefiter lei— 
teten ihre Gerechtſame aus landesherrlichen Spezialverleihungen, aus 
Herfommen oder auch aus bejonderen, läſtigen Erwerbstiteln her. In 
einigen Fällen wurden das Bergregal oder bejtimmte, aus demjelben 
abgeleitete Rechte im Prozepwege erjtritten. 

3. Die vorerwähnten Bemühungen der Staatsregierung haben 
jeither den Erfolg gehabt, daß das Privatbergregal bezw. damit zujam- 
menhängende Privilegien in elf Territorien bejeitigt worden find, und 
zwar in fünf Fällen unentgeltlich und in den übrigen Fällen gegen Ab— 
findungsfummen, welche zum Theil von dem Staate allein, zum Theil 
von diejem unter Betheiligung der Bergbautreibenden der betreffenden 
Regalbezirke geleiftet wurden. Der Staat erwarb auf dieſe Weije und 
zwar ſchon vor Erlaß des Bergg. den jog. Stiepeler Kohlenzehnten im 
Bereiche des zur Grafichaft Mark gehörenden „Freigerichts (der Herr- 
lichkeit) Stiepel“, das Gansauge’sche Bergbauprivilegium in jieben Aem— 
tern des Regierungsbezirks Magdeburg, das Bergregal in der Standes- 
berrichaft Solms-Braunfel3 und das Bergregal in der Grafichaft Hohen- 
jolms; ferner nach Erlaß des Bergg. das Bergregal in der Standes- 
herrichaft Wied (3. Bd. 7 ©. 18, 135), in der Herrichaft Wildenburg 
(3. 380.8 ©.38, 43), in der Grafichaft Horjtmar, (3. Bd. 10 ©. 314) 
jowie die Bergregalitätsrechte in den Grafichaften Stolberg-Stolberg 
und Stolberg Rofla und im Amte Quejtenberg, desgleichen die Berg- 
regalitätsrechte der Grafen Stolberg-Stolberg und Stolberg-Roßla in 
dem Amte Neujtadt der vormals hannoverſchen Grafichaft Hohnftein (3. 
Bd. 9 ©. 297) und das Bergregal des Ritterguts Blanfenberg im 
Kreiſe Ziegenrüd (3. Bd. 9 ©. 296), endlich das Privilegium des Gra- 
fen v. Bethuſy-Huc betveffs des Vorkaufsrechts auf den oberjchlefiichen 
Behntgalmei. 

4. Gegenwärtig jteht das Privatbergregal noch den nachbenannten 
früher reich8unmittelbaren Standesheren zu: dem Fürften zu Sayn— 
MWittgenftein-Berleburg in der Grafichaft Wittgenjtein-Berleburg (vergl. 
Geſ. v. 25. Oft. 1878 $ 11 Nr.1, ©. ©. ©.305, 3. Bd. 20 ©. 148); 
dem Fürften zu Sayn-Wittgenjtein-Hohnftein in der Grafichaft Wittgen- 
jtein-Wittgenjtein; dem Herzog von Arenberg in der Grafjichaft (dem 
fog. Veit) Redlinghaufen; dem Fürften von Bentheim-Tedlenburg in 
den Grafichaften Hohen-Limburg und der Herrichaft Aheda (vergl. aud) 
Gel. dv. 25. Dft. 1878 8 13 (©. ©. ©. 311, 3. Bd. 20 ©. 148); dem 
Herzog von Eroy- Dülmen in der Herrichaft Dülmen; dem Fürjten zu 
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Bentheim-Steinfurt in der Grafichaft Steinfurt und dem Fürften von 
Rheina-Wolbed in der Grafichaft gleichen Namens. Dieſe Privatregal- 
bezirfe liegen jämmtlich in der Provinz Weitfalen. Die für diefelben 
erlafjenen und Allerhöchit bejtätigten Regulative find durch die Regie 
rungsamtsblätter veröffentlicht worden. 

Es beitehen ferner noch: das Privatbergregal in der vorm. ber- 
giſchen Unterherrichaft Hardenberg (Reg.-Bez. Düffeldorf) zu Gunften 
des Freiherrn von Wendt, in der Grafichaft Falkenſtein (Reg.-Bez. Merſe— 
burg) zu Gunften des Grafen von der Afjeburg-Tzalkenftein, in der Graf- 
ihaft Stolberg-Wernigerode und dem zur Grafichaft Hohnftein gehöri- 
gen Diſtrikt „Hohnfteiner Forſt“ zu Gunſten des Grafen zu Stolberg- 
Wernigerode, während in dem zu der legtgenannten Grafjchaft gehörig 
gewejenen Gebiete des Stiftes Ilfeld dieſes Stift und der Graf zu 
Stolberg:Wernigerode gemeinschaftlich das Bergregal Hinfichtlich der 
Steinfohlen ausüben (3. Bd. 8 ©. 160, 172). Won bejonderer Wich- 
tigfeit ift das v. Tiele-Winkler'ſche Privatbergregal in der Herrichaft 
Myslowig-Kattowig nebjt den Dominien Zalanze, Schlupna, Brzezinfa, 
Diedzfowig und Bruſſowa — einem Bezirke, welcher mehr als zwei 
Duadratmeilen umfaßt und einen beträchtlichen Theil des oberjchlefischen 
Steinfohlenbedens in fich jchließt. Zur Verwaltung diejes Bergregals, 
einjchließlich der Ausübung der Bergpolizei, bejteht die von der Regal- 
inhaberin eingejegte „herrichaftlih Myslowitz-Kattowitzer Bergwerks— 
direftion“ zu Kattowitz. Vergl. Negulativ v. 12./31. Oft. 1857 nebjt 
Nachtrag v. 15. Mai/ll. Sept. 1863 u. Dienftinftr. v. 7. März 1870, 
Amtsblatt der Königl. Reg. zu Oppeln v. 1858 ©. 300, v. 1863 ©. 293, 
v.1870 ©. 57. Endlich ſteht das Bergregal den Gutsherrjchaften in der 
preuß. Oberlaufig auf Grund der dort als Gewohnheitsrecht geltenden 
böhmischen Bergwerfsverträge von 1534 u. 1575 zu; vergl. auch Kreß— 
ner, 8. Bd. 2 ©. 31; Schmidt-Reder, 8. Bd. 21 ©. 318. 

Außerdem find als noch bejtehend anzuführen: das Recht des 
Grafen Hendel von Donnersmard-Neuded auf den Zwanzigiten von dem 
Blei» und Silbererzbergbau in der Standesherrichaft Beuthen-Tarno- 
wiß und der Broicher Kohlenzehnte von dem Steinfohlenbergbau in der 
vorm. bergischen Unterherrichaft Broich (Kirchſpiel Mülheim a. d. Ruhr); 
vergl. über die älteren bergr. Verhältniſſe diefer Unterherrjchaft auch 
Urth. des Reichsg. v. 21. Mat 1887, 3. Bd. 29 ©. 125. Desgleichen 
fommen noch in Betracht: das Vorzugs- und Ausjchliegungsrecht (jus 
exceludendi alios) des Fürften Ple für jämmtliche Mineralien im 
Fürſtenthum Pleß, und des Grafen Hendel von Donnersmard-Neuded 
für Galmeierze und Steinkohlen in der Standesherrichaft Beuthen-Tar- 
nowiß, jorwie das Vorzugsrecht zum Muthen, welches dem Herzog von 
Ratibor im Herzogthum Ratibor und den jog. Waldenburger Ritter: 
gütern bei Waldenburg zufteht. Vergl. Wachler, Das jus exeludendi 
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alios, 3. Bd. 6 ©. 401; Gedife, Gejchichte der ſchleſiſchen Bergbau- 
privilegien, 3. Bd. 13 ©. 234, 359, Bd. 14 ©. 475, Bd. 15 ©. 219. 
‘ Ein jus exeludendi alios für Steinfohlen ſteht auch den Befißern der 
Herrlichkeit Defte (Reg-Bez. Düffeldorf), Grafen v. d. Schulenburg, zu; 
vergl. 3. f. B. H. u. S⸗Weſen Bd. 19 ©. 147 Anm. 1. 

Im Gebiete des vorm. Kurf. Heffen ijt den Standesherrn durch 
das Edikt v. 29. Mai 1833 ein VBorzugsrecht zum Muthen eingeräumt, 
3. 3. 8 ©. 217, 218. Für das in demjelben Gebiete umd zwar im 
Kreije Frankenberg gelegene alte Amt Haina ift zu Gunjten des Landes- 
hoſpitals Haina, al3 Rechtsnachfolgers des dortigen vorm. Benediktiner- 
Elojters, neuerlich das Privatbergregal beanjprucht, jedoch feiten® der 
Staatsregierung nicht anerfannt worden ugd wird gegenwärtig auf dem 
Nechtäwege verfolgt. Vergl. auch 3. Bd. 8 ©. 218, Bd. 20 ©. 90, 
Br. 27 ©. 246, Bd. 28 ©. 99, 108, und über den Unterfchied zwiſchen 
Berleihung des Bergregals und Spezialverleihung Urth. des Reichsg. 
v. 3. März 1886, 3. Bd. 27 ©. 365. Im Uebrigen bejteht in den 
neu erworbenen Landestheilen ein Privatbergregal nit. Ein Vorzugs— 
recht zum Selbjtbetriebe ift im vorm. Herzogthum Nafjau gegenwärtig 
noch mit der Herrichaft Schaumburg, der Grafichaft Weiterburg und 
der Herrichaft Schaded verbunden, abgejehen von dem gleichen, dem 
Domänenfisfus in einigen Gemarkungen zuftehenden Rechte; vergl. 
Brajjert, 3. Bd. 7 ©. 504 bis 507; ferner Rekursbeſch. v. 14. Mai 
1875 u. 27. Aug. 1877, 3. Bd. 17 ©. 114, Bd. 19 ©. 269. 

Neu können Bergregalitätsrechte von Privaten nicht mehr erwor— 
ben werden, da das Bergregal aufgehoben und der Staat nicht mehr 
in der Nechtslage tft, dafjelbe zu übertragen. 

5. Ueber Umfang und Inhalt der Rechte, welche den unter 3 u. 
4 aufgeführten Inhabern von Bergregalitätsrechten und verwandten 
Gerechtjamen zuſtehen, und der entjprechenden Pflichten derjelben ent- 
jcheiden zunächſt die bejonderen Nechtstitel und namentlich die einzelnen 
Regulative. 

Aus dem Belize des vollen Bergregals fliegen alle mit demfelben 
nach dem älteren Nechte verbundenen Befugnifje, jomweit fie nicht durch 
die Regulative oder jonjtige Abkommen bejchränft find, wie dies u. a. 
in Bezug auf die Höhe der Bergwerfsabgaben und die Ausübung der 
Bergpolizet vielfach der Fall iſt Waren dem Rechte des Privat-Regal- 
inhabers jchon früher Mineralien unterworfen, welche im $ 1 des Berge. 
nicht mehr genannt find, jo bejteht diejes Recht gleichwohl fort; vergl. 
Urth. des Obertr. v. 6. Febr. 1872, 3. Bd. 13 ©. 541, Striethorft 
Bd. 84 ©. 200; auch $ 222 ©. 565. 

6. Unbefchadet der wohlerworbenen Rechte der Privat-Regalbe- 
jiger jind auch deren Gebiete durch $ 250 Abi. 2 unter die Beſtim— 
mungen des Bergg. geitellt, wie dies jowohl dem allgemeinen Reform» 
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bedürfniffe al® auch den jchon früher mahgebenden Grundjäßen ent- 
ſprach. Motive ©. 131, 132. Demgemäß finden die Vorjchriften des 
Bergg. auf alle privatrechtlichen Berhältnijje des Bergbaues dort in 
demjelben Maße Anwendung wie in dem übrigen Geltungsbereiche des 
Bergg. Aber auch) ihre aufrecht erhaltenen bejonderen Rechte haben die 
Privat-Regalinhaber, joweit es unbejchadet diejer Rechte gejchehen kann, 
in Uebereinftimmung mit dem Bergg. auszuüben und daher namentlich 
bei der Verleihung von Bergwerfseigenthum die berggejeglichen Vor: 
ichriften zu befolgen, desgleichen bei dem Vorbehalte von Bergwerks— 
eigenthum zum Betriebe für eigene Rechnung die berggejeglichen Formen 
der Erwerbung zu beachten, was fich ſchon aus der allgemeinen Faſſung 
des Abſ. 2 des $ 250 ergiebt. Vergl. Beicheid des Oberb. Bonn vd. 
18. Zuli 1877, 3. Bd. 19 ©. 139, auch Bd.6 ©. 637; Wadhler, Kom- 
mentar ©. 333. Anders Arndt ©. 226. 

7. Die von Privat-Regalinhabern in Ausübung ihrer Rechte be- 
jtellten eigenen Bergbehörden mußten, wie $ 250 Abſ. 3 beitimmt, bis 
zu anderweitigen Bereinbarungen in Wirkjamfeit bleiben, zugleich aber 
deren Dienjtinjtruftionen mit dem Bergg. innerhalb der Grenzen jeiner 
Anwendbarfeit in Uebereinftimmung gebracht werden, um auf diejem Wege 
die Ausführung des Bergg. im Einzelnen zu regeln. Motive ©. 132. 

Die Gefchäfte der vorgejegten Staatsauffichtsbehörde haben nach 
näherer Bejtimmung der Regulative die Oberbergämter wahrzunehmen. 
Soweit eigene Bergbehörden nicht beitehen, wird die Verwaltung auf 
Grund bejonderer Abkommen durch Königliche Bergbeamte bejorgt oder 
auch den jtandesherrlichen Behörden durch ſolche Beamte bergtechnijcher 
Beiſtand geleijtet. 
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Verordnung, betr. die Einführung des Allg. Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 in das Gebiet des vormaligen Herzogthums Nafjan. 
Bom 22. Februar 1867. 

G. ©. ©. 237. 3.3.8 S. J. 


Art. I. Das Allgemeine Berggeſetz für die preußifchen Staaten vom 
24. Yuni 1865 erlangt im Gebiete des vormaligen — Naſſau 
unter nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen mit dem 1. April dieſes 
a Geſetzeskraft. 

Art. II. Den im $ 1 des Berggeſetzes aufgeführten Mineralien wird 
der Dachichiefer hinzugefügt. 

Art. III. Hinfichtlich der Feldesgröße ift die Beltimmung unter 2 
des 8 = des Berggeſetzes maßgebend. 

Art. IV. Die im $ 141 des Berggeſetzes in Bezug genommenen, 
den Eifenbahngefellichaften gegenüber geltenden Grundfäße finden nur in- 
joweit Anwendung, al3 denjelben nicht das nafjauifche Gejeh, betreffend 
die behufs des Eintrags dinglicher Rechte an Immobilien zu führenden 
Öffentlichen Bücher, vom 15. Mai 1851 (Verordn.Bl. 1851 ©. 59) ent« 
SENT. 

Art. V. Für alle im $ 165 des Berggeſetzes genannten Arbeiter 
im Gebiete des bormaligen Herzogthums Naffau foll ein Allgemeiner 
Knappichaftsverein gegründet werden, welcher feinen Mitgliedern nach nähe— 
rer Beſtimmung des Statut? die im $ 171 unter 4, 5 und 6 genannten 
Leiftungen zu gewähren bat. Diefem Vereine wird dad Vermögen der 
naffauifchen Allgemeinen Knappſchaftskaſſe ($ 12 des Geſetzes vom 23. No— 
bember 1861, V. Bl. 1861 ©. 369) überwiefen. 

Für die Leiftungen unter 1, 2 und 3 deö $ 171 follen auf jämmt- 
lichen Werfen bejondere Krankenkafſen nad $ 172 eingerichtet werden. Die 
bereitö beftehenden Knappſchaftsvereine follen zu folchen Krankenkaſſen um— 
gebildet werden. 

Die Krankenkaſſen erlangen durch die Betätigung ihrer Statuten die 
Eigenſchaft juriftiicher Perjonen. 

Don der Theilnahme an dem Allgemeinen Knappſchaftsvereine, ſowie 
von der Umbildung zu Krankenkafſen können diejenigen ber bereitö befte- 
benden Anappichaftsvereine, welche nach ihren jeßigen Statuten den Mit- 
gliedern alle im 8 171 unter 1 biß 6 genannten Leiſtungen gewähren, 
auf ihren Antrag durch Beichluß des Oberbergamts befreit werden. Auf 
diefelben finden aladann die Beftimmungen des fiebenten Titels des Berg- 
gejeßes volljtändig Anwendung. 

Art. VI. Zugleih mit den Strafvorfchriften des Berggeſetzes tritt 
das Geſetz über die Beſtrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von 
BHAFIRLIER vom 26. — 1856 ” ©. ©. aa in Ru, 


Kt, vın. Die in den 88 90 und 92 des Berggefehes ben anapp. 
ſchaſtskaſſen zugewieſenen Forderungen und Geldſtrafen fallen der Allge— 
meinen Knappſchaftskaſſe zu. 
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Art. X. Den mit gevierten Feldern im Sinne der bisherigen Ge- 
jeßgebung verliehenen Bergwerfen, mit Ausnahme der auf Thon und Wal- 
fererde verliehenen, wird die ewige Teufe nach ſenkrechten Ebenen beigelegt, 
jofern nicht Rechte Dritter entgegenftehen. 

Art. XI. Der im $ 232 des Berggeſetzes angenommene Zeitpunft 
ift eingetreten, jobald die Ab» und Zufchreibung im Berggegenbuche gejeß- 
lich beantragt ift. 

Art. XI. An Stelle der in dem Berggefege erwähnten Hypothefen= 
bücher bleiben die Verggegenbücher bejtehen und werden nah Maßgabe 
der Beitimmungen des im Art. IV angeführten naffauiichen Geſetzes vom 
15. Mai 1851, der dazu gehörigen Vollzugsverordnung vom 31. Mai 
1854 (B. BI. 6. 71) und der $$ 66 bis 74 der Bergordnung vom 18. Fe— 
bruar 1857 fortgeführt; eine Mitwirkung der Bergbehörde bei der Yührung 
und Beauffichtigung der Berggegenbücher findet jedoch nicht mehr ftatt. 

Art. XII. An der Stelle der gejeglichen Vorſchriften des preußi— 
chen Rechts über die Erefution und den Konkurs bleiben die in dem vor— 
maligen Herzogthum Naffau beftehenden gejeglichen Betimmungen über 
das Hülfsvollſtreckungs- und Konkuröverfahren in Kraft. 

Ebenfo wird an der naflauischen Gefeßgebung über das Pfandrecht 
und die Rangordnung der Gläubiger im Konkurſe nichts geändert. 

Art. XIV. In den Fällen des 8 159 des Berggejeßes joll die Ver: 
fteigerung nach den für das Konkursverfahren nach nafjauifchem Rechte 
beftehenden Regeln und mit den Wirkungen defjelben vollzogen werben. 

Art. XVI Die Infinuation von Verfügungen der Bergbehörden 
fann rechtögültig durch die Poftbehörde bewirkt werden. Wird die Der: 
fügung von der Pot ala unbejtellbar zurüdgeliefert, jo erfolgt die Infi— 
nuation durch Öffentlichen Aushang am Amtälofale des Revierbeamten, 
Hat die Verfügung während vierzehn Tagen ausgehangen, jo ift die Zus 
ftellung für bewirkt zu erachten. 

Art. XVII. Mit dem 1. April diefes Jahres treten außer Kraft: 
dag gemeine deutſche Bergrecht, die bergrechtlichen Beitimmungen ber für 
einzelne Yandestheile noch geltenden älteren Landrechte, dad Edikt, betr. 
die Organifation der Bergverwaltung, vom 4. Oftober 1826, die Berg: 
ordnung vom 18. Februar 1857, joweit diejelbe nicht nach Art. XII dieſer 
Verordnung beftehen bleibt, die Beitimmungen im $ 6 pos. 6 des Geſetzes, 
betr. die Organifation der Gentralbehörden, vom 24. Juli 1854 (DB. BI. 
©. 155), das Geſetz über die Knappſchaftskaſſen vom 23. November 1861 
(B. Bl. ©. 369) und alle übrigen allgemeinen und bejonderen Geſetze, 
Verordnungen und Gewohnheiten über Gegenftände, auf welche das Berg- 
geje und die gegenwärtige Verordnung fich beziehen. 


Die Einführung des Berggejetes in den meijten neu erworbenen 
Landestheilen erfolgte im Wege Königlicher Verordnungen, welche er= 
laſſen wurden, bevor dort die preußische Verfaſſung in Kraft trat; erſt 
für die Herzogthümer Schleswig, Holjtein und Lauenburg ſowie für das 
Sadegebiet wirkten auch die anderen Faktoren der Geſetzgebung mit. 
Die inzwilchen außer Kraft getretenen Artikel diejer Einführungs— 
vorjchriften Jind in dem vorliegenden Abdrude weggelaſſen, aber in den 
erläuternden Bemerkungen furz erwähnt. 
Die Motive zu der Verordnung dv. 22, Febr. 1867 und die Ver— 
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bandlungen der vorberathenden Kommiſſion vergl. 3. Bd. 8 ©. 5 bis 
29, und über das frühere Bergrecht in Nafjau Brajjert, 3. Bd. 7 
©. 447, au) Beder, 3. Bd. 18 ©. 417, 483, 

Zu Art. I. Seit früher Zeit gehörte der Dachichiefer in Naſſau 
zu den Gegenjtänden bergrechtlicher Verleihung. Aus triftigen, zum 
Theil in örtlichen Verhältniffen beruhenden Gründen (3. Bd.8 ©. 13) 
iſt diefer Rechtszuftand als partifularrechtliche Ausnahme von $ 1 des 
Bergg. aufrecht erhalten worden. 

Ueber die eigenthimlichen örtlich technijchen Ausdrücke bei dem 
dortigen Dachjchieferbergbau vergl. Giebeler, 3. Bd. 23 ©. 52. 

Zu Art. III Gegenwärtig iſt demnach ein Feld bis zu 2189000 
qm und eine Entfernung je zweier Punkte der Begrenzung von einan- 
der biß zu 4184,8m zuläflig; $ 27 Bem. 6 ©. 128. 

Zu Art. IV. Da das im $ 141 neben dem Vorfaufsrecht genannte 
Wiederfaufgrecht inzwijchen durch $$ 57 u. 58 des Enteignungsgejeßes 
v. 11. Juni 1874 gänzlich bejeitigt ijt ($ 141 Bem. 1 ©. 372), fo 
findet der im Art. IV gemachte Vorbehalt gegenwärtig nur noch auf 
das Vorfaufsrecht Anwendung. Nach den Grundjäßen der nafjauifchen 
Geſetzgebung hat das gejehliche Vorkaufsrecht, aljo auch das Hier in 
Nede ftehende, nicht wie im Geltungsbereiche des A. L. R. die Natur 
eines dinglichen, der Eintragung in das Grundbuch nicht bedürfenden 
Rechts (A. L. R. Th. I Tit. 20 $ 573, Geſetz v. 5. Mat 1872 $ 12), 
ſondern ijt nur perjönlicher Natur. Diefen Rechtszuſtand unverändert 
zu erhalten, bezwedt Art. IV; 3. Bd. 8 ©. 15. Nach dem im Art. IV 
angezogenen Stockbuchsgeſetze v. 15. Mai 1851 fann überhaupt fein Recht 
ohne Eintragung in das Stockbuch dingliche Wirkung ausüben. Die 
Frage, ob die Eintragung des Vorfaufsrecht3 in das Stockbuch zuläffig 
jei und demjelben hierdurch dingliche Wirkung gegeben werden könne, 
läßt Art. IV offen; diejelbe wird aber zu verneinen fein, da die Abthei- 
lung im Stodbuche für „Eigenthumsbejchränfungen und Lajten“ nur 
für diejenigen Eintragungen bejtimmt ijt, welche von Haufe aus ding- 
liher Natur find. 

Zu Art. V. Nachdem das Knappichaftsweien in Nafjau bereits 
durch das Geſetz v. 23. Nov. 1861 (3. Bd. 3 ©. 26) geregelt und neben 
den einzelnen Knappſchaftsvereinen die „allgemeine Knappſchaftskaſſe“ 
zur Unterjtügung der im Berufe invalide gewordenen Bergarbeiter und 
Werksaufjeher gebildet war, erjchien es zweckmäßig, hieran anzufnüpfen 
und die Fürſorge für die JImvaliden, Wittwwen und Waiſen ebenfalls 
einem einzigen, das ganze Gebiet des vorm. Herzogtums umfaſſenden 
Knappjchaftsvereine zu übertragen, dagegen für die Kranfenunterftügung, 
über den $ 172 de& Bergg. hinausgehend, die Einrichtung bejonderer 
Krankenkaſſen nicht der freien Entjchliegung der Betheiligten zu über- 
lajjen, jondern gejeglich anzuordnen. 3. Bd. 8 ©. 15, 27. Dermalen 
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bejtehen 40 folche Krankenkaſſen, welche theils für Kleinere Bezirke (Bes 
zirkskrankenkaſſen), theils für einzelne Werfe und Werkskomplexe des— 
jelben Eigenthümers gebildet find, mit dem allgemeinen Knappſchafts— 
vereine in organischem Zuſammenhange jtehen und unter der Aufficht 
des Vorftandes des leßteren jowie der Oberaufjicht der Bergbehörde von 
je einem Krankenkaſſenvorſtande verwaltet werden. Die juriftiiche Perjön- 
fichfeit, welche die in anderen Zandestheilen auf Grund des $ 172 er- 
richteten Stranfenfaffen nicht beſitzen (S. 465), mußte den nafjauifchen 
Krankenkaſſen mit Rückſicht auf die dortige Landesgejeßgebung und die 
vorgefundene Einrichtung beigelegt werden; 3. Bd. 8 ©. 28. 

Gemäß der Schlußbeitimmung des Art. V find als jelbitftändige 
Knappichaftsvereine beitehen geblieben der Emjer und der Holzappeler. 

Zu Art. VI Abi. 1. Das Gefeb v. 26. März 1856 vergl. ©. 533. 

Abi. 2, betr. die FFreiheitsitrafen, kam bereits in Folge der Ein- 
führung des preuß. Strafgejegbuchs in Wegfall; K. Verordn. v. 25. Juni 
1867 Art. VI, ©. ©. ©. 921. 

Art. VII, welcher die Zuftändigfeit und das Verfahren der Ge- 
richte bei Uebertretungen bergpolizeilicher Vorſchriften ($ 209 des Bergg.) 
betraf, trat ebenfalld durch Einführung der preuß. Strafprozekordnung 
außer Kraft; K. Verordn. v. 25. Juni 1867, ©. ©. ©. 921, 933. 

Zu Art. VIII. Derjelbe bejteht nur noch injomweit zu Recht, als 
auch $ 92 des Bergg. noch anwendbar it, nämlich bezüglich derjenigen 
Gelditrafen, welche wegen Webertretungen des $ 85 feitgejett find. Im 
Uebrigen find auch an die Stelle des Art. VIII die Beitimmungen der 
88 116 und 146 Nr. 1 der Gewerbeordn. getreten; ©. 245, 246. 

Art. IX iſt durch Erledigung jämmtlicher älteren Muthungen und 
Berleihungsgefuche gegenſtandslos geworden. 

Zu Art. X. Wie bei den älteren landrechtlichen Geviertfeldern im 
Kreiſe Wetzlar ($ 220 ©. 564), jo beitand auch bei den älteren naſſauiſchen 
„gevierten“ Feldern das Bedürfnig, die Berechtigung derjelben auf „Die 
ewige Teufe nach jenkrechten Ebenen” auszudehnen. Nur für die ver- 
liehenen Thon- und Walcererdegruben war ein gleiches Bedürfniß nicht 
vorhanden. 3. Bd. 8 ©. 20, 21. 

Zu Art. XI. Dieje Abweichung von $ 232 des Bergg. (S. 584) 
berubt darauf, daß nach dem Stodbuchsgejege v. 15. Mat 1851 $ 8 
zur Erwerbung des Eigenthums an veräußerten Kuxen die Ueberjchrei- 
bung im Stodbuche erforderlich it. 8. Bd. 8 ©. 23. 

Zu Art. XII. Die hier aufgeführten VBorjchriften des nafjautichen 
Rechts kommen in Anſehung der DBerggegenbücher noch jett mit der 
Maßgabe zur Amvendung, daß die Führung diefer Bücher gegenwärtig 
den auf Grund der K. Verordnung dv. 26. Juli 1878 (©. ©. ©. 275) 
beitellten Amtsgerichten obliegt. Die Thätigfeit der Bergbehörde hierbei 
beichränft fich wie in den übrigen Zandestheilen darauf, daß die Berechti— 
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gungsurkunden von dem Oberbergamte den Amtsgerichten zur weiteren 
Veranlaſſung mitgetheilt worden. 3. Bd. 8 ©. 23, 24. 

Um ein einheitliches Verfahren bei der Eintragung gewerfichaftlicher 
Bergwerfe in die Berggegenbücher herbeizuführen, hat das damalige 
Uppell.»Gericht zu Wiesbaden die noch jet maßgcbende allg. Verfügung 
v. 29. März 1871 an die Amtsgerichte erlafjen. Bergl. den Wortlaut 
der). 3. Bd. 12 ©. 160. Eine weitere allg. Verfügung diejes Appell. 
Ger. v. 10. Nov. 1871, 3. Bd. 12 ©. 455, jchreibt vor, daß, wenn das 
Teld eines Bergwerks ſich in die Bezirke zweier Amtsgerichte erjtredt, 
der Eintrag nur in ein Berggegenbuch und zwar desjenigen Gerichts 
zu erfolgen hat, in deſſen Bezirk der Fundpunkt liegt. Vergl. auch ©. 171 
und über die Führung der Berggegenbücher im Allgemeimen 3. Bd. 7 
S. 471 bis 476. 

Wie im Geltungsbereiche des Gej. über den Eigenthumgerwerb v. 
5. Mai 1872, jo wird auc) nad) den im Art. XII bezeichneten najjaui- 
ichen Gejegesvorjchriften das Eigenthum an Bergwerfen und unbeweg— 
lichen Bergwerfsantheilen im Falle einer fremilligen Veräußerung erjt 
durch die Ueberjchreibung im Berggegenbuche erworben ; dagegen erfolgt 
die erite Erwerbung des Bergwerfseigentgums auch in den vorm. naſſaui— 
ichen Gebiete, unabhängig von der Eintragung im Berggegenbuche, durch 
die Verleihung, die Beitätigung der Konſolidation, der Feldestheilung und 
des Feldesaustauſches ſeitens des Oberbergamts. Bergl. Urth. des Reichsg. 
v. 11. März 1882, 3. Bd. 24 ©. 118, auch oben ©. 164. 

Zu Art. XIU. Die naſſauiſche Gejeggebung über die Zwangsvoll- 
jtredung in das unbewegliche Vermögen, aljo namentlich die einſchlä— 
gigen Beitimmungen des Gej., betr. das gerichtliche Hülfsvollitredfungs- 
verfahren, v. 16. Juli 1851 (V. Bl. ©. 121) finden noch jet Anwen— 
dung, indem durch die Reichsgeſetzgebung (58 755 bis 757 C. P. O.) 
hieran im Wejentlichen nicht® geändert ijt und das preuß. Zwangsvoll— 
itredungsgejeg v. 13. Juli 1883 (©. 176, 182) feine Amvendung findet. 

Im Uebrigen it die nafjautiche Gejeßgebung über die Hülfsvoll- 
Itredung und den Konkurs durch die deutiche Eivilprozeh- und Konkurs— 
ordnung, jowie die fich hieran anjchliegenden preuß. Ausführungsagejeße 
v. 24. März 1879 (6. ©. ©. 281) und v. 6. März 4870 (G. ©. ©. 109) 
jeit dem 1. Dft. 1879 aufgehoben. Vergl mh chi; 183. 

Das nach Art. XIII Abſ. 2 in Gelkiirg. gebliebene, naſſauiſche 
Pfandrecht, namentlich auch das Pfandrecht an Iitmobilien; beruht we- 
jentlich auf dem Gejege, betr. das Pfandrecht und Die Rangerdnung der 
Gläubiger im Konkurje, v. 15. Mai 1851 (WDLNS; 66), Mufgehoben 
find die Beitimmungen diejes Gejeges über die Rangordſſung der Gläu— 
biger im Konfurje durch 84 des Einf.-&ei. zur berflchen Konkursordn. 
v. 10. Febr. 1877 (R. ©. Bl. ©. 390). = 

In Anſehung des den Lohnrüdjtänden der Wergarbeiter im $ 249 


(I et 
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des Bergg. beigelegten Vorrechts im Konkurſe und in der nothwendigen 
Subhaftation ijt daran zu erinnern, daß dafjelbe dem nafjauischen Rechte 
fremd war und durch Art. XIII Abſ. 2 auch fernerhin ausgeſchloſſen 
blieb, um das auf dem Gef. v. 15. Mat 1851 beruhende Pfandiyiten 
nicht umzuſtoßen und fein ſtillſchweigendes, nach feiner Höhe nicht zu 
ermejjendes Pfandrecht einzuführen. 3. Bd. 8 ©. 22. 

Auch gegenwärtig bejteht dieſer Rechtszujtand noch bei der Zwangs— 
volljtredung in das unbewegliche Vermögen fort; ein Vorrecht auf Be- 
friedigung vor den im Stodbuche auf dem Bergwerke eingetragenen 
Släubigern haben die Bergarbeiter nicht; fie fünnen fich nur durch Er- 
werbung eines in das Stockbuch einzutragenden Pfandrechts Jichern. 
Dagegen genießen nunmehr auch die Bergarbeiter im vorm. naſſauiſchen 
Gebiete im Konkurje über das bewegliche Vermögen für die rüditändi- 
gen Forderungen an Lohn x. das Vorrecht des $ 54 Nr. 1 der Kon— 
fursordn., und das nämliche Borrecht gilt außerhalb des Konkursver— 
fahrens in den im $ 8 des preuß. Ausf.-Gej. zur Konkursordn. v. 6. 
März 1879 (G. S. ©. 109) bezeichneten Fällen. 

Bu Art. XIV. Ein den Grundjägen des preuß. Subhajtationg- 
recht3 entiprechendes Verfahren, bei welchem eine Befreiung des veräu— 
Berten Immobile von dinglichen Laſten ftattfindet, fennt das nafjauische 
Recht außerhalb des Konkurjes nicht. Es bedurfte deshalb für die (auch 
die 88 161 und 162 mit umfafjjenden) Fälle des $ 159 des Bergg. 
einer Zujaßbejtimmung, und dieje iſt im Art. XIV dahin getroffen, daß 
bier die Grundjäße des nafjauischen Konfursverfahrens mit feinen Wir- 
tungen Anwendung finden jollen. 3. Bd. 8 ©. 21. 

Durch das nafjauische Gel. v. 28. Sept. 1859 88 50 ff. (2. Bl. 
©. 182) wurde das SKonfursverfahren geregelt und u. a. auch bejtimmt, 
wie mit der Verjteigerung von Immobilien und mit dem erzielten Er— 
löje verfahren werden folle. Die bezüglichen Borjchriften dieſes Landes- 
gejeßes werden dem Art. XIV gemäß auch jet noch anzumenden fein, 
wenn es ſich um Bwangsverjteigerungen des $ 159 handelt. Die im 
$ 4 des Einf.Geſ. zur deutichen Konkursordn. dv. 10. Febr. 1877 (R. ©. 
Bl. ©. 390) ausgeiprochene Aufhebung aller Iandesgejeglichen Vorjchrif- 
ten über das Konkursverfahren jteht nicht entgegen, zumal dieſelbe fich 
überhaupt nur auf den Konkurs als jolchen bezieht. Die Heranziehung 
der Beitimmungen des naſſauiſchen Konkursrechts im Art. XIV hat die 
Bedeutung, wie wenn diejelben Wort für Wort, ganz unabhängig davon, 
daß fie für das Konkursverfahren bejtehen, in den Artikel eingerüct 
worden wären. Ohne dieje landesgejeglichen Bejtimmungen würde wie: 
der eine Lücke vorhanden fein, da die Reichsgeſetzgebung feinen Erſatz 
geliefert hat (vergl. 88 2, 3, 39 der Konkursordn.) und das Geſetz v. 
13. Juli 1883 bier feine Geltung hat. 

Art. XV, nad) welchem die VBeröffentlichungen vorläufig durch das 
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nafjauische Intelligenzblatt zu erfolgen hatten, trat bei Einführung des 
Regierungsamtsblatt3 am 1. Jan. 1869 außer Anwendung. 

Zu Art. XVI. Durcd) die noch zu Recht bejtehenden Beſtimmun— 
gen dieſes Art. iſt das Zuftellungsverfahren ebenſo geregelt, wie in den 
älteren Zandestheilen. 3. Bd. 8 ©. 24. 


Verordnung, betr. die Einführung des Allg. Berggefetses 
vom 24. Juni 1865 im die mit der preußischen Monardie vereinigten 
Landestheile der großherzoglic heſſiſchen Provinz Oberhefien, jowie 
in das Gebiet der vormaligen Laudgrafſchaft HefiensHomburg, einſchl. 
des Oberamtsbezirfed Meijenheim. Vom 22. Februar 1867. 
G. ©. ©. 242. 3.3.8 ©. 29. 


Art. I. Das Allgemeine Berggeſetz für die preußifchen Staaten vom 
24. Juni 1865 erlangt in den mit Unjerer Monarchie vereinigten Landes- 
theilen der großh. heifiichen Provinz Oberhefien und im Gebiete der vor- 
maligen Landgrafichaft Heffen-Homburg, einschließlich des Oberamtsbezirkes 
Meijenheim, unter nachfofgenden befonderen Beitimmungen mit dem 1. April 
diejes Jahres Gejehesfraft. 

Art. II. Hinfichtlich der Feldesgröße ift die Beitimmung unter 2 
des S 27 des Berggeſetzes maßgebend. 

Art. III. Zugleich mit den Strafvorichriften des Berggeſetzes tritt 
das Gejeß über die Beitrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung 
von Mineralien vom 26. März 1856 (G. ©. ©. 203) in Kraft. 

Art. IV. Der zweite Abjah im $ 249 des Berggejehes bleibt von 
der Einführung ausgenommen. 

Art. VI. Die Infinuation von Verfügungen der Bergbehörden kann 
rechtögültig durch die Poftbehörde bewirkt werden. Wird die Verfügung 
von der Poſt ala unbeitellbar zurüdgeliefert, jo erfolgt die Infinuation 
durch Öffentlichen Aushang am Amtslofale des Bergrevierbeamten. Hat 
die Verfügung während vierzehn Tagen ausgehangen, jo ijt die Zuftellung 
für bewirkt zu erachten. 

Art. VII. Mit dem 1. April diefes Jahres treten außer Kraft: 
da8 gemeine deutſche Bergrecht, die Ordnung für die Bergleute auf den 
großh. heſſiſchen Bergwerken in der Provinz Heffen vom 4. Oktober 1815, 
die auf den Bergbau bezüglichen Artikel 20, 21 und 22 des großh. heſſiſchen 
Gejeges über die Abtretung von Privateigenthum zu Öffentlichen Zweden 
vom 27. Mai 1821, das linksrheiniſche Bergwerksgeſetz vom 21. April 
1810, überhaupt alle allgemeinen und bejonderen Gejege, Verordnungen 
und Gewohnheiten über Gegenjtände, auf welche das Berggejeh und die 
gegenwärtige Verordnung fich beziehen. 


Die Motive zu der vorjtehenden Verordnung finden fich 3. Bd. 8 
©. 31 bis 35. Ueber die früheren bergrechtlichen Verhältnifje in diejen 
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Zandestheilen vergl. Tajche, 3. Bd. 5 ©. 43, Brafjert, 3. Bd. 8 
©. 56, 62, Tedlenburg, 3. Bd. 14 ©. 159, Niemann, 3. Bd. 22 
©. 50, auch die Bem. zur Bergrechtsreform im Großh. Hefien, 3. BD. 14 
©. 377, Bd. 17 ©. 145. 

Zu Art. J. Durch die Einführung des Bergg. wurden gemäß 
S 52 dejjelben für die Veräußerung und Verpfändung von Bergwerks— 
eigenthum dieſelben gejeglichen Vorjchriften anwendbar, welche in diejer 
Beziehung in den obigen Landestheilen für das Grundeigenthum galten. 
Urth. des Oberl.-Ger. Kaſſel v. 30. April 1883, 3. Bd. 25 ©. 394. 
Da indeß in den gegenwärtig zur Provinz Heſſen-Naſſau gehörenden 
vorm. großh. und landgräfl. heſſiſchen Landestheilen die für das Grund» 
buchwejen beftehenden Einrichtungen Iediglich auf die Verhältnifje des 
GrundeigentHums und nicht, wie fich herausstellte, ohne Weiteres auch 
auf das Bergwerfseigentgum paßten, jo ift dieſe Lücke neuerlich durch 
das Geſetz über das Bergwerkseigentgum ꝛc. v. 31. Mai 1887 nebit 
Ausführungsverfügung v. 25. Oft. 1887 ausgefüllt worden; vergl. ©. 
163, 171, 172. 

Zu Art. II. Die für die Größe und Form der Bergwerksfelder maß— 
gebenden Zahlen find hiernach gegenwärtig 2189000 qm und 4184,83 m; 
5 27 Bem. 6 ©, 128. 

Zu Urt. III Abſ. 1. Vergl. das Geſetz v. 26. März 1856 ©. 533. 

Abi. 2 wurde mit Aufhebung des dort angezogenen großh. heifi- 
Ihen Strafgefegbuches durch die K. Verordnung dv. 25. Juni 1867 (©. 
©. ©. 921) gegenſtandslos. 

Zu Art. IV. Nach dem großh. heifiichen Geſetze über die Nang- 
ordnung der Släubiger v. 15. Sept. 1858 jteht den Bergleuten wegen 
Ihres Lohnes „ein ausgezeichnetes allgemeines Privileg am ganzen Ver: 
mögen des Schuldners“ in der zweiten Klaſſe der Gläubiger zu. Es 
wurde für angemejjen erachtet, e8 bei diejer Beitimmung einteilen zu 
belafjen ; 3: Bd. 8 ©. 35. Inzwiſchen it diejelbe bezüglich des beweg- 
lichen Vermögens des Schuldners erſetzt durch das Vorrecht aus $ 54 
Nr. 1 der deutjchen Konkursordn. und $8 des preuß. Ausf.Geſ. hierzu 
v. 6, März 1879, ©. 183 u. 609. In Anfehung des unbeweglichen 
Vermögens des Schuldners wird dagegen jene landesgejegliche Beſtim— 
mung noch anzuwenden fein, da eine anderweitige Vorfchrift nicht er- 
gangen und mamentlic) das Geſ. v. 13. Juli 1883 nicht anwendbar ift 
(S. 182 Bam. 5). | 

.„ „e.V hat durch Einführung des Regierungsamtsblatt3 als Organ 

für die berggeſetzlichen Veröffentlihungen jeine Amwendbarfeit verloren. 

die + Bu Art. VI. Durch diefe noch jegt gültigen Vorjchriften wurde 

* früher erforderliche gebührenpflichtige Zuſtellung durch die Ortsge— 
te befeitigt; 3. Bd. 8 ©. 35. 
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Verordnung, betr. die Einführung des Allg. Berggejetes vom 
24. Juni 1865 in das Gebiet des vormaligen Königsreichs Hannover. 
Bom 8. Mai 1867. 

©. &.601. 3.8.8 ©. 145. 


Art. I. Das Allgemeine Berggefeß für die preußifchen Staaten vom 
24. Juni 1865 erlangt im Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover 
unter folgenden bejfonderen Beitimmungen mit dem 1. Juli 1867 Ge— 
ſetzeskraft. 

Art. II. Von den im $ 1 des Allg. Berggeſetzes von dem Verfü— 
gungsrechte des Grundeigenthümers ausgejchloffenen Mineralien fommen, 
vorbehaltlich der beitehenden Berechtigungen, Steinfalz nebjt den mit dem= 
jelben auf der nämlichen Lagerjtätte vorkommenden Salzen und die Sool- 
quellen in Wegfall. Die 88 135, 165, 168 und 196 des Allg. Bergge- 
fees finden, injoweit fich diejelben auf Salzbergwerfe, Salinen, Soollei= 
tungen und Soolbehälter beziehen, feine Anwendung. 

Art. III. Hinfichtlich der Treldesgröße it die Beltimmung unter 2 
des 827 des Allg. Berggejehes maßgebend, infoweit nicht durch Artikel XV 
$ 1 etwa8 Anderes beſtimmt ift. 

Unter den im Allg. Berggeieße in Bezug genommenen Maßen find 
überall die preußifchen Maße zu verjtehen. 

Art. XI. Zugleich mit den Strafvorjchriiten des Allg. Berggeſetzes 
tritt auch das Geſetz über die Beitrafung unbefugter Gewinnung oder An- 
eigmung von — vom 26. ka 1856 — S. — a in — 


Art. XII. Die Bejig- und Rechtöverhältniff ein Beyug auf bie Etein- 
und die Braunfohlen im Fürſtenthum Galenberg, einjchließlich der Graf: 
ſchaft Spiegelberg, jollen wie bisher aufrecht erhalten werden. 

Art. XIII. Auf den im vorjtehenden Artikel bezeichneten Bergbau 
auf Stein- und Braunfohlen kommen jedoch der dritte Titel mit Ausnahme 
der 88 50 bi8 57, 63 und 65, der erjte Abjchnitt des fünften Titels, in— 
fofern es fih um die Grundabtretung behufs Anlage von Wegen, Eijen- 
bahnen, Kanälen, Waflerläufen und Hülfsbauen handelt, der zweite Ab- 
Schnitt des fünften Titel® mit Ausnahme des $ 152, ferner der fiebente, 
achte und neunte Titel, $ 241 des elften und $ 242 de3 zwölften Titels 
des Allg. Berggejeßes zur Anwendung. 

Art. XV. Für den Eijenjteinbergbau in den im Art. XIV nicht 
ausgenommenen Theilen des Bezirks des Berg: und Yorftamtes zu Claus— 
thal, einjchließlich des Amtes Elbingerode, wird das Folgende bejtimmt: 

8 1. In Betreff der Feldesgröße ift die Beltimmung unter 1 des 
8 27 des Berggeſetzes maßgebend. 

8 2. Die Eigentümer der vom 1. Juli dieſes Jahres an verlies 
henen Bergwerke find nicht berechtigt, die Lieferung von freiem Grubenholz 
aus den Königlichen Forſten oder die unentgeltliche Abtretung der Be— 
nußung von Königlichem oder Gemeinde-Grund und Boden zu verlangen. 

Soweit dagegen den Eigenthümern der vor diefem Beitpunfte verlie— 
henen Bergwerfe ein derartiger Anspruch zuiteht, bleibt derjelbe für die— 
jenigen Bergwerfe aufrecht erhalten, welche durch Eigenlöhner betrieben 
werden. 

$ 3. Die Bergwerköbefiker find fortan Hinfichtlich des Betriebes der 

40 
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Bergwerke und der Verfügung über den gewonnenen Eifenftein nur den 
allgemeinen gejelichen Beitimmungen unterworfen, infoweit nicht die Rechte 
Dritter entgegenftehen. 

8 4. innerhalb des Amtes Elbingerode fteht den nach $ 7 der Berg» 
ordnung vom 21. März 1847 u. 8. Juni 1848 für die Elbingeroder Eifen- 
fteingrube allein zum: Muthen berechtigten Perfonen auch fernerhin die 
ausjchließliche Befugniß zu, Muthungen auf Eifenftein einzulegen. Da- 
gegen findet eine Beichränfung in der freien Befugniß, erworbene Mu— 
thungsrechte oder verliehene Bergwerke an Dritte zu veräußern, nicht ftatt. 

8 6. In den Rechtsverhältnifien der Mitbetheiligten der am 1. Zuli 
dieſes Jahres im Beſitze mehrerer Perfonen befindlichen Bergwerke wird 
durch dieſes Geje nicht? geändert. Jedoch finden die Beftimmungen des 
8 134 des Allg. Berggeſetzes auch auf dieje Bergwerfe mit der Maßgabe 
Anwendung, daß der biöherige Yehnträger die daſelbſt bezeichneten Gejchäfte 
ohne Neuwahl eines Repräjentanten wahrzunehmen hat. 

Dur einen von einer Mehrheit von wenigjtens drei PViertheilen 
aller Antheile gefaßten Beichluß können die Mitbetheiligten eines folchen 
Bergwerks die im vierten Titel des Allg. Berggeſetzes ($$ 94 bis 132) 
enthaltene gewerkichaftliche Verfaſſung annehmen, joweit nicht vertrags- 
mäßige Verabredungen entgegenjtehen. 

Der Beichluß ift gerichtlich oder notariell aufzunehmen. 

Art. XVI Dem Königlichen Fiskus jteht, vorbehaltlich der bereits 
erworbenen Rechte Dritter, das ausſchließliche Recht zum Bergbau auf 
alle von dem PVerfügungärechte des Grundeigenthümerd ausgejchlofjenen 
Mineralien in dem nachfolgenden Felde zu, welches begrenzt iſt: 

1. gegen Oſt durch die Dfer don der Ginmündung des Langethals 
in diejelbe bis an die Landesgrenze oberhalb der Rhomker Brüde; 

2. gegen Nord, Welt und Süd durch die Landesgrenze zwiſchen dem 
vormaligen Königreiche Hannover und dem Herzogthume Braunfchweig in 
ihrer Erjtredung von der Oker biß zur Innerfte, zum Lindthalskopf nörd- 
lih von Lautenthal, ſowie weiter bis zur Laubhütte unterhalb Grund und 
den. Eichelbach entlang bi zum Grenzitein 99 am Kalten Born und end» 
lich bis zum Grenzſtein Ro. 56 A am Harzwege; 

3. gegen Südweſt durch die gerade Linie, welche den Grenzftein 
No. 56 A am Harzivege mit der Mitte der Chauffeebrüde über die In— 
nerfte bei der Ziegelhütte verbindet; 

4. gegen Süboft durch die gerade Linie zwifchen der Mitte der Chauffee- 
brüde über die Innerſte bei der Ziegelhütte bis zum Vereinigungspunkte 
des Hellerthales und Polfterthales; 

5. ferner gegen Südweſt und Südoft durch die gerade Linie von ber 
Vereinigung des Hellerthales und Poljterthales bis zur Mitte des Alte 
nauer Hüttenteich-Dammes, durch die ebenfalla gerade Linie von hier ab 
bis zur Vereinigung des großen Gerlach&baches mit der Röhrenbrunnen= 
fappe, durch die Röhrenbrunnenfappe thalaufwärts bis zum Dammgraben 
und durch den Lauf des Dammgrabens bis zu dem Punkte, wo ber erjtere 
das Schneidewafler trifft; 

6. gegen Dft durch die gerade Linie von diefem Punkte bis zur Ver: 
einigung des Baches im kleinen Trogthal und der Heinen Hume; 

7. gegen Nord durch die gerade Linie don der Vereinigung des 
Baches im fleinen Trogthal und der Kleinen Hume big zum Gintritt des 
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oberen Wildſchützenthales in das Langethal, durch das Langethal bis zu 
defjen Vereinigung mit der Dfer. 

Art. XVII Die Muthung und PVerleihung von Bergichmiede-Ge> 
rechtigkeiten findet nicht ferner ftatt. Die Befugniffe der Bergbehörde ge— 
genüber den beftehenden Bergichmieden bleiben aufrecht erhalten. 

Art. XXI NRüdfichtlic” der bisherigen Bergwerksabgaben, joweit 
diejelben an die Staatöfaffen zu entrichten find, treten die nachfolgenden 
Beitimmungen mit dem 1. Juli diejes Jahres in Kraft: 

$ 1. Die von den Eijenerzbergwerken bisher erhobenen Bergwerks— 
abgaben find aufgehoben. 

Der Bergwerfözehnte und die jonftigen Bergwerfsabgaben, wie 
das Lehn⸗ und Verſchreibgeld find aufgehoben. An deren Stelle tritt eine 
Bergwerksſteuer von zwei Prozent von dem Werthe der Produkte des Berg— 
werks zur Zeit des Abſatzes der letzteren, ausſchließlich der Eiſenerzbergwerke. 

Hinſichtlich der Erſtattung eines verhältnißmäßigen Antheiles der 
Poch-, Waſch-, Hütten- und ſonſtigen Zubereitungskoſten bei Erzbergwerken 
durch den Staat, ſowie der Ermittelung, Feſtſtellung und Einziehung der 
Bergwerksſteuer kommen die in den älteren Provinzen des Staates be— 
ſtehenden Vorſchriften zur Anwendung. 

8 3. Die auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Befreiungen von 
den Bergwerksabgaben werden aufrecht erhalten. Ebenſo werden die von 
dem Staate über Bergwerfsabgaben abgejchloffenen Berträge durch die Vor 
ſchriften der 88 1 und 2 nicht verändert. 

Hinfichtlich der Aufhebung oder Ermäßigung diefer re 
fommt das Gejeg vom 17. Juni 1863, betr. die Abänderung des $ 1 
des Geſetzes über die Bejteuerung der Bergiwerte vom 12. Mai 1851, (6. 
©. ©. 462) zur Anwendung. 

Art. XXI. Mit dem 1. Juli 1867 find aufgehoben: das gemeine 
deutſche Bergrecht, die jämmtlichen im den zum vormaligen Königreich 
Hannover gehörenden Landestheilen geltenden Bergordnungen, insbejondere 
auch die Bergordnung für den Eijenjteinbergbau bei Elbingerode vom 21. 
März 1847 u. 8. Juni 1848, ferner alle übrigen allgemeinen und bejon= 
deren Gejeße, Verordnungen und Gewohnheiten über Gegenjtände, auf welche 
das Berggejeg und die gegenwärtige Verordnung fich beziehen. 


Die Motive zu der Verordnung dv. 8. Mai 1867 find abgedrudt 
3: Bd. 8 ©. 157 bis 194. Ueber die früheren bergrechtlichen Verhält- 
nifje vergl. außer den Motiven: Jugler, Bergrecht im ehemaligen 
Königreid; Hannover, 3. Bd. 8 ©. 75; Ahenbah, Die Verfajjung 
des Communionharzes, da). ©. 66; Dithaus, Die Elbingerodiiche Eiſen— 
fteinsbergordnung v. 16. Nov. 1594, 3. Bd. 12 ©. 50; Derfelbe, Das 
Recht der Bergftädte des Oberharzes auf Freikuxe, 3. Bd. 21 ©. 163; 
Lahmeyer, Die Theilung de3 Communion-Unterharzes, 3. Bd. 15 
©. 513; Der)., Der gewerkichaftliche Bergbau des Oberharzes, 3. Bd. 21 
©. 294; Der), Die Bergbaufafje zu Clausthal, 3. Bd. 24 ©. 154; 
Engels, Geichichte der Salinen Lüneburg, Salzhemmendorf, Salzder: 
helden, der Salinen im Fürſtenthum Hildesheim, des Communion-Salz— 
hofes bei Münder am Deijter, 3. Bd. 19 ©. 458, Bd. 22 ©. 194 u. 
328, Bd. 23 ©. 466, Bd. 25 ©. 37. 


628 Einf.-Berordnung für Hannover. 


Zu Art. I. Seit dem 1. April 1873 al3 dem Beitpunfte, mit 
welchem das Jadegebiet zufolge des Geſ., betr. den NRechtszuftand des 
Sadegebietes, dv. 23. März 1873 (8. ©. ©. 107) der Provinz Hanno- 
ver einverleibt wurde und dort „die in dem Fürſtenthum Osnabrüd und 
dem Harlingerland“ geltenden Gejege, Berordnungen und Berwaltungs- 
vorjcehriften in Kraft traten, gilt im Jadegebiete aud) das Bergg. nebjt 
der obigen Einf.-Verordn. und zwar ganz ebenjo, wie das Bergg. in 
Ditfriesland Geltung hat. 3. Bd. 14 ©. 324. 

Am 1. Mat 1875 Hat ferner das Bergg. fo, wie e8 nad) der Einf.» 
Verordnung in Hannover gilt, in denjenigen Gebieten Geltung erlangt, 
welche durch den zwiſchen Preußen und Braunjchweig über die Theilung 
de3 Kommuniongebietes am Unterharze abgejchlofjenen Bertrag dv. 9. März 
1874 (©. ©. ©. 295) dem Stünigreiche Preußen einverleibt wurden. 
Bergl. Lahmeyer, 3. Bd. 15 ©. 513. Nach dem den Rechtszuftand 
in. diejen Gebieten betreffenden Gejeße v. 21. April 1875 (G. ©. ©. 199) 
traten nämlich in demjelben die in der Stadt Goslar geltenden Geſetze, 
Verordnungen und Verwaltungsvorjchriften, inſoweit fie nicht ſchon bis— 
ber dort gegolten hatten, am 1. Mat 1875 in Kraft, womit fi) auch 
die Einführung des Bergg. und der Verordn. v. 8. Mai 1867 vollzog, 
nachdem das Kommunion-Bergamt zu Goslar bereit3 mit Schluß des 
Sahres 1874 aufgelöjt war. 

Bu Urt. I. Die provinzialvechtliche Ausnahmebeitimmung des 
Art. II beruht auf der Erwägung, daß die (auch gemeinvechtlich nicht 
anzunehmende) Regalität der Soolquellen von der früheren hannoverſchen 
Regierung jtet3 verneint worden ijt und auf der Grundlage diefer Rechts— 
anſchauung mehrere neuere wichtige Salinen entjtanden find; daß ferner 
jelbjt bei den älteren Salinen des Landes ſich fichere Schlüjje auf die 
Negalität des Salzes nicht thun laſſen; daß endlich die thatjächlichen 
Berhältniffe, wonach gerade bei den wichtigsten neueren Salinen das Stein- 
jalz erbohrt worden iſt und in Gejtalt von Soole benußt wird, es unmög— 
lich machen würden, für das Steinſalz auf Grund der Goldenen Bulle 
von 1356 Kap. IX die Regalität in Anjpruch zu nehmen und dajjelbe 
in rechtlicher Beziehung anders zu behandeln als die Soolquellen. Beide 
find deshalb, dem vorgefundenen thatjächlichen und rechtlichen Zuftande 
entjprechend, der Verfügung des Grundeigenthümers überlajfen. 3. Bd. 8 
©. 169 bi8 171. Dur den Zuſatz „vorbehaltlich der beitehenden Be— 
rechtigungen“ hat ausdrüdlich ausgeſprochen werden follen, daß die auf 
älteren Privilegien beruhenden bejonderen Berechtigungen der gewerkichaft- 
lichen Saline zu Lüneburg und einiger anderer Salinen unberührt bleiben. 

Nach Ausicheidung der Salzgewinnung von den Gegenftänden des 
Bergg. konnte den Salzbergwerken und Salinen das Enteignungsrecht 
($ 135) nicht zugejtanden, auch) nicht für angezeigt erachtet werden, Die 
Stnappichaftseinrichtung (35 165, 168) und die Bergpolizei ($ 196) auf 
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dieſe Werke auszudehnen. 3. Bd. 8 ©. 172. MUeberhaupt find durch 
Art. II das Steinjalz, die beibrechenden Salze und die Soolquellen in 
der Provinz Hannover voll und ganz den berggejeglichen Beitimmungen 
entzogen, und namentlich findet auch das Gewerfichaftsrecht auf fie feine 
Anwendung. Beichlug des Oberb. Clausthal v. 18. Nov. u. Rekurs— 
beich. v. 18. Dez. 1885, 3. Bd. 27 ©. 137 u. 250. 

Zu Art. III. Mit der im Art. XV bezeichneten Ausnahme be= 
trägt die nach Abi. 1 zuläſſige Feldesgröße 2189000 qm und die zu— 
läſſige Entfernung je zweier Punkte der Begrenzung 4184,8 m, und all 
gemein gelten gegemmwärtig Statt der preußiichen (Abſ. 2) die umgerech— 
neten Maße der deutichen Maß- und Gewichtsordnung. Vergl. ©. 128 
Bem. 6, 

Art. IV, welcher ſich auf die älteren ausſchließlichen Schürfberech- 
tigungen bezog, hat bereit$ mit dem 1. Juli 1868 jeine Erledigung ge 
funden. 

Urt. V enthielt Uebergangsbeitimmungen, welche mit der damals 
noch bejtehenden hannoverjchen Verwaltungsorganijation zufammenhingen, 
jedoch, was die Kreiſe betraf, bereits durch die Sl. Verordnung v. 12. Sept. 
1867 (©. ©. ©. 1497), hiernächſt aber im Jahre 1885 durch Einfüh- 
rung der Kreisordn. für die Provinz Hannover v. 6. Mai 1884 (G. ©. 
©. 181), der Provinzialordn. (Gel. dv. 7. Mai 1884, G. ©. ©. 237) 
und des Gejehes über die allgemeine Landesverwaltung (Kreisordn. 
$ 120, ©. ©. ©. 219) überhaupt außer Kraft gejegt wurden. 

Urt. VI erhielt für das Bergwerkseigenthum das hannoverjche 
Necht Hinfichtlich der Veräußerung, Verpfändung, des Arrejtes, der Exe— 
fution, des Konkurſes und der NRangordnung der Gläubiger (vergl. 
88 52 u. 53 des Bergg.) einitweilen aufrecht. Die bezügliche Landes» 
gejeßgebung iſt demnächſt aber aufgehoben einestheils durch dag Gel: 
über den Eigenthumserwerb und die Grundbuchordn. v. 5. Mat 1872, 
das dazu gehörige Einf.-Gei. v. 28. Mai 1873 (©. ©. ©. 253) und 
das einige Beitimmungen des Teßteren abändernde Gef. dv. 29. Jar. 
1879 (©. ©. ©. 11) jowie das Zwangsvollitredungsgel. v. 13. Juli 
1883 (©. ©. ©. 131), andererjeit3 durch die Reichs-Juſtizgeſetze, insbe— 
jondere die Eivilprozeh- u. die Konfursordn. Vergl. oben S. 163 bis 183. 

Das vorbezeichnete Geſ. v. 28. Mai 1873 enthält im $ 51 bezüg- 
(ich des Bergwerfseigenthums folgende Beitimmungen: 

„Bei Anlegung der Grundbuchblätter für die bereit? bejtchenden 
verliehenen Bergwerfe finden die SS 25 bis 47 entiprechende Anwen— 
dung. An die Stelle der Abjchrift der Grund» und Gebäudejteuerbücher 
treten dabei die von dem Oberbergamt zu Liefernden Verzeichnijje der 
Bergwerfe und ihrer Beliger.” 

„Auf diejenigen Bergwerfe, welche nach dem Tage, an welchem dieſes 
Geſetz in Kraft tritt, verliehen werden, find das Geſetz über den Eigen: 
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thumserwerb v. 5. Mai 1872 und die Grundbuchordnung dv. 5. Mai 1872 
jofort anzumenden.“ 

Art. VII enthielt eine Zujagbeitimmung zu $ 108 des Bergg., 
durch welche außer Zweifel geſtellt werden ſollte, daß die Verpfändung 
beweglicher Kuxe nicht als Verpfändung von — ſondern von 
beweglichen körperlichen Sachen zu beurtheilen ſei; 3. Bd. 8 ©. 173, 
Gegenwärtig find die Vorjchriften der deutjchen Givilprozehordn. über 
die Wirkung der erfolgten Prändung 88 709 ff. maßgebend. 

Urt. VIII, betr. die Exekution in den Antheil eines Gewerfen ($ 109 
de3 Bergg.) iſt durch die Vorfchriften der deutjchen Eivilprozekordn. über 
das Verfahren bei der Pfändung und Berfteigerung 88 712 ff. erjett. 

Art. IX, welcher die Borjchriften des preuß. Eijenbahnge). v. 3. Nov. 
1838 (G. ©. ©. 505) über das Vorkaufs- und Wiederfaufsrecht auf 
die Fälle des $ 141 des Bergg. anwendbar erklärte, iſt dadurch bejei- 
tigt, daß durch das Enteignungsgei. v. 11. Juni 1874 (G. ©. ©. 221) 
das Wiederfaufärecht allgemein aufgehoben und das Vorkaufsrecht an- 
deriweitig geregelt worden iſt. Vergl. $ 141 Bem. 1 ©. 371 bis 374. 

Art. X jchrieb, abweichend von 8 166 des Bergg. vor, daß die 
Statuten der bereits bejtehenden Knappſchaftsvereine mit den Vorfchriften 
de3 ganzen fiebenten Titel3 in Uebereinjtimmung gebracht werden jollten. 
3. Bd. 8 ©. 174. Dieſe Vorjchrift it zur Ausführung gekommen. 

Zu Art. XI Abi. 1. Vergl. das Geſetz v. 26. März 1856 ©. 533, 

Abi. 2, betr. die FFreiheitsitrafen, wurde bereit3 durch die Einfüh- 
rung des preuß. Strafgejegbuchs (K. Verordn. dv. 25. Juni 1867, ©. ©. 
©. 921) aufgehoben. 

Zu Urt. XII. Im Fürſtenthum Calenberg, einschl. der ehemals 
von dem Haufe Nafjau:Dranien als Calenbergijches Lehen bejejjenen 
Grafichaft Spiegelberg, war das Recht zur Kohlengewinnung dem Grund- 
eigenthümer bereit3 im vorigen Jahrhundert zuerkannt und konnte bei 
Einführung des Bergg. nicht mehr bejeitigt werden; es erichten vielmehr 
angezeigt, hier ähnliche Beitimmungen zu treffen, wie für den Stein- 
und Braunfohlenbergbau in den ſächſ. Landestheilen ergangen waren. 
Dies iſt im Art. XIII geichehen. 

Die geographiiche Ausdehnung jenes Landestheiles ergiebt ſich aus 
der Verf. des Oberb. Clausthal v. 12. März 1869, 3. Bd. 10 ©. 310. 

Auch in den übrigen Theilen von Hannover außer den Fürſten— 
thümern Osnabrüd und Hildesheim und der Herrichaft Hohnſtein wurde 
ſeitens der früheren Regierung die NRegalität der Stein- und Braun- 
fohlen nicht angenommen. Da indeh in dieſen Landestheilen, abgejehen 
von vereinzelten, wenig gelungenen Berjuchen auf Braunfohlen im Für: 
ſtenthum Göttingen, ein Kohlenbergbau überhaupt nicht jtattgefunden 
hatte, jo erichten es unbedenklich, Hier die Negel des 8 1 des Bergg. 
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eintreten zu laſſen; 3. Bd. 8 ©. 169. Vergl. auch Beichluß des Oberb. 
Clausthal v. 4. Sept. 1880, 3. Bd. 32 ©. 405. 

Zu Art. XII. Die Beitimmungen des Bergg., welche Art. XIII 
auf den hier in Rede jtehenden Kohlenbergbau für anwendbar erklärt, 
find zahlreicher als diejenigen, welche nach dem damals noch geltenden 
$ 213 des Bergg. auf den Kohlenbergbau in den ſächſ. Yandestheilen 
Amvendung fanden. Dagegen deden ich diejelben im Wejentlichen mit 
den Beitimmungen der jpäter an die Stelle der 88 212 u. 213 des 
Bergg. getretenen Novelle v. 22. Febr. 1869 (S. 539 ff.), abgejehen da— 
von, daß in leßterer auch noch 8 63, Abjchn. 3 des fünften Titel3 und 
8 244 des Bergg. ald zur Amvendung fommend aufgeführt find, Un— 
gleich) wichtiger it aber der Unterjchied, daß das Recht zum Kohlen- 
bergbau im Fürſtenthum Calenberg, einjchl. der Grafichaft Spiegelberg, 
nicht wie in den ſächſ. Landestheilen als jelbjtitändige Gerechtigkeit mit 
den in der Novelle v. 22. Febr. 1869 angegebenen Rechtswirkungen von 
dem Eigentum am Grundjtüde abgetrennt werden kann. 

Die Bergpolizeiverordnung des Oberb. Clausthal v. 2. April 1885, 
betr. Sicherheitspfeiler an den Markicheiden der Steinfohlenbergwerfe 
(3. Bd. 26 ©.310), findet auch auf die Steinfohlenbergwerfe im Für- 
ſtenthum Galenberg ꝛc. Anwendung; die Befugni zum Erlaß derjelben 
für diefen Bergbau iſt durch Art. XII der Einf.-Verordn. nicht ausge— 
ſchloſſen. Rekursbeſch. v. 29. Juli‘ 1885, 3. Bd. 27 ©. 118. 

Zu Art. XIV. Die dem hannoverjchen und dem braunjchweig- 
füneburgischen Fiskus gemeinschaftliche, zum Kommunionharze gehörende 
Eijenhütte zu Gittelde beſaß auf Grund der Eifenjtein-Bergordnung für 
den Iberg v. 7. Nov. 1597 (Wagner, Corpus jur. met. ©. 1067) das 
ausschließliche Necht zur VBerhüttung der Eijenerze, welche auf den La— 
gerjtätten am berg bei der Bergitadt Grund und im Gegenthal mit 
Zubehör unweit der Bergitadt Lautenthal gewonnen wurden. Die Be— 
jiger jämmtlicher dort zur Berleifung kommenden Eigenlöhnerzechen 
waren danach gehalten, die gewonnenen Erze der genannten Hütte gegen 
jog. Zagerlöhne zu überlajjen. Bei der Theilung des älteren Kommu— 
nionharz-Bezirfes durch den Rezeß v. 4. Dft. 1788, welcher die Gemein: 
ichaft an der Eijenhütte zu Gittelde aufrecht erhielt, wurde in den $$ 42 
und 43 (3. Bd. 8 ©. 175) jenes Vorrecht bejtätigt. Die Aufficht und 
Direktion bezüglich der Eijenteingruben erfolgte durch das Kommunion— 
Bergamt zu Goslar. Dieje Nechtsverhältniffe unverändert aufrecht zu 
erhalten, war Zwed des Art. XIV. 

Hiernächſt, im Jahre 1868, wurde aber die Kommunion-Eijenhütte 
zu Gittelde verkauft und jpäter abgerifjen. Gleichzeitig leitete die preu— 
Bilche und braunjchweigslüneburgische Verwaltung des Kommunion=Unter: 
harzes mit höherer Ermächtigung auf das Vorrecht Verzicht, welches 
ihr nach dem Rezeſſe v. 4. Oft. 1788 und dem obigen Art. XIV auf 
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die Eifenerze zugeitanden hatte, und hiermit gingen auch die bezüglichen 
Berwaltungsbefugniffe des Kommunion-Bergamts zu Goslar auf die 
preußijchen Bergbehörden über. Bekanntm. des Oberb. Clausthal v. 6. 
Ian. 1869, 3. Bd. 10 ©. 308. Art. XIV hat demnach feine rechtliche 
Bedeutung mehr. Vergl. Min.-Erlaß v. 24. Dez. 1868. 

Eine andere Frage iſt die, ob der Eijenfteinbergbau in dem obigen, 
inzwischen marfjcheideriich feit begrenzten Bezirke („an dem Iberge, dem 
Gegenthale, dem Kopf über dem Gegenthale, dem Berge über dem Gegen: 
thale und dem Schwarzenberge*) nunmehr nad) Aufhebung der Rezeß— 
rechte und der Kommunion lediglich den allgemeinen berggejeglichen Vor— 
Ichriften unterliegt, oder ob etwa anzunehmen tft, daß, weil diefer Bezirk 
innerhalb des durch Art. XVI der Einf.-Verordn. für den Fiskus ve 
jervirten Feldes liegt, das Reſervatrecht des Fiskus ſich nachträglich 
auch über jenen eimgejchlojjenen Bezirf ausgedehnt habe. Nach der 
Faſſung des Art. XIV umd den Motiven (3. Bd. 8 ©. 191) iſt letzte— 
res nicht anzunehmen, und es find demgemäß auch zahlreiche Verlei— 
hungen auf Eijenerze in jenem Bezirke ertheilt worden. 

Zu Art. XV. Dieſer Art. betrifft den Eijenjteinbergbau am Harze 
mit Ausnahme des Bezirkes, von welchem Art. XIV handelt. 

Zu $ 1. Nach der mahgebenden älteren Berggejeßgebung wurden 
auf Eifenftein im eigentlichen Oberharz gejtredte, im Amte Elbingerode 
dagegen gevierte Felder verliehen. Das zuläflige Feldesmaß war aber 
in beiden Fällen ein geringes, und hiermit jorwie mit der Art des Be— 
triebes und des Eijeniteinvorfommens hing die große Parzellivung des 
Bergwerkseigenthums zujammen, welche es geboten erjcheinen ließ, die 
zuläjfige Feldesgröße gemäß $ 27 Nr. 1 des Bergg. auf 25000 Qua— 
dratlachter (109450 qm) und die zuläffige Entfernung je zweier Punkte 
der Begrenzung auf 500 Lachter (1046,2 m) zu bejchränfen. Vergl. 
©. 128 Bem. 6. 

Zu $ 2. Der Eifenjteinbergbau am Oberharze war ein reiner 
Eigenlöhnerbergbau, dejjen gefammte Produktion an die fisfalischen Hüt- 
ten abgeliefert werden mußte und der nach allen Richtungen vollitändig 
unter der „Direktion“ der Bergbehörde jtand. Andererſeits genoſſen die 
Eigenlöhner gewijje Erleichterungen; u. a. erhielten ſie freies Gruben— 
holz aus den Harzforiten und zahlten für den zum Eifenjteinbergbau 
erforderlichen Grund und Boden an den Staat feine Entjchädigung. 

Verwandte Zuftände waren bei dem Eijenjteinbergbau im Amte 
Elbingerode vorhanden. Auch diejer gefammte Bergbau jollte bergord- 
nungsmäßig ein Eifenlöhnerbergbau jein, dejjen Produktion zunächſt für 
die herrichaftlichen Hütten beſtimmt war, aber auch mit Genehmigung 
der Bergbehörde, unter deren „Leitung“ dieſer Bergbau jtand, an aus— 
wärtige Hütten verkauft werden durfte. Andererjeit3 genoſſen dieſe Gru- 
ben u. a. ebenfalls freie Benugung des Grund und Bodens der Königl. 
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Forjten und der Gemeindeanger und die Begünftigung foritzinsfreien 
Holzes aus den Elbingeroder Foriten. 

Ber Berathung der Einf-Verordn. war man alljeitig darüber ein- 
veritanden, daß dieje Verhältniſſe nicht länger fortbejtehen fünnen und 
daß insbejondere die künstliche Niederhaltung des jehr entwidelungsfä- 
higen Eijensteinbergbaues bejeitigt werden müjje. Durch die Unterord- 
nung dejjelben unter die allgemeinen Beitimmungen des Bergg. follte 
dies allmählich erreicht werden. Dagegen erichien e8 billig und zur Er: 
feichterung des Ueberganges gerathen, die auf den alten Bergfreiheiten, 
Bergordnungen und Gewohnheiten beruhenden Begünftigungen bezüglich 
des freien Holzes und freien Grund und Bodens ſo lange aufrecht zu 
erhalten, als die betreffenden Eijenfteingruben im Eigenthume von „Eigen: 
löhnern“ verbleiben. 3. Bd. 8 ©. 176 bis 180. Diejes im $2 Abf. 2 
gemachte Zugeſtändniß erſtreckt fich demnach weder auf die erſt unter 
der Herrichaft des Bergg. neu verliehenen Bergwerfe (Abj. 1), noch auf 
Gewerfichaften oder jonitige Bergbautreibende, welche von Eigenlöhnern 
Eijenfteinbergwerfe übernehmen. 

Zu $ 3. Die Motivirung des $ 3 ergiebt ſich aus dem zu $ 2 
Bemerkten. Der Vorbehalt „infoweit nicht die Rechte Dritter entgegen- 
jtehen“, it durch die in den Motiven (3. Bd. 8 ©. 180 bis 182) erläu- 
terten Verhältniſſe veranlaßt, aber nur als äußerſte Vorfichtsmaßregel 
aufzufajfen, welche praftische Bedeutung jchwerlich erlangen fann. 

Zu $ 4. Die Bergordnung für die Elbingeroder Eijensteingruben 
v. 21. März 1847 u. 8. Juni 1848 (3. Bd. 8 ©. 44) bejtimmt im 
8 7: „Zur Muthung find nur Hausbefigende Bürger von Elbingerode 
berechtigt, welche ſelbſt Grubenarbeit treiben”. Dieſes ausschließliche 
Muthungsrecht der hausbeſitzenden Bergleute hält $ 4 aufrecht, weil die 
Aufhebung diefer Eigenthümlichkeit im Interejje der freien Entwidelung 
des dortigen Gijeniteinbergbaues nicht geboten erichten, nachdem jede 
frühere Beichränfung in der Befugniß, erworbene Muthungsrechte oder 
verlichene Bergwerfe an Dritte zu veräußern, bejeitigt worden it. 3. 
Bd. 8 ©. 182, 183. 

$ 5 ordnete die Abgabe des Verleih: und des Lagerbuches an das 
ordentliche Gericht an, was gejchehen it. 

Zu 8 6. Bei der hier ausgeiprochenen Aufrechterhaltung der 
zwiſchen Meitbetheiligten beſtehenden Rechtsverhältniſſe handelt es jich 
vorzugsweile um die Ergenlöhner-Genofjenjchaften im Amte Elbingerode, 
welche jeit Alters her ihre beiondere Verfafjung hatten und deren Mit- 
betheiligte in rechtlicher Beziehung als Miteigenthümer nach gemeinem 
Rechte aufzufaljen find. Oſthaus, 3. Bd. 12 ©. 50 ff. namentl. ©. 64 
u. Bd. 19 ©. 73, 74. 

In Folge des Umjtandes, daß nach Einführung des Bergg. viel: 
fach Antheile an Eifenfteingruben der Eigenlöhner-Genoffenjchaften in 


634 Einf.:Berordnung für Hannover. 


den Beſitz von Perjonen übergingen, welche dem Elbingeroder Berg» 
mannsitande nicht angehörten, haben die betreffenden Gruben den Cha: 
rafter als Eigenlöhnergruben nicht verloren und iſt die im $ 6 auf: 
recht erhaltene ältere Nechtsverfaffung der Mitbetheiligten nicht abge- 
ändert worden. Vergl. Berf. des Oberb. Clausthal v. 14. Jar. 1870, 
3. 3. 12 ©. 72, 

Bei den Eifenfteinbergwerfen im Amte Elbingerode, bei welchen 
Eigenlöhner noch betheiligt jind, fann nach dem noch beitehenden Her: 
kommen der Betrieb nur durch Eigenlöhner und von diejen angenommene 
Arbeiter geführt werden. Der Repräjentant muß zu der Mitbelehnten 
gehören. Urth. des Oberg. Göttingen v. 20. Nov. 1873 u. des Appell.» 
Ger. Celle v. 12. Mai 1874, 3. Bd. 18 ©. 124. 

Die Mitbetheiligten an eimem vor dem 1. Juli 1867 verliehenen 
Eijenjteinbergiverfe im Amte Elbingerode find Mliteigenthümer. Der 
Lehnträger (Grubenvoriteher) iſt zur Rechnungslegung verpflichtet. Urt. 
des DOberg. Göttingen dv. 27. Jan. 1877 u. des Appell.-Ger. Celle v. 
26. Oft. 1877, 3. Bd. 19 ©. 505; auch ©. 507 Anm. 1 daſ. Wegen 
der Verpflichtung zur Rechnungslegung vergl. ferner Urth. des Appell.- 
Ger. Celle v. 11. April 1876, 3. Bd. 19 ©. 69 u. Bem. ©. 73. 

Die Annahme der gewerkichaftlichen Verfaſſung des Bergg. ift den 
Eigenlöhner-Genofjenichaften und den jonjtigen Mitbetheiligten der in 
Rede jtehenden Eijenjteingruben durch $ 6 Abi. 2 in derjelben Weije 
ermöglicht, wie den Mitbetheiligten linfsrhein. Bergwerfe durch $ 240; 
©. 592. 

Zu Art. XVI Der hauptjächlic auf die Gewinnung jilberhalti- 
ger Bleterze gerichtete Gangbergbau des Oberharzes war im Gegenjaße 
zu dem dortigen, von Eigenlöhnern betriebenen Eijenerzbergbau urjprüng- 
lich ein gewerfichaftlicher und blühte unter dieſer Gejellichaftsforn na- 
mentlich im 16. Jahrhundert, kam aber nach dem Dreißigjährigen Kriege 
aus mancherlei zujammen wirkenden Urjachen in eine ungünjtige, ſchwierige 
Lage, deren Befeitigung jeitdem von der Bergbehörde durch verjchieden- 
artige, auf die Unteritügung und Erleichterung des Bergbaues berechnete 
Mahregeln, namentlich auch durch bedeutende Vorjchüffe aus der herr— 
Ichaftlichen Kafje an die Zubußgruben angejtrebt wurde. Auf die Dauer 
fonnte gleichwohl der Berfall des gewerfichaftlichen Bergbaues nicht auf: 
gehalten werden. In den Jahren 1834 u. 1335 fielen in Folge von 
Kaduzirung jümmtlicher Gewerfen 20 Gruben an den Fiskus, und von 
den 9 Gruben, welche damals im gewerfichaftlichen Befige blieben, ſchie— 
den demmächit in gleicher Weile noch 3 aus, während die Kuxe der 
übrigen im Privatbejige verbliebenen Gruben mit Ermächtigung der 
hannoverjchen Ständeverfammlung vor und nach für den Fiskus ange: 
fauft wurden. Nur 3 Kuxe der Grube Kranich konnten, weil deren 56 
Befiger jeit länger als 40 Jahren verjchollen waren, nicht erworben 


Einf.-Verorbnung für Hannover. 635 


werden und find nach wiederholten öffentlichen Bekanntmachungen als 
herrenlos anzujehen. Das Endergebniß diejer jeit mehr als 150 Jahren 
vorbereiteten Umgeitaltung der Befigverhältniffe war die Vereinigung 
des ganzen Oberharzer Erzbergbaues im Eigenthum des Staates. Vergl. 
über diejen intereffanten Hergang: Motive, 3. Bd. 8 ©. 184 bis 191 
u. Zahmeyer, 3. Bd. 21 ©. 294 ff. 

Anfnüpfend an dieſen Rechtszuſtand hat Art. XVI behufs voll- 
Itändiger Konjolidirung des Betriebes und Herjtellung eines einheitlichen 
und unanfechtbaren Berechtigungstiteld das von dem Fisfus betriebene 
Feld wenigitens theilweije geſchloſſen; auf jänmtliche Staatöbergwerfe, 
3. DB. diejenigen des Andreasberger Neviers, erſtreckt ſich daſſelbe nicht, 
wohl aber auf alle dem Bergg. unterworfenen Mineralien. Wegen des 
Borbehalt3 „der bereitS erworbenen Nechte Dritter“ vergl. Motive, 3. 
BD. 8 ©. 19. 

Außer dem im Art. XVI vorbehaltenen Felde befigt der preußifche 
Fiskus und zwar in Gemeinjchaft mit dem braunjchweigischen im Unter: 
harze ein durch Urkunde v. 15./18. Dez. 1874 (3. Bd. 15 ©. 522) 
rejervirte8 Bergbaufeld, welches die gefammte „Soslarihe Forit”, 
einschl. des Kommunion-Unterharzer Hoheitsgebietes am „Rammelsberg“ 
bei Goslar umfaßt; Preußen it mit */,, Braunſchweig mit %/, betheiligt. 

Zu Art. XVII Die nad) früherem (ſächſiſchem) Bergrecht zuläſſige 
Muthung und Verleihung von Bergichmiede-Gerechtigkeiten konnte ſelbſt— 
verjtändlich nicht beibehalten werden. Zu den Befugniffen, welche der 
Bergbehörde gegenüber den bejtehenden Bergjchmieden zujtanden, gehörte 
namentlich) die einfeitige Feltiegung der Schmiedetaren. 3. Bd. 8 ©. 191. 
Mit der Aufhebung der ausjchlieglichen Gewerbeberechtigung der Berg- 
jchmieden iſt der bezügliche Vorbehalt im Art. XVII gegenjtandslos ge— 
worden. 

Art. XVII. Die Errichtung der Clausthaler Bergbaufafje fällt 
in das Jahr 1702. Nach den Stiftungsurfunden v. 1793 hatte diejelbe 
den Zwed, zu der Erhaltung und weiteren Ausdehnung des Bergbaues 
am Oberharze jowie zur Hebung der Ertragsfähigkeit dejjelben beizutragen. 
Bu diefem Behufe legten jich damals die Einwohner des Oberharzes frei= 
willig eine Steuer auf, welche hauptjächlic) vom Bier, Wein und Brannt- 
wein erhoben wurde und erjt im Sahre 1834 bei Einführung der all- 
gemeinen indirekten Steuern in Wegfall fam. Die aus dem Ertrage 
dieſer „Bergbauaceije” gebildete Bergbaufafje wurde von Anfang aı, 
getrennt von allen eigentlichen Staatsfonds, von der Bergbehörde ver: 
waltet. Ihre reichen Mittel, welche jich mit der Zeit namentlich durch 
die Ausbeute ihr gehöriger Kuxe jehr jteigerten, fanden auf mancherlei 
Weiſe jtiftungsmäßige Verwendung, u. a. zu Beiſteuern für gewerfichaft- 
fihe Zubuß- und Verfuchsgruben, Stollen, Knappſchafts- und jonjtige 
Unterjtügungsfafjen des Harzes ꝛc. Mit Hülfe der Bergbaufafje haben 
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die beiden großartigen Anlagen — der von 1777 bis 1799 getriebene 
tiefe Grenzſtollen und die 1804 begonnene tiefe Wafferftrede, jet Ernſt— 
Auguftitollen — ausgeführt werden fünnen. Vergl. das Nähere über 
die Bergbaufafje: Motive, 3. Bd. 8 ©. 191, _Pithaus, 3. Bd. 10 
S. 308 u. beſonders Lahmeyer, 3. Bd. 24 ©. 154. 

AS die gewerfichaftlichen Verhältnifje bei dem Harzer Bergbau 
jich mehr und mehr auflöften und schließlich ganz verichwanden (Bem. zu 
Art. XVI) und andererjeit3 der an die Stelle des gewerfichaftlichen Berg- 
baues tretende fisfalische Betrieb der Unteritügung aus den Mitteln der 
Bergbaufafje nicht mehr bedurfte, wurde es erforderlich, die Verwendung 
der Einkünfte diefer Kaſſe im Sinne der Stiftung anderweitig zu regeln. 
Dies anzubahnen war der Zweck der Beitimmung des Art. XVIIL, daß 
die fünftige Verfaffung und Verwaltung der Bergbaufajje durch ein 
miniiterielles Statut geregelt werden jolle. Dies tt demnächit geichehen; 
vergl. das Statut v. 14. Dez. 1868, Amtsbl. v. 1869 Stüd 3; 3. Bd. 
10 ©. 305. Außerdem iſt das „Regulativ für die Ausleihung von Ka— 
pitalien aus der Clausthaler Bergbaufafje” v. 28. Febr. 1869 (Amtsbl. 
Stüd 12) ergangen. 

Art. XIX Hob das hannoverjche Geſetz v. 91. Mat 1854 (3. Bd. 8 
S. 154), nach welchem die freiwillige Gerichtsbarkeit in Bergjachen auf 
dem DOberharze durch einen bejonderen Bergrichter bejorgt wurde, auf, 
weil das Bedürfniß hierzu wegfiel, als der gewerkichaftliche Bergbau auf 
dem DOberharze aufgehört hatte. Gegenwärtig wird auch diefe Gerichts» 
barfeit nach den mahgebenden allgemeinen VBorjchriften ausgeübt und die 
Führung der „Bergbücher“ nad) dem Gelege und der Grundbuchordn. 
v. 5. Mat 1872 von dem Amtsgerichte bejorgt. 

Art. XX räumte den Bergarbeitern für einen vierwöchigen Lohn- 
rückſtand das Vorzugsrecht des 8 59 Nr. 4 des hannoverjchen Hypo— 
thefengejeßes v. 14. Dez. 1864 ein. (3. Bd. 8 ©. 155, 156 Anm.) An 
die Stelle deffelben ift das VBorzugsrecht aus $ 54 Nr. 1 der deutichen 
Konkursordn., 88 des preuß. Ausf.-Gef. v. 6. März 1879 und S 159 
Abi. 1 des Zwangsvollitredungsgei. v. 13. Jult 1883 getreten. Vergl. 
$ 249 Bem. 2 ©. 608. 

Zu Art. XXI. Der Art. bezwedt eine gleichmäßige Beſteuerung 
des Bergbaues in den hannoverſchen Landesthetlen mit den älteren Pro— 
vinzen. In dem größeren Theile von Hannover fehlte es überhaupt an 
Borichriften über die Bergwerfsabgaben, welche nach 8 245 des Bergg. 
aufrecht zu erhalten geweſen wären, und im Uebrigen wurde der Berg- 
bau nach ſehr verjchiedenen Grundiägen beiteuert. Motive, 3. Bd. 8 
©. 193. 
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Berordnung, betr. die Einführung des Allg. Berggejetes vom 
24. Juni 1865 in das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen 
und der vormaligen freien Stadt Fraukfurt, jowie der vormals König— 

lid, bayerijchen Landestheile. Bom 1. Juni 1867. 
G. S. S. 770. 3.8.8 ©. 197. 


Art. J. Das Allgemeine Berggeſetz für die preußiſchen Staaten vom 
24. Juni 1865 erlangt in dem mit Unſerer Monarchie vereinigten Gebiete 
des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen und der vormaligen freien Stadt 
Frankfurt, ſowie der vormals Königlich) bayeriſchen Landestheile unter 
nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen mit dem 1. Juli 1867 Geſetzeskraft. 

Art. II. Die von der Bergbehörde ertheilten Konzeſſionen oder ge— 
ſchehenen Verpachtungen zur Gewinnung ſolcher Mineralien, welche nach 
$ 1 des Berggeſetzes dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers unter— 
worfen ſind, bleiben bis zu dem durch die Konzeſſions- oder Pachturkunde 
feſtgeſetzten Endtermine in Kraft. Die Ertheilung neuer Konzeſſionen findet 
nicht ferner ſtatt. 

Art. IV. Hinſichtlich der Feldesgröße iſt die Beſtimmung unter 2 
des 8 27 des Berggeſetzes maßgebend. 

Unter den im Berggeſetze in Bezug genommenen Maßen ſind überall 
die preußiſchen Maße zu verſtehen. 

Art. V. Auf das Bergwerkseigenthum finden hinſichtlich der Ver— 
äußerung, Verpfändung und des Arreſtes die allgemeinen geſetzlichen Vor— 
ſchriften, welche in dieſer Beziehung für das Grundeigenthum in den im 
‚Art. I bezeichneten Landestheilen gelten, Anwendung. Ebenſo bleiben die 
Beitimmungen der allgemeinen Gejege jener Landestheile Hinfichtlich der 
Erefution, des Konkurſes und der Rangordnung der Gläubiger unverändert, 
joweit nicht diefe Verordnung abweichende Vorjchriften enthält. 

Art. VI. Das Bergwerfgeigenthum wird durch die von dem Ober— 
bergamte extheilte Verleihung oder bejtätigte Konfolidation, Theilung oder 
Vertaufchung von Grubenfeldern und Treldestheilen erworben ($$ 50, 41, 51 
des Berggeſetzes) und bildet einen jelbititändigen Gegenjtand der Eintragung 
in die Spezial- und General-Währjchafts- und Hypothefenbücher. Die 
Führung diejer Bücher richtet fich auch bezüglich des Bergwerfseigenthums 
nach den für das Grundeigenthum gegebenen allgemeinen gejeßlichen Be— 
ftimmungen; jedoch genügt bei der Eintragung von Berleihungen, Konſo— 
lidationen, Theilungen und dem Austaujch von Feldestheilen die Vorle— 
gung der oberbergamtlichen Berleihungs- und Beltätigungsurfunden. Er- 
ſtreckt ich das Feld eines Bergwerks in mehrere Gerichtöbezirke, jo hat 
hinfichtlich der Kompetenz zur Führung der Währfchafte: und Hypotheken— 
bücher, jowie zur Aufnahme der das Bergmwerfseigenthum oder dingliche 
Berechtigungen an demjelben betreffenden Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
das den verjchiedenen Gerichten zunächjt gemeinfame Höhere Gericht die er= 
forderliche Enticheidung zu treffen. 

Art. X. Zugleich mit den Strafvorjchriften des Berggejehes tritt 
auch das Geje über die Beltrafung unbefugter Gewinnung oder Aneig- 
nung von Mineralien vom 26. März 1856 in Kraft. 

Art. XI. Den Bergarbeitern fteht in den Fällen des 8 249 des 
Berggeſetzes in Beziehung auf die Rüdftände aus dem lebten Jahre an 
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Lohn und anderen Emolumenten das dem Gefinde und den vom Schuldner 
beföftigten Dienern eingeräumte Vorzugsrecht zu. 

Art. XII. Die Infinuation von Verfügungen der Bergbehörde kann 
rechtögültig durch die Poft bewirkt werden. Wird die Verfügung ala un— 
beitellbar von der Poſt zurüdgeliefert, jo erfolgt die Inſinuation durch 
Öffentlichen Aushang am Amtslokale der betreffenden Bergbehörde. Hat 
die Verfügung während vierzehn Tagen audgehangen, fo ift die Zuftellung 
für bewirkt zu erachten. 

Art. XII. Privat-Hüttenwerke, Waffergefälle und Aufbereitungs- 
anftalten und andere Anlagen, welche nicht unter die Vorjchriften des Berg- 
8* fallen, gehören fortan zum Reſſort der gewöhnlichen Verwaltungs» 

ehörden. 

Art. XV. Den im $ 1 des Berggefeßes aufgeführten Mineralien 
wird für die Herrjchaft Schmalkalden der Schwerjpath Hinzugefügt. 

Art. XVI. Das außfchließliche Recht zur Gewinnung der Stein— 
fohlen in der Grafichaft Schaumburg bleibt den nach dem GErefutionsab- 
jchiede vom 12. Dezember 1647 zum Bergbau auf Steinkohlen Berech— 
tigten allein vorbehalten. 

Art. XVII. Rüdfichtlich der bisherigen Bergwerksabgaben, ſoweit 
diefelben an die Staatskaſſe zu entrichten find, treten die nachfolgenden Be- 
ftimmungen mit dem 1. Juli diefes Jahres in Kraft: 

$ 1. Die von den Eifenerzbergwerfen bisher erhobenen Bergwerks— 
u find, vorbehaltlich der Bejtimmungen des $ 3 dieſes Art., aufge» 

oben. 

8 2. Der Bergwerkszehnte, die Rezeß- und Duatembergelder, die 
nach dem Königlich bayerischen Gejeße vom 1. Juli 1856 zu entrichtende 
Bergwerksabgabe von fünf Prozent der Verlagserſtattung oder Ausbeute 
und die fonjtigen Bergwerksabgaben find aufgehoben. An deren Gtelle 
tritt für jämmtliche Bergwerke, ausfchlieglich der Eifenerzbergwerfe, eine 
Bergwerksſteuer von zwei Prozent von dem Werthe der Produkte de Berg- 
werks zur Zeit des Abſatzes der letzteren. 

Hinfichtlich der Erjtattung eines verhältnigmäßigen Antheiles der 
Poch-, Waſch-, Hütten» und fonjtigen Zubereitungstoften bei Erzbergwerken 
durch den Staat, ſowie der Ermittelung, Feltitellung und Einziehung der 
Bergwerksſteuer fommen die in den älteren Provinzen des Staates bejte- 
henden Borjchriften zur Anwendung. 

8 3. Die auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Befreiungen von 
den Bergwerfsabgaben werden aufrecht erhalten. 

Ebenſo werden die von dem Staate über Bergwerksabgaben abge— 
jchlofjenen Verträge durch die VBorjchriften der 881 und 2 nicht verändert. 
Daſſelbe gilt rüdjichtlich der in der Herrichaft Schmalkalden von einzelnen 
Eijenjteinbergwerfen bisher erhobenen Zug- und Verkauf, Zug: und Meß— 
gelder, der Zettelgelder, ſowie der Erſatzabgabe für die durch die Gewerbe- 
ordnung vom 14. Februar 1827 aufgehobenen Abgaben. 

Hinfichtlich der gänzlichen Aufhebung oder Ermäßigung diefer Berg: 
werfsabgaben kommt das Gejeh vom 17. Juni 1863, betr. die Abänderung 
de3 8 13 des Geſetzes über die Befteuerung der Bergwerfe vom 12. Mai 
1351, (©. ©. ©. 462) zur Anwendung. 

$ 4. Die von der Bergbehörde bisher erhobenen Konzeſſionsgelder 
von Steinbrüchen, Thon=, Lehm- und Sandgruben u. ſ. w., jowie die von 
einzelnen Steinbrüchen erhobenen befonderen Abgaben find für die Dauer 
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der ertheilten Berechtigung fort zu entrichten, ſoweit nicht die lehteren Stein— 
brüche auf Grund des 8 222 des Berggelehes ala Bergwerfe anzujehen 
und demgemäß der durch $ 2 diefes Artikels bejtimmten Bergwerkäjteuer 
in Zukunft unterworfen find. 

Art. XVII. Mit dem 1. Juli 1867 find aufgehoben: das gemeine 
deutiche Bergrecht, die jämmtlichen in den im Art. I bezeichneten Landes— 
theilen geltenden Bergfreiheiten und Bergordnungen, ingbejondere auch die 
beifiiche Bergfreiheit vom 21. März 1616, die heſſiſche Bergordnuug vom 
Jahre 1616, die Bergordnung für Schmalkalden vom 14. November 1726, 
die hanauifche Bergordnung vom Jahre 1542, die Marfgräflich branden— 
burgifche Bergordnung vom 1. Dezember 1619, die bergredhtlichen Vor— 
jchriften des preußiichen Allg. Landrechts, die bayerifche Bergordnung vom 
6. Mai 1784, das bayeriſche organische Edit vom 14. September 1809, 
die Berggerichtäverfaffung betr., die 883 bie 10 der Vorschriften über den 
Vollzug des Hypothefengejeges vom 1. Juni 1822 in Beziehung auf Berg: 
baurealitäten vom 31. Juli 1830, das bayerifche Gefeg vom 1. Juli 1856 
über die Abgaben von den Bergwerken, die gejeßlichen VBorjchriften über 
die Verfaſſung der Fergbehörden, ferner alle übrigen allgemeinen und be- 
fonderen Gejeße, Verordnungen und Gewohnheiten über Gegenftände, auf 
welche das Berggejeß und die gegenwärtige Verordnung fich beziehen. 


Die „Denkichrift”, welche die Motive zu der Verordnung vom 
1. Juni 1867 enthält, findet ji) 3. Bd. 8 ©. 205 bis 227. Weber die 
früheren bergrechtlichen Werhältnifje im den drei verjchiedenen Gebieten, 
auf welche die Verordnung fich bezieht, vergl. Motive ©. 206 bis 218; 
Brajjert, 3.8.6 ©. 372, 388.8 ©. 64; Engels, 3. Bd. 21 ©. 178. 

Ein Theil der Bejtimmungen diefer Einf.-Verordnung iſt nur für 
die vorm. kurheſſiſchen und bayeriſchen Yandestheile außer Kraft getreten 
und hat zur Zeit noch für das Gebiet von Frankfurt Gültigkeit, weil 
dort das preuß. Grundbuchrecht und das Zwangsvollſtreckungsgeſetz v. 
13. Juli 1883 noch nicht eingeführt find. 

Zu Art. I. Nach dem in einem Theile des vorm. Kurfürſten— 
thums Heſſen — den althejfiichen Landestheilen und der Provinz Hanau 
— hergebrachten Rechte wurden die Sand», Thon und Lehmgruben, 
die Kalk-⸗, Gyps- und ſonſtigen Steinbrüche ald Gegenstände der Ber- 
leihung oder (nach jpäterer Auffajjung) der Konzeſſionirung behandelt. 
Solche Konzeſſionen wurden in der Regel auf drei Jahre gegeben und 
hatten mehr den Charakter einer gewerblichen Konzeſſion. Bei Einfüh- 
rung des Bergg. betrug deren Zahl 1139 nebjt 148 Konzeifionen zur 
Mineralgewinnung für den eigenen Bedarf. Einzelne Steinbrüche wur: 
den objervanzmäßig ſeitens des Staates verpachtet, obwohl fie fich auf 
fremdem Grund und Boden befanden. Durch Aufhebung der Befugniß 
des Staates, über jene früher dem jog. niederen Bergregal unterworfenen 
Mineralien zu verfügen, hat Art. II das Grundeigenthum von einer 
läjtigen und drücenden Beſchränkung befreit. 3. Bd. 8 ©. 213 ff. Die 
wohlerworbenen Rechte mußten unberührt bleiben, andererjeit3 aber aud) 
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die denjelben gegenüberjtehenden Abgaben (j. Art. XVII $ 4) beibehalten 
werden. 

Art. III enthielt eine mit Art. IV der Einf-Verordn. für Hanno— 
ver wörtlich übereinjtimmende Vorſchrift bezüglich der älteren ausſchließ— 
lichen Schürfrechte und iſt durch das Erlöjchen derjelben erledigt. ©. 629. 

Zu Art. IV. Vergl. Bem. zu Art. III der Einf.-Verordn. für 
Hannover ©. 629. 

Zu Art. V. Im den vorm, kurheſſiſchen und bayeriichen Landes- 
theilen find die im Art. V bezeichneten landesgejeglichen Beitimmungen 
erjegt einestheild durch das Gejeh und die Grundbuchordn. v. 5. Mai 
1872 jowie das Zwangsvollſtreckungsgeſetz v. 13. Juli 1883, anderen- 
theils durch die Reichs-Juſtizgeſetze, insbejondere die Civilprozeß- und die 
Konkursordn. nebjt Einf. u. Ausf.-Gejegen. Dagegen findet im Gebicte 
von Frankfurt, da dort die Gejeßgebung v. 5. Mai 1872 u. 13. Juli 
1883 noch nicht eingeführt it, gemäß Art. V die Landesgejeggebung 
nad) wie vor Anwendung, wenn es fich bei verliehenen Bergwerfen um 
Veräußerung, dingliche Belaftung, Zwangsvollitrefung und Rangord— 
nung der Gläubiger handelt. 

Zu Art. VI Auch dieſer Art. enthält gültiges Necht nur noch 
für das Gebiet von Frankfurt in Bezug auf das in wenigen verlichenen 
Bergiwerken vertretene Bergwerfseigenthum. In den übrigen in Rede 
jtehenden Landestheilen tjt dagegen das preuß. Grundbuchrecht an die 
Stelle der Beitimmungen de3 Art. VI getreten. Vergl. ©. 163 bis 187. 


Urt. VII ordnete die Schliegung der von den furheffischen und 
bayeriichen Bergbehörden geführten „Berggewährjchafts:, Berglehn- und 
Berggegenbücher“, weil für die Zukunft entbehrlich, an. Die Aufbewah: 
rung derjelben Liegt den Gerichten ob. 3. Bd. 8 ©. 221. 

Art. VIII enthielt diejelbe Beitimmung wie Art. IX der hannover: 
ſchen Einf.-VBerordn. und ijt wie dieſer nicht mehr anwendbar; vergl. 
©. 630. 

Art. IX. Diefer mit Urt. X der vorbezeichneten Einf.-Berordn. 
wörtlich übereinjtimmende Art. iſt in Anjehung der älteren Knappſchafts— 
vereine zur Ausführung gelangt und daher erledigt; vergl. ©. 630. 

Zu Art. X. Vergl. das Geſetz dv. 26. März 1856 ©. 533. 

Zu Art. XI. Für die einjährigen Rüdjtände au Lohn 2c. iſt ge— 
genmwärtig in fämmtlichen hier in Rede jtehenden Landestheilen das Vor— 
recht aus $ 54 Nr. 1 der deutjchen Ktonfursordn. und $ 8 des preuf. 
Ausf.Geſ. dv. 6. März 1879, jowie in den vorm. kurheſſiſchen und bayeri= 
ichen Landestheilen, ſoweit e8 ſich um die Zwangsvollitredung in das 
unbewegliche Vermögen handelt, das VBorrecht aus $ 159 Abj. 1 des 
Gef. v. 13. Juli 1883 maßgebend. Dagegen gilt die letere Bejtimmung 
im Gebiete von Frankfurt nicht; in diefer Beziehung kommen daher dort 
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gemäß Art. XI die einjchlägigen Tandesgejeglichen Grundſätze zur An— 
wendung. 

Zu Art. XI. Das hier angeordnete Verfahren entipricht den Ein- 
richtungen in den älteren Landestheilen und ftimmt auch mit den Einf.: 
Verordn. für Naffau Art. XVI und für Oberhefjen Art. VI bis auf 
eine Kleine Faſſungsänderung überein, durch welche auch der Aushang 
am Oberbergamtslotale ermöglicht wird. 

Zu Art. XII. Die VBorjchrift diefes Art. hat nur den Zweck, 
außer Zweifel zu jtellen, daß der jegigen Zuftändigfeit der Bergbehörde 
entgegenjtehende frühere Einrichtungen nicht beibehalten werden follten. 
3. Bd. 8 ©. 222. | 

Art. XIV traf im feinen 88 1 bis 5 befondere Beitimmungen für 
das Gebiet des vorm. Kurfürſtenthums Helfen, 3. Bd. 8 ©. 223; die— 
jelben haben aber durch die neuere Gejeggebung ihre Anwendbarkeit 
verloren. 

$ 1 enthielt im Anjchluß an das kurheſſiſche Recht nähere Beſtim— 
mungen über die Subhaitation und die Mobiliarverjteigerung bei Berg- 
werfseigenthum. An die Stelle derjelben find getreten die einschlägigen 
Vorichriften des Zwangsvollſtreckungsgeſ. v. 13. Juli 1883 (©. 176), 
bezw. der C. P. O. 88 712 ff. (S. 308). 

8 2 jchrieb vor, daß zur Beichleunigung des nach $ 129 des Bergg. 
ftattfindenden gerichtlichen Verfahrens die in dem kurheſſiſchen Enteig- 
nungsgeſ. dv. 30. Oft. 1834 feitgejegten Friften und Termine beobachtet 
werden jollten. Gegenwärtig regelt ſich dagegen auch dieſes Prozeßver— 
fahren lediglich nach der E. P. D. Vergl. $ 129 Bem. 1 ©. 341. 

8 3 beitimmte, daß bei der zwangsweiſen Grundabtretung die ge- 
richtliche Depofition außer in dem Falle des $ 146 des Bergg. aud) in 
den im $ 11 des vorbez. Gef. v. 30. Oft. 1834 feitgefeßten Fällen 
stattfinden folle. Nachdem aber diejes Gejeh durch das für den ganzen 
Staat ergangene Enteignungsgel. v. 11. Sunt 1874 8 57 (G. ©. ©. 221) 
außer Kraft gejeßt und jener $ 11 nicht in letzteres übergegangen  ift, 
kann auch der $ 3 nicht weiter Anwendung finden. 

$ 4 erflärte den $ 14 des vorbez. Geſ. v. 30. Dft. 1834, nad 
welchem e3 bei einer Abtretung des Eigenthums zu öffentlichen Zwecken 
der bejonderen Dispenfation von gewiſſen Vorſchriften nicht bedurfte, 
auch auf die zwangsweiſe Grundabtretung zu bergbaulichen Zweclen für 
anwendbar. Man wird annehmen müſſen, daß ungeachtet der or mellen 
Aufhebung des $ 14 durch das Enteignungsgeſ. v. 11. Ju IST 
befondere Dispenjation nach wie vor nicht erforderlich iſt, da Meder F 
letztere Geſetz noch das Berggeſetz ſelbſt die Abtretungsverbindlichteit 
einer derartigen vorgängigen Dispenſation abhängig macht. 

$ 5 verordnete, daß die Umſchreibung in die Währſchafte 
Hhpothefenbücher auf Grund des ROIITENT (8 14° 
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Bergg.) zu erfolgen habe. Mit der Einführung des preuß. Grundbuch— 
rechts hat dieje bejondere Vorjchrift ihre Geltung verloren, indem auch für 
dieje Umfchreibungen die neueren allgemeinen Borjchriften maßgebend find. 

Zu Art. XV. In den althejliichen Landestheilen gehörte der 
Scwerjpath zu den Gegenjtänden des Bergregals; vergl. Werner, 8. 
Bd. 16 ©. 160; Urth. des Obertr. v. 17. Febr. 1879, 3. Bd.21 ©. 373. 
Demgemäß iſt derjelbe durch Art. XV zwar nicht allgemein, aber für 
die Herrichaft Schmalkalden den verleihbaren Mineralien hinzugefügt 
worden, weil dies mit Nüdficht auf die bejondere Bedeutung des dorti- 
gen Eijenerzbergbaues und des die Eijenerzlagerjtätten gangartig durch— 
fegenden Schwerſpaths zwedmäßig erichien. 3. Bd. 8 ©. 224. 

Zu Art. XVL In der 1647 zwiſchen der Landgräfin Amalie 
Elifabeth von Heſſen und dem Grafen Philipp zu Schaumburg-Lippe 
getheilten Grafichaft Schaumburg (dem jegigen Kreiſe Rinteln im Re— 
gierungsbezirt Kafjel und dem Fürſtenthum Schaumburg=?ippe) blieb 
auf Grund des Erefutionsabjchiedes v. 12. Dez. 1647 (3. Bd.8 ©. 212, 
Bd. 14 ©. 294) der Steinfohlenbergbau, welcher dort auf einem Flötze 
im unteren Wealdenfchiefer umgeht, in der Gemeinjchaft beider Landes» 
herrichaften, und 1866 ging die kurheſſiſche Betheiligung auf Preußen 
über. Wegen diejer vertragsmäßigen Gemeinschaft, bei welcher der jchaum- 
burg=lippeiche Antheil zum Fideikommißgute des regierenden Fürſten— 
hauſes gehört, war der Steinfohlenbergbau für die beiden Landesherr- 
ichaften ftreng und ohne Ausnahme rejervirt, und diefen Nechtszuftand 
erkennt der Art. XVI als fortbejtehend an. Gegenwärtig beſteht als 
föniglich-fürjtliche Lokalbehörde für den Betrieb und die Verwaltung des 
Werkes das Gejammtbergamt zu Obernfirchen, während die obere Lei: 
tung und Aufficht durch) das DOberbergamt zu Clausthal und die fürft- 
liche Rentkammer zu Büdeburg ausgeübt wird. 

In dem preuß. Theile des Schaumburger Gebietes jteht der Geſammt— 
bergbau unter der preußifchen, im jchaumburgelippeichen Theile unter 
der dortigen Landesgeſetzgebung. Um die durch den Betrich dieſes Berg- 
baues erforderlich werdenden Enteignungen und Grundentjchädigungen 
in beiden Gebietötheilen möglichit gleichmäßig zu regeln, find die ein- 
ichlägigen Vorichriften des preuß. Berggejeges durch das ſchaumburg— 
lippejche Geſetz v. 12. Dez. 1872 (3. Bd. 14 ©. 298) im Wejentlichen 
auch auf das Fürjtentyum ausgedehnt worden. Bergl. Siemens, 3. 
Bd. 14 ©. 294. 

Zu Art. XVII. Der Art. enthält in ähnlicher Faſſung, wie Art. 
XXI der hannoverſchen Einf.-VBerordn. (S. 627) und aus gleichen 
Gründen die abändernden Beltimmungen über die Bergwerfsjteuern und 
Itellt den Bergbau in Beziehung auf letztere demjenigen der alten Lan— 
destheile gleich. Wegen der früheren Bergwerfsabgaben vergl. 3. Bd. 8 
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©. 225 und betreffö der vorm. bayerischen Landestheile 3. Bd. 3 ©. 281, 
283, Bd. 8 ©. 66. 

Zu $ 3. Auf Grund des $ 1 des Gef. v. 17. Juni 1863 und 
des $ 3 iſt durch Min.-Erlaß v. 28. Sept. 1868 (3. Bd. 10 ©. 304) 
bejtimmt: „Die in der Herrjchaft Schmalfalden von einzelnen Eijenjtein- 
bergwerfen bisher erhobenen Zug- und Berfaufsgelder, Zug: und Mep- 
gelder, Zettelgelder, jowie die Erjagabgabe für die durch die kurheſſiſche 
Gewerbeordnung vom 14. Februar 1827 aufgehobenen Abgaben find 
vom 1. September laufenden Jahres nicht mehr zu entrichten.“ Diejen 
Abgaben jtand das Privilegium der Eifenjteinbergwerfe auf forjtfreien 
Bezug des Grubenholzes gegenüber. 3. Bd. 8 ©. 226. 

Bu Art. XVII Zu den durch Art. XVII aufgehobenen Bor- 
ichriften gehörten nicht die 88 1 u. 2 der bayeriichen Bollzugsvorichrif- 
ten zum Hypothekengeſetze v. 31. Juli 1830 (3. Bd. 8 ©. 204). In 
Folge der Einführung des preuß. Grundbuchrecht Haben indeß auch 
dieje Beitimmungen ihre Bedeutung verloren. 


Geſetz, betr. die Einführung des Allg. Berggefeßes vom 24. Juni 1865 
in das Gebiet des Herzogthum Lauenburg. Bom 6. Mai 1868. 
Offizielles Wochenblatt Nr. 36. 3. Bd. 9 ©. 289. 


Art. J. Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußifchen Staaten 
vom 24. Juni 1865 erlangt im Gebiete des Herzogthums Lauenburg unter 
nachfolgenden befonderen Bejtimmungen mit dem 1. Juli diejes Jahres 
Geſetzeskraft. 

Art. U. Hinſichtlich der Feldesgröße iſt die Beſtimmung unter 2 
des 8 27 des Berggejehes maßgebend. 

Unter den im Allg. Berggefege in Bezug genommenen Maßen find 
überall die Preußiichen Maße zu verjtehen. 

Art. IIT. Zugleich mit den Strafvorfchriften in 88 207 und 208 
des Berggejees tritt das Geſetz über die Beitrafung unbefugter Gewinnung 
oder Aneignung von Mineralien vom 26. März 1856 in Sraft. 

Art. IV. Auf das Bergwerkäeigenthum finden Hinfichtlich der Ver— 
Außerung, VBerpfändung und de3 Arreftes die allgemeinen gejeglichen Vor— 
ichriften, welche in diefer Beziehung für das Grundeigenthum im Herzog: 
thum Lauenburg gelten, Anwendung. Ebenſo bleiben die Beltimmungen 
der allgemeinen Geſetze des Herzogthums hinſichtlich der Erefution, des 
Konkurjes und der Rangordnung der Gläubiger unverändert. 

In den Fällen des $ 159 des Berggeſetzes joll die BVerfteigerung 
nach den für das Konkursverfahren nach Lauenburgiſchem Rechte beftehen: 
den Regeln und mit den Wirkungen defjelben vollzogen werben. 

Art. VI. Die Infinuation von Verfügungen der Bergbehörde kann 
rechtsgültig durch die Poftbehörde bewirkt werden. Wird die Verfügung 
von der Pojt als unbejtellbar zurüdgeliefert, jo erfolgt die Infinuation 
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durch Öffentlichen Aushang am Amtslofale der betreffenden Bergbehörbe. 
Hat die Verfügung während vierzehn Tagen ausgehangen, jo ift die Zu— 
ftellung für bewirkt zu erachten. 

Art. VII. Bon den Eijenerzbergiwerfen werben Bergwerksabgaben 
nicht erhoben. Alle übrigen Bergwerfe unterliegen einer Bergwerksſteuer 
von zwei Prozent von dem Werthe der Produkte des Bergwerks zur Zeit 
bes Abſatzes der Letzteren. 

Bei Erzbergwerken trägt der Staat zu ben Poch-, Waſch-, Hütten- 
und fonftigen Zubereitungsfoften nach Verhältniß diefer Bergwerksſteuer bei. 

Art. VII. Mit dem 1. Juli diefes Jahres tritt das gemeine deutſche 
Bergrecht in dem Herzogthum Lauenburg außer Kraft. 


Das Einf.-Gejeh dv. 6. Mai 1868 ijt nad) verfafjungsmäßiger Be- 
rathung und Begutachtung der lauenburgiſchen Ritter- und Landichaft 
erlaffen und mit der Ausführung defjelben der damalige Minifter für 
Lauenburg beauftragt worden. Nachdem hiernächſt das Herzogthum 
Lauenburg durch das Geſetz v. 23. Juni 1876 (G. ©. ©. 169) mit der 
preußischen Monarchie vereinigt und, unter Aufhebung des bejonderen 
Minifteriums, in Bezug auf die jtaatliche Verwaltung der Provinz 
Schleswig-Holitein zugetheilt war, wurde die vorläufige Einrichtung der 
Bergverwaltung (Belanntm. dv. 8. Juni 1868, 3. Bd. 9 ©. 293) dahin 
abgeändert, daß der nunmehrige „Kreis Herzogthum Lauenburg“ mit 
dem Bergreviere Schleswig-Holitein und dem Bezirke des Oberbergamts 
zu Clausthal vereinigt wurde; Min.-Erlaß v. 4. Juli 1876, 3. Bd. 17 
©. 300. 

Einige Erläuterungen zu dem Einf.Gejege enthält der „Bericht 
der lauenburgifchen Regierung” v. 24. März 1868, 3. Bd. 9 ©. 291; 
vergl. auch Die Bemerkungen daj. ©. 95. 

Zu Art. I. Bis zur Einführung des Bergg. galt im Herzogthum 
Lauenburg nur das gemeine deutjche Bergrecht; Tandesgejegliche Vor— 
Schriften bergrechtlichen Inhalts beitanden nicht. Auf Grund der goldenen 
Bulle v. 1356 Kap. 9 wurde die Regalität des Steinjalzes und der 
Metalle angenommen, dagegen die Braunfohle, welche bei dem Eifen- 
bahnbau in einzelnen Nejtern bekannt geworden war, nicht als Gegen- 
Stand des Bergregals angejehen. Die Einf.-Verordn. macht jedoch in 
diefer Beziehung feine Ausnahme von dem $ 1 des Bergg. 

Zu Art. I. Wegen der hiernach zuläffigen Feldesgröße und Ent- 
fernung je zweier Grenzpunkte, ſowie wegen Umrechnung der berggejeß- 
lichen Maße vergl. $ 27 Bem. 6 ©. 128. 

Zu Art. III. Das Geſetz v. 26. März 1856 vergl. ©. 533. 

Zu Art. IV. Abſ. 1. Da das auf der Gefeßgebung v. 5. Mai 
1872 beruhende preuß. Grundbuchrecht im Herzogthum Lauenburg noch 
nicht gilt, und auch das Gejeg, betr. die Zwangsvollitredung in dag 
unbewegliche Vermögen, v. 13. Juli 1883 dort bis jeßt nicht eingeführt 
ift, jo find die einjchlägigen Rechtsgeſchäfte und Rechtsverhältnijje gemäß 
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Art. IV in Uebereinftimmung mit 88 52 u. 53 des Bergg. bis auf Wei- 
tere3 nach den einschlägigen landesgejeglichen Vorjchriften zu beurtheilen. 
Vergl. ©. 163. 182. Dagegen ift das frühere Landesrecht, ſoweit es fich, 
abgejehen von dem unbeweglichen Vermögen, um die Erefution, den 
Konkurs und die Rangordnung der Gläubiger handelt, durch die Reichs— 
Zuftizgejege, namentlich die Eivilprozeß- u. die Konkursordn. nebſt Einf.- 
u. Ausf.-Gejegen außer Wirkſamkeit gejeßt. Vergl. ©. 183. 

Abi. 2. Die Vorjchrift des Abf. 2 ftimmt mit derjenigen im Art. 
XIV der Einf.:Verordn. für das vorm. Herzogthum Naſſau (©. 618) 
überein und wird eintretenden Falles ebenſo wie legtere noch Anwendung 
finden müfjen, obwohl das ältere lauenburgiiche Konkursverfahren ala 
jolches durch die Reichs-Konkursordn. befeitigt iſt. 

Art. V traf Beitimmungen über die Zuftändigfeit der Gerichte und 
das Unterjuchungsverfahren bei Uebertretungen des Bergg. Die hier in 
Bezug genommene frühere Landesgejeßgebung fommt indeß nicht mehr 
zur Anwendung, vielmehr find gegenwärtig auf Grund des deutjchen 
Gerichtsverfaffungsgei. und der Strafprozekordn. dieſelben Vorjchriften 
maßgebend wie in dem übrigen preuß. Staatägebiete. 

Zu Urt. VI Vergl. Bem. zu dem wörtlich übereinftimmenden 
Art. XII der Einf.-Berordn. für Kurheſſen ıc. ©. 638. 

Zu Art. VIL Die Bejteuerung der Bergwerfe ijt durch diejen 
Art. mit derjenigen in den übrigen Landestheilen in Uebereinftimmung 
gebracht. 


Geſetz, betr. die Einführung des Allg. Berggejetes vom 24. Juni 
1865 in das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und Holftein. 
Bom 12. März 1869. 

G. S. S. 458. 3.3. 10 ©. 137. 


Art. J. Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußifchen Staaten vom 
24. Juni 1865 erlangt im Gebiete der Herzogthümer Schleswig und Hol- 
jtein unter nachfolgenden befonderen Beftimmungen mit dem 1. April 1869 
Geſetzeskraft. 

Art. II. Das Schürfen ($ 4 des Allg. Berggeſetzes) iſt auf See— 
und Flußdeichen und in einer Entfernung von denſelben bis zu zweihun— 
dert Lachtern unbedingt unterfagt. Durch Entjcheidung der Bergbehörbe 
fann das Schürfen auch in einer größeren Entfernung fowie auf den Bin— 
nendeichen verboten werden, falls überwiegende Gründe des öffentlichen 
Intereſſes demjelben entgegenftehen. 

Art. III. Hinfichtlich der Feldesgröße ift die Beftimmung unter 2 
des 8 27 maßgebend. 

Unter den im Allg. Berggefege in Bezug genommenen Maßen find 
überall die preußifchen Maße zu verjtehen. 
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Art. VII Zugleich mit den Strafvorichriften des Berggeſetzes tritt 
das Geſetz über die Beitrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von 
Mineralien vom 26. März 1856 in Sraft. . 

Art. VIII Die Infinuation von Verfügungen der Bergbehörde kann 
recht3gültig durch die Pojtbehörde bewirkt werden. Wird die Verfügung 
von der Poſt als unbeftellbar zurücdgeliefert, jo erfolgt die Infinuation 
durch Öffentlichen Aushang am Amtslokale der betreffenden Bergbehörde. 

Hat die Verfügung während 14 Tagen ausgehangen, jo ift die Zu- 
ftellung für bewirkt zu erachten. 

Art. IX. Rüdfichtlich der Bergwerksabgaben treten die nachfolgen- 
den Beitimmungen in Kraft: 

be 1. Von den Eiſenerzbergwerken werden Bergwerksabgaben nicht 
erhoben. 

82. Bon allen übrigen Bergwerken iſt eine Bergwerksſteuer von 
zwei Prozent von dem MWerthe der Produkte des Bergwerks zur Zeit des 
Abſatzes der letzteren zu entrichten. 

Hinfihtli der Erftattung eines verhältnigmäßigen Antheiles der 
Poch-, Waſch-, Hütten- und jonjtigen Zubereitungskoften bei Erzbergwerfen 
durch den Staat, jowie der Ermittelung, Feſtſtellung nnd Einziehung der 
Bergwerksſteuer kommen die in den älteren Provinzen des Staates beite- 
henden Vorſchriften zur Anwendung. 

Art. X. Mit dem 1. April 1869 find aufgehoben: das gemeine 
deutſche Bergrecht, ferner alle übrigen allgemeinen und bejonderen Geſetze, 
Verordnungen und Gewohnheiten über Gegenftände, auf welche das Berg- 
gejeh und das gegenwärtige Geſetz fich beziehen. 


Nachdem im Jahre 1868 der Entwurf eines Einf.-Gejeges zum 
Bergg. durch den Provinziallandtag von Schleswig-Holitein begutachtet 
worden war, erfolgte die Vorlegung des Entwurfes nebjt Motiven an 
den Landtag der Monarchie auf Grund Allerh. Ermächtigung v. 11. Ian. 
1869 (Nr. 185 der Drud). des Haufes der Abg. ©. 1133) und die An- 
nahme defjelben mit unmejentlichen Abänderungen feitens beider Häufer 
des Landtages. (Komm.-Bericht v. 30. Jan. 1869, Nr. 241 der Drudi. 
©. 1365; ©. 1524 der ftenogr. Ber. des Haufe der Abg. u. ©. 345 
der jtenogr. Ber. des Herrenhaufes.) Vergl. auch 3. Bd. 10 ©. 139. 

Zu Urt. L Bejondere berggeiegliche Borjchriften bejtanden in den 
Herzogthümern Schleswig und Holjtein nicht; es galt das gemeine 
deutjche Bergrecht, nach welchem in Verbindung mit der goldenen Bulle 
v. 1356 Kap. 9 die Regalität der Metalle und des Salzes anzunehmen 
war. Der Bergbau war in den Herzogthümern gänzlich vernadhläffigt; 
abgejehen von dem Gypsbruche bei Segeberg fand vereinzelt nur eine 
Gewinnung von Braunkohle und Erdöl jtatt. Zudem wurde darüber 
geitritten, auf welche Weile in den Herzogthümern, insbejondere in Hol: 
jtein eine Bergbauberechtigung mit Sicherheit ertworben werden könne, 
ob durch Berträge mit dem Grundeigenthümer oder durch jtaatliche Ver— 
feihung, wobei es weiterhin zweifelhaft erſchien, ob neben dem staatlichen 
Bergregal an den Metallen und dem Salze die Freierklärung bejtche, 
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oder ob der Staat allein kraft eines monopoliſtiſchen Regals zum Berg— 
bau befugt ſei. Es lag daher im Intereſſe nicht nur der Rechtseinheit, 
ſondern auch der wirthſchaftlichen Entwickelung dieſer Landestheile, die— 
ſelben an den Vortheilen der neuen Berggeſetzgebung theilnehmen zu 
laſſen. Vergl. Z. Bd. 9 ©. 94; Motive ©. 1133. 

Zu Urt. I. Der Entfernung von 200 Ltr. entjprechen jegt 413,48 m. 

Der Antrag des Provinziallandtages, den Schußbezirf der See- 
und Flußdeiche auf eine Meile auszudehnen, wurde abgelehnt, weil da— 
durch die Schürffreiheit und auch der Grundeigenthümer über Gebühr 
beichränft werden würde. 3. Bd. 10 ©. 141; Komnı.-Bericht ©. 1366. 
Daſſelbe Schiejal hatten noch andere Abänderungsvorichläge des Pro- 
vinziallandtages, welche „durch eine übertriebene Angit vor der dem 
Grundbefige durch den Bergbau drohenden Gefahr diktirt” erjchienen. 
Motive ©. 1135, Komm.-Beriht ©. 1366, 1367. 

Zu Art. II. Die beiden für die Größe der Felder nunmehr maß— 
gebenden Zahlen find 2189000 qm und 4184,8 m. 

An die Stelle der preuß. Maße find diejenigen der deutjchen Maß— 
und Gewichtsordn. getreten. Bergl. $ 27 Bem. 6 ©. 128. 

Art. IV jtimmte mit Art. IX der Einf.-Verordn. für Hannover 
überein und ijt ebenfo wie diefer durch das Enteignungsgeſ. dv. 11. Juni 
1874 außer Anwendung gejeßt. Bergl. ©. 630 u. $ 141 Bem. 1 ©. 372, 

Art. V. Abſ. 1. Weſentlich übereinjtimmend mit den Einf.-Ber- 
ordn. für Hannover (Art. VI) und für Kurheſſen ꝛc. (Art. V) fchrieb 
Art. V Abſ. 1 vor, daß auf das Bergwerkseigenthum die Hinfichtlich der 
Veräußerung, VBerpfändung, Führung der Schuld» und Pfandprotofolle 
und des Arrejtes für das Grundeigenthum geltenden landesgejeglichen 
Vorſchriften Anwendung finden, und ebenjo die Beſtimmungen des dor- 
tigen Rechts über die Erefution, den Konkurs und die Nangordnung der 
Gläubiger unverändert bleiben jollten. Gegenwärtig gilt aber in dieſen 
Materien nicht mehr das ältere Landesrecht, jondern das preuß. Grund» 
buchrecht, das Zwangsvollſtreckungsgeſ. v. 13. Juli 1883 und Die Reiche» 
Juſtizgeſetzgebung, insbejondere die Civilprozeß- u. die Konkursordn. 
nebjt Einf: u. Ausführungsgeſetzen. Vergl. ©. 163, 182, 183. 

Sm $ 14 der das Grundbuchweſen in der Provinz Schleswig: 
Holjtein betreffenden allgem. Verfügung des Juſtizminiſters dv. 28, Aug. 
1867 (3. 8b. 18 ©. 11) find auch bezüglich des Bergwerkseigenthums 
einige Beitimmungen getroffen, welche das Verfahren bet der erjten An— 
legung der Grundbücher regeln. 

Abi. 2 des Art. V legte den rüdjtändigen Forderungen der Berg- 
arbeiter das Vorrecht des Dienftlohnes aus dem Slanzeleipatent v. 12. Jan. 
1816 bei. Gegenwärtig richtet fich dieſes Vorrecht nicht mehr nad) 
legterem, jondern nad) $ 54 Nr. 1 der Konfursordn., $ 8 des Ausf.- 
Geſ. zu derjelben v. 6. März 1879 u. $ 159 Ab. 1 des Ge). v. 13. Juli 
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1883. Vergl. Bem. zu Art. XX der Einf.-Verordn. für Hannover 
(©. 636) u. zu Art. XI derjenigen für Kurheſſen ıc. (S. 640). 

Urt. VI, nach welchem in den Fällen des $ 159 des Bergg. Die 
Verfteigerung nad) dem für das Konfursverfahren in Schleswig-Holitein 
geltenden echte vollzogen werden jollte, ijt veraltet und durch Das Ge). 
v. 13. Juli 1883 (8 180) erſetzt. Vergl. $ 159 Bem. 2 ©. 433 u. 
©. 180. 

Zu Urt. VII. Bergl. das Gej. v. 26. März 1856 ©. 533. 

Bu Art. VII. Derjelbe jtimmt mit Art. XII der Einf.-Berordn. 
für Kurheſſen 2c. wörtlich überein und bejteht noch zu Recht. Vergl. 
©. 641. 

Zu Art. IX. Nach den Vorjchriften diejes Art. ift der Bergbau 
in der Provinz Schleswig-Holjtein derjelben Bejteuerung unterworfen, 
wie in den übrigen Provinzen des Staates. 


Geſetz, betr. die Einführung des preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 in die Fürſtenthümer Waldel und Pyrmont. 
Bom 1. Januar 1869. 

Waldedijches Regierungsblatt ©. 3. 3. Bd. 10 ©. 143. 


Art. I. Das Allgemeine Berggeſetz für die preußifchen Staaten vom 
24. Juni 1865, welches nachjtehend veröffentlicht wird, erlangt im Gebiete 
der Fürftenthümer Waldeck und Pyrmont unter den nachfolgenden befon- 
deren Beltimmungen mit dem 1. Januar 1869 Geſetzeskraft. 

Art. I. Denim $1 aufgeführten Mineralien wird der Dachichiefer 
hinzugefügt; dagegen bleiben die im Gebiete des Fürſtenthums Pyrmont 
befindlichen Soolquellen von diefen Mineralien außgenommen. 

Urt. III. Für die Größe der Felder ift die im $ 27 unter 1 ge 
gebene Vorſchrift maßgebend. 

Art. IV. Unter den im Gefege in Bezug genommenen Maßen find 
überall die preußifchen Maße zu verftehen. 

Art. Un die Stelle des Amtsblatt? und des Staatsanzeigerd 
tritt in den Fällen der 88 12, 17, 35, 45, 46, 91, 110, 158, 159 und 
197 das Regierungsblatt beziehungsweife deffen Beilage und an die Stelle 
einer preußifchen Provinzialgeitung im Falle des $ 110 zwei den Umftän- 
den entjprechend zu mwählende inländifche oder ausländifche Zeitungen. 

Art. VI. Die Beitimmungen des Allgemeinen Berggejeßes hinficht- 
lich der Hypotheken und Hypothefengläubiger finden auch auf das vorbe- 
haltene Eigenthum und auf diejenigen, denen jolches zufteht, Anwendung. 

Art. VII. Die den Regierungen im Allgemeinen Berggefee zuge: 
wiejenen Befugnifje jtehen dem Landesdirektor zu. 

Unter den im $ 145 erwähnten Reffortminiftern find die preußifchen 
Reflortminijter zu verſtehen. 

Urt. VIII. Die im $ 141 in Bezug genommenen Grundſätze der 
preußijchen Gejeßgebung über das den Eifenbahngejellichaften gegenüber 


Einf.sGefeg für Waldeck und Pyrmont. 649 


beftehende Vorkaufs- und MWiederfaufsrecht, nämlich die 88 16 bis 19 ein- 
jchließlich des Geſetzes über die Eifenbahnunternehmungen vom 3. Novem= 
ber 1838 kommen auch in den Fürftenthümern Waldeck und Pyrmont zur 
Anwendung und werden nachſtehend ala Anhang zum Berggeſetz abgedrudt. 

Urt. IX. Im Falle des $ 159 des Allgemeinen Berggeſetzes find 
die Vorjchriften für das Verfahren bei Subhaftationen in der Erefutions- 
inftanz analog anzuwenden. Einer nochmaligen Vorladung der Realprä- 
tendenten bedarf es jedoch dabei nicht. Statt der Tare wird vom Revier: 
beamten eine genaue Beichreibung des Bergwerks angefertigt. Ein zweiter 
Verfteigerungstag muß außer den im Gefeß beftimmten Fällen auch dann 
angejeßt werden, wenn einer der Betheiligten im erjten Termine und vor 
Ertheilung des Zuſchlags fich erbietet, binnen drei Tagen vom Revierbe- 
amten Bejcheinigung beizubringen, daß das erfolgte Gebot nicht angemefjen 
erfcheinne und dieſe Befcheinigung dann innerhalb dieſer Frift beibringt. 

Art. X. An Stelle des eriten Abſatzes des 8 166 des Allgemeinen 
Berggeleßes tritt die folgende Beftimmung: 

Die bereitö beftehenden Knappfchaftsvereine bleiben in Wirkſamkeit. 
Der gegenwärtige Titel findet jedoch auch auf fie Anwendung, und find 
ihre Statuten mit den Vorſchriften deffelben in Einklang zu bringen. 

Art. XI. Der $ 167 erhält folgenden Zuſatz: 

63 kann auch von den Betheiligten oder beim Mangel einer Eini- 
gung dom Oberbergamt die Vereinigung mit benachbarten preußijchen Be- 
zirken oder Vereinen befchloffen werden. 

Art. XII. Im $ 180 am Ende wird ftatt „der Königlichen“ ge- 
fagt „der Königlich preußifchen oder Fürftlich waldedifchen“. 

Art. XIII. An Stelle des 8 188 tritt die folgende Beſtimmung: 

Die Funktionen des Handelsminiſters hat der preußiſche Handels» 
minifter, diejenigen des Oberbergamts das von letzterem zu beftimmenbe 
Dberbergamt wahrzunehmen. Die Funktionen der Revierbeamten können 
vom Handel3minifter preußifchen NRevierbeamten übertragen werden. 

Art. XIV. Der zehnte Titel, jowie die 88 220, 240, 243, 244, 
245 erſter Abſatz, 246, 247 und 248 fallen aus. 

Art. XV. Der zunächft für die rechtsrheiniſchen preußiichen Landes— 
theile erlaffene $ 226 findet auch in den Fürſtenthümern Waldeck und 
Pyrmont Anwendung. 

Art. XVI Dem zweiten Abſatz des 8 245 wird zugefügt: 

Freijahre finden jedoch bei Erhebung der Bergwerksabgaben nicht ftatt. 
Vom 1. Januar 1869 an wird das Rezeßgeld nicht mehr fortentrichtet. 
Der Handelaminifter ift befugt, über die Ermittelung, Feftftellung und 
Einziehung der Bergwerfdabgaben die erforderlichen Ausführungsbeitim- 
mungen und Inſtruktionen zu erlaſſen. 

Art. XVII Die bisher von der Bergbehörde geführten Gegenbücher 
find zu jchließen und nicht weiter fortzuführen. Auf das Bergwerkseigen— 
tum finden hinfichtlich der Veräußerung, VBerpfändung und des Arreites, 
jowie der Führung der Hypothefenbücher die in dieſer Beziehung für das 
Grundeigenthum bejtehenden allgemeinen gejeßlichen Beitimmungen An- 
wendung. 

Art. XVII. Den Bergarbeitern fteht in den Fällen des $ 249 bes 
Berggeſetzes in Beziehung auf die Rüdftände an Lohn und anderen Emo- 
lumenten das Borzugsrecht des Liedlohns zu. 

Art. XIX. Zugleich mit dem Allgemeinen Berggefeß tritt das preu- 
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Biiche Gefeß vom 25. März 1856 über die Beftrafung unbefugter Gewin- 
nung und Aneignung von Mineralien in Kraft. 

Art. XX. Mit dem 1. Januar 1869 treten außer Kraft: alle all- 
gemeinen und bejonderen Geſetze, Verordnungen und Gewohnheiten über 
Gegenftände, auf welche das gegenwärtige Geſetz fich bezieht, insbeſondere 
die Bergordnung von 1850, die Verordnung vom 24. Oftober 1812, den 
Bau der Gypswerke betreffend, das Gejeg vom 30. März 1859 über die 
Feſtſtellung der Entichädigungen bei Enteignungen 2c. im Intereſſe des 
Bergbaues. Jedoch bleibt das Gejeh vom 7. April 1854 über Enteig- 
nungen im Intereſſe der Mineralbrunnen auch fernerhin in Kraft. 


Auer in die von Preußen neu erworbenen Landestheile iſt das Berg- 
gejeg auch in die Fürftenthümer Walde und Pyrmont eingeführt worden. 
Das vorjtehende Einf.-Gejeg dv. 1. Jan. 1869 wurde auf Grund des 
zwißchen Preußen und Walded-Pyrmont am 18. Juli 1867 abgejchloffenen 
jog. Ncceffionsvertrages von König Wilhelm „mit Zuftimmung Seiner 
Durchlaucht des Fürften Georg Victor zu Walded und Pyrmont, jowic 
des Landtages der Fürſtenthümer“ erlaffen. Nachdem jener Vertrag 
am 24. Nov. 1877 auf weitere zehn Jahre verlängert war, gilt nun— 
mehr jeit dem 1. Jan. 1888 ein neuer Vertrag dv. 2. März 1887 (©. ©. 
©. 177), nad) welchem Preußen die von ihm übernommene innere Ber: 
waltung der beiden Fürſtenthümer bis zu einer etwaigen, nicht vor dem 
1. Ian. 1898 zuläffigen Kündigung diefer Uebereinfunft fortführt. 

Mit Rückſicht auf die jolchergejtalt beitehende nahe politische und 
adminijtrative Verbindung der Füritenthümer Waldel und Pyrmont 
mit Preußen und in fernerer Berüdfichtigung des Umjtandes, daß na- 
mentlich auch die Bergverwaltung ganz von preußischen Bergbehörden 
geführt wird, erjchien es angemeffen, den übrigen Verordnungen und 
Geſetzen zur Einführung des Berggejeßes dasjenige für Walded-PByrmont 
anzureiben. 

Auch dort beitand das Bedürfniß nach einer Verbejjerung des gel- 
tenden Bergrecht3; vergl. Braſſert, Bergrechtliche Zuftände ıc. 3. Bd. 8 
©. 402. Der einfachjte und zweckmäßigſte Weg hierzu bot fich in der 
Einführung des für den verwandten Bergbau in den benachbarten preu— 
Biichen Bergrevieren maßgebenden Bergg. v. 24. Juni 1865 dar. Leß« 
teres wurde denn auch mit denjenigen Abänderungen übernommen, welche 
in der obigen Verordnung mit Nücjicht auf die bejonderen Verhältniſſe 
des Landes NAusdrud gefunden haben. Vergl. 3. Bd. 10 ©. 147 ff. 
Im Einzelnen ift zu derjelben noch Folgendes zu bemerken. 

Zu Art. J. Die Allg. Bergpolizeiverordnung für den Oberb.-Be- 
zirk Bonn dv. 8. Nov. 1867 iſt auch in die Fürſtenthümer Walde und 
Pyrmont eingeführt worden. Belanntm. des Oberb. Bonn v. 23. Junt 
1869. Reg.-Bl. ©. 115, 3. Bd. 10 ©. 296. 

Zu Art. II. Der Dachichiefer wurde im Fürftenthum Waldeck wie 
in dem angrenzenden vorm. Herzogthum Weftfalen als Gegenjtand des 
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Bergregals behandelt (3. Bd. 8 ©. 403, 405) und ift deshalb in Ueber: 
einjtimmung mit Art. II der Einf.-Verordn. für Naffau (oben ©. 617, 
619) den im $ 1 des Bergg. genannten Mineralien hinzugefügt worden. 
Dagegen findet $ 1 auf die Soolquellen im Fürſtenthum Pyrmont we- 
gen des zum Domantalvermögen gehörenden Bades Pyrmont feine An— 
wendung. 3. Bd. 10 ©. 147. 

Zu Art. II. Die zu verleihenden Felder find auf die Eleineren 
Maße des $ 27 Nr. 1 des Berga. (jet 109450 qm u. 1046,2 m) be- 
ſchränkt. ©. 128 Bem. 6. 

Zu Art. IV. An die Stelle der preuß. Maße find diejenigen der 
deutichen Maß- u. Gewichtsordn. getreten. ©. 128 Bem. 6. 

Zu Art. VL Nach waldediichem Recht bleibt dem Verkäufer eines 
Immobile bis zur Berichtigung des Kaufpreiſes das Eigenthum gejeß- 
lich vorbehalten. Zur Vermeidung von Zweifeln jpricht Art. VI aus, 
daß die Beſtimmungen des Bergg. ($$ 52, 53) auch auf das vorbehal- 
tene Eigentum bei Beräußerung von Bergwerfen Amvendung finden. 
3. Bd. 10 ©. 148. Nach $ 49 des Gel. über daS Grundbuchweien v. 
25. Jan. 1881 (Neg.-Bl. ©. 13) werden diefe Vorbehalte im Grundbuch 
als Hypotheken eingetragen oder vorgemerft. 

Zu Art. VI. Die für Preußen durch das Enteignungsgei. vd. 
11. Juni 1874 aufgehobenen $$ 16 bis 19 des Eijenbahnge‘. v. 3. Nov. 
1838 (oben ©. 372) haben für Walded- Pyrmont in den Fällen des 
$ 141 des Bergg. noch Gültigkeit. Vergl. Braſſert, Enteignungsgejeß, 
3. Bd. 16 ©. 73. 

Zu Urt. IX. Die Borjchriften für das Verfahren bei Subhajta- 
tionen in der Erefutionsinjtanz, welche nach Art. IX in den Fällen des 
$ 159 des Bergg. finngemäß und mit den Zuſätzen diefes Art. Anwen— 
dung finden jollen, jind in dem Gef. über das Vollſtreckungsverfahren 
v. 14. uni 1850, ingbejondere in den 88 16 bis 21 (Reg.-Bl. ©. 179) 
enthalten. 3. Bd. 10 ©. 148. 

Zu Art. X u. XI. Seit dem 1. Jan. 1870 beiteht ein das „Für: 
ſtenthum Walde“ umfafjender allgemeiner Knappichaftsverein mit ge- 
trennten Krankenkaſſen. 

Zu Art. XIII Reſſortminiſter iſt gegenwärtig der Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten. Die Funktionen des Oberbergamts liegen dem 
Oberbergamt zu Bonn, diejenigen des Revierbeamten dem Nevierbeamten 
des Bergrevierd Brilon ob. Min.-Berordn. dv. 5. Jan. 1869; Reg.Bl. 
©. 6, 3. 3. 10 ©. 150. 

Zu Art. XVI Nah $ 245 Abi. 2 des Bergg. in Verbindung 
mit Art. XVI find die in Walded- Pyrmont bejtehenden Vorſchriften 
über die Entrichtung, Ermittelung und Einziehung der Bergwerksabga— 
ben in Geltung geblieben, jedoch durch Art. XVI Sat 2 u. 3 die her: 
kömmlichen Freijahre und dag Rezeßgeld aufgehoben. Mit diefer Aen- 
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derung findet demnach noch das Gejeß, betr. die Abgaben vom Bergbau, 
v. 30. Dez. 1864 (Neg.-Bl. ©. 1, 3. 35.8 ©. 415) Amvendung, und 
e3 iſt demzufolge gegenwärtig der Bergbau in den Fürjtenthümern we— 
jentlich nach denjelben Grundjäßen beſteuert wie in Preußen. Die Eifen- 
erze find abgabenfrei, die übrigen Bergwerfsprodufte dagegen mit einer 
Abgabe von zwei Prozent des Erlöfes bezw. Werthes nad) Abzug der 
Bubereitungsfojten belegt. 

Zu Art. XVIL An die Stelle der früheren allgemeinen gejeßli- 
chen Beitimmungen über die Veräußerung und Berpfändungvon Grund- 
eigentHum und die Führung der Hypothefenbücher, welche nach Art. XVII 
auch auf das Bergwerkseigenthum Anwendung fanden, iſt das neuere 
Gejeß über das Grundbuchweien v. 25. San. 1881 (Reg-Bl. ©. 7) und 
hiermit nach Maßgabe dejjelben das preuß. Grundbuchrecht von 1872 
getreten. Nach 8 58 dieſes Geſetzes find die Beitimmungen deſſelben 
jowie das Gejet über den Eigenthumserwerb und die Grundbuchordn. 
v. 5. Mat 1872 auch auf das Bergwerfseigenthum anzuwenden. 3. Bd. 22 
©. 174, oben ©. 163 bis 174. 

In Anjehung des Arreftes gelten die nämlichen neueren Gejehes- 
vorjchriften jowie diejenigen der E& P. O.; vergl. ©. 174 Bem. 6. 

Zu Art. XVII. Das VBorrecht der rüdjtändigen Lohnforderun— 
gen der Bergarbeiter richtet fich gegenwärtig in Anjehung des bemegli- 
chen Vermögens nach $ 54 Nr. 1 der deutjchen Konkursordn. (S. 609) 
und $ 8 des (durch das Gef. v. 1. Sept. 1879, Reg.Bl. ©. 89 in 
Walded-Pyrmont eingeführten) preuß. Ausf.-Gef. zur Konkursordn. vd. 
6. März 1879, ſowie in Anfehung des unbeweglichen Vermögens nad) 
8 11 des vorbezeichneten Gel. v. 25. Jan. 1881, demzufolge u. a. auch 
die Rückſtände aus dem letzten Jahre an Lohn, Kojtgeld und anderen 
Dienſtbezügen „der Bergarbeiter in Beziehung auf das Bergwerk” den 
eingetragenen dinglich Berechtigten vorgehen. 3. Bd. 22 ©. 174. 

Zu Urt. XIX. Vergl. das Geſetz v. 26. März; 1856 ©. 533. 

Zu Art. XX. An die Stelle des durch Art. XX aufgehobenen 
Gejeßes v. 30. März 1859 (Reg-Bl. ©. 11, 3. Bd. 8 ©. 412) find die 
Borjchriften des fünften Titel3 Abſch. 1 u. 2 des Bergg. getreten. 

Das in Kraft gebliebene Gejeß über Enteignungen im Intereſſe 
der Mineralbrunnen v. 7. April 1854 vergl. Reg.-Bl. ©. 91, 3. Bd. 10 
©. 149. Zum Schuge der Wildunger Mineralquellen gegen gemeins 
ichädliche Einwirkungen des Bergbaues ijt die Bergp.-Verordn. des Oberb, 
Bonn v. 20. Jan. 1885 ergangen. Reg.Bl. ©. 11, 3. Bd. 26 ©. 147. 


Sachregiſter. 
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Aachen. Thermalquellen von A. 
keine Soolquellen 66. Schutzbe— 
zirk f. d. Waſſerwerk 75. 

Abbauwürdigkeit ſ. Bauwürdigkeit. 

Abgabe, vom Salz 67, 187. S. 
auch Bergwerksabgaben. 


Abgabenfreiheit ſ. Bergwerksabgaben. 
Abgangszeugniß 17. 


Abkehrſchein, 
Verpflichtung zur Ausstellung 240, 
241. Ausdehnung auf die Füh— 
rung 241, Mitwirkung der Orts— 
polizeibehörde 241. 

Ablagerung ſ. natürliche Ablager. 

Ablöſung, der Freikuxe ſ. diefe. 

Abonnement, für die Bergwerksab— 
gaben ſ. diefe. 

Abraumfalze, (Kali:, Magnefia-Bor- 
ſalze) verleihbar 3, 59, 64; par— 
titularr. nicht verleihbar 60, 625, 
628, desgl. nicht in Anhalt 66. 





Amtsblatt, 


Alter der Muthung ſ. dieſe. A. im 
Felde 140, 141, 563, 566, ſ. 
auch Längenfeld. 

Amortiſation, von Kuxſcheinen 20, 
309, 310. 





Organ für Veröffent— 
lichungen der Bergbehörden 489, 
86, 143, 623, 624, Regierung®- 
blatt, in Walde 648, 


' Amtsgericht, als Grundbuchamt 165, 


166. 
Analyfe, chemijche, zum Fundesnach- 
weiß 100, 


| Aneignung, unbefugte, von DMinera- 


lien ſ. diefe. 


Anordnungen f. bergpolizeiliche A. 


Anjchlußgeleife j. Grubenbahn. 
Anthrazit, unter Steinkohle begrif- 
fen 63. 


Arbeiterliſten, obligatorifch 18, 246. 


Recht zur Mitgewinnung der U. 
64, 186, 537; ſ. auch Steinfalz. | 


Abzugskoſten j. Bergwerfsabgaben. 
Alten, zum Nachweis der Fündig— 


feit 100, Einficht von Muthungs: | 


alten 1383, 


Attiengefellichaft, beim Bergbau 349. 


Vertretung 351. Nichtige Antheil- 
jcheine 70, Erwerb von Berg: 
werkseigenthum 91. ©. auch Berg: 
beamte, Gewerkſchaft. 

Alaunerze 3. Berleihbarkeit 63, 

Alleineigenthümer, eines Bergwerks. 
Gerichtsſtand 290. Eivilrechtl. 
Haftbarkeit 293, Kureintheilung 
ausgejchloffen 296. Berpflichtung 
des im Ausland mwohnenden A. 


zur Repräjentantenbeftellung 350. 


Arbeitsfarten, für jugendliche Ar- 
beiter 250, 251, 

Arbeitslohn. Dienftlohn. Beichrän- 
fung der Beichlagnahme 238, 239; 
Verbot der Pfändung 239, Baar: 
zahlung; Ausnahmen; civil- u. 
ftrafrechtl. Schuß gegen das Trud- 
ſyſtem 17, 18, 241—246, Bor: 
recht der Lohnrüdftände beim un: 
bewegl. Bergwerfzeigenthum 178, 
180, 183, 608, 609, 621, 622, 
637, 640, 643, 644, 649, 652, 
beim bewegl. Vermögen im Kon 
furje u. außerhalb deſſ. 183, 608, 


609, 621, 622, 640, 643, 645, 
649, 652. 


Arbeitsordnung 16. Erlaß; rechtl. 
Bedeutung 237, 238, Kenntnif- 
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Sadıregifter. 


nahme der Bergbehörbe 238. Kon- | Beiträge, gewerfichaftliche, ſ. Gewert- 


ventionaljtrafen 237. ©. au 


Bergarbeiter. 


Arbeitszeit, Arbeitsftunden |. Berg: 


arbeiter, jugendliche Arbeiter. 
Arreit, 
12, 174, 
Knappichaftövereine. 


Aufbereitungsanftalten 13. Begriff | 
u. Umfang 196—198. Zubehör | 


der Bergwerfe 61, 195, Errich— 
tung u. Betrieb 195, 198, 199. 
Enteignungdrecht 195, 355. Nicht 
zu Bergwerken gehörende U. 61, 
195, 638; können aus dem Knapp⸗ 
Ichaftävereine austreten 30, 443, 
Aufbereitungstoften, Anrehnung |]. 
Bergwerfsabgaben. 
Aufgebot ſ. Amortifation, Kurichein. 
Auflaffung ſ. Grundbuch. 
Aufſeher, techniſche, ſ. Betriebsführer. 
Aufſichtsrath, neben dem Repräſen— 
tanten 325, 
Aufſichtsſteuer ſ. Bergwerksabgaben. 
Augenſchein, zum Fundesnachweis 99. 
Ausbeute, beim Nießbrauch 175; bei 
der Gewerkſchaft 297; bei der 
Sreiturberechtigung 573. 
Aushang ſ. Zuftellung. 
Ausland, im Gegenjab zum Reichs: 
gebiet 313, 325, 350. 
Ausländer, ausl. jurijt. Perfonen, Er: 
werb von Bergwerfgeigenth. 70, 91. 
Auslohnung ſ. Arbeitslohn. 
Austausch, von Yeldestheilen ſ. Fel- 
deötheilung. 


Baarzahlung, des Lohnes f. Arbeits: | 
lohn 


Bauerlaubniß, der Ortspolizeibe- 
hörde 187, 198, 

Bauwürdigfeit, relative u. abjolute; 
Verbreitung des Mineralvorkom— 
mens 68, 69, 82, 83, 4 

Bekanntmachungen j. Amtsblatt, 
bergpolizeil. Anordnungen. 

Befahrung, von Bergwerfen ſ. dieje. 

Begräbnißkoſten ſ. Knappſchaftsver— 
eine, Krankenkaſſen, Unfallverſiche— 
rung. 


beim Bergwerkseigenthum 
S. auch Arbeitslohn, 





ſchaft, Kux. 

Bergarbeiter 16—18. Rechtöverhält- 
niffe derſ. 234 ff. Arbeitävertrag 
236, Arbeitsdauer, bergpoliz. Be: 
ichränfungen 237. Arbeitsordnung 
als Arbeitävertrag 237. Kündi- 
gung; Auflöfung des Arbeitsvertr. 
239, 240. Abkehrſchein 240, 241. 
©. auch Arbeitslohn, jugendliche, 
weibliche Arbeiter, Koalitionsrecht, 
Conntagsarbeiten. 


Bergbau f. Staatsbergbau, Verkehrs— 
anftalten, Bergpolizei. 

Bergbauberechtigung ſ. Bergwerf3- 
eigenthum, Kohlenabbau-Gerech— 
tigfeiten. 

Bergbaufreiheit. Begriff 51 ff. Aus— 
flüffe 69. Territoriale Ausnah— 
men 57. 

Bergbauhülfgkaffen 594—598. Sta— 
tuten 597, 

Bergbaufafle, Elausthaler 598, 635, 
636. 


Bergbaurecht ſ. Bergwerkseigenthum. 

Bergbeamte, des Staates. Ausbil— 
dung 485, 486. Beſchränkung bei 
Beſitz von —— 85, 
492—494; Verbot des Muthens 
u. Schürfens 35, 493, 70. Be 
ichränfung bei Betheiligung an 
Altien:, Kommandit- u. Bergwerks— 
gejellich. 494. Disciplinarverfah- 
ren, Penfionirung 488, 

Bergbebörden 34, 35. Drganijation 
u. Zuftändigfeit 474—492. Frü— 
here Berfaffung 475. Minifterial- 
refjort 476. Oberbergämter, Re- 
vierbeamte ſ. dieſe. Staatswerks— 
verwaltungen 474, 475, 479. 

Gemeinſchaftliche B. 479, B. der 
Privat:Regalbefiter 479, 614. 

Bergfach. Ausbildung fürden Staats— 
dient 485, 486. 


Bergfiskus j. Staatsbergbau, Feldes— 





reſervation. 
Berggegenbuch, in Naſſau 172, 618, 
620, 


Berggewerkſchaftskaſſe, weſtfäliſche 
597, 
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Berghppothekentommiffionen 46. Auf: 
hebung 170, 475, 476, 606. 

Bergmeijter j. Revierbeamte. 

Bergpolizeit 35—37, Aufgabe, Ge: 
genjtände u. Begrenzung 494 ff. 
B. über Bergwerke u. Zubehörun- 
gen 497, 498, insbeſ. Gruben- 
bahnen 498, 499; Salinen 499; 
nicht über Schürfarbeiten 499. 
Verionenpolizei 500. Gorge für 
Sicherheit der Baue 500, 501; 
Sicherheit de Lebens u. der Ge- 
jundheit der Arbeiter 501, 237; 
Schuß der Oberfläche ıc. 501— 
503; Schuß gegen gemeinjchädliche 
Einwirkungen des Bergbaues 503 
—507, 

Bergpolizeilicde Anordnungen in 
Fällen gewöhnlicher Gefahr 511 
—513, dringender Gefahr 513, 
514. Belanntmachung der bergp. 
A. 514, 515. Ausführung derf. 
515, Angeigepflicht bei Gefahr 516. 
Vebertretungen j. Diele. 

Bergpolizeiverordnungen. Erlaß 507 
—510, Gemeinfchaftliche Polizeiv. 
508, Begutachtung 509, 510. 
Anfechtung 509. Webertretungen 
j. diefe. Meltere B. 606. 

Bergregal, Aufhebung 51, 52. ©. 
auch Privat:Bergregal. 

DBergreviere, Bergrevierbeamte ſ. Re- 
vierbeamte. 

Bergihäden ſ. Grundentichädigung. 

Bergichmieden, nicht mehr verleih- 
bar 61, 627, 635, 

Bergſchulen. Lehrer 598, 

Bergwafler, Bergwerkswaſſer j. Gru- 
benwafjer. 

Bergwert ſ. Bergwerfseigenthum. 
Berlaffenes B. ſ. Muthung. Ael— 
tere B. auf nicht mehr verleihbare 
Mineralien 565. Befahrung eines 
B. zum Nachweife der Fündigkeit 
100; zu polizeil. Zwecken unter 
Zuziehung Dritter 233, 234; auf 
Grund von Fahrjcheinen 233. 

Bergwerfsabgaben 598—606, 627, 
649, 651, 652, Befreiungen von 
®. 600, 601, 602, 603, 604, 
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605, 627, 638, 644, 646, 652, 
Rechtliche Natur der B. 605. 
Abzugskoſten, Anrechnung 604, 
605, 627, 638, 644, 646. Auf- 
jichtäfteuer 599, 600, 602, 
Abonnement 599, 603, 605, Er- 
mittelung, Feſtſtellung und Ein- 
ziehung der B. 603, 604, 605, 
627, 638, 646, Exekutiviſche Bei- 
treibung 491, 492, 486. B. an 
Privatberechtigte 610, 612, 613, 


165. 
Bergwerksbeſitzer, jeder Betreiber des 
Bergwerk für eigene Rechnung 
Bergwerkseigenthum 12—18, Be- 
griff, rechtl. Natur 53 ff. 156, 
157, 162; bergr. Inhalt des 2. 
183 ff. Terminologie 54, 159. 
Zubehörungen 157, 159. Ermwer- 
bung, unmittelbare, de8 B. 67, 
157, 163, 164. Unanfechtbarkeit 
142, 157, 192, 564, 565. Ver— 
äußerung u. dingliche Belaſtung; 
Grundbuch 162—174, 201, 222, 
624, 637, 640, 643, 644, 649, 
652; }. auch Berggegenbuch. Aus— 
Ichließung der laesio enormis 162, 
Rechte aus dem B.: Auffuchungs- 
u. Gewinnungsrecht 183—188; 
Vorrecht zum Muthen 184, 189 
— 192; Mitgewinnung zufammen 
vorfommender Mineralien 192— 
194; Gewinnung u. Verwendung 
von Mineralien des Grundeigenth. 
194, 195; Anlage von Aufberei- 
tungsanjt., Dampfkeffeln ıc. 195 
—207, don Hülfsbauen 208— 
213; Enteignungsrecht gegenüber 
em Grundbeſitzer 213, 214, 352ff. 
Betrieb u. Verwaltung 215 ff. 
Aufhebung des B.428—431, 436; 
bei Zängenfeld 563, 564. Cnt: 
ziehung, unfreiwillige 431 —434; 
Klagerecht 432; Gicherung der 
Hypothekengläubiger ıc. 432, 433; 
Zwangdverjteigerung 433; Aufs 
hebungsbejchluß 434. Verzicht, 
freiwilliger 434, 435, 317; auf 
Theile eines Feldes 435, 436, 
©. auch Arreſt, Konkurs, 
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Zwangdverfteigerung, Zwangs— 
vollftredung. 
Bergwerkdeigenthümer. Finderrecht 
7, 122, 123. Borrecht zum Mus 
then 13, 125, 141—143; zu 


unterjcheiden dom Bergwerksbe— 
fier 354, 394. ©. auch Berg- 
werkseigenthum. 

Bergwerksfeld ſ. Grubenfeld. 

Bergwerksſteuern ſ. Bergwerksab— 
gaben. 

Bernſtein. Gewinnungsrecht 59. 

Berufsgenofſenſchaften ſ. Unfallver- 
ſicherung. 

Behineſ. Arbeitslohn, Knapp— 
ſchaftsvereine. 


Beſchwerden, in Knappſchaftsſachen 
33, 473, 474. ©. auch Rekurs. 


Beſitzſtörungsklage, iſt ausgeſchloſſen 
383, 569, 

Befiptitelberichtigung. Eintragung3- 
zwang beim Bergwerkseigenthum 
163, 164, 169; nicht bei den ſächſ. 
Koblenabbau-® Gerechtigfeiten 547 
u. beim Hülfsbau 163, 164, 211, 
212, 550, 

Betrieb. Anzeigepflicht bei Eröffnung 
und Einftellung 15, 217, 226, 
Einftellung des 2. durch d) bie Berg: 
behörde 15, 16, 225, 231, 481, 

Betriebsbeamte, - Eintrittspflicht in 
den Knappfchaftsverein 444, Theil- 
nahme an der Unfallverficherung 
457, 

Betriebsführer, veranttwortlicher 16. 
Verpflichtung des Bergwerksbeſ. 
zur Annahme u. Namhaftmachung 
229, 230, Befähigungsnachweis 
230, 231, Entfernung von B. 
durch die Bergbehörde 231; Ver: 
fahren hierbei 232, Verpflichtun- 
gen, Berantwortlichleit de B. 
232, 233, 225, 516. 

Betriebsleitung, g Betriebsleiter ſ. Be- 
triebsführer. 

Betrieböplan 15, Zweck; Verpflich- 
tung zur Einreichung 217—219, 
Inhalt 220, Zeitraum der Gel- 





Sadıregifter. 


Abänderung eines B. 225. 8. 
bei planmäßigem Zubruchebauen 
der Oberfläche 222, 502, f. auch 
Zubruchebauen. 

Betriebszwang 14, 29; nur im 
Öffentlichen Antereffe " 215—217 
429, 


Bezirksausſchuß. Zuftändigkeit, bei 
Stauanlagen 200, in Enteignungs- 
fachen 376, 377. 

Bitumen, verleihbar in Elſaß-Lothr. 
66. 

Bodenjenfungen,  gemeinjchäbliche 
504, ©. aud) Grundentſchädigung. 

Bohrgejellichaft, als Aktiengefell- 
Ichaft 70, 

Bohrlochsfund ſ. Fund. 

Braunkohlen, im bergr. Sinne 64. 
B. partifularr. nicht verleihbar 
60, 537, 539 ff., 625, 630; desgl. 
nicht im K. Sachen u. in S. 
Altenburg 544, 65, 

Braunfohlenbergbau, ſächſ. 37, 

ſ. Kohlenabbau- : Gerahtigfeiten: 
Kohlenbergbau. B. des Grund- 
eigenthümers in Weſtpreußen 37, 
537, 538; besgl. im Fürftenthum 
Galenberg 625, 625, 630, 

Braunftein ſ.  Manganerze. 

Breitenfelder, in Naffau 559. 

Briquettesfabrifen, nicht konzeſſions— 
pflichtig 197. Errichtung u. Be— 
trieb 197, 497. ©. auch Gewerbe- 





jteuer. 
Brunnenfelder, in Naffau 75, 116. 


Galenberg, Fürftenthum. Stein- u 
Braunkohlenbergbau de8 Grund» 
eigenth. 625, 630, 

Ceſſion, der Hure ſ. Kur. 

Clausthal ſ. Bergbaufaffe. 
©. im Uebrigen R. 


Dachſchiefer; partikularr. ‚berleihbar 
60, 617, 619; deagl. in Walded 
648, 650, "©: Meiningen u. Reuß 
33 — Linksrhein. Dachſchiefer— 
brüche 554. 


tung 221. Bergpolizeil. Prüfung | Dampfkeffel, auf Bergwerken u. Auf- 


221, 222; Verfahren hierbei 223 | 
— 225; 


uziehung Dritter 224, | 


bereitungsanft. 13; unterliegen 
den Gewerbegejehen u. der Berg- 
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polizei 199. Anlegung von D. 
201—206, Betrieb u. Beauffich- 
tigung 206, 207, D.-Erplofionen 
207, 208. D.-Ueberwadhung?: 
vereine 205, 207, 
Darrjteinfabrifen ſ. Briquettesfabri- 


fen. 
Deiche. See u. Flußdeiche. Schürf- 
verbot 71, 645, 647. 
Dienftlohn |. Arbeitslohn. 
Disciplinarverfahren 488. 
Diſtriktsfeld. Beſchränktes Gewin— 
nungsrecht 186. 
Diſtriktsverleihung 66, 
Drahtſeilbahnen. Enteignungsrecht 
357. 


Eidezleiftung ſ. Grubenvorftand, Re- 
präjentant. 

Eintommenfteuer, vom Bergwerksbe— 
trieb 606. 

Eijenbahnen ſ. Grubenbahn, Ber: 
kehrsanſtalten. 

Eiſenbahngeſellſchaften. Erwerb von 
Bergwerkseigenthum 91. 

Eiſenerze, auf ſekundärer Lagerſtätte, 
verleihbar 62, 94. E. partikularr. 
nicht verleihbar 60, 62, 538, 539; 
desgl. nicht in Elſaß-Lothr. beim 
Tagebau 65, 66. Manganhaltige 
€. 62, 63, 539. ©. auch Rafen- 
eijenerze. 

Eifenmulm. Gewinnungsrecht des 
Bergwerkseigenth. 62. 

Eiſenocker, bei Verwendung als Farb— 
ſtoff nicht verleihbar 62. 

Eiſenſteinbergbau. Rechtsverhältniſſe 
des E. am Oberharz u. im Amt 
Elbingerode 625, 626, 632—634, 
92 


Elbingerode ſ. Eijenfteinbergbau. 

Enteignungsrecht j. Grundabtretung. 

Enteignungsverfahren, berggejeßli- 
liches 26, 27, 374—385. Bethei- 
ligte 374, 375. Vorausjegungen 
des Verfahrens 375. Zuſtändige 
Beichlußbehörden 376, 377 u. Re= 
kursbehörden 330. Kommiffarifche 
Verhandlung 377—379; Zuzie— 
hung von Sadverjtändigen 378. 
Enteignungsbeichluß, gemeinjchaft- 
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licher 376 ; Inhalt deif. 379, 380; 
Rekurs gegen den]. 380, 381, aber 
nicht wegen Feſtſetzung der Ent- 
ihädigung u. Kaution 381. Boll- 
ziehung des Bejchluffes 382— 384, 
Kojten des Verfahrens 384, 385. 
Enterbung ſ. Erbjtollen. 
Entziehung des Bergwerkseigenthums 
j. dieſes. 
Erb» oder Grundkur ſ. Freikuxe. 
Grbichachtgerechtigfeit 40, 570; nicht 
mehr verleihbar 61, 567. 
Erbftollen,  Erbjtollengerechtigkeit, 
nicht mehr verleihbar 40, 61, 208, 
566, Noch beitehende E. 567. 
Hortbeitehen der Aufhebungsarten 
566, 567; Enterbung durch Was: 
jerhaltungsmajchinen 567, Grund: 
ſätze des Erbſtollenrechts 567 — 
570. Eigenfchaft dinglicher Rechte 
ohne Eintragung 164, 165. 
Erbftöllner. VBorrecht auf überfahrene 
Gänge und Flötze 123, 569, 
Eritfinderrecht ſ. Finderrecht. 
Erweiterungsantrag ſ. Feldeserweite— 


rung. 

Ewige Teufe. Deklaratoriſche Bei— 
legung derſ. 564, 618, 620, ©. 
auch Grubenfeld. 

Erefution j. Zwangsvollſtreckung. 

Erefutivftrafen ſ. Oberbergämter, 
Strafbefehl. 

Erpropriation ſ. Grundabtretung, 
Enteignungsverfahren. 


EN NSNLÜCDEBUE ER, 
ahrichein 233, 


Farbenerden 65. 

Farbſtoff ſ. Eifenmulm, Eijenoder, 
Umbra. 

Feld j. Grubenfeld. 

Feldesaustauſch ſ. Feldestheilung. 

Feldeserweiterung 38, 39, 556 ff. 
Anträge auf F. nicht mehr zuläffig 
558. 

Veldesfreiheit j. Muthung. 

Feldesgrenzen ſ. Grubenfeld. 

Feldesgröße ſ. Grubenfeld. 

Feldeslegung, Feldesſtreckung, des 
Muthers 6, 111. Abänderung der]. 
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6, 112, Schließung des begehrten 
Feldes 6, 112, 113, 142, 
Feldesreſervation, für den Fiskus 66; 
j. auch Staatäbergbau. 
Heldestheilung, reale Theilung eines 
Feldes, Austaufch von Feldesthei— 
len 12, 159, 162, Gewerkſchafts— 
beihluß wegen %. 161, 317. 
Rechte der Hypothefengläubiger u. 
anderen Realberechtigten; Befrie— 
digung vor der Verfallzeit 160, 
161. Grundfäße für das Verfah— 
ren 161. Beftätigung 159, Ver— 
ſagung derf. 160. Rechtliche Wir- 
fungen der %. 161, 163, 164. 
Feldesumwandlung 38, 39, 556— 
563. Zweck 556. Antrag auf %. 
gilt ala Muthung 559, 560, Be- 
ſchränkungen bei der Feldeslegung 
560, 561, in Kollifionsfällen 561, 
562, Rechtliche Wirkungen der %. 
562, 563, Vorzugsrecht vor älteren 
Muthungen bejteht nicht mehr 558. 
S. auch Längenfeld. Gewerk— 
ſchaftsbeſchluß wegen F. 317. 
Feldmeſſer, konzeſſionirte. Anſtellung 
107. Befugniß zur Anfertigung 
von Muthungsriſſen 6, 106, 107 
u. zu Feldesvermeſſungen 10, 145. 
Teld» u. Forjtpolizei 503, 526, 
Yeltungsrayon. Schürfverbot 71. 
Yinderreht 7. Anhalt u. Umfang 
67, 118—124, F. des Grundei— 
genth. 122, des Bergwerkeigenth. 
122, 123, de8 Schürfers 123, 
Friſt zur Wahrung des F. 124. 
Konkurrenz mehrerer Finder 121, 
122. ©. aud Erbitöllner. 
Fiskus ſ. Staatäbergbau. 
Flußſpath, verleihbar in Anhalt 66. 
Frauen ſ. weibliche Arbeiter. 


Freifahrung, Freierklärung, aufge 


hoben 429, 430. F. von Erbſtöl— 
len 569, 

Freikuxe 570—578, Aufhebung 40, 
570. Fortbejtehen bereit3 erwor- 
bener %. 571, 372. Ablösbarkeit 
573. Arten der %. 571. Rechtliche 
Natur 572, 573. Allgem. Grund: 
jäße für die bejtehenden F. 573— 
575. F. bei ber FKomjolidation 
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152, 154. F. bedürfen ber Ein— 
tragung nicht 165, 575. 
Landesherrliche 5. 571. F. der 

Bergjtädte 571. Kirchen u. Schul- 
fure 571, 575—577, f. auch Frei» 
furgelderfondd. Erb» oder Grund: 
fure 571, 577, 

Freiturgelderfonds, Ichlefifcher 575, 
576, 


Freifchurf, nach öſterr. Recht 70. 

Hrift. Berechnung der Monatsf. 45, 
593. ©. auch Rekurs, Verleihungs- 
verfahren. 

Fund, Fundpunkt, Fundort. Begriff, 
Bezeihnung in der Muthung 5, 
89, 90. Beichaffenheit des Fundes 
93—98, Mehrere Funde auf der 
nämlichen Zagerftätte 98, Räum- 
lihe Ausdehnung des % 3. 
Künftlicher Fund; Strafbarkeit 
105. Fundpunft auf dem Mus 
thungsriſſe 6, 108. Markjcheide- 
riiche Beftimmung des %. 114. 

are u. der Mu: 
thung 5, 6, 92, 93, 98. Nachweis 
der a Beweismittel 99, 100, 
Amtliche Unterfuhung der F. 6, 
99— 105; Wiederholung derf. 100, 
Richterliche Beurtheilung der F. 
101, 102, Entgegenjtehende Rechte 
Dritter 102, 103. Termin zur 
Yundesbefichtigung 104,105. Frü— 
herer Aufjchluß eines verlaffenen 
Bergwerfö 6, 106. 

Fünfzigſte, geijtliche, j. Mansfeld. 


Gärten ſ. Schürferlaubniß. 

Gebäude ſ. Schürferlaubniß, Grund- 
abtretung. 

Gebrauchd- und Nubungsrecht, an 
fremden Grundjtüden j. Grundab- 
tretung. 

Gebühren u. Sporteln, in Bergbau: 
angelegenheiten, aufgehoben 491, 
599, 600, 602, 

Gebührenordnung für Zeugen u. 
Sachverſtändige 378. 

Gedingeftufe. Strafbares Zurüdichla: 
gen 525. ©. auch Markjcheiderftufe. 

Gerechtigkeiten j. Kohlenabbau-Ger. 

Gerichtsftand, dinglicher, in Mu: 
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thungs⸗ u. Verleihungsſachen 117, 
118, 138, 143. ©. der Gewerf- 
ſchaft 289 — 291. 

Gejtredtes Feld ſ. Längenfeld, Fel— 
desummwandlung. 

Geviertes Feld, Geviertfeld, ſ. Gru- 
benfeld, Feldeserweiterung. 

Gewerbeordnung. Verhältniß zum 
Bergwejen 195 ff. 

Gewerbefteuer. G.Freiheit der am 
Gewinnungsorte errichteten Bri- 
quettesfabrifen u. Kofsanftalten 
197. ©. vom Hüttenbetriebe 600, 
603, 604. 

Gewerbsanlagen, mit Bergwerfen ıc. 
verbundene. Beitritt zum Knapp— 
Ichaftäverein 30, 442. 

Gewerke. Beitragspflicht 19, 297, 
298. Haftung für die Beiträge 
265, 268, 298, 304, 306, 307, 
342, 584, 585. Beitreibung der 
Beiträge 24, 341—348; Klage 
auf Zahlung 341, 342. Hingabe 
des Antheils behufs Befriedigung 
der Gewerfich. 24, 342— 345, 585. 
Verkauf des Antheil® 24; Ber: 
fahren, Verwendung des Erlöjes 
345 — 347; unverfäuflihe Kuxe 
347. Freiwilliger Verzicht auf 
den Antheil 24, 348. Keine Haf- 
tung für Gewerkſchaftsſchulden 
Dritten gegenüber 267, 268, 292, 
293. Legitimation der G. 305, 
306, 311, 584. 

Gewerfenbuch 19, 299, 300, Füh— 
rung durch den Repräjentanten 22, 
331. Umjchreibung im ©. bei Ber- 
äußerung von Kuxen 20, 303, 
304; rechtl. Wirkung der Um— 
ichreibung 304, 306, 307. Xegi- 
timation durch Eintragung im ©. 
20, 305, 306, 

Gewerfenfammern 489. 

Gewerfenverjammlung 20, 21. Ein: 
ladung 311; durch den Repräjen- 
tanten oder Grubenvorjtand 22, 
312, 332, 333, nicht durch ein- 
zelne Gewerfen 332. Bojtzuitel- 
lung3urfunde, Aushang 20, 312, 
313. Bevollmächtigte zur Em- 
pfangnahme der Einlad. 313. Mit⸗ 





theilung der Tagesordnung 20, 311, 
312. Berufung einer zweiten ©. 
21, 316. Protokoll über die ©. 
21, Form und Inhalt 316, 275, 
326. Berufung einer ©. durch den 
Revierbeamten; Stempel, Rekurs 
22, 23, 333, 334, ©. auch Ge 
werkichaftsbejchlüffe. 


Gewerkichaft 18 —24. Weſen u. Ver: 


fafjung 260— 272, 580—592, ©. 
neuen Rechts: Entjtehung 272— 
274; Statut u. ftatutariiche Ein- 
zelbeichlüffe 18, 274—276; Be: 
jtätigung, Verſagung derf. 18, 276, 
277; Umfang der Autonomie 278. 
Namen 19, 287. 

Rechts: und Erwerbsfähigfeit 
der ©. 19, 287—289, 91, 92; 
Mechielfähigkeit 288, 289. Ge- 
richtaftände 19, 2839— 291, Ein- 
tragung im Grundbuch 19, 291, 
583, 170, 171. SKureintheilung 
19, 294—297, 582; Bejchrän- 
fung der Theilbarkeit der unbe- 
wegl. Sure 41, 582, 583. Ber: 
äußerung der unbewegl. Hure 41, 
584, 


Berpfändung des Bergwerks als 
Ganzes 19, 291, 292, 583, 318 
u. der unbewegl. Hure 41, 583, 
584, 292; Rangordnung der Gläu- 
biger hierbei 583, 584. 

Haftung de3 Vermögens der 
6. 19, 267, 292, 293. Austritt 
aus der G., Ausjchließung der 
Theilungsflage 19, 294. Beitrei- 
bung rüdjtändiger Beiträge 24, 
341 ff., ſ. auch Gewerfe. Sein 
Pfand» oder Vorzugsrecht der ©. 
wegen Beitragsrüditänden 345— 
347, auch fein Recht auf abge- 
fonderte Befriedigung im Konkurſe 
347. Accreſcenzrecht bei unver: 
fäuflichen Kuren 24, 41, 347, 
348, 585. 

Auflöfung der G. 269, 279— 
287. Umwandlung der ©. in eine 
Aftiengejellichaft 349. ©. alten 
R. kann durch Vertrag nicht er: 
richtet werden 350, 

Umwandlung der ©. alten R. 
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in eine folche neuen R. 41—44, | Grenzüberfchreitung, ftrafbare 533, 


270, 271, 586592. Belhluß 
41, 42, 586, 587; Betätigung | 


536, 222. 


Grube ſ. Bergwerf. 


42, 587, 588, 589; Sicherung , Grubenbeamte j. Betriebsführer. 


der Hypothefengläubiger ıc.; Be- 
friedigung vor der Berfallzeit 43, 
587, 589; Verwandlung in Fauſt— 
pfand 44, 590; Aushändigung 
bezw. gerichtl. Aufbewahrung der 
Hurjcheine 44, 590, 591; Ber: 
fauf derf. 44, 591. Ueberſchießende 
Bruchtheile, Zwangsverfteigerung 
43, 44, 589, 
©. auch Gewerke, Gewerfenbuch, 
Gewerfenverfjammlung, Gewerk— 
Ichaftsbeichlüffe, Kur, Kuxſchein, 
Repräſentant, Grubenvorjtand. 
Gewerkichaftsbeichlüffe 20, 21, Er: 
forderniffe der Gültigkeit 20, 310, 
311, 313, 316. Stimmrecht 314; 
Ruben dei. 311, 347, Prüfung 
der Einladungen 312 u. XYegiti- 
mation 314. Bertretung abtvejen- 
der Gewerfen, juriftiicher u. bevor: 
mundeter Perfonen 314, 315, Ein- 
fache (relative) u. abjolute Stim- 
menmehrheit 21, 22, 313. Drei- 
viertelmebrheit 18, 21, 41, 313, 
317, 275, 583, 584, 586, Gtim- 
mengleichheit, Xoos 22, 314, 325. 
Ginjtimmigfeit 21, 41, 317, 583, 
Abſchließung von Verträgen durch 
Anfechtung von G. 21, 318— 


EEE 


Grubenbahn. Grubeneijenbahn. Zu— 


behör des Bergwerf3 158. Gilt 
als Gijenbahn im Sinne des Haft- 
pflichtgef. 158. Grumbdabtretung 
für 6. 25, 356, 357, 542, 552, 
625, Bergpoliz.Beauffichtigung der 
G. 498, 499. ©. auch Grundab- 
tretung, Verkehrsanſtalten. 


Grubenbild 15, 16. Begriffu. Gegen: 


ftände 226, 227. Verpflichtung 
zur Anfertigung, Nachtragung u. 
Ginreichung 226—229, Bergpoliz. 
Vorſchriften über die Nachtragung 
227, 228, Zweites Eremplar 229. 


Grubenfeld. Größe, Form, Begren- 


zung 7, 68, 124—131, Zwei 
Feldesgrößen 7, 127, 128, 617, 
637, 640, 645, 644, 645, 647, 
648, 651. Entfernung je zweier 
Begrenzungspunfte 7, 128, 130, 
Ausfälle durch Yängenfelder 129, 
136, 140. Feldeslegung über Be- 
zirksgrenzen hinaus 129, 479, 
Unzuläffige Feldesform 130, Ab- 
weichungen von der fenfrechten 
Begrenzung ſ. Längenfeld. Lage 
des Fundpunktes bezw. früheren 
Aufichluffes im Felde 7, 130, 131 


Grubenſchuld 267, 292, 293, 


322; Rechtsweg, oder jtatutarisch | Grubenvorftand. Beitellung u. Nam- 


Schiedägericht 21, 318, 322, Ges | 
genjtand des Anfechtungsrechts | 
319, 320, 322, 326, Beweisfüh- | 
rung 320—322, Aufichiebende u. | 
nicht auffchiebende Wirkung ber | 
Anfechtungsflage 21, 322—324, | 

Gewinnung, unbefugte, von Mine- 
ralien ſ. dieje. 

Gold. Wajchgold, nicht verleihbar 
in Bayern 62, 65. 

Gouvernementsgrube, niederländijche 
103. 

Gradirvorrichtungen, ala Aufberei- 
tungsanftalten 198, 199, 356. 
Graphit, nicht verleihbar in ©. 

Altenburg 65. 


haftmachung 21, 324, 325, 338. 
G. nicht zuläffig 351. Eideslei— 
tung des ©. 328, 329. Vergü— 
tung für die Mitglieder des G. 
330. Empfangnahme von Vorla- 
dungen u. Zuftellungen 23, 334, 
335, Haftbarkeit, folidarifche, der 
Mitglieder ded G. 338. Ginla- 
dung zu Sitzungen de G. 312. 
Auffichtsrath ftatt G. 325. ©. 
auch KRepräfentant. 


Grubenwaffer, nicht mehr verleihbar 


61. Benußung durch den Berg: 
werfzeigenth. 188; nach bayer. u. 
ſächſ. Bergr. 362, 363. * 


Grundabtretung 25—27. Recht des 
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Bergwerksbeſitzers auf ©. 25, 213, | 
214, 352 ff.; zur zeitweifen Be- 
nußung, nicht zu Eigenthum 353, 
Berechtigter ır Verpflichteter 354, 
364. Begriff der Nothwendigkeit 
der ©. 354, 355. Zwecke u. An- 
en welche abzutreten u. 
nicht abzutreten ift 25, 355— 358; | 
bei dem jächl. Kohlenbergbau 551, 
552, Unzuläſſigkeit anderweitiger 
Benußung 358, 359, Gegenftände 
der Abtretung 359; Mitbenugung 
der Privatjlüffe 359—362, 506; | 
j. auch Grubenbahnen, Wafjerlauf, 
Zubruchebauen. Befreiung don der 
Abtretungsverbindlichkeit 25, 363, 
364, 








Gegenleiftungen des Bergwerks— 
beſitzers bei der G.: volljtändige 
Entſchädigung, Rückgabe nach be— 
endigter Benutzung 25, 364, 365; 
Erjat de3 Minderwerthes 25, 366, 
368; Sicherheitäbeftellung 25, 366, 
367; Zwangserwerb des Eigen: 
thums 25, 26, 367—371, 

Außer Anjchlag zu laſſende 
MWerthserhöhungen 26, 371. Bor: 
faufsrecht des Grundeigenthümers 
26, 371—374, 79, Berfahren ſ. 
Enteignungsverfahren. | 

Die Gebrauchs: u. Nubunga- 
rechte des Bergwerksbeſitzers be- 
dürfen der Eintragung nicht 167, 
168; Uebergang diejer Lajten auf 
den Griteher 169, 177. Grund— 
abtr. vor Erlaß des Bergg. 45, 
592, 593. 

Grundbefiger ſ. Grundabtretung, 
Grundentichädigung. 

Grundbuch, beim Bergwerfgeigen- 
thum 162—174, 606, 640, 652. 
Neuordnung des ©. in den heſſi— 
jchen Landestheil. 163, 171, 172, | 
624; im Bereiche des rhein. R. 
163, 172—174. Stempel in Grund» 
buchſachen 171. ©. in Frankfurt 
637, 640. ©. in Naffau ſ. Berg- 
gegenbuch. 

Grundbuchblatt, für Bergwerfe u. 
Kohlenabbau:Gerechtigfeiten 170, | 
für unbewegliche Kuxe 170, 171; | 
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für Gewerfichaften neuen Rechts 
291. 


Grundbuchordnung 169 ff. 

Grundeigenthümer. Finderrecht 7, 
122. ©. auch Grundabtretung, 
Grundentichädigung, Kohlenab— 
bau-Gerechtigfeiten. 

Grundentſchädigung,  bergrechtliche 
27, 28, 352, 385—418; Bejchä- 
digung des Grundeigenthums u. 
der Zubehörungen 27, 385, 389, 
390; Berpflichtungsgrund 388, 
389; Urſachen des Bergichadeng 
390, 391; VBorhandenfein wirkli- 
chen Schadens 391; urſachlicher 
Zujammenhang 392. 

Berechtigter 392—394; Ver: 
pflichteter 394— 396 ; mehrere Be- 
Ichädiger 27, 407—409, Schürfer 
u. Muther 28, 78, 114, 418. 
Nur Anſpruch auf Schadenserjaß 
396, Begriff der vollitändigen 
Entjchädigung 396, 397; Art der. 
397; MWiederherftellung des frü- 
beren Zustandes 397— 400; Ent- 
Ihädigung in Gelde 400—404; 
Erſatz des vollen Werthes 401, 
des Minderwerthes 401—403 
415; Berzinfung 404. Prozep- 
toften 406, 407, 

Ausschließung der Entſchädi— 
gungsverbindl. in Folge Verſchul— 
dens des Grundbejiger 27, 409— 
415. Berjährung de Schadens: 
erſatzanſpruchs 28, 415—418, 
Geltendmachung der Bergichäden 
ſ. Rechtsweg, Schiedsgericht, Ber: 
lochiteinung. 

Grund oder Erbkux ſ. Freikure. 

Grundrechtsentſchädigung, Grund: 
rente, linksrheiniſche. Aufhebung 
578, 579 

Grundichuld 168, 169; bei der Kon— 
jolidation 152, 

Gutachter ſ. Sachverftändige. 





Kaftpflicht, des Bergwerksbeſitzers 
aus Bergichäden ſ. Grundentjchä 
digung. H. bei Unfällen auf Gru— 
benbahnen 158. 9. bei der Un- 
fallverficherung 461. 
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Halden, alte, nicht verleihbar 61; | Inbetriebſetzung ſ. Betrieb. 
find fein Zubehör 158. Ausbeu- Inland. Reichsgebiet ala J. 313, 
tung der. 187, 188. 9. vom 325, 350. 
Hütten u. Wajchbetriebe 188. Anfinuation ſ. Zuftellung. 


Handelageichäft 188, 189. Anvalidenunterftüßungen. Herabſe— 

Heilquellen ſ. Mineralquellen. Bung 448, 449. 

Hinterlegung, von Grundentſchädi- Jugendliche Arbeiter. Beichäftigung 
gungen 384; von SKautionen j. beim Bergbau 247—257. Ar— 
Sicherheitsleiftung. beitäfarten 250, 251, Anderweite 

Hofräume, eingefriedigte, ſ. Schürf: Regelung der Arbeitszeit 252, 253, 
erlaubniß, Grundabtretung. Erleichterung der Beichäftigung auf 

Hoheitsrechte des Staates bezüglid) Steinkohlenbergw. 254. Strafbe- 
des Bergbaues 51 ff. ftimmungen 255—257. 


Hülfebau 14. Begriff, Zwed 208, | Junge Leute ſ. jugendliche Arbeiter. 
209. Zubehör des Bergwerks 14, Juriſtiſche Perfonen. Jur. Perfön: 
158, 209, 211. 9. bei ſächſ. lichkeit der Gewerfichaft neuen 
Kohlenabbau:Gerechtigkeiten 542, Rechts 266, 272, 582, der Knapp— 
550, 5. bedarf feiner Konzeſſion ichaftövereine 30, 442, der Kran— 
211. 9. im fremden Yelde, Zu— fenfaffen in Naffau 617, 620, der 
läffigfeit 14, 210, 211; Entjchä- Bergbauhülfstaflen 594. ©. auch 
digungspflicht 14, 212, 213; Her: Ausländer, Gewerkſchaftsbeſchlüſſe. 
ausgabe mitgervonnener Minera— 
lien 14, 213. ©. bedarf der Ein- | Haduzirung, von Kuren, aufgehoben 


tragung nicht 163, 164, 211, 212; 341, 585, 
Uebergang der dinglichen Laft auf auf | Kalifabrifen, gewerbepoliz. Genehmi- 
den Griteher 177. gung 198. 


Hüttenarbeiter, gehören nicht zu den | Kaution ſ. Sicherheitzleiftung. 
Bergarbeitern 236. Berhältniß | Kinder j. jugendliche Arbeiter. 
zum Knappſchaftsvereine 30, 443, | Kirchen- u. Echulfure ſ. Freikure. 
zur Kranken- u. Unfallverfiches | lage, gerichtliche j. Rechtsweg. 
rung 451, 457. Knappichaftsältejte, Rechte u. Pflich- 
Hüttentverke, unter ber Gewerbeordn. ten 32, 33, 470, 471, 462, 
61. Refjortverhältniffe 476, 638, | Knappfchaftsbeamte 472. 
641, Berhältniß zum Knapp- | Knappichaftsbeiträge |. Knappfchafts- 
fchaftövereine 30, 443, zur Kran— vereine. 
fen- u. Unfallverficherung 451, Knappſchafts = Berufsgenoffenichaft 
457. Gewerbeiteuer von H. Auf: 439, 462—464, Berhältniß der 
hebung älterer Abgaben 600, 603, Knappichaftsvereine zu den Be: 
604, rufsgenofienjchaften 463, 464. Er- 
laß von Unfallverhütungsvorfchrif: 
ten und Anhörung über Bergpo- 
lizeivorjchriften 509, 510. 
Knappſchaftskaſſen = Knappſchafts⸗ 
vereine. 
Knappſchaftsverbände, freiwillige 
8, 439, 


Hypothek, auf unbewegl. Kure ſ. Kur. 

Hypothekenbuch j. Grundbud). 

Hypothefengläubiger ſ. Konjolida- 
tion, Feldestheilung, Bergwerks— 
eigenthum (Aufhebung), Gewerk— 
ſchaft (Umwandlungſ. ©. bei 
zwangsweiſ. Grundabtretung 365, 
bei Grundentſchädigung 393. 


438, 
Knappichaftvereine 30—33, 436 ff. 
Hypothekenkommiſſion ſ. Berg=HYypo= 


Bedeutung u. Entwickelung 436 — 





— — — — —ñ —ñ — — —ñ— — — —ñ — — — —ñ nn 


thekenkomm. 440. Zwangskaſſen mit Korpora— 
Hypothekenregiſter, rheiniſche 12, 173, tionsrechten 442 u. Kaſſenzwang 
176, 610, 444, 445. Dazu gehörige Betriebe 
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30, 440, 442, 444. Ausfcheiden 
von Hüttenwerken ıc. 30, 443, 
Gründung neuer K. 444, Statu- 
ten, Aufitellung, Bejtätigung 31, 
446, 447; Abänderung der Sta— 
tuten 31, 447, Berjchmelzung von 
8.447. Gegenjeitigfeitsverhältnig 


445. 

Verhältniß der K. zur Reich?» 
Krankenverficherung 450 —457 u. 
zur Reich3-Unfallverficherung 457 
—464, Leiſtungen der K. 31, 
450—464, Krankenunterſtützung 
450 ff., freie Kur u. Arznei, 
Krankengeld 454. Begräbnißbei- 
bülfe, Sterbegeld 450 ff. 464, j. auch 
Krankenkaſſen. Invaliden-, Witt: 
wen: und Wailenunterftügungen 
456 ff., 465; Herabſetzung berf. 
448, 449. DBerbot der Uebertra- 
gung, Beichlagnahme, Pfändung 
der Anjprühe an den Knapp— 
ichaftsverein 32, 466. 

Beiträge der Mitglieder u. der 
Mertöbefiter 32, 466, 467; jon- 
ftige Pflichten der leßteren 32, 468, 
469. Beitreibung der Beiträge 32, 
469, Vorrecht der K. wegen der 


Beiträge 178, 179, 180, 183, | 


467, 468. Zufällige Einnahmen 
der K., Erbichaftsanfälle 467; 
Horderungen u. Gelditrafen auf 
Grund der Gewerbeordn. 245, 246, 
256, 257, 617, 620. 

Berwaltung ber K. 32, 33, 470 
—474; Rechnungslegung 33, 472, 
Aufficht der Bergbehörde 33, 472 
—474. 


Allgem. K.V. Naffau617, 619, 
620. Allgem. K.«V. Walde 651. 
Knappichaftsvoritand 32, 33, 470— 
472. Wahl, Geſchäftskreis 471; 
Rechnungslegung 472; Stellung 
zur Auffichtsbehörde 471—474; 
Beichwerden 473, 474, 
Koalitionsrecht 260, 594, 
Kohlenabbau-Gerechtigkeiten, ſächſi— 
iche. Rechtäverhältnifle 539— 554. 
Errichtung jelbititändiger K.G. 
540, 545, 546. Im bürgerlichen 
Verkehr dem Bergwerkseigenthum 
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gleichgejtellt 540, 547. Führung 
des Grundbuchs über dief. 540, 
541, 547—549, 163 ff. ©. aud) 
Kohlenbergbau. 

Kohlenbergbau, ſächſiſcher 539 — 554; 
j. auch Kohlenabbau-Gerechtigfei- 
ten. Verfügungsrecht de Grund: 
eigenthümers 540, 545. Anwen- 
dung berggefeßl. un 542, 
549—554; Hülfsbaurecht 542, 
550; bejchränftes Enteignungsrecht 
551, 552, j. auch Grundabtretung. 
Die Mitbetheiligten find Mitei- 
genthümer, nicht Gewerkichaft 553. 
Verpflichtung zur Repräfentanten- 
beftellung 552, 553, 554. 

Koksanſtalten, bei Errichtung am 
Gewinnungsorte Recht auf Grund: 
abtretung 356 u. Gewerbejteuer- 
freiheit 197, Bei Errichtung au- 
Berhalb des Gew. gewerbepolizeil. 
Genehmigung erforderlich 196. 

Kompetenztonflift 488. 

Konflift, bei gerichtl. Verfolgung 
eines Beamten 488, 

Konkurs 12, 183, 618, 621, 640, 
645, Rangordnung der Gläubiger 
12, 183, 608, 618, 621; Bor: 
recht der Rüdjtände an Lohn und 
anderen Bezügen der Bergarbeiter 
j. Arbeitslohn. Gewerkſch. Bei- 
träge als Kommunkoſten (Maffe: 
fojten) 298, 347, Kein Abjonde- 
rungsrecht der Gewerkſch. 347. 

Konjolidation 10—12, Stellung im 
Syitem 68, Erforderniffe, Recht3- 
wirfungen 10, 11, 147, 148. 
Kon). Akt, Beglaubigung 10, 148. 
Konſ.Beſchluß einer Gewerkichaft 
148, 317. Konf.:Riß 10, 110,148. 
Wahrung der Rechte der Hypothe— 
fengläubiger u. anderer Realberech- 
tigten 10, 11, 148—154, Ber: 
ichiedenes Verfahren in den beiden 
Fällen der Belaftung 149, 152. 
Gerichtl. Geltendmachung des Ein- 
ſpruchsrechts 11,152, 153; Befrie- 
digung vor ber Berfallzeit 11, 153; 
Uebergang der Realrechte auf dag 
fon. Werk 11, 154. Beitätigung 
der 8. 11, 147, 154; Verſagung 
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derj. 11, 154, 155; rechtl. Wir- 
fung der. 155, 163. Eintragung 
der K. in dag Grundbuch 155, 
156. Stempel 156. Miederausfcei- 
den eines Felde aus der K. 159, 

Konventionaljtrafen, in der Arbeits: 
ordnung 237. 

Konzeifion, gewerbepoliz. Genehmi- 
gung 195, 196 ff. ©. aud) Feld- 
meſſer, Markicheider. 

Korporationen ſ. juriftifche Perſonen. 

Koften in Schürffachen 80, in Mus 
thungs⸗ u. Verleihungsjachen 10, 
104, 133, 138, 144; bei Beftel- 
lung interimift. Repräjentanten 
339, 340; in Enteignungsjachen 
27, 384; in Bergſchädenprozeſſen 
406, 407; bei Aufhebung des 
Bergwerkseigenth. 30, 436; bei 
Ausführung bergpoliz. Anordn. 36, 
515, bei Umwandlung von Ge 
werfichaften alten R. 44, 588. 
©. auch Verwaltungszwangsver— 
fahren. 

Koſtenvorſchuß, in Muthungsſachen 
103, 104; bei Berufung einer 
Gewer enverfamml. 334, 

Krankenkaffen. Abzweigung don den 
Stnappichaftsvereinen, fakultative 
31, 32, 465, obligatorijche 466, 
617, 619. Beauffichtigung buch 
den den Knappichaftsvoritand 32, 466, 
620, Leiftungen der K. 31, 450 ff. 
Anſprüche der Berechtigten, nicht | 
übertragbar ıc. 32, 466. Bei: 


trag3pflicht der Mitglieder u. der | 
Merkäbefiter 466, 467. Vorrecht | Kurichein. Ausfertigung 19, 


der K. bei Ziwangsvollitredung 
in unbewegl. Bergwerfgeigenth. 
178, 
bewegl. Vermögen im Konkurſe 
u. außerhalb dei. 183, 468, 


rn — — — 


| 
| 





| 
| 


179, 180, 467, 468, bei | 
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296, 42, 586, 588. Nebertragung 
von K. (Geffion), jchriftliche Form 
19, 20, 301, 302. Gewerkenbuch, 
Umjchreibung in demf. 19, 20, 
299, 300, 303, 304. Haftung 
des Veräußerers für Beitragsrüd- 
jtände 20, 304, 306, 307. Ber: 
pfändung, jchriftliche Yorm 20, 
307. Zwangsvollſtreckung durch 
Pfändung des Kurjcheines 20, 24, 
308, 309, 345; fein Vorzugsrecht 
der Gewerkichaft auf Befriedigung 
309, 345, 346. Nicht begebene u. 
unverfäuflide K. Ruhen des 
Stimmrechts 311, 347, 348. Ver: 
zit auf K. 24, 348. 

K. alten Rechts: rechtl. Natur, 
Zahl, beſchränkte Theilbarkeit, 41, 
295, 682, 583, Eintragung in das 
Grundbuch (Berggegenbuch) 41, 
163 ff., 170, 171, 621, Beräu- 
Berung u. Verpfändung 41, 583, 
584, 317. Auflafjung 584, 165, 
301, 621. Haftung des Veräuße- 
rers für Beitragsrüdjtände 41, 
584. Zwangsvollſtreckung 41, 176 
—182, 585; fein Borzugsrecht 
der Gewerkichaft auf Befriedigung 
345, 346, 178, 179. ©. im Ue— 
brigen Kur neuen Rechts u. Mo- 
bilifirung der K. 

Derträge, ungültige, über 8. 
296, 297, 155, 161. 

©. auch Gewerke, Gewerkichaft, 

Gewerkichaftsbeichlüffe, Gewerken— 
verjammlung. 
22, 299 
300, 331. Amortifation, Aufge- 
botöverfahren 20, 309, 310. Kur: 
promefjen, Interimsſcheine 297. 
©. au Kur. 





Krankengeld, Krankenlohn f. Knapp | Lachtermaß. Umrechnung in Meter: 
128, 


ſchaftsvereine, Krankenkaſſen, Kran 
kenverſicherung, Unfallverſicherung. 


Krankenverſicherung, reichsgefetzliche 
450—457, 


Kreisſteuer, vom Bergwerfäbetriebe 
606. 


Kur, neuen Rechts: rechtl. Natur, 
Zahl, Untheilbarfeit 19, 294— 


maß 

Landmeſſer ſ. Feldmefſſer. 

Längenfeld, nicht mehr zu verleihen 
68, 125; Ausnahme bei dem Vor- 
reht aus 855 des Bergg. 125, 
190. Ausfälle dur 2. 129, 136, 
140. Vermeffung von 2. 145, 146, 
563. 8. bei der Konjolidation 


Sachregiſter. 


154. Rechtsverhältniſſe der Län— 
genfelder 563; ſ. auch Alter im 
Felde, Feldesummwandlung. Zu: 
wach® eines frei gewordenen X. 


an ein Geviertfeld 39, 563, 664 


Laesio enormis, außgejchlofjen 162. 

Lebensmittel. Anrechnung auf den 
Kohn 242, 244, 

Legitimation, des Repräjentanten 22, 
23, 326, 327, ©. auch Gruben: 
vorſtand. 





Lochſteine ſ. Verlochſteinung. 
Lokomobilen ſ. Dampfkeſſel. 
Lohn ſ. Arbeitslohn. 


Mandatsbezirk, ſächſiſcher, 
554. 


Manganerze. Erforderniß der Ver— 
leihbarfeit 62, 63 ; j. auch Eijenerze. 

Mansfeldſche Kupferſchiefer bauende 
Gewerkſchaft. Kuxeintheilung 558. 
Geiſtlicher Fünfzigfte 576, 577. 
Belteuerung 601, 

Markicheider, tonzejfionirte. Prüfung, ! 
Konzeſſionirung, Gejchäftsführung | 
34, 483—485, Anfertigung don 
Situationgriffen für Muthungen, | 
Feldesumwandlungen, Konfolida= 
tionen, Feldestheilung u. Feldes— 
austauj 6, 10, 12, 106, 107, 
184, 161, 559; von Grubenbil- 
dern 227, 229. Bornahme von 
en 10, 145. Ge— 


bübren 485. 

ne... Strafbare Weg- 
nahme ıc. 

Maße, bei den J—— Me— 
termaß 126, 128, 

Mapftäbe, ber Situationsriſſe für 


Muthungen u. Feldesumwandl. 
6, 109, 110; für Konfolidat. 110, 


ih 


539 — 


Maß- u. Gewichtsordnung 128, 

Metermaß, ftatt Yachtermaß 128. 

Mineralien, verleihbare; rechtliche 
Natur 54 ff. Aufzählung der. 3, 
57 ff., 65; nach dem Bergg. nicht 
mehr verleihbare 58, 565; parti- 
fularr. verleihbare u. nicht ver— 
leihbare M. 37, 60, 537, 538, 
539 ff., 617, 619, 625, 628, 638, 
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642, 648, 650, 651. M. ver: 
laffener Bergw.u. alter Halden 61. 
Verfügung über die vom Schürfer 
u. Muther gewonnenen M. 81, 
114, Mitgewinnung zujammen 
borfommender M. 192—194, 
Beim Hülfebau mitgewonnene M. 
213, Beſtrafung unbefugter Ge- 
winnung 2. von M. 533—536, 


Mineralquellen, gemeinnüßige. Berg: 
polizeilicher Schuß, Schußbezirke 
72—74, 505. 

Mineralvorkommen, eines verlaffenen 
Bergwerks ſ. Muthung. 

Mitbaurecht, provinzielles. Aufhe— 
bung 40, 579, 580, 

Mitbetheiligte, eines Bergwerks ſ. 
Gewertichaft. 

M., welche keine Gewerkichaft 
bilden 24, 25, 44, 348—351, 
592; bei dem jächl. Kohlenberg— 
bau 542, 553. Givilrechtl. Haft: 
barkeit 293. Verpflichtung zur 
Repräfentantenbeftellung; Boll: 
macht 25, 44, 350, 553, 554. 
Beſtellung eines Repräf. durch die 
Bergbehörde 351, 

M. linksrhein. Bergwerke, An- 
nahme der gewerkich. Verfaſſung 
592; Umwandlung in eine Aftien- 
gel. 592, 

Mitgewinnung, fremder Mineralien 
. diefe. 

Mobiliareretution, in Antheile einer 
Bohrgejellichaft 70, 

Mobilifirung der Kuxe 262, 266, 
267, 270, 586 ff., ſ. auch Ge- 
werkichaft. 

Monat, Berechnung 593. 

Montanftatiftit ſ. Statiftif. 

Mühlfteinbrüche, linksrh., Rechtsver- 
bältniffe 38, 554. 

Muthung 5—7, 5—7, 82—114. Formelle 
Grforberniffe 5, 88—92; Perſon 
des Muthers 91, 92; , 92; materielle 
Erf. 5, 6, 2105; blinde M. 
98; ſ. auch Fund, Fündigkeit, na- 
türliche Ablagerung. Annahme 
der M. durch die Revierb. 85. 
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Verfahren bei Annahme, prototoll. | 
Aufnahme u. Präfentation der M. | 
86—88; telegr. M. 88. Stempel | 


Sadıregifter. 


fremden Grundftüden, ſ. Grund: 
abtretung. 


87, 88, Koftenvorichuß 103, 104, ; Oberbergämter. Provinzialbehörden 


144. M. des Mineralvorf. eines 
verlaffenen Bergwerks 90, 105, 106. 

Feldeslegung 6, 111; Abände- 
rung derj. 6, 112. Schließung 
des Feldes 6, 112, 113, 142, 
Berfuchsarbeiten des Muthers 6, 
114. Rechtsanſpruch des Muthers 
7, 115, 116; Klagbarkeit gegen 
Dritte, nicht gegen den Staat 7, 
116, 117. Friften zur Klage 8, 
9, 117. Dinglicher Gerichtsjtand 
117, 118. 

Vorrecht des jüngeren Muthers 
ala Finder 7, 121, ſ. auch Yin- 
derrecht. Worrecht des Alters 7, 
124, Muthungen von gleichem 
Alter 124. Vorrecht des Berg— 
werkseigenthümers zum Muthen 
13, 184, 189—192, Erlöſchen 
älterer Muthungsrechte 39, 564, 
565. 


Muthungs-Situationsriß, zugleich 
Verleihungsriß 6, 106, 139, An: 
fertigung 6, 106, 107, Gemein- 
ichaftlicher M. 107. Erforderniffe 
dee M. 6, 107—109, Maßſtäbe 
109, Einreichung; Friſt hierzu 
6, 110, 111, Zwei Exemplare 


6, 111. 

Muthungs-Ueberfichtsfarte 6, 103, 
114, Beweiskraft, Deffentlichkeit 
derj. 6, 114. 


Nachtarbeit. Verbot 249, 253, 254, 
5 


258, 

Nachtragung, der Grubenbilder ſ. 
diefe. 

Natürliche Ablagerung der Minera- 
lien. Begriff 94. Erforderniß der 
Fündigfeit und Muthung 6, 61, 
83, 93—98. Ungenügender Nach— 
weiß 94—97. 

Neunte, halbe Neunte, des Erbitöll- 
uers 570, 602, 603. 





Nießbrauch, an Bergwerken u. Berg- | 


werfsantheilen 175. 
Nutzungs- u. Gebrauchsrechte, 


an | 


34, 477, 486. Bezirke 477, 478, 
Geſchäftskreis 483 —489, ala erfte 
u. ala Auffichts- u. Rekursinſtanz 
34, 483. Markicheiderwejen 34, 
483—485, Ausbildung für das 
Bergfah 34, 485, 486. Berg- 
fisfalifche Prozeſſe 486. Beitrei- 
bung von Bergwerfajteuern zc. 486, 
491, 492. Exekutiviſche Strafbe- 
fehle 481, 486—488, 233, 234, 
469, 473, Disciplinarverfahren 
488. Penfionirung 488. Kompe— 
tenztonflift u. Konflikt 488. Er- 
laß dv. Bergpolizeiverordn. u. berg: 
poliz. Anordnungen 35, 36, 507, 
Sll. 





Dberbergamtsmarkicheider 485. ©. 
auch Bergbeamte. 

Oberheſſen j. Grundbud). 

Deffentliche Berkehrsanitalten, ſ. Ver: 
kehrsanſt. 

Ortspolizeibehörden ſ. Abkehrſchein, 
Arbeitskarten, Bauerlaubniß, Feld— 
u. Forſtpolizei, Waſſerpolizei, Un— 
glücksfälle und Unfallverſicherung. 
Verhalten der O. in Fällen der 
Gefahr auf Bergwerken 512, 


Pacht ſ. Verpachtung. 

Pächter, eines Bergwerks ſ. Berg- 
werksbeſitzer. P. eines Grundſtücks, 
zur Abtretung verpflichtet 354. 
Entſchädigungsanſpruch des P. bei 
Bergichäden 393, 

Parkanlagen, find nicht Gärten im 
Sinne des Bergg. 76. 

Pertinenz ſ. Zubehörungen. 

Pfandreht ſ. Bergwerkseigenthum, 
Gewerlichaft, Kur. Kein Pf. der 
Gewerkichaft wegen der Beitrags: 
rüditände 345, 346, 

Phosphorit. Verfügungsrecht 
Grundeigenthümers 59, 

Polizei ſ. Bergpolizei, Ort3polizei- 
behörden. 

Poft. Buftellungen 312, 618, 623, 


des 
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624, 638,641, 643, 646. Zahlung 
von Unfallenticgädigungen 460, 
Preßſteinfabriken ſ. Briquettesfa- 

briken. 

Privatbergregal 46, 47, 57, 610— 
613, Erwerbungen des B. jeitens 
des Staated 611. Noch beitehende 
Privatregal- ı verwandte Rechte 
611—613. Umfang u. Inhalt 
613, 614, Bergbehörden der Pri- 
vat = Regalinhaber; Staatzauf- 
fichtöbehörden 614. Annahme der 
Muthungen 86, 

Privatflüffe. Mitbenugung zur Ab- 
leitung von Grubenwaflern 359— 
361, GEnteignungsverfahren 361, 
362, Erſitzung des Zuleitungs— 
rechts 362. Gemeinjchädliche Ver- 
unreinigungen, Verfahren 505, 
506. 





Privatregalbezirke j. Privatbergregat. 

Privatzehntrechte 611, 612; bedürfen 
der Eintragung nicht 165. ©. auch 
Bergwerkzabgaben. 

Privilegien des rheinischen Rechts 
148 ff, 160, 172, 586 ff. 

Produftenauffeher, vereidigte 604, 

Prozeß ſ. Rechtsweg. 


Duadratlachter. Umrechnung derf. in 
Quadratmeter. 

Quellen, ſ. Mineralquellen, Sool- 
quellen. 


der Gläubiger, ſ. 
Konkurs, Zwangs- 


Rangordnung 
Arbeitslohn, 
volljtredung. 

Rajfeneifenerze, nicht verleihbar 3, 
58, 62; verleihbar in Bayern u. 
Heilen 65. 

Realberechtigte ſ. Hypothekengläu— 
biger. 

Rechnungslegung ſ. Repräſentant, 
Knappſchaftsvereine. 

Rechtsbeiſtand, in Enteignungsſachen 
377, 378, 

Rechtsweg, in Schürfiachen 76, 78, 
79, 80; in Muthungs- und Ver— 
leihungsjachen 115, 132, 134— 
143; wegen SKojtenvorlagen in 
Muthungsfachen 133; über ftrei- 
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tige Treldestheile 144; wegen des 
Antheilaverhältniffes bei der Kon— 
jolidation 150, 152; wegen Her: 
ausgabe mitgerwonnener Minera- 
lien 195; gegen Gewerfichaftsbe- 
ichlüffe 318—324; wegen Zah 
lung von Beiträgen 341, 342; 
wegen Benubung von Privatflüffen 
360, 361; wegen eigenmächtiger 
Belignahme von Grund u. Boden 
376; in Enteignungsjachen 381, 
382, 385; in Grundentichädi- 
gungsjachen 404, 406, 409; bei 
Entichädigungen ſeitens Öffentl. 
Verkehrsanſtalten 427; bei Ent- 
ziehung des Bergwerkseigenthums 
430, 432; in Knappſchaftsſachen 
447, 469, 474; bei bergpolizeil. 
Verfügungen 509; bei Unglüds- 
fällen 520; bei ei Beftrafung berg- 
poliz. Mebertretungen 524, 525. 
Regulativbezirk, ———— 539 —554. 
Regulative, der Schiedsgerichte für 
Bergſchäden 387. 
Regulirungskommiſſionen für Berg— 
ſchäden ſ. Schiedsgerichte. 
Reichsverſicherunggamt 460, 461. 
Refurs, gegen Verfügungen u. Be- 
Ichlüffe 34, 35, 489, 490. Frift, 
Verfahren 34, 35, 489, 490, 380. 
Auffchiebende, nicht aufſch. Wir- 
fung, 36, 490, 514. R. in Schürf- 
fachen 79; in Muthungs- u. Ver: 
leihungsſachen 137; in Knapp— 
ihaftsjachen 474; in Enteignung3- 
jachen 27, 380, 381, 
Repräfentant. Berpflichtung zur Bes 
ftellung u. Namhaftmachung 21, 
24, 25, 44, 324, 325, 338, 350, 
542, 553, 592. Befähigung zum 
R. 324, 325, 542, MWahlver- 
fahren bei de der Gewerkichaft 22, 
325-327, Legitimation ; Einficht 
der Wahlverhandlungen 22, 326, 
327. 


Befugniffe u. Verpflichtungen 
des R. 22—24, 25, 44, 327 — 
335, 340, 351, 542, 553, 554, 
592, General- u. Spezialvoll- 
macht 22, 327, 330, 331 Be 
ichränfte gejegliche Vollmacht 25, 
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44, 327, 350, 542, 592. €r- 
weiterung u. Beichränfung der 
Vollmacht durch die Gewerkichaft 
22, 23, 329, 330, 335, 236. 
Prozeßvollmacht, Eidesleiftung 22, 
328, Intereſſent bei der Zwangs— 
volljtrefung 178, 328. Aufrecht— 
erhaltung älterer Vollmachten für 
R. 41, 585. Gtellvertretung des 
R. 329. Sorge für die Geſchäfts— 
bücher 22, 331, ſ. auch Gewerfen- 
buch, Kuxſcheine. Einfichtnahme 
der Bücher 331, 332, Berufung 
der Gewerfenverj. 312, 332, 333, 
Rechnungslegung 332, 333, Em: 
pfangnahme von Vorladungen u. 
Zuftellungen 23, 25, 44, 334, 
335, 543, 553, 592, Gtimmredt 
des R. ala Mitglied der Gewerf- 
ihaft 315, 333. 

Berechtigung u. Verpflichtung 
der Gewerkichaft durch den R. 23, 
336, 337. Haftbarkeit des N. 
Dritten u. der Gewerfich. gegenüber 
23, 337, 338. Widerruf u. Kün— 


digung der Bollmacht des R. 341. | 
Beitellung eines R. durch die | 


Bergbehörde (interimiftifcher R.) 
23, 25, 44, 542, 338—340, 351. 
Vollmacht 23, 340, 542. Ent- 
ichädigung defl. 23, 239, 340, 542. 
Rejervation ſ. Feldesreſervation. 
Revierbeamte, Bergrevierbeamte 34, 
477, Bergreviere 34, 479, Zus 
ftändigfeit der R. ala erfte In: 
ftanz u. als oberbergamtl. Kom— 
mifjare 34, 479, 480. Dienftan- | 
weilungen 480, 481. Ausübung 
der Bergpolizei 34, 35, 36, 481, 
- 511, 513, 514, Gejchäfte in Un- 


fallſachen 482. Beirath beim 
rechtärh. Steinbruchäbetriebe 482. 


R. ala Hülfsbeamte der Staats: | 


| 


anwaltichaft 481, 482, 519. ©. 
auch Bergbeamte, 
Röftöfen. Gewerbepolizeil. Genehmi- 


gung ſtets erforderlich 196; haben | 


fein Enteignungsarecht 196; ftehen | 
aber, wenn fie Betriebsanlagen | 
eines Bergwerfs find, unter der | 


Bergpolizei 196, 197, 497. 
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Sachverftändige, beim Fundesnach— 
weile 99, 100, bei Grundabtre- 
tung 378, in Bergichädenprozeffen 
406. ©. auch Gebührenordnung. 

Salinen. Bedürfen feiner gewerbe- 
poliz. Genehmigung 198; unter- 
liegen nur beftimmten Vorjchriften 
des Bergg. 198, 219, 236; Ent- 
eignungsrecht für Coolleitungen, 
Soolbehälter u. Gradireinrichtun— 
gen 25, 198, 356. Snappichafts- 
zwang 30, 31, 440; Kranken- u 
Unfallverficherung 451, 457; berg- 
polizeiliche Auffiht 35, 499. 
Bergpolizeiverordn. für die ©. 
499, Ausgenommen hiervon die 
hannoverſchen Salinen 625, 628. 

Calinenarbeiter ſ. Salinen. 

Salzabgabe, Salzjteuer, 67, 187. 

Salzhandeldmonopol, aufgehoben 66, 

Schadenserſatz, für Bergichäden ſ. 
Grundentihädigung. Sc. bei Be- 
triebsunfällen [.Unfallverficherung. 

Schmalkalden, Herrihaft. Aufgeho- 
bene Abgaben 638, 643. ©. aud) 
Schwerjpath. 

Schiedögerichte, ftatutarifche, bei Ge- 
werkichaftsbeichlüffen 21, 318, 
322, Sch. zur Regulirung der 
Bergichäden 386—388, Regula: 
tive; Zuftändigfeit diefer Sch. 387, 
404—406, 409, bei der 
Unfallverficherung 460. 

 Schlagwetter-Kommilfion, preußifche 
510, 





Schürfen 3, 68, 69; gehört zum 
Bergweſen, nicht zu zum Bergwerfs- 
betrieb 70, Schürffreiheit, Be— 
ichränfungen derſ., Schürfverbote 
4, 70—76, 645, 647; Bejtrafung 
76, 81; Rechtsweg 76, 78. 

Freie Konkurrenz ‚beim Sch. 3, 
70; ausſchließliche Schürfberech— 
figungen beftehen nicht mehr 70, 
629, 640, Sch. im Felde fremder 
Pergiverte:; Entſchädigung, Sicher: 
heitsleiſtung 4, 5, 80, 81. Beim 
Sch. gewonnene Mineralien 5, 81, 
Polizeiliche Beauffichtigung der 
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Schürfarbeiten 499, 500. ©. aud) | 


Schürferlaubniß, Bohrgejellichaft. 

Schürferlaubniß, des Grunbbefiper | 
4, 69, 77; Inhalt derf. 78. Aus: | 
drüdliche Einwilligung zum Schür- 
fen an gewifjen Dertlichkeiten 4, 
71, 75, 76. 

Amtliche Schürfermäcdhtigung 4, 
69, 79, 81; Rekurs u. Rechtöweg 
biergegen 4, 79; Stempel u. Koſten 
80, 81. Bolljtrefung der Schürf- 
ermächtigung 80, Entſchädigung 
des Grundbefitzers, Sicherheits- 
leiſtung 4, 78, 80; Zwangserwerb 
des Eigenthums 4, 78, 368; Vor: 
faufsrecht des Grundeigentb. 4, 79. 

Schürffeld, nach ſächſ. Recht 7O. 

Schürffchein, aufgehoben 69, 79, 

Schußbezirke, für Mineralquellen 
72—74, Öffentliche Brunnen 75, 
Waflerverforgungsanftalten 75. 

Schwefelfies. Berleihbarkeit 63, 89. 

Schwerſpath, verleihbar in Herrichaft 
Schmalfalden 60, 638, 642. 

Sicherheitsleijtung, ſeitens des Schür- 
fer? 4, 5, 78, 80; jeiten® des 
Bergwerksbeſitzers wegen Werthö- 
derminderung des abgetretenen 
Grundftüds 25, 366, 367, 379, 
381, 382, 384. Sein Anſpruch 
auf ©. bei Bergichäden 396. 

Sicherheitäpfeiler, ift fein Hülfsbau 
210, 213; begründet feinen Ent- 
ihädigungsanfpruch 213, 390, 

Situationsriß ſ. Muthungs- Situa— 
tionsriß, Markſcheider. 

Sonntagsarbeiten 258—260, 

Soolleitungen, Soolbehälter, Enteig— 
nungsrecht für dieſ. 25, 198, 356; 
nicht in Hannover 625, 628. ©. 
auch Salinen, 

Soolquellen, verleihbar 3,59, 60, 64, 
65, 537; Mindeftgehalt an Chlor: 
natrium 64, 97; partitularr. nicht 
verleihbar 60, 625, 628; desgl. 
nicht in Pyrmont 60, 648, 651 
u. Anhalt 66. Recht des Fiskus 


auf einzelne ©. 66. Borrecht zum | 


Muthen auf Steinfalz 190. 
Sporteln j. Gebühren. 
Sprengjtoffe. Vorjchriften gegen den 
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verbrecherifchen u. reg 
chen Gebrauch 527—532. Berg- 
polizeiliche Vorjchriften 532. 
Staat3anwaltichaft. Revierbeamte 
ala Hülfsbeamte 481, 482, 
Staatäbergbau 3, 6 Reſervirtes 
Feld am Oberharz 626, 634, 635. 
Gejammtbergbau in der Graffchaft 
Schaumburg 638, 642, 
Staat3monopol, zur Salzgewinnung 
u. zum Galzhandel, aufgehoben 
59, 66, 67. 
Standesheren j. Privatbergregal. 
Statijtif des Bergwerks- u. Hütten- 
betriebe® 16, 234; der Knapp— 
ichaftsvereine 33, 234, 473. 
Statut. Gewerkichaft, Knappichafts- 
vereine, Knappſchafts-Berufsge— 
nofjenschaft, Bergbauhülfskaffen. 
Stauanlagen, für Wafjertriebwerfe, 
gewerbegejel. Genehmigung 200, 
Steiger ſ. Betriebsführer. 
Steinbruchäbetrieb, rechtärh., ort3- 
polizeil. Beauffichtigung 482, 500, 
j. auch Revierbeamte. Linksrh. 
St., bergpolizeil. Beauffichtigung 
38, 554; Knappichaftszwang 38, 
554, 440, Sämmtlicher St. un- 
terliegt der Kranken u. Unfall- 
verficherung 451, 457. Stein— 
bruch3:Berufsgenofjenjchaft 462. 
Steinfohlen, im bergrechtl. Sinne 
65, St. partifularr. nicht verleih- 
bar 60, 539 ff., desgl. nicht im 
K. Sadjen u. in ©.-Altenburg 


65, 544. 

Steinfohlenbergbau, ſächſ. ſ. Kohlen- 
abbau-Gerechtigkeiten, Kohlenberg- 
bau. ©t. des Grundeigenth. im 
Fürſtenthum Galenberg 625, 630 
St. in der Grafſchaft Schaum: 
burg 638, 642, 

Steinjalz, verleihbar 3, 59, 60, 537; 
partifularr. nicht verleihbar 60, 
625, 628; desgl. nicht in Anhalt 
66. Recht zur Mitgewinnung der 
Abraumjalze 64, 186, 537. Bor- 
recht zum Muthen auf Coolquel- 
len 190, ©. auch Soolquellen. 

Stempel. Gejeßgebung 491. VBerwen- 
bung bezw. Befreiung von St. in 
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Schürfjachen 80; bei Muthungen 
85, 86; zu Verleihungsurf. 140; 
zu Beftätigungsurf. bei Ko nfoli- 
dation, Feldestheilung, Feldes⸗ 
austaufch 156, 161; in Grund: 
buchjachen 171, bei Verpachtung 
von Bergw. 175. Auflaffungzjft. bei 
Veräußerung von Bergwerkäeigenth. 
291. Ausfertigungsſt. bei Vorla— 
dungen 334 Vertragsſtempel, bei 
Umwandlung einer Gewerkſchaft 
in Aktiengeſ. 349. St. in Enteig— 
nungsjachen 330, 384, 

Sterbegeld ſ. Begräbnißkoften. 

Steuer, vom inländijchen Salz 67, 
187. ©. auch Bergwerfsabgaben. 

Stollenhieb 569, 570, 

Strafbefehle, erefutivijche, der Ober: 
bergämter 481, 486—488; in 
Knappichaftsjachen 469, 473; bei 
bergpoliz. Anordn. 487, 515, 522. 

Strafen, wegen Herftellung fünjtli- 
cher Funde 105; wegen recht3- 
widriger Wegnahme zc. von Loc): 
jteinen u. Markjcheiderjtufen 146. 
©t. bei erefutivifchen Strafbefehlen 
488. St. wegen Uebertretung berg- 
polizeil. Vorſchriften 520, J. auch 
Uebertretungen. 

Strafgeſetzbuch. Den Bergbau betr. 
Vorſchriften 525, 526, 536. 

Strafverfahren, bei bergpoliz. Ueber: 
tretungen ſ. dieſe. 

Strontianit. Verfügungsrecht des 
Grundeigenth. 59, 63. Kolliſion 
mit Bergwerksbetrieb 224. 

Subhaſtation ſ. Zwangsverfteigerung, 
Zwangsvollſtreckung. 


Tagebau, ws Eiſenerze in Elſaß— 
Lothr. 65. © . auch Grundentjchä- 
digung 

—— ſ. Bauerlaubniß. 

Taxregulirungsverfahren 604. 

Theerſchwälereien, gewerbepoliz. Ge— 
nehmigung 196. 

Sheilungatlage, ausgeſchloſſen 19, 
294. 

Zorf, vitrioliſcher Torf, nicht ver— 
leihbar 59, 65. 


Sachregiſter. 


Tradde, Kohlentradde, 
Aufhebung 577, 578, 

Transportkoſten, Anrechnung bei der 
Beiteuerung ſ. Bergwerksabgaben. 

Traßbrüche, linksrheiniſche 38. 554. 

Triebwerke, auf Bergwerken u. Auf— 
bereitungsanſt. unterliegen den Ge— 
werbegeſetzen u. der Bergpolizei 
13, 35, 199. Durch Wind be— 
wegte T. 199, 200. Wajjertrieb- 
werke 14, 200, 

Truckſyſtem J. Arbeitslohn. 


Ueberfahren, von Gängen ꝛc. |. Erb- 
ftöllner. 

Ueberfichtäfarte j. Muthungs-Ueber- 
ſichtskarte. 

Uebertretungen, bergpolizeilicher Vor— 
ſchriften 37, 520—525. Unter 
Strafe geitellte Fälle 37, 520— 
522. Strafen 37, 520, Civilrecht⸗ 
liche Haftung 522. Strafverfah- 
ren 37, 522—525; feine vorläu- 
fige Strafverfügung des Revier: 
beamten; gerichtliche Verfolgung 
u. Beltrafung 37, 523, 524, Prü- 
fung der bergpoliz. Vorjchriften 
durch die Gerichte 37, 525, 

Umbra 62. 

Umwandlung, von Längenfeld ſ. Fel- 
desummandlung ; von Gewerkſchaf— 
ten alten Rechts j. Gewerfichaft. 

Unbefugte Mineralgew. ſ. Mineral 


Traddefaß. 


gewinnung. 
Unfallverhütungsvorfehriften 510. 
Unfallverficherung, veichögejeßliche, 


457—464. Gejchäfte der Bergbe- 
börden bei der U. 482, 488, 489. 
©. auch Knappſchafts-Berufsge— 


noſſenſchaft, Knappſchaftsvereine. 
Unhlücksfälle. Verfahren 36, 37, 


516—520, Anzeigepflicht nach dem 
Bergg. 36, 516, nad) dem U. V. 
Gel. 517. Mittheilung an den 
Standesbeamten 517. Rettungs- 
arbeiten 36, 517, 518. Berpflich- 
tung zur Hülfeleiftung 36, 518. 
Unterfuhhung der U., bergpolizei- 
liche u. nach dem U. V. Gef. 519, 
520, Kojten der Rettungsarbeiten 
ıc. 37, 520. 


Sadıregifter. 


Beräußerung, von Bergwerkäeigen- 
thum f. diefes; von Kuren ſ. Kur. 

Vereine, für bergbaul. Intereſſen 510. 

Verjährung, des Anſpruchs auf 
Grundentichädigung ſ. diefe. 

Berkehrsanftalten, öffentliche. Ver— 
hältniß zum Bergbau 28, 352, 
419-428; bergrechtl. Grundjäße 
28, 419—422. Bejchränfung des 
Bergbautreibenden 28, 423; An— 
hörung deſſ., Berfahren 28, 423 
— 425. Beichräntter Anſpruch deſſ. 
auf Schadenserjaß 28, 425—428; 
Feſtſetzung 28, 427. Vorbehalt 
ettvaiger weiter gehender Entjchä- 
digungsanſprüche 28, 427, 428. 

Verleihung, von Bergwerkseigenthum 
7—10, 114—144. ©. auch Fin— 
derrecht, Muthung, Verleihungs- 
verfahren. 

Berleihungsverfahren 8-10, 132 — 
144. Schlußtermin 8, 132, 133. 
Dberbergamtl. Beihluß in Kolli- 
fionzfällen 8, 134, 135. Verlei— 
hungsurfunde, Ausfertigung 9, 
134, 138, 139, 140; Aufhebung, 
Abänderung, Berichtigung derf. 9, 
140, 142. Stempel 140. Publi- 
fationsverfahren 9, 140—149. 
Rechtsweg zur Geltendmachung 
behaupteter befjerer Rechte; Prä— 
Elufivfriften 8, 9, 134—139, 142, 
143; Unterbrechung durch Klage 
137. Dinglicher Gericht3ftand 138. 
Gegenjtand der gerichtl. Entjchei- 
dung 138. Kojten des Verleihungs— 
verfahren® 10, 138, 144. Koften- 
vorichuß 144. Situationsriß 9, 
139, Auslegung, Kopirung 143, 
j. auch Muthungs-Situationsriß. 
Aushändigung der Verleihungs— 
urkunde 143. 

Verletzung über die Hälfte, ausge— 
ſchloſſen bei Veräußerung von 
Bergwerken u. Kuren 12, 162. 

Verlochſteinung. Sehen von Loch— 
jteinen auf fremden Grundftüden, 
Entjchädigung 10, 146. Erneue- 
rung von 2. 146. Beitrafung we: 
gen Wegnahme von %. 146. 

Vermeſſung, amtliche, der Gruben- 
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felder 10, 144—146. Rechtliche 
Wirkungen 144. Theilweiſe V. 
145. B. unter Tage 145. DB. von 
Zängenfeldern 145, 146. 


Verpachtung, von Bergwerken 175; 
ſeitens einer Gewerkſchaft 21, 316, 
317. Werthitempel 175. 

Berpfändung, von Bergwerkseigen— 
tum ſ. diefes, von Kuren ſ. Kur. 

Berfaßmaterial. Verwendung ohne 
Entjchädigung des Grundbefißers 
13, 194 ; gegen Entjchädigung 195. 

Berfuchsarbeiten, des Muthers 6, 7, 
114. 

BVertheilungs- u. Aufgebotsverfahren, 
bei der Zmwangävollitrefung 182. 

DVertifallagerungsfelder 559. 

Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen 491, 
492; insbeſ. wegen Kojten der 
Bergbehörden 23, 32, 35, 80, 
104, 138, 144, 384, 436, 515, 
520; wegen Gelditrafen 492, 488; 
wegen Bergwerfäfteuern 491, 492, 
486, 605; wegen Beiträgen zur 
Knappſchafts- u. Krankenkaſſe 469, 
492; wegen GEntjchädigung des 
interimift. Repräfentanten 340. 

Berzicht, freiwilliger, auf Bergwerks— 
antheile 24, 348, auf Bergwerks— 
eigenthum ſ. dieſes. 

Vierter Pfennig ſ. Erbſtollen. 

Vierung, bei Längenfeld 145. 

Vorkaufsrecht, des Grundeigenthü— 
mers bei Grundabtretung 26, 371 
—374, 79, 617, 619, 648, 651; 
bedarf nicht der Eintragung 167. 
Kein DB. bei Uebertragung bon 
Kuren 301. Kein ®. bei zwangs— 
weijem Gigenthumserwerb 368. 

Vormerkung, im Grundbuche 167. 

Vorrecht, des Finders ſ. Finderrecht; 
des Erbſtöllners ſ. Erbſtöllner. 
V. des Bergwerkseigenthümers zum 
Muther ſ. Muthung. V. der 
Bergarbeiter betr. die Lohnrück— 
ſtände ſ. Bergarbeiter. V. der 
Knappſchafts- u. Krankenkaſſen ſ. 
dieſe. V. auf frei gewordenes Län— 
genfeld 39, 563, 564. Kein V. 
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der Gewerkichaft wegen rüdjtänd. 
Beiträge ſ. Gewerke, Gewerkſchaft. 
Vorzugsrecht j. Vorrecht. 


Waiſenunterſtützung. 
448, 449. 

Waſchgold ſ. Gold. 

Waſſerentziehung, gemeinſchädl. 504. 

Waſſerhaltungsmaſchinen 40, 567, 
570 


Herabſetzung 


Waſſerlauf. Grundabtretung für W. 
357, 362; ſ. auch Privatflüſſe. 
Waſſernutzungsrecht, des Bergbau— 

treibenden 61. 
MWaflerpolizei 505, 506. 
Waffertriebwerke ſ. Stauanlagen. 
Waflerverforgungsanitalten j. Schuß: 
bezirfe. 
Weibliche Arbeiter. Beihäftigung 
beim Bergbau 258, ſ. auch jugend- 
liche Arbeiter. Verbot der Be- 
ihäftigung unter Tage 258. 
Werksbeamte. Dienftverhältniß 236. 
MWertbpapiere. Außerkursſetzung bei 
den Knappichaftsvereinen 472,473; 
bei den Bergbauhülfsfaflen 598. 
MWerthserhöhung, bei der Grundab— 
tretung 26, 371. 
MWerthöverminderung, bei der Grund— 
abtretung 25, 364 ff.; bei der 
Grundentichädigung 27, 28, 337, 
388, 396, 401 ff. 
Meitjälifche Berggewerkſchaftsk. 597. 
MWiederfaufsrecht 26; aufgehoben 371, 
372, 374. 
Wittwenunterſtützung. Herabſetzung 
448, 449. 


Zechenbuch, obligatoriſch 36, 514, 
515. Eintragungen 36, 514. 
Zehnte, Bergwerkszehnte 599, 602, 

605, 627, 638. 

Zeugen, zum Nachweije der Yündig- 
feit 99, 100; in jtreitigen Mu— 
thungsjachen 137. 

Zimmerung und Mauerung, Beitand- 
theile de Grubengebäubes 158. 
Verbot der Wegnahme 30, 436. 

Zubehörungen, des Bergwerkäeigen- 
thums; Gegenftände, rechtliche Be- 


Sachregiſter. 


handlung 157—159. 3. bei Bergü- 
tung don Bergihäden 385, 389, 
390; bei Entziehung des Berg: 
werfseigenth. 434. Cintragung im 
Grundbucdhe 170. 

Zubereitungsfoften, Vergütung 602, 
605, 627, 638, 644, 646; f. auch 
Bergwerfsabgaben. 

Zubruchebauen, planmäßiges, der 
Oberfläche. Grundabtretung hier: 
für 357, 358, 390; Betriebsplan 
222, 502. 

Zubuße, nach älterem R. 297. Auf- 
bebung des Zubuß- u. Kabuzi- 
rungsverfahren® 341, 585. ©. 
auch Gewerkichaft. 

Zufälliger Finder ſ. Yinderrecht. 

Zufammentommen von Mineralien 
ſ. Bergwerkseigenthum, Muthung, 
Abraumſalze. 

Zuſtändigkeit ſ. Oberbergämter, Re— 
vierbeamte. 

Zuſtellung, von Verfügungen der 
Bergbehörde 618, 623, 624, 638, 
641, 643, 646; von Einladun— 
gen zu Gewerkenverſamml. 312, 
313. S. auch Poſt. 

Zwangsverſteigerung, außerhalb der 
Zwangsvollſtreckung, 180, 181; 
bei Aufhebung des Bergwerksei— 
genthums 29, 30, 433, 434, 435, 
618, 622, 649, 651; bei Hingabe 
unbewegl. Hure an die Gewerl- 
ichaft u. bei freiwilligem Verzicht 
auf diejelben 41, 585; bei dem 
Verkaufe zufammengelegter Kuxe 
43, 44, 589. 

Zwangsvollſtreckung, in verliehene 
Bergwerke, unbewegliche Kuxe, 
ſächſ. Kohlen-Abbaugerechtigfeiten 
12, 41, 46, 176—182, 607, 540, 
547. 3. nach älterem Landesrecht 
182, 618, 621, 622, 624, 637, 
640, 643, 644, 645. 3. nad) 
thein. Recht 182, 607, 608. Rang- 
ordnung der Gläubiger 608, 182, 
183, 618, 621, f. auch Arbeits- 
lohn. ©. Erefution, Verwaltungs: 
zwangäverfahren. 

Zwanzigſte 599, 603. 


Univerfität®-Bucdruderet bon Garl Georgi in Bonn. 
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